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ı Einleitung 


Das Urheberrecht ist das Recht der Urheber. Es ist ein Knotenpunkt, in dem zahl- 
lose Enden miteinander verwoben sind, Kultur und Kapital, Geist und Geld, Freiheit 
(Unabhängigkeit) und Zwang oder Tradition und Wandel. Man hat es mit einer nahezu 
unermesslichen Projektionsfläche, mit dem Herzen der bürgerlichen Welt zu tun, dem 
im Nationalmuseum präsentierten Stolz auf die eigene Geschichte und Kultur, den 
Verfassern von Nationalhymnen, den verehrten, die Gesellschaft prägenden Autoren 
und Künstlern, deren Schicksale bis ins kleinste Detail erforscht werden, und die 
Biographien voll von Kampf, Extrovertiertheit und Geheimnis, Anerkennung und 
Missachtung, Leid, Triumphen und Niederlagen hervorbringen. 

Diese Projektionsfläche muss beschränkt und genauer auf das Rechtliche reduziert 
werden, auch wenn unter dem Begriff Recht verschiedene Erscheinungen verstan- 
den werden können. Es ist aber nicht sinnvoll, den aktuellen Stand des Rechts als 
Vollendung oder krönenden Abschluss der Entwicklung anzusehen, um sodann nach- 
zuforschen, inwieweit dessen einzelne Momente zu welchem Zeitpunkt verwirklicht 
waren. Zwar muss Geschichtsschreibung immer aus einem nicht abgeschlossenen 
Geschehen und einer Fülle von Ereignissen, Entscheidungen, Wirkungen und Inter- 
dependenzen einzelne Momente auswählen, jedoch lässt sich daraus nicht folgern, 
man dürfe nur die Momente hervorheben, die der »Profilierung unserer eigenen Zeit« 
oder der eigenen Anschauung dienen.' Solche Analysen haben den Nachteil, dass ein 
gängiges Interpretationsmuster in ein Umfeld gesetzt wird, in dem auf der Grundlage 
anderer Werte gehandelt wurde. Jede Zeit hat ihr eigentümliche Umstände und ist ein 
durch sie geprägter Zustand, so dass aus diesem Zustand heraus entschieden wurde 
und allein entschieden werden konnte.” Für diese Untersuchung soll auch nicht auf 
die wirkungslose bloße Vorstellung eines Rechts abgestellt werden, sondern auf die 
Rechtsverhältnisse und damit dem Wirken des Rechts in der Gemeinschaft. Im juristi- 
schen Sinne ist Urheberrecht eine Sammlung von Normen oder Rechtssätzen, die der 
Staat als Herrschafts- und Ordnungsinstrument durchzusetzen verspricht. Als ein die 
Rechtsbeziehungen zwischen Privaten regelndes Instrument betrifft das Urheberrecht 
erkennbare Handlungen, Gegenstände oder Möglichkeiten. Besondere Rechte für die 
besondere Person sind im Privatrecht selten geworden, weil dort in aller Regel rechtlich 
gleichgestellte Personen aufeinandertreffen, die mit den gleichen rechtlichen Waffen 


" DiwAup, Anspruch auf Mündigkeit, S. 7. 
” HEGEL, Philosophie der Geschichte, S. 9. 
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auf dem Kampfplatz des Rechts ausgestattet sind. Dies gilt auch für das Urheberrecht. 
Es wird zwar oft als ein Schutzrecht zugunsten der Urheber dargestellt, ist aber kein 
persönliches Recht der Urheber, sondern in erster Linie ein Sonderrecht an den von 
den Urhebern geschaffenen Werken. Das Rechtsverhältnis und damit das Urheberrecht 
betrifft die Beziehungen der Personen untereinander, nicht die Beziehung einer Person 
zu einer Sache oder einem Werk. Urheber im heutigen Verständnis ist die Person, die 
ein sogenanntes Werk im Sinne des Urheberrechts geschaffen hat (das urheberrechtli- 
che Werk definiert die Person Urheber). Er gilt gemeinhin als der erste Inhaber der 
besonderen Rechte. Die Produktion der Werke wird vom Urheberrecht nicht erfasst, 
sondern nur das in irgendeiner Form mehreren Menschen zugängliche Ergebnis der 
Tätigkeit. Das Urheberrecht gilt auch nur im Zusammenhang mit den Werken und 
selbstverständlich nicht für den Kaufvertrag, mit dem der Maler Pinsel und Farben 
erwirbt. 

Bei der Inkraftsetzung und Gestaltung der Rechtsnormen lassen sich unterschiedli- 
che Aspekte nennen. Die Regelungsmethode betrifft die Frage, ob das Recht auf einer 
Entscheidung im Einzelfall ohne allgemeine Wirkung (typisch: Urteil) oder mit all- 
gemeiner Wirkung (etwa dem Privileg) oder einem Gesetz beruht. Daneben steht 
die das Recht setzenden Person, die beispielsweise als Richter durch ein Amt, als Fürst 
von Gottes Gnaden oder als Gremium (Parlament, Ministerrat) durch ein bestimmtes 
Verfahren zu dieser Position berufen sein kann. Im 15. Jahrhundert war die Verbindung 
zwischen dem Staat und dem Recht nicht zwingend oder selbstverständlich, schon 
allein weil es den Staat als solchen nicht unbedingt gab. Die durch den Staat garantierte 
Rechtsordnung und die von ihm monopolisierte Position, als einziger legitim letztlich 
mittels des Gewaltmonopols durchsetzbare Normen zu erlassen, sind das Ergebnis 
eines »sehr langsamen Entwicklungsprozesses«.? Zünfte und Gilden nahmen in England, 
Frankreich und Deutschland® maßgeblichen Einfluss auf die rechtliche Entwicklung. 
In einem bestimmten politisch begrenzten Territorium existierte zu Beginn der Neu- 
zeit oft kein allgemeingültiges Recht und kein klar definiertes Zivilrecht. Teilweise 
wurde das Recht auch als eine Art Rechtfertigung für ein bestimmtes Handeln im 
Einzelfall oder eine hervorgehobene Position angesehen. Allgemeine Rechtsnormen 
mussten damit nicht zwingend verbunden sein. So gab es im Heiligen Römischen 
Reich gleichzeitig und nebeneinander zulässigen Nachdruck, Druckprivilegien und 
ein generalisiertes Nachdruckverbot. Nachdruck war im damaligen Verständnis der 
»Wiederdruck oder neue Abdruck gegen den Willen [...] derer, welche den ersten oder Ori- 
ginaldruck veranstalteten.«° Die venezianische Signoria erließ 1603 ein Gesetz, wonach 


? WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 659, 2. Halbbd., 8. Kap. $ ı. 

* Der Begriff Deutschland wird hier grob für die deutschsprachige Region verwendet, da es keine 
Nation, kein konstantes Territorium und keine einheitliche politischer Gemeinschaft gab. 

°_ Krug, Handwörterbuch der philosophischen Wissenschaften, Bd. 3,S. 3. Wenn diese selbst einen neuen 
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ein Privileg bei Neuheit des Werks zu gewähren war. Hier vermengten sich bereits das 
aus hoheitlicher Gnade gewährte Privileg mit dem garantierten Anspruch auf Erteilung 
des Monopolrechts (die Nähe zum modernen Patentrecht ist offensichtlich). 

In den Städten, den Orten des Handels und Gewerbes, bildeten sich am frühesten die 
für die Geldwirtschaft und Tauschbeziehungen zwischen Fremden allgemeingültigen 
Regeln aus, die sich schließlich in den größeren Gebieten (teilweise abrupt wie nach der 
französischen Revolution) gegen die ständische und feudale Ordnungen durchsetzten. 
Erst am Ende des untersuchten Zeitraums steht der Begriff Recht für allgemeingülti- 
ge Normen, die erlassen werden, um ein kommendes Geschehen zu ordnen. Diese 
Normen wirken für die Zukunft und sind mit Hoffnungen verbunden, dass sie einen 
bestimmten Effekt zur Folge haben werden. Der Möglichkeit der Durchsetzung der 
eigenen Interessen gegen den Willen anderer wurden Grenzen gesetzt, da dies nur 
noch auf dem staatlichen Rechtsweg zulässig sein sollte (der einen Rechtsstreit mit 
dem rechtsprechenden Urteil auf der Grundlage eines in der Vergangenheit liegenden 
Geschehens beenden soll). 

Von entscheidender Bedeutung ist der konkrete Inhalt der Normen, die zumeist 
einen gebietenden, ermächtigenden oder verbietenden Charakter haben. Hier sind 
neben der wesentlichen Frage, wie umfassend das Verbotsrecht ist, eine Vielzahl ty- 
pischer Abstufungen der Regelungen etwa im Hinblick auf Formalitäten und andere 
Handlungen möglich. Für die Entstehung des Rechts (oder die Möglichkeit der Kla- 
ge) wird typischerweise zwischen In- und Ausländern (etwa Staatsangehörigkeit oder 
Wohnsitz) unterschieden. Bei Ausländern kann es auf internationale Verträge oder 
Abkommen, Gegenseitigkeit oder den Ort der Handlung (etwa Erstveröffentlichung) 
ankommen. Für die Entstehung des Rechts kann ein schriftlicher Vertrag, die Registrie- 
rung bei einer dazu berufenen Stelle, die Abgabe von Kopien (Pflichtexemplare) oder 
die öffentliche Erklärung eines Vorbehalts konstitutiv sein. Auf der Rechtsfolgenseite 
kann etwa das Verbot, Kopien herzustellen oder zu nutzen, von dem Anspruch auf 
Schadensersatz (der wiederum vollkommen unterschiedlich berechnet werden kann) 
getrennt sein. So kann beispielsweise das Verbot auch ohne Registrierung gelten, wäh- 
rend die Verpflichtung zur Zahlung von Schadensersatz sie voraussetzt. Die Ausübung 
der Rechtsetzungs- oder Gesetzgebungsbefugnis wird oft von Diskussionen über den 
möglichen Inhalt und Begründungen für die konkret erlassenen Normen oder Entschei- 
dungen begleitet. Begründungen erfüllen diverse Funktionen. Bei Urteilen kann die 
Möglichkeit der Überprüfung durch eine höhere Institution oder Instanz bestehen. In 


Abdruck vornahmen, wurde dies eine neue Auflage oder Ausgabe genannt. $ 4. des Gesetzes betreffend das 
Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Kompositionen und dramatischen Werken 
(1870, Norddeutscher Bund) übernahm dieses Verständnis: »Jede mechanische Vervielfältigung eines 
Schriftwerkes, welche ohne Genehmigung des Berechtigten hergestellt wird, heißt Nachdruck und ist 
verboten.« 


4 ı Einleitung 


anderen Fällen haben die Begründungen zumeist legitimierende Zwecke, indem sie die 
Gerechtigkeit, Richtigkeit oder etwa Zweckmäßigkeit der Norm oder Entscheidung 
behaupten. Auch wenn Fürsten (durch Gottes Gnaden) oder etwa Parlamente (durch 
ein quantitatives Wahlverfahren) ihre prinzipielle Kompetenz zur Rechtsetzung her- 
ausheben und insofern einzelne von ihnen gesetzte Normen bereits aufgrund dieser 
Stellung Geltung beanspruchen, werden oft ergänzend Begründungen in der Sache 
gegeben. Gesetze müssen sich typischerweise auf der Grundlage bestimmter in der 
Gemeinschaft anerkannter Werte legitimieren, wobei nicht nur der Inhalt der Normen, 
sondern auch die Werte unterschiedlicher und umkämpfter Natur sein können. Die 
Werte und Ziele eines Gesetzes sind aufgrund ihrer Unbestimmtheit selten Inhalt der 
Regelung (wenn doch, entwickelt sich regelmäßig eine fachlich-technisch spezifizierte 
Kasuistik). Wesenhaft urheberrechtlich sind nur die Diskussionen und Begründungen 
für eine bestimmte Regelung, deren konkreter oder diskutierter Inhalt und die Urteile, 
während Änderungen der Regelungsmethoden oder der rechtsetzenden Person Teil 
der allgemeinen Rechtsentwicklung sind. 

Die ersten urheberrechtlichen Regelungen kamen auf mit dem Buchdruck als ei- 
ne neue Technik zur Vervielfältigung der Werke; keine politische oder territoriale 
Gemeinschaft hatte besondere Regelungen in dieser Hinsicht.° Für ein hoheitlich 


° Auch im chinesischen, arabischen und jüdischen Kulturkreis war ein Urheberrecht nicht bekannt, 
vgl. Hesse, The rise of intellectual property, S. 26-29. 

Bei den Zeitangaben ist zu beachten, dass der Gregorianische Kalender zu unterschiedlichen Zeit- 
punkten eingeführt wurde, in den katholischen Reichsständen des Heiligen Römischen Reichs etwa 1582, 
in Großbritannien erst 1752. 

Zitate wurden buchstäblich entsprechend den Quellen wiedergegeben. Auf eine Auszeichnung der 
veralteten Schreibungen, ungewöhnlichen Zeichensetzung, inhaltlichen oder orthographischen Fehler 
mit einem zugesetzten [!] wurde aus Gründen der besseren Verständlichkeit verzichtet. Zitate im Lauftext 
wurden von Anführungszeichen umschlossen und kursiv gesetzt. Längere Zitate sind eingerückt und 
in einer kleinere Schrift dargestellt. Einfügungen oder Auslassungen sind durch eckige Klammern 
gekennzeichnet. Hervorhebungen im Original sind unter Beachtung folgender Regelungen übernommen 
worden: 

Die Hervorhebung von Stichwörtern in fetter Schrift, die im Original lediglich der Orientierung 
dient, wurde nicht übernommen. Andere Hervorhebungen im Original wurden in den im Lauftext 
kursiv gesetzten Zitaten in gerader Schrift gesetzt. Bei den längeren, abgesetzten Zitaten wurden die 
Hervorhebungen des Originals kursiv gesetzt. Zitate im weiteren Sinne sind auch Titel von Büchern, die 
im Fließtext durch Kapitälchen gekennzeichnet wurden. 

Bei älteren Werken, insbesondere solchen in der bis Anfang des 20. Jahrhunderts im deutsch- 
sprachigen Raum meistbenutzten Druckschrift Fraktur, wurde der gesperrt gesetzte Text durch kursive 
Schrift ersetzt. Ersetzt wurde auch die in einem Original in Fraktur vor allem für lateinische Worte oder 
Wortbestandteil benutzte Antiquaschrift durch Kursivschrift. 

Die Jahresangaben im Literaturverzeichnis beziehen sich auf das Druckdatum des jeweiligen Ex- 
emplars im Impressum, nicht auf das Erscheinungsdatum. Die jeweiligen Fundstellen wurden mit der 
Seitenzahl angegeben. Hat das Werk auch Randziffern, wurden diese zusätzlich angegeben. Eine Ausnah- 
me gilt für die Klassiker, bei denen ein bestimmte Zitierung üblich ist. Dies betrifft beispielsweise die Bibel, 
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angeordnetes individuelles Recht an einzelnen Werken musste neben das Interesse 
an der Zensur das Bestreben treten, den konkreten privatrechtlichen Bereich für ein 
Territorium zu organisieren (die Staatsräson erstreckte sich auch auf den Buchhandel). 
Von dem noch kaum differenzierten Recht in der Zeit der Reformation divergierten 
die rechtlichen Gestaltungen in Deutschland, Frankreich und Großbritannien, weil 
auch die wirtschaftliche und rechtliche Entwicklung nicht parallel verlief. Frühester 
Anlass für eine hoheitliche Sonderbehandlung des Buchhandels war das Interesse an 
der Zensur, das mit der Reformation und den Religionskriegen dominierte. Das reine 
Zensurverbot führte allerdings nicht zu individuellen Rechten an einzelnen Werken. 
Der wirtschaftlich bedeutende Teil, das exklusive Kopierrecht, entwickelte sich parallel 
mit der Verbreitung des Buchdrucks und -handels. Kaum war die Technik erfunden 
und verbreitet, stand die Frage der Ausschließlichkeitsrechte auf der Tagesordnung. Die 
Sonderrechte an den Werken wurden ohne besondere Berücksichtigung der Autoren 
behandelt, weil es zunächst darum ging, die vor allem in den Bibliotheken der Klöster 
vorhandene klassische Literatur einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Das absolutistische System in Frankreich, die Befugnisse des englischen Parlaments 
beim Erlass von Gesetzen und die territoriale Zersplitterung Deutschlands mit einem 
Kaiser, dessen Kompetenzen in den Wahlkapitulationen immer geringer wurden, waren 
von entscheidender Bedeutung für den jeweiligen Verlauf. Die Regelungen wurden ent- 
sprechend den politischen Machtkonstellationen unterschiedlich gestaltet, einerseits im 
Einklang mit dem jeweils herrschenden System, andererseits aber von vergleichbaren 
wirtschaftspolitischen Interessen getragen. In England hatten die Verleger, sie waren in 
einer Gilde mit hoheitlichen Befugnissen gegenüber den eigenen Mitgliedern organi- 
siert, die Möglichkeit, das System der Rechte an den Werken weitgehend frei im eigenen 
Interesse zu gestalten. Das Copyright erfuhr seine Ausgestaltung als Handelsgut. Es 
zeigt sich ein vergleichsweise geschlossenes Bild mit den übergreifend bedeutenden 
Elementen, namentlich (i) Zensur, (ii) Gilden, (iii) Ausschließlichkeitsrechte, (iv) das 
aufstrebende Bürgertum, das Berechenbarkeit und Garantien für seine Investitionen, 
folglich ein allgemein gültiges Gesetz fordert, sowie schließlich (v) die Tendenz der im 
freien Markt etablierten Unternehmer, den freien Markt durch Marktzutrittsschran- 
ken wieder zu beseitigen. In der Zeit des Merkantilismus sorgte der Staat im eigenen 


Platon (Stephanuspaginierung), Kant (Ausgabe der Königlich Preußischen Akademie, Akademieausgabe) 
oder Marx (Marx-Engels-Ausgabe des Berliner Verlags Dietz). Bei Werken, die in zahlreichen Ausgaben 
erhältlich sind, sind ergänzend zur Seitenzahl weitere Angaben (Kapitelnummerierung) aufgenommen 
worden. 

Fällt die Fußnotenziffer mit einem schließenden Satzzeichen zusammen, so bezieht sich die Fußnote 
auf den ganzen Satz oder Absatz, wenn die Fußnotenziffer nach dem schließenden Satzzeichen steht. 
Bezieht sie die Fußnote sich nur auf das unmittelbar vorangehende Wort oder eine unmittelbar vorange- 
hende Wortgruppe, so steht die Fußnote vor dem schließenden Satzzeichen oder auch mitten im Satz. 
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Interesse für seine Unternehmen. Die Wirtschaftspolitik war unter anderem geprägt 
von der Förderung von inländischen Investitionen, neuer Produktionsmethoden und 
der Herstellung neuer Produkte im eigenen Land. 

Die Gründe für das Urheberrecht sind nicht zwingend deckungsgleich mit den 
Begründungen für das Urheberrecht, so wie auch die versprochenen, behaupteten 
oder erhofften Wirkungen einer Regelung möglicherweise nur zum Teil oder gar nicht 
eintreten. Betrachtet man die Umstände, in denen das Urheberrecht als besonderes 
Recht an Werken entstand oder im Streit stand, lassen sich in Großbritannien, Frank- 
reich und Deutschland deutliche Parallelen feststellen. Das Ausschließlichkeitsrecht 
manifestierte sich zuerst als Wunsch nach einer rechtlichen Möglichkeit, einem an- 
deren den Druck, allgemeiner: das Kopieren eines bestimmten Objektes, untersagen 
zu können, dies mit dem Ziel, den konkurrierenden Handel mit den gleichen oder 
vergleichbaren Objekten zu unterbinden. Die rechtlichen Bedingungen für die Ent- 
stehung des geistigen Eigentums, dessen Inhalt und Grenzen regeln zugleich, ob und 
unter welchen Umständen Wettbewerb zulässig ist. Unternehmer waren und sind an 
den wirtschaftlichen Vorteilen, die sich aus einer monopolistischen Stellung ergeben, 
interessiert. Sie versuchen deshalb besondere Gründe für ein Ausschließlichkeitsrecht 
gerade für ihre Tätigkeit darzulegen, während diejenigen der Zulieferer oder Abnehmer 
in der Regel bekämpft werden. 

Die ökonomischen Interessen der Verleger hatten eine entscheidende Rolle bei der 
Entwicklung des Rechts, fielen aber nicht mit dem allgemeinen Interesse zusammen, 
sondern waren immer auch vom Bestreben geleitet, den Wettbewerb einzuschränken. 
Sie waren die treibenden Kräfte für, teils aber auch gegen ein Nachdruckverbot, und 
hauptsächlich sie gaben die Impulse und Anregungen für Rechtsänderungen. So 
wurde das right to copy der englischen Buchhändler Grundlage des Copyrights; in 
Deutschland lieferte der Börsenverein des Deutschen Buchhandels die Blaupause für 
das erste Urhebergesetz im Kaiserreich, und für die Interessen der Autoren sprach im 
Reichstag, keineswegs außergewöhnlich, ein Verleger. Da in Deutschland, England oder 
Frankreich die erste Initiative für ein Verbot des Nachdrucks nicht von der Bevölkerung, 
den Herrschern, den Autoren, den Philosophen oder den Wissenschaftlern, sondern 
von den Verlegern ausging, tritt der Markt für literarische Erzeugnisse aus historischer 
Sicht in den Vordergrund. Es wäre wissenschaftlich unredlich, wenn man davon 
spräche, dass die Autoren oder die Künstler das Urheberrecht verlangt hätten, auch 
wenn es aus diesem Kreis entsprechende Forderungen gab (jedoch fehlte ihnen das 
politische Gewicht und die erforderliche Beständigkeit, auf den Erlass von Normen 
wirksam Einfluss zu nehmen). 

In den Gebieten, in denen ein Markt und die Möglichkeit des Wettbewerbs ent- 
standen, entwickeln die führenden Unternehmer zugleich Strategien, wie sie ihre 
Konkurrenten ausschalten und den Wettbewerb begrenzen können. Das am Geld- 
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gewinn orientierte Wirtschaftssystem hat eine immanente Disposition, dass einige 
Unternehmer zu Marktmacht kommen und diese aufrecht erhalten wollen. In dem 
jahrhundertelangen Kampf um das Ausschließlichkeitsrecht wurde ein nahezu un- 
durchschaubares Arsenal an Argumenten entwickelt. Die finanziell zumeist bestens 
ausgestatteten Verleger zeigten sich dabei als sehr beweglich: 1643 wurden die von 
Elend bedrohten Witwen und Waisen angeführt, 1696 war es die Zensur, 1706 waren es 
die Arbeitskräfte und liberal denkende Autoren, die Mischkalkulation, die Überpro- 
duktion und gleichzeitig die Unterproduktion von Büchern aufgrund ungesicherter 
Absatzchancen. Solange es kein Ausschließlichkeitsrecht gab, kämpften die führenden 
Verleger für einen weitreichenden, möglichst ewig dauernden Schutz ihrer wohlerwor- 
benen Verwertungsrechte, für die der rechtliche Status Eigentum angestrebt wurde, mit 
der Begründung Investitionsschutz, wenn sie alte Werke veröffentlichten, oder mit der 
Begründung, Innovationsschutz, wenn sie neue Werke veröffentlichten. So wird seit 
über dreihundert Jahren wird auf diesem Feld ein Streit geführt über die Frage, ob die 
Verwendung des Begriffs geistiges Eigentum (in England als property) berechtigt ist. 
Eigentum war Zedlers zigtausend Seiten starken Lexikon aus der ersten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts noch keine fünf Zeilen Wert. Jedoch wurde es für viele ein magischer 
Begriff, der nicht nur an ein Glaubensbekenntnis erinnert, sondern eines mit einem 
sehr materiellen Heilsversprechen ist: Art. 17 der Declaration des Droits de ’Homme 
et du Citoyen bezeichnet es als ein unverletzliches und geheiligtes Recht. Eigentum 
als Rechtsregel beansprucht neben den im Hinblick auf die Verfügungsmacht an den 
vorhandenen Gütern und Chancen indifferenten Rechten Freiheit, Gleichheit und 
politischer Teilhabe als Menschenrecht globale Geltung. 

Im Laufe der Zeit kamen neue Vervielfältigungstechniken hinzu. Sie schufen neue 
Märkte, die zwischen den Unternehmern neue Verteilungskämpfe um deren Beherr- 
schung auch durch rechtliche Instrumente auslösten. Die Monopolisierung von Er- 
werbschancen hatte kaum etwas mit den angeblich im Vordergrund stehenden Urhe- 
bern zu tun, sondern war nahezu ausschließlich eine Frage, ob und unter welchen 
Bedingungen dem Begehren der ökonomisch an dem Monopol interessierten Unter- 
nehmern nachgegeben wurde. Diese treibende Kraft stand bei allen Bemühungen für 
entsprechende Regelung evident an erster Stelle. Die Einbeziehung des Urhebers, der 
heute in den Begründungen zumeist als Schutzsubjekt genannt wird, beruhte zunächst 
auf der Überlegung, dass er den wirtschaftlichen Vorteil” aus einer Symbiose mit dem 
Verleger erfährt: Wenn der Verleger (oder der Autor im Selbstverlag) mit einem Werk 
einen hohen Gewinn erzielt, kann er dem Autor auch ein hohes Honorar bezahlen. 
Wird das Werk nachgedruckt, reduziert dies den Gewinn des Verlegers und damit das 


7” Daneben gab es zwar immer wieder Streitigkeiten um Plagiate und ähnliche Beschwerden, die jedoch 
kaum für das Recht als bedeutsam angesehen wurden. Zu deren Klärung war auch kein umfassendes 
Nachdruckverbot erforderlich. 
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Honorar des Autors, der am Gewinn des Verlegers partizipiert. Da der Autor vom 
Verleger nur bezahlt werden kann, wenn der Verleger Gewinn erwirtschaftet, geht es 
also auch darum, wie der Verlag sich in das allgemeine Wirtschaftssystem integriert 
und wie der Verleger sein Geschäft organisierte. 

Die Befürworter eines Nachdruckverbots (das vor allem den Handel mit Nachdru- 
cken meinte) saßen jeweils im Zentrum des Handels, also in Leipzig, Paris und London. 
Hatten sie das Recht, wurde das geistige Eigentum von den Verlegern aus der Provinz 
bekämpft. Der Streit, ob der eine Verleger anderen den Vertrieb von Kopien unter- 
sagen kann, und der Kampf um das Urheberrecht als Institut traten auf, sobald der 
Absatz für das Handelsgut Buch in Gefahr geriet. Es traten Verleger gegen Verleger 
im Verteilungskampf um die Druckrechte an: Die führenden Verleger setzten sich 
für eine dem Sacheigentum ähnliche Gestaltung ein, während die Neueinsteiger die 
Markteintrittsschranke bekämpften. Der erste hier dargestellte Streit trat in England 
um 1580 auf, also nur zwei Jahrzehnte nach Umsetzung der Aufteilung der Rechte 
durch Privilegien oder gildeninterne Regelungen, als die kleinen Drucker mit einer 
Petition of the Poor sich gegen die Ausschließlichkeitsrechte der privilegierten Groß- 
verleger wandten. Unternehmer, Handel und Gewerbe votierten keineswegs pauschal 
für oder gegen Monopole, sondern strebten nur eine eigene marktmächtige Stellung 
an (während die Befürwortung fremder Monopole nahezu ausgeschlossen ist). Diese 
Haltung allein bot bereits (wenn die Monopole mittels allgemeingültiger Gesetze wie 
dem Patent- oder Urheberrecht erteilt werden) ausreichend Streitstoff für eine diffe- 
renzierte und stets neu zu verhandelnde Abgrenzung. Dies führte allerdings selten 
zur vollständigen Aufhebung der Monopole, sondern zumeist nur zu einer Differen- 
zierung oder zur Gewährung zusätzlicher Rechte an Dritte. Außenstehende, die an 
den (durch die Monopolisierung erhöhten) Gewinnen teilhaben wollten, bekämpften 
das Ausschließlichkeitsrecht, indem sie es missachteten (etwa durch Schmuggel oder 
Nachdruck) und dessen Aufhebung forderten. Sobald sie selbst Vorteile aus einem 
Monopol ziehen konnten, wandelte sich ihr Interesse, weil sie nun das Hinzutreten 
neuer Wettbewerber verhindern wollten, so dass der Inhalt der Entscheidung (für oder 
gegen ein bestimmtes Monopol) hauptsächlich heteronom bestimmt erscheint. Die 
Monopole waren mit der Macht einzelner Interessengruppen zur Durchsetzung der 
Sonderrechte verbunden. Umgekehrt deutet die Beseitigung der althergebrachten Son- 
derrechte entweder auf einen weitreichenden Machtverlust der Interessengruppe hin 
(wie sie etwa das Handwerk im 19. Jahrhundert erlebte) oder bedurfte einer geradezu 
revolutionärer Umwälzung. 

Während die historischen Grundzüge im Hinblick auf die Druckschriften bis in die 
Zeit der Reformation hinein eine ähnliche Ausprägung aufwiesen, unterschied sich 
der weitere Werdegang. Die Rechtsentwicklung in Großbritannien und Frankreich 
einerseits und Deutschland auf der anderen Seite war zunächst gegenläufig. Es geht also 
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nicht nur um die zahlreichen Gemeinsamkeiten,® sondern auch darum, herauszuarbei- 
ten, wieso es - ausgehend von keinerlei besonderen Rechten an den Werken - keine 
gleichförmige Rechtsentwicklung gab.? Vor allem Deutschland ist interessant, weil der 
Großteil der gewerblichen Tätigkeit in gewisser Form monopolisiert oder kartellähnli- 
chen Organisationen überlassen und nahezu die gesamte Produktion von Neuwaren 
über Zünfte oder mit Ausschließlichkeitsrechten ausgestattete Manufakturen in territo- 
rial begrenzte, abgeschottete Märkte parzelliert war. Die Buchproduktion nahm eine 
Ausnahmestellung ein, denn Deutschland war für die Ware Buch eine Freihandelszone. 
England und Frankreich konnten nationale Regelungen erlassen; im deutschsprachigen 
Markt gab es keine Einheitlichkeit und kein generelles Ausschließlichkeitsrecht an den 
Werken zu Gunsten der Autoren oder Verleger, weil zur Unternehmerkonkurrenz der 
Staatenwettbewerb hinzutrat. Entscheidend waren neben dem Ausmaß, in dem die 
Buchhändler oder Verleger Einfluss auf die Rechtsentwicklung nehmen konnten, ins- 
besondere die variierenden Größen der monopolisierbaren Absatzgebiete (die für eine 
wirtschaftlich sinnvolle Buchproduktion eine notwendige Mindestgröße aufweisen 
mussten). War das Absatzgebiet zu klein, um eine hinreichend große Anzahl von Nach- 
fragern zu monopolisieren, unterblieb sie. Erst wenn die Größe des Absatzmarktes eine 
wirtschaftliche Produktion ermöglichte oder durch zwischenstaatliche Verträge das 
gegenseitige Nachdruckverbot sichergestellt war, wurden Regelung zur Begründung 
von geistigem Eigentum erlassen. Wirtschaftliche Überlegungen waren zwar nicht 
zwingend der Grund für den Erlass von Sonderrechten an den Werken. Sie waren 
jedoch dann ein Hinderungsgrund, wenn das Kopierverbot dem inländischen Gewerbe 
nur Nachteile zeitigte. 

Das Urheberrecht wird oft als eine junge Errungenschaft, eine Frucht der Aufklärung, 


° Kaum Beachtung wird dem Aspekt geschenkt, wer wann was zum ersten Mal zum Ausdruck gebracht 


haben soll. Dies fällt schon deshalb schwer, weil der Buchhandel von Anbeginn an international war. 
Die deutschen Verleger waren bspw. bestens über die Argumente ihrer britischen und französischen 
Mitstreiter informiert. Ferner sollen Ausnahmen auch Ausnahmen bleiben. Wenn etwa Alexander Pope 
mit dem Copyright hohe Einnahmen erzielen konnte, besagt das nicht viel über die Wirkung des Rechts 
im Generellen, wenn man solche Fälle in drei Jahrzehnten an einer Hand abzählen kann. 

° Die historischen Untersuchungen zu der Entwicklung des Urheberrechts werden oft als nationale in 
sich abgeschlossene Abläufe dargestellt. In Deutschland konzentriert sich die rechtshistorische Wissen- 
schaft auf die von den Staaten erlassenen Privilegien. Zahllose bedeutende Verleger hatten ihren Sitz aber 
in Freien Reichsstädten wie Augsburg, Frankfurt am Main, Köln oder Nürnberg und die Städte erteilten 
keine Privilegien im eigentlichen Sinne. Im Buchhandel war vielmehr der internationale Handel auf dem 
Kontinent üblich. Bis zum Dreißigjährigen Krieg war die Frankfurter Messe das internationale Zentrum 
des Buchhandels mit vorrangig lateinischen Schriften. Coıng, Einheitliches Forschungsgebiet, S. 1-5, hatte 
darauf hingewiesen, dass die rechtshistorischen Arbeiten in erster Linie die Rechtsgeschichte einzelner 
Nationen behandeln, während die Rechtsentwicklung sich nicht an die Grenzen der Nationalstaaten halte. 
Die Kräfte, welche die Rechtsentwicklung in den Jahrhunderten der Neuzeit bestimmten, lägen schon im 
Spätmittelalter. Beides trifft jedenfalls auf das Urheberrecht zu. 
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die mit dem Ende des ständischen und absolutistischen Systems, der gesellschaftlichen 
und politischen Selbstbeteiligung und der Emanzipation der bürgerlichen Gesellschaft 
einhergeht, dargestellt.'° In erster Linie ist es aber ein Relikt der aus dem späten Mittel- 
alter stammenden Wirtschaftspolitik, das in der Aufklärung - anders als zahlreiche 
andere Monopole - nicht beseitigt wurde. Die historische Entwicklung zeigt für die 
Zeit der Aufklärung bestenfalls ein Stocken oder einen Stillstand des Prozesses, in Groß- 
britannien oder Frankreich eine Reduktion der Rechte. In der deutschen juristischen 
Diskussion im ı8. und der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts über die Einführung 
des Nachdruckverbots stand das Eigentum im Zentrum. Da das Nachdruckverbot 
aufgrund der im 19. Jahrhundert dominierenden, am römischen Recht orientierten 
historischen Rechtsschule jedoch kein juristischen Eigentum sein durfte, weil Eigentum 
nach der damaligen Anschauung einen fest umrissenen Gegenstand hatte, konnte auch 
ein romantischer Zug der Zeit Fuß fassen (was nicht heißen soll, dass das Urheber- 
recht romantischer wäre als das Kreditsicherheitenrecht)."" Der Begriff des geistigen 
Eigentums, der in gewisser Art den vermögensrechtlichen Teil des Urheberrechts wi- 
derspiegeln sollte, wurde im Zuge des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuches 
auch in normativer Hinsicht abgelöst durch die Kategorien Persönlichkeitsrecht und 
Immaterialgüterrecht als subjektive und absolute Rechte.'* Da das Persönlichkeitsrecht 
sich nicht vor 1850 auszubilden begann, muss man dies als rechtshistorische Tatsache 
akzeptieren. Setzt das Urheberrecht im aktuellen deutschen Verständnis beides, das 
Vermögens- und das Persönlichkeitsrecht voraus, kann man vor dieser Zeit nicht von 
Urheberrecht im aktuellen deutschen juristischen Verständnis sprechen (und es folglich 
auch nicht als Produkt der Aufklärung bezeichnen). 

Bis in das 19. Jahrhundert hinein gab es vor allem zwei Methoden der gewerblichen 
Vervielfältigung von Werken: der Druck und die Aufführung auf der Bühne. Für 
beide Methoden wurden im 16. Jahrhundert bereits Privilegien erteilt. Über diesen 
Regelungsgehalt gelangte man bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts kaum hinaus; in 
den erlassenen Normen sowieso nicht. Monopole wurden mit ihrem Aufkommen 
- wie auch der Zins mit der Verbreitung der Geldwirtschaft - zunächst als Wucher 


"° Schack nennt beispielsweise nahezu ausschließlich Quellen aus dem 18. Jahrhundert. Soweit SCHACK, 
Rechtfertigung des Urheberrechts, 133, utilitaristische Begründungen aus den letzten zwanzig Jahren anführt, 
übersieht er, dass diese im 18. Jahrhundert längst bekannt waren. 

"" Das Urheberrecht müsse unterschieden werden vom bloßen geistigen Eigentum, das wiederum im 
Gegensatz zum Sacheigentum steht. JÄnICH, Geistiges Eigentum, S. 134 f.; RIGAMONTI, Begriff und Theorie, 
S. 37-45; BGH GRUR 1991, 523. Die Verquickung von Persönlichkeits- und Vermögensrecht spiegelt sich 
in der rechtshistorischen Literatur wieder. Dort werden die Begriffe geistiges Eigentum, Immaterialgut 
und Urheberrecht oft gleich behandelt und Bestimmungen, die ein eigentumsähnliches Recht, jedoch 
nicht die Urheberpersönlichkeit schützen, als gewerberechtliche Bestimmungen eingestuft und nicht 
weiter beachtet. 

” KLiIPPEL, Idee des geistigen Eigentums, S. 121. 
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kritisiert, da sie hohe Preise zur Folge hatten (bei handwerklichen Gütern kam die 
schlechtere Qualität hinzu). Diese Kritik betraf auch den Buchhandel. Diesem Miss- 
stand gegenüber blieben die Regierungen nicht untätig, sondern suchten Auswege 
über die Begrenzung, Aufhebung oder Befristung der Ausschließlichkeitsrechte. In 
Großbritannien ging es dementsprechend um Verminderung des Schadens durch Mo- 
nopole, die für den Buchhandel wiederholt begrenzt, abgeschafft und wieder eingeführt 
wurden. Nachdem das Statute of Anne in der Praxis von den Londoner Verlegern 
insofern missachtet wurde, als dass auch nach Fristablauf des Monopolrechts kein 
Wettbewerb entstand, kam der entscheidende Impuls von den schottischen Verlegern. 
In der Entscheidung Donaldson v. Becket (1774) ging es erneut um die nachteiligen 
Wirkungen der Ausschließlichkeitsrechte und die Dauer des von der Gilde geprägten 
Exklusivrechts. In Frankreich war die Lage insofern ähnlich, dass die ewig dauernden 
Sonderrechte an den Schriftwerken bekämpft wurden. Zugleich wurde die absolutis- 
tische Rechtsetzungsmacht und die Regelungsmethode der Privilegien immer mehr 
bestritten, während die Inhaber der Sonderrechte auf deren Fortbestand pochten. Aus 
vernünftigen Überlegungen der teilweise subversiv agierenden aufklärerischen Autoren 
auf der Grundlage der bürgerlichen Rechte Freiheit, Gleichheit und Eigentum ließ sich 
das Urheberrecht nicht begründen, denn der lediglich Wettbewerb betreibende Nach- 
drucker beeinträchtigte weder das entsprechend dem damaligen Verständnis definierte 
Eigentum noch die Freiheit desjenigen, der ein besseres Recht zu haben behauptete. 
Vielmehr hätte die Gewährung eines Ausschließlichkeitsrecht den Inhaber aus der all- 
gemeinen Gleichheit herausgehoben und privilegiert, indem er ein zusätzliches Recht 
eingeräumt bekommen hätte, andere in ihrer Handlungsfreiheit einzuschränken. 

In der Literatur wird zwar mit großer Ausführlichkeit der Frage nachgegangen, wieso 
den Urhebern Rechte eingeräumt wurden, und der Vorgang teilweise geradezu my- 
thisch verklärt, obwohl Urheber etwa in Frankreich oder Deutschland von Anbeginn 
an Privilegien zugesprochen bekamen. Was allerdings so bedeutsam daran sein soll, 
dass mit der Abschaffung der Privilegien die Monopole nunmehr per Gesetz erteilt 
wurden, erschließt sich einem auch bei genauerer Untersuchung kaum. Es wird ver- 
nachlässigt, dass den Originalverleger vom Nachdrucker nur der Vertrag mit dem 
Autor unterscheidet und deshalb logischerweise der Ursprung des Rechts beim Autor 
liegen muss. Die anderen Unterscheidungsmöglichkeiten wie die erste Registrierung 
oder der erste Druck waren im internationalen Verkehr etwa zwischen den deutschen 
Staaten untauglich. Die seit Jahrhunderten geübte Praxis war ohne Frage, dass die 
Verleger den Autoren die Rechte soweit wie möglich wieder entzogen, indem sie sich 
diese übertragen ließen (so dass die erste Inhaberschaft wenig praktische Bedeutung 
hatte). Diese aus heutiger Sicht simple Konsequenz, die zwingend den Autoren Rechte 
zuordnen muss, wenn das Monopol sich im Einklang mit den allgemeinen Anschauun- 
gen vom Recht befindet, legt nahe, dass die allgemeinen Denkmethoden verantwortlich 
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waren für die Zuordnung des Rechts beim Urheber. Je rationaler die Argumentation 
wurde, oder sagen wir es anders: je mehr der Mensch als gleich angesehen wurde und 
als besonderer Faktor ausschied, je mehr sich der Wettbewerb als Folge der geforderten 
Gleichheit der Bürger als moderne Wirtschaftsform durchsetzte, desto bedeutsamer 
wurde zugleich der Autor als Unterscheidungsmerkmal. Gesetze müssen als abstrakte 
Regeln ein Kriterium haben, das den Rechtsinhaber von den Nichtberechtigten trennt. 
Da den berechtigten Verleger vom Nachdrucker nur der Vertrag mit dem Autor un- 
terscheidet, musste sich das auf Gleichheit beruhendes System auf den Autor stützen. 
Ein originäres Verlagseigentum ließ sich juristisch schlüssig nicht darstellen. Da sich 
auch aus einem Vertrag kein Ausschließlichkeitsrecht mit Wirkung gegenüber Dritten 
herleiten ließ, musste mangels anderer nachvollziehbarer Unterscheidungsmerkmale 
den Urhebern das Recht zugesprochen werden. 

Dies setzte die Abkehr vom ständischen Verständnis voraus, in dem der Fürst die 
Ausschließlichkeitsrechte nach seinem Willen ordnet und zuteilt. So stellen die Zei- 
ten der Revolutionen im Hinblick auf das geistige Eigentum eine Wendemarke dar. 
In England und Frankreich gab es stark monopolisierte Märkte. Das Parlament be- 
ziehungsweise der Nationalkonvent hoben die Ausschließlichkeitsrechte auf (1695 in 
England, 1789 in Frankreich), führten jedoch weniger Jahre später zeitlich befristete 
Exklusivrechte wieder ein. Mit dem Entstehen der bürgerlichen Gesellschaft in den 
einzelnen Staaten vereinigen sich die nationalen Stränge wieder in einem rechtsstaatli- 
chen System mit dem formal freien Markt, dem Schutz des Eigentums, der Zuordnung 
von Gütern und der rechtlichen Gleichheit. Ausgehend von einem Nullpunkt etwa 
nach der französischen Revolution nahm die Dichte der durch das geistige Eigentum 
gewährten Ausschließlichkeitsrechte wieder zu, die nunmehr in den Rechtsstaaten 
unter gesetzlich definierten Bedingungen entstanden. 


Zur zweiten Auflage Für die neue Auflage wurden sämtliche Kapitel nochmals überar- 
beitet. Gekürzt wurde vor allem der Abschnitt über die Privilegienzeit in Deutschland; 
die Zusammenfassung ist weggefallen. Maßgeblich erweitert wurde der Abschnitt 
über die Entwicklung im 19. Jahrhundert. In dieser Zeit wurden die rechtsdogmati- 
schen Grundlagen für das Recht, wie wir es heute kennen, gelegt. Mit dem Grundsatz, 
dass jeder einzelne Nutzungsvorgang der erneuten Zustimmung des Urhebers bedürfe, 
bildet es die Grundlage für weitreichende rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten des 
Rechtsinhabers und ist die Legitimation für die Verwertungsgesellschaften. 

Helmut Breimesser danke ich für die sorgfältige Durchsicht und Korrektur des 
folgenden Textes der 2. Auflage ganz herzlich. 


2 Vervielfältigung und Verbreitung 


2.1 Ein und dasselbe stets 


Die Schrift wurde von Platon als eine Art Rede verstanden, die, wie es Kant ausdrückte, 
jemand »durch sichtbare Sprachzeichen an das Publikum hält«'. Platon, selbst ein 
ausgezeichneter Schriftsteller, achtete die Schrift im Vergleich zum Gespräch aber 
offenbar nicht hoch: 


Denn dieses Schlimme hat doch die Schrift, Phaidros, und ist darin ganz eigentlich 
der Malerei ähnlich; denn auch diese stellt ihre Ausgeburten hin als lebend, wenn 
man sie aber etwas fragt, so schweigen sie gar ehrwürdig still. Ebenso auch die 
Schriften. Du könntest glauben, sie sprächen, als verständen sie etwas, fragst du 
sie aber lernbegierig über das Gesagte, so enthalten sie doch nur ein und dasselbe 
stets.” 


Der Gebrauch der Schrift, als Mittel des Gedächtnisses erfunden, mache nicht weise, 
sondern nur eingebildet, scheinweise und sei schlecht für das Gedächtnis. Schriften 
selbst können nicht argumentieren oder Fragen beantworten. Eine Schrift bedarf zu 
ihrer Verteidigung der Hilfe des Autors, da sie sich selbst nicht schützen kann.? 

Platons Kritik an der Schrift gründete in der Ansicht, dass zum Verstehen der höheren 
Wahrheiten andere Voraussetzungen erfüllt sein müssten als die Kenntnis eines bloßen 
Monologs: Die vollständige geistige Erkenntnis käme nur Schritt für Schritt zustande.* 
Da die Schriften keine Unterscheidung im Hinblick auf den Lesenden machen können, 
seien Missverständnisse nicht zu vermeiden. Deshalb sei »jeder ernste Mann, der kein 
Mietling der Wissenschaft ist, weit entfernt über ernste, hochwürdige Gegenstände seine 
Gedanken durch die Schrift unter der Menschheit zu veröffentlichen und dadurch sie der 
Schwatzsucht und Herabwürdigung des Pöbels preis zu geben.«° 

In PHAIDROS fragt Sokrates, ob ein verständiger Bauer seinen Samen in einen Ado- 
nisgarten, wo er nach acht Tagen schön in die Höhe geschossen sei (aber keine Früchte 
tragen kann), oder nach den Regeln des Landbaus in den gehörigen Boden, wo er 
nach acht Monaten Früchte trägt, säen würde? So verhalte es sich auch mit philosophi- 
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schen Gedanken - um diese ging es Platon, nicht um profane Gebrauchstexte -, denn 
diese könnten im Gespräch erörtert werden und auf diese Art die Sprechenden sich 
gegenseitig befruchten. Eine Schrift hingegen habe kein Verständnis dafür, »zu wem 
sie reden soll, und zu wem nicht«. Gedanken über ein dem Eigentum vergleichbaren 
Recht am Wissen waren Platon fremd. Im SIEBTEN BRIEF beschwerte Platon sich über 
die Schriftsteller, die über seine Gedanken etwas verfassen, denn seine schriftlichen 
oder mündlichen Äußerungen sollten doch am besten von ihm stammen. Es schmerze 
ihn arg, dass seine Gedanken entstellt in die Welt hinausgeschrieben worden seien. Es 
ging ihm jedoch nur um die zutreffende Wiedergabe, nicht um eine Inhaberschaft der 
Gedanken. 

In dem Brief schildert er ferner, dass er auf Sizilien einen Vortrag bei Dionysios 
I. von Syrakus gehalten habe. Später habe Dionysios die von Platon gehörten Ge- 
danken niedergeschrieben, als wenn es sein eigenes System gewesen wäre.’ Platon 
beschäftigte sich aber nicht weiter mit dem Plagiat in dem Sinne, dass ihm ein Unrecht 
getan oder ihm etwas genommen worden sei. Gegen die Vereinnahmung der von ihm 
vorgetragenen Gedanken unter Verleugnung seiner geistigen Urheberschaft wendete 
er sich nicht, auch wenn dieser Eindruck auf den ersten Blick entstehen kann. Wenn 
Dionysios seine Gedanken durch die Schrift als sein Eigentum ausgeben wolle, sei dies 
Prahlerei, so schreibt er zwar.° Seine Kritik war aber nicht gegen das Übernehmen der 
Gedanken und Ideen gerichtet. In der Schrift trete vielmehr ein verachtenswürdiges 
Geltungsbedürfnis zutage, weil kein gesunder vernünftiger Grund existiere, überhaupt 
einen Text über die höchsten und wichtigsten Fragen des Universums zu veröffentli- 
chen. Für die Schreiberei über solche Wahrheiten, völlig unabhängig, von wem die 
Gedanken stammen, gäbe es keine haltbaren Entschuldigungsgründe. Die höchsten 
und wichtigsten Fragen könne man nicht in einer Schrift festhalten, sondern nur im 
dialektischen Gespräch erörtern. Nicht das Behalten der eigenen Erkenntnisse, sondern 
die angemessene Methode zu deren Vermittlung und der Austausch waren ihm wichtig. 
Friedell bringt dies im lesenswerten Abschnitt über die Plagiatoren zum Ausdruck: 
»Sokrates hatte das seltene Glück, in Plato einen ganz skrupellosen Dieb zu finden, der 
sein Handwerk von Grund aus verstand: ohne Plato wäre er unbekannt.«? 

Abgeschrieben, kopiert und plagiiert wurde also schon in der Zeit des antiken Grie- 
chenlands. Der Ruhm der APHRODITE des Praxiteles ließ die Skulptur zu einem der 
meistkopierten Werke der griechischen Kunst werden. Kopien der griechischen Skulp- 
turen wurden spätestens ab dem 4. Jahrhundert v. Chr. in der gesamten Antike en gros 
angefertigt, und schließlich haben die Originale, im Gegensatz zu den in verschiedene 


6 PLarton, Phaidros, S. 275. 
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Regionen verstreuten Kopien, den Lauf der Zeit selten überstanden.'” Name und Werk 
mussten in Griechenland wie bei den Römern natürlich übereinstimmen, das Werk 
vom Autor stammen, die Abschrift fehlerfrei sein. Bei Werken der bildenden Kunst 
lassen sich Signaturen als Zeichen der Individualisierung bis ca. 700 v. Chr. zurück- 
verfolgen." Hohes Ansehen genossen die bildenden Künstler in der Antike jedoch 
nicht. Sie arbeiteten, das war bereits der erste Makel, in einer Zeit, in der die männliche 
Oberschicht regierte, befahl, Krieg führte, über Sklaven, Frauen und Kinder herrsch- 
te und in der Freizeit sich sportlich im Wettkampf bewies. Die Künstler arbeiteten 
körperlich, machten sich die Hände schmutzig - wie die Sklaven - und schließlich, 
sie nahmen ein Entgelt, mussten sich also ihren Lebensunterhalt mit unehrenhafter 
Arbeit verdienen. Der professionelle Künstler wurde vom Handwerker nicht unter- 
schieden. Damit konnte kein Prestige gewonnen werden, weder bei der kriegerischen 
Führungsschicht der Griechen oder Römer, noch in der in etwa ab Augustus beginnen- 
den Geldwirtschaft Roms, auch wenn in der späten Kaiserzeit das dilettierende Malen 
zu einer in den höchsten Schichten anzutreffenden Freizeitbeschäftigung wurde. Die 
artes liberales wurden als Lehre, nicht als Kunst verstanden.'* Die Dichter konnten ein 
höheres Ansehen erlangen, als Gast der Führungsschicht, nicht als minderwertiger 
Lohnabhängiger, dies aber nur, wenn sie kein Entgelt forderten, also aus Muße, für 
die eigene Ehre, bestenfalls für ein Honorarium oder einen Ehrensold eines reichen 
Gönners schrieben.” Wenn die Urheberschaft zutreffend angegeben war, förderten 
Kopien oder weitere Abschriften das Ansehen des Autors. 

Der auch heute für die Übernahme von Ideen geläufige Begriff Plagiat, (von lat. plagi- 
um, Seelendiebstahl, oder griech. plagios, unredlich) geht auf einen im ı. Jahrhundert n. 
Chr. lebenden Römer zurück: Fidentinus gab die Werke Martials als seine eigenen aus, 
woraufhin Martial ihn als »plagiarius« (Menschenräuber) oder »fur« (Dieb) beschimpf- 
te.'* Jedoch wurde trotz des Begriffs Dieb, der nahelegt, dass es einen rechtmäßigen 
Inhaber gibt, in der Antike ein gesondertes Recht am Werk nicht anerkannt. Ein entspre- 
chendes Recht war im römischen Recht unbekannt, obwohl die unkörperliche Sache 
(res incorporalis) in der juristischen Literatur des antiken Rom bereits verwendet wurde 
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und das Abstraktionsprinzip ein gesondertes Eigentum daran möglich gemacht hätte." 
Angesichts der Heerscharen von Juristen, die im 18. und 19. Jahrhundert Fundstellen 
zur Begründung des Nachdruckverbots in den römischen Quellen gesucht haben, kann 
man davon ausgehen, dass in dieser Zeit nicht einmal die Idee eines solchen Rechts 
ernsthaft diskutiert wurde. Ein Recht am Werk hatte der Autor nur im Hinblick auf 
das körperliche Manuskript, die schriftliche Fassung, in der das Werk festgehalten 
war.'® Eine einmal in der Öffentlichkeit gehaltene Rede oder verbreitete Schrift wurde 
zu einer frei nutzbaren öffentlichen Angelegenheit: »oratio publicata res publica est«'7 
bzw. »oratio publicata res libera est«'°. Einen Recht, gegen Kopien vorzugehen, gab es 
nicht, auch wenn in Rom einzelne Bücher Auflagen von 1000 und mehr Exemplaren - 
handschriftlich nach Diktat von Sklaven angefertigte Kopien - erreichten. In Rom gab 
es bereits einen florierenden Handel bis in die Provinzen hinein mit Handschriften 
auf Papyrus und öffentliche Bibliotheken.'? Diese Kopien waren jedoch keine Plagiate 
im Sinne Martials, da bei Martial ein Dritter seinen Namen, nicht den des wahren 
Urhebers, auf die Schrift gesetzt hatte. 

Die Authentizitätsfunktion des Urheberrechts stellt offenbar die älteste Verbindung 
zwischen dem Urheber und seinem Werk dar. Sie ist zu trennen von der vermögens- 
rechtlichen Zuweisung.”° Die Gesellschaft zollt bestimmten geistigen Werken auf 
unterschiedliche Art eine Wertschätzung, etwa durch ein Lob in der Öffentlichkeit, 
die Einräumung eines bestimmten Amtes oder den Wunsch, Werke aus der Hand 
des Erschaffers zu besitzen. Diese Wertschätzung kann selbstverständlich für den 
Urheber von Bedeutung sein. Er hat ein Interesse daran, dass ihm diese nicht entzogen 
wird und das Werk in der von ihm autorisierten Form in der Öffentlichkeit erscheint. 
Die Authentizitätsfunktion soll dem Urheber die Entscheidung über folgende Fragen 
ermöglichen: Ob und unter welchen Bedingungen das Werk veröffentlicht und weiter- 
gegeben werden soll, ob sie in der Öffentlichkeit der Person des Urhebers zugeeignet 


5 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. ı, S. 16; GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 751; SCHICKERT, Urheberschaft 
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wird, ob ein Dritter sich des Urheberschaft berühmen darf und inwieweit der Urheber 
berechtigt ist, die Übereinstimmung zwischen Original und Kopie zu fordern. 

Solche Forderungen und die Missbilligung der Beeinträchtigung dieser Ansprüche 
lassen sich in der griechischen und römischen Antike, dann wieder markant in der 
italienische Renaissance oder beim sendungsbewussten Martin Luther ausmachen. 
Allerdings erwächst hieraus noch kein geistiges Eigentum, selbst dann nicht, wenn 
erhebliche finanzielle Interessen hinzutreten, wenn also beispielsweise die italienischen 
Dichter und Maler fürstliche Honorare verlangen können und bezahlt bekommen. 
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Ohne die von ihm so geschmähte Schrift wäre von Platon heute nichts mehr bekannt, 
denn im frühen Mittelalter drohte das Wissen der Antike verloren zu gehen.”' Das für 
die europäische Kultur bedeutsame Wissen als aktiv angewandtes und fortentwickeltes 
Vermögen einer Gesellschaft begab sich auf eine Reise von Griechenland und dem rö- 
mischen Reich in die arabischen Regionen Nordafrikas. Von dort kam es insbesondere 
nach Norditalien (Florenz, Venedig, Mailand, Bologna) zurück und konnte sich dann 
in den nördlicheren, weniger stark von der katholischen Kirche beeinflussten Gebieten 
Europas freier entfalten und entwickeln. 

Ein großer Teil der Werke der antiken Klassik verschwand aus Europa, es wurde 
aus den christianisierten Regionen vertrieben, etwa in das mesopotamische Harran 
an die damalige Grenze zwischen dem römischen und dem persischen Reich, wohin 
sich eine neuplatonische Schule bis in das ı1. Jahrhundert hinein vor der christlichen 
Barbarei rettete.”” Bewahrt und erweitert wurde ein bedeutender Teil des überlieferten 
Wissens in den Gebieten des Islam: Das Arabische war im Mittelalter die Sprache der 
Wissenschaften und das Gebiet der Künste. Kenntnisse über Medizin, Landwirtschaft, 
Mathematik, Geographie, Poesie, Astronomie oder die Philosophie waren außerhalb 
der eroberten Gebiete in Spanien, Al Andalus oder Land der Mauren genannt, wo 
Araber, Juden und Christen bis zum lang umkämpften militärischen Erfolg der Recon- 
quista zusammentrafen, in Europa kaum anzutreffen. Das Arabische war auch bis in 
die Zeiten der Renaissance und Reformation die meistübersetzte Sprache der Welt.”3 
Auf europäischem Boden gab es in Cördoba und Toledo islamische Hochschulen, 
ansonsten aber nicht viel mehr. Während des gesamten Mittelalters lagen im Osten 
mit Byzanz und Bagdad »zwei Zentren höchster Kultur«, von denen aber erst nach 
Jahrhunderten »Einwirkungen auf das barbarische Europa« ausgingen.”* Das für die 
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Entwicklung des deutschen Rechts so bedeutende Corpus Iuris Civilis wurde 528 bis 
534 unter dem oströmischen Kaiser Justinian I. zusammengestellt. Auch das römische 
Recht überlebte in Byzanz und kehrte im ı1. Jahrhundert nach Bologna zurück. Es 
wurde Grundlage der Rechtslehre in vielen weiteren Universitäten.”° Vom achten Jahr- 
hundert ab lebte Westeuropa dreihundert Jahre von überseeischen Ländern isoliert. 
Politische Institutionen verfielen, und damit auch die Städte. Ein fast vollkommener 
Stillstand von Handel und Gewerbe war die Folge.”* 

Das Europa vom 6. bis zum 10. Jahrhundert ist aus heutiger Sicht eine Zeit mit 
wenigen schriftlichen Quellen. In dem Maße, in dem das weströmische Reich an Macht 
verlor, versandete die Schriftlichkeit. Die lateinisch christliche Literatur war in der 
Zeit Augustinus noch lebendig, zeigte jedoch schon im 5. Jahrhundert Verfallser- 
scheinungen. 476 wurde der letzte weströmische Kaiser Romulus Augustus von den 
germanischen, im Dienste Roms stehenden Streitkräften abgesetzt. 

Sein Nachfolger als Kaiser in Westeuropa wurde Karl der Große, vom Papst gekrönt 
im Amt von Gottes Gnaden als weltlicher Herrscher des römischen Reichs. Er war 
Analphabet, wie fast sämtliche seiner Untertanen, auch wenn er ebenso erfolglos wie 
die Ottonen die sogenannte karolingische Renaissance einzuleiten versuchte.’”” Die 
Kultur des Schreibens war im Frühmittelalter, der Zeit des naturalwirtschaftlichen, 
feudalen Lehnswesens und der kleinen Dorfgemeinschaften, zerstört.”® Lediglich die 
Elite der Kleriker, Mönche in den Klöstern und einige Fürsten konnten überhaupt 
noch schreiben, auch wenn die aus dem 8. Jahrhundert erhaltenen Handschriften eine 
notorische Unkenntnis in Sprache und Schrift verraten.”? 

Das frühe Mittelalter zeichnet sich durch das Fehlen der Schriftlichkeit, die Selten- 
heit von Büchern überhaupt und die Schwierigkeit der Sammlung von Büchern für 
Bibliotheken aus. Das aus unserer Sicht dürftige geistige Leben des Mittelalters fand 
nach der Regierungszeit Karls des Großen hinter Klostermauern statt, wo in Schreib- 
schulen Bücher kopiert und zwischen den Klöstern ausgeliehen wurden.?? Dabei war 
die Zahl der Handschriften äußerst gering. So soll das Kloster Benediktbeuern im 8. 


5 Coıng, Einheitliches Forschungsgebiet, S. 7; WESEL, Geschichte des Rechts, S. 31-316. Venedig und Un- 
teritalien unterhielten weiterhin Handelsbeziehungen zu Konstantinopel; PIRENNE, Europa im Mittelalter, 
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und 9. Jahrhundert mit etwa 50 Handschriften die reichhaltigste Bibliothek in Bay- 
ern besessen haben.?' Die Handschriften bildeten einen wertvollen Bestandteil des 
Kirchenschatzes. Im zehnten Jahrhundert entstand der juristisch abgegrenzte Stand 
des Adels, der vor allem militärische Dienstleistungen erbrachte und in regelmäßigem 
Kontakt zum Fürsten stand. Der Adel stellte die weltlichen Verwaltungsbeamten, die 
Burggrafen, die Domänenleiter (Meier) und alle Vertreter der Verwaltung. Er war nicht 
nur militärischer, sondern auch ein politischer Stand. Jedoch konnte, so Pirenne, »in 
einem solchen Milieu keine geistige Kultur gedeihen. Nur bei den reichsten Herren jener 
Zeit unterrichtete ein Geistlicher die Mädchen im Lesen. Die jungen Männer lehrte man, 
sobald sie reiten konnten, nur die Kriegskunst.«°” An einen Handel mit Handschriften 
war bis in das 13. Jahrhundert nicht zu denken. Der Preis für die Materialien allein war 
schon viel zu hoch und die Zahl der Leser zu gering.?? 

Ab dem ı0. Jahrhundert verbreitete sich das als cluniazensische Reform bezeich- 
nete Mönchtum in Europa, das das weltliche Element der Kirche abschüttelte. Das 
monastische Ordenswesen entzog die Klöster zum Teil der Aufsicht der eher weltlich 
orientierten Bischöfe. Wo die Mönche über die Klöster hinaus wirkten, wuchs die 
Frömmigkeit, die Andacht, die Achtung des Ritus der Kirche und der christlichen 
Feiertage. Die Kirche als Stellvertreterin Christi auf Erden wurde als die mystische 
Quelle der Gnade und des Heils angesehen. Außergewöhnliche Geschehnisse wurden 
mit Mirakeln, wundbaren Heilungen und anderen religiösen Erscheinungen in Verbin- 
dung gebracht.?* In vielen Regionen Europas wurde der Mensch nicht als denkendes 
und Eigenes schaffendes Wesen verstanden; es gab sogar eine Furcht vor dem Eigenen.” 
Der Herr ist der Schöpfer, der die schöpferische Leistung erbringt, nicht der Mensch. 
Selbst bei den größten Geistlichen jener Zeit herrschte ein gewisser Fanatismus vor, der 
jegliche weltliche Gelehrsamkeit als verworfen ansah. Schließlich war das Essen der 
verbotenen Früchte des Baums der Erkenntnis Grund für die Vertreibung aus dem Para- 
dies und Beginn der Unheilsgeschichte der Menschheit. Autoren eigenständiger Werke 
gab es praktisch nicht. Die wenigen Autoren schrieben, im Gegensatz zur weltlichen 
Renaissance des späten Mittelalters, ausschließlich zum Ruhm Gottes. Gelehrsam- 
keit, in den allegorischen Darstellungen des Mittelalters durch Bücher, Lesepulte oder 
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Schreibzeug dargestellt, wurde begleitet von Attributen göttlicher Eingebungen (bei- 
spielsweise Tauben als Sinnbild für den Heiligen Geist). 3° Die Menschen lebten in 
einem gottgeschaffenen Mysterium, in dem man Wissen nicht um des Wissens willen 
sammelte, sondern für das Seelenheil. Im ı2. Jahrhundert kam die gotische Baukunst 
auf, die den Menschen die Möglichkeit gab, ihre Fähigkeiten zu zeigen, da sie gott- 
gefällig eingesetzt wurden. Aber während heutzutage jeder, der bei der Produktion 
eines Films eine Lampe gehalten und ein Kabel getragen hat, namentlich im Abspann 
erwähnt sein will, verschwanden die am Bau einer Kathedrale Beteiligten vollkommen 
in der Anonymität der Bauhütte. In allen Bereichen der damaligen Kunst stößt man 
auf den namentlich nicht genannten Künstler. Heute bekannte Bilder stammen von 
einem unbekannten oberrheinischen Meister; als Komponist der Wimpfener Motetten 
wird die Freie Reichsstadt Wimpfen geführt etc. 

Etwa 600 Jahre nach dem Untergang des weströmischen Reiches begann der wirt- 
schaftliche Aufstieg des Mittelalters. In Italien waren die Stadtrepubliken, in Deutsch- 
land die Freien Reichsstädte die Zentren der wirtschaftlichen Tätigkeit. Nationalstaaten, 
die das Recht einheitlich regelten, gab es nicht. Lediglich die (katholische) Kirche war 
in allen westeuropäischen Staaten ein entscheidender, einheitlicher und vereinheitli- 
chend wirkender Machtfaktor. Bis in das ı2. Jahrhundert hinein hatte die allgemeine 
geistige Entwicklung nicht das Niveau erreicht, das für das Verfassen anspruchsvoller 
Texte erforderlich ist.” In dieser Zeit entstanden die ersten Universitäten in Bologna, 
Paris, Oxford, Cambridge oder Salamanca, als Treffpunkte einiger Personen, die sich 
zum Austausch und zur Verbreitung von Wissen zusammenfanden.® Das Wissen 
war zu dieser Zeit entweder Gegenstand mündlicher Überlieferung, etwa vom Meister 
gegenüber seinen Gesellen, oder in wenigen Abschriften in den Bibliotheken nach- 
zulesen. Es begann langsam die Zeit, in der sich die Wissenschaft von den religiösen 
Vorgaben und Denkzwängen befreite, oder, um nochmals Friedell zu zitieren: »Im 
Mittelalter wurden nur die Kirchenväter und Aristoteles bestohlen: das war zu wenig. In 
der Renaissance wurde alles zusammengestohlen, was an Literaturresten vorhanden war: 
daher der geistige Auftrieb, der damals die europäische Menschheit erfaßte.«°? 

Aristoteles, wiederum in den arabischen Regionen vor dem Untergang bewahrt, wur- 


3° Für die klassischen griechischen Philosophen galt die eigene Erkenntnis als wichtiges Gut (»höchste 


Lust«), vgl. ARISTOTELES, Poetik, S. 341, Zi. 2. 

37 RıcHE, Education, S. 548; BÜHLER, Zwerge, S. 106; BERMAN, Kultur vor dem Kollaps, S. 112. 

38 WITTMANN, Buchhandel, S. 17, MuMmBy, Romance of Book Selling, S. 27 f. Platon leitete eine Philoso- 
phenschule, die Akademie, die neben den Klosterschulen als ein Vorläufer der Universitäten angesehen 
werden kann; vgl. VORLÄNDER, Geschichte der Philosophie. Bd. ı., S. 117 ($ 26). 

?° FRIEDELL, Kulturgeschiche, S. 52 (Bd. ı), der das Plagiat mit dem Fluch jedes gestohlenen Gutes 
belastet sah, wendet sich mit seinen Ausführungen - 1927 erschien der erste Band - wohl auch gegen die 
Forderungen der damaligen Avantgarde, wonach jeder Autor niemals über Dinge sprechen dürfe, von 
denen andere bereits gesprochen hatten. 
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de einer der Stützpfeiler des kanonischen Rechts. Thomas von Aquin hat in der um 1270 
geschriebenen SUMMA THEOLOGICA die christlich-augustinische Lehre modernisiert, 
indem er eine nicht nur auf den Glauben, sondern auch auf die Kraft des Verstan- 
des beruhende Ethik nach dem Vorbild der aristotelischen NIKOMACHISCHEN ETHIK 
schuf, wobei er zwischen der allumfassenden göttlichen, aber nur dunkel erahnbaren 
Ordnung (lex aeterna), dem christlichen Naturrecht (lex naturalis) und schließlich 
dem von den Menschen selbst gesetzten Recht (lex humana) unterschied. Die all- 
gemeinen sittlichen Prinzipien seien immer und überall gültig und jedem, der den 
rechten Vernunftgebrauch besitze, einsichtig, ohne dass es eines weiteren Beweises 
oder einer Begründung bedürfe. Gott allein jedoch kennt das Naturgesetz in seiner 
ganzen Dimension; der Mensch könne nur dessen große Linien mit seinem Verstand 
erkennen. Die Kirche sei die einzige Instanz, die die ersten beiden Ordnungen deuten 
und auslegen könne, so dass das niederrangige menschliche Recht unter Umständen 
von der Kirche für unwirksam erklärt werden konnte. 

Um die SUMMA THEOLOGICA zu kopieren, brauchte man Pergament von 75 Zie- 
genhäuten, für einen großen Pergamentband wie die Bibel auch 200 bis 400 Lamm- 
oder Kalbshäute. Pergament und Tinte waren sehr teuer, so dass das Kopieren kein 
Massenphänomen war.*° Vielmehr wurden in den Bibliotheken die Handschriften - oft 
mit kunstfertigen Inkunabeln und edlem Einband ausgestattet - wie andere wertvolle 
Güter behandelt, teilweise angekettet und bewacht. Der Preis war von der Ausstattung 
abhängig, also der Zahl der Blätter, der Gemälde, dem Schrifttyp oder dem Einband. 
Pütter führt aus, dass im ı1. Jahrhundert eine »Gräfinn von Anjou für eine Postille 
200 Schafe, fünf Malter Weizen und eben so viel Reis und Hirse« zu leisten hatte. Der 
vollständige Text des Lıvıus habe im 15. Jahrhundert so viel gekostet, wie ein ganzes 
Gut.*' Aber dies waren keine Lesebücher, sondern reine Pracht- und Luxusobjekte. 
Berühmte Bücher wie die BELLES HEURES der Gebrüder Limburg, die jede Seite als 
Gemälde gestalteten, waren von der Art der Buchgestaltung kein Einzelfall.” Am Ende 
des 13. Jahrhunderts kostete der Großteil der Handschriften, die die stationarii an der 
Universität Bologna auf Ziegen- oder Schafshäute kopierten, mit 20 bis 60 Lire in etwa 


# KRIEG, Materialien, S. 15; GIESEKE, Privileg, S. 3. 


# PÜTTER, Büchernachdruck, S. 8. Ein Malter war die Menge, die in einer Mühle in einem Mahlgang 
gemahlen werden konnte (ca. 300 kg). BAPPERT, Wege, S. 89, hat das gleiche Beispiel mit etwas anderen 
Zahlen, wobei dieser auf KAP, Bd. 1, S. 23 ff., verweist. 1466 hat ein Gebetbuch mit vielen Miniaturen 
620 livres parises gekostet, eine vierbändige Ausgabe der Heiligen Schrift gar 16 Mark, das sind über drei 
Kilo reinen Silbers; KrıEg, Materialien, S. 15. 

# Allein die Herstellung der Farben war eine Wissenschaft für sich. Lawson, Materialien und Techniken, 
S. 158, zitiert eine Bologneser Handschrift zur leichten Herstellung des Bleiweiß: »Man nehme Bleiplatten 
und hänge sie über den Dampf sehr starken Essigs in einem Gefäß, das verschlossen für zwei Monate in Mist 
gestellt wird; dann kratze man die Substanz ab, die man auf den Platten finden wird. Diese ist das Bleiweiß.« 
Die Herstellung anderer Farben war oft komplizierter, und deren Rohstoffe waren teuer. 
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dasjenige, was ein Student in einem Jahr für Unterkunft und Verpflegung benötigte. 
Da in den Memorialia communis nur Geschäfte mit einem Wert von mehr als 20 Lire 
eingetragen werden mussten, ist aber nicht klar, wie groß der Anteil der günstigeren 
Abschriften ausfiel. Im 14. Jahrhundert waren aber auch Bibeln für zehn Gulden - 
soviel wie vielleicht vier Ochsen kosteten - oder Handschriften zur Befriedigung des 
täglichen Bedürfnisses wie Schul- und Andachtsschriften erhältlich. Vom 1356 abge- 
schlossenen Werk VOYAGE DE MANDEVILLE sind beispielsweise noch 250 Exemplare 
erhalten, was auf die Existenz höherer Auflagen auch anderer Werke schließen lässt.** 


Abbildung 2.ı: Der Papyrer (Jost Amman) 


Der Ersatz für das Pergament stammte 
aus China: Zur Herstellung des Hadern- 
oder Büttenpapiers wurde mit einem 
Sieb Papierbrei, der aus zerfaserten und 
gereinigten Lumpen sowie viel Wasser 
bestand, Blatt für Blatt aus einer Bütte 
bzw. einem Zuber geschöpft. Dabei lief 
der Großteil des Wassers ab, und die Fa- 
sern verfilzten in der rechteckigen Sieb- 
form. Die einzelnen Bogen des Bütten- 
papiers wurden dann gepresst, getrock- 
net und imprägniert. Für die Produkti- 
on wurde viel Wasser benötigt, fließen- 
des zum Antreiben des Haderndreschers 
und sehr sauberes für den Papierbrei, so 
dass die Papiermühlen selten in der Nä- 
he der Städte errichtet wurden. 


Um 1150 kam die Technik für das bereits eintausend Jahre zuvor in China aus Lum- 
pen hergestellte Hadernpapier in das maurische Spanien, einhundert Jahre später nach 
Italien, und um 1300 wurde es in die deutsche Region exportiert. Das Hadern- oder 
Linnenapier vergilbt kaum und ist sehr lange haltbar, auch wenn in den ersten Jahrzehn- 
ten die Langlebigkeit bezweifelt wurde und etwa Kaiser Friedrich II. 1231 das Material 
Papier für die Niederschrift offizieller Dokumente untersagte.* Die Verwendung von 
Lumpen, Baumwolle oder Leinen reduzierte die Preise für Handschriften, und die Zahl 


#3 MARTIN, Büchergeschäfte 1265-1350, $. 7, 32 f. 
#4 KRIEG, Materialien, S. 15; BRAUDEL, Der Alltag, S. 432; Kap, Bd. 1, S. 20. 
#% KRÜGER, Drucktechnik, S. 117; BRAUDEL, Der Alltag, S. 431; FEBVRE/MARTIN, The Book, S. 30. 
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der Kopien nahm deutlich zu. So lassen sich nahezu gleichzeitig mit dem Auftauchen 
des Linnenpapiers in Bologna 1259 die ersten Bestimmungen zum Handschriftenhan- 
del nachweisen. Die zum Universitätspersonal gehörenden stationarii verliehen an 
Studenten Bücher zum Abschreiben und boten alte Handschriften aus Nachlässen 
an.*° 1292 bestand die Zunft der Buchhändler in Paris aus 24 Schreibern, ı9 Perga- 
mentmachern, ı7 Buchbindern, ı3 Iluminatoren und 8 Manuskriptenhändlern, 150 
Jahre später hatte sich die Zahl der Schreiber auf rund das Zwanzigfache erhöht.* 
Laut Beckmann wurde 1340 eine der ältesten Papiermühlen auf europäischem Boden 
(in der Mark Ancona) erstmalig erwähnt.*® 1391 errichtete Ulman Stromer die erste 
Papiermühle in Nürnberg, die mit zwölf Arbeitern damals als deutscher Großbetrieb 
einzuordnen war.* Vor allem Frankreich schloss bis in das 18. Jahrhundert hinein 
regionale Versorgungslücken in Zentraleuropa, da die Produktionsmenge der vom 
steten Zufluss an Lumpen abhängigen Papiermühlen oft nicht den Bedarf deckte, der 
durch den Buchdruck gewaltig anstieg.°° 1450 wurden in Deutschland bereits acht bis 
zwölf Millionen Bogen des hochwertigen Textilpapiers hergestellt, das ein Bruchteil 
der zu Pergament verarbeiteten Tierhäute kostete. Pergament wurde nur noch für 
Luxusausgaben verwendet.°' 

Wie in der Antike war auch im Mittelalter ein Eigentum oder Ausschließlichkeits- 
recht am Werk eines Autors nicht anerkannt. Ein wirksames Ausschließlichkeitsrecht 
im Mittelalter wäre einer Katastrophe gleichgekommen. Man stelle sich vor, die iri- 
schen Mönche hätten ein Ausschließlichkeitsrecht an den nur ihnen zu dieser Zeit 
verfügbaren Texte gehabt.°” Nennenswerte Bestrebungen für ein exklusives Recht, 
Kopien anzufertigen oder anfertigen zu lassen, sind nicht bekannt. Auch aus einem 


4° Kap, Bd. 1,5. 13. Die Stationarii durften die Handschriften nur gegen Miete zum Abschreiben 


hergeben und kommissionsweise alte Handschriften verkaufen, so dass der Bestand der Universität 
gewahrt blieb. Eigener Handel mit Handschriften war ihnen untersagt. 

#7 CuRWENn, History of Booksellers, S. 15. 

48 BECKMANN, Anleitung zur Technologie, S. 137; FEBVRE/MARTIn, The Book, S. 31. 

# KLuGe, Die Zünfte, S. 394. In diese Zeit fällt auch der Beginn des Holzschnitts, der für die Vervielfäl- 
tigung von Heiligenbildern oder Spielkarten genutzt wurde; DIETZ, Frankfurter Handelsgeschichte, S. ı; 
MUsPpER, Holzschnitt in 5 JH, S. 15. 

5° FEBVRE/MARTIn, The Book, S. 34-44. 

°' Kapp, Bd. 1, $. 224-230; KIRCHHOFF, Handschriftenhändler, S. 5. 

> Um 700.n. Chr. waren viele Schriften nur noch in entlegenen Klöstern wie etwa in Irland oder 
Kalabrien zu finden; vgl. BERMANn, Kultur vor dem Kollaps, S. 101-109. 

3 Die allenfalls vereinzelt anzutreffenden Ausnahmen bestätigen die Regel. Der abweichende Fall, der 
bislang ausgegraben wurde, des Öfteren auch kolportiert wird, betraf einen Streit unter irischen Mönchen 
(St. Columba und St. Finnian) sowie den König Dermott, der ca. 560 n. Chr. über den Streit zu entscheiden 
hatte; vgl. etwa DALLon, Forgetting the Past, S. 374 f. Allerdings, wie POHLMAnN, Frühgeschichte, S. 154, aus 
diesem Einzelfall im Laufe von Jahrhunderten zu schließen, es gebe einen germanisch Rechtsgedanken, 
eine grundsätzliche Rechtseinstellung, die im Gegensatz zum materialistischen römischen Recht »mehr die 
fast ‚blutmäßige, persönliche Bindung des Schöpfers an seine Geistesfrucht sehr bewußt erfaßte und hieraus 
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frühen Zeugnis des Urheberschutzgedankens etwa bei Hieronymus Brunschwyg aus 
dem Jahr 1500 lassen sich keine allgemeinen Rechtsgrundsätze und daraus resultie- 
rende Wirkungen auf das historische Geschehen ableiten (wobei Brunschwyg wohl 
die damalige Anschauung wiedergab: Er begrüßte den Nachdruck für die Verbreitung 
seiner Erkenntnisse, nur solle man doch so lange warten, bis der Verleger seine Kosten 
gedeckt habe).”* Die Autoren neuer Werke wandten sich bei den Abschriften ihrer 
Werke allenfalls und nur vereinzelt gegen eine Entstellung der Texte durch fehlerhafte, 
gekürzte, ergänzte oder geänderte Fassungen, nicht jedoch gegen das Kopieren an 
sich.°° Einwände gegen das Abschreiben als solches - zumeist handelte es sich auch 
um Werke klassischer Autoren - wurden nicht vorgebracht.5° 


2.3 Buchdruck 


Ein Ausschließlichkeitsrecht für Kopien setzt ein auf Geld als Zahlungsmittel beru- 
hendes System voraus, zumindest einen funktionierenden Handel für den Absatz der 
Kopien über die selbstversorgenden Gemeinschaften hinweg. Handschriftliche Kopien 
wurden in den geistigen Zentren vor Ort nach Erteilung eines Auftrags angefertigt. 
Es gab eigentlich nur variable Kosten für das Material und die Arbeit, die mit der 
Herstellung jedes einzelnen Stücks anfielen, während beim Buchdruck fixe Kosten für 
die Offizin und die Produktion eines Titels auf Vorrat vorgeschossen werden mussten. 
Die Ware war außerdem nicht vor, sondern nur weiträumig absetzbar. Der Wunsch 
nach einem Verbot der Kopien setzte erst nach der Verbreitung des Buchdrucks ein, 
denn erst ab Einführungen dieser Errungenschaft konnte der Wettbewerb mit den 
gleichen Werken den Absatz der eigenen, in größeren Stückzahlen gefertigten Ware 
erschweren oder unmöglich machen, weil die Nachfrage durch den Konkurrenten 
befriedigt wurde. 


nach der Verselbständigung der Schöpfung persönliche, ja ‚un-sachliche‘ Beziehungen zwischen Schöpfer und 
Werk bestehen ließ«, ist nicht gerechtfertigt. Pohlmann macht im tiefsten Winter aus einer Schwalbe den 
Sommer, die Ausnahme zur Regel. Oft wird auch der berühmte Bücherfluch von Eike von Repgow im 
Sachsenspiegel genannt, zumeist aber verschwiegen, dass es sich um eine Rechtssammlung (Übersetzung) 
handelte und der Fluchende nicht den Text verfasst hat. Bücherflüche waren zumeist kultischer oder 
religiöser Natur und bezeichneten falsche Übersetzungen oder Verfälschungen des heiligen Worts als 
Frevel. 

>* Vgl. BELKIN, Ein frühes Zeugnis, S. 190. 

55 POHLMANN, Frühgeschichte, S. 101; BAPPERT, Wege, S. 88 f. GIESEKE, Privileg, S. 10; STEINER, Au- 
torenhonorar, S. 29; JÄNICH, Geistiges Eigentum, S. 13-17. Der berühmte Bücherfluch im Sachsenspiegel 
(JÄnıchH, Geistiges Eigentum, S. ı5) hatte das Ziel, die Werkintegrität sicher zu stellen. 

56 BAPPERT, Wege, S. 90, meint, dass dies daran lag, dass es keine Schreibsklaven wie in Rom gab. 
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2.3.1 Drucktechnik 


Mit der Entwicklung des Buchdrucks um 1450 zur ersten vollständigen Mechanisierung 
einer Handarbeit ändert sich die Verbreitung von Wissen grundlegend, da man »an 
einem Tag mehr drucken kann als man früher in einem Jahr hatte abschreiben können« 7 
Drucktechniken für Bücher wurden seit dem 6. bzw. 10. Jahrhundert in Korea und Chi- 
na angewandt, dies allerdings nicht mit beweglichen Lettern, sondern mit Holztafeln, 
in die das Druckbild geschnitzt wurde wie bei einem Stempel. In Korea und China 
sollen bereits vor dem 14. Jahrhundert einzelne Lettern verwendet worden sein, im 
11. Jahrhundert - so wird vermutet - bewegliche Lettern aus gebranntem Ton und im 
14. Jahrhundert aus Holz.’® Methoden wie Inkunabeln oder das Holzdruckverfahren 
kamen in Europa mit steigendem Interesse an Druckwerken schon vor der Gutenberg- 
schen Technik auf.” Die Druckerschwärze wurde nicht mehr durch Reiben mit dem 
Papier verbunden, sondern das Papier mit Druck auf die gesetzten Buchstaben gepresst. 
Ulrich Zell berichtete in der Kölner Chronik (1499), dass die Technik 1450 aus Mainz 
nach Köln gekommen sei. Die ersten Versuche (»eyrste vurbyldung«) seien jedoch von 
»den Donaten« (Lateinlehrbuch) aus Holland bekannt.°° Gutenberg, der unter anderem 
die Weinpresse und das Metallgießen der Goldschmiede kombinierte, erleichterte die 
Reproduktion und Verbreitung des Wissens und der neuen Ideen mit den beweglichen 
Lettern. Er war aber nicht der einzige Goldschmied, der nach einer Methode suchte, 
das Kopieren vieler Schriften zu erleichtern. In Avignon beschäftigte sich Procopius 
Waldvogel, ebenfalls Goldschmied, mit der selben Problematik.° 

Druckerpressen wurden vor allem in Handels- und Universitätsstädten aufgestellt. 
Bis 1500 sollen an rund 250-270 Druckorten in Europa nahezu 40 ooo Titel mit einer 
Gesamtauflage von ca. zehn bis zwanzig Millionen Exemplaren gedruckt worden sein;? 
dies bei einer Gesamtbevölkerung, die 1450 auf 37 bis 39 Millionen und 1500 auf etwa 
60 bis 70 Millionen Einwohner geschätzt wird.“ 


5” Polydorus Vergilius (De inventoribus rerum, Venedig, 1499), zitiert nach: GIESEKE, Schreibstube des 
Mittelalters, S. 11, WITTMANN, Buchhandel, S. 29, schreibt das Zitat Johannes Campanus zu, der aber erst 
um 1500 geboren wurde. 

5® FEATHER, History, S. 7; Hyun, Movable Metal Type Printing. 

>° Vgl. FEBVRE/MARTIN, The Book, S. 45-48; BRAUDEL, Der Alltag, S. 432-434. 

WETTER, Buchruckerkunst, S. 278-282; FEBVRE/MARTIN, The Book, S. 52 f. 

FEBVRE/MARTIN, The Book, S. 52. 

Die Zahlen variieren, vgl. HANEBUTT-BENZ, Ein Gewerbe verändert Europa, S. 60; KAPP, Bd. 1, $. 263 
f.; SCHOTTENLOHER, Flugblatt und Zeitung Ba. ı, S. 25; WITTMANN, Buchhandel, S. 27. GIESEKE, Privileg, 
S. 13, nennt 62 Druckorte im alten Deutschen Reich. Für England ST CLA1R, Reading Nation, S. 14. 

63 BOOCKMANN, Stauferzeit, S. 16; GRAaus, Spätmittelalter, S. 408. NORTH/THOMAS, Rise ofthe Western 
World, S. 71,103, nennen Zahlen von M. K. Bennett (Ihe World’s Food, 1954, S. 5), nach dessen Schätzungen 
in Westeuropa um 1400 45 Millionen, 1450 60 Millionen, um 1500 69 Millionen und 1550 78 Millionen 
Menschen gelebt haben sollen. Wie man sieht, sind die Schätzungen unsicher, da insbesondere im 13. 
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Abbildung 2.2: Gleichmäßiges Satzbild der Gutenberg-Bibel (Bay. Staatsbibliothek) 
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1470 wurden noch prächtige Handschriften der Bibel für bis zu 500 Gulden ver- 
kauft.°* Die Gestaltung der frühen, in aufwändiger Handarbeit hergestellten gedruck- 
ten Bücher orientierte sich noch stark an den teilweise äußerst edlen Handschriften.‘ 
Das gleichmäßige Druckbild der alten, besonders sorgfältigen gesetzten Drucke wurde 
erreicht durch die Verwendung von mehr Lettern als das bloße Alphabet hat. Für 
Gutenbergs Bibel wurden 299 unterschiedliche Zeichen und Ligaturen gegossen. Es 
wurden viele Abkürzungen verwendet, um eine gleichmäßige Buchstabenzahl in einer 
Zeile zu erzielen, indem beispielsweise nicht »Mann« gedruckt wurde, sondern »Maäi« 
(die Tilde über dem N zeigt an, dass der zweite, wiederholte Buchstabe ausgelassen 
wurde). In dem Exemplar der Bayerischen Staatsbibliothek (Abb. 2.2) sind wie für 
Handschriften handkolorierte Initialen vorgezeichnet. 

Der Satz des Buchs, die Herstellung der Druckform, erfolgte im Buchdruck bis weit 
in das 20. Jahrhundert hinein nach der Gutenbergmethode mit einzelnen Lettern, 
vierkantigen, rechtwinkligen Metallkörpern, die vom Schriftsetzer den Fächern des 
Typenkastens entnommen und im Winkelhaken nach dem Manuskript aneinanderge- 
reiht werden. War ein größerer Block zusammengestellt, wurde er mit Schnüren fixiert 
und eine Druckfahne zur Korrektur gedruckt. Nach der Einarbeitung der Korrekturen 
wurden die Blöcke auf die spätere Seitengröße umbrochen und zusammengebunden, 
so dass auf einem Bogen Papier mehrere Seiten des späteren Buchs gedruckt werden 
konnten. Waren die Seiten einer Druckform gedruckt, wurde der Satz wieder abgelegt. 
Der Setzer nahm die Druckformen auseinander und sortierte die einzelnen Lettern 
wieder in die jeweiligen Fächer der Setzkästen zurück. Da alle Schritte per Hand 
ausgeführt wurden, war die Leistung der Druckpressen eher gering.°° 

Faltet man einen Druckbogen ein Mal, so erhält man das große und teure Foliofor- 
mat, faltet man ihn zwei Mal, erhält man das immer noch unhandliche Format eines 
Quartanten. Üblich wurden im Laufe der Zeit die Oktavbogen, die drei Mal gefaltet 
einen Block von acht Blatt beziehungsweise sechzehn Seiten ergaben (vgl. Tabelle 2.1, 
dort sind Zwischengrößen wie Groß- oder Kleinoktav nicht aufgeführt). Die Größe ei- 


Jahrhundert Hungerkrisen und Epidemien unter der Bevölkerung deutliche Spuren hinterlassen haben. 
Zur Problematik der Schätzungen, vgl. BRAUDEL, Der Alltag, S. 22-66. 

64 Kapp, Bd. 1,$. 24. 

6% Anton Koberger verlegte beispielsweise 1493 die berühmte Schedelsche Weltenchronik. 1400 lateini- 
sche und 700 deutsche Exemplare mit 1804 teilweise doppelseitigen Holzschnitten wurden gedruckt. Der 
Preis betrug drei bis dreieinhalb Gulden für ein ungebundenes Exemplar, anderthalb Gulden mehr für 
ein gebundenes und ungefähr acht Gulden für ein gebundenes und koloriertes Exemplar. 

6° Fine ausführliche Beschreibung der Drucktechnik im 18. Jahrhundert findet sich bei WINKLER, 
Handwerk und Markt, S. 119-204. Vgl. auch Lorck, Herstellung von Druckwerken, S. 3-24; KRÜGER, Druck- 
technik, S. 7-16; BRAUDEL, Der Alltag, S. 434 f. Zu den Arbeitspflichten der Drucker- und Setzergesellen 
sowie den Korrektoren, vgl. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 64-66. 


28 2 Vervielfältigung und Verbreitung 


Abbildung 2.3: Der Buchdrucker (Jost Amman) 
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ner Oktavseite (Textblock ca. 16 auf 10 cm) entspricht in etwa einer heutzutage üblichen 
Buchseite eines wissenschaftlichen, gebundenen Buches. 

Die berühmten Druckereien der ersten Jahrzehnte des Buchdrucks hatten die Aus- 
mafße größerer Handwerksbetriebe mit kaum mehr als fünfzehn Angestellten, während 
vor der Erfindung des Buchdrucks beispielsweise allein in Paris die Zunft der Schreiber 
6000 Mann stark war. Der Satz beanspruchte das meiste Personal und noch mehr, 
wenn das optisch ebenmäßige Bild der frühen Drucke erreicht werden sollte. Dies war 
aber nicht die Regel, sondern die möglichst zügige Produktion und damit einhergehend 
der Akkordlohn nach der Menge der gesetzten Lettern: 1702 etwa vereinbarten die 


67 SOMBART, Frühkapitalismus, S. 719. RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 25, nennt eine Schätzung 
von Villaret für Paris und Orleans von über 10 000 beruflichen Schreibern. Allerdings gab es sehr früh den 
ersten deutschen Großbetrieb des Nürnberger Anton Koberger, dessen 1470 gegründete Druckerei um 
1500 bereits über 24 Pressen verfügte, rund einhundert Drucker, Setzer, Schriftgießer, Iluministen und 
anderes Hilfspersonal beschäftigte. SOMBART, Frühkapitalismus, S. 759, der die Koberger Druckerei als 
»wohlorganisierte kapitalistische Manufaktur« einordnet und ein damals neuartiges Verhältnis zwischen 
den Hilfskräften und dem Leiter der Druckerei feststellt. 
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Tabelle 2.1: Buchformate (Druckbogen) 
Name Blätter Seiten Abk. (dt) Abk. (en) Höhe (Buch) 


Folio 2 4 2°. fo 40-45 cm 
Quart 4 8 4° 4to 30-35 cm 
Oktav 8 16 8° 8vo 18-22 cm 
Duodez 12 24 12° 12mo 14-18 cm 
Sedez 16 32 16° 16mo 10-14 cm 
Oktodez 18 36 18° 18mo <ıocm 


Leipziger Druckermeister, dass ein Setzer in einer Woche vier Druckformen in Korpus, 
sieben in Cicero und acht in Mittelschrift setzen musste, um seinen Lohn zu verdie- 
nen.°® Leistete er mehr, wurde dies zusätzlich bezahlt, so wie auch die Gesellen an der 
Druckpresse mehr erhielten, wenn sie mehr als die vorgeschriebene Wochenleistung 
erbrachten. Die mögliche Arbeitsleistung eines Setzers war genau bekannt und betrug 
je nach Fertigkeit des Setzers zwischen 650 und 1000 Lettern je Stunde einschließlich 
Einrichten der Form, Reinigen und Ablegen der Typen.°® Von zwei Arbeitskräften an 
der Presse konnten ca. 18 000 bis 21000 Bogen in einer Woche oder 3000 bis 3500 
an einem Tag an einer Presse gedruckt werden. In jeder Minute konnten also ca. vier 
Drucke ausgeführt werden.’? Diese Zahl entsprach wohl dem bis in das 19. Jahrhundert 
hinein erzielbaren Maximum. Winkler hat einige Journale englischer Druckereien 
aus dem 18. Jahrhundert ausgewertet, die auf Dauer einen geringeren Schnitt zeigen. 
So lagen gute Regelleistungen bei 160 bis 280 einseitigen Drucken in einer Stunde, 
konnten aber auch bei einem schlechten Gespann an der Presse auf 120 Drucke (oder 
60 Bogen) in einer Stunde sinken. Im Buchdruck seien an einer Presse an einem Tag 
750 bis 800 beidseitig bedruckte Bogen der Standard gewesen.”' 

In den folgenden 400 Jahren änderte sich die Technik wenig, auch wenn viele Details 
verbessert wurden. 1620 wurden vom Niederländer Willem Janszoon Blaeu einzelne 
Teile, insbesondere die Spindel, aus Messing angefertigt. Allerdings verbreiteten sich 


68 Im 19. Jahrhundert wurden die deutschen Setzer nach der Zahl von 1000 kleinen n bezahlt, wobei 
1000 n in einer kleineren Schrift höher entlohnt wurden als 1000 in einer größeren Schrift; LORcK, 
Herstellung von Druckwerken, S. 35. 

69 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 10. Die Korpusschrift hat 10, die Cicero ı2 und die Mittelschrift 14 Punkte. 
Auch in England war der Stücklohn Standard; WINKLER, Handwerk und Markt, S. 125-128, für die Setzer 
und, WINKLER, S. 176 f. für die Drucker. 

7° Nach KrÜGER, Drucktechnik, S. 7-16, beträgt die Leistung eines Druckers an der Handpresse höchs- 
tens 75 Drucke in der Stunde während GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 20-22; WINKLER, Handwerk und Markt, 
S. 184; GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 23; RAVEN, Business of Books, S. 23, von ca. 125 Bogen mit zwei 
Arbeitskräften, dem Pressen- und dem Ballenmeister, ausgehen. Diese Zahl stimmt mit der von BRAUDEL, 
Der Handel, S. 551, für Lyon 1539 genannten 3000 Seiten an einem Tag überein. 

7! WINKLER, Handwerk und Markt, S. 184-204. 
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diese in Deutschland kaum; 1721 gab es in Nürnberg noch keine Blaeusche Presse. Auch 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts war die Handpresse, wenn auch die neueren aus Stahl 
gefertigt wurden, für die üblichen Auflagezahlen des Buchdrucks noch Standard. 


2.3.2 Die ersten Drucke 


Mit der Erfindung der Druckpresse ist nicht zugleich ein neuer Absatzmarkt für neu- 
artige Schriften entstanden. Die Druckschriften traten neben die Handschriften für 
die gleiche Nachfrage, die von den Kopisten bislang befriedigt wurde. Die ersten Dru- 
cke waren religiöser Natur (Bibeln, päpstliche Bullen, Ablassbriefe), Kalender, Texte 
antiker Autoren, juristische und andere Sachliteratur in lateinischer Sprache wie das 
Lateinlehrbuch DonArT.’” Amtliche Blätter, Wandkalender, Geschäfts-, Bücher- und 
Vorlesungsanzeigen, Liedertexte oder Heiligenbildchen sollen das Gros der Drucke 
ausgemacht haben. Wie viele dieser Einblattdrucke gedruckt wurden, ist nicht bekannt. 
Hans Luscher in Barcelona hat laut seinen Geschäftsunterlagen 200 000 Ablassbriefe 
für die Kathedrale zu Oviedo gedruckt, von denen jedenfalls bis 1922 kein einziges Ex- 
emplar aufgetaucht ist.”° Mit der Zeit wurden Flugschriften, Zeitungen und Pamphlete 
verteilt, die von einem eigenen Mitteilungsbedürfnis in gedruckter Form zeugen. Diese 
Einblattdrucke waren zwar selten von Bauern, Handwerkern oder Soldaten verfasst, 
richteten sich jedoch auch an diese.’* In diesen Flugschriften wurden neben religiösen 
auch politische oder nationale Fragen angesprochen, und sie waren - wie die von Mar- 
tin Luther oder Ulrich van Hutten in Umlauf gebrachten Werke - in deutscher Sprache 
verfasst.”? Dies war ein Zeichen der Loslösung von der das Wissen beherrschenden 
katholischen Kirche, die über die lateinische Sprache in den Schriften das Wissen nur 
wenigen zugänglich machte. Die Kirche nutzte die technische Möglichkeit, um durch 
den Druck von abertausenden Ablassbriefen Einnahmen zu erwirtschaften; verkauft 
wurde der Seelenfrieden in Deutschland vor allem vom Augsburger Kaufmann Jakob 
Fugger, dem die Hälfte des Erlöses verblieb. 

Für Martin Luther war diese Praxis einer der Hauptkritikpunkte an der katholischen 
Kirche und motivierte ihn zum Verfassen der 95 Thesen. Er wurde zum meistgelesenen 
Autor seiner Zeit. Der Großteil der vervielfältigten Worte Luthers waren »Tagesschrift- 
tum, Flugblatt an Flugblatt gereiht.«° Es wird geschätzt, dass Luthers Schriften bis zum 
Wormser Reichstag 1521 bereits eine Auflage von über 500 000 Exemplaren erreicht 


7° Vgl. GIESERE, Buchdruck in der frühen Neuzeit, S. 214 f; LOUGH, Writer and Public in France, S. 31; 
WITTMANN, Buchhandel, S. 26; BAPPERT, Wege, S. 136. 

7? SCHOTTENLOHER, Flugblatt und Zeitung Bd. 1, S. 26. 

74 Kıapp, Bd. 1, S. 406-409; SCHMIDT, Altes Reich, S. 46. 

5 HANEBUTT-BENZ, Ein Gewerbe verändert Europa, S. 48; SCHMIDT, Altes Reich, S. 47. 

76 SCHOTTENLOHER, Flugblatt und Zeitung Ba. 1, S. 60. 
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hatten.’” Die hohen Absatzzahlen der Lutherschen Werke führten zur ersten Änderung 
des Buchgewerbes: 


Bis auf Luther waren die in Deutschland gedruckten Bücher in der Regel große 
und teure, meist vornehm ausgestattete Folianten oder auch Quartanten, welche 
man bequem in den Bibliotheken nach damaligem Brauch an die Kette legen, 
aber nicht in die Welt hinausschleudern konnte, wie die handlichen Oktavbände. 
Er vorwiegend führte zuerst das demokratische Flugblatt in Quart, die billigen 
Duodez- und Oktavschriften von wenig Bogen massenhaft in die deutsche Lit- 
teratur ein. [...] Indem Luther das heftige Kleingewehrfeuer der politischen 
und kirchlichen Flugschrift gegen das schwere Geschütz der Quartanten und 
Folianten eröffnete, erhob er erst die Buchdruckerkunst zu ihrer eigentlichen 
Bedeutung und gewann in ihr einen tausendzüngigen Herold, den keine münd- 
liche Propaganda ersetzen konnte. Lehre und Predigt allein thun es nicht. Sie 
dringen im günstigsten Fall an das Ohr von Hunderten und Tausenden; die Presse 
dagegen vermag Hunderttausende und Millionen zu gleicher Zeit für eine neue 
Idee zu gewinnen und hat denn auch in erster Linie die Reformation zur heiligen 
Angelegenheit des ganzen Volks erhoben.”® 


Luthers Programm wurde durch den Buchdruck zur Massenbewegung,’? die Refor- 
mation erschütterte das mittelalterliche Rom in den Grundfesten, brachte das Heilige 
Römische Reich spätestens im Dreißigjährigen Krieg an den Rand des Zusammen- 
bruchs und hielt jahrhundertelang Päpste, Kaiser und Fürsten in Bann.?° Über die 
Popularität der Schriften Luthers kam es sogar zu einer Sprachangleichung im Reich; 
auch wenn sie in den katholischen Gebieten als protestantisch zurückgewiesen wurde, 
verstand man sie.®' 

»Alle Welt lese das Luthersche Neue Testament, ja könne es infolge wiederholten Lesens 
fast auswendig; selbst Schuster und Frauen disputierten über das Evangelium und trügen 


77 MÖLLER, Zeitalter der Reformation, S. 62. 

78 Kıpp, Bd. 1,8. 408 f. Zu den Buchformaten, siehe Tabelle 2.1 auf S. 29. Mit der Reformation begann 
der Massendruck und endete zugleich die größere Sorgfalt bei der Textkorrektur und beim Satz; KApp, 
Bd. 1, S. 311. 

7? GOTTHARD, Reformation Martin Luthers, S. 187. 

8° RUBLACK, Die Reformation in Europa, S. 71 f, weist darauf hin, dass in den Städten höchstens ein 
Drittel - auf dem Land praktisch niemand - der Bevölkerung lesen konnte und deshalb der Einfluss des 
Buchdrucks überschätzt werde. Dem ist aber zu entgegnen, dass selbstverständlich auch die Schriften 
Gegenstand der mündlichen Überlieferung, sei es durch Vorlesen oder Nacherzählen, innerhalb der 
Gesellschaft waren. Erst durch die Verbreitung der Schriften konnten die Ideen und Gedanken vor Ort 
kopiert, Auszüge angefertigt oder mündlich tradiert werden, vgl. GIESERE, Buchdruck in der frühen 
Neuzeit, S. 285-288; WITTMANN, Buchhandel, S. 45, der um 1500 die Zahl der Alphabeten in Deutschland 
auf ein bis höchstens fünf Prozent der Bevölkerung schätzt. 

#1 SCHMIDT, Altes Reich, S. 146. 
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Abbildung 2.4: Warnung Luthers vor Nachdrucken (1541) 
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die Übersetzung in der Brusttasche mit sich herum«, zitiert Kapp Johann Cochleaus.°? 
Der hohe Absatz der Werke Luthers hatte belegt, dass das Interesse an Lesestoff nicht 
auf Geistliche und wenige Gelehrte beschränkt war. Im Gegensatz zu dem, was viele 
Urheberrechtsgeschichtsschreibungen einem Glauben machen wollen, be- oder verhin- 
derte die Zulässigkeit des Nachdrucks nicht im Geringsten die Aktivitäten: Tatsächlich 
hatte der Buchhandel bereits um 1500 seine erste Absatzkrise erlebt, nachdem die 
Aufnahmefähigkeit der Klöster erschöpft und die Geistlichkeit und Gelehrten »des 
scheinbar endlosen Stroms kostspieliger Folianten überdrüssig« wurden.°? Die massen- 
hafte Verbreitung von Luthers Werken zeigte den Druckern und weit über eintausend 
Buchführern einen neuen Markt und eine Nachfrage nach neuen Texten.°* Die Ver- 
käufer, sie wurden Buchführer genannt, waren teilweise Hausierer, Kolporteure oder 
von Markt zu Markt reisende Kleinhändler, die Gegenstände im Angebot hatten, die 
auf dem Land nicht hergestellt wurden, wie Scheren, Heilmittel oder eben auch Bücher. 
Der Hausierer gehörte wie der Kolporteur, dieser trägt (franz. porter) sein Geschäfts- 
lokal am Hals (franz. col), zu den ärmeren Händlern. Sie sorgten auch abseits der 
Schlagadern des Handels für die kapillare Versorgung der Dörfer und kleinen Markt- 
flecken.®5 Man fand sie bei der Kirche, an den Eingängen zu den Universitäten, an 
den Stadttoren oder im Wirtshaus ihre Waren anpreisen. Ein, wenn auch geringes, 
Bedürfnis nach Lektüre verbreitete sich nach und nach im gesamten Land, das nur 
durch fahrende Händler befriedigt werden konnte. Beginnend mit der Reformation 
wurde vermehrt Schulunterricht, sei es durch die Kirche oder die Dorfschulen, angebo- 
ten, und auch in kleineren Orten wurden einige Bücher nachgefragt. Insgesamt nahm 
im Laufe der Zeit die Lesefähigkeit zu, die Elementarschulen zeigten einige Wirkung. 
So wurden landesherrliche Mandate nicht nur verlesen, sondern auch an bestimmten 
Orten angeschlagen, und vor beiden Reichsgerichten wurde das schriftliche Verfahren 
eingeführt.°° Daneben gab es aber bereits Verkäufer, die sich auf den Buchverkauf 
spezialisierten. Die selbständigen Buchhändler waren zuerst in den Handels- und Uni- 
versitätsstädten anzutreffen. Da es wirtschaftlich wenig aussichtsreich war, wenn man 
nur die wenigen Titel eines Druckers anbot, wurden alsbald Bücher unterschiedlicher 
Drucker aufgenommen, ein Sortiment. Es handelte sich um die ersten Sortimenter, die 


®% Kapp, Bd. 1, S. 415. Vermutlich stammt das Zitat aus BREVIS GERMANIE DESCRIPTIO; Kapp gibt nur 
den Autor als Quelle an. 

8 WITTMAnN, Buchhandel, S. 48, oder wie Kapp, Bd. 1, S. 411, es für die Zeit des ersten publizistischen 
Auftretens Luthers darstellt: »Kirchenväter und Klassiker, profane und geistliche Gelehrsamkeit traten 
plötzlich auf dem Büchermarkt in den Hintergrund, sanken zum Teil zu Ladenhütern herab.« 

°+ Allerdings waren dies nicht die hochwertigen Drucke, sondern einfache Texte, und auf Grundlage 
dieses literarischen Bedürfnisses ist die damalige, derbe Volksliteratur entstanden; vgl. WITTMANN, 
Buchhandel, S. 34 £., 56. 

#5 BRAUDEL, Der Handel, 72-74. 

8° SCHMIDT, Altes Reich, 142. 
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einen kleineren oder größeren Vorrat unterschiedlicher Bücher erwarben und zum 
Verkauf anboten.”” »Der Hausierer trägt [die Bücher] von Ort zu Ort auf Jahrmärk- 
te und Messen, aber er verkauft neben seinen Büchern unter Umständen auch andere 
Waren. Der Buchführer beschränkt sich an seinem ständigen Geschäftssitze mehr auf 
den ausschließlichen Vertrieb von Büchern und vermittelt [...] den Verkehr des lesenden 
Publikums mit dem Drucker und Verleger.«®® Durch den Handel auf der Messe und 
der großen Zahl an Druckorten und Buchhandlungen war eine Distribution in die 
verschiedenen Regionen des Reichs möglich. 

Die hohe Anzahl an Flugschriften politischer Natur, die von Adligen, Bürgern, Bau- 
ern, Gesellen und selbst Dienstboten gekauft wurden, zeigt ein breites Interesse, auch 
wenn über die konkrete Anzahl der Schriften und Leser nur spekuliert werden kann.?? 
Kapp folgert aus der weiten Verbreitung und der Wirkung der Lutherschen Schriften, 
dass schon vor der Reformation im deutschen Bürgertum eine große Schicht vorhanden 
war, welche lebhaften Anteil an der geistigen Bewegung nahm, Bücher kaufte und las.°° 
Für die Jahre 1513-1517 verzeichnet er insgesamt 527 deutschsprachige Novitäten, für 
das folgende Jahrfünft bis 1523 bereits das Sechsfache, nämlich 3113.°" Wie hoch die Auf- 
lagen der günstigen Bücher waren, lässt sich heute nicht mehr nachvollziehen, da diese 
- im Gegensatz zu den teuren Bibliotheksexemplaren - fast vollständig untergegangen 
sind und nur wenige Aufzeichnungen existieren. So weist St Clair darauf hin, dass von 
den 1676/7 gedruckten 84 000 Fibeln für Schulanfänger heute nur noch ein Exemplar 
erhalten ist.” Den billigen Drucken aus dem 16. Jahrhundert war gewiss kein anderes 
Schicksal bestimmt, vor allem, wenn man die Folgen der in Deutschland tobenden 
Konfessionskämpfe, die damit einhergehenden Bücherverbote und -verbrennungen bis 
hin zu den Verwüstungen der Kriege bedenkt.?? Das Interesse an Büchern beschränkte 
sich keineswegs auf die gebildete Schicht, denn in den wenn auch kleinen bürgerlichen 
Kreisen lag ein durchaus beachtliches Nachfragepotential. 


2.3.3 Nachdruck 


Einige Jahrzehnte nach Erfindung der Buchdruckerkunst stand in Deutschland der 
Nachdruck bereits in höchster Blüte. Er war eine Selbstverständlichkeit, allen voran 


#7 Kıpp, Bd. 1, 302. 

#8 Kup, Bd. 1, 274-276. 

89 SCHMIDT, Altes Reich, S. 46. Vgl. auch Kapp, Bd. ı, S. 433, 436, nach dem die Buchführer und 
Hausierer bald ganz Deutschland überschwemmten. 

»° Kapp, Bd. 1, $S. 409. Dies wird durch neuere Forschungen bestätigt, wobei allerdings nach 1550 die 
Verbreitung der Lesefähigkeit wieder abgenommen haben soll; vgl. SIEGERT, Volksbildung, S. 447. 

°' Kup, Bd. 1, S. 407 f. Die Zahl der lateinischen Schriften betrug 1524 aber immer noch das Dreifache, 
WITTMANN, Buchhandel, S. 49. 

°* ST CLAIR, Reading Nation, S. 27. 

?3 Kapp, Bd. 1, S. 436. 
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die Texte des im 16. Jahrhundert am meisten gedruckten Autors Martin Luther. 66 
Nachdrucke der Übersetzung des Neuen Testaments erschienen in den ersten drei 
Jahren nach der Veröffentlichung.?* Wenn man sich über die Nachdrucker informiert, 
wird man nicht mit den tatsächlichen Wirkungen, oft aber zuerst mit Luther konfron- 
tiert, der vom Nachdruck als grosse öffentliche Räuberei, die Gott wohl auch strafen wird, 
sprach. In zahllosen Schriften zum Urheberrecht wurde die zweifelhafte Behauptung 
aufgestellt, Luther habe die Nachdrucker allgemein verurteilt und sei von einer aus- 
schließlichen Befugnis des Autors zur Vervielfältigung seiner Werke ausgegangen.?® 
Beides ist nicht zutreffend und widerspricht der von Luther Zeiten verbreiteten christli- 
chen Haltung zur Ansammlung von Reichtum. Aber die Ursupation großer Namen 
im Interesse der guten, der eigenen Sache durchzieht die gesamte Rezeptionsgeschichte 
zum Urheberrecht. Wenn eine historische Gestalt etwas gesagt hat, was in Richtung 
eines Nachdruckverbots gedeutet werden kann, wurde und wird sie zum Verfechter des 
Urheberrechts erklärt. Diese Entstellung findet man oft sogar geeint mit der Feststel- 
lung, das Urheberrecht sei zum Schutz der Persönlichkeit vor Entstellung notwendig. 
Auffällig ist die durch geschickte Auswahl der Zitate unlautere Sinnverfremdung bei 
Kohler,?” für die Luther wohl kaum freundlichere Worte als für die Nachdrucker übrig 
gehabt hätte. Wenn Luther überhaupt finanzielle Interessen unterstellt werden können, 
dann streift eher die Interpretation von Kapp?® und Bappert?? den Rand der Aussage, 
nämlich dass es um den geschmälerten Ertrag der Wittenberger Erstdrucker ging, dass 
ein »Druckherr [...] dem anderen so offensichtlich raubt und stilt das seine ...« Aber 
selbst das wäre übertrieben, denn nur nach Gewinn strebende Kaufleute trieben es 
schlimmer als Straßendiebe und Straßenräuber.'°° 

Luther wurde für seine Texte von seinen Verlegern nicht bezahlt und hat den Nach- 
druck als Mittel durchaus geschätzt, seine reformatorischen Lehren schnell und weit- 


4 GIESEKE, Privileg, S. 14; Kapp, Bd. 1, S. 413, 737. Trotz des Nachdrucks wurde das ehemals unbedeu- 
tende Wittenberg zu einer blühenden Metropole des Buchdrucks; vgl. WITTMAnN, Buchhandel, S. 51. 1526 
bemühte Luther sich um ein hoheitliches Verbot des Nachdrucks für die Dauer von einem Jahr, während 
beispielsweise der ebenfalls vielgelesene Erasmus von Rotterdam 1522 eine Frist von zwei Jahren forderte; 
GIESEKE, Privileg, S. 25, 27. Von Erasmus’ LOBES DER TORHEIT wurden 1515 binnen knapp sechs Wochen 
1800 Exemplare verkauft, von seinem COLLOQUIA FAMILIARIA in zwanzig Jahren 34 Auflagen zu je 1000 
Exemplaren; WITTMANN, Buchhandel, S. 43. 

% Luther in der Warnung an die Nachdrucker, Einleitung der Bibel-Übersetzung (1541). Dass Luther 
an anderer Stelle von den Verlegern keinen Deut besser sprach, wird regelmäßig unterschlagen. 

ss Vgl. etwa SCHMID, Büchernachdruck, S. 4; ELVERS, Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller, S. 233; 
JoLıy, Lehre vom Nachdruck, S. 6 f.; DAMBACH, Entwurf des Urheberrechts, S. 232; KOHLER, Das Autorrecht, 
S. 83; KLOSTERMANN, Das Urheberrecht, S. 11; TIETZEL, Literaturökonomik, S. 45. 

97 KOHLER, Das Autorrecht, S. 83 

98 Kapp, Bd. 1, S. 425. 

9 BAPPERT, Wege, S. 217. 

"00 BUBENHEIMER, Müntzer, S. 145. 
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räumig zu verbreiten.'”' Er sprach 1541 zwar davon, dass »reuberische Nachdrücker 
mit unser Arbeit untreulich umgehen«. Er meinte damit jedoch nicht, dass ihm etwas 
weggenommen wurde (wörtlich: » Wiewol meinet halben daran nichts gelegen/ Denn ich 
habs vmb sonst empfangen/ vmb sonst hab ichs gegeben/ vnd begere auch dafur nichts«), 
sondern dass die Arbeit nicht ordentlich - untreulich eben - gedruckt wurde. Die 
scharf klingenden Worte täuschen, denn Luther war in seiner Polemik fast immer maß- 
los, etwa wenn er forderte, man solle aufständische Bauern wie tolle Hunde erwürgen, 
oder gegen Erasmus von Rotterdam gerichtet: »Wer den Erasmus zerdrückt, der würget 
eine Wanze, und diese stinkt tot noch mehr als lebendig.«'°° 

1525 schrieb Luther, nachdem aus der Werkstatt seines Druckers ein noch unveröf- 
fentlichtes Manuskript gestohlen und sofort gedruckt wurde, dass ein Drucker zumin- 
dest einen Monat oder deren zwei nach der Veröffentlichung abwarten sollte, bis er 
nachdruckt.'° Der Diebstahl des Manuskripts wäre nicht so schlimm, wenn der Text 
wenigstens richtig gedruckt worden wäre. Ein wichtiges Argument für den Druck durch 
einen von ihm, Martin Luther, hierzu berechtigten Drucker war die schlechte Qualität 
der Nachdrucke. Luther las die Korrekturbogen und brachte bis kurz vor Druckbeginn 
Änderungen an. Ihm ging es um die richtige Wiedergabe seines Textes.'°* Dies kommt 
auch in Abbildung 2.4 zum Ausdruck, wenn er den Geiz der Nachdrucker verurteilt: 
Die Nachdrucker würden sich aus bloßer Gewinnsucht nicht darum kümmern, »wie 
recht oder falsch sie es hin nach drücken«, so dass die Texte teilweise bis zur Unkenntlich- 
keit verfälscht seien. Die unrechtmäßigen Drucker »machens hin rips raps. Es gilt gelt.« 
Als rechtmäßiger Drucker wird eher der sorgfältig arbeitende, fleißige Handwerker 
angesehen, nicht der nach individuellem Vorteil strebende Unternehmer. Seine Wit- 


'° Ausführlich FLACHMANnN, Martin Luther und das Buch, S. 40, m. w. Nachw.; KApp, Bd. 1, S. 313, 423; 
WITTMANN, Buchhandel, S. 51 f. 

'%° FRIEDELL, Kulturgeschiche, S. 314 (Bd. ı). Die Parteinahme Luthers gegen die Bauern wird aus 
heutiger Sicht üblicherweise als Verkennung der berechtigten Belange der Bauern eingestuft. Während 
der Bauernkriege des 16. Jahrhunderts entwickelten sich in Deutschland die ersten Ansätze für die in 
der Aufklärung so bedeutsame Idee der Verbindung von persönlicher Freiheit und Eigentum als ein 
Bereich der eigenverantwortlichen Regelung der gemeindlichen Belange; SCHMIDT, Altes Reich, S. 68-71. 
Die militärische Niederlage der Bauern, deren vergleichsweise moderne Forderungen wie Ende der 
Leibeigenschaft, ein berechenbares und nutzbares Gerichtssystem mit verbindlicher Wirkung für alle, 
einheitliche Maße, einheitliches Münzsystem, Abschaffung der Zölle, die Kirche möge die kirchlichen 
Ausgaben aus dem Kirchenzehnten bestreiten etc. teilweise erst Jahrhunderte später umgesetzt wurden, 
war eindeutig. 

'% Luther in der Vermanung an die Drücker, 1525: »Solt nicht eyn drucker dem andern aus Christlicher 
liebe eyn monden odder zween zu gut harren ehe er yhm nachdrucket.« 

04 GIESERE, Privileg, S. 25 f, POHLMANN, Frühgeschichte, S. 107-109, verweist auf eine Vorrede zu einem 
Gesangbuch, in der Luther ausdrücklich von falschem Druck und verwüsteten Texten sprach. 
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tenberger Drucker sollten nicht reich werden, aber auch keinen existenzgefährdenden 
Schaden erleiden, sondern ein gerechtes Auskommen haben.'°> 

Auch Erasmus von Rotterdam sprach abschätzig über die achtlosen Drucker. Die 
Gesetze und Zünfte würden dafür sorgen, dass die Qualität der Waren der Bäcker, 
Schuster oder Tuchhändler geprüft und hoch gehalten würden. Die Drucker hingegen 
seien gänzlich ungebildete Leute, die aus reiner Geldgier lieber Tausende von Druckfeh- 
lern hinnähmen, als für einige Goldstücke einen guten Korrektor einzustellen.'°° Dies 
entspricht der noch zu Beginn des 16. Jahrhunderts weit verbreiteten Geisteshaltung, 
die Geiz, Eigennutz und Habsucht als gemeinschädlich einstufte; Zinsnehmen erweckte 
religiöse Bedenken.'”” Die Menschen nahmen das Evangelium noch ernst: »Niemand 
kann zwei Herren dienen: Entweder er wird den einen hassen und den andern lieben, 
oder er wird an dem einen hängen und den andern verachten. Ihr könnt nicht Gott 
dienen und dem Mammon«, wie Luther Matthäus 6, 24 übersetzte. Diese Einstellung 
kam etwa in Luthers Schrift Von KAUFFSHANDLUNG UND WUCHER zum Ausdruck: 
Die Kaufleute haben »unter sich eine gemeine Regel, das ist ihr Hauptspruch und Grund 
aller Finanzen, daß sie sagen: Ich mag meine Waar so theur geben, als ich kann [oder 
will]. Das halten sie für ihr Recht.« Es sollte aber heißen: »Ich mag meine Waare so 
theuer geben als ich soll, oder, als recht und billig ist.« Das Verkaufen solle kein »Werk 
sein, das frei in deiner Macht und Willen, ohn alle Gesetz und Maaß stehe, als wärest 
du ein Gott, der niemand verbunden wäre«. Der Preis sei so zu bemessen, dass der 
Kaufmann »seine ziemliche Nahrung« erhalte, »seine Kost bezahlet, seine Muhe, Aerbeit 
und Fahr belohnet werde.«'°® Wucher, Monopole und Gewinnsucht widersprachen 
der christlichen Wirtschaftsethik.'° Luther wandte sich mit der ihm eigenen heftigen 
Ausdrucksweise allein in vier Schriften ausschließlich gegen Wucher, Handel und Mo- 
nopole. Monopolisten gehörten bei Luther zu den Leuten, die Wucher betreiben, die 
willentlich und bei guter Vernunft den Abgott Mammon anbeteten, vom Geitzteufel 
und Wucherteufel besessen seien und so bewusst ins Höllenfeuer und die Ewige Ver- 


195 FLACHMANN, Martin Luther und das Buch, S. 36-40. 

106 Erasmus in AGıDA I], in unter »Festina lente« (Eile mit Weile). Vgl. auch Kap, Bd. 1, $. 378, SCHÜCK, 
Aldus Manutius, S. 96, HEINRITZ, Der Essayist, S. 96, DiLBA, Typopgraphie-Lexicon, S. 100. 

77 SCHULZE, Vom Gemeinnutz zum Eigentum, S. 599. Die bekannten Bibelstellen sind ExoDus 22, 24; 
LEVITIKUS 25, 35 £.: »Wenn dein Bruder neben dir verarmt und nicht mehr bestehen kann, so sollst du dich 
seiner annehmen wie eines Fremdlings oder Beisassen, dass er neben dir leben könne; und du sollst nicht 
Zinsen von ihm nehmen noch Aufschlag, sondern sollst dich vor deinem Gott fürchten, dass dein Bruder 
neben dir leben könne«, sowie DEUTERONOMIUM 23, 20-21: »Du sollst von deinem Bruder nicht Zinsen 
nehmen, weder für Geld noch für Speise noch für alles, wofür man Zinsen nehmen kann. Von dem Ausländer 
darfst du Zinsen nehmen, aber nicht von deinem Bruder, auf dass dich der HERR, dein Gott, segne in allem, 
was du unternimmst in dem Lande, dahin du kommst, es einzunehmen.« 

108 TUTHER, Kaufshandlung und Wucher., 202-204. 

99 HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 50-61. 
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dammnis rennen würden."° Würden Könige und Fürsten sich daran beteiligen (etwa 
durch Erteilung von Monopolrechten), seien sie Diebesgesellen, die auf der einen Seite 
Diebe, die einen Gulden gestohlen hätten, hängen ließen, auf der anderen Seite aber 
mit den Monopolisten gemeinsame Sache machten, die alle Welt beraubten."" 

Luther ist nicht zu einer neuen Bewertung des Handelsstandes oder des Monopol- 
problems gelangt, da er auf das justum pretium der kanonistischen Wirtschaftslehre 
abhob.''* Sünden haben nach der klassischen (katholischen) Theologie sieben schlechte 
Charaktereigenschaften als Ursache (oft fälschlich als die sieben Todsünden bezeich- 
net), unter anderem Avaritia (Geiz, Habgier), Luxuria (Genusssucht, Ausschweifung), 
Gula (Völlerei, Maßlosigkeit, Selbstsucht) oder Acedia (Faulheit). Die SUMMA THEO- 
LoGIcA von Thomas von Aquin" beschäftigt sich mit der Frage, ob der Verkauf zu 
einem höheren Preis als der Wert zulässig oder Sünde sei. So wurde der Gewinn als 
solcher nicht verurteilt, sondern nur dann, wenn er zum Zweck des Daseins wurde 
oder falls mit unlauteren Mitteln gearbeitet wurde. Selbst der auch in finanziellen 
Angelegenheiten nicht zimperliche Casanova wunderte sich in der Mitte des 18. Jahr- 
hunderts über den holländischen »Handelsgeist«, der das »Denken einengt oder vielmehr 
es sozusagen ganz auf Spekulation und Gewinn beschränkt. Herr d’O. war doch sicherlich 
ein Ehrenmann, aber trotz seinem großen Reichtum beseelte ihn die Habsucht seines 
Standes. [...] Ein Kaufmann verkauft eine Ware zum Zehnfachen des Ankaufpreises. Er 
rühmt sie als ausgezeichnet, obgleich er weiß, daß sie nichts taugt; aber er glaubt von 
Berufs wegen dieses Vorrecht zu haben, und infolgedessen ist sein Gewissen vollkommen 
ruhig.«"* 

Diese Wirtschaftsethik und das Verständnis von einem ehrbaren Handeln standen 
im Konflikt mit den Praktiken der aufstrebenden Unternehmer des am Ende des Mit- 
telalters einsetzenden wirtschaftlichen Aufschwungs. Die Textil- und Montanindustrie, 
der Buchdruck und die holz- und metallverarbeitenden Unternehmen waren zu dieser 
Zeit die Vorreiter der moderneren Wirtschaftsorganisation, bei der Eigentum am Be- 
triebskapital und das oft erfüllte Streben nach einem Monopol die zwei Seiten einer 
Medaille waren. Der Privatbesitz löste den Gewinn ebenso aus dem Bedürfniskon- 
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Vgl. Abbildung 2.4: »DEnn sihe allein das grewliche/ schreckliche/ wesen vnd vbel an/ das der Geitz 
durch den leidigen Wucher treibt/ Das auch etliche feine/ vernünfftige/ dapffere Leute mit diesem Geitzteufel 
vnd Wucherteufel also besessen sind/ das sie wissentlich vnd wolbedachtes verstands/ den erkandten Wucher 
treiben/ vnd also williglich vnd bey guter vernunfft den Abgott Mammon/ mit grosser grewlicher verachtung 
göttlicher Gnaden vnd Zorns/ anbeten/ vnd drüber ins Hellische fewr vnd ewiges Verdamnis sehend vnd 
hörend gleich lauffen vnd rennen.« 

" HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 150. 

"® HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 148. 

"3 2. Buch Teil 2, De Justitia et Jure, Frage 77. Vgl. hierzu HöFFNeER, Wirtschaftsethik, S. 71-75. 

"4 CAsSANOVA, Dritter Band, S. 177 f. (Kap. 7). 
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text der Allgemeinheit wie die Monopolisierung des Handels mit einer willkürlichen 
Preisfestsetzung.' 

Mit welchen Schwierigkeiten die Drucker und Verleger allerdings ganz im Gegensatz 
zu den an einem Ort tätigen Schreibern konfrontiert waren, zeigt das Beispiel der 
GLOSSA ORDINARIA, einer drucktechnischen Meisterleistung des Druckers Adolf Rusch. 
Es war eine Auftragsarbeit für den Nürnberger Verleger Anton Koberger, die mit 
geliehenen Typen des Druckers Johann Amerbach aus Basel ausgeführt wurde."® 1501 
schickte Koberger seinen Neffen mit 300 Exemplaren der GLossA nach Venedig, damit 
dieser die GLossA dort gegen andere Bücher eintauschte und die eingetauschten Bücher 
dann in Lyon verkaufte, um aus dem Erlös seinen Baseler Drucker zu bezahlen. Die 
Messe wartete nicht. Da der Neffe zu spät kam, konnte er von den Büchern nur einen 
geringen Teil absetzen. Für den Fuhrlohn von Venedig nach Lyon und zurück allein 
waren hohe Beträge zu bezahlen. 

So stockte der Betrieb aus vielen Gründen: Der Drucker bekam kein Papier, weil in 
der Stadt die Pest wütete. Die Fuhrleute fuhren erst los, wenn sie voll beladen waren. Die 
Reise von Nürnberg über Straßburg nach Basel dauerte fünf Wochen. Gab es unterwegs 
eine unfriedliche Auseinandersetzung, wurde der Transport unterbrochen, und bei 
starken Regenfällen litt die nur unzureichend gegen Nässe geschützte Ware. Weil 
Koberger die Außenstände von seinen Kunden aus Ofen, Wien, Breslau, Leipzig und 
anderen Städten nicht eintreiben konnte, kam er 1504 in Zahlungsschwierigkeiten, zog - 
weil er keinen auf Basel auftreiben konnte - einen Wechsel auf Straßburg, den er seinem 
Drucker auf der Ostermesse in Frankfurt zu übergeben plante, wo sich alle möglichen 
Händler regelmäßig trafen. Zu den Schwierigkeiten, die mit dem überregionalen Absatz 
größerer Stückzahlen über einen längeren Zeitraum verknüpft waren, tratauch noch der 
Wettbewerb hinzu. Kam die Ware am fernen Messeplatz an, ließ sie sich gelegentlich 
nur schlecht oder unter erheblichem Preisnachlass gegenüber der ursprünglichen 
Kalkulation absetzen, weil dort bereits ein Konkurrenzdruck angeboten wurde. Wieso 
sollte es einem Verleger anders gehen, als andern Kaufleuten, deren Gewinn genauso 
von Angebot und Nachfrage abhing? Erreichte ein Fernhändler mit seinem Schiff 
nach einer monatelangen Reise den Zielhafen, nachdem dort kurz zuvor die gleiche 
Ware wie seine Ladung von einem Konkurrenten in größeren Mengen abgeladen 
worden war, erzielte er unter Umständen nur einen Preis unterhalb seiner Kosten, da 


"3 DiwaLp, Anspruch auf Mündigkeit, S. 222-230. Die am Ablasshandel beteiligten Fugger gehörten 
zu den am übelsten angesehenen Zeitgenossen Luthers. Sie waren die Repräsentanten des monopol- 
kapitalistischen Prinzips. Ulrich von Hutten stellte unter die vier Sorten von Räubern - Kaufleute, Juristen, 
Priester, Ritter - die Kaufleute an die Spitze. 

46 Kapp, Bd. 1, S. 342-359, der den interessanten Briefwechsel zwischen Koberger und Amerbach 
auszugsweise wiedergibt. Dieser Handel über weite Strecken war für Koberger typisch, der beispielsweise 
die Biblia cum postilla Hugonis nach Lyon, Spanien, Italien und seine Faktoreien in Paris, Straßburg und 
Frankfurt am Main verteilte; vgl. KRIEG, Materialien, S. 219. 
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die Nachfrage gesättigt war. Sank hingegen ein erwartetes Schiff, stiegen die Preise, 
sobald die Nachricht über den Untergang bekannt wurde."” Der Wettbewerb war 
den Druckern wie anderen Kaufleuten ein Dorn im Auge, der die Gewinnkalkulation 
störte und unter Umständen unverkäufliche Ware zur Folge hatte, weil sie zu spät zum 
Absatzort kamen oder zu teuer anboten. So lange es noch genug zu drucken gab, trafen 
die größeren Buchhändler in ihrem eigenen Interesse Verabredungen untereinander, 
wonach der eine kein Werk drucken sollte, welches der andere bereits zu drucken 
angefangen hatte.'"® So wurde das Angebot korrigiert, ein Überangebot vermieden. 
Allerdings ließ sich dies nur bei einem überschaubaren Konkurrentenkreis umsetzen 
und war durch den langsamen Fluss der Informationen erschwert, so dass alsbald 
andere Formen des Absatzschutzes gesucht wurden. 


2.3.4 Privilegien 


Das Gewerberecht sowie andere Aufgaben, die heutzutage dem Staat zugeordnet wer- 
den, blieben im späten Mittelalter in weiten Teilen privaten Organisationen überlassen. 
Hierzu gehörten die mit hoheitlichen Befugnissen gegenüber ihren Mitgliedern ausge- 
statteten Zünfte, die mit unterschiedlichen Methoden den Wettbewerb kontrollierten 
und den ihnen zugewiesenen Markt aufteilten. Eine staatliche Ordnungspolitik, die 
auch das geistige Eigentum umfassen kann, bildete sich erst mit dem Absolutismus aus. 
In dieser Zeit war das rechtliche Mittel des Gewerberechts das Privileg, das Reglement 
sowie die Verwaltungsanweisung, nicht das Gesetz. Eine typische Regelungsmethode 
des Fürstenstaats war das Privileg, Letter of Patent, wie sie in England, oder lettre paten- 
te, wie sie in Frankreich hießen. In England, Deutschland und Frankreich nahm das 
Privilegienwesen eine unterschiedliche Entwicklung. 

Privilegien wurden über viele Jahrhunderte in ganz Europa von gesetzgebenden 
Organen, Papst, Kaiser, Königen und Landesherren erlassen.” Sie wurden in offe- 
nen, mit einem Siegel versehen Urkunden (»literae patentes« - offene Briefe) erteilt, 


47 HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S: 116; BRAUDEL, Der Handel, S. 179. Im 17. Jahrhundert versenkten die 
Holländer auch ganze Schiffsladungen, um durch das so verknappte Angebot die Preise hoch halten zu 
können. 

48 Kapp, Bd. 1,$.343. 

"9 MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 383; MACHLUP, Grundlagen des Patentrechts, S. 374 £; 
NORTH/THOMASs, Rise ofthe Western World, S. 95. Schon im 12. Jahrhundert war »das eigentliche rechtliche 
Fundament aller Privilegienerteilungen und aller privilegierten Gegenstände« die königliche oder kaiser- 
liche Herrschaftsgewalt, die dem Herrscher die generelle Befugnis gab, über diese Rechte zu verfügen, 
ihre Ausübung zu übertragen, die Übertragung rückgängig zu machen oder einem anderen zuzuwen- 
den; BUSCHMANN, Privilegien im HRR, S. 36 f. Das Recht zur Privilegienerteilung war Bestandteil der 
Gesetzgebungsbefugnis; KLIPPEL, Privileg in der Staatsrechtslehre, S. 290. 
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- daher auch die Bezeichnung Patent.'”° Der Begriff Patent war nicht auf technische 
Erfindungen beschränkt, sondern kann eher als hoheitlicher Akt umschrieben wer- 
den. Der Begriff wurde international nicht einheitlich verwendet. Zahllose allgemeine 
Regelungen wurden als Patent bezeichnet.'”' Wenn Patente einzelne Personen betra- 
fen, waren sie nicht zwingend vorteilhaft. 1634 wurde beispielsweise das kaiserliche 
Ächtungspatent gegen Wallenstein ausgesprochen (die Mörder Wallensteins ließen 
sich die drei Heroen nennen).'”” Auch Privilegien mussten keinen Sondervorteil zum 
Gegenstand haben, sondern konnten ein belastendes Sonderrecht zuungunsten des 
Privilegierten aussprechen.'” 

Der Begriff Privileg wurde oft im Zusammenhang mit den Begriffen Freiheiten (dar- 
unter wurde zumeist die Befreiung von einer Pflicht verstanden) und Herkommen 
(ein seit langem anerkanntes Recht, Gewohnheitsrecht) verwendet. Privilegien lassen 
sich aufgrund der Vielzahl an geregelten Gegenständen in allen Lebens- und Organi- 
sationsbereichen nicht eindeutig und allgemeingültig bestimmen.'”* Die ständische 
Gesellschaft zeichnete sich als solche bereits durch privilegierte Stände wie den Adel 
oder den Klerus und den größten, unterprivilegierten Stand der Bauern aus. Personal- 
privilegien wurden einer Person verliehen und verloren in der Regel mit dem Tod der 
bedachten Person ihre Wirkung. An Minderjährige erteilte Privilegien konnten enden, 
wenn diese die Majorennität erreichten. Diese persönlichen Privilegien waren grund- 
sätzlich nicht vererblich oder übertragbar. Realprivilegien waren hingegen vererblich 
und nicht mit der Person, sondern mit einer Sache verbunden (etwa einen Grundstück). 
Kollektivprivilegien wurden an einen Verband, etwa eine Gemeinde, erteilt und galten, 
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FEATHER, History, S. 17; PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 174; ST CLAIR, Reading Nation, 
S. 46; DAMME, Patentrecht, S. 4 f, FRIEDEBURG, Englische Kolonien, S. 260. 

'* In Frankreich trägt die Regelung zum Buchhandel von 1701 den Titel »Lettres Patentes et Arrest du 
Conseil d’Etat du Roy«, während in Ziffer III. bestimmt wird, dass derjenige, der von den Zensurbehörden 
die Erlaubnis zum Druck erhalten hat, zugleich ein Privileg erhält. »Que quand les Permissions portees par 
Lettres sellees du grand Sceau contiendront un privilege general ou defenses a tous autres quaux Impetrans 
d’imprimer ou reimprimer les Ouvrages par eux proposez en aucun lieu de Royaume [...]«, Lettres Patentes 
et Arrest du Conseil d’Etat du Roy vom 2. Oktober 1701, Paris, Frangois Muguet, 1702. Umgekehrt wurden 
in Frankreich Privilegien auch als Patente bezeichnet (vgl. etwa RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 26). 

= Mann, Zeitalter des Dreißigjährigen Kriegs, S. zı1. 

3 MOHNHAUPT, Privileg und Kodifikation, S. 74. Die Begriffsverengung auf ein Vorrecht habe sich erst 
allmählich im 18. Jahrhundert herausgebildet. 

24 BUSCHMANN, Privilegien im HRR, S. 25-35, nennt als frühe Privilegientypen Schutzprivilegien, deren 
Gegenstand der Beistand bei Angriffen Dritter ist, Regalienprivilegien, die eine Gruppe von Gerichts- und 
Immunitätsprivilegien, Befestigungsprivilegien, Zoll- und Geleitprivilegien, Münzprivilegien, Handelspri- 
vilegien, Stadt- und Marktprivilegien, Straßen- und Stromprivilegien, Forstprivilegien, Jagdprivilegien 
und Varianten hiervon, sowie schließlich die Gruppen- oder Sammelprivilegien, die sich dadurch auszeich- 
nen, dass sie einer abstrakt umschriebenen Personengruppe zugedacht werden. Vgl. auch MOHNHAUPT, 
Unendlichkeit des Privilegienbegriffs, S. 1-11, der von einer ständigen Ausdehnung auf »immer neue Rege- 
lungsmaterien, staatliche Zwecke und individuelle Befugnissphären« spricht. 


42 2 Vervielfältigung und Verbreitung 


bis sie aufgehoben wurden. Der mögliche Inhalt der Privilegien war praktisch unbe- 
grenzt.'”> Es gab Privilegien für die Anwerbung von Söldnern in bestimmten Regionen, 
privilegierte Ein- und Ausfuhrhäfen, Privilegien für freien Fischfang an den Küsten 
und freie Landung zum Netzetrocknen, einen Jahrmarkt abzuhalten, einen Fluss zu 
regulieren, die einzige befestigte Anlage in einem gewissen Umkreis zu errichten, das 
Privileg, als einziger Opern aufführen zu dürfen, usw.'”° Englische oder niederländi- 
sche Handelsgesellschaften erhielten das Privileg, Krieg zu erklären, zu führen und 
wieder Frieden zu schließen. Eine Unterteilung zwischen Zivilrecht, öffentlichem 
Recht und auch Verfassungsrecht ist nicht durchführbar. Soweit die Privilegien Handel 
und Gewerbe betrafen, hatten sie in der Regel monopolisierende Wirkung, allerdings 
nicht nur wie ein erteiltes Patent, das sich auf eine neue Technik beschränkt, sondern 
auch mit negativer, ausschließender Wirkung für bereits bestehende, nicht privilegierte 
Gewerbe. 

Schon bei Aristoteles findet sich der Hinweis, dass die Staaten sich des Ausschließ- 
lichkeitsrechts bedienten, wenn sie in Geldverlegenheit waren.'”” Über lange Zeit trug 
die Erteilung von Sonderrechten zu einem erheblichen Teil zur Finanzierung der Regie- 
renden bei, indem das Privileg zunächst verkauft wurde und später die Privilegierten 
oft durch besondere Steuern erneut zur Finanzierung des Haushaltes der Herrschenden 
herangezogen wurden.'”® Und hatte nicht schon Papst Paul II. am ı1. Juni 1470 fest- 
gestellt, dass der hohe Preis als Folge des Alaunmonopols einem heiligen Werk diente 
und deshalb nicht verwerflich war?'”? Die Fürsten versuchten den größtmöglichen Ge- 
winn aus dem Verkauf der Monopole zu erzielen, und oft waren die an die fürstlichen 
Monopolverwaltungen für mehrere Jahre im Voraus zu zahlenden Summen so hoch, 
dass nur die größten Handelgesellschaften die Abschlüsse tätigen konnten.'° Allein 


5 Vgl. MOHNHAUPT, Erteilung und Widerruf, S. 93-98. Zu den typischen Bestandteilen der Privile- 
gienurkunde, vgl. MOHNHAUPT, Erteilung und Widerruf, S. 103-105; MOHNHAUPT, Historische Verglei- 
chung, S. 276, 297, 302, 318 ff. 

”° Der mit dem Opernprivileg ausgestattete Jean-Baptiste Lully kontrollierte die lästige Konkurrenz. 
Viele angesehenen Komponisten und Musiker verließen den Hof des Sonnenkönigs; manche wandten 
sich dem Marionettentheater zu. 

7 ARISTOTELES, Politik, S. 12581. 

Vgl. etwa BRAUDEL, Der Handel, S. 487 £. 

9 Vgl. HöFFNER, Wirtschaftsethik, S. 61-64. 

Die Staatsfinanzierung über den Umweg Monopol wurde etwa um 1500 in Deutschland praktizierte. 
Im Rahmen des Ewigen Landfriedens 1495 wurde eine allgemeine Steuer (Gemeiner Pfennig) beschlossen, 
um dem Kaiser finanzielle Mittel für die Kriege mit Frankreich und dem Osmanischen Reich zu verschaffen. 
Die Steuer ließ sich aber nicht durchsetzen. So wurden die Ausschließlichkeitsrechte, die beispielsweise 
den Fuggern eingeräumt wurden, zu einer bedeutenden Finanzierungmethode auf Umwegen. Die 
Fugger zahlten für die Ausschließlichkeitsrechte Gebühren und gaben dem Kaiser regelmäßig Kredite 
in Millionenhöhe, die aber oft nicht zurückgezahlt wurden (allenfalls prolongiert). Über den Handel 
und die hohen Monopolpreise wurde mittelbar eine Art Konsumsteuer bei den geschröpften Bürgern 
durch den Monopolisten für den Herrscher eingetrieben. Gegen Ende des 16. Jahrhunderts ordnete der 
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von 1691 bis 1709 sollen in Frankreich rund 40 000 Ämter von der Krone verkauft 
worden sein, die allerlei regional monopolisierte, kostenpflichtige Tätigkeiten zum 
Gegenstand hatten wie z. B. Messen, Prüfen, Taxieren, frische und salzige Butter kosten, 
Weinproben etc. Auch im Buchhandel war dieser banale Sachverhalt anzutreffen. Bei 
manchen gut gehenden Schriften wie Kalendern wurde in Deutschland das Privileg 
zum alleinigen Druck versteigert, andere Fürsten verlangten bei bestimmten Schriften 
eine Art Stempelsteuer.'?' 

Der Buchverleger war nicht nur Hersteller, sondern in erster Linie Händler.'* Mit der 
Produktion größerer Mengen standardisierter Ware auf Vorrat, nicht nur auf Bestellung, 
verließ der Drucker das handwerkliche Gewerbe und begann die frühe industrielle 
Produktion. Es entstanden alsbald Überkapazitäten der Drucker, die zum ständigen Be- 
gleiter des Buchdrucks wurden."? Die Druckpressen und die teuren Lettern forderten 
eine dauernde Auslastung und damit ständig neue Werke. Hohe Auflagen reduzierten 
zwar die Stückkosten, erhöhten aber das Absatzrisiko. Und so wurde denn auch die 
Werbung für Bücher zur ältesten und in allen europäischen Ländern bereits ab dem 
15. Jahrhundert am meisten verbreiteten Art der Geschäftsanzeige, noch vor den Heil- 
mitteln, Quacksalbereien, Nahrungs- und Genussmitteln etc.'”* Der Produktion in 
hohen Stückzahlen stand der mühsame Verkauf in einzelnen Exemplaren gegenüber. 
Es konnte viel Zeit vergehen, bis eine die Kosten deckende Stückzahl abgesetzt war. 
Das Kapital war, anders als bei den Handschriften, oft über Jahre oder sogar Jahrzehnte 
gebunden und musste gegen Entwertung geschützt werden. Das geeignete Mittel des 
Absatzschutzes war das Privileg. 

Ausschließlichkeitsrechte für den Druck bestimmter Werke wurden von den welt- 
lichen und kirchlichen Landesherren in Europa erteilt, die ersten in Italien noch vor 
1500." 1534 erteilte beispielsweise der Kurfürst von Sachsen 


Spätscholastiker Molina gerechtfertigte Monopole als eine Art Steuer ein: Wie der König von seinen 
Untertanen Steuern zur Milderung der öffentlichen Not verlangen könnte, so könne er ihnen auch die 
Last eines Monopols auferlegen; vgl. HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 144. Dass ein Großteil der auf diese 
Art eingetriebenen Mittel für andere Zwecke verbraucht wurde, steht auf einem anderen Blatt. 

"3! KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 13. 

GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 92. Vgl. zum Verständnis der Buchhändler um 1800 das repräsentative 
Zitat Göschens bei KAwoHL, Urheberrecht der Musik, 123: Der Buchhändler ist Kaufmann, der mit den 
Geistesprodukten der vorzüglichsten Männer des Zeitalters handelt. 

33 WITTMANN, Buchhandel, S. 30 f.; STEINER, Autorenhonorar, S. 40. 

"34 SOMBART, Frühkapitalismus, S. 403, 410. Öffentliche Anschläge und Plakate traten ansonsten eher 
ab dem ı7. Jahrhundert auf. Siehe auch WITTMAnn, Buchhandel, S. 36. Allerdings schränkten die Zünfte 
die Werbemösglichkeiten für ihre Genossen streng ein, während der unzünftige Buchhandel frei Werbung 
treiben konnte; vgl. HAUKE, Buchwerbung in Deutschland, S. 7. 

"5 Vgl. z.B. BECKMANN, Geschichte der Erfindungen. Bd. ı, S. 85-94; KapP, Bd. ı, $. 736; BAPPERT, Wege, 
S. 181; ARMSTRONG, Before copyright, S. 3 oder GIESEKE, Privileg, S. 39. Venedig erteilte offenbar 1486 das 
erste Autorenprivileg; Rose, Authors and Owners, S. 10; KosTyLo, Gunpowder to Print, S. 29. 
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den dreien Buchhendelern zu Wittemberg/ Moritzen Goltz/ Barteln Vogel/ vnd 
Christoffeln Schrammen/ solche Befreihung/ [...] Das sie/ vnd niemands mehr/ 
die nachbenante Bücher/ nemlich die gantze Biblia Deudsch/ den Psalter mit 
den Summarien/ New Testament klein/ Jesus Syrach/ Auch D. Martini Luthers 
Postillen/ in vnsern Fürstenthumen vnd Landen/ mügen drücken/ feilhaben/ 
vnd verkeuffen lassen. 


Vnd ob die selben Bücher/ an andern Orten nachgedrückt würden/ So sollen 
sie doch in vnsern Fürstenthumen vnd Landen/ weder heimlich noch öffentlich 
verkaufft/ oder feil gehabt werden/ Bey Peen hundert gülden/ Halb den Gerichts- 
heldern jedes Orts/ da die Vbertretter befunden/ Vnd die andere helffte jnen den 
bemelten dreien Buchhendlern/ verfallen zu sein. 


Den drei Buchhändlern wurde die Freiheit gewährt, die genannten Schriften Luthers 
zu drucken, allen anderen der Nachdruck oder der Verkauf von Nachdrucken bei 
einer äußerst hohen Geldstrafe, zur Hälfte an die Staatskasse, zur Hälfte an die Privile- 
gieninhaber, verboten. Die Wirkung der Privilegien war beschränkt auf das jeweilige 
Herrschaftsgebiet, so dass in anderen Staaten oder Fürstentümern das Werk frei nutzbar 
war.'36 

Solange die Herrschenden am Buchhandel mehrere an sich gegenläufige Ziele ver- 
folgten, entwickelte sich keine eindeutige Linie. Von entscheidender Bedeutung für 
die regelmäßig von Revolten, Kriegen, Intrigen usw. in ihrem Stand bedrohten Für- 
sten war einerseits die inhaltliche Kontrolle der Schriften, andererseits aber die weite 
Verbreitung der nützlichen Wissenschaften und Schriften und auch die Ausschlie- 
ßung der ausländischen Anbieter. Zusammenfassend lassen sich folgende Grundtypen 
feststellen: 


befristete, verlängerbare und unbefristete Privilegien; 


e abstrakte Privilegien für bestimmte Buchklassen wie etwa Schulbücher, Rechts- 
bücher, Wörterbücher etc.;'?7 


e Privilegien für die Werke toter und lebender Autoren einschließlich Bibeln, 
Katechismen, klassische Autoren der Antike etc.; 


e Privilegien für die Übersetzung bestimmter Texte.'3® 


Ohne ein entsprechendes Privileg hatte ein Verleger, Drucker oder Autor oft kein recht- 
liches Mittel gegen einen Konkurrenzdruck; sie konnten den Druck nicht kontrollieren. 
Autoren blieb nur die Möglichkeit, ihre Handschrift überhaupt nicht zu veröffentlichen, 


136 BAPPERT, Wege, S. 182. GIESEKE, Privileg, S. 121. 


37 Kıapp, Bd. 1, S. 747. 
9 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 13. 
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sie also geheim zu halten. Es ist jedoch zwischen dem Nachdruck eines bereits veröf- 
fentlichten und dem erstmaligen, vom Autor nicht erlaubten Druck zu unterscheiden. 
Wenn der Autor dem Druck überhaupt nicht zugestimmt hatte, bestanden für ihn 
unter Umständen rechtliche Möglichkeiten, dagegen vorzugehen." 

Während in England bereits im 16. Jahrhundert eine Monopolisierung des Handels 
in den Händen der Mitglieder der Buchhändlergilde erfolgte und diese neben den Pri- 
vilegien eine gildeninterne Regelung zur Verteilung des geistigen Eigentums aufstellten, 
in Frankreich bis zur Revolution Druckerlaubnis (Zensur) und Erteilung eines Druck- 
privilegs miteinander verknüpft waren, ordneten in Deutschland die Landesfürsten bis 
in das 19. Jahrhundert hinein die Wirtschaft noch mit Privilegien. 


2.4 Die värgerlichen« Schriften 


2.4.1 Überblick zur Zensur 


»Lange vor der Erfindung der Druckerey, schon gleich nachdem die Verfolgungen der 
Christen aufgehört hatten, haben Fürsten oft Bücher verbothen und unterdrückt.« Das 
Konzil von Nicäa verdammte die Lehren der Arianer, und Kaiser Konstantin I. verbot 
die Bücher des Arius, »verurtheilte sie zum Feuer, und drohete denen Strafen, welche 
sie verheimlichten oder zurückhalten würden.«'*° Schillers Marquis de Posa in den 
Mund gelegte »Gedankenfreiheit« zielte in erster Linie auf die Zensur, brachte aber 
auch die Idee zum Ausdruck: Wer den Inhalt der Schriften kontrolliert, beherrscht die 
Gedanken. 

Mit der Verbreitung des Buchdrucks genügte das nachträgliche Verbot einzelner 
Schriften jedoch nicht mehr den Vorstellungen der Herrschenden, so dass bereits der 
Druck und der Vertrieb der Inhaltskontrolle und Bücheraufsicht unterworfen wurde. 
Die Beschränkung der allgemeinen Druckfreiheit verfolgte zunächst nicht die Förde- 
rung der Interessen der Autoren oder Verleger, sondern hatte vorrangig die Kontrolle 
über den Inhalt der verbreiteten Texte im Auge.'* Buchdruck und auch der Buchhan- 
del (fester, fliegender oder auf Märkten) wurden in Deutschland von Kaiser und den 
Fürsten auch unter dem Gesichtspunkt der Zensur abgehandelt. Spätestens mit der 
Reformation war die Gefährlichkeit der Schrift erkannt worden.'** Da die monarchi- 


9 In Venedig galt ein entsprechendes Edikt seit 1545; BORGHI, Venetian Experiment, S. 146; ROSE, 
Authors and Owners, S. 20. Vgl. auch Macklin v Richardson (1770) 27 ER 451. 

49 BECKMANN, Geschichte der Erfindungen. Bd. ı, S. 96; HiLGERs, Index, S. 3. 
Gegenstand der Reichspreßverordnungen aus dem sechzehnten Jahrhundert war regelmäßig das 
Verbot der Schmähschriften; Text bei Kapp, Ba. 1, S. 775-785. 

# Dass bis 1577 fast nur der Buchdrucker als Quelle der Schmähschriften angesehen wurde, das Schaffen 
des Autors hingegen im Hintergrund blieb, ist nicht zutreffend; so aber Kruse, Nachdruckschutz und 
Buchaufsicht, S. 26 f., der auch übersieht, dass im Abschied des Reichstags zu Regensburg vom 29. Juli 
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schen Herrscher seit Karl dem Großen ihre Macht auf Gott zurückführten, konnten 
sie unabhängig von ihrer persönlichen Einstellung unterschiedliche Glaubensrichtun- 
gen nicht akzeptieren, denn damit wurde zugleich der eigene Führungsanspruch von 
Gottes Gnaden in Frage gestellt.'*?* Und so wie Reformation und Gegenreformation 
sich im Kampf'** auch der Schriften bedienten, so kam auch die Zensur, die Teil der 
Verrechtlichung und Disziplinierung des Buchmarkts war: 


© 1521 wurde mit einem kaiserlichen Edikt Karl V. vom 8. Mai'® die Vorzensur 
angeordnet und im Laufe der nächsten Jahre konkretisiert.'* 


e Venedig schrieb 1526 vor, dass jedes Buch vom Rat der Zehn vor Druck zensiert 
werden musste, um die Imprimatur zu erlangen.'*7 


1541, Text bei Kapp, Bd. 1, S. 577, bereits die » Tichter« genannt wurden und dass es in der Römisch Kayser!. 
Majestat Ordnung und Reformation guter Polizei vom 30. Juni 1548, $ ı hieß: »Bei gleicher Poen sollen 
auch alle obgemeldte Buchdrucker schuldig und verpflichtet seyn, in alle Bücher, so sie also mit Zulassen der 
Obrigkeit hinführo drucken werden, den Autorem oder Dichter des Buchs, auch seinen des Druckers Nahmen, 
deßgleichen die Stadt oder das Ort, da es gedruckt worden, unterschiedlich und mit Namen zu benennen, 
und zu vermelden.« Der Name des Autors war anzugeben und insofern für die Obrigkeit von Bedeutung. 
Die persönliche Verfolgung der Ketzer und Häretiker war an der Tagesordnung; vgl. SCHMIDT, Altes Reich, 
S. 63; Kapp, Bd. 1, $. 534-538. Schon die mit der ersten kaiserlichen Zensurregelung zeitgleich erklärte 
Reichsacht über Luther und seine Anhänger richtete sich unmittelbar gegen den Autoren: Verboten war 
nach dem auf den 26. Mai 1521 datierenden Wormser Edikt die Verbreitung seiner Bildnisse, Meinungen 
und Lehren; seine Schriften sollten verbrannt werden. Luther wurden die Ehre und das Recht als Person 
abgesprochen; er war vogelfrei. Dies bedeutete nach dem damaligen Verständnis die Aufkündigung des 
allgemeinen Friedensvertrages zwischen den Menschen: Luther durfte von jedermann straflos getötet 
werden. 

4 PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 72; STOLLBERG-RILINGER, Des Kaisers alte Kleider, S. 93. 

44 Das Gemetzel der Bartholomäusnacht im August 1572, welches der Papst mit einer Freudenfeier 
begrüßte, ist nur ein herausragendes Beispiel des französischen Bürgerkrieges, den beide Seiten leiden- 
schaftlich und grausam führten; vgl. ZEEDEN, Hegemonialkriege und Glaubenskämpfe, S. 161-165. Zu 
dem Entstehen der Auseinandersetzungen trugen die oft hetzerisch formulierten Schriften natürlich 
maßgeblich bei, auch wenn sie nur eine Reaktion auf die tatsächlichen Missstände waren. 

#5 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 26 f.; Kapp, Bd. 1, $. 536; GIESEKE, Buchdruck in der frühen 
Neuzeit, S. 465; GIESEKE, Privileg, S. 57. Auszüge bei WITTMANN, Buchhandel, S. 58 f. 

‘4° 5. 9. des Abschieds des Reichstags zu Speyer vom 22. April 1529 lautet beispielsweise: »Darzu sollen 
und wollen wir, auch Churfürsten, Fürsten und Ständ des Reichs, mittlerzeit des Concilii, in allen Druckereyen 
und bey allen Buchführern, eines jeden Obrigkeiten mit allem möglichen Fleiß Versehung thun, das weiter 
nichts neues gedruckt, und sonderlich Schmähschrifften, weder öffentlich oder heimlich gedicht, gedruckt, zue 
kauffen feilgetragen oder ausgelegt werden, sondern was derhalben weiter gedicht, gedruckt oder feil gehabt 
wird, das soll zuvor von jeder Obrigkeit durch dazu verordnete verständige Personen besichtiget; Und so 
darin Mängel befunden, dasselbig zu drucken oder feil zu haben bei großer Straff nicht zugelassen, sondern 
also strenglich verboten und gehalten, auch der Dichter, Drucker und Verkauffer, so solch Gebot verfahren, 
durch die Obrigkeit, darunter sie gesessen oder betreten, nach Gelegenheit bestrafft werden.« - abgedruckt 
bei Kapp, Bd. 1, $. 775. 

147 Rose, Authors and Owners, S. 11. 
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® In Frankreich wurde die Zensur von der Kirche, den Universitäten und dem 
obersten Gerichtshof ausgeübt, bis Ende des ı7. Jahrhunderts der König das 
Zensurrecht an sich zog.'*° 1551 wurde mit dem Edit de Chäteaubriant die na- 
mentliche Nennung des Autors in den Büchern vorgeschrieben.'* 


e Nachdem der englische König sich 1534 vom Papst abgekehrt hatte, ordnete 1538 
Heinrich VII. die Vorzensur für alle neuen Bücher an. Zugleich wurde auch der 
Import von Büchern untersagt.'°° 


e Der 1559 erlassene und regelmäßig aktualisierte päpstliche »Index librorum pro- 
hibitorum« (Abb. 2.5: Grafik von I. A. Faldoni, 1758) wurde in den katholischen 
Gebieten die Grundlage für die Indizierung und Inhaltskontrolle.'5' 


Die Verbreitung der Schriften traf in den katholisch dominierten Regionen Europas 
auf die größeren Schwierigkeiten. In den italienischen Stadtstaaten und Handelsre- 
publiken, den fortschrittlichsten Regionen des ausgehenden Mittelalters und Zentren 
des damaligen Handels, verbreitete sich das Druckwesen am schnellsten, mit nahezu 
200 Druckerpressen im damaligen Wirtschaftszentrum Venedig, 60 in Mailand, 43 in 
Bologna und weiteren, beachtlich hohen Zahlen in Rom, Florenz, Pavia, Neapel oder 
Padua noch vor 1500. Mit dem Reformationszeitalter erlitt das Verlagswesen jedoch 
durch kirchliche und politische Maßnahmen einen so gewaltigen Rückschlag, dass von 
einem Buchhandel kaum noch die Rede sein konnte. Das, was vorhanden war, unterlag 
einer derartig strengen Kontrolle, dass die Verlagstätigkeit nahezu zum Erliegen kam.” 
Größere und der Beachtung werte Werke konnten nur auf Privatkosten oder durch 
Unterstützung reicher Gönner hergestellt werden. In Spanien, wo noch vor 1500 die 
Heiden, Juden und Mauren mit den volksfestartig veranstalteten Autodafes massenwei- 
se gejagt und vertrieben wurden, die Inquisition ihre Vollendung gefunden und mit 
Hilfe der geistlichen Armee, den Jesuiten, die Gegenreformation ihre stärkste Stütze 
hatte, war die Zensur obligatorisch. Spanien verarmte im 17. Jahrhundert, staatliche 


148° HILGERs, Index, S. 249-255; BAPPERT, Wege, S. 215; HEssE, Cultural Politics, S. 12 f. 


49 PFISTER, French Print Privileges System, S. 120. 

5° RAVEN, Business ofBooks, S. 61-69; MuMBY, Romance ofBook Selling, S. 54-69; FEATHER, History, 
S. 16; PATRY, Copyright Law and Practice, S. 6; PATTERSON, Perspective, S. 23. 

5 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 21; WITTMANN, Buchhandel, S. 59. Im 18. Jahrhundert 
wurde der Index zeitweilig selbst auf den Index gesetzt, weil er als Informationsquelle über interessante 
Schriften diente. Die letzte Ausgabe erschien 1948 und wurde bis 1962 ergänzt. 

5° DILLENZ, Druckprivilegien, S. 55. Der von der Inquisition erzwungene Widerruf Galileis oder die 
Verbrennung von Giordano Bruno (seine Schriften standen bis 1966 auf dem päpstlichen Index) 1600 
auf dem Campo de’ Fiori waren Mahnmale mit einer über lange Zeit abschreckenden Wirkung auf die 
Publizistik der Wissenschaften. Man kann die katholische Kirche aber nicht als wissenschaftsfeindlich 
darstellen. Unter den Jesuiten etwa gab es ausgezeichnete Wissenschaftler, aber eben auch ein eigenes 
vollständiges Weltbild. 
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Der Index Librorum Prohibitorum 
wurde zur Grundlage der Zensur 
in den katholischen Gebieten. Dar- 
win, Schopenhauer oder Nietzsche 
wurden nicht aufgenommen, jedoch 
andere bekannte Autoren: Addi- 
son, Agricola, Bacon, Balzac, Bent- 
ham, Bergson, Bruno, Calvin, Casa- 
nova, Condorcet, Copernicus, Cro- 
ce, DAnnunzio, de Beauvoir, Defoe, 
Diderot, Dumas, Erasmus, Flau- 
bert, Fourier, Fritsch, Galilei, Gaul- 
tier, Gibbon, Gide, Goldsmith, Gro- 
tius, Heine, Hobbes, Hume, Kant, 
Lessing, Locke, Luther, Machiavelli, 
Mill, Mirabaud, Montaigne, Mon- 
tesquieu, Proudhon, Pufendorf, Ra- 
belais, Racine, Ranke, Richardson, 
Rousseau, Sand, Sartre, Spinoza, 
Stendhal, Sterne, Swedenborg, Swift, 


Abbildung 2.5: Index Librorum Prohibitorum 


N Mulü eorum, qui fuerant curiosa sectati 
Tolstoi, Villanueva, Voltaire, Zola, "Ko contulerunt Libros,er combufserunt co: 


Zwingli. e bus. Act Cap XIX. Prog, 


Schulen gab es nicht, und der Adel bekam das Wenige zu lesen, was die fanatische 
Zensur zuließ. Auch in Portugal wurde von der Kirche und der Politik die Literatur 
rücksichtslos niedergehalten, so dass der Buchhandel trotz hoher Einnahmen aus dem 
Fernhandel und den südamerikanischen Kolonien sich schlecht entwickelte. 

Der Verlauf und die unterschiedliche Ausprägung der Kontrolle und partiellen Unter- 
drückung der Druckerzeugnisse war fließend. Markante Einschnitte zeichnen sich seit 
der Zeit der Reformation bis zur französischen Revolution ab, und es lassen sich Brüche 
national oder regional, jedoch nicht allgemein feststellen. 1742 stellte David Hume 
fest, dass Großbritannien allein das besondere Privileg einer außergewöhnlich freien 
Presse genoss, die offene Kritik an den Maßnahmen des Königs oder seinen Ministern 
erlaubte (of communicating whatever we please to the public, and of openly censuring 
every measure, entered into by the king or his ministers). Die Vorzensur wurde 1694 
in England, 1766 in Schweden (verbunden mit einer Regelung zur Meinungsfreiheit; 
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Wiedereinführung der Zensur aber 1772), 1770 in Dänemark (Wiedereinführung 1773), 
1789 in Frankreich (Aufhebung der Pressefreiheit unter Napoleon 1800 und 1810”) 
und 1848 in Deutschland aufgehoben. "* 

Um die praktische Durchführung der Zensur zu erleichtern, wurde in Frankreich 
1536/37 (Edikt von Montpellier) die Ablieferung eines Pflichtexemplars an die Königli- 
che Bibliothek vorgeschrieben. Nach Art. CVII des Code de la Librairie (1723) waren 
acht Pflichtexemplare abzuliefern. In England war die Ablieferung von Pflichtexempla- 
ren Gegenstand des Licensing Act 1662.°° Im Reichstagsabschied 1570 wurde unter 
anderem bestimmt, dass Buchdruckereien nur noch in der Nähe der Obrigkeit errich- 
tete werden durften.'5° Außerdem mussten alle Buchdrucker zugelassen werden, bevor 
sie ihrem Geschäft nachgehen durften ($ 156).'7 

Zu Beginn des 18. Jahrhunderts änderte sich aufgrund der aufkeimenden Aufklärung 
die Tendenz der Zensur, da nicht nur unchristliche (das waren jeweils die Schriften der 
anderen Konfession), sondern auch aufrührerische Schriften verboten wurden. Zur 
»Erhaltung von Friede, Ruhe und Einigkeit im Reiche«, wie es im Edikt Karls VI. vom 18. 
Juli 1715 hieß, wurde nunmehr auch die Verbreitung der »gegen die Staatsregierung und 
Grundgesetze des heiligen röm. Reichs Gesetze und Ordnungen anzapfende verkehrte 
neuerliche Lehren, Bücher, Theses und Disputationes« untersagt, da »dadurch viele so 
ohnzulässige, als tief schädliche Neuerungen gegen die teutschen Grundfeste, folglich 
Unordnungen in dem teutschen Reich eingeführet werden.«®® 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts lockerte sich die Zensur in den einen, verschärfte 
sich in den anderen Staaten. Es war die Zeit des Umbruchs: Mit dem revolutionären 
volonte generale Rousseaus wurden die Menschen zu Staatsbürgern, die französische 
Revolution hatte die Fesseln des Absolutismus gesprengt, Kant die des Denkens. In 
Frankreich wurde in Art. 11 der Declaration des Droits de ’Homme et du Citoyen (1789) 


53 GOLDFRIEDRICH, Bd. 4, S. 20-23; HABERMAS, Strukturwandel, S. 138. 

»* Allerdings galt dies nicht allgemein. So wurde etwa in den kleinen deutschen Ländern die Zensur 
eher nachlässig gehandhabt und war in einigen Herzogtümern, Holstein, Braunschweig, Sachsen-Weimar, 
Sachsen-Gotha, schon im 18. Jahrhundert aufgehoben; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 364. 

5 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 97; ALEXANDER, Public Interest, S. 47-49. 

56 „[...] an keinen andere Örter, denn in denen Städten, da Churfürsten und Fürsten ihr gewöhnliche 
Hoffhaltung haben, oder da Universatores studiorum gehalten, oder in ansehnlichen Reichsstädten verstattet, 
aber sonsten alle Winkel-Druckereyen stracks abgeschafft werden sollen«, ($ 155 - Text bei KApP, Bad. ı, 
S. 582). Druckpressen im Verborgenen aufzustellen, war praktisch überall verboten. 

57 Kapp, Bd. 1, S. 782. 

158 7it. nach EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 20, 40. 

59 Aus der Deklaration konnten die Bürger noch keine Rechtsgarantien ableiten. Erst am 22. Juli 1881 
wurde die Meinungs- und Pressefreiheit in Frankreich gesetzlich etabliert. Teilweise wird der Beginn der 
Aufhebung der Zensur auf den 5. Juli 1788 datiert, da an diesem Tag mit einem königlichen Arret den 
gebildeten Personen gestattet wurde, ihre Meinung zum Verfahren über die Einberufung der Generalstände 
(5. Mai 1789) frei zu äußern; vgl. Hesse, Cultural Politics, S. 20. 
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und in den Vereinigten Staaten im ı. Zusatzartikel zur Verfassung (1789, in Kraft 1791) 
die Rede- und Pressefreiheit verankert. Zugleich verschärften im Heiligen Römischen 
Reich, in England, Russland, Italien oder etwa den skandinavischen Ländern die Re- 
gierenden die Zensur.'°° Bekannte strenge Zensurmaßnahmen in Deutschland waren 
das Wöllnersche Edikt (Preußen 1788), die in allen Staaten strengere Zensur nach der 
französischen Revolution und unter der französischen Besatzung sowie die Karlsbader 
Beschlüsse. Nach den zuletzt genannten, 1819 verabschiedeten Beschlüssen (1824 wur- 
de die Laufzeitbeschränkung von fünf Jahren aufgehoben) wurden Burschenschaften 
verboten, konnten unliebsame Staatsdiener (vorrangig Professoren) entlassen werden, 
und die weit verbreiteten Zeitungen und Flugblätter - alles unter 21ı Bogen - mussten 
eine Vorzensur durchlaufen. 

Deutschlands allgemeine politische Entwicklung war maßgeblich davon geprägt, 
dass die Krone nicht erblich war. Der König wurde von den Kurfürsten gewählt und bis 
zur Reformation vom Papst zum Kaiser gekrönt. Es gab keine nationale Verwaltung, 
keine Hauptstadt und kein Machtzentrum für das Reich.’ Die politische Macht vor 
Ort und die Verwaltung des Staates lag in den Händen der Territorialherren, die sich 
über Jahrhunderte ihre Dienste gegen einen Zugewinn an Macht und Befugnissen 
hatten abkaufen lassen. Nur die regionalen Obrigkeiten hatten die Mittel, die Politik 
des Kaisers durchzusetzen. Jedoch verfolgten sie ihre eigenen Ziele. 

Vor 1848 war eine einheitliche Handhabung der Zensur in Deutschland nicht erkenn- 
bar. Eine zentral organisierte Zensurbehörde gab es nicht. In der Reichspolizeiordnung 
1577 konnte zwar festgelegt werden, dass etwa Winkeldruckereien verboten und Druck- 
schriften zu zensieren waren, jedoch lag die Zuständigkeit bei den einzelnen Reichsglie- 
dern mit unterschiedlichen Konfessionen. Die kaiserlichen Zensurregelungen in den 
Reichspolizeiordnungen (RPO) 1548 und der aus dem Jahr 1577, die bis zum Ende des 
Heiligen Römischen Reichs im Jahr 1806 in Kraft blieb,'°” spiegeln die Zuständigkeit 
der deutschen Territorialhoheiten wider.'® Nach der RPO 1548 und der reformierten 
und gebesserten Polizeiordnung vom 9. November 1577 bestand für jeden Reichsstand 
die Pflicht zur Vorzensur für die im jeweiligen Hoheitsgebiet erscheinenden Werke. 
Nach den RPO 1548 (34 ı) und 1577 (Titel 35 2) musste der Druck aller Bücher, gleich ob 
groß oder klein und wie immer sie bezeichnet sein sollten, von der örtlich zuständige 
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Vgl. EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 44-46, 58-60; GIESEKE, Zensur nach 1800. 

ZEEDEN, Von der Mitte des 15. Jahrhunderts bis 1648, S. 449 f. 

WEBER, Die Reichspolizeiordnungen, S. 13. 

Als zuständige Instanzen für die Ausübung der Zensur wurden genannt: »jede Obrigkeit bei ihren 
Druckereyen« (18. 4. 1524), »soll zuvor von jeder Obrigkeit durch dazu verordnete verständige Personen 
besichtiget« (22. 4. 1529) oder »ein jeder Churfürst, Fürst und Stand des Reichs Geistlich und Weltlich« (19. 
11. 1530); ausführlich EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 6. Die kaiserlichen sowie die auf den 
Reichstagen verabschiedeten Zensurbestimmungen aus den Jahren 1524, 1529, 1530, 1532, 1541, 1548, 1567, 
1570 und 1577 sind bei Kapp, Bd. ı, S. 775-785, abgedruckt. 
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Behörde zugelassen werden. Es mussten die für die Schrift verantwortlichen Personen, 
also der Autor des Buchs sowie der Drucker, und der Druckort angeben werden. Die 
Bücher wurden am Ort ihres Erscheinens zensiert.'°* Die regelmäßig wiederholten 
Verbote der Schmähschriften zeigen einerseits den Willen, andererseits aber auch die 
begrenzte Wirksamkeit der Regelungen. Die RPO 1577 fasste die früheren Abschiede 
zusammen und hielt in Titel 35 (1. Absatz) nahezu wortgleich mit 34 ı RPO 1548 fest, 
»dafß ob denselben Satzungen gar nichts gehalten, sondern daß solche schmähliche Bü- 
cher, Schrifften, Gemälds und Gemächts, je länger je mehr gedicht, gedruckt, gemacht, 
feyl gehabt und ausgebreitete werden.«'° Mit der RPO 1577 kam aber ein weiteres 
Moment hinzu: Gingen die Landesherren nicht scharf genug gegen die Verbreiter 
verbotener Schriften vor, waren die kaiserlichen Organe selbst berechtigt, die Bücher 
zu konfiszieren und den Täter zu bestrafen.'° Während nach 34 3 RPO 1548 nur »unser 
Keyserlicher Fiscal«, ein am Reichskammergericht tätiger Beamter, gegen säumige 
Obrigkeiten, Dichter, Drucker und Buchhändler vorgehen und »auff gebührlich straff 
procedieren« konnte, sah Titel 35 4 RPO 1577 vor, dass nunmehr der Kaiser selbst wider 
dieselbige, also Dichter, Drucker, Buchführer, -händler und Verkäufer »ernstlich straff 
fürnemmen« konnte. 

Als Folge des komplementären Reichsstaats und der Koexistenz der Konfessionen 
in den unterschiedlichen Regionen war Deutschland seit dem Augsburger Religions- 
frieden (1555) jedenfalls im Vergleich zu den Nachbarstaaten frei, so dass die Zensur 
sich auf den gesamten Buchhandel nur begrenzt nachteilig auswirkte. Die Freiheiten 
dürften sogar bis zum Dreißigjährigen Krieg ausländische Händler nach Deutsch- 
land gezogen haben. Manche Staaten, wie die Rheinpfalz, übten in der Praxis keine 
wirksame Zensur aus, andere verabschiedeten ebenso rigoros antipäpstliche, wie die 
Habsburger antiprotestantische Entscheidungen.'” Um 1780 war die Zensur in einigen 
deutschen Herzogtümern aufgehoben.'°® So variierte die Zensur von Land zu Land 


164 Kupp, Bd. 1, S. 535-539; EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 49. 

15 Kapp, Bd. 1,8. 550; WEBER, Die Reichspolizeiordnungen, S. 208, 263. RPO 1548 34 $ 2: »... sonder das 
solliche schmeliche Bücher schrifften/ gemälts und gemechts/ je lenger je mehr gedicht/ getruckt gemacht/ 
feyl gehabt/ unnd außgebrytet werden.« Allerdings finden sich Feststellungen über die Wirkungslosigkeit 
mancher Vorschriften auch in anderen Bereichen, etwa in RPO 1530 3 im Hinblick auf die Trunkenheit: 
»Unnd nach dem auß trunckenheyt/ wie man täglich befindet/ vil lasters/ übels und unradts entsteht/ 
auch inn vergangenen Reichßtägen des zutrinckens halb geordnet und gesatzt/ daß eyn jede oberkeyt 
solch zutrincken abstellen unnd das zu vermeiden/ die überfarer ernstlich straffen soll/ seind doch 
solch ordnung und satzung biß anher wenig gehalten und volnzogen worden/ sonder hat der angezeygt 
mißbrauch und unwesenheyt des zutrinckens allenthalben je lenger je mer eingewurtzelt sich gemeret 
und überhandt genommen ...« 

166 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 7. 

167 Kap, Bd. 1, S. 591; WITTMANN, Buchhandel, S. 59. 

168 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 364, nennt als Beispiele Holstein, Braunschweig, Sachsen-Weimar und 
Sachsen-Gotha. 
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und von Herrscher zu Herrscher, wie sich an den herausragendsten Vertretern des 
aufgeklärten Absolutismus im Reich, Friedrich II. und Joseph II. zeigt: Was in Preußen 
bis 1786 unter Friedrich dem Großen erlaubt war, wurde 1788 unter seinem Nachfolger 
Friedrich Wilhelm OH. verboten oder behindert. Was unter Maria Iheresia verboten 
war, wurde teilweise ab 1781 von Joseph II. erlaubt.'°® 

In Österreich oder in Bayern nahm die Zensur teils drastische Ausmaße an. Während 
beispielsweise Kant in Preußen nur gerügt wurde,'’° hatte Bayern sich nach der fran- 
zösischen Revolution die religiöse und politische Volksverdummung auf die Fahnen 
geschrieben: »Die Kataloge verfolgen alles, was Fortschritt, Freiheit, Aufklärung heißt; 
auf staatlichem, bürgerlichem, geschichtlichem, kirchlichem, religiösem, philosophischem, 
sittlichem, kurz jedem Gebiete.«'”' In dem Katalog der verbotenen Schriften stand alles, 
was die nicht-katholische Religion oder etwa Frankreich zum Gegenstand hatte, als 
da wären neben den sowieso im Index Librorum Prohibitorum verzeichneten Büchern: 
zahllose Berichte zur französischen oder amerikanischen Revolution, Staatslehrbücher, 
Bücher zur Moral oder Logik, alles von Kant, alles von Erasmus von Rotterdam, alles 
von Friedrich dem Großen, alles von Kotzebue, alles von Kleist, alles von Knigge, alles 
von Abbe Sieyes, alles von Lessing und Werke von Schelling, Herder, Platon, Fichte, 
Schiller, Wieland, die BERLINER MONATSSCHRIFT, die ALLGEMEINE DEUTSCHE BI- 
BLIOTHEK’, bis hin zu Homers ILıAs und Goethes LEIDEN DES JUNGEN WERTHER. 
1797 war in Bayern alles verboten, was zum eigenständigen Denken anregte.'? 

Für den Buchmarkt war die Vorzensur aber unter Umständen nur eine Erschwernis: 


\69 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 350. Unter Joseph II. wurde durch diverse Dekrete vom 24. und 26. Februar, 
1.,13., und 14. April 1787 für Wien die Vorzensur aufgehoben, und da jeder Österreicher in Wien drucken 
lassen konnte, wirkte dies für die gesamte erbländische Monarchie. 

'7° 1798 hat Kant in seinem letzten von ihm selbst herausgegebenen Werk, DER STREIT DER FACULTÄTEN, 
einen Streit mit der Zensurbehörde veröffentlicht. Es ging um das berüchtigte Wöllnersche Religionse- 
dikt von 1788 sowie »ein die Schriftstellerei überhaupt sehr einschränkendes, mithin jenes [Religionsedikt] 
schärfendes Censuredict«. 1794 wurde Kant abgemahnt, da »seine Philosophie zu Entstellung und Herabwür- 
digung mancher Haupt- und Grundlehren der heiligen Schrift und des Christenthums mißbraucht« werde. 
Er möge sich dergleichen nicht mehr zu Schulden kommen lassen, widrigenfalls er sich »bei fortgesetzter 
Renitenz unfehlbar unangenehmer Verfügungen zu gewärtigen« habe. Kant erklärte daraufhin, dass er sich 
»fernerhin aller öffentlichen Vorträge die Religion betreffend, es sei die natürliche oder geoffenbarte, sowohl in 
Vorlesungen als Schriften gänzlich enthalten werde« (KAnT, Streit der Facultäten, S. 5 f., 10). Diese Erklärung 
hinderte ihn aber nicht daran, sich im gleichen Werk ausführlich mit der Religion auseinanderzusetzen, 
was angesichts den damals an den Universitäten üblichen vier Fakultäten nicht ausbleiben konnte. 

7% GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 382, der die bayerischen Maßnahmen als » Vertilgungskrieg« bezeichnet; 
GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 370. 

* Die ALLGEMEINE DEUTSCHEN BIBLIOTHEK war eine Sammlung von Rezensionen, herausgegeben 
von der Berliner Nicolaischen Buchhandlung, die von 1765 bis 1806 in über 130 Bänden, diese in der Regel 
über 500 Seiten stark, erschienen ist. 

"73 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 382-387. 1799 - mit dem neuen Kurfürsten Maximilian IV. Joseph - trat 
dann wieder eine gewisse Lockerung ein. 
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Wenn der Großteil der Bücher nur vorgelegt werden musste, schnell geprüft wurde 
und dann erscheinen durfte. Wenn jedoch im innerdeutschen Buchhandel jedes Buch 
an der Grenze kontrolliert wurde, und das mit langsamer Gründlichkeit, so dass die 
Bücher auf anderen Wegen die potentielle Kundschaft bereits erreicht hatten, bedrohte 
die Zensur die wirtschaftliche Existenz der Buchhändler.'’* 

Wurde eine kritische Schrift verboten oder von der Zensur nicht freigegeben, kam die 
hoheitliche Gewährung eines wirtschaftlichen Vorteils in Form eines Privilegs erst recht 
nicht in Betracht. Welchen Sinn sollte das Privileg für eine nicht vermarktbare Ware 
haben? So war in Frankreich die Erteilung eines Ausschließlichkeitsrechts unter ande- 
rem davon abhängig, ob die theologische, moralische und politische Unbedenklichkeit 
des Werks festgestellt wurde. Privilegiert wurden nur zensierte Werke. In England und 
Frankreich waren die entsprechenden Regelungen unmittelbar miteinander verknüpft. 

Auch in Deutschland soll die Privilegienvergabe von der Zustimmung der Zensurbe- 
hörde abhängig gewesen sein.'3 Allerdings ist dies in dieser Allgemeinheit nicht richtig, 
oft sogar falsch, da die Zuständigkeiten der einzelnen Reichsglieder nicht beachtet 
werden. Für die Zensur war in aller Regel eine andere Territorialhoheit zuständig als für 
die Erteilung des Privilegs. Die in Nürnberg erscheinenden Bücher wurden beispiels- 
weise von der Stadt Nürnberg zensiert, das Privileg erteilte aber der Kaiser oder eine 
andere Territorialhoheit. So konnten Bücher aus Gründen der Zensur konfisziert und 
die Beteiligten bestraft werden, obwohl sie kaiserlich oder landesherrlich privilegiert 
waren.'7° 

Für kaiserliche Privilegien im Deutschen Reich wurde die Durchführung der Vor- 
zensur erst ab 1765 stringent kontrolliert.'77 Zuvor wurden in Wien vom Reichshofrat 
Privilegien auch auf bloßen Antrag hin erteilt, verbunden mit einer Versicherung, dass 
es sich nicht um ein verbotenes Werk handele.'7® Es wäre in Zeiten der Glaubenskriege 
auch merkwürdig, wenn die Meinung der protestantischen Zensurbehörden in Kur- 


4 Vgl. die Beschwerde der bayrischen Buchhändler; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 371 f. LACHENICHT, 
Zeitungen und Zeitschriften im Zeitalter der Französischen Revolution, S. 15-21, führt aus, dass die Thurn- 
und-Taxis-Post trotz eines Versendungsverbots von 1791 die französischen Zeitungen nach Österreich 
lieferte. 

75 WADLE, Junktim zwischen Zensur und Nachdruckschutz, S. 232; SIEGRIST, Geschichte, S. 67; VOGEL, 
Urheberrechtsgeschichte, Sp. 16. 

176 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 61f. 

77 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 61 f.; im folgend GIEsERE, Zensur nach 1800, S. 26. 

® Der Jesuitenorden hingegen - die aus katholischer Sicht vertrauenswürdige Quelle von Druckwer- 
ken - erhielt vom Kaiser ein Generalprivileg, vgl. EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 11, 14. Die 
Kaiserkrone war seit 1438 nahezu stets in Habsburger Hand. Kaiser Karl VI. war der letzte männliche 
Nachkomme des österreichischen Zweiges des Hauses Habsburg, so dass 1740 Maria Theresia zwar in 
Österreich Regentin wurde, jedoch nicht die des deutschen Reichs. Die Kaiserkrone ging 1742-1745 an 
den Wittelsbacher Karl VII., 1745 wieder mit Franz I. an Habsburg. Die politischen Verhältnisse waren 
kompliziert. Die Goldene Bulle 1356 sah unter anderem vor, dass der König von Böhmen an den Kai- 
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sachsen für das katholische Wien von Bedeutung gewesen wäre. Joseph II. wurde 1776 
in einem Zensurgutachten darüber unterrichtet, dass bei Erteilung eines Privilegs nur 
geprüft werden dürfe, ob das Werk überhaupt zensiert sei, nicht gegen Reichsgesetze 
verstoße und bislang noch kein kaiserliches Privileg darüber erteilt sei.'7? 


2.4.2 Das kaiserliche Bücherregal 


Das kaiserliche Bücherregal"?° umfasste die Befugnis, die Veröffentlichung und Ver- 
breitung von Schriften zu kontrollieren, die den gegenläufigen Interessen des Corpus 
Catholicorum und des Corpus Evangelicorum unterlag, Privilegien für den ausschließ- 
lichen Druck zu erteilen,'®' aber auch Pflichtexemplare zu fordern.'? Allerdings waren 
die Befugnisse und Zuständigkeiten einerseits, die Möglichkeit zur Durchsetzung von 
Regelungen andererseits, wie so vieles im Heiligen Römischen Reich, keine klare Ange- 
legenheit.'°? Der deutsche Kaiser hatte nicht die Mittel, sämtliche Schriften im Reich zu 
kontrollieren, musste sich also auf die Landeshoheiten verlassen. Diese waren aber teils 
protestantisch und ließen Schriften zu, die gegen die päpstliche Seite oder Habsburg 
gerichtet waren, während sie katholische Streitschriften nicht zuließen. So beschränkte 


serwahlen zu beteiligen war, obwohl es im 15. Jahrhundert nicht mehr zum Heiligen Römischen Reich 
gehörte und ab 1627 zum vom Reich gesonderten Habsburgischen Erblande. 

'79 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 12. Ob es sich dabei bloß um ein verbessertes Verfahren - 
schließlich wurde es erst mit Amtsantritt Joseph II. durchgeführt - gehandelt hat, oder ob Bücherprivi- 
legien zuvor eher als reine Einnahmequelle angesehen wurden, mag dahinstehen. KopPITz, Klopstocks 
Messias-Ausgaben, S. 206 f, nennt als Unterlagen, die einem Privilegienantrag beigefügt waren, Inhalts- 
übersichten oder Abschriften von anderen Privilegien. Bestätigungen über eine erfolgte Zensur waren 
um 1784 nur bei den kritischen Schriften aus den Bereichen Theologie, Philosophie oder Geschichte 
erforderlich. 

‘0 Regalia nannte man im Mittelalter alle dem König oder Kaiser zustehenden Rechte, wobei nicht 
zwischen Hoheitsrechten (etwa die Zuteilung von Herzogtümern, Zoll) und Privatrechten (Salz- oder 
Bergbauregal) unterschieden wurde; BRAUN, Entwicklung Deutschlands, 2. Hälfte des 16. Jahrhunderts, 
S. 10; GIERKE, Sachenrecht, S. 396. Heute gibt es beispielsweise noch das Schatzregal, nach dem das 
Eigentum an archäologischen Funden dem Staat zufällt. 

'® 1637 hatten die Frankfurter Bücherkommissare Hagen und Bender, ohne den örtlich zuständigen 
Behörden davon zu berichten, vom Frankfurter Drucker Humm eine Strafe von 1000 Taler gefordert, 
weil der gegen ein kaiserliches Privileg verstoßen habe. Die Erteilung von »Impressorien und Privilegien 
[sei] ein aus dem Brunnquell aller Gnaden fließendes kaiserliches Regel, weshalb denn auch dem Kaiser 
ausschließlich, und nicht mit anderen konkurrierend, die Kognition über die Wahrung dieser Privilegien 
gegen Übertreter zustehe«, lautete die Begründung der Kommissare; KApP, Bd. 1, S. 649. 

‘82 PürTer, Büchernachdruck, S. 164, 168-181; GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 247 f.; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, 
S. 363-367; KapP, Bd. 1, S. 495; EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 7-15; GIESEKE, Privileg, 56. 

183 RISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 7, 18. KApP, Bd. 1, S. 622, führt aus, der kaiserliche Hof 
beanspruchte mittels eines »angeblichen Bücherregals im Reich [...] die preßpolizeiliche Beaufsichtigung 
der fremden Buchhändler und Buchdrucker«, dies aufgrund einer kunstvollen Interpretation der Reichsge- 
setze. Dies ist nicht zutreffend, denn nach der Reichspolizeiordnung 1577 hatte der Kaiser die rechtliche 
Kompetenz. 
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Tabelle 2.2: Novitäten nach Gattung 1570-1800 (in Prozent) 
1570 1600 1618 1650 1700 1725 1750 1775 1800 


Theologie 463 423,0 491 415 440 399 288 19,9 6,0 
Jurisprudenz 135 15,7 8,5 74 87 106 82 6,2 3,5 
Medizin 4,8 4,8 4,8 5,9 6,4 8,6 8,5 6,5 4,9 
Geschichte 1,0 16 103 200 161 168 162 162 157 


Philosophie 16,6 187 217 170 201 201 268 341 39,6 
Belletristik 3839 37 52 029 36 87 143 273 
Musik 40 33 19 30 18 04 28 28 30 


sich die Zensur der Habsburger auf Österreich (ausgeübt vom Wiener Reichshofrat), 
auf die Frankfurter Bücherkommission, die im protestantischen Frankfurt die Messe 
durch katholische Bücherkommissare kontrollierte, und einige Reichsfiskale. 

Am ı. August 1569 setzte Kaiser Maximilian II. die Bücherkommission in Frankfurt 
ein, deren Aufgaben die Kontrolle der Zensur und der Privilegien sowie die mit der 
kaiserlichen Privilegierung verbundene Pflichtexemplarregelung war, die aber zunächst 
nur unvollkommen umgesetzt und nicht weiter verfolgt wurden.'?* Die Zusammenset- 
zung der Kommission in Frankfurt war von Wien, den Jesuiten, kurz der führenden 
päpstlichen Partei Deutschlands, bestimmt. Bis auf den letzten, 1780 ernannten Bücher- 
kommissar Deinet waren sämtliche katholischen Glaubens, oft Geistliche, und viele 
zugleich als apostolische Bücherkommissare tätig.'® Da die theologischen Schriften 
bis in das erste Drittel des 18. Jahrhunderts hinein mit über vierzig Prozent Anteil das 
Gros der auf der Messe gehandelten Bücher ausmachte, behinderte die Verfolgung der 
vorrangig protestantischen Schriften den gesamten Handel. Die Holländer, Calvinisten, 
die einen achtzigjährigen Freiheitskampf gegen das streng katholische Spanien hinter 
sich hatten und nach dem Dreißigjährigen Krieg die letzten vermehrt auf der Messe 
anzutreffenden ausländischen Buchhändler stellten, waren genauso betroffen wie die 
Buchhändler anderer protestantischer Gebiete. Bei Kapp findet sich eine Aufstellung 
der katholischen und der protestantischen Schriften von 1564 bis 1765, die in den 
Messekatalogen genannt werden. Lediglich 1567 waren es mehr katholische Bücher. 
Bereits zur Mitte des Dreißigjährigen Kriegs reduzierte sich die Zahl der katholischen 
Messeartikel deutlich (vgl. Abbildung 2.6)."° 

Rudolf I. begann ab 1579 die Durchführung der Zensur zu beeinflussen, die zuvor 


184 Kıpp, Bd. 1, S. 610; PÜTTER, Büchernachdruck, S. 176. Teils wird auch 1579 als Jahr der Gründung 
der Frankfurter Kommission genannt; vgl. EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 64 m. w. Nachw. 

185 aut EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 77-89, war die Personalunion von kaiserlichem und 
päpstlichem Bücherkommissar Tradition geworden. 

"86 Ab ı7ı5 sind es im Jahr im Schnitt nur noch um die 30 katholische Titel; Kapp, Bd. ı, S. 802-804. 
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der Frankfurter Stadtrat für die Messe in Händen hatte." In Frankfurt fand keine 
Vorzensur auswärtiger Schriften statt. Wenn die Bücher zur Frankfurter Messe geliefert 
wurden, oblag es dem Frankfurter Rat, zu kontrollieren, ob die Bücher am Erschei- 
nungsort zensiert waren - eine Aufgabe, die die Frankfurter wohl eher lax handhabten. 
Die kaiserliche Bücherkommission konnte zwar nicht unmittelbar eingreifen, stand 
jedoch dem Frankfurter Rat unterstützend (oder sich aufdrängend) zur Seite.'?® Es ent- 
wickelte sich ein steter Kampf des Stadtrats und der Kommission um Zuständigkeiten 
und Befugnisse, verbunden mit Beschwerden einzelner Reichsstände der jeweiligen 
Konfessionen, dass etwa im Messekatalog die katholischen Schriften nicht abgedruckt 
seien und so schlechter verkauft würden, dass die Bücherkommission einseitig nur 
die Protestanten bedränge, die Pflicht zur Vorlage von Indices, Pflichtexemplare vor 
Handelsbeginn das Geschäft erschweren würde etc.'%9 

Die Kontrollen ließen alsbald wieder nach, bis 1608 Rudolf II. den Kommissaren 
anordnete, sie sollten mit »allem möglichen Fleiß« die »Visitationes fruchtbarlich wieder« 
aufnehmen, Zensur und Privilegien prüfen, nicht mehr nur noch zuzusehen oder zu 
gestatten, sondern »mit Hülf Bürgermeister und Raths zu Frankfurt, wo es die Nothdurft 
erfordert, die Confiscation neben weiterer Bestrafung sine respectu fürnehmen«. Rudolf 
II. bestimmte - gerichtet an die drei Bücherkommissare -, dass »künftig kein Buch 
gedruckt, oder im Heiligen Reich distrahiert werde, das nicht zuvor von der ordentlichen 
Obrigkeit, darunter die Buchdrucker seßhaft, censirt, zugelassen und verwilligt, wie inglei- 


187 Kapp, Bd. 1, S. 611-617. 

88 Zunächst kontrollierten die Bücherkommissare, ob die Verleger, die ihren Büchern kaiserliche 
Privilegien vorgedruckt hatten, diese tatsächlich erhalten hatten, und ob sie der mit der Erteilung des 
Privilegs verbundenen Pflicht zur Abgabe einiger Exemplare an die kaiserliche Bibliothek nachgekommen 
waren. Die Zahl der Pflichtexemplare variierte von Zeit zu Zeit, und die Buchhändler kamen dieser Pflicht 
nur sporadisch und praktisch nie freiwillig nach; KApp, Ba. 1, S. 651. 

189 FEISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 69-76, 90; ausführlich KApp, Bd. ı, S. 608-735, sowie 
WITTMANN, Buchhandel, S. 67 f. Die Messekataloge waren im ı7. und frühen ı8. Jahrhundert das bedeu- 
tendste überregionale Werbe- und Informationsmedium für den Buchhandel und literarisch interessierten 
Kreise geworden, um sich über das aktuelle Geschehen und die lieferbaren Bücher zu orientieren; vgl. 
HAUKE, Buchwerbung in Deutschland, S. 28-30. In dem Rescript von 1608 führte der Kaiser aus, dass im 
vom protestantischen Magistrat herausgegebenen Messekatalog »viel der Katholischen Bücher gänzlich 
ausgelassen worden«, so dass »zuvor der Catalogus novorum Librorum gedruckt, von euch ersehen, und 
nach Nothdurft corrigiret werde.« Die Bücherkommissare beklagten dies auch in den Jahren 1579 bis 1603; 
EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 71. Und so begann ab 1600 auch ein Streit über die Herausgabe 
der Messekataloge, die bislang von verschiedenen Buchhändlern aufgelegt wurden. 1608 wurde in Mainz 
ein katholischer Messekatalog herausgegeben und zugleich versucht, der Bücherkommission die Kontrolle 
über den Katalog zuzuordnen. Dieses Vorhaben scheiterte am energischen Widerspruch der Kurpfalz 
und einem etwas zaghafteren Kursachsens (KApPp, Bd. 1, S. 484-487). Ferner ließen die Frankfurter im 
Messekatalog 1619 und 1621 den Abdruck der Schriften der Bücher aus dem katholischen München aus, 
so dass deren Bücher aufgrund der Bedeutung des Katalogs für die Orientierung der Kunden über die 
Neuerscheinungen nahezu unsichtbar waren; vgl. KIRCHHOFF, Buchhandel Ba. 2, S. 30. 
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Abbildung 2.6: Theologische Novitäten nach Konfession 1610-1760 
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chen auf jedes der Autor, Drucker, und Ort, ohne Betrug, und ohne falsche List, gesetzet 
werde. [...] Als wollen Wir daß ein jedweder Buchdrucker, Führer, oder Buchhändler, 
ehe und zuvor er sein Gewölb und Laden eröffnet, auch einiges Buch distrahiert, euch 
aller seiner Bücher einen Indicem vorweise, darneben glaublich anzeigen thue, wie und 
welchergestalt ihme solche Bücher zu drucken erlaubt, und da er darüber kein Kaiserliches 
Privilegium hätte, alsdann, unserer Kaiserlichen Reichs-Hof-Kanzley ein Exemplar zu 
überschicken, euch zustelle, und unweigerlich überreiche.« '”° Damit die Bücherkom- 
mission ihren Aufgaben leicht nachkommen konnte, war jeder die Frankfurter Messe 
besuchende Buchhändler verpflichtet, ehe er mit dem Handel begann, von jedem Buch 
ein Exemplar sowie eine vollständige Aufstellung aller Bücher mit den Druckerlaubnis- 
sen und Privilegien der Kommission zur Prüfung zu übergeben. Wenn ein confiscables 
Buch entdeckt wurde, wurde es dem Magistrat gemeldet, der es daraufhin prüfte und 
beschlagnahmte, entweder vorläufig oder - wenn der Stadtrat es auch für verboten 
erachtete - endgültig.'”' In der Regel wurden die konfiszierten Bücher über Jahre 
eingelagert. Selten kam es zu Bücherverbrennungen, die in der Öffentlichkeit durch 
den Henker in Anwesenheit der Stadtoberen, des Militärs und der Tambours in einem 
förmlichen Spektakel durchgeführt wurden.'?? 

Die kaiserliche Bücherkommission durchsuchte die Gewölbe der Buchhändler, ließ 


'»° Abgedruckt in der 1780 anonym veröffentlichten Schrift: VON DEM KAISERLICHEN BÜCHER REGAL 
VON DEM KAISERLICHEN BÜCHER-COMMISSARIAT VON DESSEN NOTHWENDIGKEIT UND AUFSICHT IN 
JEDE RELIGION ODER STAAT BERÜHRENDE BÜCHER ODER SCHRIFTEN, S$. 4-6, (Bay. Staatsbibliothek, 4 
Ded. 151 f). 

"1 Kapp, Bd. 1, $. 629-640. 

9° GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 458-460. 
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sich einzelne Werke vorlegen und manche Auflagen durch die städtischen Behörden 
beschlagnahmen. All diese, wenn auch nur kurzfristigen Unterbrechungen des Ge- 
schäftsverkehrs waren für den Buchhandel von entscheidender Bedeutung. Wenn ein 
Buch auf der Frankfurter Messe'?? wegen auch nur vorgeschobener Ungereimtheiten 
für einige Tage nicht lieferbar war, führte dies oft dazu, dass es erst ein halbes Jahr später 
wieder ausgeliefert werden konnte. Der im letzten halben Jahr hergestellte Warenvorrat 
musste möglichst gegen andere Bücher für den Sortimentsverkauf des kommenden 
halben Jahres verstochen werden. Auf der Messe galt Zeit als Geld. War ein Buch nicht 
zur Messe fertig oder konnte es aus einem anderen Grund nicht vertrieben werden, 
blieb es als totes Kapitel für ein halbes Jahr liegen.'?* 

Ein Aspekt bot dem Kaiser regelmäßig einen Grund, sich in den Buchhandel einzumi- 
schen: die Pflichtexemplare. 1570 hatte Maximilian II. von jedem von ihm privilegierten 
Buch fünf Exemplare gefordert. Diese wurden aber von den Privilegierten selten einge- 
sandt, so dass der Kaiser seine Forderung änderte: zwei von jedem privilegierten und 
eines von jedem nicht privilegierten Buch. Kaiser Matthias forderte drei Exemplare 
der privilegierten Bücher und die Zahl der geforderten Pflichtexemplare stieg im Laufe 
der Zeit weiter.'”® Die Buchhändler beachteten die Forderungen zumeist nicht, so 
dass dem Frankfurter Bücherkommissar nur vereinzelt Bücher übergeben und nach 
Wien gesandt wurden. Zwischen 1638 und 1648 wurden bestenfalls überhaupt in den 
Jahren 1640 und 1641 Pflichtexemplare abgegeben, laut Bücherkommissar Hörnigk 
kein einziges. Da die Buchhändler der Verpflichtung zur Ablieferung der Exemplare 


'® Frankfurt blieb bis 1634 vom Krieg verschont, litt dann aber unter dem Einzug der Schweden und 
den mit dem Krieg einhergehenden Folgen wie Hungersnöten und Pest erheblich, so dass die Bevölkerung 
um etwa ein Drittel schrumpfte; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 19. 

"94 KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 35. Wie bedeutsam der alsbaldige Absatz eingeschätzt wurde, zeigte 
sich bei der Zahlung der Löhne der Gesellen: Die Frankfurter Druckerordnung 1598 sah vor, dass der 
Großteil des Gesellenlohns halbjährlich nach der Messe ausgezahlt wird. In Köln war dies zumindest bei 
dem Drucker Quentel ebenfalls üblich; vgl. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 58, 62. 

'»5 Ferdinand Il. erhöhte die Zahl 1624 auf drei für die privilegierten sowie ein weiteres von jedem ande- 
ren für die kaiserliche Hofbibliothek. Ab 1643 versuchte auch der Mainzer Kurfürst für seine Bibliothek 
kostenlos Exemplare zu erwerben, indem er 1642 und 1643 zwei Patente erließ, wonach ihm als Erzkanzler 
des Reichs ein unwidersprechliches Regal zur Visitation der Bücher zustehe und ihm deshalb von allen 
im Messekatalog aufgeführten Büchern ein Exemplar geliefert werden müsse; all dies ohne erkennbare 
Rechtsgrundlage. 1695 lautete die Forderung sieben Exemplare für privilegierte Bücher; KApp, Bd. ı, 
S. 651-655. Die kaiserliche Verordnung vom 10. Februar 1746 hielt fest, dass »dem bisherigen Herkommen 
gemäß von privilegierten Büchern fünf Pflichtexemplare zur Reichshofraths-Kanzlei, eins für des Kurfürsten 
zu Mayntz Liebben, als ErzCantzlern, und eins dem zeitlichen Bücher Commissario vor dessen mit denen 
Buchführern, Händlern und Druckern habenden Bemühungen; dagegen von den unprivilegierten Büchern 
eins Unserer Bibliothek, eins des Churfürsten von Mayntz Liebben und eins dem Bücher Commissario 
eingeliefert werden sollten«; KapP, Bd. 1, S. 655. 
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regelmäßig nicht nachkamen, obwohl hohe Strafen darauf standen, verhielten sie sich 
ständig rechtswidrig, auch wenn Sanktionen selten waren.'® 

In kleinen Schritten wurde die Territorialhoheit Frankfurts immer weiter untergra- 
ben. 1655 beschwerte sich der Frankfurter Rat beim Kaiser, dass die Bücherkommission 
ohne Zuziehung des ordinarii magistratus Frankfurts in Bücherangelegenheiten sogar 
Frankfurter Bürger verhöre, Strafen diktiere und exekutiere und anderes verfüge. Der 
Kaiser antwortete 1656, dass er nicht in die Befugnisse der Stadt Frankfurt eingreifen 
wolle, so lange diese seine Befehle achte. Frankfurt sollte jeden Befehl der kaiserlichen 
Bücherkommission unverzüglich und ohne Hinterfragen ausführen und, soweit die 
Betroffenen der Kommission nicht Folge leisteten, die zur Durchsetzung notwendige 
Unterstützung bieten. Der Kaiser müsse »mit ungnädigstem Mißfallen vernehmen, daß 
zur deren wirklichen vollständigen Exekution um deß willen noch zur Zeit nicht zu gelan- 
gen gewesen, weil theils Eure zum Buchhandel Deputirte obbesagtem Fiscal [Kommissar] 
die erforderliche Executionshülff nicht alle Mal gedeihen lassen, sondern die Sachen dis- 
putirlich gemacht und selbige zur Cognition vor Euch verwiesen und gezogen werden 
wollen. [...] Also befehlen wir Euch hiermit nochmals gnädigst und ernstlich, daß Ihr zu 
gehorsamster Folg Unseres vorigen Kais. Befehls ermeltem Unseren Fiscalen und Bücher- 
Commissario Dr. Hörnigk auf jedesmaliges bloßen Ansuchen wider die Schuldhafftigen 
und Übertreter so sich denselben, als welchen Wir Unsere Kais. weitere Commission diß- 
falls sammt und sonders aufgetragen haben, in einige Weg widersetzen, oder in Leistung 
der Gebühr säumig erzeigen, die hülfreiche Hand ohne einige Verweigerung oder Einrede 
viel weniger neue Cognition oder Disput bietet, und Ihnen zu Vollziehung der dies Falls 
von Uns anbefohlenen Execution kräftig verhülflich seyet« '?” Die Frankfurter reagierten 
wie zuvor, das heißt, sie widersetzten sich nicht oder nur halbherzig und hofften, dass 
irgendwann die Sache vergessen werde. Dies war allerdings nicht der Fall, und die 
Messe litt darunter. 

Die Frankfurter Messe erwies sich trotz der Widrigkeiten als zählebig, verlor aber 
nach und nach an Bedeutung gegenüber der aufstrebenden Leipziger Messe. 1741, 
im Rahmen der Wahl des Wittelsbachers Karl Albrecht als Karl VII. zum deutschen 
Kaiser, wurde in einem reichsständischen Monito ausgeführt, dass »nicht nur die dem 
Bücher Kommissario überlassene Censir- und Konfiscirung der Bücher viele Klage ver- 
ursachet, sondern auch, wie die Erfahrung lehret, durch sothanes Bücher-Commissariat 
der Buchhandel zu des Kaisers Eigenen, und der sonderlich nah gelegenen Reichsstände 
Nachtheil weggetrieben wird, als wäre der künftige Kaiser zu veranlassen, darüber des 
Reichs Gutachten zu erfordern.« In Art. II $ 7 der Wahlkapitulation wurde festgehalten, 
dass der Kaiser »weder Unserem Reichs-Hofrath, noch dem Bücher Commissario zu 
Frankfurt verstatten« wird, bei der »Censir- und Konfiscierung derer Bücher, einem Theil 


1° Kupp, Bd. 1, S. 610-612. 617-619, 651-655, 716 f. 
7 Zit. nach Kapp, Bd. 1, S. 664. 
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mehr als dem anderen favorisiere«.'?® So sagte zwar Karl VII. 1741 zu, die katholischen 


Schriften nicht gegenüber den protestantischen zu favorisieren, jedoch blieb ihm oder 
seinem habsburgischen Nachfolger ab 1745 keine Möglichkeit mehr zu einer wirksa- 
men Änderung, denn die Frankfurter Messe hatte ihre Bedeutung verloren und der 
moderne Buchhandel war vollständig nach Leipzig gewandert. Dem Kaiser war es 
nie gelungen, die kursächsische Bücherkommission unter seine Kontrolle zu bringen. 
1750 wurde der Frankfurter Messekatalog eingestellt. Die Messe hatte für den Buch- 
handel nur noch die Bedeutung einer Regionalmesse.'?? Für Kapp steht das Wirken 
der kaiserlichen Bücherkommission mit der Zensur, dem Streit um den Messekatalog, 
den Visitationen der Buchhändler und auch die Abgabe von Pflichtexemplaren an 
hervorragender Stelle unter den Faktoren, die die Büchermesse in Frankfurt zu Grunde 
richteten.”°° Wittmann hingegen nennt als bedeutenden Grund die kriegerischen 
Ereignisse wie Franzoseneinfälle am Oberrhein und den spanischen Erbfolgekrieg für 
den Niedergang der Messe Frankfurt.”°' Ergänzend kann man noch anführen, dass 
nach dem Dreißigjährigen Krieg die durch Deutschland laufenden Handelsströme sich 
verlagert hatten. Der Rhein war bis zum Dreißigjährigen Krieg »Hauptverkehrsader« 
des zwischen England und Mittelitalien liegenden Industriegebiets Europas.”°” Nach 
dem Dreißigjährigen Krieg lag die Rheinmündung in den Vereinigten Niederlanden 
(Holland), die zu dieser Zeit die Weltmeere mit ihre Handelsflotte beherrschten. Frank- 
furt war für den deutschen Handel, der sich nach Osten verschoben hatte, nicht mehr so 
bedeutend. Venedig, Prag, Wien, Nürnberg, die Elbe, Hamburg, Schweden, Dänemark, 
Polen und Moskowien wurden bestimmender, und diese Warenströme liefen über 
Leipzig.” 

Aus Sicht der Obrigkeit ging es bei den Maßnahmen um die Frage, unter welchen 
Umständen Eingriffe in die Belange der Untertanen gerechtfertigt sind. Die Aufgaben 
der auf dem Bücherregal beruhenden Tätigkeit der Bücherkommission zeigen die Ver- 
bindung: Beschlagnahmt wurden ärgerliche Schriften und solche, die die Privilegien 
missachteten.”°* Beides wurde gemeinsam behandelt als Handel mit verbotenen Schrif- 


18 Anonym, VON DEM KAISERLICHEN BÜCHER REGAL, S. 9. 


99 WITTMANN, Buchhandel, S. 77 ff. 

0° Kapp, Bd. 1, S. 732. Ferner wird die Verschiebung des Schwerpunktes der literarischen Produktion in 
die protestantischen Staaten sowie die Modernisierung des Handels, die Loslösung vom Messesystem 
genannt. 

?°% WITTMANN, Buchhandel, S. 93. 

?°® ZEEDEN, Hegemonialkriege und Glaubenskämpfe, S. 83. 

°°3 Vgl. BRAUDEL, Der Handel, S. 228; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 255. 

?°4 Dies wurde weniger unter dem Gesichtspunkt der Rechte des Einzelnen beurteilt, sondern aus einem 
rein hoheitlichen Interesse. Lohnte es sich, Personal damit zu beschäftigen, gegen den Nachdruck oder 
verbotene Schriften vorzugehen oder entstanden dem Staat dadurch mehr Kosten als Vorteile? 
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ten, wobei im einen Fall die Schrift wegen des Inhalts, im anderen Fall wegen Verstoßes 
gegen eine obrigkeitliche Anordnung in einem Privileg nicht vertrieben werden durfte. 

Selbst Art. 18 d der Bundesakte des Wiener Kongresses 1815 nannte noch die Preß- 
freiheit und die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und der Verleger gegen den 
Nachdruck in einem Zuge. Aufgrund dieser traditionellen Verknüpfung der Zensur 
mit dem Nachdruckverbot dauerte es in Deutschland noch bis 1834, bis eine Trennung 
von geistigem Eigentum und dem Presserecht erreicht wurde. Das Nachdruckverbot 
war zwar vom Deutschen Bund 1819 schon weitgehend beschlossen. Jedoch verknüpfte 
der auch insoweit äußerst einflussreiche Metternich auf dem Wiener Kongress den 
Büchernachdruck und die Sicherstellung des literarischen Eigentums wieder mit Pres- 
seaufsicht und -zensur, so dass weitere Verhandlungen über die konkrete Umsetzung 
des Verbots folgten.”°° Erst 1834 wurde in einer weiteren Wiener Konferenz der Artikel 
36 für die Mitgliedstaaten des Deutschen Bundes vereinbart: 


Die Regierungen vereinbaren sich dahin, daß der Nachdruck im Umfang des 
ganzen Bundesgebiets zu verbieten und das schriftstellerische Eigenthum nach 
gleichförmigen Grundsätzen festzustellen und zu schützen sei.”°° 


Am 9. November 1837 hat die deutsche Bundesversammlung sich dann darauf geei- 
nigt, dass literarische Erzeugnisse aller Art und Werke der Kunst ohne Einwilligung 
des Urhebers oder desjenigen, dem der Urheber seine Rechte übertragen hat, nicht 
vervielfältigt werden dürfen. Das Recht war übertragbar und vererblich und musste 
in sämtlichen Bundesstaaten mindestens für die Dauer von zehn Jahren gelten. Die 
einzelnen Bundesstaaten setzten diesen Beschluss im Lauf der nächsten Jahre um. 1845 
wurde die Frist auf dreißig Jahre über den Tod des Urhebers hinaus erweitert. 

Bis dahin, einerseits Verbot des Nachdrucks, andererseits Konstituierung des schrift- 
stellerischen Eigentums, mussten noch einige gedankliche Schritte vollzogen werden. 
In keinem Staat gab es besondere Regelungen im Hinblick auf die Zulässigkeit des 
Kopierens von Schriften, so dass Buchdruck und -handel und das Exklusivrecht der Au- 
toren in die allgemeine wirtschaftliche und rechtliche Entwicklung eingebunden waren 
und sich in das allgemeine System integrierten. In allen Staaten überlagerten sich auf 
Seiten des Staates das Interesse an der Zensur mit dem an der Ordnung und Förderung 
der gewerblichen Tätigkeit durch hoheitliche Ausschließlichkeitsrechte. Das Thema 


°°5 WADLE, Junktim zwischen Zensur und Nachdruckschutz, S. 235; WADLE, Geistiges Eigentum 1, S. 169; 
WADLE, Abschied vom Privileg:, S. 384; GIESEKE, Privileg, S. 223; GIESEKE, Zensur nach 1800, $. 27-31; die 
Zensurbehörden erteilten in Österreich auch die Druckerlaubnis, DöLEMEYER, Wege der Rechtsvereinheit- 
lichung, S. 76. 

206 7itiert nach WADLE, Junktim zwischen Zensur und Nachdruckschutz, S. 237. Auf der ı2. deutschen 
Bundesversammlung vom 3. März 1848 wurde schließlich folgender Beschluss gefasst: »Jedem deutschen 
Bundesstaate wird freigestellt, die Censur aufzuheben und Preßfreiheit einzuführen.« 
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wurde jedoch allgemein unter dem Titel Nachdruck der Bücher, nicht etwa Verletzung 
der Rechte der Autoren, behandelt und beginnt in England. Die ersten Gesetze über 
das geistige Eigentum, wie etwa das venezianische Parte presa nell’ eccellentissimo 
Conseglio di Pregadi (Dekret über Privilegien für neue Bücher und Nachdrucke, 1603), 
das englische Statute of Monopolies (in Kraft seit 1624), das Statute of Anne (in Kraft seit 
1710), sowie die darauf beruhende Gesetzgebung der Vereinigten Staaten, verfolgten in 
erster Linie gewerbepolitische Ziele. 


3 England - das Handelsgut 


Ab der Mitte des 5. Jahrhunderts siedelten sich zwei germanische Stämme, die Sachsen 
und die Angeln, in England an (und verdrängten die Kelten nach Wales, Cornwall und 
in die Bretagne). Diesen Völkern war die römische Kultur und die lateinische Sprache 
fremd. Zwar führten die christlichen Missionare das Lateinische in die bekehrten 
Regionen ein, es konnte jedoch nicht zur offiziellen Sprache wie auf dem Kontinent 
werden. Der Klerus lehrte das Lesen und Schreiben in angelsächsischer Sprache. Auch 
die Sammlungen von Gewohnheitsrechten und Gesetze wurden in Angelsächsisch 
abgefasst, während auf dem Kontinent die Sprache der Juristen ausschließlich Latein 
war. Nachdem die Normannen im ıı. Jahrhundert das Land eroberten, wurde am 
Hofe französisch gesprochen, während die Bevölkerung beim Angelsächsischen blieb 
(auch wenn es zu Verschmelzungen kam).' Normannisch-französische Überlagerung 
bestimmte die Politik und Kultur des englischen Hochmiittelalters, bis im Hundertjäh- 
rigen Krieg die Normannen den Großteil ihre Güter in Frankreich verloren und das 
erwachende Nationalbewusstsein das Englische zur allgemeinen Sprache führte.” 

Während des Mittelalters lag England noch fernab von den Zentren des Handels. 
Das Vereinigte Königreich entstand aus mehreren einzelnen Reichen. Wales war seit 
1536 Teil des Englischen Königreichs, 1707 vereinigten sich das aufgrund von Kolo- 
nialabenteuern insolvente Schottland und England zum Königreich Großbritannien, 
und 1801 entstand das Königreich Großbritannien und Irland. Mit der Entdeckung 
Amerikas und der Seerouten in den Indischen Ozean verbesserte sich die geographi- 
sche Ausgangslage für den Fernhandel entscheidend. Der Aufstieg Englands ab dem 
16. Jahrhundert von einem unbedeutenden, Wolle und Tuch exportierenden Kleinstaat 
zur modernen europäischen Großmacht erfolgte trotz seiner Herrscher, die etwa durch 
die Magna Charta, das Common Law, das House of Lords und das House of Commons 
immer wieder an einer vollkommenen Machtentfaltung gehindert wurden.? Die Krone 
war spätestens seit dem Aufstieg des Hauses Stuart auf den englischen Thron 1603 
geschwächt. 

Das Parlament (Ober- und Unterhaus) gewann an Macht und Befugnissen. Regierte 
der König ohne die Kammern, bedeutete dies erheblichen Schwierigkeiten für den 
König. Karl I., ab 1625 König von England, König von Schottland und König von 


' PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 238 f., 243-245. 
” WÜHRER, Nordeuropäischen Monarchien, $. 946. 
? MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 15. 
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Irland bekam dies 1628 zu spüren und wurde nach seinem zweiten Versuch hingerich- 
tet (1649). Die Streitigkeiten zwischen dem Parlament und der Krone führten nach 
dem Englischen Bürgerkrieg 1642 bis 1649 zur Abschaffung der Krone und auch des 
Oberhauses. Beide wurden aber nach dem Tode des Puritaners Oliver Cromwell 1660 
wieder eingeführt. Jakob II. wurde als letzter römisch-katholischer König im Verlauf 
der Glorreichen Revolution 1688 abgesetzt.* Jakob I. folgten seine protestantische 
Tochter Maria II. sowie deren Ehemann Wilhelm III. von Oranien, nicht Jakobs II. 
römisch-katholischer Sohn James Francis Edward. England, durch den Kanal von den 
Streitigkeiten auf dem Kontinent getrennt, kann zu Beginn des achtzehnten Jahrhun- 
derts neben den Vereinigten Niederlanden? als der fortschrittlichste Staat in Europa 
bezeichnet werden. Am Ende des Jahrhunderts war Großbritannien die führende 
Wirtschaftsmacht in der Welt. 


3.1 Zensur und Gilde 


Der englische Buchmarkt war über lange Zeit nicht nur durch den Kanal, sondern auch 
durch die Sprache vom Kontinent getrennt, denn während auf dem Festland Latein 
noch die beherrschende, in der internationalen Wissenschaft verstandene Schriftspra- 
che war, wurden in England Bücher von Anbeginn an zum Großteil in der Landes- 
sprache gedruckt.® Die Unterteilung der Bände in dem Sammelwerk THE CAMBRIDGE 
HISTORY OF THE BOOK IN BRITAIN spiegelt die Entwicklung wieder. Die ersten drei 
Bände betreffen die Zeit bis 1557 und Band vier die Gildenzeit von 1557 bis 1695. Der 
fünfte Band umfasst den Zeitraum ab 1695 bis 1830. Ab 1830 wurde in Großbritannien 
der Massenmarkt erschlossen. 

Einfluss auf den Buchhandel hatten die Privilegien, die Gilden, die Kontrolle der 
Einhaltung der Zensurvorschriften und das Copyright. Die exklusiv zum Druck berech- 
tigten Mitglieder der Company of Stationers entwickelten intern ein Ausschließlich- 
keitsrecht in Form des übertragbaren Kopierrechts. Die Entstehung des right to copy als 


* Sein Vorgänger Karl II. trat 1685 auf dem Sterbebett zum römisch-katholischen Glauben über und 
starb ohne eheliche Nachkommen. Er war damit ein katholisches Oberhaupt der anglikanischen Kirche. 

° Die Vereinigten Niederlande werden auch als Holland bezeichnet. Es waren sieben kleine Staaten 
(Holland, Zeeland, Utrecht, Gelderland, Overijssel, Groningen und Friesland), die sich 1579 - zu Beginn 
des Unabhängigkeitskrieges (von Spanien) - in der Utrechter Union zusammengeschlossen hatten. Die 
Anerkennung als eigener Staat erfolgte zeitgleich mit dem Westfälischen Frieden 1648. 

6 FEATHER, History, S. 57 £.; Barnard in: CoLLINSoN etal., Cambridge History. Bd. 4, S. 5. Wissenschaft- 
liche Werke hatten einen schweren Stand, da der Käuferkreis klein war, während auf dem Kontinent 
durch das Lateinische der Absatzmarkt unabhängig von der Muttersprache und deshalb deutlich größer 
war. Auf dem Kontinent war der Handel mit den lateinischen Werken der Gelehrsamkeit bereits sehr früh 
(aber auch nur für relativ kurze Zeit) international und erstreckte sich auch auf England, u. a. auch, weil 
die englischen Buchhändler an der Frankfurter Messe teilnahmen; ARBER, Register Company of Stationers 
Bd. 1,5. xvi; WITTMANN, Buchhandel, S. 41, 44; RAVEN, Business of Books, S. 20, 60. 
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exklusives Recht entsprach dem üblichen Vorgang, wie er sich bei Gilden oder Zünften 
in zahlreichen Varianten zur Abgrenzung und Zuordnung eines bestimmten ausschließ- 
lichen Betätigungsfeld mit intern unterschiedlich definitiv aufgeteilten Rechten zeigte. 
Diese Rechte verselbständigten sich und nahmen eigentumsähnlichen Charakter an, 
indem sie innerhalb der Gruppe als individuelles, übertragbares und vererbliches Ver- 
mögensrecht ausgestaltet wurden. Das Ausschließlichkeitsrecht schließlich konnte in 
ideelle Anteile aufgeteilt werden und wurde wie jedes andere Gut gehandelt und verstei- 
gert. Ausgangspunkt der Rechtsentwicklung war eine der Zensur dienende Regelung. 
Heinrich VIIL stellte 1534 seine Untertanen und Mitchristen mit der Lossagung vom 
Papst auf eine schwere Probe, sei es, weil er sich den kirchlichen Grund einverleiben 
wollte, sei es, weil sein arger Lebenswandel nicht den Segen Roms fand. Er folgte nicht 
einer der aufblühenden reformierten Glaubensrichtungen, sondern ließ die Bürger 
einen Schwur auf den König, das höchste Oberhaupt der Kirche von England auf Erden, 
ablegen. Personen, die den Schwur verweigerten, wurden hingerichtet, der Kopf des 
berühmten Humanisten und ehemaligen Lord Chancellor Thomas Morus wurde einen 
Monat lang auf der London Bridge zur Schau gestellt. Es wurden eine weitgehend 
unveränderte katholische Liturgie ohne Papst verordnet und die Lutherschen Schriften 
untersagt. 1538 wurde die Vorzensur aller Druckschriften angeordnet.’ Bis zur wenig 
spektakulären, aber erfolgreichen Revolution 1688° blieb die Zensur ein entscheidendes 
Motiv für den Staat, den Buchhandel zu regulieren. 

In England wurden den Druckern und Verlegern von der Krone zwar wenige, dafür 
aber teils sehr weitreichende und profitable Ausschließlichkeitsrechte eingeräumt.? 
Die Privilegien waren nicht immer auf ein bestimmtes Werk beschränkt, sondern 
manchmal nur auf den Gegenstand. Das erste Klassenprivileg (1553), das nicht nur ein 
konkretes Werk, sondern eine abstrakt umschriebene Klasse zum Gegenstand hatte, 
betraf sämtliche juristischen Schriften. Der mit dem law printing patent privilegierte 
Richard Tottel durfte ausschließlich nicht nur alle bereits erschienenen Rechtsbücher 
drucken, sondern auch alle in Zukunft erscheinenden. Die Privilegien betrafen in 
erster Linie Werke toter Autoren oder abstrakte Klassen. Bücher für den Massenmarkt 
unterfielen in der Regel einem der rund 35 Privilegien. Um 1570 waren durch Privilegien 
die Rechte an den einträglichsten Titeln - religiöse Werke, Schulbücher, offizielle 
Dokumente, Rechtsbücher, Almanache, klassische Werke und Musikbücher - auf 


7” HILGERS, Index, S. 206-221; RAVEN, Business of Books, S. 61-69; MumBy, Romance of Book Selling, 
S. 54-69; FEATHER, History, S. 16; PATTERSON, Perspective, S. 23. 

° Zum Bild der Revolution Pıncus, The first Modern Revolution, S. 4-9, der dem allerdings entgegentritt: 
Es sei bei der Revolution entscheidend um die Frage gegangen, ob dem niederländischen calvinistisch 
geprägten liberalen Handelskapitalismus gefolgt werden solle oder dem französischen Vorbild. 

° Das erste Privileg für Druckerzeugnisse soll in England 1510, in Schottland 1507 erteilt worden sein; 
Raven, Business of Books, S. 32; MAnN, Scotland in European Perspective, S. 55. Der Wert des englischen 
Bibelmonopols wird von RAvEn, Business of Books, S. 43, auf dreißigtausend Pfund geschätzt. 
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wenige Gildenmitglieder aufgeteilt.'° Sie hatten die Rechte für Bücher, die teilweise 
in fünfstelligen Stückzahlen gedruckt wurden, während bei den anderen Büchern die 
Auflage eher 500 Exemplare betrug." 

Die Drucker und Buchhändler waren wie nahezu alle bedeutenden englischen Gewer- 
beunternehmen - Händler, Schmiede, Innenausstatter, Schreiber, Brauer, Korbmacher, 
Handschuhmacher, Weinhändler usf. - in Gilden organisiert. Mitglieder konnten nur 
freemen sein und Freie waren Bürger der Stadt London, weil die auf dem Land lebende 
Bevölkerung einem regionalen Fürsten als Leibeigene (serfs, villeins oder slaves) zuge- 
ordnet war. Die beteiligten Gewerbe der seit 1403 bestehenden, eher unbedeutenden 
Company of Stationers waren die Buchhändler, die Buchbinder, die Buchmaler sowie 
die auch international tätigen Papierhändler.'” Die Papierhändler lieferten den wich- 
tigsten Rohstoff für die Buchproduktion, der noch bis in das 18. Jahrhundert hinein 
zumindest teilweise importiert werden musste.'? Die ersten Buchdrucker wie William 
Caxton, der um 1470 in Köln das Handwerk gelernt hatte und sich in Westminster 
niederließ, gehörten nicht zur Gilde. Erst als die Drucker Mitte des 16. Jahrhunderts 
sich in London niederließen, konnten sie - nunmehr als Freie (freemen) - Gildenmit- 
glieder werden.'* Die Gilden konnten weitgehend eigenständig ohne Einflussnahme 
durch den Staat nach eigenen Regeln und mit einer eigenen, vorrangig anzurufenden 
Gerichtsbarkeit die internen Angelegenheiten regeln. Sie waren nach einer bestimmten 
Hierarchie mit einfachen und wahlberechtigten Mitgliedern (Yeomanry und Livery), 
einer Art Aufsichtsrat, der zugleich Streitigkeiten zwischen den Mitgliedern zu ent- 
scheiden hatte (Court of Assistants), sowie den drei Mitgliedern des Exekutivorgans 
(Under Warden, Upper Warden und Master of the Wardens), organisiert." 

1557 und 1559 (mit nahezu gleichem Wortlaut) räumte Queen Mary I. der Worshipful 
Company of Stationers of London (stationarii waren die Buchhändler) ein Ausschließ- 
lichkeitsrecht zur Herstellung und zum Handel mit Büchern ein: 


... NO person within this our realm of England or the dominions of the same 


'° Zwei Beispiele dieser Druckpatente von 1559 sind bei PATTERSON, Perspective, S. 231-233, abgedruckt. 
Zwischen 1603 und 1640 wurden nur rd. siebzig Patente vergeben, die zumeist die dauerhaft umsatzstarken 
Werke betrafen; RAvEn, Business of Books, S. 75. 

'" PATTERSON, Perspective, S.90. Nach der Aufstellung bei ROBERTS, History of English Bookselling, S. 28 
f., waren wohl alle in höheren Auflagen gedruckte Bücher privilegiert. Er nennt beispielsweise die Bibel, 
das Neue Testament, Schulbücher, Grammatiken, Wörterbücher, das ABC für Schulanfänger, lateinische 
Bücher, Musikbücher, Kalender, Katechismen oder Predigten. 

'” ARBER, Register Company of Stationers Bd. ı, S. xxiii. 

3 RAVEN, Business of Books, S. 125. In Deutschland blieben Papier- und Buchhandel getrennt. Jedoch 
wurde mit dem Erstarken der Frankfurter Messe im 16. Jahrhundert diese zugleich zum Mittelpunkt des 
Papierhandels; vgl. Kapp, Ba. 1, S. 475 £. 

"4 FEATHER, History, S. 13; PATTERSON, Perspective, S. 28-31, DALLON, Forgetting the Past, S. 394. 

5 FEATHER, History, S. 34 f.; PATTERSON, Perspective, S. 31. 
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shall practise or exercise by himself or by his ministers, his servants or by any 
other person the art or mistery of printing any book or any thing for sale or traffic 
within this our realm of England or the dominions of the same, unless the same 
person at the time of his foresaid printing is or shall be one ofthe community 
ofthe foresaid mistery or art of Stationery of the foresaid City [London], or has 
therefore licence of us, or the heirs or successors of us the foresaid Queen by the 
letters patent of us or the heirs or successors of us the foresaid Queen.'® 


Das Ausschließlichkeitsrecht der Gilde war verbunden mit der Kontrolle über die 
Beachtung der Zensurvorschriften.'” In der Charter wurde in den ersten Zeilen auf 
die unerwünschten Schriften Bezug genommen: »Know ye that we, considering an 
manifestly perceiving that certain seditious and heretical books rhymes and treatises are 
daily published and printed by divers scandalous malicious schismatical and heretical 
persons ....«'® Die Gilde (genauer der Master, die Keepers und Wardens) bekam Rechts- 
fähigkeit und das Recht zugesprochen, die Geschäftsräume der Drucker, Buchbinder 
und Buchhändler zu durchsuchen und Bücher zu beschlagnahmen und zu verbrennen, 
sollten diese gegen etwaige Vorschriften verstoßen. Englische Gilden hatten nicht 
nur den eigenen Court of Assistants, sondern auch ein gildeneigenes Gefängnis. Die 
Organe durften die Täter festnehmen und waren befugt, bei Verstößen die Bestrafung 
der Gildenmitglieder mittels eigenem Gericht (und Gefängnis) zu beantragen und 
durchzusetzen. Sie waren für die Einhaltung der Gildenbestimmungen zuständig. 
In diesen konnte sie zunfttypische Regelungen erlassen wie etwa die Festlegung der 
Arbeitszeiten, Höchstpreise, Qualitätsstandards oder Auflagenhöhe. Sie konnte die 
Zahl der Lehrlinge oder Druckerpressen beschränken. Sie konnte bei Verstößen gegen 
Zunftregeln beispielsweise auch die Zerstörung von Druckerpressen anordnen oder 
die Festnahme von Lehrlingen veranlassen, die ihren Lehrherren verlassen hatten.'? 

Die Company of Stationers richtete 1557 ein Register (the Hall Book) ein, in das 
die hoheitliche Druckerlaubnis eingetragen wurde, nachdem ein Verleger ein von der 
Zensurbehörde genehmigtes Manuskript der Gilde vorgelegt hatte. Der Verleger hatte 
vom Staat die Erlaubnis zum Druck dieses Werks (the license) erhalten, jedoch bezog 
sich diese Erlaubnis nur auf die Zensur. Dem Staat war es gleich, welches Gildenmitglied 
das zensierte Werk druckte. Die Krone bestimmte (außerhalb der Privilegien) nicht 
die Aufteilung der Druckerlaubnisse, sondern überließ die Gestaltung des Rechts der 
Gilde.” 


16 Die Texte der Charter 1557 und 1559 sind abgedruckt bei ARBER, Register Company of Stationers Bd. ı, 
S. xxviii-xxxi, oder MumBy, Romance of Book Selling, S. 424-430. 
'7 MuMBY, Romance of Book Selling, S. 76. 
ARBER, Register Company of Stationers Bd. 1, S. xxviii. 
ST CLAIR, Reading Nation, S. 61 f; PATTERSON, Perspective, S. 47, 60. 
PATTERSON, Perspective, S. 6, 21; HIRSCH, Die Werkherrschaft, S. 24; DALLON, Forgetting the Past, 
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1560-1562 wurde die staatliche Druckerlaubnis von der Gilde dahingehend inter- 
pretiert, dass sie nur ausgeübt werden durfte, wenn kein anderes Mitglied zuvor ein 
Recht für den gleichen Text erworben hatte. Das Register mit den Erlaubnissen der 
Zensurbehörde verwandelte sich so in eines, in dem Druckrechte - jedoch nur für 
den Eingetragenen (owner of the copy) - festgehalten wurden. Es ist zu unterscheiden 
zwischen der zensurrechtlichen Gestattung der mechanischen Reproduktion eines 
Werks und dem von der Gilde geschaffenen individuellen Recht, den Druck zu ver- 
anlassen. Gildenintern war ausschließlich der Eingetragene berechtigt, ein von der 
Zensur allgemein zur Verbreitung zugelassenes Werk zu drucken oder drucken zu las- 
sen und in den Verkehr zu bringen. Als Copy wurde damit das Recht bezeichnet, nach 
Erteilung einer Druckerlaubnis und Eintragung im Register, am Marktgeschehen mit 
dem entsprechenden Werk teilzunehmen sowie sich gegen unerlaubte Kopien anderer 
zu wehren (Druckerlaubnis und Nachdruckverbot).”' Die von der Gilde entwickelte 
Aufteilung hatte individuelle und übertragbare Rechte zum Gegenstand, mit denen 
gehandelt werden konnte. Zwangsläufig wurden alsbald nicht nur das erste Druckrecht, 
sondern auch Abtretungen oder Aufteilungen des Rechts eingetragen.” 

Die Gilde vollzog nach und nach eine Landnahme der vorhandenen Texte, indem 
sie praktisch sämtliche Schriften registrierte und die Verwertungsrechte unter ihre 
Mitglieder aufteilte. Es war eine Umsetzung der Okkupationstheorie, da derjenige, der 
zuerst einen klassischen, folglich herrenlosen Text im Hall Book hat eintragen lassen, 
diesen besetzt hatte. Einige Mitglieder der Company waren also mit zeitlich befristeten 
Privilegien ausgestattet, die aber teilweise aufgrund ihrer abstrakten Typumschreibung 
ausgesprochen wertvoll waren. Die nicht unter die Privilegien fallenden, in das Re- 
gister der Stationers Company eingetragenen Bücher durften nur vom Inhaber der 
Kopiererlaubnis gedruckt werden.”® Zwischen den Mitgliedern konnten die Druckrech- 


S. 392; PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 174; PATRY, Copyright Law and Practice, S.7. Zur 
Geschichte der stationarii an den englischen Universitäten; MumBy, Romance of Book Selling, S. 27-32. 

*! PATTERSON, Perspective, S. 5, 45-53; ROSE, Authors and Owners, S. 12. 

”* FEATHER, History, S. 33. Die Eintragungen lauteten beispielsweise: »James Roberts. Entred for his 
Copie under the handes of master Pasfield and master Waterson: A booke called ’the Revenge of Hamlett 
Prince Denmarke’ as yt was latelie Acted by the Lord Chamberleyne his servantes.« Pasfield war der Zensor, 
Waterson einer der Wardens der Company of Stationers. Der Autor wird nicht genannt, und es ist auch 
nicht sicher, ob sich diese Eintragung auf den Text Shakespeares bezieht oder auf eine Abschrift von 
einem Schauspieler aus der Truppe Shakespeares. Wenn das Werk bereits für einen anderen eingetragen 
war, wurde die Eintragung abgelehnt. Wenn es nur möglicherweise einem anderen gehörte, wurde 
ein Vorbehalt eingetragen, und wenn es noch nicht zensiert war, wurde darauf hingewiesen, dass der 
Druck bedenklich sein könnte, und so fort (vgl. FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 24-34 sowie 
PATTERSON, Perspective, S. 28 f., 51 £.). 

3 FEATHER, Provincial Book Trade, S. 33; BAPPERT, Wege, S. 231; ÖSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, 
S. 15 ff; ST CLAIR, Reading Nation, S. 43 f., 482. Ab ca. 1600 bestrafte die Gilde nicht nur die Nachdrucker, 
sondern auch diejenigen, die ohne entsprechende Eintragung im Register Bücher drucken ließen; ab 1620 
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te abgetreten werden, und außerhalb der Gilde bestanden keine Druckmöglichkeiten.”* 
Für jedes Werk gab es also ein Ausschließlichkeitsrecht. 

Der Staat hat die Ausschließlichkeitsrechte kaum geregelt, sondern es der mit hoheit- 
lichen Befugnissen ausgestatteten Gilde überlassen. Max Weber” beschreibt Vorgänge 
wie die Ausbildung der Kopierrechte und deren Aufteilung innerhalb der Mitglieder der 
Gilde abstrakt und zugleich treffend als einen üblichen Vorgang bei der Schaffung von 
Rechten.?° Bei der Monopolisierung durch die Buchhändler handelte es sich nicht um 
einen singulären und auch nicht um einen im Zusammenhang mit geistigen Leistun- 
gen stehenden Vorgang, sondern um eine typische Ausprägung des fortschreitenden 
wirtschaftlichen und rechtlichen Prozesses. Auch wenn Weber von einer Universalität 
des Vorgangs ausgeht, ist seine Analyse doch von der europäischen Entwicklung seit 
dem Mittelalter geprägt. Einige Momente, die Weber als Bestandteil der Übertragung 
wirtschaftlicher Chancen von der Allgemeinheit auf eine Gruppe ansieht, namentlich 
die interne Organisation der Gruppe als einer Rechtsgemeinschaft, waren bereits durch 
das Gildenwesen vorgegeben. Soweit es jedoch um die Ausgrenzung eventueller Kon- 
kurrenten und die interne Aufteilung der Chancen ging, war die englische Entwicklung 
ein typischer Vorgang zur Schaffung von Eigentumsrechten. 

Solange in einem Markt überdurchschnittliche Gewinne erwirtschaftet werden, be- 
steht ein Anreiz für Unternehmer, sich dort zu engagieren, um an den Gewinnen zu 
partizipieren. Mit dem Auftreten von immer mehr Konkurrenten beginnt die Ein- 
schränkung des freien Zugangs zu den ökonomisch nutzbaren Möglichkeiten auf einem 
ursprünglich freien Betätigungsfeld. Der Wettbewerb um ökonomische Chancen führt 
mit wachsender Zahl der Konkurrenten im Verhältnis zum geringer wachsenden Er- 
werbsspielraum zu dem Interesse, die Konkurrenz »irgendwie einzuschränken«, weil 
eine Überproduktion vorliegt (mehrere Verleger drucken das gleiche Buch und können 
die eigene Auflage nicht vollständig absetzen) oder vorhandene Produktionskapazitä- 
ten nicht wünschenswert ausgeschöpft werden (die Druckerpressen stehen still, weil 
die Nachfrage geringer ist als die Produktionskapazität). Die Einschränkung des Wett- 
bewerbs erfolge anhand äußerlich feststellbarer Merkmale eines Teils der aktuell oder 


waren die Strafen häufiger anzutreffen; ST CLAIR, Reading Nation, S. 482. PATTERSON, Perspective, S. 57, 
60, nennt als ersten Eintrag einer Strafe für das Drucken eines Buches ohne entsprechende Registrierung 
1596 sowie eine allgemeine Anweisung der Gilde über die Eintragungspflicht vom 27. September 1622. In 
der Regel war der gildeninterne Court of Assistants aber eher an Vergleichen und der Aufrechterhaltung 
der internen Ordnung interessiert als an einer Bestrafung; PATTERSON, Perspective, S. 33, 57. 

** PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 175. Lediglich für die beiden, wirtschaftlich wenig bedeutsa- 
men Universitäten Oxford und Cambridge gab es eine Ausnahmebestimmung; vgl. FEATHER, Publishing, 
Piracy and Politics, S. 23. 

5 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 260, Halbbd. ı, Kap. II $ 2. 

?° Dass das Modell Webers so gut passt, liegt daran, dass es von der ab ungefähr 1500 vermehrt 
einsetzenden Schließung der Zünfte (vgl. zum Begriff etwa ABEL, Agrarkrisen, S. 139; KULISCHER, Die 
Neuzeit, S. 142 f.) abgeleitet ist. 
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potentiell Mitkonkurrierenden. Solche Abgrenzungsmerkmale könnten etwa Rasse, 
Abstammung, Geschlecht oder Ausbildung sein. »Die gemeinsam handelnden Konkur- 
renten sind nun unbeschadet ihrer fortdauernden Konkurrenz untereinander doch nach 
außen eine ‚Interessentengemeinschaft‘ geworden« und es wächst eine »Tendenz, eine 
irgendwie geartete ‚Vergesellschaftung‘ mit rationaler Ordnung entstehen zu lassen«. Bei 
»Fortbestand des monopolistischen Interesses kommt der Zeitpunkt, wo sie eine Ordnung 
setzen, welche Monopole zugunsten der Begrenzung des Wettbewerbs schafft«, und zur 
Durchführung der Ordnung Organe bestimmt. 

Dieser Prozess der »Schließung einer Gemeinschaft« sei ein typisch sich wiederholen- 
der Vorgang, die Quelle des ‚Eigentums‘ am Boden ebenso wie aller zünftigen und anderen 
Gruppenmonopole.« Die Mitglieder verfolgen einheitlich den Zweck, »in irgendeinem 
Umfang die Schließung der betreffenden sozialen und ökonomischen Chancen gegen 
Außenstehende.«?’ Sie stehen zwar mit ihren partikularen Interessen im Wettbewerb 
untereinander, sind jedoch geeint im Willen, das Gut innerhalb der Gemeinschaft zu 
erhalten. In der Gruppe kann die Zuteilung der monopolistischen Chancen unter- 
schiedlich definitiv sein. Sie könne ganz offen bleiben, so dass die Mitglieder weiter 
darum frei konkurrieren. Umgekehrt können die Chancen auch nach innen beschränkt 
(»geschlossen«) werden, indem sie endgültig an den Einzelnen und seine Erben verge- 
ben werden und die Abtretung auf den Kreis der Gemeinschaftsgenossen reduziert 
wird. Diese Formen finden wir bei der Buchhändlergilde: Nämlich einmal die all- 
gemeine Freiheit für alle Mitglieder, Bücher zu drucken und zu verkaufen. Soweit 
der Erwerb konkreter werkbezogener Druckrechte betroffen war, konkurrierten sie 
untereinander. Hatte ein Mitglied ein entsprechendes Recht appropriiert, wurde es zu 
seinem ausschließlichen Recht, das nunmehr die Absenz von Wettbewerb sicherstellte. 
Diese rechtliche Position konnte übertragen oder vererbt werden. Sie konnte aller- 
dings nur innerhalb der Gruppe abgetreten werden. Die Beschränkung der Abtretung 
innerhalb der Gruppe war notwendig, denn eine freie Abtretbarkeit auch an Außen- 
stehende würde die Sprengung der Gemeinschaft bedeuten: »Die völlige Freigabe der 
appropriierten Monopolchancen zum Austausch auch nach außen: ihre Verwandlung in 
völlig ‚freies‘ Eigentum, bedeutet natürlich die Sprengung der alten monopolisierten Verge- 
meinschaftung, als deren caput mortuum nun sich appropriierte Verfügungsgewalten als 
‚erworbene Rechte‘ in der Hand der Einzelnen im Güterverkehr befinden.«® Außerhalb 
der privilegierten Gruppe existierten die Rechte nicht, da diese nicht an die Ordnung 
der Gruppe gebunden waren. 

Der Grad und die Art der Appropriation wie auch die Leichtigkeit, mit der sich 
der Appropriationsprozess vollzieht, hängt laut Weber von der technischen Natur der 
Objekte und Chancen ab, um die es sich handelt. Dass ein Objekt oder eine Chance 


7 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 260 f, Halbbd. ı, Kap. II $ 2. 
28 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 260 f, Halbbd. ı, Kap. II $ 2. 
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erst durch Meliorierung Ertrag bringt, ein Arbeitsprodukt des Nutzenden wird, sei 
jedoch nicht ausschlaggebend, sondern eher, ob es sich um ein sinnfälliges, einfach 
abgrenzbares Objekt handele. Rein technisch sei eine gewonnene Kundschaft nicht so 
leicht als Recht abzugrenzen, wie ein Grundstück oder ein bestimmtes Werk, obwohl 
in die Kundschaft mehr Arbeit investiert wurde. 

In den letzten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts erwarben die Buchhändler die Rech- 
te von den Druckern, die eher handwerklich orientiert waren, keinen kaufmännisch 
organisierten Vertrieb für einen überregionalen Handel hatten und außerdem die Inves- 
titionen in die Geschäftsausstattung finanzieren mussten. Einzelne Verleger konnten 
bedeutende Druckrechte sammeln, unter anderem, weil derjenige, der ein gutgehendes 
Werk in seinem Bestand hatte, mit den Erlösen der langfristig gut absetzbaren Titel 
zusätzliche Rechte erwerben konnte. Es handelte sich um einen Geld vermehrenden 
Kreislauf des Kapitals. Die Buchhändler - sie nannten sich selbst Bookseller, nicht 
Publisher - waren also in erster Linie die Inhaber der Druckrechte.”? Ein Buchhändler 
musste kein Buch schreiben, drucken oder binden. Er organisierte die Herstellung 
und den Vertrieb der Bücher, indem er Vereinbarungen mit den Autoren traf, den Satz 
vorbereitete, Illustrationen beschaffte, das Buch in Anzeigen und Katalogen bewarb 
und die Bücher an Einzelhändler (Buchhandelsgeschäfte) verkaufte. Er finanzierte 
Herstellung und Vertrieb des Buches. So gut wie alle Kosten im Zusammenhang mit der 
Herstellung eines Buches fielen an, bevor auch nur ein einziges Exemplar verkauft war, 
und der Buchhändler musste diese vorfinanzieren. Er war ein Verleger im klassischen 
Wortsinne, der die Kosten für die Produktion vorlegte und die Trennung von Kapital 
und Arbeit vollzog. Innerhalb der Gemeinschaft konnten deshalb Interessensgegensät- 
ze auftreten und die Drucker an einer Aufhebung der exklusiven Rechte interessiert 
sein, weil der Wettbewerb zu höheren Auflagen und damit zu höheren Einnahmen der 
Drucker führt. Umgekehrt waren die Drucker aber daran interessiert, dass außerhalb 
der Gilde keine Dritten die Leistung Buchdruck anbieten durften. Wer lediglich eine 
austauschbare Leistung anbieten konnte, kam durch die Einschränkung der Konkur- 
renz nur dann in eine vorteilhafte Situation, wenn die Zahl der Mitbewerber und 
deren Kapazität nicht ausreichend groß war, die Leistung in marktsättigender Menge 
anzubieten. Aufgrund der Überkapazitäten waren die reinen Drucker ohne ergänzende 
Druckrechte regelmäßig lediglich schlecht bezahlte Subunternehmer der Verleger. 

Viele Drucker mussten sich zu einem so niedrigen Entgelt verdingen, dass sie al- 
lenfalls kleine Gewinne erzielten, oft sogar Verluste hinnehmen mussten (»... most 
of those printers were Dryven throughe neccessitie, to compound, beforelhand] with the 
booksellers at so lowe value, the the printers themselves were most tymes small gayners, 
and often loosers.«).?° Die aus der Konzentration resultierende Ungleichverteilung der 


°® PATTERSON, Perspective, S. 49. 
’° Zitat des Hofdruckers Christopher Barker (1582) bei ARBER, Register Company of Stationers Bd. 1, 
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Einkommen führte bereits um 1580 zu Störungen, da einige Mitglieder der Gilde privi- 
legierte Bücher nachdruckten und teilweise nicht eindeutig bestimmbar war, welche 
Bücher unter welches abstrakte Privileg fielen. Es kam zu Differenzen über die Ver- 
teilung der Rechte und den damit zusammenhängenden Gewinnmöglichkeiten. Der 
Streit um das Ausschließlichkeitsrecht als Institut entstand, sobald der Absatz für das 
Handelsgut Buch in Gefahr geriet; ein Muster, das sich in Deutschland und Frankreich 
wiederholte. Es traten Unternehmer gegen Unternehmer an: Die Etablierten plädierten 
für eine dem Sacheigentum ähnliche Gestaltung der Druckrechte, die Neueinsteiger 
und finanziell Schwachen bekämpften das geistige Eigentum. 

Als eher spätmittelalterliche Reaktion hierauf wurde 1586 ein Dekret der Star Cham- 
ber erlassen.‘ Mittel zur Beendigung des Streits war eine Verringerung der bestehenden 
Überkapazitäten. Die Druckmöglichkeiten wurden auf einen begrenzten, der Regie- 
rung bekannten und vertrauenswürdigen Personenkreis in London und an den beiden 
Universitäten - diese jeweils nur mit einer Druckerpresse - reduziert. Die Zahl der 
Lehrlinge wurde für einen Meister auf drei begrenzt, neue Druckpressen mussten 
stillgelegt werden. Die Gilde erhielt erneut die Befugnisse zur Durchsuchung von 
Geschäftsräumen der Gildenmitglieder, um Verstöße festzustellen, oder die Bestrafung 
von Mitgliedern bei Verstößen gegen die Gildenbestimmungen. 

Die Nachdrucker wurden teilweise von der Gilde bestraft. Jedoch wurde auch eine 
gemeinschaftliche Lösung entwickelt und die Interessen der Gildenmitglieder gebün- 
delt. Es wurden im Laufe der Zeit Pools von Rechten gebildet, in die privilegierte 
Werke eingebracht wurden. An einem Pool konnten sich alle Gildenmitglieder mit 
unterschiedlich hohen Anteilen beteiligen. So entstanden der Reihe nach verschiedene 
Pools mit Rechten, noch im 16. Jahrhundert der English stock, 1616 der Latin stock in 
erster Linie für wissenschaftliche Werke, 1618 der Irish stock, und 1630 wurden schließ- 


S. xx (oder SOMBART, Frühkapitalismus, S. 719), wonach die Drucker immer ärmer wurden, sich keine 
Privilegien leisten konnten, während die Buchhändler ohne eigenen Druckereibetrieb oder Kosten für 
die Ausstattung die besten Kopierrechte ihr eigen nannten. FEATHER, History, S. 13, 39; Barnard in: 
COLLINSON et al., Cambridge History. Bd. 4, S. 7; PATTERSON, Perspective, S. 36, 44. 

3" PATTERSON, Perspective, S. 117-119. 1586 wurde durch das Star Chamber Decree die Zensur von der 
Gilde wieder auf Kirche und Staat übertragen; die Gilde behielt jedoch die Kontrolle über das Register 
und die Aufsicht über die Druckrechte. Es war die Vervollständigung der Regelungshoheit durch die 
Gilde; FEATHER, History, S. 34. Das Star Chamber Decree 1586 ist abgedruckt bei PATTERSON, Perspective, 
S. 235-242. 1637 wurde das Dekret von der Star Chamber erneuert (Text bei PATTERSON, Perspective, 
S. 243-253), das aber nur bis 1641 galt und während des Bürgerkriegs aufgehoben wurde. Die Sternkammer, 
wie die Star Chamber im Deutschen genannt wird, war ein berüchtigtes Gericht, das unter der Herrschaft 
der Tudors mit geheimen Verfahren in Strafsachen nach den Rosenkriegen (1453-1485) auf wirksame 
Weise die Ordnung wieder herstellte, und dessen Abschaffung 1641 jeden frei denkenden Bürger wohl 
aufatmen ließ; vgl. etwa FIscHEL, Verfassung Englands, S. 138 f., zur Entstehung der Kammer, sowie WILL, 
Common Law, S. 450. 
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lich die Druckrechte an einigen religiösen Werken dem English stock zugeordnet.” Die 
Privilegien wurden als abstrakte Rechte kommerzialisiert, an die Mitglieder verkauft 
und so die individuellen Interessen der Wettbewerber gebündelt.?® Wenn nun ein 
Mitglied ein Werk aus dem Pool nachdruckte, schmälerte es nicht nur den Gewinn 
eines Privilegieninhabers, sondern den sämtlicher anderer Gildenmitglieder. Die grup- 
peninterne Disziplin besserte sich wieder, da alle zumindest anteilig an umsatzstarken 
Werken beteiligt waren, die regelmäßige Einnahmen versprachen. Ferner waren alle 
Mitglieder daran interessiert, die gemeinsamen Rechte, an denen sie wie bei einer 
Aktiengesellschaft Anteile (shares) hatten, möglichst gewinnbringend auszunutzen, so 
dass die Dividenden des English stock jährlich 12-13 % betrugen und zugleich der Wert 
der Anteile ständig stieg.”* Auch die Preise für die individuellen Rechte an einzelnen 
Werken konnten steigen. Diese Steigerungen blieben unproblematisch, solange die 
Rechte innerhalb der geschlossenen Gemeinschaft blieben, da sie dann ihren Wert 
behielten, der sich darin äußerte, wie viel die Außenstehenden bereit waren, für die 
Bücher zu bezahlen. Bibeln, die zuvor 25 oder 30 s. kosteten, wurden nunmehr für 
40 s. verkauft. Der Preis für die Ausgabe aus Cambridge auf bestem Papier wurde 
von ı£ 10s. auf 2 £ erhöht, die Dünndruckausgabe von 16 s. auf ı£. Die aus Holland 
stammende Duodezausgabe der Bibel wurde 1639 ungebunden für 2 s. verkauft und 
wies eine besser Qualität auf als die doppelt so teure Ausgabe aus London. Die Preise 
für Sprachlehrbücher erhöhten sich - bei Auflagen von 20 000 - von 5.d. auf 8 d.? 

Die Aufhebung der Rechte oder die nachlassende Bereitschaft der Außenstehenden, 
eine bestimmte Gegenleistung für den Genuss des Guts zu bezahlen, hätten hingegen 
zum Wertverlust des Rechts geführt. Das begehrte Objekt muss im abgeschlossenen 
System bleiben, knapp gehalten und die vollständige Befriedigung der Nachfrage 
vermieden werden. Würde die Möglichkeit der Herstellung des Produkts das System 
verlassen, verlöre sie an Wert, weil die außerhalb der Gruppe aktiven Wettbewerber 
Marktlücken schlössen und die Gewinnchancen reduzieren würden. 


” Der English stock wurde 1603 formal als Aktiengesellschaft organisiert; PATTERSON, Perspective, S. 106; 
Mann, Scotland in European Perspective, S. 54. 

3 Es waren insbesondere die dauerhaft umsatzstarken Werke, die durch Ausschließlichkeitsrechte 
(patents) monopolisiert waren und in die Pools aufgenommen wurden; RAvEn, Business of Books, $. 73-79. 
Dabei wurden die Anteile nach der Position in der Gilde aufgeteilt. Mitglieder des Court of Assistants 
erhielten die wertvollsten Anteile, die einfachen Mitglieder die weniger wertvollen. 

34 ST CLAIR, Reading Nation, S. 58 f.; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 24-26; PATTERSON, 
Perspective, S. 108. RAvEn, Business of Books, S. 89, 203, führt aus, dass fünf bis sieben Prozent für Kredite 
und Investitionen üblich waren. 1695 betrug die Dividende für ein court share 40 £, für ein livery share 20 
£ und für ein yeomanry share 10 £. Zwanzig Pfund entsprachen damals in etwa einem Jahreseinkommen 
eines Matrosen. 

Im Laufe der Jahre wurden die Standardwerke des English stock durch andere ersetzt, so dass um 
1660 nur noch die Almanache wirklich hohe Auflagen erzielten; FEATHER, History, S. 55. 
® Zu den Preisen der Standardwerke 1630, vgl. ROBERTS, History of English Bookselling, S. 83-85. 
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Auch in anderen Bereichen fand eine Konzentration statt. So waren in der Zeit 
von ca. 1620-1680 sämtliche Rechte an Balladen auf eine geschlossene Gruppe von 
ungefähr fünfzehn Personen aufgeteilt, die damit die damalige Unterhaltungsliteratur 
in ihren Händen hatten.3° Jedoch entwickelten sich noch keine dauerhaften Positionen, 
da es sich um Einzelkaufleute handelte und die Rechte in der Gilde bleiben mussten. 
Mit dem Tod des Verlegers gingen die Rechte an dessen Witwe oder Kinder über oder 
wurden an andere Gildenmitglieder verkauft. Verheiratete sich die Witwe jedoch mit 
einem Gildenfremden, fielen ihre Rechte an die Company.?”” Ein vollständig freies 
Eigentum, das vererblich und frei übertragbar ist, gab es nicht. Das Eigentum hatte 
nur Bestand, solange der Inhaber Mitglied der Company of Stationers und damit der 
Gildenhoheit unterworfen war. 

Autoren waren für die Gilde bloße Auftragnehmer, die von den Verlegern damit 
betraut wurden, die steigende Nachfrage nach neuen Texten zu befriedigen. Die neuen 
Möglichkeiten des Drucks hatten ein Bedürfnis nach neuen und auch neuartigen 
Schriften geweckt und eine neue Form des Schreibens hervorgerufen, da die Texte nicht 
mehr für Gott oder einen kleinen Kreis von Personen geschrieben wurden, sondern 
für ein viel größeres Publikum. Die Bezahlung der Autoren war schlecht, zum Leben 
sicherlich nicht ausreichend, oft nur 26 Freiexemplare, die Gönnern gewidmet werden 
konnten.3® Die Buchhändler berichteten 1709 zwar, dass sie 50, 60 und sogar 100 Pfund 
für das Kopierrecht an Autoren zahlten. Hierbei handelte es sich aber um vereinzelte 
Fälle, die von den Buchhändlern ausgesucht wurden, um ihrem Verlangen nach einem 
ewigen Kopierrecht mehr Nachdruck zu verleihen.?? 


36 FEATHER, History, S. 60. Es handelt sich um eine kleine Gruppe innerhalb der Buchhändlergilde, die 


den Ballad stock inne hatte und sich Ballad Partners nannte; ST CLAIR, Reading Nation, S. 58. 

37 FEATHER, History, $. 56 f, PATTERSON, Perspective, S. 48 f. Über die Verteilung der Hinterlassenschaft 
entschied eine Art Vormundschaftsgericht, der Court of Orphans; WINKLER, Handwerk und Markt, S. 12. 

38 FEATHER, History, S. 26; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 32 f. Autoren waren von anderen 
Einnahmen, Vermögen oder Patronage abhängig, PATTERSON, Perspective, S. 65; Rose, Authors and 
Owners, S. 16. Die Dedikation war also nicht auf Deutschland beschränkt. 

>9 ANONYM, More Reasons 1709. Der älteste bekannte Honorarvertrag betrifft Miltons PARADISE LOST 
(1667) und lautete auf fünf Pfund für eine Auflage; Rose, Authors and Owners, S. 27, 37 (Fn. 2); CURWEN, 
History of Booksellers, S. 23. Es wurden insgesamt achtzehn oder zwanzig Pfund an Milton und seine 
Witwe für vier Auflagen gezahlt; vgl. Curwen, History of Booksellers, S. 23; ROBERTS, History of English 
Bookselling, S. 95; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 67. 1694 vereinbart John Dryden mit 
dem Verleger Jacob Tonson ein Honorar von 200 £ für seine vollständige VirGIL-Übersetzung (die 1697 
fertiggestellt wurde) - ein hohes Honorar für den seit Jahrzehnten bekannten Autor; CuRwEn, History of 
Booksellers, S. 25-30. PATTERSON, Perspective, S. 68 f., nennt einen Eintrag im Register der Buchhändler, 
demzufolge 1615 drei Autoren für »a certaine number of books« über das englische Recht dreihundert 
Pfund erhalten haben sollen, wobei er jedoch keine weiteren Details zu dem genauen Gegenstand mitteilt. 
ROGERS, Six Centuries of Work and Wages, S. 430 f., weist auf die im wahrsten Sinne Hungerlöhne hin, mit 
denen in der Mitte des 17. Jahrhunderts Bauern wie (auch große) Künstler entlohnt wurden, kaum genug 
zum Leben. 
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Die Autoren hatten kein Recht zum Druck ihrer Werke und konnten auch kein 
Druckrecht erwerben, denn der Druck war der Gilde und den beiden Universitäten 
vorbehalten. Wenn man sich das Druckprivileg der Gilde wegdenkt, bleibt unklar, 
welches Recht der Autor gegen einen von ihm nicht gestatteten Druck hatte.*° Erst 
wenn das Werk in den Rechtskreis der Gilde aufgenommen wurde, ein Gildenmitglied 
das Werk erworben hatte, entstand das Copyright. Das Recht wurde, so ist zu vermu- 
ten, unabhängig vom tatsächlichen Druck gewährt.* Ursprünglich bezeichnete das 
Copyright also kein wie auch immer geartetes Recht des Autors, sondern lediglich das 
exklusive Recht eines Verlegers, Kopien eines Werks anzufertigen und zu vertreiben. 
Die Verleger erwarben von den Autoren das Manuskript und damit das endgültige 
Recht zum Druck.** Allerdings ist die Einschätzung, dass die Autoren rechtlos waren, 
nicht zutreffend. Bereits die Tatsache, dass die Verleger das Manuskript erwarben, also 
einen Vertrag über ein Etwas schlossen, zeigt, dass hier mehr im Spiel war. Die Verleger 
waren nicht berechtigt, das Werk ohne Zustimmung des Autors zu vervielfältigen 
eigenständig Verbesserungen vorzunehmen (auch wenn offenbar oft die Zustimmung 
des Autors zu Änderungen fehlte).* 

Das Kopierrecht war gegenüber den anderen Gildenmitgliedern kraft der Gilden- 
statuten und gegenüber Dritten durch das staatlich gewährte exklusive Druckrecht 
für Gildenmitglieder gesichert. Es war jedoch kein umfassendes Copyright oder Ur- 
heberrecht im modernen Sinne, und es war nur ein ausschließliches Kopierrecht, ein 


* Die Spezialisten des Common Law haben auch keine eindeutige Antwort gefunden und die Frage 
1774 politisch entschieden. PATTERSoNn, Perspective, S. 63, kommt zu dem Ergebnis, dass das Eigentum am 
Werk ohne Eintragung (»ownership of copy itself«), keinen Schutz bei Veröffentlichung (gemeint wohl 
Rechte gegen den Nachdruck) geboten hat. Vgl. auch FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 26 f.. 

# ST CLAIR, Reading Nation, S. 46-50; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 33; PATTERSON, 
Perspective, S. 9, 76; ROSE, Authors and Owners, S. 12. 

4° Rose, Authors and Owners, S. 18. 

®# PATTERSON, Perspective, $. 66-77, zitiert einige Einträge aus dem Register der Buchhändlergilde, 
die ein gewisses Grundverständnis aufzeigen sollen, unter anderem einen Eintrag von 1661, wonach ein 
Werk nur eingetragen wurde, um das Recht für den Autor zu sichern. Dies spricht gegen ein Recht der 
Autoren. Jedoch gibt es auch Einträge, nach denen für einen unerlaubten Druck an die Witwe des Autors 
eine Entschädigung gezahlt oder vor dem Erwerb des Copyrights die Zustimmung des Autors eingeholt 
werden musste (1638). Er kommt zu dem Ergebnis, dass die Zustimmung des Autors als Verpflichtung, 
nicht gegen den Druck vorzugehen, verstanden worden sein könnte. Vgl. auch Rosz, Authors and Owners, 
S. 21-25. Das Recht war zeitlich unbefristet, setzte unter Umständen aber aus, wenn der Buchdrucker 
ein vergriffenes Werk nicht mehr neu auflegte. Dies behaupten jedenfalls ST CLAIR, Reading Nation, 
S. 51; BAPPERT, Wege, $. 233; GIESEKE, Privileg, S. 138. Die Grundlage soll eine Bestimmung von 1588 
sein, nach der die Stationers®? Company den Verleger zum Druck auffordern konnte. Kam er dieser 
Aufforderung nicht nach, konnten die Druckrechte an andere vergeben werden, ohne dass der Verleger 
jedoch sein Kopierrecht verwirkte. Ob und in welchen Ausmaß sie tatsächlich angewandt wurde, konnte 
nicht ermittelt werden. In dem ausgesprochen unübersichtlichen TRANSCRIPT OF THE REGISTERS OF THE 
COMPANY OF STATIONERS OF LONDON, 1554-1640 A.D. von Edward Arber (Privatdruck, London: 1885), 
konnte keine entsprechende Bestimmung gefunden werden. 
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im Vergleich zum Eigentum an körperlichen Gegenständen begrenztes Recht. Bei der 
Verwertung der Rechte waren die Verleger an die Gildenstatuten gebunden. Sie konn- 
ten das Werk selbst drucken oder drucken lassen, die Rechte untereinander abtreten, 
andere Mitglieder daran beteiligen oder die Rechte verpfänden, jedoch nicht wie ein 
Eigentümer nach Gutdünken damit verfahren.** 

Nicht der englische Staat schuf das Copyright; ebensowenig das Interesse an der 
Zensur, auch wenn es die Bemühungen der Gilde beförderte.® Die Privilegien trugen 
kaum etwas zur Gestalt des Rechts bei, waren sie doch zweckmäßig ausgestaltete Son- 
dervorteile, deren Grundlage und Inhalt der Monarch bestimmte. England ordnete die 
wirtschaftliche Verwertung der Schriften einer privaten Organisation zu und überließ 
dieser auch die Ausbildung des geistigen Eigentums als Ausschließlichkeitsrecht. Die 
Gilde hatte die Möglichkeit, ein System auszuarbeiten und umzusetzen, das ihren 
Interessen entgegen kam und keine so schweren Nachteile zeitigte, dass die Regierung 
oder Gerichte sich unmittelbar zum Eingreifen verpflichtet gefühlt hätten. Die Gilde 
entwarf autonom die interne Aufteilung der ökonomischen Chancen und das Kon- 
zept der Eigentumsrechte an den Werken. Sie teilte - losgelöst vom nach Common 
Law definierten Eigentum - nach praktischen und der inneren Machtverteilung fol- 
genden Gesichtspunkten die ökonomischen Chancen unter ihre Mitglieder auf und 
gestaltet zugleich Recht. Es war ein für die begrenzten Zwecke des monopolisierten 
Buchhandels entwickeltes Konstrukt. Die Verleger wurden dabei selbstverständlich 
von den eigenen Interessen - Gewinnmaximierung und Investitionssicherheit - ge- 
leitet. Durch Verteilung der Druckaufträge oder den gemeinsamen Grundbestand 
an regelmäßig nachgefragten Werken (Brotartikel), den English stock, sorgten sie für 
die wirtschaftlich bedrohten Verbandsmitglieder, ignorierten aber die Interessen der 
Außenstehenden: die der Autoren und des Publikums. Die Streitigkeiten ließen sich 
jedoch immer weniger auf genossenschaftlicher Grundlage klären. Mit dem schleichen- 
den Machtverlust der Gilden und Änderungen der Zensurpolitik stand die Grundlage 
des Ausschließlichkeitsrechts immer öfter auf dem Prüfstand. 


3.2 Lockes Arbeitstheorie 


3.2.1 Ende des Gildenmonopols 


Der Bürgerkrieg ab 1641 führte zu einer Schwächung der von der Krone abhängigen 
Company of Stationers, da deren Fundament auf dem seitens der Krone gewährten 
Kontrollrecht über das Druckwesen ruhte und dieses infolge der Abschaffung der 


*4 ST CLAIR, Reading Nation, S. 43 f, PATTERSON, Perspective, S. 5. 
#5 PATTERSON, Perspective, S. 21, 114. Die Zensur habe der Gilde die Möglichkeit gegeben, das Recht 
unbeeinträchtigt vom Staat entwickeln und ausbauen zu können. 
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Monarchie hinfällig wurde. Die Zahl der Druckwerke stieg nach dem Ende der Wirk- 
samkeit des Star Chamber Decrees gewaltig an. Die zwei Jahrzehnte der puritanischen 
Regierung bis 1660 waren für die Buchhändler von Unsicherheiten und Unklarhei- 
ten geprägt. Die Gilde setzte sich jedenfalls intensiv für die Wiedereinführung der 
Ausschließlichkeitsrechte ein. In der Eingabe der Gilde an das Parlament von 16434° 
beklagten die Buchhändler erneut Überkapazitäten: Es gebe zu viele Drucker, zu viele 
Druckerpressen an versteckten Orten, zu viele Lehrlinge, ohne die praktischen Kon- 
trollmöglichkeiten durch die Gilde zu viel unerwünschte Druckschriften und ohne 
das right to copy keinen Anreiz für den Buchhandel, dem Staat bei der inhaltlichen 
Kontrolle zu helfen. Die Argumentation der Verleger umfasste mittelbar die Drohung, 
dass die mangelnde Fürsorge des Staates dazu verleite, kirchen- und regierungskritische 
Schriften zu drucken.* 

1643 wurde die ursprünglichen Regelung mit Vorzensur, Druckmonopol und Re- 
gistrierungspflicht für Bücher wieder eingeführt.** Hiergegen wandte sich Miltons 
AREOPAGITICA, eine 1644 veröffentlichte, tatsächlich nicht gehaltene »Rede an das 
englische Parlament«. Er kritisierte aber nicht die Kopierrechte, sondern dass einige 
Inhaber von Ausschließlichkeitsrechten sich ausschließlich für die Zensur einsetzten, 
weil sie ihre Vorrangstellung bewahren wollten.*? 


46 PARKER, Reasons 1643. 

# Vgl. FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 37-45; ROSE, Authors and Owners, S. 15 (wobei 
hinsichtlich des bei Rose zitierten Ausschnitts aus dem Pamphlet über das brach liegende Druckwesen in 
Deutschland zu sagen ist, dass in Deutschland seit 25 Jahren der Krieg und nicht das Recht herrschte). 

#% In der »Ordinance for correcting and regulating the Abuses of the Press« (1643) hieß es insoweit: » That 
no [...] Book, Pamphlet, or Paper, shall from henceforth be printed [...] or put to Sale, by any Person |...], 
unless the same be first approved of, and licensed [by] such Person [appointed] for the Licensing of the same, 
and entered in the Register Book of the Company of Stationers, [...] and that no Person or Persons shall 
hereafter print, or cause to be re-printed, any Book [...] or Part of Book ...« 1647 und 1649 gab es weitere 
Zensurgesetze. 

# MırTon, Areopagitica. In Miltons Schrift ging es nicht um die individuellen Rechte oder den 
Nachdruck, wie der Untertitel (»Unlicencd Printing«) nahelegen mag, sondern um die Wiedereinführung 
der Vorzensur durch das Parlament 1643. Licensing betraf die staatliche Druckerlaubnis, die Zensur, 
nicht das Recht zum Kopieren. Gegenstand der Schrift Miltons war die Redefreiheit und die Freiheit 
von Vorzensur. Die Frage des Rechts am geistigen Werk erörterte Milton nicht, sondern streifte einzelne 
Aspekte eher beiläufig. 

Der Titel AREOPAGITICA stammte von einer Schrift, die der Athener Isokrates 355 v. Chr. verbreitet 
hat (vgl. bspw. BLası, Milton’ Areopagitica, S. 5; RosE, Authors and Owners, S. 28) und in der esum den 
ältesten obersten Rat Athens ging (den Areopag), der auf dem Areshügel, ebenfalls Areopag benannt, tagte. 
Der Rat Areopag war die älteste Körperschaft der Stadt, und Isokrates versuchte mit seiner Schrift, die 
Wiederherstellung des Rates zu erreichen. Milton führt aus, dass in Athen der Magistrat nur zwei Arten 
von Schriften beachtet habe, die blasphemischen und die atheistischen. Der Rat des Areopagus habe die 
Verbannung des Protagoras und die Verbrennung der Bücher des Protagoras angeordnet, weil dieser die 
Frage stellte, ob es einen Gott gebe oder nicht (Protagoras war einer der Protagonisten der sogenannten 
Sophisten gegen Ende des 5. Jahrhunderts v. Chr.). Daneben wurden von Milton zahlreiche weitere 
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1662, nach Wiederherstellung der Monarchie, wurde die seit einem Jahrhundert 
praktizierte Aufteilung der Rechte durch den Licensing Act hoheitlich anerkannt. Der 
Licensing Act 1662 betraf nicht nur die Zensur, sondern war auch der Ansatzpunkt 
für das Ausschließlichkeitsrecht der Gilde. Mit der Regelung war die Kontrolle der 
Gilde über die Zahl der Drucker und Lehrlinge, die Beschränkung des Druckens auf 
London und das Register über die Kopierrechte verbunden.’° Ziffer III des Licensing 
Act (1662)°' sah vor, dass Bücher und andere Schriftstücke nur gedruckt werden durften, 
wenn sie zensiert und im Register der Company of Stationers eingetragen waren (»All 
books prohibited to be printed that are not entered in the register of the Company of 
Stationers, and licensed.«). Ziffer VI enthielt das strafbewehrte Verbot des Drucks oder 
Imports von Büchern, »which any person or persons by force or virtue of any letters 
patent, have the right, privilege, authority, or allowance, soley to print.«°” 

Das Gildenmonopol endete nach der Glorreichen Revolution. In den Jahren 1695 
bis 1709 kam es zu einer weiteren Unterbrechung des Rechtssystems der Buchhändler, 
da Ende 1694 der die Druckerlaubnis regelnde Licensing Act auslief und nicht mehr 


Beispiele der klassischen und christlichen Literatur genannt, die Auswirkung auf die Leser analysiert und 
dies in einen Kontext zu den Zensurregeln gestellt. Eine Besonderheit liegt in der engen Bindung des 
Buchs an den Autor. Bücher hätten Lebenskraft verinnerlicht und seien so lebendig, wie die Seele, deren 
Abkömmling sie sind: eine Phiole eines reinen Extraktes des lebenden Geistes, der sie hervorgebracht 
habe. MıLTon, Areopagitica, S. 17 f: »...but doe contain a potencie of life in them to be as active as that 
soule was whose progeny they are; nay they do preserve as in a violl the purest efficacie and extraction of that 
living intellect that bred them.« Der einflussreiche Lord Mansfield, Chief Justice am Gericht King’s Bench, 
begründete unter anderem mit Miltons Text (der davon sprach, dass das Gesetz jeden Eigentümer eines 
Kopierrechts schütze) im Urteil Millar v. Taylor (1769) das ewige Kopierrecht der Buchhändler. 

PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 67, ist der Ansicht, Milton habe nicht die Eigentumsfunktion, 
sondern die »Authentizitätsfunktion des Urheberrechts« im Auge gehabt. Das ist unzutreffend, denn 
Milton ging es um die Berechtigung des Staates zur Kontrolle der Schriften und die Möglichkeit der 
Veröffentlichung, nicht um authentische Kopien. PEIFER, $. 58-60, geht zwar von einem weiten Authenti- 
zitätsbegriff aus, weil er aus dem bereits vereinzelt im Mittelalter festzustellenden Interesse der Künstler an 
der Echtheit, der Übereinstimmung von Original und Kopie, auf die Werkherrschaft und das persönliche 
Band zwischen dem Urheber und seinem Werk schließt. Jedoch ist die Möglichkeit der Veröffentlichung 
eine Frage der gewährten Freiheit, sich in der Öffentlichkeit zu äußern, und keine der Authentizität von 
Kopien. 

5° FEATHER, History, S. 67. 

> An Act for Preventing Abuses in Printing Seditious, Treasonable, and Unlicensed Books and Pam- 
phlets, and for Regulating of Printing and Printing Presses (the Licensing Act), 1662, 13 & 14 Car. II, 
c.33. Es war eine Wiederholung des Star Chamber Decrees 1637, ergänzt in Ziffer XXV um eine zeitliche 
Befristung für die gesamte Regelung, die aber keine Besonderheit darstellt. Das House of Commons 
erließ zu dieser Zeit nur befristete Gesetze, um dem König nicht die Möglichkeit zu geben, wie vor dem 
Bürgerkrieg über einen längeren Zeitraum ohne das Parlament zu regieren. 

’°* Die privilegierten Werke fielen nach Ziffer XXII nicht unter das Gesetz. Der namentlich in Ziffer 
XXIII genannte John Streater, der ebenfalls nicht unter das Gesetz fiel, wurde für seine Standhaftigkeit 
unter der Diktatur Cromwells belohnt. Er übernahm den Druck der Rechtsbücher, über deren Patent er 
zu dieser Zeit mit der Familie Atkins verhandelte; PATTERSoN, Perspective, S. 138. 
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verlängert wurde.’® Diese Zeit ist gekennzeichnet von den Folgen der Glorreichen 
Revolution 1688, dem Verlust zahlreicher Prärogative der Krone, dem über die Bill 
of Rights eingeführten parlamentarischen Regierungssystem mit den konservativen 
Tories und der wirtschaftsliberalen Partei der Whigs, die ab 1714 über fünf Jahrzehnte 
die Mehrheit im Unterhaus stellte.°* Damit endete die Vorzensur, nicht die Zensur.’ 
Aber die Möglichkeiten zur Inhaltskontrolle der Schriften waren natürlich stark einge- 
schränkt, so dass alsbald neben den staatlichen oder halbstaatlichen Gazetten weitere 
Zeitungen auf den Markt kamen. 1688-1692 entstanden allein 26 neue Zeitungen, diese 
vielfach eng mit einzelnen politischen Mächten verbunden.® 

In England (und Frankreich) hatten die Verleger einen schlechten Ruf, da sie für 
hohe Preise und handwerklich wie inhaltlich schlechte Qualität verantwortlich gemacht 
wurden, während die besseren und günstigeren Bücher in erster Linie aus Holland 
stammten. Das Unterhaus lehnte 1695 eine Verlängerung des Licensing Act aus diversen 
Gründen ab, unter anderem, weil die Company of Stationers das Erscheinen von 
nützlichen Büchern verhindern könnte, den gesamten internationalen Handel der 
Londoner Buchhändlergilde zuordnete und das Verlagswesen mit nachteiligen Folgen 
für die Allgemeinheit monopeolisiere:>7 


>3 PATRY, Copyright Law and Practice, S. 10. 1685 wurde er für die Dauer von sieben Jahren, sodann 
nochmals für ein Jahr verlängert. 1641-1643 sowie 1679-1685 gab es ebenfalls Unterbrechungen des 
hoheitlich angeordneten Nachdruckverbots, PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 177; RAVEN, Business 
of Books, S. 85. Allerdings war zu diesen Zeit die Vorzensur noch in Kraft, und während des Bürgerkriegs 
konzentrierte sich das Druckwesen nicht auf den Druck von Büchern, sondern auf politische Schriften, 
Flugblätter etc. (vgl. FEATHER, History, S. 43-49). 

5* Die Parteien oder das Parlament entsprachen noch nicht dem modernen Verständnis. Bestimmend 
war eine Oligarchie aus Hochadel und reichem Bürgertum. Der König regierte mit dem Parlament 
weiter, leitete das Kabinett, konnte sich aber nicht so leicht über das Parlament hinwegsetzen. Beide 
Parteien wollten die Monarchie und unterschieden sich in ihrer politischen Richtung nicht sonderlich. 
Eine Änderung der Zusammensetzung des Parlaments war in der praktischen Politik kaum spürbar. 
Die Parole des amerikanischen Unabhängigkeitskrieges No taxation without representation nahm in 
England eine Form an, nach der die Interessenvertretung nur den Vermögenden, Hochadel, Gentry und 
finanzkräftiges Bürgertum, zukam. Zwei Drittel der Abgeordneten wurden von kleinen Wählerkollegien 
mit weniger als einhundert, dreißig davon mit weniger als zehn Wählern bestimmt. In England waren 
für die Abgeordneten kaum mehr als einhunderttausend, im 1707 beigetretenen Schottland viertausend 
Personen wahlberechtigt (vgl. MANDROoU, Staatsräson und Vernunft, S. 170-174). 

> HILGERS, Index, S. 217-221ST CLAIR, Reading Nation, S. 85, nennt einen Fall (1720), wonach ein 
Lehrling, der sich zum Druck einer regierungskritischen Schrift bereit erklärt hatte, hingerichtet wurde. 

5° FEATHER, History, S. 84-92; HABERMAS, Strukturwandel, S. 125. 

7” Der Import von Büchern war auf den Londoner Hafen beschränkt; PATTERSON, Perspective, S. 139 f. 
ST CLAIR, Reading Nation, S. 66-83, weist auf folgenden Umstand hin: Üblicherweise erschienen jährlich 
mehrere Anthologien und Kurzfassungen von längeren Werken. Beginnend ab 1600 bis ca. 1775 sei diese 
Form fast vollständig vom Markt verschwunden beziehungsweise seien die alten Werke, die teilweise 
noch aus der Zeit vor der Reformation stammten, immer wieder neu aufgelegt worden. Die Zahl habe 
sich deutlich verringert, so dass die ärmeren Schichten, die sich die teuren Werkausgaben nicht leisten 
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[...] whereby the sole Printing of all, or most of, the Classick Authors are, and have 
been for many Years past, together with a great Number ofthe best Books, and 
of most general Use, monopolized by the Company of Stationers; and prohibits 
the importing any such Books from beyond Sea ; whereby the Scholars in this 
Kingdom are forced not only to buy them at the extravagant Price they demand, 
but must be content with their ill and incorrect Editions ; and cannot have the 
more correct Copies, which are published abroad [...]°® 


Die Londoner Buchhändlergilde versuchte mit neuen by-laws den möglichen Wett- 
bewerb zu beseitigen, was ihr aber nicht gelang, da die erforderlichen hoheitlichen 
Machtmittel fehlten, um etwa eine gildenfremde Druckerei in der Provinz zu kontrol- 
lieren.°?° Die Nachdrucker wurden als Piraten bezeichnet, die die Wirtschaftlichkeit der 
Verlage untergruben. Die etablierten Buchdrucker und Verleger gaben vor, sie seien 
durch den Wettbewerb in ihrer Existenz bedroht und begehrten in diversen Eingaben 
an das Parlament ein Verbot des Nachdrucks. Ob der Nachdruck tatsächlich bemerkens- 
werte Ausmaße annahm, ist ungewiss. Rückblickend lassen sich keine bedeutenden 
Änderungen des Buchhandels im Zusammenhang mit dem Ende des Nachdruckver- 
bots oder dem Inkrafttreten des Statute of Anne feststellen.°° Die Verleger machten 
jedenfalls geltend, nach Common Law und den Grundsätzen der Vernunft habe der 
Verleger mit Erwerb des Manuskripts ein Recht am Werk wie an jedem anderen Eigen- 
tum erworben.°' Die Company of Stationers wollten mit ihren Eingaben erreichen, 
dass die erworbenen Rechte nicht gefährdet würden oder gar verloren gingen und dass 
sie auch in Zukunft ihre Geschäfte auf dieser Grundlage fortsetzen konnten. 
Unmittelbar nach 1695 gab es angesichts der klaren Absage an ausschließliche Druck- 
rechte im Unterhaus kaum Fürsprecher für die Restitution der ehemaligen Verhältnisse. 


konnten, auf vollständig veraltete Literatur angewiesen waren. Einen konkreten Grund für das Ausbleiben 
dieser Gattung ist bislang noch nicht gefunden worden; RAvEn, Business of Books, S. 231. Da jedoch 
unmittelbar im Anschluss an das 1774 ergangene Urteil Donaldson v. Becket eine Vielzahl von Anthologien 
und Kurzfassungen erschien, ist es wahrscheinlich, dass die Inhaber der Rechte an den Werken sich mit 
der auszugsweisen oder zusammenfassenden Wiedergabe nicht einverstanden erklärten. Wenn BÖKER, 
Lektüreverknappung, Abs. 13, darauf hinweist, dass St Clair auf zwei Anthologien des Verlegers Dodsley 
von 1748 mit drei Bänden und 1758 mit sechs Bänden nicht eingeht, zeigt auch dies nur die Seltenheit 
solcher Sammlungen. 

5® Journal of the House of Commons, 1695, Vol. 11, S. 306. In dieser Zeit fiel unter anderem auch 
das Handelsmonopol der mächtigen East India Company - es war aber 1708 wieder restauriert worden; 
BRAUDEL, Der Handel, S. 498-500. Ähnlich äußerte sich auch das schottische Parlament zwischen 1670 
und 1680; vgl. Mann, Scotland in European Perspective, S. 53. 

®° CORNISH, Statute of Anne, S. 58. 

6° Treadwell in: COLLINSON etal., Cambridge History. Bd. 4, S. 770-776. Drucker in der Provinz, die 
CoRNISH, Statute of Anne, $. 58, ohne genaue Untersuchung der tatsächlichen Umstände vermutet, gab es 
ja kaum, erst recht keine »regelrechte Anarchie des Buchwesens« (so ELLINS, Urheberrecht, S. 40). 

6 ST CLAIR, Reading Nation, S. 89; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 50; OSTERRIETH, Lehre 
vom Urheberrecht, S. 18. 
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Wenn unter den Parlamentariern eine neue Regelung zum Druck und Buchhandel 
gewünscht wurde, so gründete dies im Bestreben, die freie Presse zu bändigen, da 
sowohl deren Auftreten als auch der Umgang mit ihr unerforschtes Neuland für die 
Parlamentarier war. Dementsprechend richteten sich die Buchhändler in dieser Zeit 
an diese Parlamentarier mit der Begründung, Staat und Kirche bedürften des Schutzes 
vor aufrührerischen Texten. Das alte Lizensierungssystem sei ein geeignetes Mittel, 
eine Art Vorzensur zu gewährleisten. Das Parlament hatte 1695 allerdings den Ent- 
wurf auch abgelehnt, weil zwar im Titel und der Präambel von der Beschränkung von 
staatsgefährdenden (»seditious and treasonable«) Schriften die Rede sei, es jedoch an 
einer Strafvorschrift fehle. Statt dessen würde der Entwurf neben dem Eigentum an 
den Büchern (unabhängig von einem Patent) eine Vielzahl von überflüssigen Verboten 
und Genehmigungsvorbehalten enthalten. 

Zahlreiche Gesetzesinitiativen zur Regelung der Verbreitung von Schriften und des 
Buchhandels wurden im Parlament auf den Weg gebracht, die erste unmittelbar am 
11. Februar 1695, dem Tag, an dem die Verlängerung endgültig abgelehnt wurde. Bis 
1704 gab es neun - Deazley zählt gar dreizehn - erfolglose Anläufe, den Licensing Act 
1662 in weitgehend gleicher Form wieder zu beleben, alle mehr oder minder deutlich 
mit dem vorgeblichen Ziel, die Inhaltskontrolle für die Presse wieder zu etablieren, 
die jedoch aus diversen Gründen im Unter- oder Oberhaus scheiterten.°? Aufgrund 
der politischen Machtverteilung, dem an Macht gewinnenden Bürgertum, musste eine 
Begründung gefunden werden, die die Nützlichkeit für die Allgemeinheit, damit war 
eher die führende Oberschicht aus Adligen und wirtschaftlich potenten Bürgerlichen 
gemeint, in den Vordergrund stellte. 


3.2.2 Eigentum als Naturrecht 


Als Begründer des modernen Naturrechts im christlichen Europa gilt Hugo Grotius, 
dessen Werk DE JURE BELLI ET PAcıs ein gewaltiges Echo auslöste.® Als geistiger 
Vater des naturrechtlichen Ansatzes im Urheberrecht gilt weithin der in England 
einflussreiche John Locke, ein Apostel der Revolution von 1688. Die tatkräftigsten und 
einflussreichsten Politiker Englands vertraten seine Anschauungen in Theorie und 
Praxis.°* John Locke war einer der Vordenker der Whigs, der im Anschluss an die 


62 FEATHER, History, S. 84-86; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 53; PATTERSON, Perspective, 
S. 141; Rose, Authors and Owners, S. 36; DEAZLEY, On the Origin of the Right to Copy: Charting the Move- 
ment of Copyright Law in Eighteenth-century Britain (1695-1775), S. 1-29. Zu Konflikten der Buchhändler 
mit der Zensur, vgl. RAvEn, Business of Books, S. 120. Die Regierung fand jedoch eine andere Methode, 
die Verbreitung der Schriften zu beeinflussen, nämlich durch eine Verbrauchssteuer, die die Zeitungen 
verteuerte; ALEXANDER, Public Interest, S. 66 f. 

63 MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 15. 

64 RUSSEL, Philosophie des Abendlandes, S. 613 f. 
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Revolution in seinem 1690 anonym veröffentlichten Two TREATISES OF GOVERNMENT 
argumentierte, dass eine Regierung durch Umsturz beseitigt werden dürfe, wenn 
sie nicht die Zustimmung der Regierten besäße und nicht die Naturrechte Leben, 
Freiheit und Eigentum beschütze.° Locke analysierte das Recht in einem konstruierten 
Naturzustand, in dem die Menschen gleichberechtigt sind und folglich keiner ein 
vorrangiges Recht hat, den anderen gegen seinen Willen zu zwingen. 

Die Denkfigur des Naturzustandes hat ihre Wurzeln nicht nur im aristotelischen 
System, sondern auch in der Scholastik, die sich Gedanken über das Paradies, den 
seligen Urzustand der allgemeinen und anarchischen Gleichheit machte. Die Bedeu- 
tung dieses Naturrechts wird deutlich, wenn man sich die Unterscheidung Aristoteles 
in der NIKOMACHISCHEN ETHIK vor Augen hält.°° Das positive Recht beruhe auf 
Sitte und Übereinkunft. Es ist ein von Menschen geschaffenes und damit willentlich 
änderbares Recht. Im Gegensatz zum positiven Recht, das von Haus aus diesen oder 
jenen Inhalt haben könne, folgten aus dem Naturrecht überall dieselben Regeln. Hierzu 
gehören nicht nur die Naturgesetze etwa der Physik, sondern auch Umstände, die sich 
aus der Natur der Sache ergeben. Naturrecht gilt, unabhängig von einer hoheitlichen 
Inkraftsetzung. Das Naturrecht ist von Natur in den Dingen, jedoch sei es nicht un- 
veränderlich, weil die Umstände unterschiedlich sein könnten und sich in Bewegung 
befänden. Es gebe insofern einen Unterschied gegenüber dem, was von Natur, und 
dem, was nicht von Natur ist. Welches Recht aber in den Dingen (die auch anders 
sein könnten) natürlich sei und welches auf Gesetz und Übereinkunft beruhe (obwohl 
beides gleichermaßen beweglich sei), sei von selbst einleuchtend. 

Die Besonderheit des Naturrechts liegt darin, dass es keiner willkürlichen Rege- 
lung zugänglich und damit auch von einer herrschaftlichen Gnade oder sonstigen, 
von der Gesellschaft geschaffenen Rechtssätzen unabhängig ist. Die aristotelische 
Auffassung über diese Eigenschaften des Naturrechts haben sich bis heute allenfalls 
marginal geändert. So wurde im römischen Recht zwischen dem ius naturae und dem 
ius gentinm unterschieden, wobei das Letztere sich ausschließlich auf die menschliche 
Rechtsordnung bezieht und das Recht betrifft, das die natürliche Vernunft für die 


65 LOocCkE, Second Treatise. Der Großteil des Textes entstand wohl 1679/1680. Einzelne Abschnitte 
wurden an die Ereignisse der Glorreichen Revolution angepasst. Die Fahne, auf der Freiheit und Eigentum 
geschrieben stand, hing allerdings auch am Mast der Schiffe, die in ihrem Bauch die Sklaven den Plantagen 
und Bergwerken der Neuen Welt zuführten. Die Ansicht über das Naturrecht Freiheit hinderte Locke 
nicht, sich an der Zeichnung von Aktien der Sklavenhandelsgesellschaft Royal Africa Company oder 
dem Entwurf der Verfassung Carolinas, die dem Herrn absolute Gewalt über seine Sklaven zusprach, zu 
beteiligen (vgl. HAUSHERR, Wirtschaftsgeschichte der Neuzeit, S. 207 f.), wie überhaupt die christlichen 
Europäer den Handel mit den Schwarzen ohne moralischen Dünkel betrieben; BRAUDEL, Aufbruch zur 
Weltwirtschaft, S. 482-486; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 262-266. Fortschritt bedeutete für die kommende 
Zeit vor allem die Ausweitung dieser Rechte auf alle Menschen. Eine Gesellschaft, die noch Sklavenhandel 
betreibt, versteht unter dem Begriff der Allgemeinheit noch nicht alle Menschen. 

66 ARISTOTELES, Nikomachische Ethik, S. 1134b, V, Kap. ı0: 
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Völker bestimmt hat.” Im Mittelalter trat die Naturrechtslehre neben die göttliche 
Ordnung und Offenbarung, indem sie die tatsächlich existierenden politischen Gebilde 
und Gewaltverhältnisse metaphysisch erklärte. Was sich nicht durch den Glauben und 
die christliche Lehre erklären oder mit ihr in Einklang bringen ließ, ergab sich aus 
vernünftigen Gründen. Sie begründeten beispielsweise, wieso die Überwindung der 
Standeszugehörigkeit ebenso unmöglich ist wie der Wechsel von der einen Tiergattung 
zur anderen.°® Ab dem 17. Jahrhundert bekam das Naturrecht einen spezifisch revolu- 
tionären Charakter, indem es als Legitimation für die Ordnungen herangezogen wurde, 
die das herrschende System ablehnen und sich nicht auf eine göttliche Instanz berufen. 
Naturrecht wurde zum »Inbegriff der unabhängig von allem positiven Recht und ihm 
gegenüber präeminent geltenden Normen«, die aufgrund rein immanenter Qualitäten 
legitim sind und die die einzig konsequente Form der Legitimität eines Rechts sind, 
welche übrig bleiben kann, wenn religiöse Offenbarungen und autoritäre Heiligkeit der 
Tradition und ihrer Träger fortfallen.° Es wurde zu einem an Werten wie Gleichheit 
und Freiheit orientierten, oft nicht geltendem, sondern nur gegen die herrschende 
Klasse eingefordertem Recht, das mit logisch oder vernünftig erschlossen Sätzen und 
Folgerungen argumenitierte. 

Das Naturrecht wurde als eine Gegenposition zu den vielen (oft vererblichen) unna- 
türlichen Vorrechten der höheren Stände verstanden. Der gedachte Urzustand wurde in 
der damaligen Philosophie dazu benutzt, die Menschheit frei von Konvention, Ständen, 
Kirche, Krone, Recht, Eigentumsverteilung etc. darzustellen, um Grundprinzipien 
des Zusammenlebens ohne die gewachsenen oder gottgegebenen gesellschaftlichen 
Strukturen zu ermitteln. In diesen Zeiten gibt es keine Vorstellung über ein standes- 
gemäßes Leben, etwa dass ein bestimmter Stand (unterschieden nach Rasse, Sprache, 
Herkunft, Ausbildung etc.) sein Dasein im Krieg, auf der Jagd oder beim Vergnügen, 
eine andere Gruppe mit Feldarbeit und andere mit religiösen Aufgaben zu verbringen 
habe; es gibt keine Herren und Sklaven, Patrizier und Plebejer, Adligen, Geistlichen 
und Leibeigenen, Gutsherren und Fronverpflichteten. Alles geschieht freiwillig oder 


67 ScHwAB, Der Staat im Naturrecht der Scholastik, S. 3. Wenn man das Naturrecht auf das Recht 
im engeren Sinne beziehen will, das immer ein soziales Phänomen und zumindest mehrere Menschen 
voraussetzt, die ihre Verhältnisse untereinander regeln, kann man nur das ius gentium in Betracht ziehen. 

68 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 462, Halbbd. ı, 2. Teil, Kap. V., $ ı1. Auch von Aristoteles 
wurde die Frage des Unterschieds zwischen Freien und Sklaven mit der Vernunft aus der Natur der Sache 
begründet. Dem Einwand, der Unterschied sei von Natur aus nicht vorhanden und widerstreite der 
Gerechtigkeit, entgegnet ARISTOTELES, Politik, S. 1254a, dass durch vernünftige Betrachtung ein Urteil 
gebildet werden könne: Herr[sch]en und Dienen gehörten nicht nur zu den notwendigen, sondern auch 
zu den nützlichen Einrichtungen des Lebens. Manche lebende Wesen wiesen gleich bei ihrer Entstehung 
so große Unterschiede auf, dass die einem zum Dienen, die anderen zum Herrschen bestimmt erscheinen 
würden. Alle, deren Leistung in körperlicher Arbeit aufgeht und an denen dies das Beste sei, seien von 
Natur Sklaven, und für sie sei es besser, in diesem Dienstverhältnis zu leben. 

69 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 636, Halbbd. 2, Teil 2, Kapitel VII. $ 7. 
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aufgrund (unberechtigten) Zwangs. Wenn die Menschen sich nun doch jemanden 
unterordnen, so geschieht dies freiwillig durch vertragliche Bindung. Hieraus resultiert 
das Recht, Verträge zu schließen, und, korrespondierend, die Pflicht zur Einhaltung des 
Vertrages, woraus die Vertragstheorie zur Gründung des Staates sowie das Erfordernis 
der Zustimmung der Regierten zur Regierung abgeleitet werden kann. 

Den Ansatzpunkt der berühmten Autoren - etwa Grotius, Hobbes, Pufendorf, Rous- 
seau, Ihomasius, Wolff, Bentham, Kant oder eben auch John Locke - umschrieb 
Warnkönig (zu Recht kritisch, da diese Methode nicht sicherstellen konnte, dass durch 
diesen Ansatz die »gerechteste, d.h. die Interessen aller für rechtsfähig erkannten Men- 
schen zugleich am meisten förderliche Organisation des Eigenthums« gefunden werde) 
wie folgt: In den Naturrechtslehren werde (man muss ergänzen, im Hinblick auf das 
Eigentum an Gegenständen) gewöhnlich versucht, die Aufgabe zu lösen: 


Welche Sachen schon a priori in Jemandens Eigenthum seyen? Oder: Wann 
Jemand, abgesehen von aller positiven Gesetzgebung, folglich auch im sogenann- 
ten Naturzustande, als Eigenthümer einer Sache angesehen werden müsse? Bei 
der Lösung dieser Frage suchen die Naturrechtslehrer den Ursprung und die 
Nothwendigkeit des Privateigentums aus rationellen Prinzipien zu erweisen.’° 


Dieser Urzustand zeichnete sich bei Locke durch die Gleichheit der Menschen aus. 
Es war nicht wie bei Hobbes’ LEVIATHAN eine rechtsfreie Welt des Krieges aller Men- 
schen untereinander, sondern ein Zustand vollkommener Freiheit, in dem Menschen 
im Rahmen der Gesetze der Natur über ihr Vermögen nach Gutdünken entscheiden 
konnten.’”' Dabei ist der Begriff Vermögen (»property«) nicht rechtstechnisch zu ver- 
stehen, sondern umfassender und je nach Kontext unterschiedlich auszulegen. So 
versteht Locke unter dem Begriff property teilweise auch das Leben, die Freiheit oder 
das Grundeigentum (»[...] property - that is, his life, liberty, and estate |...]«).’” Dieser 


7° WARNKÖNIG, Rechtsphilosphie als Naturlehre, S. 328. Die rationellen Prinzipien müssen als rationale 
Prinzipien verstanden werden. Bereits 1819 wurde von ihm diese Vorgehensweise kritisiert. WARNKÖNIG, 
Begründung des Rechts durch eine Vernunftidee, S. 48 f: »Daß es gewisse höchste Grundsätze über Recht und 
Unrecht geben müsse, ist wohl nicht zu bezweifeln, man hat sie aber auf einem Wege gesucht, auf dem sie 
nimmermehr gefunden werden können, und dabey nicht genau bestimmt, ob man Grundsätze wolle, über 
die höchste Vollendung des vorhandenen Rechts in einem ganz philosophischen Staate, — oder ob man die 
Rechtsgrundsätze finden wolle, die in einem jedem Staate und auch außer einem solchen doch immer als das 
einzig wahre Recht gelten mußten.« 

7% Lock, Second Treatise, Sec. 4. Locke unterscheidet ausdrücklich zwischen dem Natur- und dem 
Kriegszustand in Sec. 4-15 und 16-21. 

7” Locke, Second Treatise, Sec. 87. Der Begriff estate umfasste Herrschaftsrechte an einem Grundstück, 
die ihren Ursprung wohl in Traditionen des feudalen Lehnsystem hatten; vgl. JÄnıcH, Geistiges Eigentum, 
S. 61 m. w. Nachw. Diese Rechtsgüter wurden in der Aufklärung eng miteinander verknüpft. Dies kommt 
markant in Art. 2 der Declaration des Droits de ’Homme et du Citoyen (1798) zum Ausdruck: »Le but 
de toute association politique est la conservation des droits naturels et imprescriptibles de ’homme. Ces 
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Begriff des Eigentums war nicht auf konkrete Gegenstände beschränkt, sondern sollte 
die dem Menschen in der Gesellschaft ursprünglich zustehenden und durch den Staat 
nicht entziehbaren, eigentümliche Rechte erfassen. 

In der zweiten Abhandlung über die bürgerlichen Rechte leitete er auch die Entste- 
hung des Eigentums aus einem ursprünglichen Zustand der Gesellschaft ohne Eigentum 
her, indem er eine Art naturwüchsiges Recht behauptet.’? Wie dieses Eigentumsrecht, 
das ja einen von den Naturgesetzen abweichenden Inhalt hat, durchgesetzt werden soll, 
oder ob es nur als Rechtfertigung zu sehen ist, sich gegen Rechtsverletzungen (notfalls 
mit Gewalt) zu verteidigen, dies blieb unklar. Die Begründung Lockes für das Recht 
beruht auf dem Gedanken, dass nach der göttlichen Vorsehung jeder Mensch das Recht 
auf seinen eigenen Lebenserhalt, folglich auch ein ursprüngliches, natürliches Recht auf 
Nahrung und andere Gegenstände für den Lebensunterhalt habe.”* In dem ursprüngli- 
chen Zustand, so Locke, gehören alle Früchte und andere durch die Natur produzierten 
Gegenstände der Allgemeinheit (»to mankind in common, as they are produced by the 
spontaneous hand of nature«). Niemand habe an diesen Gegenständen ein persönliches 
Vorrecht, aufgrund dessen er die anderen Menschen ausschließen könne.” Dies ist 
zunächst eine logische Schlussfolgerung aus der Gleichheit. Die Natur bietet in ihrer 
Mannigfaltigkeit zahllose abgegrenzte körperliche Gegenstände. Da diese Gegenstände 
genutzt werden (und sei es nur als Nahrung), muss eine Appropriation, ein Ausschluss 
der anderen, erfolgen. 

Der Mensch sei Eigentümer von sich selbst.”° Der eigene Körper sei das eigene 
Eigentum und folglich auch das Ergebnis der Arbeit, die mit dem Körper verrichtet 
werde. Die Ergebnisse der Arbeit gehören ihm, wie auch dasjenige, was er der Natur 
entnimmt, was er mit seiner Arbeit vermengt hat und zu dem hinzufügt, was ihm bereits 
gehört (sogenannte Arbeitstheorie). Überträgt man diese Gedanken auf die Werke der 
Autoren ergibt sich, dass ihnen die Frucht ihrer Arbeit gehört, ohne dass es hierzu 


droits sont la liberte, la propriete, la sürete et la resistance a loppression.« Als Natur- und Menschenrechte 
werden genannt: das Recht auf Freiheit, das Recht auf Eigentum, das Recht auf Sicherheit und das Recht 
auf Widerstand gegen Unterdrückung. 

7? Locke folgt in den für die Arbeitstheorie bedeutsamen Abschnitten in weiten Zügen den Ausführun- 
gen von ARISTOTELES, Politik, S. 1256a-1258b, über den Vermögenserwerb. 

74 LockE, Second Treatise, Sec. 25, der Ps 115, 16: »Der Himmel ist der Himmel des Herrn; aber die Erde hat 
er den Menschenkindern gegeben«, zitiert. Das absolute, auch gegenüber den Monarchen wirkende Recht 
auf Selbsterhaltung findet sich bereits bei ARISTOTELES, Politik, S. 1252a, oder in Hobbes LEVIATHAN (1651), 
da nach Hobbes die Selbsterhaltung Grund für Einsetzung der Regierung ist; vgl. RusseL, Philosophie des 
Abendlandes, S. 562. 

75 LOCKE, Second Treatise, Sec. 26. 

76 KanT, Metaphysik, S. 270, trennt genauer: Ein Mensch sei sein eigener Herr, aber nicht Eigentümer 
von sich selbst. Über Eigentum könne man nach Belieben disponieren und das Eigentum Dritten über- 
tragen. Der Mensch könne aber nicht Eigentum eines Dritten sein, weil jeder Mensch der Menschheit 
gegenüber in eigener Person verantwortlich sei. 
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einer hoheitlichen Gewährung bedarf. Der Autor entnimmt aus der unerschöpflichen 
Quelle der Welt des Geistes ein Element, das er zu Papier bringt, und markt so das 
Seine ab. Eine der naturrechtlichen Theorien sieht im geistigen Eigentum eine Parallele 
zum Sacheigentum, das beim Autor entsteht. So wie durch die Arbeit Eigentum an 
einem körperlichen Gegenstand erworben werden könne, so verhalte es sich auch mit 
einem geistigen Werk.’7 

Das Aneignungsrecht an den Früchten der eigenen Arbeit war zunächst auf für den 
Lebenserhalt erforderliche Subsistenzmittel begrenzt, ein Recht auf Selbsterhaltung. 
Locke führte aus, im ursprünglichen Zustand hätten die Menschen sich auf dasjeni- 
ge beschränkt, was sie durch Jagen und Sammeln erworben hatten und was bislang 
ungenutzt brach lag (»unassisted nature offered to their necessities«). Ein anderes Rechts- 
system als das Naturrecht existierte noch nicht, da die Gemeinschaft sich noch kein 
Gesetz gegeben habe. In diesem Zustand sei keiner berechtigt, das Leben, die Freiheit 
oder das Eigentum eines anderen zu beeinträchtigen. Allerdings seien noch genügend 
gleichwertige Güter zum Leben vorhanden, die nicht appropriiert sind.’® 

Das Prinzip war nicht nur auf das Nehmen von beweglichen Gütern aus der Natur 
beschränkt, sondern erstreckte sich auch auf den persönlich meliorierten Grund.”? 
Dieses Aneignungsrecht an den Ergebnissen der eigenen Arbeit würde so lange gelten, 
wie in der Natur genügend Güter für die Allgemeinheit vorhanden seien.°° Hierin kam 
auch ein wirtschaftliches Prinzip zum Ausdruck: Wenn Land im Überfluss vorhanden 
ist, weil es ungenutzt brach und von der Natur überwuchert liegt, weil wilde Tiere, 
Feinde oder Räuber sich dort verstecken, hat das Land keinen Wert, sondern ist eine 
Gefahr für die Gesellschaft.®! Die Arbeit, die Rodung der Wälder und die Urbarma- 
chung des Grundes, bietet allen Vorteile, weil die Menge der verfügbaren Güter sich 
vergrößert und die Gefahren reduziert werden. Offen blieb eine andere Frage, nämlich 
was passiert, wenn der Eigentümer nach einiger Zeit das Land nicht mehr bearbeitet, 
es also etwa nach einem Jahrzehnt wieder ungenutzt lässt. Holt sich die Natur das 
Land zurück und verleibt es sich wieder ein oder verbleibt es das Seinige, so dass er es 
bei einem Wachstumsschub der Bevölkerung, wenn neue Anbauflächen notwendig 


77 Ngl. etwa KLiPPEL, Idee des geistigen Eigentums, S. 125 f.; Vogel in in: LOEWENHEIM etal., Handbuch 
des Urheberrechts, S. 8, $ 2 Rn. 7. 

7° LockE, Second Treatise, Sec. 27: »enough, and as good left in common for others«. 

79 LOCKE, Second Treatise, Sec. 36. 

8° Locke, Second Treatise, Sec. 27. Dies gilt nach Locke solange, bis die Gemeinschaft mittels Tausch- 
verträgen und Geld Handel betreibt. 

&: NORTH/THoMASs, Rise ofthe Western World, S. 30, weisen z. B. darauf hin, dass im hohen Mittelalter 
Arbeit ein äußerst wertvoller, Land hingegen ein günstiger Produktionsfaktor war. Die Feudalherren boten 
Schutz vor diversen Gefahren, verboten aber den wertvollen Arbeitskräften - Leibeigene - das Verlassen 
des Lehens. Das Verhältnis kehrte sich um, als die Bevölkerung gewachsen war und die Nahrungsmittel 
knapp wurden: Der Preis der Nahrungsmittel und des Landes stieg im Vergleich zur Arbeit. 
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werden, verpachten oder nach Gutdünken brachliegen lassen kann, - oder sollte man 
das Eigentum auf ein Recht auf ungestörte Nutzung (kein Eigentum) begrenzen?®? 
Nach Locke endet das naturrechtliche Aneignungsrecht mit dem Fortschritt der 
gesellschaftlichen Entwicklung, nämlich dann, wenn die Menschen von einem anderen 
Naturrecht Gebrauch machen und durch Vertrag über eine Regierung und ein Rechts- 
system entscheiden. Das auf einer gesellschaftlichen Übereinstimmung beruhende 
Gesetz ersetzt ab einer gewissen Entwicklungsstufe das natürliche Recht, durch Arbeit 
herrenlose Gegenstände in Privateigentum zu wandeln. Es gilt nur noch für Regionen, 
deren Einwohner sich noch nicht auf die Nutzung des Geldes verständigt hätten, also 
keinen Markt und keine Tauschverträge etabliert haben.°? Wenn die Erde aufgeteilt 
und das Eigentum vererblich ist, bleibt für die Appropriation auf der Grundlage eines 
Naturrechts kein Raum mehr. Der freie Zugang zu den Gütern wurde mangels freier 
Güter ersetzt durch den freien Zugang zum Markt. Damit endet, wie Aristoteles es 
nennt, die Zeit die »Erwerbskunst der Natur«. Der natürliche Erwerb wird abgelöst 
durch die »Kunst des Gelderwerbs«, die ihre Grundlage nicht mehr in der Natur hat.°* 
Die sogenannte naturrechtliche Theorie zum geistigen Eigentum lässt sich mit Locke 
nicht direkt begründen. Das Aneignungsrecht beruht auf der Subsistenz, einem Recht 
des Menschen, sein Leben zu erhalten.° Es müssen für alle ausreichend und gleich- 
wertige herrenlose Güter vorhanden sein. Bei den Gegenständen, zu deren Aneignung 
man durch die Natur berechtigt ist, handelt es sich neben dem herrenlosen Grund 
um Produkte, die alsbald verbraucht werden müssen, da sie ansonsten verderben.®° 
Der Gegenstand des geistigen Eigentums ist aber das Gegenteil von verderblich, da 
es als unkörperliches Etwas keinem Verfall unterliegt. Die weiteren Schritte, nämlich 
der Tausch verderblicher natürlicher Gegenstände (von denen man mehr gesammelt 
oder gejagt hat, als man benötigt) gegen weniger verderbliche Gegenstände (einschließ- 


%2 ARISTOTELES, Älteste Politik, S. 80, stellte die Frage, wie das Recht am Grund und Boden, der 
Arbeit und dem Ertrag zu verteilen sei: gemeinsamer Besitz, gemeinsame Bebauung oder Privateigentum. 
Solange Land im Überfluss vorhanden war, konnte in der deutschen Agrarverfassung des Mittelalters der 
einzelne ein Landstück roden und das so gewonnene Ackerland einzäunen, und solange der Bauer es 
produktiv nutzte, blieb es ihm als Bifang vorbehalten. Bearbeitete er es nicht mehr, fiel es an die gemeine 
Mark zurück; WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 25. 

#3 Die Theorie ist einerseits als die menschlichere Gegenposition zu Hobbes’ Homo homini lupus als 
Beschreibung für den Naturzustand des Menschen zu sehen. Andererseits rechtfertigte Locke auch die 
damalige Kolonialpolitik Englands. Mit den Großmächten China oder Indien wurde Handel betrieben. 
Das Gebiet hingegen, wo beispielsweise die Indianer - eine Gesellschaft, in der das Geld noch nicht 
eingeführt war - lebten, durfte aus natürlichem Recht angeeignet werden. 

4 ARISTOTELES, Politik, S. 1256 b1-1257 aı. 

#5 LockE, Second Treatise, Sec. 25. 

8° Ausführlicher zu den Voraussetzungen, in ausreichendem Maße vorhandene und verderbliche Güter, 
vgl. DRAHoSs, Philosophy of IP, S. 49-51. 


88 3 England - das Handelsgut 


lich Geld), beruhen bei Locke nicht mehr auf einem natürlichen Recht, sondern auf 
Tauschverträgen.” 

Locke sah im Vermischen der Arbeit mit dem körperlichen Gegenstand den Ur- 
sprung der Eigentumsbehauptung, jedoch kann man das Recht nicht auf das eigen- 
händige (oder -geistige) Erschaffen reduzieren. Lockes Ausführungen betreffen die 
Aneignung von Gegenständen, die der Rivalität unterliegen, das sind Gegenstände, 
die nur von einer begrenzten Zahl von Personen genutzt werden können, so dass die 
Nutzung des einen zwangsläufig einen Ausschluss der anderen zur Folge hat. Das gilt 
für einen gepflückten Apfel, ein aus Steinen errichtetes Haus oder ein mit Buchstaben 
beschriebenes Manuskript. 

Jedoch kann der Sprung vom durch die Schrift veredelten Papier, dem Manuskript, 
zum abstrakten Recht am Unkörperlichen nicht mehr mit der Arbeitstheorie erklärt 
werden. Die Grenzen der Theorie treten offen zutage, wenn man sich beispielsweise 
eine Gemeinschaft vorstellt, die sich von Fischen aus einem See ernährt. Der See 
und die darin schwimmenden Fische sind zu Beginn herrenlos. Die Mitglieder der 
Gemeinschaft haben die Möglichkeit, sich einzelne Fische durch den Fang anzueignen. 
Was passiert nun, wenn ein Mitglied der Gemeinschaft beginnt, die Fische zu füttern? 
Darf er die Methode des Fischefütterns als sein abstraktes Vorrecht beanspruchen? 
Gehört ihm dann der See, weil er den See mit seinem Eigentum, dem Futter, vermengt 
hat? Oder sind die Fische im See sein Eigentum oder die Fische, die sein Futter gefressen 
haben, oder doch nur weiterhin der Fisch, den er selbst gefangen hat? Solche Beispiele 
lassen sich in zahlreichen Varianten bilden. Über die Arbeitstheorie kommt man nur 


#7 LockE, Second Treatise, Sec. 46. Das mittels Tauschvertrag erworbene Eigentum verletzt nach 
Locke kein Recht eines anderen, denn die Freiheit, Verträge zu schließen, sei auch ein Naturrecht (der 
Gesellschaftsvertrag ist Legitimation der Regierung), so dass die Anhäufung von Reichtümern zuläs- 
sig ist. Insoweit widerspricht Locke Aristoteles, der die Unterscheidung klarer zum Ausdruck bringt 
(ARISTOTELES, Politik, S. 1256b-1258a): Man könne einen Gegenstand zu seinem eigentümlichen Ge- 
brauch erwerben - eine Schuh zum Anziehen - oder als Tauschgegenstand. Beim Tausch der Gegenstände, 
die die Menschen brauchten, handele es sich um den von der Natur vorgegebenen Erwerb, zu dessen 
Erleichterung man notgedrungen das Hilfsmittel des Geldes geschaffen habe. Nachdem das Geld ge- 
schaffen war, sei das Ziel des kaufmännischen Handels und der Erwerbskunst darauf gerichtet, eine 
große Menge Geld zu erwerben. Das Geld sei aber nur scheinbar Schöpferin des Reichtums. Während 
der natürliche Erwerb auf eine bestimmte Menge abziele, einen Gebrauchszweck erfüllt, und so eine 
natürliche Grenze habe, suchten alle, die auf Gelderwerb ausgingen, ihr Geld ins Endlose zu vermehren. 
In der klassischen griechischen Philosophie wurde das Streben nach unbegrenzten Mitteln wie alles 
Maßlose verurteilt. Zweck der Feldherrenkunst oder Heilkunst sei nicht das Sammeln von Schätzen, 
sondern einen Sieg oder die Gesundheit herbeizuführen. Dementsprechend gebe es einen natürlichen, 
notwendigen und anerkennenswerten Handel und einen, der auf dem Umsatz von Geld beruht und der 
mit Recht getadelt werde, weil er »nicht der Natur folgt, sondern auf gegenseitige Ausbeutung ausgeht.« Der 
»allernaturwidrigste« Erwerb sei das Wuchergewerbe und Zinsnehmen, »da es seinen Erwerb aus dem 
Gelde selbst zieht und nicht aus den Dingen, zu deren Vertrieb das Geld eingeführt wurde. Denn dieses sollte 
nur zur Erleichterung des Austauschs dienen; der Zins aber bewirkt, daß es sich selbst vermehrt.« 
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dann zu einem konkreten Ergebnis, wenn dieses vorher schon - aus anderen Gründen 
- feststeht. °® 

Die Arbeit als Rechtsgrund für die Entstehung des Eigentums gibt keine Beschrän- 
kung vor, worauf sich das Eigentum erstreckt und worauf nicht. Bei der Erweiterung 
auf abstrakte Rechte würde man bei konsequenter Anwendung zu wuchernden Rechten 
unbegrenzten Ausmaßes kommen. Die Alternative wären keine individualisierbaren 
Rechte, weil alle geistigen Leistungen auch auf anderen geistigen Leistungen beruhen 
und sich so ein unergründliches Konglomerat von Einzelrechten bilden würde. Eine 
schriftstellerische Leistung hat, wenn sie veröffentlicht wird, die Bestimmung, von an- 
deren Personen gelesen und mit den Vorstellungen, dem Denken oder Gedächtnis des 
Lesenden verbunden zu werden. Die geistige Leistung wird dadurch zum Bestandteil 
der Bildung des anderen. Wenn der Lesende selbst sich wiederum geistig betätigt, ist 
das von ihm geschaffene Ergebnis seiner geistigen Tätigkeit mit dem zuvor Erworbenen 
verbunden. Bei wissenschaftlichen Arbeiten tritt dies augenscheinlich hervor, denn 
ein mehr oder minder großer Teil des Textes beruht auf existierendem Wissen und 
adaptierten Gedanken, die in gleicher oder leicht veränderter Form wiedergegeben und 
diskutiert werden. Dies entspricht der Aufgabe und Bestimmung der Wissenschaften, 
die sich so verbreiten, verändern und fortschreiten sollen. Welche Rechte nun an 
den wiederholenden, in der Form leicht geänderten Äußerungen des vorhandenen 
Wissens und der Gedanken anderer bestehen, die ja ebenso ein geistiges Eigentum 
an ihren geäußerten Gedanken beanspruchen, bleibt im Dunkeln.® Mit der ersten 
geistigen Arbeit entstünde ein abstraktes Recht, das in irgend einer Form abgegrenzt 
sein muss. Die reproduzierende Arbeit nutzt das vom Recht abstrakt umrissene Wissen. 
Sie muss es nutzen, um die Funktionsfähigkeit der Wissenschaften zu gewährleisten. 
Zugleich entstünde mit der Nutzung ein neues, abstrakt umrissenes Recht, das sich 
schließlich mit Fortschreiten der Entwicklung mit einer Vielzahl von Rechten vermen- 
gen würde. Die Reichweite der Rechte, ob und inwieweit sie sich auch auf die neuen 
Werke erstrecken, bliebe unbestimmbar. Es wird sozusagen auf fremdem geistigen 


#%° Die Entdeckung der Gravitationsgesetze, die Entwicklung der Differentialrechnung oder die Grund- 
lagenforschung soll keines Rechts würdig sein. Dies ist bei Anwendung der reinen Lehre (sie läuft auf 
eine Art sweat of the brow-Doktrin hinaus) nicht nachvollziehbar. Nach der Arbeitstheorie müssten 
sie als abstraktes Arbeitsergebnis monopolisiert werden. Kraßer erklärt, dass es ungerecht wäre, wenn 
dem Erfinder die Teilhabe an Erträgen, die mittels seiner geistigen Leistungen erzielt werden, versagt 
würden. Das Patentsystem wird von ihm in erster Linie mit seinem Gerechtigkeitsgehalt begründet. 
Bei der Grundlagenforschung soll dann aus Praktikabilitätsgründen die Gerechtigkeit nur noch von 
untergeordnetem Interesse sein. Es ist eine merkwürdig zirkuläre Argumentation, wenn die Interessen der 
Allgemeinheit hinter die der Gerechtigkeit zurücktreten müssen, die Praktikabilität den Vorzug vor der 
Gerechtigkeit erhält und schließlich »zur Vermeidung von Ausschlußrechten nicht übersehbarer Tragweite« 
am Ende offenbar wieder der Allgemeinheit der Vorrang vor der individuellen Gerechtigkeit eingeräumt 
werden soll; vgl. KRAssEr, Lehrbuch Patentrecht, S. 37 £., 171. 

89 HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 162 f., ($ 69). 
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Grund gebaut, und auf manchen Grundstücken stünden abertausende von geistigen 
Hütten und Palästen, auf denen dann wieder andere geistige Arbeiten aufbauen. In 
der Vorstellung mögen solche Konstruktionen denkbar sein, jedoch ergeben sich keine 
individualisierbaren Rechte. Man muss also zwingend Kriterien zur Abgrenzung der 
abstrakten Rechte einführen, wenn man ein individualisierbares Recht konstruieren 
will. Die Arbeit allein bietet für die Unterscheidung, was Gegenstand des Rechts sein 
soll und was nicht, kein geeignetes Abgrenzungskriterium an. Man kommt über den 
Gerechtigkeitsgedanken, dass »Muhe, Aerbeit und Fahr belohnet werde«,?° nicht hinaus. 

Der Ansatz ist für eine rechtliche Unterscheidung zwischen dem Mein und dem Dein 
ungeeignet. Dies ist nur möglich, wenn sich die erforderliche scharfe Trennung aus 
der Natur der Sache ergibt wie bei den körperlich abgegrenzten Objekten, den Sachen, 
also körperlichen Gegenständen, im Sprachgebrauch des BGB. Die naturrechtliche 
Arbeitstheorie stößt auf schwere Bedenken, sobald man den Bereich des unmittelbaren 
Besitzes (nicht Eigentum) und dasjenige, was zum Leben notwendig ist, hinter sich lässt, 
und führt, wenn man sich aus dem urzeitlichen Paradies verabschiedet, zu untragbaren 
Ergebnissen. 

Hegel begründete ebenfalls ein Aneignungsrecht auf die vom Menschen bearbeite- 
ten?" Gegenstände, wobei Hegel aber den Schritt der Trennung zwischen dem bear- 
beiteten Gegenstand und der geistigen Arbeit abstrakter und moderner löste. Wenn 
jemand das Produkt einer geistigen Arbeit erwirbt (ein Buch kauft), wird er nach Hegel 
auch »Eigentümer der allgemeinen Art und Weise [...], dergleichen Produkte und Sachen 
zu vervielfältigen«. Er erwirbt die Möglichkeit, dasselbe zu produzieren und solche 
Sachen zu vervielfältigen, jedoch nicht die Fähigkeit, etwas Anderes zu erfinden oder 
zu schreiben.?* Wie will man bei einer Sache die allgemeine Art und Weise (die Form) 
von der Materie trennen, ohne das Eigentum zu beeinträchtigen? Für Hegel wird mit 
so einer Trennung das Eigentum schlechthin als Institution in Frage gestellt: »Die erste 
Frage ist, ob eine solche Trennung des Eigentums der Sache von der mit ihr gegebenen 
Möglichkeit, sie gleichfalls zu produzieren, im Begriffe zulässig ist und das volle, freie 
Eigentum nicht aufhebt.«?? 

Darf der Rechtsinhaber einem Drucker, der Arbeit, Zeit und Materialien in einen 
Druck investiert hat, diesem aufgrund der von der Materie zu trennenden Form das 
Eigentum an den Büchern entziehen, diese beschlagnahmen und vernichten lassen? 
Wenn man geistige und körperliche Arbeit gleich behandelt, bleibt man in der Sack- 


9° LUTHER, Kaufshandlung und Wucher., 204. 

°* Man kann nicht von geschaffenen Sachen sprechen, denn nach der damaligen Sichtweise war das 
Material vorhanden und wurde nur formiert. Es wurde kein Teller geschaffen, sondern aus Ton ein Teller 
geformt. Es wurde unterschieden zwischen der Substanz und den menschlichen Leistung, der Änderung 
der Form der an sich vorhandenen Substanz; vgl. KAnT, Metaphysik, S. 268 ($ ı7). 

®* HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 158-164, $ 67 f. 

® HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 161, ($ 69). 
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gasse des körperlichen Manuskripts stecken.?* Und selbst wenn man geistige Arbeit 
besonders - wobei diese bevorzugte Sonderbehandlung zu rechtfertigen ist - behandelt, 
bedeutet dies doch nur, dass der geistig Schaffende ein Produkt erzeugt, das auch 
geistig konsumiert wird, aber doch nicht, dass der Erwerber einem konkretisierten 
Äußerungs- oder Handlungsverbot unterliegt. Beim Nachdruck geht es nicht um die 
Materialien Papier, Druckerschwärze, Leim, Faden oder Einband, die von dem einen 
Drucker bearbeitet wurden, sondern darum, dass es für ein bestimmtes Werk nur einen 
begrenzten Abnehmerkreis gibt und der zweite Anbieter (Autor, Drucker, Verleger) 
die gleichen Kunden beliefern will und kann; kurz gesagt: Es geht um die Möglichkeit 
eines Wettbewerbs. Die aristotelische Unterscheidung zwischen dem natürlichen und 
dem künstlichen Vermögenserwerb zeigt die Problematik: Für jedes Gut gibt es eine 
doppelte Verwendung, wobei die eine dem Ding eigentümlich sei, die andere nicht.?° 
Bei dem geistigen Eigentum will der Rechtsinhaber nicht den Gegenstand selbst. Es 
geht nicht um eine in der Natur vorgegebene Nutzungsmöglichkeit einer Sache, son- 
dern ausschließlich um den Erwerb von Geld. Dieses Geschäft hat seine Grundlage im 
unbegrenzten Streben nach Reichtum, das nichts mehr mit der Natur der Sache zu tun 
hat, nach Aristoteles sogar »am meisten gegen die Natur« ist.°® 

Locke hat sich konkret zur Frage der exklusiven Rechte geäußert und eine vom 
heutigen Standpunkt aus betrachtet sehr moderne Ansicht vertreten. Er war ein Gegner 
der Verlängerung des Licensing Act, der Vorzensur und ewiger Druckrechte. Ein Patent 
oder ausschließliches Druckrecht an den klassischen Werken - »copy or writings of 
authors who lived before printing was known or used in Europe« - sollte niemandem 
zustehen. Diese seien unvernünftig, absurd und lächerlich und würden der Bildung 


°* Vgl. auch Jorzy, Lehre vom Nachdruck, S. 14 £.: »Der Schöpfer einer neuen körperlichen Sache ist, kraft 
einer natürlichen, auch in allen positiven Rechten anerkannten Nothwendigkeit, Eigenthümer dieser Sache. 
Dies führt aber nur dahin, daß derjenige, welcher auf weißes Papier Etwas druckt und in dieser Art physisch 
ein Buch erzeugt, Eigenthümer dieses Buches wird [...], daß dagegen der geistige Schöpfer eines Buches, der 
einen Gedanken in bestimmten Worten fixiert niedergeschrieben hat, ein ausschließliches Recht auf äußere 
Vervielfältigung des Buches habe, folgt aus jenem Grundsatz über die Entstehung des Eigenthums nicht im 
entferntesten.« 

SCHMID, Büchernachdruck, S. 69 f., war einer der ersten deutschen Autoren, der sich im Hinblick auf 
das Nachdruckverbot ausdrücklich auf John Locke bezog: Es gäbe keinen Grund, wieso einer berechtigt 
sei, dasjenige, was ein anderer produziert hat, gegen den Willen des Urhebers zu nutzen. Der Mensch 
könne nichts hervorbringen, sondern nur natürliche Gegenstände in Verbindung bringen und ihnen eine 
gewisse Form geben. Dies sei dasjenige, was der Mensch an der Natur als das Seinige in Anspruch nimmt 
und nehmen könne. Der Entstehungsgrund allen Eigentums sei, dass der Mensch durch die aufgewandte 
Arbeit gewissermaßen einen Teil seines Selbst in das Gut hineingelegt habe (Schmid, Büchernachdruck, 
S.75). 

95 ARISTOTELES, Politik, S. 1257 aı. 

9° ARISTOTELES, Politik, S. 1257 bı. Nach Locke gilt in der Zeit, in der das Geld eingeführt wurde, 
auch nicht mehr das naturrechtliche Aneignungsrecht durch Arbeitsleistung, sondern die menschlichen 
Gesetze und das Tauschprinzip. 
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schaden. Bei lebenden Autoren sah er ein Recht für eine begrenzte Zeit nach deren 
Tod oder von fünfzig oder siebzig Jahren nach dem dem ersten Druck als vernünftig 
an.?” Locke ordnete die Frage des Rechts auch kaum den Autoren zu, sondern den 
Buchhändlern.?® 

Lockes Arbeitstheorie wurde von den Buchhändlern für ihr Interesse an gesicherten 
Druckrechten adaptiert. In Pamphleten, die im Zusammenhang mit den Gesetzesini- 
tiativen 1706 und 1709 anonym verbreitet wurden, aber der Buchhändlergilde zuzu- 
rechnen sind, war deren neue Argumentationslinie zusammengefasst.?? Es handelte 
sich um jeweils kurze Texte von wenigen Seiten Umfang, die teils die gleichen Grün- 
de enthielten, teilweise den gleichen Wortlaut aufwiesen und klar und komprimiert 
zentrale Argumente für das geistige Eigentum vortrugen. Es ging nicht mehr um den 
zensierenden Schutz des Staates, der Kirche, der Moral oder der Sitten vor schriftlichen 
Angriffen, sondern um den liberal gebildeten Mann, der durch die Nachdrucker um 
sein Eigentum gebracht werde. 

In den Pamphleten wurden die notwendige Ausbildung und die oft jahrelange Mühe 
der Autoren bei der Schaffung der Werke angeführt. Als Ausgleich gebührten dem 
Autor auch die Vorteile der Arbeit, und einer dieser Vorteile sei das unzweifelhafte 
Recht des Autors, das Produkt seiner Arbeit und Genialität zu kopieren. Wenn er das 
Kopierrecht an einen Buchhändler, Drucker oder eine andere Person abgetreten habe, 
so sei dem Erwerber dieses zweifelsfreie Recht übertragen. Es sei deshalb vernünftig, 
anzunehmen, dass die Buchhändler und Drucker ein Eigentum am Kopierrecht erwor- 
ben hätten. Mit Monopolen habe dies nichts zu tun, da das Kopierrecht niemanden 
daran hindern würde, über den gleichen Gegenstand ein Werk zu schreiben oder ein 
anderes, inhaltlich gleichwertiges Werk zu drucken. 

Die Buchhändler seien immer davon ausgegangen, dass Investitionen in ein Kopier- 
recht so sicher wären wie der Kauf von Land, welches ihnen auf ewig gehöre.'°° Das 


7 Rose, Authors and Owners, S. 33; ROSE, Nine-Tenths ofthe Law, S. 78. 

98 Rose, Authors and Owners, S. 33. 

9% ANONYM, Reasons 1706; ANONYM, Reasons 1709; ANONYM, More Reasons 1709; vgl. FEATHER, Publis- 
hing, Piracy and Politics, S. 56-61; PATTERSON, Perspective, S. 142. REASONS HUMBLY OFFER’D TO THE 
CONSIDERATION OF THE HONOURABLE HOUSE OF COMMONS (1709) stammt hingegen von einem Gegner, 
der die Monopolisierung - insbesondere die hohen Preise - kritisiert. So habe sich seit dem Ende des 
Monopols 1695 der Preis für eine Bibel in etwa halbiert und holländische Importe zeigten, dass die Preise 
allgemein überhöht seien. 

'%° Inden Nachlässen der Verleger wurden die Copyrights bewertet und machten oft einen beträchtlichen 
Teil des Vermögens aus. WINKLER, Handwerk und Markt, S. 19, nennt einige Beispiele, etwa den 1720 
verstorbenen Thomas Horne mit einem Nettovermögen von 3277 Pfund, von dem 1014 Pfund auf Rechte 
entfielen, oder Thomas Bennett (1706), von dessen Gesamtvermögen in Höhe von 8819 Pfund die Rechte 
und das Warenkapital 2594 betrugen. Der Wert der Geschäftsausstattung ohne die Rechte und eventuell 
gedruckte Bücher war in der Regel kaum zehn Pfund, wenn eine Druckerei vorhanden war, einige Hundert 
Pfund wert; WINKLER, Handwerk und Markt, S. 30. Allerdings verließen die Buchhändler sich seit 1690 
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Exklusivrecht sei notwendig, da die Aufhebung den Ruin von vielen Familien zur Folge 
haben würde. Sechstausend Personen würden ausschließlich von der Produktion und 
dem Handel mit Büchern leben. Wenn jederzeit nachgedruckt werden könne, hätte 
dies nur unkorrekten Druck in schlechter Qualität, den Niedergang der Druckkunst 
der gesamten Nation zur Folge. Selbstverständlich fehlte der banale Hinweis nicht, 
dass Bücher für die Bildung nützlich sind. Bücher seien jedoch keine notwendigen 
Produkte wie Nahrung oder Kleidung, so dass Beschwerden über zu hohe Preise nicht 
gehört werden dürften. Die Buchpreise seien im Laufe der letzten einhundert Jahre 
auch gesunken." 

Wenn es kein Verbot des Nachdrucks gebe, könnten die Autoren selbst für die 
wertvollsten Werke nicht bezahlt werden. Die Autoren könnten aber auch nicht die 
Werke im Selbstverlag drucken lassen, denn von zwanzig Büchern würde nur eines 
die Herstellungskosten decken, wenn es ordentlich auf gutem Papier gedruckt werde. 
Dieses Risiko würde niemand eingehen, so dass die Verleger zur Absicherung der 
Finanzierung notwendig seien. Sollten diese jedoch kein ausschließliches Kopierrecht 
haben, könnte der Autor nicht für sein Werk belohnt werden. Dies würde die Autoren 
entmutigen, ihr wertvolles Wissen zu offenbaren. 

Auch eine zeitliche Befristung sei abzulehnen. Die Befristung sei wirkungslos, denn 
wenn ein Buchhändler das Eigentum für zehn oder zwanzig Jahre gehabt habe, so habe 
er es für ewig. Das Eigentum könne ihm nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
nicht mehr genommen werden. Es sei auch nicht so, dass in jedem Fall nach zehn 
oder vierzehn Jahren alle Ausgaben und Risiken gedeckt seien. Es gäbe Werke, deren 
Wert erst nach vielen Jahren oder Jahrzehnten entdeckt werde. Wieso die Vorteile des 
Verkaufs in größeren Stückzahlen bei den spät entdeckten Werken einer beliebigen Per- 
son und nicht dem rechtmäßigen Eigentümer zukommen sollten, sei nicht ersichtlich. 
Vieles davon hatte die Gilde schon 1643 vorgetragen: 


e Es seikein Grund ersichtlich, wieso mit den Produkten des Geistes nicht wie 
mit jedem anderen Gut Handel getrieben werden könne. 


e Bücher - außer der Bibel - seien Luxus, und die Nachfrage nach Büchern sei 
denjenigen vorbehalten, die sie aus ihrem Überfluss bezahlten. 


e Ein wohl organisierter (gemeint: monopolisierter) Handel würde zu billigeren 
Büchern führen, da freier Nachdruck Verwirrung stifte und zusätzliche Kosten 
zur Folge hätte, die über den Verkauf von Büchern finanziert werden müssten. 


nicht auf diese Rechte, auch wenn sie mit diesen reich geworden waren, sondern investierten ihr Vermögen 
auch in andere Geldanlagen. 

"9% Auszüge bei DREGHORN, Works Vol. 2, S. 82-89. 

\9% PARKER, Reasons 1643. 
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Durch das Ausschließlichkeitsrecht würde das Risiko der Buchhändler sinken, 
die untereinander über den Tauschhandel zu günstigen Konditionen die Drucke 
austauschen und so billigere Bücher liefern könnten. 


Zugleich könnte der geordnete Handel eine Überproduktion verhindern, da 
andernfalls die Gefahr bestünde, dass zu viele Verleger das gleiche Buch druck- 
ten.'® 


Außerdem würde die Angst vor dem Nachdruck zu einer Unterproduktion 
führen, denn wenn jederzeit nachgedruckt werden könnte, hätten die Verleger 
Angst, die Kosten für ein neues Buch vorzufinanzieren. 


Indem der Staat den Buchhandel entmutige, würde er Autoren in größerem 
Maße abschrecken. Die Studien vieler Autoren würden nur mit dem Kopierrecht 
belohnt. Ohne ein Nachdruckverbot würden viele Werke bereits im Mutterleib 
stranguliert oder niemals ernsthaft begonnen werden. 


Zahlreiche Familien würden durch den Handel mit Rechten ihren Lebensun- 
terhalt verdienen; einige Witwen oder Waisen hätten nur die Rechte als Mitgift 
oder Legat und würden ohne sie verarmen. 


In den Eingaben von 1643 und 1709 wurden bereits die Autoren als zu fördernde 
Personen genannt. 1643 hieß es: 


Community [kein ausschließliches Druckrecht] as it discourages Stationers, so 
it's a great discouragement to the Authors of Books also; Many mens studies carry 
no other profit or recompence with them, but the benefit of their Copies; and if 
this be taken away, many Pieces of great worth and excellence will be strangled 
in the womb, or never conceived at all for the future. 


1709 wurde die Arbeit, Ausbildung und Genialität der Urheber betont und ein daraus 
resultierendes unstreitiges Eigentum der Autoren behauptet. 


It seems very reasonable, that a Gentleman who has spent the greatest part of 
his Time and Fortune in a liberal Education, should have all Advantages that 
may possibly be allowed him for his Writings; one of which is the sole and 
undoubtable Right to the Copy of his Book, as being the Product of his own 
Labour and Ingenuity, either to be preserved for the Benefit of himself, and his 
Posterity, or to be Assigned by others at his Discretion ...'°* 


'% Eine ähnliche Argumentation findet sich auch bei BEIER, Kurzer Bericht, S. 14. 
194 ANONYM, Reasons 1709. 
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Eigentum am Produkt der Arbeit und Genialität - die Annäherung an Lockes Theorie 
von einem naturrechtlichen Aneignungsrecht ist erkennbar. Das Merkwürdige an 
diesen argumentativen Meisterwerken zur Konstituierung des geistigen Eigentums, die 
auch heute kaum besser vorgetragen werden, ist die hervorgehobene Rolle der Urheber, 
deren Vorteile die Verleger gewiss nicht im Auge hatten. Die Autoren dienten gleichsam 
als Steigbügelhalter für die Verschaffung der Kopierrechte. Es ist natürlich ernüchternd, 
wenn als originärer Verfasser der urheberrechtlichen Arbeitstheorie nicht einer der 
Väter der amerikanischen Verfassung, John Locke, in Erscheinung tritt, sondern die 
von diesem als dumpfe, ignorante und faule Bösewichte beschimpften Buchhändler;'°5 
aber Locke wollte das Begehren der Buchhändler gewiss nicht unterstützen. Locke 
schlug vielmehr aufgrund des von ihm als nachteilig angesehenen Monopols 1693 
dem befreundeten Parlamentarier Edward Clark vor, dass dieser im Interesse des 
gebildeten Bürgertums ein Ende des Licensing Act fordern solle.'°° Die Meinung über 
die Buchhändler war bei den eher liberal denkenden Menschen nicht sonderlich hoch, 
hatten sie sich doch als williges Werkzeug der Regierung bei der Unterdrückung der 
kritischen Schriften, der Verhinderung der Verbreitung von Wissen erwiesen. 

Zur Ehrenrettung lässt sich aber anführen, dass die Stationer neben dem umge- 
widmeten Gedankengut Lockes Anleihen bei Daniel Defoe genommen und dessen 
Formulierungen teilweise übernommen hatten. Defoe, der zuvor wegen einer satiri- 
schen Schrift im Gefängnis saß, befasste sich in erster Linie mit der Zensur und schlägt 
bestimmte gesetzliche Regelungen vor. Durch die Verpflichtung, dass jeder Autor in 
seinem Buch namentlich genannt wird, sollte eine Möglichkeit geschaffen werden, 
ohne Vorzensur auszukommen. Am Ende des Essays über die Presse ging er auch auf 
den Nachdruck ein und prangerte die Nachteile an, die Nachdrucksfreiheit zur Folge 
hätte. Er forderte ein Gesetz, das das ungestrafte Nachdrucken durch Drucker und 
Verleger, die kein Kopierrecht innehaben, verbiete. Der Nachdruck würde nicht nur 
dem anderen, berechtigten Verleger sein Recht rauben, sondern den Menschen die Be- 
lohnung für ihr Lernen und den Vorteil ihrer Studien. Den Lesern würden unkorrekte, 
mangelhafte und betrügerische Anthologien und unzählige Fehler untergeschoben 
werden, die dazu führten, dass die Absichten des Autors ins Gegenteil verkehrt oder 
jedenfalls verfälscht oder verfremdet würden.'” 


"95 Locke bezeichnete die Buchhändler als »dull wretches«, »lazy« und »ignorant«; vgl. DALLON, Forgetting 
the Past, S. 400, m. w. Nachw. 

‘6 „I wish you would have some care of book-buyers as well as all of booksellers and the company of 
stationers, who having got a patent for all or most ofthe ancient Latin authors (by what right or pretense I 
know not) claim the text to be theirs, and so will not suffer fairer or more correct editions than any they print 
here, or with new comments to be imported without compounding with them, whereby these most useful 
books are excessively dear to scholars, and a monopoly is put into the hands of ignorant and lazy stationers.« 
(zit. nach Rose, Nine-Tenths ofthe Law, S. 78). 

‘7 DEFOE, Regulation of Press, S. 25-29. Zu Defoe GREENE, Liability, 107-149. 
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Sobald ein Autor ein umfangreicheres Buch auf den Markt brächte, werde unver- 
züglich von einem geschäftstüchtigen Verleger ein minderwertiger Lohnschreiber 
beauftragt, eine Kurzfassung zu schreiben, die mit falschen Ideen und Unverständnis 
den Gegenstand des Originals zerstörten. Die Kurzfassungen würden mit dem Verspre- 
chen, die Substanz des Originals sei in der Kurzfassung enthalten, für vier Schilling 
verkauft, während das Original zwanzig koste. Nur der Eigentümer eines Werks sei 
berechtigt, eine Kurzfassung herauszugeben, und es sei niemand anderes als der Autor 
des Originals besser geeignet, eine Kurzfassung zu schreiben. Wenn es sich um einen 
kürzeren Text handele, würden die Nachdrucker alsbald einen billigeren, auf schlechte- 
rem Papier gedruckten Nachdruck auf den Markt bringen, der den Originalverleger in 
den Ruin treibe. 

Durch das von ihm vorgeschlagene Gesetz sei der Autor verpflichtet, seinen Namen 
auf das Buch zu setzen.'°® Das Gesetz solle zugleich bestimmen, dass der Autor ein 
zweifelsfreies Eigentum (property) am Werk, vergleichbar einem Patent, habe.'°? Der 
hier mit Eigentum übersetzte Begriff property ist nicht identisch mit dem deutschen 
Rechtsbegriff Eigentum, sondern - wie schon der Hinweis Defoes auf die Parallele zum 
Patent zeigt (das, wie gesehen, ebenfalls nicht im aktuellen Wortsinn zu deuten ist) 
- eher als ein Ausschließlichkeitsrecht zu verstehen. Das abtretbare Eigentum würde 
vollständig dem Autor zustehen. Dies sei vernünftig, denn wenn einem Autor nicht 
die Vorteile für sein Werk zugeordnet werden, sei es nicht zu begründen, dass man 
ihm gleichwohl die Nachteile aufbürde; gemeint war damit die Zensur mit den teils 
drakonischen Strafen.""° Verantwortlichkeit für den Inhalt des Textes bedeutet also 
zugleich eigentumsrechtliche Zuordnung des Textes, denn nur das Eigentum gibt dem 
Autor die erforderliche Kontrollmöglichkeit über die Verbreitung des Werkes. 

Die Gilde, so der Eindruck, hat die Ausführungen Lockes über das naturrechtliche 
Eigentum und Defoes Plädoyer für ein Eigentum der Autoren an ihren Schriften 
kombiniert und eine starke Argumentation für ein Nachdruckverbot gefunden, die bis 
heute wenig an Überzeugungskraft verloren hat. 
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Vgl. WINKLER, Handwerk und Markt, S. 359-374. 

"9% DEFOE, Regulation of Press, S. 27, spricht von einem »undoubted exclusive Right to the Property of 
it [Book]«. Rose, Authors and Owners, S. 35, bezeichnet es als die früheste Forderung in England nach 
einem Ausschließlichkeitsrecht zu Gunsten der Autoren; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 56, 
als einen ungewöhnlichen, bis dahin nicht diskutierten Ansatz. 

"° DEFOE, Regulation of Press, S. 25, wies darauf hin, dass das Fehlen einer Bestimmung oder Begrenzung 
des Strafmaßes in der Zensurpraxis zu ungerechten Strafen führe, da bei der gleichen Tat der eine nur mit 
einer geringen Geldstrafe bestraft, der andere aber gehängt oder geköpft werden könne. 
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1707 entstand durch den Zusammenschluss Englands mit Schottland Großbritannien. 
Jedoch ist es, wie die weitere Entwicklung bis 1774 zeigt, gerechtfertigt, weiterhin von 
den englischen oder Londoner Verlegern als einer besonderen Gruppe zu sprechen, da 
diese den Buchhandel, Produktion und Distribution, kontrollierten und die rechtliche 
Entwicklung beeinflussten. Die Gilde spielte für die weitere rechtliche Entwicklung als 
Organisation keine entscheidende Rolle mehr, auch wenn sie weiterhin aufgrund alter 
Patente Exklusivrechte verwaltete." 

1710 trat das Statute of Anne"” in Kraft. Nach der Präambel war der Zweck »the 
Encouragement of Learning«, also die Förderung der Bildung. Dieser sollte verwirklicht 
werden, indem das Druckrecht (right to copy) den jeweiligen Autoren oder den Erwer- 
bern dieses Rechts für die im Gesetz bestimmte Zeit eingeräumt wurde. Durch das 
Statute of Anne wurde die Gilde geschwächt, da das ausschließliche Recht zum Druck 
endgültig aufgehoben blieb und Druckrechte an einzelnen Werken auch außerhalb der 
Gilde gehandelt werden konnten. 

Eine Parallele zur Regelung findet sich in der Geschichte des als Vorbild dienen- 
den englischen Patentgesetzes aus dem Jahr 1623." In England nutzte die Krone die 


"" Der English stock lebte weiter und lieferte den Gildenmitgliedern regelmäßig gewisse Einnahmen; 


Raven, Business of Books, S. 199-204. Auch andere Privilegien aus dem 16. Jahrhundert galten noch im 
18. Jahrhundert. Bei Strahan wurden 1770 allein vier Druckpressen für das law patent printing genutzt. 
Kincaid hatte von 1757-1798 das Patent für schottische Bibeln, während Strahan das für englische innehatte; 
vgl. SHER, Enlightenment & Book., S. 298, 312. Die Privilegien an den Werken des English stock blieben zwar 
noch erhalten, wurden jedoch auf immer mehr Köpfe verteilt. 1779 wurde das Privileg für Almanache 
- letzter wertvoller Bestandteil des English stock - aufgehoben. Als allerdings Thomas Carnan, der das 
Privileg zu Fall gebracht hatte, 1788 starb, erwarb die Gilde als Verwalterin des English stock alle Anteile 
Carnans, so dass um 1800 der English stock wiederum als Alleinanbieter über eine halbe Million Kalender 
verkaufte. Vgl. zu den verbleibenden Privilegien der Gilde Raven, Business of Books, $. 199-204; PATTERSON, 
Perspective, S. 90. 

Die Gilde selbst verzeichnete in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts rund 600 Mitglieder, wobei 
diese Zahl auch Papier- und Schreibwarenhändler, Kleinstdruckereien und andere Unternehmen mit eher 
losem Zusammenhang mit dem Buchhandel umfasste; vgl. WINKLER, Handwerk und Markt, S. ı3. Ab 
Mitte des 18. Jahrhunderts stieg die Zahl der Mitglieder wieder und betrug um 1800 in etwa 1500; RAVEN, 
Business of Books, S. 202. 

"”_ Der Gesetzestext des Copyright Act 1709 wurde dem House of Commons am 11. Januar 1710 vorgelegt 
und trat im April 1710 in Kraft. Die Jahresangabe 1709 bezieht sich auf den Zeitpunkt der Gesetzesinitiative 
(der Gregorianische Kalender wurde erst 1752 übernommen), nicht das Inkrafttreten. Das Gesetz war, 
auch wenn das vielfach behauptet wird, nicht das erste Copyrightgesetz. Jedoch waren die früheren 
englischen Regelungen eher von der Zensur, denn von einer Definition der Eigentumsrechte motiviert; 
vgl. PATTERSON, Perspective, S. 143. 

"3 PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 179; ST CLAIR, Reading Nation, S. 91. In dieser Zeit lag 
die Parallele auf der Hand wie etwa Addisions Beitrag in THE TATLER (1709) zeigt, der die Autoren 
direkt mit den Erfindern verglich. Baron James Eyre brachte dies auch in Donaldson v. Becket (1774) zum 
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Möglichkeit, durch den Verkauf von Privilegien Einnahmen zu erhalten, da sie hierfür 
keine Bewilligung des Parlaments benötigte. Die Krone ließ sich sozusagen einen Teil 
der zukünftigen Gewinne, die der Privilegierte durch die exklusiven Rechte würde 
erwirtschaften können, im Voraus auszahlen. Die »Monopole steigerten sich unter ihrer 
[Königin Elisabeth 1.] Regierung zu einer erdrückenden Höhe« und waren regelmäßig 
Anlass für Auseinandersetzungen mit dem Parlament."* Elisabeth wich einem Par- 
lamentsbeschluss zur Aufhebung dieser Ausschließlichkeitsrechte aus, indem sie die 
belastendsten Exklusivrechte beseitigte. Ihr Nachfolger, Jakob 1., erteilte wiederum 
Privilegien mit den kritisierten monopolisierenden Wirkungen, vermied jedoch den 
Streit mit dem Parlament nicht. Er musste schließlich 1623 das Statute of Monopolies 
mit Wirkung ab dem 25. Mai 1624 in Kraft setzen, mit dem alle Sonderrechte zum 
alleinigen Verkauf, Kauf, zur alleinigen Herstellung, Erbringung oder Nutzung von 
irgend etwas für rechtswidrig erklärt wurden." 

Im Law on Monopolies, wie es oft bezeichnet wird, wurde zugleich bestimmt, dass 
die bereits nach dem Common Law als rechtmäßig anerkannten Erfindungspatente 
wirksam bleiben sollten. Insoweit ist die besondere Rolle des Common Law in England 
zu berücksichtigen, das als eine Begrenzung der königlichen Machtbefugnisse ange- 
sehen wurde. Schon Henry de Bracton (ca. 1210-1268), der nach Ranulf de Glanvill 
(gestorben ca. 1190) im 13. Jahrhundert das Prozedere vor den königlichen Gerichten 
festhielt, soll gesagt haben, dass Gesetze das seien, was dem Fürsten beliebe, während 
nach englischem Recht auch der König dem Volksrecht (Common Law) unterworfen 
sei.""° Nach Common Law mussten die Ausschließlichkeitsrechte für die Allgemeinheit 
nützlich sein. Das war nach den Gerichtsentscheidungen dann der Fall, wenn jemand 
ein Gewerbe neu erfunden oder zumindest erstmals nach England eingeführt hatte, 


Ausdruck: Ein Buch und eine mechanische Erfindungen weisen die gleiche intellektuelle Substanz auf. 
Ein literarisches Werk sei deshalb wie mechanische Erfindungen zu behandeln. 

"44 KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 19. Vgl. auch PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 173; 
PATTERSON, Perspective, S. 84; BEIER, Wettbewerbsfreiheit und Patentschutz, S. 125; KRASSER, Lehrbuch 
Patentrecht, S. 56. Gegenstand waren teilweise einfache Dinge wie Salz (der Salzpreis soll sich nach 
Einführung des Patents verzehnfacht haben), Kohle, Stahl, Blei, Eisen, Zinn, Schwefel, Pulver, Öl, Glas, 
Papier, Tranöl, Gewebesäume, Essig, Branntwein, Bürsten, Stärke, Töpfe, getrocknete Heringe oder 
Spielkarten. Queen Elisabeth hat einem ihrer Schuldner ein Ausschließlichkeitsrecht verschafft, damit 
dieser ausreichend Einnahmen erwirtschaften konnte, um seine Schulden auszugleichen; vgl. HUME, 
History Bd. 4, Kap. XLIV. 

"5 MACHLUP, Grundlagen des Patentrechts, S. 375; KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 20, dort ist der 
Text der Aufhebungsbestimmung abgedruckt. 

"6 FiscHEL, Verfassung Englands, S. 194. England ist das Mutterland des Common Law, das neben dem 
Richterrecht auch das Gewohnheitsrecht kennt. Als Vater des Common Law wird Glanvill, ein Kronbe- 
amter von Henry II, genannt, der vermutlich zwischen 1187 und 1189 die Grundlage des Common Law 
entwickelte. In der Absicht, eine systematische Darstellung des englischen Rechts zu verfassen, sammelten 
Glanvill und später Bracton (1250) die verschiedenen Writs, die den Zugang zu den Westminster-Gerichten 
des Königs eröffneten. Diese Sammlungen wurden die Grundlage des Rechts. 
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denn dann würde das Ausschließlichkeitsrecht einem anderen nichts nehmen." In 
dem Gesetz von 1623 wurde bestimmt, dass die allgemeine Aufhebung der Monopole 
Erfindungspatente nicht erfasse, wenn das Rechte kürzer als vierzehn Jahre dauerte, 
das Ausschließlichkeitsrecht sich auf die neue Erfindung bezog und den wahren ersten 
Erfinder - bei Schriften wäre das der Autor - bedachte.''® Die Begrenzung auf vierzehn 
Jahre orientierte sich an der damals üblichen Lehrzeit von sieben Jahren.''? Der Erfinder 
wurde wie ein Lehrherr der Nation behandelt. Innerhalb der Lehrzeit sollte der Lehrling 
die Fertigkeit lernen und ab dann frei nutzen dürfen.'”° Das Verlagsgeschäft (und 
Waffen) wurden alsbald neben den Erfindungen ausdrücklich von der Anwendung der 
Statute of Monopolies ausgenommen, so dass das Patentrecht keinen Einfluss auf den 
Buchhandel hatte: die Company of Stationers behielt ihr Ausschließlichkeitsrecht.'” 
Patente und Copyright - die zukünftige Richtung war bereits 1623 vorgezeichnet. 
North sieht in der Aufhebung der Monopole und der Schaffung effizienter Property 
Rights - das moderne Patentrecht mit der Belohnung von Innovationen - eine zen- 
trale Ursache dafür, dass England im siebzehnten Jahrhundert keine malthusianische 
Krise durchmachte. Die rechtliche Gestaltung habe technischen Fortschritt mit einer 
Erhöhung der Produktion je Kopf induziert. Hätten die Tudors sich weiterhin durch 
die Erteilung von Ausschließlichkeitsrechten und Privilegien Einkünfte erwirtschaf- 
ten können, wäre die wirtschaftliche Entwicklung ähnlich schlecht verlaufen wie in 
Frankreich und Spanien.'”” Dort schränkte der verminderte ökonomische Wettbewerb 


"7 Zu dem Urteil Darcy v. Allen - es ging um das Spielkartenmonopol - vgl. DrAHos, Philosophy of 
IP, S. 30; HEINEMANN, Immaterialgüterschutz, S. 34 fm. w. Nachw.; JAFFE/LERNER, Innovation and Its 
Discontents, S. 81 f. Edward Coke schrieb 1628 in INSTITUTES OF LAWS OF ENGLAND, dass Ausschließ- 
lichkeitsrechte Beschränkungen der Freiheiten seien, die die Betroffenen zuvor hatten (»are sought to be 
restrained of any freedome, or liberty that they had before, or hindered in their lawful trade.«); PALMER, 
Non-Posnerian Law and Economics Approach, S. 264, Fn. 12. 

"8 Im Statute of Monopolies, Westminster (1624) findet sich die Bestimmung, dass ein Patent nur an 
den wahren und ersten Erfinder erteilt werden soll (»to the true and first inventer and inventors of such 
manufactures« ); KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 22; BEIER, Wettbewerbsfreiheit und Patentschutz, 
S. 125. In den Vereinigten Staaten steht dem ersten Erfinder (»first to invent«) das Patentrecht zu, während 
in wohl allen anderen Staaten bei gleichen Erfindungen die frühere Anmeldung (vfirst to file«) maßgeblich 
ist, vgl. JAFFE/LERNER, Innovation and Its Discontents, S. 162-168; KRASSER, Lehrbuch Patentrecht, S. 6. 
Das Prinzip first to invent wird aufgrund der Nachteile (etwa die sogenannten U-Boot-Patente) allerdings 
in Frage gestellt. 

"9 SMITH, Wealth of Nations, S. 136, der den Sinn der langen Lehrzeiten vor allem darin sah, die Zahl 
der Konkurrenten gering zu halten (und den Meistern billige Arbeitskräfte zu verschaffen). 

'#° DAMME, Patentrecht, S. 8; RAvEn, Business of Books, S. 128. 

'” PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 174; FEATHER, Provincial Book Trade, S. 34; PATTERSON, 
Perspective, S. 86; BOYTHA, Historische Wurzeln, S. 76; Mann, Scotland in European Perspective, S. 54. Zu 
den weiterhin gültigen Verkehrs- und Handelsmonopolen (das der Ostindischen Kompanie endete 1813); 
vgl. Abschnitt 4.2.3. 

= NORTH, Institutioneller Wandel, S. 161 f., wobei ab 1603 die Stuarts am Ruder waren. Vgl. auch NoRTH/ 
THoMmAs, Rise ofthe Western World, S. 152-155. Anzumerken ist, dass England nicht, zumindest nicht in 
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die technische Entwicklung ein, womit das Wachstumspotential der vormodernen 
Wirtschaft verringert wurde und eine steigende Bevölkerungszahl zwangsläufig zu 
einer Unterversorgung führte." 

Bei Licht betrachtet ist die Argumentation schief, denn nicht das moderne Patentrecht 
begründete den Unterschied, sondern die Abschaffung der Ausschließlichkeitsrechte 
in anderen Bereichen. Das Statute of Monopolies schuf kein neuartiges Rechtsinstitut, 
sondern war eine Reaktion auf eine Vielzahl von Monopolen, die nach dem Gesetz 
nur noch unter bestimmten Bedingungen gewährt werden sollten. Es ist sozusagen 
das Überbleibsel, der nach den Gerichtsentscheidungen gerechtfertigte Rest der mög- 
lichen Anlässe, ein Ausschließlichkeitsrecht zu erteilen. Das nur angeblich moderne 
Patentrecht gab es in Form von Erfindungs- und Einführungsprivilegien auch im 
stark rückständigen Deutschland. Ebensowenig begründete die als venezianisches Pa- 
tentgesetz bezeichnete Regelung aus dem Jahr 1474 ein neues Rechtsinstitut, sondern 
bestätigte nur die bereits geübte Praxis in Venedig.'”* Man muss unterscheiden zwi- 
schen der Abschaffung der Fesseln für die Wirtschaft und der Frage, welche Form der 
Ausschließlichkeitsrechte tatsächlich die besten Ergebnisse zeitigt. Der Wettbewerb 
unter den Verlegern lebte jedenfalls mit Inkrafttreten des Statute of Anne nicht auf, 
und genausowenig gewann der Buchhandel an Dynamik. 

Im Copyright haben wir einen ähnlichen Befund. Das von der Gilde entwickelte 
Rechtsinstitut wurde zum Gegenstand des Statute of Anne, jedoch im Hinblick auf 
den ersten Inhaber und die Dauer des Rechtes modifiziert. Das Recht des Autors blieb 
neben den Büchern ein weiteres Handelsgut der Verleger. Die Autoren wurden eher 
beiläufig erwähnt und vermengten sich im Gesetzestext alsbald mit einem abstrakten 
Inhaber des right to copy. Es lässt sich nicht klären, wieso den Autoren überhaupt Rechte 
zugestanden wurden. Schriftlich dokumentierte Diskussionen um die Autorenrechte 
lassen sich kaum finden." Stattdessen standen die Probleme des Monopols, hohe 


den kommenden anderthalb Jahrhunderten, durch die inländische gewerbliche Produktion reich wurde, 
sondern durch den Außenhandel und die Kolonien. Allein eine funktionierende Binnenwirtschaft genügte 
nicht. 

'”3_ Laut SCHUBERT, Anthropometrische Geschichte, S. 161 ff., führte die schlechte Versorgung der Bevölke- 
rung mit Nahrungsmitteln im 18. Jahrhundert in Frankreich dazu, dass die durchschnittliche Körpergröße 
sank. 

"#4 KosTyLo, Gunpowder to Print, S. 37 £. 

5 Es werden viele Aspekte diskutiert, die den Ausschlag dafür gegeben haben sollen, den Autoren 
Rechte einzuräumen. Möglicherweise waren die Parlamentarier nur das ständige Trommelfeuer der 
einflussreichen Verleger leid (einige Verleger waren z. B. Parlamentsmitglieder; vgl. ST CLAIR, Reading 
Nation, S. 97), so Treadwill in: CoLLINSoN etal., Cambridge History. Bd. 4, S. 775 f. ST CLAIR, Reading 
Nation, S. 90-92, verweist auf Locke, dem die stärker werdende Partei der Whigs nahestand, FEATHER, 
Publishing, Piracy and Politics, S. 55 f., auf DEFOE, Regulation of Press, und zahlreiche unterschiedliche 
Interessen, die von der Wiedereinführung der Vorzensur über die Interessen der Buchhändler bis hin zur 
endgültigen Aufhebung der Ausschließlichkeitsrechte reichten. So wurde im Gesetzgebungsverfahren in 
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Preise und schlechte Qualität der Drucke auf der einen Seite und Nachdrucke auf der 
anderen Seite, im Zentrum der Diskussion. Das Gesetz sah Mittel gegen die absehbaren 
nachteiligen Folgen die Möglichkeit vor, dass jedermann eine Beschwerde über zu 
hohe Preise führen konnte, wobei der Grund für die hohen Preise - so ist zu vermuten 
- in der Erfahrung mit den Exklusivrechten gesehen wurde. Die zur Entscheidung 
berufenen Stellen waren theoretisch befugt, unangemessene Preise auf eine gerechte 
und angemessene Höhe zu begrenzen. Dass von der Preiskontrolle tatsächlich Gebrauch 
gemacht wurde, ist nicht bekannt. Die Möglichkeit der Preiskontrolle wurde 1739 auch 
wieder aufgehoben.'”° 

Das Statute war dem englischen Patentrecht nachgebildet, und die Parallele im Statute 
of Monopolies dürfte ein wesentlichen Grund gewesen sein, dem Autor das right to 
copy zu gewähren, so wie das Patent dem ersten Erfinder zustand. Der Charakter des 
Rechts änderte sich mit dem Statute of Anne nicht: Es blieb das Recht, das der in der 
Gilde organisierte Buchhandel für seine Zwecke entwickelt hatte. 

Die Präambel des Statute of Anne bietet einen Überblick auf die vom englischen 
Gesetzgeber genannten, sich widersprechenden Interessen der Gesellschaft und die der 
Autoren und Verleger. Es wurde festgestellt, dass in jüngster Zeit Drucker, Buchhändler 
und andere sich die Freiheit genommen hatten, Bücher zu veröffentlichen, ohne die 
Zustimmung der Autoren oder sonstiger Eigentümer der Schriften erhalten zu haben, 
die dadurch bis hin zum Ruin geschädigt worden seien. Um diesen Vorgängen vorzu- 
beugen und um Gelehrte anzuregen, nützliche Bücher zu schreiben, sei das Gesetz 
erlassen worden, und drei Aspekte genannt, namentlich 


® die Förderung der Bildung (»Encouragement of Learning«); 


® die Anregung der Gelehrten, nützliche Bücher zu verfassen (»Encouragement of 
Learned Men to Compose and Write useful Books«); 


e die Verhinderung finanzieller Nachteile für Autoren oder Rechteverwerter durch 
den Nachdruck, indem diesen ein befristetes Ausschließlichkeitsrecht einge- 
räumt wird (»by Vesting the Copies of Printed Books in the Authors or Purchasers 
of such Copies, during the Times therein mentioned«). 


der Präambel die Formulierung gestrichen, dass die Werke das zweifelsfreie Eigentum der Autoren sei 
(»[...] in whom [authors] ye undoubted Property of such Books and Writings as the product of their learning 
and labour remains [...]«); vgl. FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 59-62. Nachdem das Gesetz 
verabschiedet worden war, gab es fünf weitere Gesetzesinitiativen, die erst endeten, als 1714 die Whigs die 
stärkste Partei im Parlament wurden. Rose, Authors and Owners, S. 34-36, nennt neben Defoe, der noch 
weitere Artikel zu dem Thema verfasste, Joseph Addisions Beitrag in THE TATLER (101, 1, Dezember 1709): 
»All Mechanick Artizans are allowed to reap the Fruit of their Invention and Ingenuity without Invasion«, 
nicht jedoch die Autoren, die Raub und Begehren schutzlos ausgeliefert seien. Zusammenfassung bei 
ALEXANDER, Public Interest, S. 17-26. 
2 Vgl. ST CLAIR, Reading Nation, S. 93; FEATHER, History, S. 74. 
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Jedenfalls wird der Wandel bei der Begründung deutlich. Bei dem Statute of Monop- 
olies war die Begrenzung der königlichen Kompetenz zum Erlass von Patenten von 
Bedeutung. Patente durften nach den Gerichtsentscheidungen nicht die Freiheiten 
beschränken, die zuvor bestanden hatten. Dementsprechend durften Waren oder Tätig- 
keiten, die bereits im Königreich ausgeübt oder gehandelt wurden, nicht mit Monopolen 
bedacht werden. Die Nachteile der Monopole waren bekannt, jedoch war die Krone 
nicht in dem Maße an das Gemeinwohl gebunden und konnte Monopole als Mittel der 
Politik nutzen. In dem Statute of Anne wurden die Monopole als allgemein nützlich 
dargestellt. 

Für neue Werke begrenzte das Gesetz die Rechtsdauer auf14 Jahre. Nach deren Ablauf 
stand dem lebenden Autor eine Verlängerung um weitere 14 Jahre zu. Die Frist begann 
mit der ersten Veröffentlichung, nicht mit Schaffung des jeweiligen Werks, zu laufen. 
Es hieß ausdrücklich, dass das Recht mit Ablauf der Frist endete (»and no longer«). 
Der Charakter des Ausschließlichkeitsrechts nach dem Statute of Anne entsprach 
dem von der Gilde geschaffenen right to copy einschließlich des Erfordernisses der 
Registrierung.'” Der wichtigste Unterschied des Charakters ergab sich aus der Tatsache, 
dass ab Veröffentlichung der Fristenlauf einsetzte. Das Recht konnte dementsprechend 
weiterhin vollständig (ohne Rest beim Autor) übertragen und in ideelle Anteile geteilt 
werden.'*® 

Im Hinblick auf möglicherweise bereits vor Inkrafttreten bestehende Rechte blieb das 
Gesetz unklar. Die Regelung räumte dem Autor von bei Inkrafttreten bereits gedruck- 
ten Werken ein Recht für 21 Jahre ein, sofern er nicht darüber verfügt hatte. Andere 
Personen, die »the Copy or Copies of any Book or Books« zum Druck erworben hatten, 
erhielten das gleiche Recht. Nach dem Wortlaut sollte aber kein bereits bestehendes 
Recht gesichert, sondern dieses erst geschaffen werden.” Jedoch wurden der frühere 


7 PATTERSON, Perspective, S. 146, 151. Die Registrierungspflichten bei der Stationers’ Company für 
den Erwerb und die Übertragung des Copyright blieben bestehen, zumindest sofern man die Rechte 
wahrnehmen wollte. Sollte die Gilde die Eintragung verweigern, konnte durch eine Anzeige in einer 
Zeitung das Recht gewahrt werden. Begründet wurde dies mit der Publizität: Das Rechtsverhältnis an 
einem Werk sei nicht zu erkennen, und es sei möglich, dass jemand in Unkenntnis des Rechts eines 
anderen ein Werk druckt. In diesem Fall seien die Strafen nicht gerechtfertigt. 

28 Die von BoYTHAa, Historische Wurzeln, S. 78, vertretene Ansicht, erst durch das Statute sei es möglich 
geworden, ausschließliche Druck- und Verlagsrechte, übertragbare zivilrechtliche Nutzungsrechte, zu 
erwerben, ist zumindest unscharf. Wie gesehen, war der Handel zuvor genauso möglich, aber auf die Mit- 
glieder der Stationers Company beschränkt. Dritte konnten aufgrund des Gewerbevorbehalts zugunsten 
der Gildenmitglieder ein Druckrecht überhaupt nicht verwerten. 

#9 FEDER, Anhang zur Abhandlung vom Verlagseigenthum, S. 460, weist darauf hin, dass der Wortlaut 
» Vesting the Copies of Printed Books in the Authors or Purchasers of such Copies« mit Bedacht gewählt und 
der Vorschlag »secure the rights« abgelehnt wurde; vgl. auch die Ausführungen des Richters Sir John in 
Donaldson v. Becket, 1774, 17 Cobbett's Parl. Hist. 953, 960. Bei Rose, Authors and Owners, $. 42-48, findet 
sich eine kurze Zusammenfassung des Gesetzgebungsverfahrens und der Änderungen des Wortlauts. 
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Erwerb von Druckrechten (»/[...] Printer or other Person, who hath already Purchased 
or Acquired |...] the Copy or Copies of any Book or Books, Share or Shares thereof [...]«) 
für wirksam erklärt (wenn auch das Recht 2ı Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes 
enden sollte). Wenn es zuvor keine Rechte gegeben haben sollte, konnten die Verleger 
auch keine Rechte erworben haben. Gab es hingegen Rechte, war fraglich, wie diese 
von toten Autoren erworben worden sein sollten. 

Die unscharfen Formulierungen wurden zunächst nicht weiter beachtet. Ab 1735 
drängten die Buchhändler auf eine Änderung des Gesetzes, angeregt durch die Kupfer- 
stecher, die ebenfalls ein Ausschließlichkeitsrecht begehrten."?° Die Befassung mit dem 
Engravers Act belebte die Diskussion um das Copyright für Schriften. Die Buchhändler 
forderten eine Verlängerung des durch das Statute of Anne gewährten Rechtes, das 
außerdem nicht hinreichend wirksam sei. Da in England der Nachdruck weitgehend un- 
terbunden war, bezogen sie sich auf Nachdrucke aus Schottland und Importe aus Irland 
und Holland. In diesem Rahmen wurde erstmals die Forderung nach einer Dauer von 
elf Jahren post mortem, mindestens jedoch 21 Jahren erhoben." Sie begründeten dies 
neben den bereits genannten Argumenten ergänzend mit den Wettbewerbsnachteilen 
als Folge der Honorarzahlungen an die Autoren und dem billigeren Papier auslän- 
discher Anbieter, das qualitativ schlechter und nicht mit Steuern belastet, deutlich 
günstiger war.'” 1739 hatten sie zumindest teilweise Erfolg, indem einerseits der Im- 
port von Büchern, die in Großbritannien innerhalb von 2ı Jahren gedruckt waren, 
verboten,'? andererseits die in der Praxis bedeutungslose Preiskontrolle aufgehoben 
wurde. Durch diese Regelung konnten irische und holländische Importe unterbunden 
werden. Wenn ein Werk innerhalb der letzten 21 Jahre nicht gedruckt wurde, bestand 


Januar 1710 wurde - außerhalb des offiziellen Verfahrens - ein anderer Gesetzestext vorgeschlagen, 
in dem mit schon an Beschwörungsformeln erinnernder Beharrlichkeit vom »zweifelsfreien Eigentum« 
der Autoren, der »Sicherung des Eigentums« oder den »rechtmäßigen Eigentümern« die Rede ist, da ein 
Verwässern des Eigentums der Autoren drohe. 

»° Diesmal ging das Begehren von den Künstlern selbst aus, nicht von den Verlegern, und noch mit 
Wirkung zum 24. Juni 1735 wurde der Engravers Act in Kraft gesetzt, der ebenfalls ein Recht von 14 Jahren 
ab der ersten Veröffentlichung vorsah. Der Engraving Copyright Act (1734) wurde nach dem Kupferstecher 
William Hogarth, der maßgeblich zum Erlass des Gesetzes beigetragen hatte, auch Hogarths Act genannt. 

3} PATTERSON, Perspective, $. 155-158. 

PATTERSON, Perspective, S. 154, zitiert eine Eingabe an das Parlament vom 3. März 1734, wonach 
das Papier im Ausland halb so teuer wäre. Das Papier, das zum einen besteuert wurde, zum anderen 
bei höherer Qualität zum Teil jedenfalls noch importiert werden musste, war öfter Gegenstand von 
Beschwerden; vgl. WINKLER, Handwerk und Markt, S. 46 f.; Rose, Authors and Owners, S. 55-57. 

3 POLLARD, Dublins Trade, S. 72-77; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 69-76; ROSE, Authors 
and Owners, $. 52. Nicht in Großbritannien hergestellte Bücher wurden weiterhin importiert; vgl. RAVEN, 
Business of Books, S. 143-145. England hatte bereits 1464 die Einfuhr nahezu aller im Inland produzierten 
gewerblichen Güter untersagt, und seine Schutzzollpolitik im 17. und 18. Jahrhundert vollständig ausgebaut; 
KULISCHER, Die Neuzeit, S. 102-104. 
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kaum noch Interesse am Werk. Dies war der letzte legislatorische Akt zum Kopierrecht 
im 18. Jahrhundert. 

Die für die nächsten Jahrzehnte entscheidende Fragen lautete: Gab es vor Inkrafttre- 
ten des Statute of Anne schon Rechte an den Schriften, und wenn ja, sind diese durch 
das Gesetz zeitlich befristet worden? 


3.3.1 Vorteile für Urheber 


Den Urhebern Vorteile zu verschaffen war nicht das vorrangige Anliegen des Statute of 
Anne. Dieser Charakter des Statute of Anne ergibt sich unmittelbar aus der Tatsache, 
dass die Verleger ein Monopol auch für die Werke der klassischen Antike zugespro- 
chen bekamen."3* Welche Rechte der Autor vor Veröffentlichung oder gegenüber dem 
Verleger hat oder wie es mit einer anderweitigen Nutzung als durch den Druck steht - 
diese Fragen blieben offen. In erster Linie ging es um die Dauer der Ausschließlichkeits- 
rechte. Es sollte hauptsächlich den Wettbewerb der Buchhändler untereinander regeln. 
Mittel hierzu war die Gewährung von zeitlich befristeten Ausschließlichkeitsrechten 
zu Gunsten der Autoren mit der Folge, dass die englischen Verleger ebenfalls nur 
noch ein befristetes Copyright erwerben konnten. Die Rechte der Autoren dienten 
dazu, den Wettbewerb der Verleger zumindest nach Ablauf einer gewissen Frist zu 
ermöglichen.'? 

Für die Autoren verbesserte sich die Situation kaum, da sie in der Praxis weiterhin 
ihre Rechte an die Verleger abtreten mussten, bevor das Werk gedruckt wurde.'3° Die 
Buchhändler waren nur widerwillig bis überhaupt nicht bereit, die im Selbstverlag her- 
ausgegebenen Bücher zu vertreiben."”” Zwar konnten die Verleger ohne Zustimmung 
der Autoren deren Werke nicht drucken; aber zuvor waren die Autoren als Eigentü- 


4 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 60; PATTERSON, Perspective, S. 151. 

"5 FEATHER, History, S. 31-36; OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, S. 19; BAPPERT, Wege, S. 237; 
VALKONEN/WHITE, Incentive/Access Paradigm, S. 8; KHan, Intellectual Property and Economic Development, 
S. 33; CORNISH, Statute of Anne, S. 58; BOYTHA, Historische Wurzeln, S. 77; PATTERSON, Perspective, S. 13 £., 
147-150; ROSE, Authors and Owners, S. 47; KAPLAN, Unhurried View of Copyright, S. 7-9; PATRY, Copyright 
Law and Practice, S. 12; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 67. Das scheint im Hinblick auf die 
vorhergehenden fünfzehn Jahre keine schlüssige Feststellung. Aber es gab vorher schon Unterbrechungen 
des Monopols der Buchhändler (etwa 1641-1643). Auch während des Zeitraums der Rechtsunsicherheit 
1695-1710 behielten die Mitglieder ihre Geschäftsmethoden bei. Der Licensing Act 1662 war nur befristet 
in Kraft gesetzt worden und wurde in der Folgezeit mehrfach verlängert. 

36 Inder Regel, Alexander Popes Gerichtsstreit war verabredet, trafen sich Buchhändler, die über das 
Recht stritten, vor Gericht; PATTERSON, Perspective, S. 158; ROSE, Authors and Owners, S. 51, 59. 

7 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 79; PATTERSON, Perspective, S. 152. 
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mer des Manuskripts praktisch in der gleichen Situation. Mit einer langen Liste von 
Subskribenten verbesserte sich aber die Verhandlungssituation der Autoren.'® 
Während bis 1730 fast alle Autoren mit wenigen Pfund entlohnt wurden, konnten ab 
dieser Zeit erfolgreiche Autoren wie Alexander Pope, Tobias Smollett, David Hume, 
Adam Smith oder Hugh Blair einige Hundert oder sogar Tausend Pfund Honorar 
vereinbaren.'? Wenn in der Sekundärliteratur aber der Eindruck erweckt wird, dass 
die Autoren nunmehr eine gesicherte finanzielle Stellung inne hatten, so täuscht das 
Bild.'#° Es wird regelmäßig eine Handvoll Autoren genannt, stets die gleichen, die 
geschäftstüchtig oder, wie etwa der 1744 verstorbene Pope, unternehmerisch tätig 
waren.'* Der Großteil der Autoren erhielt auch 1770 nur fünf bis zehn Pfund für einen 
Roman, wie St Clair es überspitzt ausdrückt.'** Auf Honorar angewiesene Autoren des 


38 In einem Jahrzehnt gab es im 18. Jahrhundert im Schnitt 250 Subskriptionen, in denen Autoren oft 


in ihrem Freundeskreis für das Buch warben; REıp, Subscription Lists, S: 15. 

"9 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 67, ST CLA1R, Reading Nation, S. 99. Pope war an Gesetzes- 
änderungen interessiert, veröffentlichte, prozessierte und engagierte u. a. seinen Freund William Murray 
als rechtlichen Berater, der als Lord Mansfield einer der berühmtesten Richter des 18. Jahrhunderts werden 
und entscheidend an Fortentwicklung des Copyrights beteiligt sein sollte, zur Aufhebung der Sklaverei 
und zur Modernisierung des britischen Rechtssystems - die Verschmelzung des Handelsrechts mit dem 
Common Law - bedeutende Beiträge leistete; Rose, Authors and Owners, S. 59-63. Pope konnte schon 
vor 1730 - aber eher in Form einer Patronage - für Übersetzungen hohe Einnahmen verzeichnen. Das 
Werk, das Gegenstand der juristischen Meilensteine wird, THE SEAsoNs von James Ihomson, wurde in 
zwei Paketen veräußert: 1729 verkaufte Thomson die Tragödie SoPHonIsBA und die Dichtung Spring für 
137 Pfund an den Verleger Andrew Millar und die Dichtungen SUMMER, AUTUMN, WINTER, BRITANNIA 
und Hymn ON SUCCESSION OF THE SEASONS sowie die Abhandlung Essay ON DISCRIPTIVE POETRY für 
105 Pfund an John Millian; vgl. PATTERsoN, Perspective, S. 172. 

14° FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 80, schreibt, dass ab 1750 die professionellen Autoren 
einigermaßen gut bezahlt wurden, nennt aber keine Zahlen, dafür den Autor Samuel Johnson, der von 
seiner Arbeit trotz gelegentlichen Geldmangels habe leben können. Bei FEATHER, Publishing, Piracy and 
Politics, S. 123, heißt es dann: »a few authors had indeed exploited the law. They were exceptional [...]«. 
Wenn Autoren für Zeitungen tätig waren, also einen bestimmten Text termingerecht ablieferten, war die 
Wahrscheinlichkeit eines geregelten, für das Leben hinreichenden Einkommens am größten. 

4 Pope lebte nicht vom Schreiben allein, wie etwa WOODMANSEE, The Genius and the Copyright, S. 427, 
behauptet, sondern war selbst im Buchhandel tätig, wurde teilweise als »undertaker Pope« bezeichnet und 
bezog sein Honorar vorrangig aus Homerübersetzungen, die eine wohlhabende Elite eher in Form einer 
Patronage, denn als reguläre Buchkäufer, erwarben; CuRweEn, History of Booksellers, S. 37 f.; FEATHER, 
Publishing, Piracy and Politics, S. 77; ROSE, Authors and Owners, S. 59; SHER, Enlightenment & Book., 
S. 60. Allerdings war das Honorar für die Übersetzungen so üppig, dass er jahrelang bestens davon leben 
konnte. 

Um die schwache Position der Autoren zu belegen, vereinbarte Pope mit dem Verleger Curll, dass 
dieser einen angeblichen Raubdruck von Popes Briefen veröffentlicht und sodann von Pope verklagt wird; 
Rose, Authors and Owners, S. 60. Mit dem Verfahren sollte belegt werden, dass die Autoren ein Recht 
gegen ihre Ausplünderung durch die hemmungslosen Verleger benötigten; vgl. FEATHER, Publishing, 
Piracy and Politics, S. 74. 

'# ST CLAIR, Reading Nation, S. 173. PATTERSON, Perspective, S. 153, für 1735. Das Jahresgehalt eines 
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18. Jahrhunderts führten zumeist ein Dasein in Armut.'* Die Methode der Induktion, 
aufgrund von Einzelfällen auf eine allgemeine Tendenz zu schließen, versagt. 


3.3.2 Battle of the Booksellers 
3.3.2.1 Konzentration der Verleger 


Den Londoner Verlegern gelang es, den ab dem Ende des ı7. Jahrhunderts vergrö- 
ßerten Markt noch weit in das 18. Jahrhundert hinein auch ohne Gildenprivilegien 
zu kontrollieren. Nach und nach wurden zwar mehr Bücher auch in den Provinzen 
verkauft, jedoch blieb London der Hauptmarkt. Die überragende Bedeutung Londons 
zeigen die Einwohnerzahlen: 1687 lebten in London rund 700 000 Menschen, während 
die zweitgrößte Stadt, Bristol, auf nicht einmal 30 000 Einwohner kam.'** Mit dem 
Auslaufen des Licensing Act konnten in den kleineren Städten Druckereien errichtet 
werden, die in erster Linie den lokalen Markt mit Zeitungen versorgten und Einzelhan- 
del mit Büchern der Londoner Verleger betrieben.'* Aber selbst 1724 gab es in 34 von 
39 Grafschaften nicht eine Druckerpresse.'*° 

Während zuvor die Verleger direkt den Einzelhandel belieferten, gewann im Laufe 
des 18. Jahrhunderts die nationale Distribution an Bedeutung. Eine als Conger bekannt 
gewordene Gruppe von einigen äußerst einflussreichen Verlegern und Großhändlern 
hatte bereits in den achtziger Jahren des 17. Jahrhunderts begonnen, ein Vertriebsnetz 
in den Provinzen aufzubauen.'* Die Londoner Verleger belieferten nicht mehr nur 
direkt die Einzelhändler, sondern auch Großhändler. Einer davon, der Versandhändler 
John Wynde, erzielte in wenigen Monaten vor seinem Tod einen Umsatz von immerhin 
26 000 Pfund (mehr als der Jahreslohn von 1000 Matrosen). Damit vollzog sich 


Arbeiters von dreißig oder vierzig Pfund war als Honorar für einen Roman ein außergewöhnlicher Erfolg 
für den Autor; SHER, Enlightenment & Book., S. 254. 

#3 BESANT, Pen and Book, S. 4-9, der von Hunger, Bettelei, Selbstmorden und anderen Krisen der 
Autoren spricht: »notoriously, horribly poor«. BOSWELL, Samuel Johnson, S. 79, berichtet, dass 1744 Samuel 
Johnson oft nächtelang durch Londons Straße wanderte, weil er nicht einmal die Mittel für ein Obdach 
aufbringen konnte. Für sein Wörterbuch, an dem er mehrere Jahre arbeitet, erhielt er zwar rund 1500 Pfund, 
musste dafür aber auch sämtliche Ausgaben tragen, einschließlich der Bezahlung von sechs Gehilfen; 
BosweELL, Samuel Johnson, S. 83-85. 

"44 KAEMMEL, Geschichte der Neueren Zeit, S. 449. 1680 hatten gerade einmal vier Städte außer London 
mehr als 10 000 Einwohner; RAvEn, Business of Books, S. 52. 

#5 FEATHER, History, S. 68-74. 

146 KAEMMEL, Geschichte der Neueren Zeit, S. 450. Selbst 1800 erschienen außerhalb Londons und 
Edinburghs nur wenig Bücher; Raven, Judging New Wealth, S. 46. 

147 PATTERSON, Perspective, S. ı51. Laut RIVINGTON, The publishing house of Rivington, S. 9, bestand die 
Gruppe 1719 aus sechs Mitgliedern. Es waren auch die Conger, die keinen finanziellen oder persönlichen 
Aufwand bei der Durchsetzung der Buchhändlerinteressen scheuten, als es um die Verabschiedung des 
Statute of Anne ging, vgl. FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 58. 

148 WINKLER, Handwerk und Markt, S. 13. 
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diese Entwicklung - die Trennung zwischen dem Großhändler und dem Detaillisten 
- in England für den Buchhandel wohl noch im allgemeinen Rahmen, auch wenn, 
wie am Beispiel der Papierhändler gesehen, bereits im 16. Jahrhundert der Groß- und 
Überseehandel als eigenständiger Handel existierte.'*? Zu Ende des ı7. Jahrhunderts 
war diese Trennung für den britischen Markt vollzogen und selbstverständlich.'>° 

Die Conger waren keine feste Organisation, sondern eine Gruppe von Großhändlern 
und Verlegern, die den Großteil des Marktes in ihren Händen hatten, indem sie die 
wirtschaftlich bedeutsamen Rechte und den Vertrieb kontrollierten. Sie traten neben 
die Gilde, waren jedoch nicht mehr durch ein staatliches Kooperationsrecht gesichert, 
sondern durch ihre wirtschaftliche Macht, Zusammenarbeit und die Druckrechte.' 

Für die Londoner Verleger hatte das System auch Vorteile, da sie über das Ver- 
triebssystem angesichts der Beschwerlichkeit des Transports und der oft auf wenige 
Exemplare beschränkten Nachfrage in einer Provinzstadt einen günstigen Zugang 
zu den entlegeneren Märkten bekamen. Außerdem kauften die Großhändler größe- 
re Mengen der Bücher unmittelbar nach dem Erscheinen, so dass alsbald nach dem 
Druck größere Geldzuflüsse zu erwarten waren. Nachdrucker hatten keinen Zugang 
zu diesem System, ein zweckmäßiges Mittel, die etablierten Verleger vor Wettbewerb 
zu bewahren. Eine solche Zusammenarbeit setzte allerdings horizontale Absprachen 
voraus, deren Zweck bei bestehendem internen Wettbewerb darin liegt, Außenseiter 
von den ökonomischen Chancen abzugrenzen.” 

Der Ablauf der 21-jährigen Frist für alte Werke (1731) verlief unspektakulär, in aller 
Stille. Die Londoner Verleger ignorierten in der täglichen Praxis das Statute of Anne 
und führten ihr Geschäft so fort, als hätte das Gesetz keinen Einfluss auf das Nachdruck- 
verbot.” Obwohl das Gesetz die Registrierung im Hall Book vorsah, organisierten 


4 NORTH/THOMAs, Rise ofthe Western World, S. 155; WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 206, führt aus, 
dass im 16. Jahrhundert in England die Trennung von Groß- und Einzelhandel noch nicht vollzogen 
war, jedoch die ersten Außenhandelsgilden - merchant adventures - konzessioniert, d. h. privilegiert, 
waren. Die merchant adventures gingen aus den Handelsgilden mehrerer Küstenstädte hervor, die ab 
1547 privilegiert wurden (bspw. 1555 die Rußlandkompanie, 1579 die Ostlandkompanie und 1581 die 
Levantekompanie); vgl. FRIEDEBURG, Englische Kolonien, S. 258. 

5° SOMBART, Frühkapitalismus, S. 535. In Frankreich war diese Trennung für den allgemeinen Handel 
im 18. Jahrhundert eingeführt und selbstverständlich, während in Deutschland bis in das 19. Jahrhundert 
der Groß- und Einzelhandel oft noch in einer Person vereinigt war. 

5} PATTERSON, Perspective, S. 151. Der Begriff Conger wurde ab der Mitte des 18. Jahrhunderts nicht mehr 
verwendet, obwohl der überwiegende Teil des Markts weiterhin auf wenige Verleger und Großhändler 
konzentriert blieb; FEATHER, History, S. 69. 

5° FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 65. Der Kreis der Londoner Verleger hielt seinen internen 
Handel auch nach 1774 noch aufrecht. 1803 wurde noch das Copyright für Humes HıisTory für 1344 Pfund 
gehandelt, obwohl das Recht - nunmehr auch nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung - seit langem 
erloschen war; vgl. RAvEn, Business of Books, S. 236. 

3 Dies, obwohl die Verleger sich 1735 in mehreren Eingaben an das Parlament mit der Forderung nach 
längeren Rechten - allerdings ohne Erfolg - wandten; ST CLAIR, Reading Nation, S. 92 f. Vgl. auch FEATHER, 
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sie einen Handel mit Rechten getrennt vom Register der Gilde."* Die Gemeinschaft 
der Verleger versuchte weiterhin, die Freigabe der Monopolchancen nach außen zu 
unterbinden. So blieb der Handel mit den Kopierrechten weitgehend auf eine klei- 
ne Gruppe Londoner Verleger begrenzt. Diese versteigerten regelmäßig Druckrechte, 
wobei an der Versteigerung nur ausgewählte Personen teilnehmen durften. Wer Druck- 
rechte erwarb, verpflichtete sich zugleich, die Rechte nur im beschränkten Zirkel zu 
übertragen, so dass die Rechte den geschlossenen Kreis der Londoner Verleger nicht 
verlassen konnten. Versteigert wurde etwa ein Neuntel oder ein Vierundsechzigstel an 
einem bestimmten Werk oder an mehreren Werken." 1776 wurde beispielsweise ein 
Sechzehntel Anteil an PAMELA für 18 £ (Richardsons Roman war 1740 veröffentlicht 
worden, das Recht nach dem Statute of Anne also abgelaufen), ein Zweiunddreißigstel 
von Herveys MEDITATIONS wurde für 32 £ verkauft, während 1805 ein Hundertstel 
Anteil an THE LivEs OF THE POETS 11 £ einbrachte."° 

Die Erlöse in den Versteigerungen spiegeln gewissermaßen den Zeitwert der Rechte 
wieder. Die Preise für die Druckrechte der beliebteren Werke stiegen, was so lange 
nicht als nachteilig angesehen wurde, so lange der Handel mit den Rechten aufrecht 
erhalten und die Ausgaben für den Kauf der Rechte an die Konsumenten weitergegeben 
werden konnten. Die meisten Rechte wurden jedoch günstig veräußert, da sie nach 
einer Auflage mit nur schleppendem Verlauf keinen großen Wert hatten.'?7 

Dass dem Gesetz von 1710 in der Praxis keine besondere Bedeutung, jedenfalls 
keine rechtsbeendende Wirkung zugemessen wurde, kann an Shakespeares Werken 
nachvollzogen werden. Das ausschließliche Druckrecht an Shakespeare endete nach 
dem Gesetzeswortlaut 1731, Shakespeares Werk sollte gemeinfrei sein. Gleichwohl 
wurden noch 1768 Druckrechte an Shakespeare versteigert und dafür viele Tausende 
Pfund gezahlt, Zahlungen, die nur dann sinnvoll waren, wenn das Werk nicht frei 
nutzbar gewesen war. 


Publishing, Piracy and Politics, S. 63, PATTERSON, Perspective, S. 152, und insbesondere ST CLAIR, Reading 
Nation, S. 54, 93, der die Spanne 1710-1774 als »high monopoly period« bezeichnet. Große Buchhändler 
trugen ihre Rechte nicht im Register der Gilde ein, sondern führten ein gesondertes Register im Chapter 
Coffee House; RAVEN, Business of Books, S. 201. 

54 Bedeutende Verleger wie etwa Robert Dodsley (1703-1764) registrierten kein einziges Werk im 
Register der Gilde; vgl. RAvEn, Business of Books, S. 128, 238. 

=. Vgl. ST CLAIR, Reading Nation, S. 706-708; RAVEN, Business of Books, $. 127-129, 230; SHER, Enligh- 
tenment & Book., S. 352; WARD etal., Cambridge History of Literature, Bd. 11, S. 64. 

356 WARD etal., Cambridge History of Literature, Bd. ı1, S. 33. 

7 PATTERSON, Perspective, $. 152; FEATHER, History, S. 72, 76; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, 
S. 65-68; RAVEN, Business ofBooks, S. 230. 
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3.3.2.2 Nachdrucke 


Die Preise für die Bücher waren hoch, die Ausgaben exklusiv.® Über Jahrzehnte 
hinweg wurden beispielsweise einzelne Schauspiele von Shakespeare nicht aufgelegt. 
Interessenten mussten entweder eine der unterschiedlichen, sechs bis elf Bände um- 
fassenden Gesamtausgaben kaufen oder waren auf eine Bibliothek oder gebrauchte 
Ausgaben angewiesen. Die Preise für Gesamtausgaben waren hoch, teilweise zehn 
Pfund, mit mindestens zwei Pfund jedenfalls für den Großteil der Bevölkerung mit 
einem Jahreseinkommen von 20 bis 40 Pfund unerschwinglich. 

1734 lieferte der Drucker Walker, der für die große Verlegerfamilie Tonson Druck- 
aufträge ausführte, kurzfristig Shakespeares Dramen für vier Pence oder 0,3 Schilling 
(s.) je Schauspiel und vertrieb sie über fahrende Händler.'”? Tonson, der größte An- 
teilsinhaber an Shakespeares Werken, verkaufte zu dieser Zeit die gleichen Texte für 
einen Schilling je Schauspiel. Als Antwort auf das günstige, gleichwohl mit Gewinn 
kalkulierte Angebot Walkers druckten die Anteilsinhaber der Rechte die Schauspiele 
in Auflagen von zehntausend Exemplaren und verkauften diese zuerst für einen Viertel 
Schilling, sodann für 0,08 s. Mit diesen Kampfpreisen wurde Walker ausgebootet. 
Er beendete sein Geschäft mit Shakespeare, nachdem ihm eine Art Abstandssumme 
gezahlt wurde. Die Preise für Shakespeare stiegen wieder auf einen Schilling je Stück, 
die Restauflage der billigen Drucke landete im Lager.'°° 

Wenn soeben von den Anteilsinhabern gesprochen wurde, so gibt dies die Meinung 
der Londoner Verleger wieder. Sie beharrten darauf, dass sie bereits nach Common 
Law ein eigentumsähnliches Recht an den Werken hatten.’ Hohe Gewinne konnten 
die Anteilsinhaber allerdings nicht erzielen, wenn sie jeden Nachdrucker durch niedri- 
gere Preise unterbieten mussten. Sie begannen deshalb, Klagen gegen Nachdrucker zu 
erheben. Das Statute of Anne könne das bereits bestehende Recht nach Common Law 
an alten Werken nicht einschränken, so die Argumentation der politisch einflussrei- 
chen Verleger.’ Die englischen Richter am Court of Chancery gaben in den frühen 
Verfahren den im Register eingetragenen Verlegern Recht. Die Gerichte gingen nicht 


19 Vgl. etwa das Beispiel der gesammelten Werke von John Tillotson; RAVEN, Business of Books, S. 234. 


Von der beliebten Sammlung CoLLECTED WORKS erschienen von 1696 bis 1748 mindesten siebzehn 
Auflagen, davon nur zwei nicht im äußerst exklusiven Folioformat. Erst Mitte des 18. Jahrhunderts 
erschien eine günstige Ausgabe in Duodez von schottischen Nachdruckern. 

»° Der Verkauf über die Hausierer ist ein Zeichen für eine Nachfrage auch in den ärmeren Schichten. 
Ungefähr die Hälfte der Bevölkerung waren 1750 Analphabeten; vgl. STEPHENS, Literacy in England, S. 555; 
SIEGERT, Volksbildung, S. 449. 

‘60 ST CLaır, Reading Nation, S. 154-156, 698-700. 

161 PATTERSON, Perspective, S. 153. 

'@ 1774 führt Lord Chief Justice De Grey in Donaldson v. Becket aus, dass er insgesamt nur 17 Gerichtsver- 
fahren vor der Chancery zum Nachdruck habe finden können (vgl. das Zitat bei PATTERSoN, Perspective, 
S. 162, Fn. 40.). Verfahren vor der Chancery zogen sich oft über Jahre hin; FEATHER, History, $. 78-80. 
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davon aus, dass das Recht nach Ablauf der gesetzlichen Fristen endete. Der bereits 
genannte Walker wurde mehrfach verurteilt, seine Nachdrucke einzustellen. In den 
Verfahren Eyre v. Walker (1735), Walthoe v. Walker (1736) und Tonson v. Walker (1739) 
obsiegten die eingetragenen Buchhändler jedes Mal, obwohl die Werke allesamt mehr 
als 28 Jahren zuvor, also außerhalb der Fristen des Statute of Anne, erstmals erschienen 
waren.'® 

In manchen Gerichtsverfahren stand die Frage, wie es sich mit dem Ende der Rechte 
verhalte, nicht auf dem Prüfstand, sei es, weil das Recht noch nicht abgelaufen waren, 
das reklamierte Right to Copy nicht im Register eingetragen war oder das Klagerecht 
nach zehn Monaten verwirkt worden sei.'°* 

Für die schottischen Verleger, die sich in Edinburgh konzentrierten, war die Rechts- 
lage von entscheidender Bedeutung, denn von ihnen stammten viele der inländischen 
Nachdrucke. Jedoch mussten diese sich erst einmal wirtschaftlich dahin entwickeln, 
dass sie die englische Konkurrenz herausfordern konnten.’ So lange sie sich auf den 
eher unbedeutenden Markt Schottland beschränkt hatten, waren sie für die Londoner 
Verleger nicht bedrohlich. Jedoch weiteten die Schotten den Vertrieb über Nordengland 
Richtung Süden aus. Bedeutender und bedrohlicher wurde die schottische Konkurrenz 
erst ab Mitte des 18. Jahrhunderts.'°° Nachdem das Problem der schottischen Nachdru- 
cke nicht mehr in den Griff zu bekommen war, begann die Schlacht um das Eigentum 
an den Schriften.’ 


'% PATTERSON, Perspective, S. 161. Es waren vorläufige Unterlassungsverfahren (preliminary injunction); 
vgl. auch Rose, Authors and Owners, S. 51. 

164 EEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 83 £. 

165 SHER, Enlightenment & Book., S. 306-308, 431; FEATHER, History, S. 77-80. 1763 soll es sechs Verlage 
in Edinburgh gegeben haben, 21 in 1790 und 30 in 1800. Dies war auch in Deutschland bemerkbar. So 
kamen von 1610 bis 1619 auf die Frankfurter Messe 146 Bücher aus London, drei aus dem übrigen England 
sowie zwei aus Schottland (Edinburgh). Bis 1750 sollen noch genau zwei weitere Exemplare aus Edinburgh 
hinzukommen; vgl. GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 80. Allerdings reduzierte der internationale Handel mit 
Büchern aus England sich im Laufe der Jahre massiv. Gründe werden in der für diese Arbeit verwendeten 
Sekundärliteratur nicht ausdrücklich genannt. Es kann am verbreiteten holländischen Nachdruck, an der 
auf dem Kontinent noch nicht so verbreiteten englischen Sprache oder schlichtem Desinteresse gelegen 
haben. Der Niedergang des internationalen Messeverkehrs in Deutschland kann aber auch für Italien 
und Frankreich ab dem Dreißigjährigen Krieg festgestellt werden, während er mit den Niederlanden 
insbesondere im Zeitraum des Spanischen Erbfolgekriegs (1701-1714) einbrach und ab 1740 wieder anstieg. 

166 Die Zahl der nachgedruckten Titel war nicht sonderlich hoch; SHER, Enlightenment & Book., S. 313 f. 
Es gab auch irische Nachdrucke. Jedoch war deren Zahl so gering, das sie ebenfalls keinen spürbaren 
Einfluss auf den Markt hatten; RAvEn, Business of Books, S. 233. Dubliner Verleger veröffentlichten auch 
Originalausgaben und mussten insoweit Gegenmaßnahmen der Briten befürchten. 

"67 EEATHER, History, S. 77; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 81-86; PATTERSON, Perspective, 
S. 167. 1759 drohten die Londoner Verleger den Händlern in den Provinzen, dass Kontrollen in den 
Geschäften stattfinden würden, und jeder, der irische oder schottische Nachdrucke verkaufe, müsse damit 
rechnen, verklagt zu werden. Die Maßnahme zeitigte nicht den gewünschten Erfolg. 
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Die Situation war aus Sicht der Londoner Verleger unbefriedigend, denn der Gang zu 
Gericht war mühselig, langwierig, teuer und hatte keine so abschreckende Wirkung wie 
staatliche Strafen. Vor allem blieb über einen längeren Zeitraum die Frage ungeklärt, 
ob die Rechte durch das Statute of Anne befristet oder ob sie nach Common Law 
unbefristet waren. Erst ca. 1760 kamen Streitigkeiten vor Gericht, in denen es auf das 
konkrete Verständnis des Statute of Anne nach Common Law ankam. 


3.3.2.3 Common Law 


Angesichts einiger Gerichtsentscheidungen ab 1735 mag es einen mit der deutschen 
Prozessordnung vertrauten Juristen erstaunen, dass der Kern der Frage erst Jahrzehnte 
später tatsächlich zum Gegenstand der Gerichtsentscheidungen wurde.'°® Der Grund 
lag im englischen Gerichtssystem. In England wandten die Gerichte unterschiedliches 
Recht an, und der Court of Chancery war kein Common-Law-Gericht. 

Wie die grobe Entwicklung des Zivilrechts zeigt, folgt das Recht nicht nur der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung eines Staates, sondern auch den internationalen Handels- 
beziehungen. Auf dem Kontinent war der Fernhandel zwischen Byzanz und Italien 
entscheidend für das Wiederaufleben des römischen Rechts in Italien. Die das mittelal- 
terliche feudale Naturaliensystem ablösende Geldwirtschaft hat ihren europäischen 
Ausgangspunkt ebenfalls in Italien, und dieser Entwicklung folgend hatten bis weit 
in das 20. Jahrhundert hinein fast alle banktechnischen Ausdrücke, das Konto, das 
Kontokorrent, der Saldo oder das Agio, ihren Ursprung in Italien. Dem englischen 
Common Law, das sich vor dem Aufschwung des englischen Fernhandels entwickelte, 
fehlte hingegen ein strukturiertes Zivilrecht. 

Im ı1. Jahrhundert galten in England die angelsächsischen Stammesrechte in den 
Herrschaftsbereichen der einzelnen Feudalherren und anderen Gemeinschaften, die 
ihre eigenen Gerichte hatten und lokal unterschiedliches Recht anwendeten.'° Mit 
der Eroberung durch die Normannen 1066 (William the Conqueror) trat nach und 
nach ein neues Recht neben die örtliche Rechtsprechung. Da die Normannen zu Be- 
ginn als eine Besatzungsarmee angesehen wurden, nahm der König wenig Einfluss 
auf das lokale Recht. Seine Macht war gegenüber den regionalen Feudalherren noch 
nicht so weit gefestigt, als dass er sich eine Einmischung in deren Angelegenheiten 
erlauben konnte.'’° Bis zur Machtergreifung durch die Tudors 1485 etablierten sich die 
königlichen Westminstergerichte (Court of Exchequer für Steuer- und Abgabeangele- 
genheiten, Court of Common Pleas für das Grundeigentum und Court of Kings Bench 


168 Die Aussage bei CoRNISH, Statute of Anne, S. 60, es hätte »keine ausdrücklichen Einzelentscheidungen« 
zur Frage der Zulässigkeit des Nachdrucks gegeben, ist ungenau: Es gab keine nach Common Law. 

169 WÜHRER, Nordeuropäischen Monarchien, S. 947-951. 

7° WırL, Common Law, S. 440-442. 
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für Strafsachen) sowie das Oberhaus. Diese (schufen und) wandten das Common Law 
an, das im Gegensatz zum lokalen Gewohnheitsrecht in England einheitlich - jedoch 
nicht in Schottland - galt. 

Die königlichen Gerichte entschieden nur in den für die Krone bedeutsamen Fällen, 
für die sie jeweils ein bestimmtes Verfahren zur Verfügung stellten. Das Verfahren wur- 
de mit einem sogenannten writ in einer für die jeweilige Klage bestimmten Form (form 
of action) eingeleitet. Gab es kein spezielles Verfahren, gab es keine Klagemöglichkeit. 
Im 12. Jahrhundert hielt Glanvill in seiner Zusammenfassung über den Zugang zu den 
Westminstergerichten fest: »Private Vereinbarungen werden im Allgemeinen nicht von 
den Gerichten unseres Herrn, des Königs, geschützt«.'”' Über die privaten Händel seiner 
Leibeigenen entschied deren Feudalherr, nicht der König. Nicht nur die Entstehung des 
Copyrights, die gesamte Entwicklung des Privatrechts erfolgte weitgehend unabhängig 
von einem rechtsetzenden Staat. Im System der feudalen Lehen existierte kein Privat- 
recht im modernen Sinne. Der Herr züchtigte die Mitglieder der (seiner) Gemeinschaft 
für Übertretungen der (seiner) Gebote und Verbote. Das Gerichtsverfahren diente dem 
Nachweis der Wahrheit. Öffentliches Recht und Strafrecht waren nicht geschieden; 
Rechtsverletzungen waren ein zu sühnendes Unrecht (ein Delikt), das eine individuelle 
oder gemeinschaftliche Rache des Verletzten legitimierte. 

Wenn jemand mit einem Urteil nicht zufrieden war, konnte er sich also nicht ein- 
fach an die königlichen Obergerichte wenden, da diese sich nur in wenigen Fällen 
wie schweren Straftaten, Steuersachen oder Streitigkeiten um Land, später auch bei 
Verletzungen des Körpers, des Grundeigentums oder des Eigentums für zuständig 
erklärten. Das Privatrecht musste mit einer diffizilen Argumentation in dieses System 
integriert werden. Da Verträge und Verpflichtungen dem Common Law fremd waren, 
wurden Vertragsverletzungen unter dem Gesichtspunkt des Delikts verhandelt. Eine 
Klage wegen der Nicht- oder Schlechterfüllung eines Vertrages wurde durch eine Erwei- 
terung der Deliktsklage erreicht, deren Rechtsfolgenspruch Schadensersatz und nicht 
Erfüllung des Vertrages war.'”* Ferner waren Juristen, die eine Änderung eines erstin- 
stanzlichen Urteils herbeiführen wollten, bestrebt, den Begriff des Eigentums möglichst 
weit auszulegen, denn Eigentumsverletzungen eröffneten einen Verfahrensweg, das 
Urteil anfechten zu können.” 


7 WiıLı, Common Law, S. 445. 

” Pacta sunt servanda im Sinne der Einklagbarkeit der Schuld in Natur sind auch heute noch dem 
Common Law fremd, die im Vertrag grundsätzlich eine Option sieht, entweder die versprochene Leis- 
tung zu erbringen oder Schadensersatz zu bezahlen. Die Verurteilung auf Leistung in Natur (specific 
performance) ist lediglich im Rahmen der so genannten Equity möglich. Vgl. insoweit bspw. Art. 28 
UN-Kaufrecht, der diese Besonderheit des Common Law berücksichtigt, sowie US-Court of Appeal, 
Zapata Hermanos Sucesores, S.A. v. Hearthside Baking Company, Inc., d/b/a Maurice Lenell Cooky Company, 
No. 01-3402, 02-1867, 02-1915, v. 19. 11. 2002, CISG-online Nr. 684. 

'3 Im 13. Jahrhundert wurde die Zuständigkeit der königlichen Gerichte auf die Freien (freeman) 
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Um 1300 gab es rund 500 verschiedene Verfahren für unterschiedliche Prozessge- 
genstände, die abschließend den Zugang zum Gericht und zugleich den Verlauf jedes 
Verfahrens bestimmten. Die Bürger wandten sich deshalb bei nach ihrer Meinung 
ungerechten Urteilen, für die es keine Verfahrensart vor den königlichen Gerichten gab, 
unmittelbar an den König, der diese in der Regel seinem Kanzler vorlegte. Im Laufe der 
Zeit verfestigten sich die Einzelfallentscheidungen, und es entwickelte sich ein neues 
Gericht beim Kanzler des Königs, der Court of Chancery. Die Chancery entschied aber 
nicht auf der Grundlage von Common Law, sondern nach Billigkeitsgesichtspunkten 
(equity).'”* Der Kanzler wandte also anderes Recht an als die königlichen Gerichte.'° 

Im 17. Jahrhundert kam es zum Konflikt zwischen beiden Rechtswegen. Man sah 
zwar, dass die verfahrensorientierten Gerichte des Common Law unbeweglich und 
erstarrt waren; die Urteile orientierten sich nicht an Gerechtigkeitsgesichtspunkten, 
sondern daran, ob das Verfahren beachtet wurde. In den Entscheidungssammlungen 
wurde oft nur das Verfahren, hingegen nicht das Ergebnis wiedergegeben. Umgekehrt 
waren die Gerichte, die Common Law anwendeten, unter Umständen ein Verbünde- 
ter gegen den absolutistischen Herrscher, da auch dieser an dieses Recht gebunden 
war. Der Kompromiss sah vor, dass beide, die Gerichte des Common Law und die 
Rechtsprechung der Equity des Kanzlers, bestehen blieben. Die Chancery entschied 
weiterhin nach Billigkeit, war jedoch an die Präzedenzfälle der Common-Law-Gerichte 
gebunden.'7° Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden die Gerichte des 


erweitert, die damit gegenüber den Lehnsherren eine deutlich sicherere Eigentumsposition erhielten; vgl. 
NoORTH/THoMAs, Rise ofthe Western World, S. 64. 

74 Die Billigkeit, aequitas im Lateinischen, wird von ARISTOTELES, Nikomachische Ethik, S. 1137a-1138a, 
Buch 5, Kap. 14, vom Gesetzesrecht unterschieden, aber beide dienten der Gerechtigkeit: »Einerseits 
nämlich ist das Billige, mit einem gewissen Recht verglichen, ein besseres Recht, anderseits ist es nicht in 
dem Sinne besser als das Recht, als wäre es eine andere Gattung. Recht und Billigkeit sind also einerlei, und 
obschon beide trefflich und gut sind, so ist doch die Billigkeit das Bessere. Die Schwierigkeit rührt nur daher, 
dass das Billige zwar ein Recht ist, aber nicht im Sinne des gesetzlichen Rechts, sondern als eine Korrektur 
desselben. Das hat darin seinen Grund, dass jedes Gesetz allgemein ist und bei manchen Dingen richtige 
Bestimmungen durch ein allgemeines Gesetz sich nicht geben lassen.« 

‘5 FIsCHEL, Verfassung Englands, S. 202-210. 

76 Wırı, Common Law, S. 445-451. Für anglo-amerikanische Juristen steht immer noch das Gerichts- 
verfahren im Vordergrund; Richter und Anwälte haben einen wesentlich stärkeren Einfluss auf die 
Rechtsentwicklung als in Kontinentaleuropa. Wenn es keine Entscheidung zu einer Fallgestaltung gibt, 
so hat der Richter im Common Law eine neue Rechtsregel (legal rule) zu finden. Diese Rechtsregeln 
haben aber einen geringeren Anwendungsbereich als Gesetze im kontinentaleuropäischen Sinne, da bei 
letzteren grundsätzlich von einem abgeschlossenen System auszugehen ist. Im Common Law-Bereich 
geht man nicht von einem geschlossenen System aus. Wenn es eine präjudizielle Entscheidung für eine 
vergleichbare Fallgestaltung gibt, die nach Ansicht des Juristen zu einem unerwünschten Ergebnis führt, 
so hat der Richter nicht eine legal rule zu interpretieren, sondern die Unterschiede der Fallgestaltung 
gegenüber dem Präjudiz herauszuarbeiten, um so eine neue legal rule für die besondere Fallgestaltung zu 
finden. 
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Common Law mit der Chancery verschmolzen.’ Neben das Common Law und die 
Equity trat im Laufe der Zeit noch das Gesetzesrecht, Statutory Law wie das Statute of 
Anne, das sich aber auch nur im Rahmen des Common Law entfalten konnte. 

So war es möglich, dass es Entscheidungen der Chancery zum Nachdruck (equity) 
gab, jedoch keine nach Common Law.'® Entscheidend war das Common Law, da es 
weder durch die Equity-Rechtsprechung noch durch Gesetzesrecht geändert wurde. 


3.3.2.4 Eigentum oder nur gesetzliches Recht? 


Gegenstand der entscheidenden Streitigkeiten war die Frage, ob nach Ablauf der gesetz- 
lichen Frist das Recht nach Common Law weiterbestand oder nicht. Entsprechend der 
Bedeutung der Rechtsfrage wurden von den Prozessvertretern etwa in Tonson v. Col- 
lins'7? neben nahezu der gesamten englischen Buchhandelshistorie Grotius, Pufendorf 
oder Locke, römisches Recht, griechische Traditionen etc. angeführt.'?° Die moderne 
Anschauung des Naturrechts, nach der Eigentum ohne staatliche Gewährung existiere, 
und die Behauptung, das Monopol an Erfindungen und künstlerischen Werken kön- 
ne als Eigentum originär erworben werden, und die alte Anschauung, nach der der 
Herrscher alle Rechte auf sich vereinigt und diese nach Gutdünken seinen Untertanen 
zuweisen und wieder entziehen kann, kollidierten. Zugleich war es ein Streit zwischen 
dem Common Law und dem römischen Rechtsverständnis, nämlich inwieweit der 
Gesetzgeber an eine richterrechtliche Rechtstradition gebunden ist, auch wenn diese in 
eine Sackgasse führt." Die englischen Buchhändler verteidigten aber zugleich die aus 


77 GIARO, Römisches Recht, S. 7. 

78 Die Verfahren in Nachdruckssachen Eyre v. Walker (1735), Motte v. Falkner (1735), Walthoe v. Walker 
(1736), Tonson v. Walker (1739), Gyles v. Wilcox (1740), Osborne v. Donaldson (1765) und Millar v. Donaldson 
(1765) waren Verfahren vor der Chancery; Millar v. Kincaid (1743) wurde vom schottischen Court of 
Sessions entschieden; vgl. PATTERSON, Perspective, S. 161-163, und Rose, Authors and Owners, S. 93. 

"79 King’s Bench, Black W. Trinity Term I Geo. 3, S. 301 ff., Mich. Term 2. Geo 3 S. 321 ff. - Tonson v. 
Collins. Klägervertreter war der hoch angesehene Jurist William Blackstone und Vorsitzender Lord Mans- 
field; ELLIOTT, Conjecturing the Common, S. 432. Es wird vermutet, dass es sich um einen verabredeten 
Rechtsstreit gehandelt hat, der mit dem Ziel eines Präzedenzfalls zu Gunsten der englischen Verleger 1759 
inszeniert wurde, FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 84; ROSE, Authors and Owners, S. 75-78. 
Laut PATTERSoN, Perspective, S. 165, wurde die Klage in zweiter Instanz von der Exchequer Chamber 
wegen Kollusion abgewiesen. 

"5° Nach Grotius gebe es zwei Methoden, Eigentum zu begründen: durch Besitz und Erfindung, und 
beim Autor läge eine Erfindung vor. An seinem Manuskript habe der Autor Eigentum, und so lange er 
es niemanden überlasse, sei das Eigentum unbestritten. Es wurde die Frage gestellt, ab wann das Recht 
des Autors unter- oder auf jemanden anderen übergehe: Wenn er das Buch für einige Freunde kopiert, 
wenn er es im Wege der Subskription veräußere - in diesen Fällen würden die Käufer nur das Recht zum 
Gebrauch des einen Exemplars erwerben, nicht mehr (BLACKSTONE, Commentaries, S. 302 f.). 

"9 Diesen Aspekt hob Lord Camden 1774 in den Beratungen des Oberhauses über den Fall Donaldson v. 
Becket hervor, wenn er die Aufgabe und Befugnisse der Legislative, des Common Law und der Judikative 
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dem mittelalterlichen Gildensystem gewachsene Struktur gegen die moderne Theorie 
einer Wirtschaft unter Wettbewerbsbedingungen und der Schädlichkeit der Monopole. 

Gegenstand der bekannten Entscheidungen war jeweils das Werk THE SEASONS 
von James Thomson, für das der Verleger Andrew Millar 1729 (beziehungsweise 1738 
vom Voreigentümer John Millan) das Copyright erworben hatte, und das der Verleger 
Robert Taylor 1766 nachdruckte. Die längstmögliche Rechtsdauer von 28 Jahren war 
abgelaufen. 1769 wurde in zweiter Instanz von der King's Bench der Fall Millar v. Tay- 
lor®* zu Gunsten von Millar entschieden. Die Begründung führte zu dem Ergebnis, 
dass der klagende Verleger nach Common Law unbefristetes Eigentum an den Rech- 
ten des Autors erworben hatte. Bereits vor 1710 sei das Kopierrecht Gegenstand des 
Rechtsverkehrs gewesen und von den Buchhändlern und Gerichten wie jedes andere 
Eigentum behandelt worden.'?? Das Gesetz von 1710 habe nur insofern Bedeutung, als 
es neben den allgemeinen Regeln zusätzlich eine Strafe für Verletzungen androhe. Eine 
Bestrafung sei nach Ablauf der Fristen nicht mehr möglich, zivilrechtlichen Klagen 
aufgrund Verletzung des Eigentums sei jedoch stattzugeben."?* Justice Willes fasste die 
zentralen Fragen des Rechtsstreites wie folgt zusammen: 


If the copy of the book belonged to the author, there is no doubt but that he 
might transfer it to the plaintiff. And if the plaintiff, by the transfer, is become the 
proprietor of the copy, there is as little doubt that the defendant has done him an 
injury, and violated his right [...] But the term of years secured by 8 Ann. c. 19 is 
expired. Therefore the author’s title of the copy depends upon two questions—— 
ıst. Whether the copy ofa book, or literary composition, belongs to the author, 
by common law: 

2d. Whether the common-law-right of authors to the copies of their own work is 
taken away by 8 Ann. c. 19.'°° 


Ist es gerecht, dass der Autor die finanziellen Vorteile seiner Genialität und Arbeit 
zugesprochen bekommt? Soll ein Dritter berechtigt sein, den Namen des Autors ohne 
dessen Zustimmung zu nutzen? Darf der Autor darüber entscheiden, ob, wann und 


in den Vordergrund stellte: Der Rattenschwanz an Präzedenzurteilen, dieser heterogene Haufen Müll, 
diene nur dazu, die Lords zu verwirren; vgl. DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 19. 

'® 1 Burrow 2303, 98 Eng. Rep. 201, 252 (K.B. 1769). 

‘#3 In der abweichenden Meinung des Richters Yates wurde die Existenz eines Rechts der Autoren vor 
1710 bestritten. Jedoch beruhten die Entscheidungen vor 1709 nicht auf Richterrecht. Zumindest betrafen 
die leading cases aus der Zeit 1664 bis 1709 jeweils Fälle, in denen gegen die ausdrücklichen Bestimmungen 
eines Privilegs verstoßen wurde; ELLIOTT, Conjecturing the Common, $. 440. 

184 PEATHER, History, S. 81; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 69. 

‘#5 4 Burr. 2303-2423, Millar v. Taylor (1769); die konkrete Textstelle findet sich auf $. 2311 £. Willes stellte 
zuvor fest, dass der Autor nach dem Vertrag das Werk 1729 an den Kläger und dessen Rechtsnachfolger 
für ein Honorar verkauft habe. 
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in welcher Form, Ausstattung, Auflage sein Werk veröffentlicht wird und wem er 
hinsichtlich des korrekten Drucks vertraut?'%° Wenn der Autor kein Eigentum hat, 
wird er nicht nur um seinen Profit gebracht, sondern ist auch nicht mehr Herr seines 
Werkes: Mit seinem Werk und Namen könne Schindluder jeder Art betrieben werden. 
Die Rechte des Autors, erstens auf den Gewinn und zweitens auf Wahrung der Integrität 
des Werkes und seines damit verbundenen Namens, waren entscheidend." Sie lassen 
sich ohne besondere Schwierigkeiten in das Vermögens- und das Persönlichkeitsrecht 
transponieren. Damit hatte erstmals ein Gericht nach Common Law ein theoretisch 
ewig geltendes Kopierrecht anerkannt. 

Die Londoner Verleger konnten mit dem Urteil zufrieden sein, vor allem, da nach 
den Anfangserfolgen ab 1745 der Wind vor Gericht sich gedreht hatte. Der einzige 
Erfolg war das Verfahren Tonson v. Collins. In der Begründung stellt das Gericht jedoch 
nicht auf den zentralen Text - PARADISE LosT von Milton - ab, sondern auf die in den 
Nachdruck übernommenen textkritischen Anmerkungen und Erläuterungen, die aber 
innerhalb der Fristen des Statute of Anne verfasst worden waren. 

Die Marktmacht der Londoner Buchhändler blieb durch die Fokussierung auf den 
Autor in Millar v. Taylor außer Betracht. An dem Rechtsstreit war der Autor zwar 
überhaupt nicht beteiligt, konnte nicht beteiligt sein, da James Thomson bereits 1748 
verstorben war. Dies war unbedeutend, denn wenn das Werk einmal Eigentum des 
Autors war, dann unterlag es den Regeln über Eigentum wie jedes andere Gut, war 
also übertragbar und vererblich. Durch eine Veröffentlichung ging das Eigentum nicht 
unter, auch nicht nach 14 oder 28 Jahren. Dementsprechend überlagere das Statute of 
Anne nur das Eigentumsrecht nach Common Law, gewährte aber ein zusätzliches oder 
andersartiges Recht als die allgemeinen Bestimmungen zum Eigentum.'?® 

Die Argumentation war noch inkonsistent, denn wenn es um die Ehre des Autors, 
um die Nutzung seines Namens, um eine verstümmelte, verfälschte, abgekürzte oder 
sonstwie deformierte Darstellung seines Werkes gehen sollte - wieso trafen sich dann 
Buchhändler vor Gericht? Es ist nicht so recht ersichtlich, dass die Ehre des Autors 
bei einem Buchhändler, der etwa ein Achtel des gesamten Rechts an einem Roman in 
einer Versteigerung erworben hat, besser aufgehoben sei als bei einem Nachdrucker.'?? 


186 Diese Fragen beantwortete Chief Justice Lord Mansfield im Urteil jeweils zu Gunsten des Autors; 
vgl. das Zitat bei PATTERSON, Perspective, S. 170 f., oder Rose, Nine-Tenths of the Law, S. 79-82, sowie 
DeaAZzLE£Y, Rethinking Copyright, S. 15. 

187 PATTERSON, Perspective, S. 169-171; DRAHOSs, Philosophy of IP, S. 24-27. 

188 PATTERSON, Perspective, S. 169-171. 

'® "Tatsächlich änderten die Originalverleger genauso oft und sorglos den Text. Schließlich waren 
sie ja Eigentümer des Textes. Aber auch Autoren nahmen sogar noch während des Drucks an den 
Fahnen Änderungen vor, so dass selbst einzelne Exemplare ein und derselben Ausgabe sich voneinander 
unterschieden; vgl. ST CLAIR, Reading Nation, S. 179 f.;; DARNTON, Wissenschaft des Raudrucks, S. 65 f.; 
SHER, Enlightenment & Book., S. 317. 
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So wurden zum Beispiel die Rechte an THE SEAsons vom Verleger Taylor, der noch 
während des Rechtsstreites verstorben war, von einer Gruppe von Londoner Verlegern 
gekauft.'”° Man kann vereinfacht sagen, dass die Richter die Entscheidung mit der 
Notwendigkeit der sogenannten moral rights begründeten, die aber nicht Gegenstand 
des Copyrights waren, das weiterhin das right to copy aus dem 16. Jahrhundert war. 


3.3.2.5 Die schottische Sicht 


Die aufstrebenden schottischen Verleger sahen die Rechtslage jedoch anders und hoff- 
ten zumindest, dass die Rechtsfrage nicht endgültig entschieden war. In Schottland war 
das Richterrecht nicht anerkannt; das Recht folgte eher den kontinentalen Vorstellun- 
gen.'?' Eigentum nach Common Law konnte es in Schottland vor 1707 nicht geben, da 
erst damals die Vereinigung von England und Schottland zu Großbritannien vollzogen 
wurde.'?* Und da nur drei Jahre nach dem Zusammenschluss der Königreiche bereits 
das Statute of Anne in Kraft trat, war ausschließlich Statutory Law Grundlage der 
Entscheidungen der schottischen Gerichte. Das edinburghische Gericht hatte in den 
Fällen Midwinter v. Hamilton (1743-1748) und Millar v. Kincaid (1749-1751) in der Sache 
selbst jedoch allenfalls inzident zu Gunsten der schottischen Verleger entschieden. Die 
schottische Rechtsprechung war offenbar an den Klagen der Londoner Verleger und 
den hinter den Streitigkeiten stehenden grundsätzlichen Fragen nicht interessiert oder 
wollte sie nicht entscheiden, so dass die Klageabweisungen auf verfahrensrechtlichen 
Gründen beruhten.'?? Im Ergebnis aber, so die Interpretation der schottischen Drucker 


"9° SHER, Enlightenment & Book., S. 333; Rose, Authors and Owners, S. 95. 

91 MANN, Scotland in European Perspective, S. 51 f. 

'9° Maria Stuarts Sohn, Jakob VI., wurde zwar nach dem Tode Elisabeths auch englischer König (Jakob 
1.), jedoch hatte die Personalunion der Kronen Schottlands und Englands keinen Einfluss auf das Recht. 

"93 Midwinter v. Hamilton war ein Fall vor einem Common Law Gericht; DEAZLEY, Rethinking Copyright, 
S. 14. In dem Urteil des Edinburgher Court of Session wurde die Klage mit der Begründung der fehlenden 
Eintragung im Register abgewiesen; RAvEn, Business of Books, S. 234; FEATHER, Publishing, Piracy and 
Politics, S. 81. Inzident, so wohl die Argumentation, setzt dies die Geltung der Statute of Anne voraus, da 
aus anderen Gründen - etwa einem unabhängig von diesem Gesetz bestehenden Eigentum - der Klage 
nicht stattgegeben wurde. 

In dem Verfahren Millar v. Kincaid lehnte der Court of Session 1751 eine Entscheidung ab, weil der 
Kläger zehn Monate zugewartet hatte, bis er den Rechtsweg beschritt: »no action lies on the statute, for 
offenses against the same, except when it is brought within three month after the committing such offence; 
and that no action lies, except for such books as have been entered in Stationers Hall in terms of the Statute«; 
PATTERSONn, Perspective, S. 163; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 82. Dieses »no action« besagt, 
dass es für den geltend gemachten Anspruch keine Klagemöglichkeit gibt und folglich auch keinen 
durchsetzbaren Anspruch. Millar legte Rechtsmittel zum House of Lords ein, das die Klage endgültig 
abwies, da es vorschriftswidrig und widersprüchlich sei, zu gleicher Zeit Schadensersatz und Bestrafung 
nach dem Gesetz zu verlangen; PATTERSON, Perspective, S. 163. 
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und Verleger, erlaubten die Edinburgher Richter nach Ablauf der Fristen des Statute of 
Anne den Nachdruck. 

1773 - nachdem die englische King's Bench sich für ein unbefristetes Recht ausge- 
sprochen hatte - wollte John Hinton unmittelbar in Schottland gegen den notorischen 
Nachdrucker Donaldson vorgehen, um das Thema endgültig im Sinne der Londoner 
Verleger abzuschließen. Dies erwies sich als eine fatale Fehleinschätzung, denn der 
schottische Court of Session entschied den Rechtsstreit Hinton v. Donaldson am 28. 
Juli 1773 mit elf zu einer Stimme zu Gunsten des Nachdruckers: Das Recht am Werk 
sei wie bei den Erfindungen nur befristet und der Nachdruck nach Ablauf der gesetzli- 
chen Fristen rechtmäßig.'?* Richter Lord Kames, ein bekannter Autor, wandte sich mit 
deutlichen Worten gegen das ewige Copyright. Das behauptete Naturrecht sei nicht 
gerechtfertigt. Es würde vielmehr der Natur des Menschen widersprechen und sei 
gegen die grundlegenden Prinzipien der Gesellschaft gerichtet: »Such a monopoly, so 
far from being founded on common law, is contradictory to the first principles of society. 
Why was man made a social being, but to benefit by society, and to partake of all the 
improvements of society in its progress toward perfection? At the same time, he was 
made an imitative being, in order to follow what he sees done by others. But to bestow 
on inventors the monopoly of their productions, would in effect counteract the designs 
of Providence, in making man a social and imitative being: it would be a miserable 
cramp upon improvements, and prevent the general use of them.« Alexander Donaldson 
publizierte die Entscheidung Hinton v. Donaldson 1774: THE DECISION OF THE COURT 
OF SESSION UPON THE QUESTION OF LITERARY PROPERTY lautete der Titel. Verkauft 
werde der Druck »at his Shop, N® 48, St. Paul’s Church-Yard, London, and Edinburgh, 
and by all Booksellers in Scotland«, wurde auf dem Titelblatt angekündigt. 

Das Urteil war nicht nur im Hinblick auf die Zulässigkeit des Nachdrucks von Bedeu- 
tung, sondern auch für die Frage, ob es bei unrechtmäßigem Nachdruck Schadensersatz 
gibt, denn dieser setzte regelmäßig eine Eigentumsverletzung voraus. Wenn nur das 
Statute of Anne gelten sollte, konnte selbst bei einem nach dem Statute rechtswidrigen 
Nachdruck mangels gesetzlicher Anspruchsgrundlage kein Schadensersatz zugespro- 


Auch die Chancery entschied 1765 in zwei Verfahren (Osborne und Millar jeweils gegen Donaldson) 
nicht zu Gunsten der Londoner Verleger, da die Rechtsfrage zu komplex sei und von einem Common 
Law Gericht entschieden werden müsse; Rose, Authors and Owners, S. 94. 

'94 Rose, Authors and Owners, S. 83. Vgl. auch die Ausführungen John Dalrymple, Vertreter Donaldsons 
im Verfahren Donaldson v. Becket (17. Cobbett’s Parl. Hist., 953, 957), nach dem es - außer in England 
- nie einen Nachdruckverbot gegeben habe: »In Scotland the jus gentium, or laws and customs of other 
nations, were pleaded in the courts of that kingdom, and from a diligent search into the laws and customs of 
every nation, ancient or modern, the Scotch lawyers, when the question concerning literary property was 
lately agitated in that kingdom, found themselves justified in affırming that no such property ever existed or 
ever was claimed in any civilized nation, England excepted, under the canopy of heaven.« 
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chen werden." Es standen sich also die Rechtsauffassungen der englischen und der 
schottischen Gerichte gegenüber. Eine einheitlich britische Rechtsprechung fehlte. 


3.3.2.6 Entscheidung des Oberhauses 


Der Edinburgher Buchhändler Alexander Donaldson, kämpferisch und provokant 
veranlagt, wollte das englische Verständnis der Rechtslage so nicht hinnehmen, hing 
sein Gewinn doch zum Teil von der Möglichkeit des Verkaufs von Nachdrucken ab. Es 
handelte sich um Nachdrucke, mit denen er bei Preisen zwischen einem Drittel und 
der Hälfte unter denen der Originaldrucke ausgezeichnet verdiente. Die Nachdrucker 
waren wohl kaum sozial engagierten Verleger, die den ärmeren Schichten den Kauf 
von Büchern ermöglichen wollten, sondern genauso am Gewinn interessiert wie die 
Originalverleger, auch wenn der bereits wohlhabende Donaldson idealistische Motive 
nannte. Man darf aber nicht davon ausgehen, dass es reine Nachdrucker waren, die nur 
diesem Geschäft nachgingen. Donaldson war von 1749 bis 1786 an der Veröffentlichung 
von ungefähr 600 Büchern beteiligt und gehörte zu den aktivsten Verlegern der Zeit. 
Er war etwa an der Herausgabe von David Hume, Francis Home oder Lord Kames 
(Henry Home) beteiligt.'?° 

Donaldson druckte erneut THE SEASONS, bot den Nachdruck in London im unmit- 
telbaren Herrschaftsgebiet der englischen Verleger in seinem Einzelhandelsgeschäft 
zum Kauf an und provozierte so einen Rechtsstreit, um eine für ihn günstige, für ganz 
Großbritannien gültige Entscheidung zu erstreiten. Der Verleger Thomas Becket, der 
Anteile an dem Werk von dem mittlerweile verstorbenen Millar erworben hatte, leitete 
erwartungsgemäß rechtliche Schritte ein, konnte er sich doch zumindest in England 
mit dem Urteil der King's Bench im Rücken sicher fühlen.'?7 

Nachdem Donaldson bei der Chancery unterlag, legte er Rechtsmittel ein, und die 
Sache wurde dem Oberhaus zur Entscheidung vorgelegt. Im Oberhaus wurde der 
Sachverhalt diskutiert, vom Lord Chancellor wurden drei Fragen formuliert, die Lord 
Camden, der die Ansicht der schottischen Drucker befürwortete, durch zwei weitere 
ergänzte. Die fünf Fragen wurden einem Gremium von zwölf Oberrichtern vorgelegt. 


"9 In Millar v. Kincaid sagte das schottische Gericht ausdrücklich: »no action of damage lies on the 
statute«; PATTERSON, Perspective, S. 163; ROSE, Authors and Owners, S. 70. 1798 wurde in Beckford v. Hood (7 
TR 621) dahingehend entschieden, dass ein Schadensersatzanspruch unabhängig von einer ausdrücklichen 
Regelung in dem Statute of Anne besteht und dies auch dann, wenn die formale Registrierungspflicht 
nicht erfüllt war. 

196 SHER, Enlightenment & Book., S. 313-316; ROSE, Authors and Owners, S. 93; RAVEN, Business of Books, 
S. 161, 235. 

97 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 89. Thomas Becket wird teilweise in der Literatur auch 
Beckett geschrieben; vgl. etwa PATTERSON, Perspective, S. 172. Hier wurde die Schreibweise verwendet, wie 
sie in der neueren britischen Literatur anzutreffen ist (etwa DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 15 oder 
Rose, Authors and Owners, $. 95.). 
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Einer dieser zwölf Richter war Lord Mansfield, der bereits drei Jahrzehnte zuvor Pope 
in dessen Rechtsstreitigkeiten um das Copyright vertreten und in Millar v. Tayler zu 
Gunsten der englischen Verleger entschieden hatte. Lord Mansfield enthielt sich eines 
Votums; die anderen elf Richter trugen über drei Tage verteilt ihre Meinung vor, und 
bis heute ist noch nicht klar, wie das Urteil der zwölf Richter ausgefallen ist.'9® 

In der Entscheidung Donaldson v. Becket blieb umstritten, ob die Autoren vor 1710 
überhaupt Rechte hatten. Das Rechtssystem hatte ihnen keine zugeordnet, und es 
fehlte ein Präzedenzfall. Dies führte zwangsläufig zur Frage, ob die Richter nach den 
Grundsätzen »private justice, moral fitness, and public convenience; the natural right of 
every subject«, zu entscheiden hätten: Haben die Richter festzustellen, wie das Gesetz 
auszulegen ist oder wie das Gesetz gestaltet sein sollte?'?? Die unterschiedlichen Argu- 
mente und auch Ansätze, was überhaupt Gegenstand des Rechtsstreites sei, wurden in 
den Grundzügen hier bereits genannt. Lord Camden hat nach der auf den Autor ausge- 
richteten Entscheidung Millar v. Taylor den Blick wieder mehr auf die Buchhändler 
und deren Marktmacht gelenkt: 


All our learning will be looked up in the hands of the Tonsons and Lintons of 
the age, who will set what price upon it their avarice chooses to demand, till the 
public become as much their slaves, as their own hackney compilers are. Instead 
of salesmen, the booksellers of late years have forestalled the market, and become 
engrossers. If, therefore, the monopoly is sanctified by your lordships’ judgement, 
exorbitant price must be the consequence; for every valuable author will be as 
much monopolized by them as Shakespeare is at present, whose works, which he 
left carelessly behind him in town, when he retired from it, were surely given to 
the public if ever author’s were; but two prompters or players behind the scenes 
laid hold of them, and at the present proprietors pretend to derive that copy from 
them, for which the author himself never received a farthing.?°° 


Nach der Stellungnahme der Richter entschied dann abschließend das House of Lords 
den Fall Donaldson v. Becket””' dahingehend, dass es neben dem gesetzlichen Recht 


198 Rose, Authors and Owners, S. 154-158, ist der Meinung, dass die Stimme von Justice Nares in der 


entscheidenden dritten Frage falsch gewertet wurde und die Mehrheit der Richter für ein ewiges Copyright 
gestimmt hätten. Er bezieht sich auf einen Artikel des angesehenen Journalisten und Prozessbeobachters 
Woodfall vom 15. Februar 1774. Vgl. auch DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 16-18; FEATHER, Publishing, 
Piracy and Politics, S. 90-92, die bei anderen Fragen unterschiedliche Stimmergebnisse anführen. Die 
Richter antworteten auf die Fragen nicht mit Ja oder Nein, sondern trugen ihre Meinung teilweise sehr 
ausführlich vor, wobei Lord Mansfields Einstellung, die er in Millar v. Taylor zum Ausdruck gebracht 
hatte, in dem Verfahren unter den Tisch fallen gelassen wurde. Es hat sich nur um sachverständige 
Stellungnahmen gehandelt: »the judicial statements were only advisory«, so Lord Chancellor Apsley; Rose, 
Authors and Owners, S. 98-102. 

"9 ELLIOTT, Conjecturing the Common, S. 440 f.; ALEXANDER, Public Interest, S. 30-38. 

°° 17 Cobbett's Parl. Hist. Eng. 953, 1000. Hackney compilers meint die Autoren. 
17 Cobbett’s Parl. Hist. Eng. 953 [H.L., 1774]. 
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kein natur- oder eigentumsrechtlich begründetes Verbot des Nachdrucks von veröf- 
fentlichten Werken gebe. Die Entscheidung Donaldson v. Becket und die im Verfahren 
geäußerten Meinungen wurden von der Rechtswissenschaft dahingehend interpretiert, 
dass dem Autor nach Common Law das ausschließliche Recht am eigenen Werk bis zur 
ersten Veröffentlichung zusteht. Erst nach der Veröffentlichung greift das Gesetz und 
begrenzt die Dauer des Rechts auf die im Gesetz genannte Frist.”°” Ob das Oberhaus 
nun mit oder gegen die Mehrheit der Richter entschieden hat, ist, wie gesagt, ungeklärt. 
Es ist auch Interpretationsfrage, ob es als eine Ablehnung eines - naturrechtlich be- 
gründeten - Eigentums, eines Eigentums an Ideen oder als Entscheidung zu Gunsten 
des Vorrangs des Statutory Law vor der Befugnis der Richter, den Gegenstand und 
die Reichweite des Eigentums zu definieren, zu bewerten ist. Im Oberhaus haben die 
Peers schließlich nur eine Frage gestellt bekommen: Soll die Entscheidung zu Gunsten 
eines ewigen Unterlassungsanspruchs gegen den Nachdrucker aufgehoben werden? 
Mit der Entscheidung des Oberhauses wurde Donaldsons Nachdruck des Werkes THE 
SEASONS als nicht rechtswidrig eingestuft und dem Gesetzeszweck des Statute of Anne, 
die Begrenzung des Ausschließlichkeitsrechts, Geltung verschafft. Die Entscheidung 
beendete den britischen Streit der Buchhändler.”°® Am nächsten Morgen berichtete in 
London der Morning Chronicle, dass mit einem Schlag nahezu zweihunderttausend 
Pfund vernichtet seien, während die schottischen Zeitungen triumphierten.?°* 

Die Begrenzung durch die Fristen wurde als ein Ausgleich zwischen den Interessen 
des Autors und denen der Öffentlichkeit an einem freien Austausch von Literatur, 
Wissen und Ideen verstanden.?°> 


[W]Je must take care to guard against two extremes equally prejudicial; the one, 
that men of ability, who have employed their time for the service ofthe community, 


?°® Das erste Urteil über unveröffentlichte Werke, es ging um Bilder, wurde 1849 vom High Court 


of Chancery in der Sache Prince Albert v. Strange, EWHC Ch J2o vom 8. Februar 1849, erlassen. Vgl. 
auch PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. 180; PATTERSON, Perspective, S. 176; ROSE, The Author as 
Proprietor; CORNISH, Authors in Law, S. 3; DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 20; BLUNTSCHLI, Schriftei- 
genthum, S. 5. Zum Recht an unveröffentlichten Werken in den Vereinigten Staaten nach Common Law 
vgl. LAnDes/PosNnERr, Indefinitely Renewable Copyright, S. 472. 

”% Unmittelbar im Anschluss an das Urteil wollten die führenden Londoner Buchhändler einen Zusam- 
menschluss (United Company of Booksellers) organisieren, der jedoch nicht umgesetzt wurde. Statt dessen 
gab eine Gemeinschaft von 36 Londoner Buchhändlern eine große Sammlung (68 Bände) mit britischen 
poetischen Werken heraus, der 1790 eine weitere Sammlung (75 Bände) von diesmal 42 Buchhändlern 
folgte. Es gab noch weitere solche Sammlungen, die nahe legen, dass die Buchhändler kartellartige Struk- 
turen angenommen hatten, um weitere Marktzutritte zu unterbinden; vgl. RAvEn, Business of Books, S. 237. 
So führten Londoner Verleger auch nach der Entscheidung des Oberhauses 1774 teilweise die Praxis 
des unbefristeten Copyrights fort, obwohl die Rechtslage geklärt war; vgl. SHER, Enlightenment & Book., 
S. 299. 

”°4 Rose, Authors and Owners, S. 97. 

°°5 DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 23 f, unter Hinweis auf aktuelle Literatur. 
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may not be deprived of their just merits, and the reward of their ingenuity and 
labour; the other, that the world may not be deprived of improvements, nor the 
progress of the arts be retarded.”°° 


Wie sehr das Denken noch im System der Zuteilung von Vorteilen und Aufgaben an 
einzelne Glieder der Gesellschaft verfangen war, zeigte sich bereits 1775: So gelang 
es den Universitäten Oxford und Cambridge, binnen einer Frist von kaum mehr als 
einem Monat ein Gesetz auf den Weg zu bringen und verabschieden zu lassen, das den 
Universitäten ein ewiges Kopierrecht an den in ihren Verlagen erschienen Werken ge- 
währte. Die Begründung lautet: Förderung der Bildung.”°’ Die Petitionen der Londoner 
Buchhändler für ein neues Gesetz konnten hingegen nicht durchdringen. ?°® 

Großbritannien blieb nach Donaldson v. Becket vergleichsweise lange Zeit auf dem 
Stand des Statute of Anne stehen.?°® 1814 trat einerseits eine Verlängerung der Dauer des 
Rechts auf mindestens 28 Jahre oder auf die Lebensdauer des Autors, andererseits eine 
zwingende Pflichtexemplarregelung in Kraft. 1842 wurde eine weitere Verlängerung 
der Fristen beschlossen.”'° Die Grenzen des Gegenstand des Rechts wurden in zwei 
Entscheidungen abgerundet. Johann Christian Bach erhielt auf seinen Antrag hin unter 
dem 15. Dezember 1763 von der britischen Krone das ausschließliche Recht zum Druck 
und zur Verbreitung einiger Musikstücke für vierzehn Jahre, beginnend ab dem Datum 
der Erteilung des Rechts (»royal licence for the sole printing and publishing«). Longman 
druckte einige Musikstücke Bachs ab und verkaufte die Noten. In der Entscheidung kam 
es aber nicht auf das königliche Patent an, sondern ob Noten als writing im Rahmen des 
Statute of Anne anzusehen seien. Dies wurde von der Chancery unter Lord Mansfield 
bejaht, so dass der Druck ohne Zustimmung Bachs als unzulässig eingestuft wurde.” 
Das Recht beschränkte sich aber auf den Druck. 

Die Aufführung eines Schauspiels konnte ohne Zustimmung des Rechtsinhabers 
erfolgen, auch wenn das Gericht der Chancery 1770 entschied, dass überhaupt noch 
nicht gedruckte Werke nicht auf der Grundlage von Mitschriften in den Aufführungen 


publiziert werden durften.”"” 1833 wurde der Dramatic Literary Property Act erlassen, 


206 Tord Mansfield, in der Entscheidung Sayre v. Moore (1785), zitiert nach U.S. Supreme Court, Twentieth 
Century Music Corp. v. Aiken, (Fn 6). 

07 „Advancement of Learning«, vgl. DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 22. 

?°8 PATTERSON, Perspective, S. 178 f. 

09 PATTERSON, Perspective, S. 21, 43; FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 96; ROSE, Authors and 
Owners, S. 42. 

9° RAVEN, Business of Books, S. 342. Weitere Regelungspunkte waren 1814 wie 1842 die Ausweitung des 
Rechts auf die Kolonien, Registrierungspflichten, Strafvorschriften für den Import von in Großbritannien 
rechtswidrigen Nachdrucken und Aufführungsrechte. 

° Chancery, Bach v. Longman (1777) 98 ER 1274, 2 Cowper’s Reports, S. 623 f. 

*® Entscheidung Macklin v Richardson (1770) 27 ER 451. Vgl. auch DEAZLEY, Rethinking Copyright, 
S. 153 f.; ALEXANDER, Public Interest, S. 83-88. In der Sache Coleman v. Wathen (1793), 5 Term Reports, 
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der dem Autor (oder den Rechtsnachfolgern) das Aufführungsrecht für Großbritannien 
und Irland, die Isle of Man, Jersey, Guernsey und die britischen Überseebesitzungen ein- 
räumte. Ferner wurde der Druck von Mitschriften vom gesprochen Wort, insbesondere 
Vorlesungen, 1835 durch den Lectures Publication Act monopolisiert.”? Schließlich ist 
noch das Recht an Gemälden zu nennen. Nach dem 1735 in Kraft getretenen Engraving 
Copyright Act für Kupferstiche waren Holz- und Kupferstiche mit einem exklusiven 
Recht bedacht, nicht jedoch Gemälde, so dass, wenn der Maler von seinem eigenen Bild 
einen Stich angefertigt hatte, ein Dritter eine neue Druckvorlage unter Verwendung 
des Gemäldes, nicht jedoch des Stichs, anfertigen durfte.”'* Abgüsse von Modellen und 
Büsten von Menschen oder Tieren wurden mit dem Models and Busts Act (1798), von 
Skulpturen mit dem Sculpture Copyright Act (1814), Kopien von Gemälden, Zeichnun- 
gen und Fotografien nach dem Fine Art Copyright Act (1862) verboten.” 
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Das englische Recht wurde auch in den Vereinigten Staaten als ehemalige Kolonie 
angewandt, auch wenn die Unabhängigkeit erkämpft wurde.”"° Das Statute of Anne ist 
Grundlage für das utilitaristische Prinzip des amerikanischen Copyright. Auch der 1790 
in Kraft getretene US-amerikanische Copyright Act sah eine zweigeteilte Rechtsdauer 
von höchstens 28 Jahren vor.” 

Der mit der britischen Entscheidung Donaldson v. Becket korrespondierende Fall 
in den Vereinigten Staaten, Wheaton v. Peters,”"® wurde 1834 entschieden. In der Be- 
gründung wird das Statute of Anne und die Entscheidung Donaldson v. Becket zitiert”? 
und darauf hingewiesen, dass das Urteil Donaldson v. Becket den Gestaltern der ameri- 
kanischen Verfassung nicht unbekannt geblieben sei. In dem rund 100 Seiten langen 
Urteil wurden das Patentrecht und die Rechte der Autoren, beide in einem Absatz des 


S. 245, klagte der Verleger Coleman, der die Rechte an THE AGREEABLE SURPRISE vom irischen Autor 
John O’Keefe gekauft hatte und sich somit als Alleininhaber sämtlicher Rechte an dem Stück ansah, 
gegen die Aufführung. In Murray v. Elliston (1822), 5 Barnewall & Aldersons’s Reports, S. 657, wurde die 
Entscheidung bestätigt. Auch hier klagte der Verleger, diesmal von Lord Byron. 

”3 ALEXANDER, Public Interest, S. 88-92. 

4 De Berenger v. Wheble (1819) 2 Stark, S. 548. 
Vgl. DEAZLEY, Fine Arts Copyright; ALEXANDER, Performing Right. 
Als Geburtsstunde des Common Law für die Vereinigten Staaten wird das Jahr 1607 angegeben, der 
Zeitpunkt der Gründung der ersten englischen Kolonie in Nordamerika. 1608 stand zum ersten Mal die 
Frage im Raum, welches Recht in den neuen Kolonien gelten soll. In dem Fall Calvin v. Smith wurde dann 
entschieden, dass in den englischen Kolonien in Amerika englisches Recht gelten solle. 

”7 Wie in der britischen Regelung dauerte die erste Frist 14 Jahre und verlängerte sich um weitere 14 
Jahre, wenn der Urheber die erste Frist überlebte (Ch. 15, $ ı, ı Stat. 124 - 1790 Copyright Act). 

”° Supreme Court, 33 U.S. S. 591 (1834) 

9 A.a.O., S. 602. 
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Art. ı Sec. 8 der Verfassung der Vereinigten Staaten gemeinsam behandelt, miteinander 
verglichen. Die Verfassung der Vereinigten Staaten bestimmt, dass der Kongress die 
Befugnis hat, »/...] to promote the progress of science and useful arts, by securing for 
limited times, to authors and inventors, the exclusive right to their respective writings and 
discoveries.« 

Der Supreme Court besprach ausführlich die Frage, ob die Verfassung ein bereits 
nach dem Common Law bestehendes Recht für literarische Werke berührt, bestätigt 
oder einschränkt. Die Existenz eines bereits bestehenden Rechtes wurde mit der Be- 
gründung abgelehnt, dass, wenn so ein Recht bereits bestünde, es keinen Grund gebe, 
dass die Verfassung dem Kongress die Macht einräumt, nochmals ein Recht zu gewäh- 
ren. Der Kongress habe mit dem Bundesgesetz zum Copyright von 1790 kein bereits 
bestehendes Recht sanktioniert, sondern es erst geschaffen.””° Die Richter gingen auch 
auf ein Gesetz Massachusetts’ vom März 1783 ein, in dem die Autorenrechte als Natur- 
recht ganz im Sinne der Londoner Buchhändler begründet wurde.” Jedoch gebe es 
in den Vereinigten Staaten kein für alle Bundesstaaten einheitliches Autorenrecht, so 
der Supreme Court 1834. Dies sei vielmehr abhängig von den jeweiligen Gesetzen der 
einzelnen Bundesstaaten, was der Anlass zur Regelung in Art. ı Sec. 8 der Verfassung 
gewesen sei. Dementsprechend werde das Urheberrecht im Sinne eines rechtlich durch- 
setzbaren Ausschließungsrechts erst durch das Gesetz im dort vorgegebenen Rahmen 
geschaffen.” 

Zentrale Aspekte des Rechts, wie sie sich zum Zeitpunkt der Entscheidung Wheaton 
v. Peters anhand der Verfassung, dem Bundes- und den Landesgesetzen präsentierten, 
sind die Förderung der Bildung, die Autorenrechte, die Verhinderung von Monopolen 
und die Schaffung einer Ordnung für den Buchhandel, wobei die Verfassung die 
Reihenfolge vorgibt, wie diese unterschiedlichen Interessen zusammenwirken. Die US- 
Verfassung sieht die Förderung des Fortschritts der Bildung, Wissenschaft und Technik 
als das Ziel an. Die Gewährung zeitlich befristeter Ausschließlichkeitsrechte sind das 
Mittel. Aktuellere Entscheidungen des Supreme Court zeigen dies: The »enactment of 
copyright legislation by Congress under the terms of the Constitution is not based upon 
any natural right that the author has in writings, [...] but upon the ground that the 


°?° Supreme Court, 33 U.S. - Wheaton v. Peters, S. 661. 

= A.a.O., S. 683. In dem Gesetz hieß es: Men must »/[...] exist in the legal security of the fruits of their 
study and industry, to themselves; and as such security is one of the natural rights of all men, there being 
no property more peculiarly a mans own, than that which is produced by the labour of his mind.« Diese 
Präambel wurde in die Gesetze von New Hampshire und Rhode Island übernommen. Auch andere Staaten 
wie New Jersey oder North Carolina zielten in eine vergleichbare Richtung, während Staaten wie Virginia 
oder Maryland sich am Statute of Anne orientierten; PATTERSON, Perspective, S. 184-187. 

°* PATTERSON, Perspective, S. 114. 
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welfare of the public will be served and progress of science and useful arts will be promoted 
by securing the authors for limited periods the exclusive rights to their writings.«”” 

Dementsprechend hat der Inhaber des Copyright kein umfassendes Ausschließ- 
lichkeitsrecht: Wenn jemand das Werk eines anderen verwendet, dabei jedoch keines 
der im Copyright Act enumerativ aufgezählten exklusiven Rechte nutzt, liegt keine 
Verletzung des Copyright vor.’”* Es sei zwar eine unmittelbare Folge des Rechts, dass 
der Autor die Möglichkeit erhält, eine angemessene Gegenleistung für seine Arbeit zu 
fordern. Das Ziel dieser Belohnung sei es jedoch, die künstlerische Kreativität zum 
Wohle der Allgemeinheit anzuregen: »The sole interest of the United States and the 
primary object in conferring the monopol,y, [...] lie in the general benefits derived by 
the public from the labors of authors«.””° Die eigennützige Motivation hat sich dem 
allgemeinen Ziel der breiten Verfügbarkeit von Literatur, Musik und anderen Künsten 
unterzuordnen. Auch die möglichen Rechtsinhaber wurden über die Nützlichkeit für 
die nationale Allgemeinheit definiert: Wie in Europa erhielten auch in den Vereinigten 
Staaten grundsätzlich nur amerikanische Staatsbürger die Ausschließlichkeitsrechte, 
ausländische Autoren hingegen nicht.” Erst ab 1891 konnte ausländische Autoren 
Rechte erwerben, bis 1976 aber nur, sofern neben der Registrierung auch der Satz oder 
Druck in den Vereinigten Staaten erfolgte. 

Über lange Zeit wurde der sogenannten Sweat-of-the-Brow-Doktrin (nach Genesis 
3,19) gefolgt, nach der einem Leistungsschutzrecht vergleichbar die reine Fleißarbeit 
und Sorgfalt bei der Schaffung bereits hinreichend für ein Ausschließlichkeitsrecht war. 
Originalität, in Abgrenzung zu bloßen Fakten, wurde vom Supreme Court erst 1991 als 
unabdingbare Voraussetzung für das Recht ausdrücklich genannt.” 

Die Entscheidung Folsom v. Marsh (1841)? wurde die Grundlage für die Begren- 


3 Sony Corp. of America v. Universal City Studies, Inc., 464 U. S. (1984), S. 417, 429. 

°*4 Supreme Court, Twentieth Century Music Corp. v. Aiken, 422 U.S. 151 (1975), S. 154-156. 

5 A.a.O. unter Verweis auf Fox Film Corp. v. Doyal, 286 U.S. 123 (1932). Die als moral rights bezeichneten, 
über das Recht zur Kontrolle der Vervielfältigung hinausgehenden Interessen eines Urhebers haben bis 
heute einen schweren Stand im US-amerikanischen Recht; vgl. etwa PEIFER, Individualität im Zivilrecht, 
S. 64 (Fn. 53). Im britischen Copyright Act 1956 wurden mit Sec. 77-83 Urheberrechte wie ein Anspruch 
auf Urheberbezeichnung oder Mittel gegen Beeinträchtigungen des Werkes aufgenommen. Allerdings 
kann auf das Recht verzichtet werden, und in den üblichen Verträgen wird der Verzicht von den Verlegern 
gefordert. 

© PLANT, Economic Aspects of Copyright, S. ı7ı. Nach dem Urteil des US District Court Southern 
District New York v. 3. 7. 2009, Football Association Premiere League v. Youtube Inc., 07 Civ. 3582 (LLS), 
haben ausländische Urheber außer bei Liveübertragungen (»live broadcast exemption«) auch 2009 keine 
Schadensersatzansprüche, wenn sie ihre Ansprüche nicht in den Vereinigten Staaten registriert haben 
(»unregistered foreign works«). 

7 US Supreme Court, Feist Publications, Inc., v. Rural Telephone Service Co., 499 U.S. 340, 351: »Ihe key 
to resolving the tension lies in understanding why facts are not copyrightable. The sine qua non of copyright 
is originality. To qualify for copyright protection, a work must be original to the author.« 

28 Tolsom v. Marsh, 2 Story S. 100, 9 F.Cas. 342, 346 (C.C. D. Mass. 1841) 
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zung der Exklusivität durch die Möglichkeit des Fair use.””° In dem Streit ging es um 
einen Auszug aus einer zwölfbändigen Ausgabe der Schriften des 1799 verstorbenen 
George Washington. Die Verleger dieser Ausgabe klagten gegen andere Verleger, die 
eine zweibändige Ausgabe über das Leben Washingtons herausgebracht hatten. Mehr 
als 300 Seiten des Werks THE LIFE OF WASHINGTON IN THE FORM OF AN AUTOBIO- 
GRAPHY mit insgesamt rund 800 Seiten Text (ohne Verzeichnisse) waren wörtliche 
Übernahmen des erstgenannten Werks (an sich Texte von Washington). Das Gericht 
führte aus, ein angemessener und in gutem Glauben verfasster Auszug (»fair and bona 
fide abridgment«) wäre nicht als Piraterie einzustufen. In diesem Rahmen käme es 
neben dem Ausmaß der Übernahmen insbesondere darauf an, in welchem Umfang 
das eine Werk dem anderen den Absatz streitig machen könnte: »look to the nature 
and objects of the selections made, the quantity and value of the materials used, and the 
degree in which the use may prejudice the sale, or diminish the profits, or supersede the 
objects, of the original work.« 


9 So der etwa US Supreme Court, Aka Skyywalker, et al. v. Cuff-Rose Music, 510 U.S. 569 Campbell 
(1994). $ 107 des amerikanischen Copyright Act of 1976 (17 U.S.C. $ 107) bezeichnet Fair use als eine von 
mehreren Limitations on exclusive rights. 


4 Deutschland - Staatenwettbewerb 


4.1 Überblick zur Entwicklung des Honorars 


Die Geschichte des Urheberrechts wird in der Regel aus Sicht der Urheber geschildert. 
Die treibenden Kräfte waren aber einerseits die Verleger, andererseits der Staat in 
seinem Bestreben, die Produktion und Verbreitung der Schriften zu zensieren und 
zu kontrollieren. Die Autoren wandten sich eher gegen die Zensur und die ungleiche 
Verteilung der Erlöse, — verständlicherweise: Christian Fürchtegott Gellert, dessen 
FABELN UND ERZÄHLUNGEN vor der als Sturm und Drang bezeichneten Periode zu den 
meistgelesenen Werken in Deutschland zählten, wurde 1746-1748 von seinem Verleger 
mit einem Honorar von 3ı Gulden entlohnt. Sein Verleger Wendler wurde durch die 
Fabeln wohlhabend, während Gellert bis zu seinem Tod in bescheidenen Verhältnissen 
lebte. Um den Todeszeitpunkt Gellerts wurde das Verlagsrecht an Gellerts Schriften 
unter Beteiligung der Weidemannschen Buchhandlung für 10 000 Taler verkauft. 
Gellerts Schriften waren auch ein Bestandteil einer anderen Begebenheit:” Am 10. 
Mai 1765 versammelte sich in Leipzig nahezu ein Sechstel der deutschen Verleger, 
um auf Einladung Philipp Erasmus Reichs, damals Fürst der Buchhändler und Leiter 
des genannten Verlags Weidemann, über Maßnahmen gegen den Nachdruck zu bera- 
ten.? Diese Versammlung erhielt aus Wien ein »Avertissement« des in den Adelsstand 
erhobenen Druckers Trattner, in dem dieser mitteilte, er habe zahlreiche Schriften, 
einschließlich derer von Gellert, nachgedruckt und würde diese in guter Qualität für 
13 Gulden 30 Kreuzer anbieten. Dies war vergleichsweise günstig, da die Originale 37 
Gulden kosteten, worauf Trattner selbstverständlich hinwies. Während also der eine 
Verleger das Verlagsrecht für 10 000 Taler kaufte, druckte der andere Gellerts Schriften 
ohne ein entsprechendes Recht nach. Trattner wurde für sein Tun auch noch in den 
Adelsstand erhoben, sein Geschäftsbetrieb von Erzherzögen besichtigt, und der spätere 
Kaiser Joseph II. wurde bei ihm mit dem Druckhandwerk vertraut gemacht.* Wieso 
sollte der berühmteste Nachdrucker im Heiligen Römischen Reich, Edler von Trattner, 
für seine Leistungen auch nicht belohnt werden®?? Schon Queen Elizabeth hatte den 


" GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 118 f. 

” GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 21 f. 

° Vgl. zum Gegenstand der Beratungen REICH, Erstes Grundgesetz. 

GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 6. 

Maria 'Iheresia soll 1750 Trattner mit dem Nachdruck beauftragt haben: »Unterdessen aber, lieber 
Trattner, sagen Wir ihm, daß es unser Staatsprinzip sei, Bücher hervorbringen zu lassen, es ist fast gar nichts 


4 
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Geschäftsbetrieb des noblen Piraten Francis Drake, die Golden Hinde, besucht und ihn 
anlässlich der Besichtigung zum Ritter geschlagen.“ Dies waren zwar Ausnahmen, aber 
sie zeichnen das Bild der Ausgangslage. 

Der Kenner des Buchmarkts dieser Zeit, Goldfriedrich, bringt seine Zweifel an den 
Beschwerden über den Nachdruck augenzwinkernd zum Ausdruck, wenn er über 
die 1766 von Reich organisierte Versammlung der Verleger im Hause des Fürsten der 
Buchhändler berichtet, nämlich dass nicht alle Mitglieder der Sozietät gegen Nachdruck 
anwesend waren: »Herr David Iversen aus Altona z. B. war früh um halb elf noch nicht 
aufgestanden, des Nachmittags um vier Uhr aber ‚hielt er seine gewöhnliche Mittags-Ruhe‘; 
auch August Lebrecht Stettin aus Ulm war ‚wegen seines Schlafens nicht anzutreffen‘«.’ So 
stand es um den wirtschaftlich verheerenden Nachdruck: Die gewöhnliche Mittagsruhe 
wurde deswegen nicht unterbrochen. Den vom Nachdruck gebeutelten Verlegern ging 
es, auch wenn sie ständig über drohenden Ruin und Verfall des Buchhandels klagten, 
offenbar nicht so schlecht. 

Wenn man den Nachdruck in Deutschland in der Zeit vor dem Siebenjährigen Krieg 
beschreiben will, führt die Konzentration auf den Autor zu Missverständnissen. Wie 
die Verleger die Autoren in der Zeit des Siebenjährigen Krieges einordneten, wird 
deutlich, wenn man Pütters Beitrag von 1774 liest, der den damaligen Stand der Dinge 
zusammenfasste: Der Verleger erwirbt für sein Produkt Buch nicht nur Papier, sondern 
vom Autor den ersten Grundstoff, so wie der Tuchfabrikant sich die Wolle und übrigen 
Zutaten für seine Tücher anschafft.° 

Die Konzentration auf den Autor hat den Nachteil, dass die Geschichte bis zu die- 
sem Wendepunkt schnell erzählt ist, etwa mit dem unternehmerischen Versuch des 
deutschen Nationaldichters der Weimarer Klassik, Goethe, dessen Schaffensperiode 
sich ziemlich genau mit der für das Entstehen des deutschen Urheberrechts entschei- 
denden Periode deckt. Sein Lustspiel DIE MITSCHULDIGEN bot er 1769 den Verlegern 
Fleischer in Frankfurt am Main und Reich in Leipzig an; beide lehnten ab. 1773 schrieb 
Goethe »ohne weder rückwärts, noch rechts, noch links zu sehn« am GÖTZ voN BER- 
LICHINGEN und hatte nach »etwa sechs Wochen [...] das Vergnügen, das Manuskript 
geheftet zu erblicken«.? Es war eine Umarbeitung, nachdem Herder die erste Fassung 
von 1771 heftig kritisiert hatte. Das neue Werk wieder einem Buchhändler anzubieten, 
um vielleicht erneut »eine abschlägige Antwort zu holen; denn wie sollten sie einen 
Jungen, namenlosen und noch dazu verwegenen Schriftsteller beurteilen?«, das war ihm 


da, es muß viel gedruckt werden. Er muß Nachdrücke unternehmen, bis Originalwerke zustandekommen. 
Drucke er nach. Sonnenfels soll ihm sagen Was!«, zit. n. FÜssEL, Verlagsgeschichte, S. 266. 

6 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 676. 

7 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 29. 

8 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 54. 

2 Vgl. GOETHE, Dichtung und Wahrheit, 13. Buch; UnsEL, Goethe und seine Verleger, S. 34-44; WITT- 
MANN, Buchhandel, S. 175-177. 
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unangenehm. Sein Freund Merck, über die Gewinne der Verleger informiert, meinte, 
man solle »dieses seltsame und gewiss auffallende Werk auf eigne Kosten herausgeben, 
und es werde davon ein guter Vorteil zu ziehen sein; wie er denn, mit so vielen andern, 
öfters den Buchhändlern ihren Gewinn nachzurechnen pflegte, der bei manchen Werken 
freilich groß war, besonders wenn man außer Acht ließ, wie viel wieder an anderen Schrif- 
ten und durch sonstige Handelsverhältnisse verloren geht. Genug, es ward ausgemacht«: 
Goethe kaufte das Papier, und Merck sorgte für den Druck - 500 Exemplare wurden 
wagemutig gedruckt. Weil Goethe die Exemplare nicht schnell genug zu verteilen ver- 
mochte, erschienen alsbald Nachdrucke von Verlegern, die die beachtliche Nachfrage 
befriedigten, Goethe aber keinen Kreuzer zahlten. Und da überdies die von Goethe 
verkauften Bücher - er setzt selbst wohl kaum einhundert Exemplare ab - so bald keine 
Einnahmen, ohne Bankverbindung »am allerwenigsten eine bare«, zeitigen konnten, 
war Goethe höchst verlegen, wie er nur das Papier bezahlen sollte. Mit seinem nächsten 
Werk DIE LEIDEN DES JUNGEN WERTHER, dem seinerzeit einzigen großen Erfolg der 
als Sturm und Drang bezeichneten Genieliteratur, wandte Goethe sich dann wieder an 
einen Verleger, der ihm jedenfalls so viel an Honorar zahlte, dass er wieder bei Kasse 
war. Auch die zweite Auflage des GÖTz überließ Goethe gegen Honorar dem Verleger 
Deinet, der in Abstimmung mit Goethe im Buch vermerkte, dass man den Nachdruck 
»nicht weiter zu beklagen hätte, wenn derselbe mit etwas weniger Flüchtigkeit veranstaltet 
worden wäre.«'° 

Das Kopieren oder den Nachdruck konnte Goethe mit rechtlichen Mitteln nicht 
unterbinden. Die vertraglichen Ansprüche der beteiligten Parteien, Autor, Drucker, 
Papierhändler, Buchhändler und Verleger, waren selbstverständlich zu erfüllen. 

Im 19. Jahrhundert traten verschiedene Urhebergesetze in Kraft, zuerst in einzelnen 
Bundesstaaten, 1870 dann im Norddeutschen Bund im nächsten Jahr im Deutschen 
Reich." Die Autoren konnten in aller Ruhe ihr Werk drucken lassen und Rechte zum 
Druck an Buchhändler abtreten, ohne befürchten zu müssen, dass ein Nachdrucker 
ihnen zuvorkam. Das Nachdruckverbot wurde auf andere Arten der Verbreitung des 
Werks im gesetzlichen Sinne, etwa die Aufführung auf der Bühne oder die Sendung 
über Funk, erweitert. Im 20. Jahrhundert etablierten sich nach französischem Vorbild 
die Verwertungsgesellschaften. Heutzutage meldet der Autor sich bei der VG Wort in 
der Münchner Goethestraße an und erhält Ausschüttungen aus den Erlösen, die die 
Verwertungsgesellschaft beispielsweise von Herstellern von Kopiergeräten bezieht. 


'° Zitiert nach UnsELD, Goethe und seine Verleger, S. 64. WERTHER und der GöTZ wurden oft nachge- 
druckt; FüsseL, Verlagsgeschichte, S. 105. 

"1825 stellte Goethe zuerst in der Bundesversammlung, dann aber in allen Bundesstaaten einen Antrag 
auf Erteilung eines Druckprivilegs, um die gesammelten Werke letzter Hand gegen Nachdruck zu schützen; 
vgl. etwa WADLE, Abschied vom Privileg:, S. 385. Die Bundesversammlung konnte das Privileg mangels 
Zuständigkeit nicht erteilen. 
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Zu dem vermögensrechtlichen Schrifteigentum des badischen (1810) oder preußi- 
schen Urheberrechts (1837) traten die Persönlichkeitsrechte hinzu, namentlich 


ı. das Recht, zu bestimmen, ob und wie das Werk zu veröffentlichen ist; 


2. dasalleinige Recht, den Inhalt des Werkes öffentlich mitzuteilen oder zu beschrei- 
ben, solange weder das Werk noch der wesentliche Inhalt oder eine Beschreibung 
des Werkes mit Zustimmung des Autors veröffentlicht ist; 


3. das Rückrufrecht wegen gewandelter Überzeugung; 


4. das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft und zur Bestimmung, ob das 
Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen ist; 


5. das Recht, eine Entstellung oder eine andere Beeinträchtigung des Werkes zu 
verbieten, sofern diese geeignet ist, die berechtigten geistigen oder persönlichen 
Interessen des Autors am Werk zu gefährden. 


Die Persönlichkeitsrechte sind im Prinzip auch Kopierverbote unter bestimmten Be- 
dingungen und richten sich gegen Umstände, die teilweise bereits von Platon kritisiert 
wurden, nämlich dass Dionysios II. seine Gedanken als Schrift veröffentlicht hatte, 
obwohl Platon die Veröffentlichung nicht befürwortet hatte oder dass andere seine 
(Platons) Gedanken entstellt in die Welt hinausgeschrieben hätten. Die Anerkennung 
der Urheberschaft gab es ebenso bei den Griechen, indem Werke der bildenden Kunst 
mit Signaturen versehen wurden. Durchsetzen konnte sich das Persönlichkeitsrecht 
aber erst in der Zeit von der Paulskirchenversammlung bis zur Weimarer Republik. 
Es war eine Phase, in der die Geisteshaltung von Hegel, Schopenhauer, Nietzsches 
Übermenschen, dem Sozialdarwinismus oder der aufkommenden Psychoanalyse do- 
miniert wurde. Wilhelm Dilthey sprach über den Zusammenhang der dichterischen 
Einbildungskraft mit dem Wahnsinn und zitierte zahlreiche Autoren, die etwa über die 
abnorme oder die »pathologische Verfassung des Genies« (Schopenhauer) schrieben.'? 
In der romantischen Kunst wurde das Individuum idealistisch überhöht, mit Wagner 
wurde die Musik zu einem Rausch der Gefühle. Thomas Mann zeichnete in Budden- 
brooks das Bild des deutschen Bürgertums in den Jahren von 1835 bis 1877, das sich in 
ein unsensibles, aber wirtschaftlich erfolgreiches und zupackendes Unternehmertum 
und die morbide Dekadenz des lebensuntüchtigen Künstlers spaltet.'? Kohler suchte 
die Rechtfertigung für das Urheberrecht nicht mehr im römischen Recht oder in der 


"” DILTHEY, Dichterische Einbildungskraft und Wahnsinn, S. 12. 

® PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 19-22, spricht von dem Gegensatz des nach innen gerich- 
teten Ziels der Selbstbildung der romantischen Richtung und der rationalen, pragmatischen anglo- 
amerikanischen Haltung. 
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Vernunft oder gar in volkswirtschaftlichen Vorteilen, sondern zitierte aus Mundts 
VORLESUNGEN ÜBER DIE MENSCHEN- UND THIERSEELE (1863) I], S. 65: »Auf instinktive 
Erkenntniß gründet sich überall das Gefühl und stets ist es Aufgabe der Wissenschaft, 
den dunklen Naturlaut, der im Gefühl sich äußert, in die klare Sprache des Denkens 
zu überzuführen.«'* Der historisch ermittelte Volksgeist, das echte und unmittelbare 
Rechtsgefühl einer Kultur, wurde zur natürlichen und damit legitimen Quelle des 
Rechts. 

Wie die Handelsnation England das Copyright als Handelsgut konstruierte, so ent- 
stand die monistische Symbiose von Vermögensrecht und Persönlichkeitsrecht im deut- 
schen Urheberrecht als Spiegelbild seiner Zeit.” Das Urheberrecht ist nach deutschem 
Verständnis zu unterscheiden vom geistigen Eigentum, das wiederum im Gegensatz 
zum Sacheigentum steht.‘ Das Urheberrecht ist deshalb vom geistigen Eigentum zu 
unterscheiden, weil es - je nach Anschauung - ein Mehr oder etwas Anderes ist: Mehr, 
weil das Persönlichkeitsrecht hinzukommt, oder etwas Anderes, weil das Persönlich- 
keitsrecht dominiert.'” Das Persönlichkeitsrecht wurde zum immanenten Bestandteil 
des Urheberrechts. Wenn das Persönlichkeitsrecht nicht vor 1850 als gesondertes Recht 
erörtert wurde, muss man dies als rechtshistorische Tatsache akzeptieren. Setzt das Ur- 
heberrecht aber beides, das Vermögens- und das Persönlichkeitsrecht voraus, kann man 
vor dieser Zeit nicht von einem Urheberrecht in unserem modernen Sinne sprechen."? 

In der Praxis änderte sich durch das Persönlichkeitsrecht für den Autor von 1500 wie 
für den von heute wenig, da der Buchdruck und -verkauf ein mühseliges Geschäft ist. 
Fast alle Autoren schließen deshalb Verträge mit Verlegern, die sich um den gewerbli- 
chen Teil wie Satz, Gestaltung, Druck, Werbung, Vertrieb und Buchhaltung kümmern 
und den Autoren das vereinbarte Honorar bezahlen oder den vereinbarten Druck- 
kostenzuschuss kassieren. Aus rechtlicher Sicht ist heute wie im 16. Jahrhundert der 
Vertrag mit dem Verleger die entscheidende Grundlage für den Autor. Daraus resultiert 


"4 KOHLER, Das Autorrecht, S. 17, 38 f. 

® In England und Neuengland entstanden die bürgerlichen Rechte einschließlich des Copyrights in der 
Zeit der rationalen Aufklärung mit einer politisch und wirtschaftlich starken bürgerlichen Oberschicht. 
Das Recht hatte die Aufgabe, die Verteilung der ökonomischen Chancen zu regeln. 

1% BGH GRUR 1991, 523, 525 - Grabungsmaterialien: »Das Urheberrecht gewährt dem Werkschöpfer oder 
seinem Rechtsnachfolger nur Ausschließlichkeitsrechte am (immateriellen) geistigen Eigentum, nicht aber ein 
Recht auf Eigentum oder Besitz an den einzelnen Werkstücken.« Vgl. JÄnıcH, Geistiges Eigentum, S. 134 f. 

7 JÄnICH, Geistiges Eigentum, $. 132 f., der unter Bezugnahme auf Rehbinder als eine mögliche Defini- 
tion des Urheberrechts »geistiges Eigentum + Persönlichkeitsrecht« nennt. 

'® Diese Einschränkung ist nicht nur historisch geboten, sondern ergibt sich auch aus der geringen 
wirtschaftlichen Nutzbarkeit der Persönlichkeitsrechte, da insoweit andere Interessen im Vordergrund 
stehen; vgl. LEHMANN, Theory of Property Rights, S. 526. Rechte gegen Plagiate, Entstellung oder das Recht 
auf Namensnennung können für Autoren oder Künstler auch von finanzieller Bedeutung sein, da der 
Wert eines Werks spätestens ab der Geniezeit vom Namen des Urhebers abhing. Aber der Marktwert eines 
Künstlernamens betrifft kaum die Persönlichkeit, denn dann müsste man sie in Geld aufwiegen können. 
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die - allerdings zu simple - Schlussfolgerung: Wenn der Verleger mit einem Werk viel 
Gewinn macht, kann er dem Autor auch ein hohes Honorar bezahlen. Wird das Werk 
nachgedruckt, reduziert dies den Gewinn des Verlegers und damit das Honorar des 
Autors, der am Gewinn des Verlegers partizipiert. 

Luther bekam für seine Arbeit nichts, weil er nichts verlangte, andere Autoren er- 
hielten eine Handvoll Freiexemplare oder Naturallohn in Form von Büchern anderer 
Autoren, Sigmund von Birken erzielte im Jahr 1665 Einkünfte in Höhe von 450 Gulden 
und'? Hermann Hesse zahlte 1899 einen Druckkostenzuschuss in Höhe von 175 Reichs- 
mark, damit sein Werk in 600 Exemplaren erscheinen konnte.”° An der rechtlichen 
Situation hat sich für den Autor nicht viel geändert: Er erhält wie zu Luthers Zeiten 
immer noch das Honorar, das er mit dem Verleger vereinbart hat. 

Im 15. und 16. Jahrhundert war die Vorstellung, dass ein geistiges Werk Eigentum 
einer Person sein könnte, nicht verbreitet.”' Nach den Anschauungen des 16. Jahrhun- 
derts war der Nachdruck in Deutschland ein ganz legitimes Geschäft.’* Schließlich 
galt das Abschreiben der Handschriften in den letzten Jahrtausenden auch nicht als 
anstößig. Es gab in Griechenland schon seit Alexander dem Großen und in Rom ge- 
werblichen Handschriftenhandel, in Alexandria und wohl auch Karthago bedeutende 
Bibliotheken, aber in wirtschaftlicher Sicht standen die Materialien und die Sklavenar- 
beit im Vordergrund.” Bezahlt wurde die Ware wie bei einem Töpfer, Schuster oder 
Tuchhändler. Und ähnlich wurde die Sachlage auch in Deutschland eingeschätzt. Die 
Kosten für Material, überhaupt alle mit der Herstellung der Ware im Zusammenhang 
stehenden Aufwendungen und die Arbeit standen im Vordergrund; jedoch nicht die 
Arbeit der (oft genug seit Jahrhunderten verstorbenen) Autoren. Im 15. Jahrhundert 
wurden auch kaum Originalwerke lebender Autoren herausgebracht, sondern klas- 
sische Texte und Gebrauchsliteratur aufbereitet. Diese textkritischen Arbeiten der 
sogenannten Kastigatoren wurden entlohnt.”* 

Die Maxime: »Ich habs umb sonst empfangen, umb sonst hab ichs gegeben und begere 
auch dafur nichts«, so Luther in der Einleitung seiner Bibelübersetzung, war weithin 
unter den Autoren gültig. Die christlichen Autoren sahen oft ihr Werk nicht als Eigenes 
an und sich selbst, wie in den Jahrhunderten zuvor, nicht als Subjekt der Erkenntnis, 
denn die Schöpfung von etwas Neuem war der göttlichen Macht vorbehalten. Bevor 


"9 WITTMANN, Buchhandel, S. 110. 

°° FüsseL, Hesse und seine Verleger, S. 436. 

Kapp, Bd. 1, S. 743; SIEGRIST, Geschichte, S. 67; HAUSER, Sozialgeschichte, S. 349 f. 
Kap, Bd. 1, S. 424. 

> SCHICKERT, Urheberschaft in Rom, S. 28 f.,; Kapp, Bd. 1,5. 4f. 

4 KRIEG, Materialien, S. 49-54. Vgl. auch das bei DirLenz, Druckprivilegien, S. 47, wiedergegebene 
Peutinger Privileg (1511), in dem herausgehoben wird, dass die Exemplare (Handschriften) mit Fleiß 
ermittelt und in eine druckfähige Fassung gebracht wurden. Kastigator war die Bezeichnung für den 
Korrektor in der Frühzeit des Buchdrucks. 
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die Autoren ein Bewusstsein für ihre eigene Leistung entwickeln konnten, musste das 
im Mittelalter geprägte Bild der göttlichen Eingebung überwunden werden.” Bis weit 
in das 18. Jahrhundert hinein trug der in Europa am meisten gelesene belletristische 
Literat den Namen Anonym. Nur bekannte Autoren wie Gellert, von Kotzebue, Iffland 
oder Gottsched ließen ihren vollen Namen auf das Titelblatt setzen.?° 

Das Honorar der Autoren sollte keine Gegenleistung für die Schrift sein, sondern 
Auszeichnung durch den Gönner oder die Obrigkeit für besondere Leistungen oder 
Anerkennung der Kollegen. Autoren ließen sich nicht für den Text, sondern für die 
Textrevision und Korrekturen bezahlen; sie arbeiteten für und wohnten beim Verle- 
ger; sie bekamen Freiexemplare und andere Geschenke; sie rechneten mit Geld oder 
Gnadengehältern von Fürsten und anderen reichen Gönnern, denen sie das Werk 
widmeten. Jedoch verwahrten sie sich gegen das Ansinnen, es habe sich um schnödes, 
schimpfliches Honorar gehandelt.’”” Dies war wohl auch durch die Auffassung der 
Kunden, in erster Linie Fürsten und die Kirche, bedingt, die nach anderen Prinzipien 
als denen der modernen Geldrechnung des Marktes, des Tausches von Leistung und 
Gegenleistung nach einer rationalen Analyse der Kosten und des Nutzens, entlohnten. 

In Deutschland stand man im 16. Jahrhundert einem besonderen Autorenhonorar 
noch zweifelnd gegenüber. Es gab eine Berufung zum Autor, nicht jedoch den Beruf 
Autor. Die wenigen Autoren hatten zwangsläufig ihr Auskommen aufgrund ihrer beruf- 
lichen oder gesellschaftlichen Stellung, sei es als Geistlicher, Adliger, Wissenschaftler 
oder an einem Fürstenhof tätiger Autor.”® Schriftstellerpatronage war in Deutschland 


5 GIESERE, Buchdruck in der frühen Neuzeit, S. 429 f., 584 ff.; Rose, Authors and Owners, S. 13. 

26 UNSELD, Goethe und seine Verleger, S. 33 £.; DILLENZ, Druckprivilegien, S. 48. Dass Anonymität 
bei Sachbuchautoren oder Komponisten nicht die Regel war, wird zumeist übergangen (für schottische 
Autoren vgl. SHER, Enlightenment & Book., S. 149). Gelehrte setzten in Deutschland schon vor dem 
Dreißigjährigen Krieg ihren Namen, den Wirkungsort und ihre soziale Stellung stolz auf den Titel. 
KopPITZ, Druckprivilegien, S. 360, weist darauf hin, dass deutsche Literatur lange nicht Gegenstand 
der akademischen Lehre war und die Existenzberechtigung der deutschsprachigen Literatur überhaupt 
bezweifelt wurde. 

”7 Kapp, Bd. 1, S. 312; STEINER, Autorenhonorar, S. 30; Rosz, Authors and Owners, S. ı7. Die Annahme 
von POHLMANN, Frühgeschichte, S. 131, 137-141, die Autoren hätten sich »nur gegen eine Werkverwertung in 
bestimmter, entwürdigender Form« gewendet, nämlich die Weitergabe im Dedikationswege, um vom rei- 
chen Empfänger eine finanzielle Gegenverehrung zu erhalten, lässt sich angesichts der über Jahrhunderte 
gängigen Praxis kaum nachvollziehen. Bei der in Europa verbreiteten Dedikation schenkt der Autor oder 
Komponist ein Exemplar seines Werkes einem Gönner in Erwartung eines finanziellen Gegengeschenks, 
das oft als Gegenverehrung, pro honorario, gewährt wurde. 

3 Bis gegen Ende des ı7. Jahrhunderts konnten nur wenige Autoren nennenswerte finanzielle Vorteile 
aus dem Verkauf ihrer Werke ziehen, vgl. STEINER, Autorenhonorar, S. 32; HAUSER, Sozialgeschichte, S. 361; 
KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 109; GIESEKE, Privileg, S. 18; Kapp, Bd. 1, S. 315; für England FEATHER, 
History, S. 26. FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 4, knüpft die Entdeckung des Berufs Autor zum 
Gelderwerb an die Erfindung des Buchdrucks, wobei es jedoch noch zwei Jahrhunderte gedauert haben 
soll, bis dies erkannt wurde. Es ist merkwürdig, wenn bis in das 18. Jahrhundert hinein Generationen von 
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nie ein verbreitetes Phänomen. Die Maler oder Komponisten führten Auftragsarbeiten 
für einen Fürsten oder die Kirche aus und mussten mehr oder minder genau bestimmte 
Werke liefern. Autoren nahmen entsprechende Aufträge an und verfassten Texte gegen 
Entgelt für einen bestimmten Anlass wie eine Hochzeit, ein Jubiläum usf. Musiker 
waren als Hofkomponist oder Kapellmeister angestellt, Maler bezogen ein festes Gehalt 
von der Kurie oder von einem Gönner. Italien war in dieser Hinsicht - wie allgemein 
zu dieser Zeit - moderner, und manch ein berühmter Literat oder Dozent erhielt schon 
im 15. Jahrhundert eine Patronage, die ihn mit 500 bis 2000 Gulden im Jahr in die 
obere Schicht brachte. Leonardo da Vinci bezog in Mailand ein Jahresgehalt von 2000 
Dukaten; in Frankreich erhielt er 35 000 Francs jährlich, ausreichend für ein fürstliches 
Leben.”? 

In Deutschland war man zu dieser Zeit noch zurückhaltender. Die fromme Vor- 
stellung eines gottgefälligen, ehrbaren Handels zum Vorteil des Ganzen erfüllte noch 
die Kaufleute und Industriellen des 18. Jahrhunderts. Die Bemessung der Preise im 
Handwerks- und Kaufmannsstand erfolgte nach dem Gebrauchswert (gerechter oder 
natürlicher Preis), nicht nach dem spekulativen Tauschwert, dem künstlichen Preis.’° 
Der gerechte Preis wurde nicht als feststehender Preis verstanden, sondern konnte 
aufgrund vieler Umstände variieren. Zwar könne man den Wert der Ware theoretisch 
bei Berücksichtigung aller Umstände so genau bestimmen, wie das Zünglein an der 
Waage, lehrte der im 15. Jahrhundert einflussreiche Scholastiker Konrad Summenhart, 
in der Praxis sei dies aber unmöglich, so dass jeder Kaufvertrag von einer Schenkung 
oder einem Nachlass (die Abweichung vom Wert) begleitet sei.”' Die Abweichung des 
tatsächlich bezahlten Preises vom theoretisch gerechten Wert sollte aber so gering wie 
möglich ausfallen. Das justum pretium wurde mit der Zunahme der Arbeitsteilung und 
Marktwirtschaft von dem »Konkurrenzpreis als ‚natürlichen‘ Preis« verdrängt. Als ver- 


Schriftstellern die Existenz des Berufs nicht erkannt haben sollen. Die Drucktechnik war nur eine von 
mehreren Bedingungen. 

” Zu den Malern, vgl. HAUSER, Sozialgeschichte, S. 336-339; zu den Komponisten POHLMANN, Frühge- 
schichte, S. 28. Die Ansicht, bei der Ehrfurcht, welche künstlerischem und vor allem literarischen Schaffen 
in der Renaissance entgegengebracht wurde, hätte es der Würde des Künstlers widersprochen, eine fi- 
nanzielle Entschädigung für die Verwertung der Werke entgegenzunehmen - so BAPPERT, Wege, S. 111; 
Hırry, Basel 1531, S. 23 -, ist für das Mutterland der Renaissance, Italien, aber auch Spanien unzutreffend. 
Manche italienischen Malerfürsten der Renaissance lebten auch wie Fürsten. Cervantes starb arm, Lope 
de Vega oder Calderon hingegen verdienten mit ihren Schauspielen exzellent; vgl. KrıEG, Materialien, 
S. 65-67. Bei Erlass des französischen Urheberrechts war von den Genies die Rede, die der Unsterblichkeit 
im Elend entgegengingen. Moliere bekam aber in fünfzehn Jahren rund eine halbe Million Francs für 
seine Arbeit ausbezahlt, Boileau hinterließ trotz seines Lebensstils eines Grandseigneurs ein Vermögen 
von 186 000 Francs; vgl. HAUSER, Sozialgeschichte, S. 508. 

3° BRAUDEL, Der Handel, S. 12; SCHULZE, Vom Gemeinnutz zum Eigentum, S. 600-602; NORTH/THOMAS, 
Rise ofthe Western World, S. 92; SOMBART, Frühkapitalismus, S. 36 ff. 

?! HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 90 
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werflich galt ein Preis, der »nicht auf freier, d.h. durch Monopole oder andere willkürliche 
menschliche Eingriffe ungestörter, Marktkonkurrenz beruht. «°* Unlauterer Wettbewerb, 
Habsucht und Gier, das individuelle Streben nach Reichtum ohne weiteren Zweck 
war nicht gottgefällig und bedeutete eine Gefahr für die Stabilität des ständischen 
Systems. Wenn die Autoren kein außergewöhnliches Honorar forderten, nahmen sie 
keine Sonderrolle ein, auch wenn vereinzelt höhere Zahlungen erfolgten.? 

Der Dreißigjährige Krieg hinterließ selbstverständlich im Buchhandel deutliche Spu- 
ren und reduzierte die Möglichkeiten, Honorar in Geld zu bezahlen, auf ein Minimum. 
Auch in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts dauerte die Misere an. Freie Schriftstel- 
ler gab es in Deutschland noch nicht.?* Das durchschnittliche Bogenhonorar betrug 12 
bis 16 Groschen (gr.), gut verkäufliche Autoren erhielten einen bis drei Taler für den 
Bogen. Oft wurden auch 100 Exemplare, was regelmäßig einem Zehntel der Gesamtauf- 
lage entsprach, an Stelle baren Geldes bezahlt. Daneben gab es das Bücherhonorar, 
also Bücher aus dem Sortiment des Verlegers.°° Das Bücherhonorar waren keine Frei- 
exemplare der eigenen Werke, sondern eine Auswahl unterschiedlicher Titel anderer 
Autoren, die der Verleger entweder aus dem eigenen oder auch einem fremden Verlag 
dem Urheber als Gegenleistung für das Werk überließ. Selbst nach 1800 kauften die 
Autoren ihre Bücher noch bei ihrem Verleger, die - wie in den Jahrhunderten zuvor 
- oft Sortimentsbuchhandel betrieben. Da die Autoren selbstverständlich auch Leser 
waren, hätten sie einen Teil der Bücher wohl sowieso erworben, andere Exemplare 


9° WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 640 f., 2. Teil, Kap. VII. $ 7. 

>? So verkaufte Thomas Murner 1514 an den Buchhändler Matthias Hupfuff in Straßburg seine GEUCH- 
MATT für vier Gulden. Der berühmte Humanist und Jurist Ulrich Zasius (1461-1535) verlangte für seine 
1526 erschienenen INTELLECTUS JURIS SINGULARES von seinem Verleger in Basel fünfzig Gulden Honorar 
und erhielt diese auch. Dies waren - wie Kap, Bd. 1, S. 313 f. anmerkt - durchaus bedeutende Beträge, da 
»1526 Pellican, allerdings ein anspruchsloser Mann, mit 16 Gulden per Jahr leben konnte und [...] Scheurl 
um 1506 den jährlichen Unterhalt eines wittenberger Studenten auf 8 Gulden schätzte.« Weitere Beispiele 
finden sich bei POHLMANN, Frühgeschichte, S. 142-144, u. a. offenbar ein Honorar von 200 Gulden vom 
Verleger Sebald Schreyer an Konrad Celtis für die Textkorrektur der Schedelschen WELTENCHRONIK, an 
deren Finanzierung Schreyer beteiligt war. 

3* KRIEG, Materialien, S. 70; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 39 f. 

35 KRIEG, Materialien, S. 81-83; STEINER, Autorenhonorar, S. 110-117, 165 f. GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 483, 
sagt, dass das Bücherhonorar bis 1740 die Regel war und vereinzelt bis in das 19. Jahrhundert anzutreffen 
sei. Bücher wurden teilweise als Honorar vereinbart, andererseits auch als stillschweigende Vorschüsse 
oder Abschlagszahlungen auf das ihnen zustehende Honorar einer noch ausstehenden Veröffentlichung 
verstanden (vgl. etwa REIMER, Passion & Kalkül, S. 187). So haben die Autoren trotz Anspruch auf Zahlung 
in bar Bücher genommen (teilweise wurde ihnen der damals übliche Buchhändlerrabatt in Höhe eines 
Drittels weitergegeben), da es für beide Seiten von Vorteil war; vgl. REIMER, Passion & Kalkül, S. 232 sowie 
STEINER, Autorenhonorar, $. 110-117, 165 f. 

3° Allerdings entwickelte sich relativ früh, zu Beginn des 16. Jahrhunderts, die Praxis der Widmung 
oder Dedikation. Hierzu nutzte der Autor Freiexemplare, die einem im Buch namentlich genannten 
Gönner in Form einer Zueignung gewidmet waren; WITTMANN, Buchhandel, S. 43. 
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des Naturalienhonorars konnten sie unter Umständen bei ihrem Buchhändler oder 
Kollegen eintauschen und eigene Werke Gönnern widmen (Dedikation). Es wurde von 
den Autoren also nicht zwingend als minderwertiger Ersatz an Stelle eines Honorars 
in klingender Münze angesehen.” Beier stellte 1690 fest, dass die Gelehrten Kunden 
der Buchhändler sind und die Buchhändler Kunden der Gelehrten.?® Bis zum Sieben- 
jährigen Krieg bestand die Mehrheit der Kunden des Buchhändlers aus einer kleineren 
Anzahl von Gelehrten.” 

1675 schrieb Ahasver Fritsch, dass die Buchführer den Verfassern billigerweise eine 
Belohnung oder Verehrung geben mögen. Die Bücher würden von den Buchdruckern 
und Buchführern für ein bestimmtes Entgelt verkauft, wobei die Kaufleute den Profit, 
die Autoren aber die Ehre hätten. Aus dem Bücherschreiben solle kein Handwerk 
gemacht werden; es sei eine vortreflliche Sache, die nicht nach Geld zu schätzen, noch 
durch Geld zu verunehren sei. Es sei gerechtfertigt, wenn den Autoren für ihre Arbeit 
und ihren Schweiß eine Verehrung erbracht werde. Jedoch seien die Preise einzu- 
schränken, so dass weder der Bücherschreiber noch der Buchführer als gewinnsüchtig 
und geldgierig angesehen werden könnten.*° Bei Fritsch vermengten sich mehrere 
Vorstellungen über das Honorar, die sich grob wie folgt unterscheiden lassen:* 


e Die am Beispiel Roms gezeigte Haltung, dass Autoren nicht wegen des Geldes, 
sondern um der Ehre halber schreiben. Diese war in Rom mit dem sozialen 
Gefüge verbunden, in der Arbeit als erniedrigend und eines freien Mannes 
unwürdig angesehen wurde.* 


e Die in der Scholastik aber auch von Luther vertretene Lehre vom gerechten 
Preis, der sich nach dem Wert der verwendeten Materialien und dem Arbeits- 
aufwand richtet.*? Hinzu kam die moraltheologische, naturrechtlich begründete 


37 STEINER, Autorenhonorar, S. 208-215. 

38 BEIER, Kurzer Bericht, S. 6. Beispielsweise vermerkt Konrad Pellican 1535, dass er von seinem Verleger 
Froschauer für seine Arbeit noch 186 Gulden bekäme, er umgekehrt seinem Verleger aber 44 Gulden für 
Bücher schulde; KrıEG, Materialien, S. 57. 

39 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 269. 

4° Fritsch, Von den Buchdruckern, S. 37 f. 

2 Vgl. SCHNEIDER, Wirtschaftswissenschaft, S. 114-122; DILLENZ, Druckprivilegien, S. 52, auch zur 
bekannten These Webers, die Calvinisten hätten den Kapitalismus durchgesetzt. 

# Dieses Haltung findet sich schon bei Aristoteles. Beutezüge, Plünderungen oder Sklavenhaltung in 
der Landwirtschaft waren einem Herrn angemessene Erwerbsmethoden. Nach der Barockzeit und damit 
später als Fritschs Schrift - mit dem Auftreten der nahezu religiösen Verehrung für manche Künstler 
- entwickelte sich der Gedanke, dass die Künstler für das Wahre und Schöne, nicht für schnödes Geld 
schreiben (müssten). 

#3 „Im Schweiße deines Angesichts sollst du dein Brot essen«, lautete die Maxime, die arbeitsfreies Ein- 
kommen, Renten oder Spekulationsgeschäfte als unchristliche ablehnte; vgl. etwa BRUDER, Verfall der 
Zünfte, S. 237 f.; BRENTANO, Der wirtschaftende Mensch, S. 171-190. Auch in den Entscheidungen zu den 
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Anschauung vom standesgemäfßsen Unterhalt, wonach der ungelernten Arbeits- 
kraft als Entlohnung das Existenzminimum, der gelernten ein höheres Entgelt 
gebührt (während die privilegierten Stände Adel und Kirche den Rest unter sich 
aufteilen). 


e Die mit der Neuzeit auftretende Auffassung, dass das Gewinnstreben nicht un- 
christlich sei, sondern im Einklang mit der christlichen Arbeitsethik stehen 
konnte und der Klugheit entsprach, die ergänzt wurde durch die Anschauung, 
dass der im Konkurrenzkampf ermittelte Marktpreis der angemessene Preis sei. 


Zu Beginn des 18. Jahrhunderts erhielten die Autoren, wenn überhaupt, eine als Vor- 
schuss bezeichnete Einmalzahlung für das abgelieferte Werk, die entweder pauschal 
im Voraus festgelegt wurde oder nach der Anzahl der Druckbogen bemessen, selten 
aber vom Erfolg des Werkes (weiteren Auflagen) abhängig war. Das durchschnittliche 
Honorar für einen Bogen belief sich in etwa auf einen bis zwei Reichstaler und wurde 
oft als Bücherhonorar ausgezahlt, wobei die Verleger einen Teil des Buchhändlerrabatts 
an die Autoren weitergaben.** Bis in die Aufklärung hinein stand die Schwierigkeit, 
überhaupt einen Verleger für ein wirtschaftlich riskantes Werk zu finden, im Vorder- 
grund. Dies betraf vor allem die wenigen in deutscher Sprache schreibenden Autoren 
belletristischer Werke, die in der Öffentlichkeit kein hohes Ansehen genossen.® 

Die Meinung aber, dass von 1500 bis ungefähr 1770 die Autoren ausschließlich für die 
Ehre schrieben, beruht auf einigen Äußerungen, etwa dass Autoren wie Erasmus und 
Luther Honorar als schimpflich ansahen und dass ab 1770 Autoren wie beispielsweise 
Herder das Schreiben um des Geldes Willen verurteilten. In den rund 250 Jahren da- 
zwischen, so die Schlussfolgerung, muss für alle das Gleiche gegolten haben. Allerdings 
steht der Begriff Ehre, der ja eine Anerkennung beim Publikum impliziert, bereits in 
Widerspruch zur anonymen Veröffentlichung. Man sollte eher von Selbstlosigkeit, 
Bescheidenheit oder Demut sprechen. Man muss sich die insgesamt erbärmlichen 
Zustände nicht nur des Buchhandels, sondern des gesamten Reichs während und nach 
dem Dreißigjährigen Krieg vor Augen halten.?’ Kaum zeigten sich eine Besserung 


Ausschließlichkeitsrechten der englischen Krone 1601 und 1602 wurde mit der Ablehnung eines leistungs- 
freien Einkommens, das die Monopole verschaffen könnten, argumentiert; vgl. DRAHos, Philosophy of IP, 
S. 31. 

#4 KRIEG, Materialien, S. 81-83; STEINER, Autorenhonorar, S. 110-117, 165 f. 

# Daraus resultierten billige Bücher, geringes Selbstbewusstsein und geringes Honorar; vgl. STEINER, 
Autorenhonorar, S. 32, 106-118. 

#° Siehe etwa das fruchtlose Unterfangen Popes, den anonymen Autor des satirischen Gedichts LonDon 
zu ermitteln (es war Samuel Johnson); BoswELı, Samuel Johnson, S. 71. 

# Wenn dem Autor Freiexemplare gegeben wurden, oft nicht wenige, so wurde der Autor in das Ver- 
triebssystem des Verlegers eingebunden, denn der Autor verkaufte, tauschte oder widmete die Exemplare 
anderen, die aber dann beim Verleger kein zweites Exemplar kauften. Zugleich haben Freiexemplare 
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und die Möglichkeit, höheres Honorar zu fordern, geschah dies offenbar. So stellt 
Goldfriedrich Klagen über die hohen Honorarforderungen um die Wende zum 17. 
Jahrhundert, in den letzten Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts und noch stärker den 
ersten des 18. Jahrhunderts fest.** Koppitz bezeichnet die Ansicht, die Autoren des 16. 
Jahrhunderts und späterer Jahrhunderte hätten fast durchweg nichts an ihren Büchern 
verdienen wollen, als »Mär«.*° Die Autoren achteten aber darauf, dass ihr Auftreten 
in der Öffentlichkeit keinen habgierigen Eindruck erweckt, denn höher im Ansehen 
steigt der Autor, der ausschließlich der guten Texte wegen schreibt und das schnöde 
Geld verachtet. 

Es ist zunächst eine einfache Fragestellung: Zieht ein Autor eine Gestaltung mit 
höherem Honorar einer mit niedrigerem vor, was kann einen Autor davon abhalten, 
diejenige mit dem höheren Honorar zu wählen und hatte er überhaupt eine Wahl? Das 
verbreitete Dedikationswesen, die Vielzahl an Freiexemplaren oder das Bücherhonorar 
zeigen, dass die Autoren durchaus ein materielles Interesse hatten. Man muss wohl 
genauer unterscheiden zwischen? 


e dem »Dedikationsunfug«, der zum Ende des 18. Jahrhunderts »zum offenen Bettel 
ausartete«, wie Kapp es beschreibt;‘' 


® einem als angemessen erachteten, gerechten Honorar; 
® einem gierigen, dem gemeinen Wesen schädlichen Begehren. 


Die Verleger allerdings folgten nicht alle dem genügsamen Vorbild der christlichen 
Wirtschaftsethik, sondern oft genug der unbilligen Gewinnsucht. 1675 ist die Klage zu 


auch den Charakter einer Risikoteilung. Wenn die gezahlten Beträge, etwa zwanzig Gulden, oft gering 
erscheinen, muss man berücksichtigen, dass dies das Fünffache des Jahreslohns eines Schulmeisters 
war (vgl. KRIEG, Materialien, S. 55-64). Auch in anderen Bereichen spielten die Regeln des heutigen 
Markts einer untergeordnete Rolle, da in der Landwirtschaft noch das feudale Lehnsprinzip galt und die 
Handwerker mit den Zünften ein eigenes System schufen. 

4° GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 482. Auch wenn das Klagen über die hohen Kosten zum guten Ton eines 
jeden Kaufmanns gehört, die Honorarforderungen und -zahlungen waren nicht die große Ausnahme. 
Die oft gewährten fünfzig oder einhundert Freiexemplare auf gutem Papier entsprachen gerne einem 
Zehntel der gesamten Auflage und waren bei den damaligen engen Verbindungen zwischen den Ge- 
lehrten und Buchhändlern - GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 6, spricht von einem Kommissionsverhältnis 
zwischen Schriftsteller und Buchhändler, eine häufig anzutreffende Erscheinung - durchaus eine wertvolle 
Entlohnung. 

#  KopPITz, Druckprivilegien, S. 362. Vgl. auch Abschnitt 4.3.9 sowie GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, $. 203 f., 
482-485, der um 1700 bereits Honorare in Höhe von 1200 Gulden oder Bogenhonorare von einem Taler 
je Duodezbogen für Übersetzungen nennt. 

>° Vermutlich muss man auch nach dem Gegenstand der Bücher unterscheiden. So wurden theologische 
Streitschriften wohl anders behandelt als derbe Volksliteratur oder wissenschaftliche Arbeiten. 

>! Kıapp, Bd. 1, S. 317, 322. 
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hören, die Verleger ließen die falschen Bücher drucken und verkaufen, das sind die, die 
sich gut verkaufen, namentlich »Schelmereyen von Buhlen-Liedern, untüchtige Historien, 
Famos-Libellen, Schand-Gemählde und Gedichte«, »liederliche, muthwillige und unnütze, 
auch vielmahl aufgewärmtes Gezeug«, an Stelle der edlen und sinnreichen Werke der 
Gelehrten. Daneben wurde der Geiz und die Unbilligkeit beklagt:°? 


1. Die Verleger setzen einen anderen Namen an die Stelle des richtigen Autors. 
Warum wird der Name des Autors unterdrückt? Mit dem bekannten Namen 
lassen sich die Exemplare nicht mehr absetzen. Eine alte Ausgabe wird um einige 
Seiten erweitert und als vermehrt verkauft. Zwei ungangbare Werke werden 
zusammengebunden und als ein neues angeboten. Alte Ladenhüter werden mit 
einem neuen, stattlichen Titel versehen; zurückgenommen werden die Bücher 
nicht, wenn der Kunde merkt, dass er nicht das, was der Titel versprochen, 
sondern Makulatur gekauft hat.°? 


2. Sie nehmen das schlechteste und billigste Papier.°* Haben sie ein gutes Buch, 
verkaufen sie es um den doppelten Preis und liefern es von so weit an, dass der 
Transport mehr kostet, als das Buch. 


3. Wenn ein Autor ein Buch im Eigenverlag herausbringt, dann seien sich alle 
Händler einig: Sie bieten ihm für das Werk z. B. sechs Groschen, das sie hernach 
für achtzehn verkaufen. Wenn es dann an das Bezahlen der Exemplare des 
Selbstverlegers geht, leisteten sie nur - Papier um Papier - mit alten Ladenhütern. 
So sei es für einen Autor unmöglich, auch nur seine Unkosten im Selbstverlag 
zu erzielen. 


Diese Geschäftspraktiken betrafen das Verhältnis zu den Außenstehenden, den Kunden 
oder dem Selbstverlag. Auch untereinander gab es Unregelmäßigkeiten. So wurden in 
den Büchern Privilegien abgedruckt, die tatsächlich nicht erteilt waren. Trotz Privilegi- 
en wurden die Bücher nachgedruckt. Die Drucker druckten mehr Bücher, als mit dem 
Verleger vereinbart, und verkauften die Mehrdrucke unter der Hand oder öffentlich 
auf eigene Rechnung.’ 

Wenn man die Frage klären will, ob das Urheberrecht vorteilhaft oder nachteilig 
gewirkt hat oder eher irrelevant war, genügt die auf den Autor zentrierte Darstellung 


°* FrITscH, Von den Buchdruckern, S. 39 f. Vgl. auch FROHNE, Ahasver Fritsch, S. 11-14. Ein ähnliches 
Lamento findet man bei DIDEROT, Commerce des livres, S. 14-16: Er kenne zahlreiche gute Autoren, die 
keinen Sou in der Tasche hätten, deren Problem aber nicht wäre, Leser für ihr Buch, sondern einen 
Verleger zu finden. 

> Kapp, Bd. 1, 5. 513. 

54 Fritsch verfasste den Text in der Zeit, in der die Holländer die qualitativ besten Bücher nach Deutsch- 
land lieferten; Kap, Bd. 1, S. 696. 

5 FRITSCH, Von den Buchdruckern, S. 44 f.; für England ST CLAır, Reading Nation, S. 178 f. 
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des Rechts und die heute gängige Vorstellung über dessen Wirkung nicht. Um die Aus- 
gangslage zu erfassen, ist es notwendig, rechtliche und wirtschaftliche Umstände des 
Buchhandels, die Produktion, Kapazitäten, Vertriebsmöglichkeiten, Preise oder die Dis- 
tribution der Bücher in ihrer Gesamtheit zu betrachten, statt nur den zu klein gewählten 
Ausschnitt der Rechte der Autoren. In rechtlicher Hinsicht tritt das monopolistische 
Element des Verbots in den Vordergrund. 


4.2 Das Monopol und der Buchverlag 


Ihales wurde seine Armut zum Vorwurf gemacht, weil die Philosophie zu nichts nütze 
sei. Er pachtete daraufhin alle Ölpressen in Milet und Chios und konnte diese, als die 
Zeit der Ernte kam, seinerseits so teuer verpachten, wie er wollte. 


Auf diese Weise soll also Thales einen Beweis seiner Weisheit geliefert haben. Es 
gehört aber, wie wir gesagt haben, überhaupt zur Erwerbskunst, wenn man sich 
auf diese Weise ein Monopol zu verschaffen mag.’° 


Die Erkenntnis, dass der Monopolist die Preise diktieren kann, wurde von Aristoteles in 
der PoLırtık im Abschnitt über den natürlichen und den künstlichen Vermögenserwerb?? 
schon dem ältesten griechischen Philosophen Thales zugeschrieben. Monopole haben 
eine Verteilungswirkung, indem sie Erwerbschancen einzelnen exklusiv zuordnen und 
diesen mehr Macht im Preiskampf verschaffen, als sie hätten, wenn die an der Leistung 
interessierten potentiellen Geschäftspartner Alternativen haben. 

Das Klagen über die schädlichen Monopole war nach der Entdeckung Amerikas, 
dem Beginn der Inflation als Folge des steigenden Edelmetallzuflusses bei gleichzei- 
tigem Stagnieren der Löhne, allgegenwärtig.® Geholfen hat es ebensowenig wie die 
Versuche der Reichsstände, über Verbote die Macht der aufstrebenden Händler zu be- 
grenzen.?” Die RPO 1548 und die RPO 1577 gaben den Sachverhalt und die Rechtsfolge 
wieder: Unternehmer, Geschäftsleute hätten bestimmte Güter wie Korn oder Wein 
allein in ihre Hand bringen und so den Waren einen Preis nach ihrem Willen geben 
können. Wenn ein Kaufmann alles Korn der Region erwarb, musste die Bevölkerung 
entweder den hohen Monopolpreis zahlen, den der Kaufmann verlangte, oder hungern. 
Sie würden dem Reich und den Ständen Schaden zufügen; Monopole waren deshalb 
verboten und wurden - auf dem Papier - schwer bestraft. In der RPO 1548 (18 ı) wurde 


5° ARISTOTELES, Politik, S. 1258aı. 

7” ARISTOTELES, Politik, S. 1255-1259b 

5° Jean Bodin wies 1568 darauf hin, dass die gewaltige Gold- und Silbermenge aus Amerika die haupt- 
sächliche Ursache für die Teuerung der Waren sei, während die Geldmenge an sich bereits in einigen 
anderen Schriften erwähnt wurde; HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 118. 

®° Vgl. DiwaLD, Anspruch auf Mündigkeit, S. 228; HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 22. 
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festgehalten, dass die Satzungen, Abschiede und Verbote bislang gar nicht vollzogen 
worden seien, sondern seit einigen Jahren »viel grosse gesellschafft/ in kauffmanns 
geschefften/ auch etliche sonderbare personen/ handtierer und kauffleut im Reich auff- 
gestanden« seien. Ähnliche Beschlüsse wurden bereits im Trier-Kölner Reichsabschied 
1512 oder etwa auf dem Reichstag zu Worms 1522 gefasst.°° In die Praxis umgesetzt war 
diese Erkenntnis nicht. Verbiete man die Handelsgesellschaften oder die Monopole, so 
liefere man den Handel und seinen Gewinn den Fremden aus und vernichte das inlän- 
dische Gewerbe, lautete der Einwand. Die regionalen Fürsten forcierten die Monopole 
aufgrund der damit verbundenen Einnahmemöglichkeiten sogar.‘ So war die (zu- 
sätzliche) Erteilung exklusiver Rechte an der Tagesordnung. Dabei war der Übergang 
zwischen einer Befreiung von einem allgemeingültigen Verbot und der Einräumung 
eines Sonderrechts fließend. In dem Gesamtorganismus des Staates nahmen die Stände 
gesellschaftliche Funktionen wahr, während ihnen andere Tätigkeiten untersagt wa- 
ren. Wenn einer Stadt, Gemeinschaft, Zunft oder Person ein ausschließliches Recht 
eingeräumt werden sollte, geschah dies über die als Ausnahmeregelung gedachten 
Privilegien. Sie waren ein Steuerungsinstrument, das gezielt auf persönliche, sachliche 
oder politische Gegenstände individuell angewandt werden konnte.‘ Die Privilegien 
gewährten als Rechtsetzungsakt typischerweise dem Bedachten ein vom allgemein 
Geltenden abweichendes Sonderrecht. Es war eine subjektive Sonderberechtigung, die 
zugleich ein objektives Sonderrecht enthielt. Der individuell Privilegierte (oder die 
privilegierte Gruppe) konnte als sein subjektives Recht die Behandlung nach der für ihn 
geltenden objektiven Bestimmung verlangen.°* Privilegien waren ein typisches Mittel 
der wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die sich aus dem Handel- und Gewerbesystem 
der Städte entwickelt hatten. Was die Städte im Kleinen praktizierten, erweiterten die 
Landesfürsten auf das Staatsgebiet. Diese auf ein größeres Territorium ausgedehnte 
Wirtschaftspolitik der Stadt war daher die Grundlage des Merkantilismus.° 


4.2.1 Städtischer Außenhandel 


Im neunten Jahrhundert war Europa ein dünn besiedeltes Gebiet, bestehend aus ei- 
nigen Ansiedlungen kleiner feudaler Ortschaften, getrennt durch lange Strecken von 
Wildnis. Außerhalb Italiens und den islamischen Gebieten Südspaniens waren Städte 
praktisch nicht existent. Die Felder waren einem Lehnsherrn, der zugleich grundle- 


60 HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 22 f. 
61 HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 23, 36. 
MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 278 f, MOHNHAUPT, Erteilung und Widerruf, S. 113. 
MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 304-310. 

64 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 535, 2. Teil, Kap. VII. $ 2, für die ständische Gesellschaft. 

65 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 363; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 102; BRAUDEL, Aufbruch 
zur Weltwirtschaft, S. 316-318. 
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gende staatliche Funktionen (Beschützer, Richter und Führer) ausübte, oder einer 
Dorfgemeinschaft zugeordnet und wurden zumeist von den Bauern gemeinsam be- 
stellt.°° Verträge und das staatlich garantierte Eigentum waren dem feudal und von 
persönlichen Beziehungen geprägten Recht des Mittelalters fremd. Die Produktion für 
den Eigenbedarf in kleinen Gemeinschaften und die Verteilung auf der Grundlage der 
Reziprozität prägten die wirtschaftlichen Beziehungen. 

Mit dem Verfall des Byzantinischen Reichs kam der Handel mit Konstantinopel 
weitgehend zum Erliegen. Der Levantehandel wurde unmittelbar zwischen Italien 
und den südöstlichen Häfen des Mittelmeers abgewickelt. Die seit den Kreuzzügen in 
Westeuropa bekannten orientalischen Kostbarkeiten aus den arabischen Regionen brei- 
teten sich von den norditalienischen Städten über die Alpen nach Norden aus. Es gab 
bereits im 12. Jahrhundert Kaufmannsgilden für den Fernhandel, die vom Kaiser teils 
mit Vorrechten wie der Zollbefreiung ausgestattet waren. Der Handel auf der Nord- 
und Ostsee mit einfacheren Gütern wie Nahrungsmitteln, Teer, Flachs oder Wachs 
wurde von einer Organisation von Kaufleuten, der mächtigen Hanse, beherrscht.°® Die 
Hanse, als private Vereinigung von Kaufleuten zum Schutz vor Räubern und Piraten 
auf den Handelswegen entstanden, ist wohl die bekannteste deutsche Gilde. Die Hanse 
mündete im 13. Jahrhundert in überregionalen Bündnissen der Hansestädte, die die 
Handelsprivilegien im Interesse ihrer Kaufleute koordinierten. Aus einem Zusammen- 
spiel von Handel, der Anwendung neuer Techniken, aber auch einem Überschuss der 
Nahrungsmittelproduktion der näheren Umgebung (der verkauft wurde), bildeten 
sich zwischen diesen Handelsimperien entlang den von den bewaffneten Kaufmanns- 
karawanen benutzten Handelsrouten Ansiedlungen von Krämern und Handwerkern. 
Zu Beginn waren dies neben den Hafenstädten die verkehrsgünstig gelegenen Orte an 
der Donau, wie Wien oder Regensburg, und am Rhein (Köln, Straßburg).7° 

Die Stadt war eine neue soziale Gestaltung für die mittelalterliche Region Europas. 


66 KULISCHER, Das Mittelalter, S. 25-32; PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 191-193; NORTH/THOMAS, 


Rise ofthe Western World, S. 26; SCHIEFFER, Grundstruktur, S. 136. 

67 FALKE, Deutsches Leben. Bd. 3, S. 256 (1. Teil). 

68 Korn, Salz, gesalzene Fische, Leder, Wolle und Wollkleidung, Erze etc. blieben bis in das 16. Jahrhun- 
dert hinein die Haupthandelsgüter im Norden Europas; FALKE, Deutsches Leben. Bd. 3, S. 1-3 (2. Teil); 
PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 195-199; HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 18; NORTH/THOMAs, Rise ofthe 
Western World, S. 112. 

% Die Verbreitung von Zahlungsmitteln führte zu einer vollständig geänderten Bewertung der Güter 
der auf Selbstversorgung ausgerichteten Domänenwirtschaft. 

7° SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 134-142; KLUGE, Die Zünfte, S. 59 f.; NORTH/THOMAs, Rise 
ofthe Western World, S. 33 f.; BRAUDEL, Der Handel, S. 513. Die meisten neuen Städte entstanden zwischen 
1200 und 1400. In dieser Zeit stieg die Bevölkerung in Europa an. Die Drei-Felder-Wirtschaft war die 
Grundlage eines höheren Ertrags. Mit dem Handel wurde das römische Zivilrecht, staatenübergreifend und 
nicht von der Obrigkeit verordnet, Grundlage des kontinentaleuropäischen Rechts. Ausgangspunkt waren 
die frühen italienischen Universitäten, die das römische und kanonische Recht im Westen Europas zuerst 
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Tabelle 4.1: Einwohner in deutschen Städten um 1450 
Lübeck (1300) 17-24000 Frankfurt aM (1350) 9600 


Hamburg (1419) 22000 Basel (1429) 10 000 
Augsburg (1475) 18300 Rostock (1387) 10 785 
Nürnberg (1449) 20-25000 Dresden 3-5000 
Ulm (1427) 20000 Leipzig 4000 
Breslau (1415) 21900 Straßburg (1450) 18 000 


In den frühen Städten entstand eine handwerkliche und Handel treibende Wirtschaft, 
die über die Produktion von Nahrungsmitteln, Kleidung, Gebäuden, Waffen und Hilfs- 
gütern, wie Werkzeuge, Gefäße und Mühlsteine, hinausging. Die Gemeinschaften 
erhielten oder erkämpften sich für ein bestimmtes Gebiet das Marktrecht und weite- 
re Freiheiten.’”' Wollte der Kaiser einer Stadt ein Marktrecht erteilen, so schickte er 
diesem Ort ein Zeichen, seinen Handschuh. Dieses Zeichen war verbunden mit dem 
Recht einer selbständigen polizeilichen Aufsicht und einem Ordnungsrecht für alle 
Handels- und Gewerbeangelegenheiten und in den meisten Fällen mit dem Recht auf 
den Geldwechsel. Sobald der Markt eröffnet war, wurde am Turm oder Stadttor ein 
Kreuz, eine Fahne oder ein Schild mit dem Handschuh als Zeichen für die Geltung des 
Sonderrechts aufgestellt.”” Mit der Verleihung des Marktrechts übernahm der Kaiser 
die Verpflichtung zum Schutz des Marktes und der Teilnehmer und gewährte den Hin- 
und Zurückreisenden innerhalb einer bestimmten Zeit und bestimmter Grenzen freies 
Geleit, oft auch Zollfreiheit. Sicherheit vor Räubern oder willkürlichen Territorialher- 
ren besaß für den Handel einen erheblichen Stellenwert. Schon der erste internationale 
Handelsvertrag der westlichen Geschichte (796) zwischen dem Frankenkönig Karl und 
dem englischen König Offa sicherte den Kaufleuten der Vertragspartner Rechtsschutz 
und einen Gerichtsstand beim König zu.’? 

Die Zeit der zahlreichen Neugründungen von Städten endet in etwa mit der Großen 
Pest im 14. Jahrhundert.”* Das von Westeuropäern besiedelte Gebiet vergrößerte sich 


wieder lehrten; MÜLLER-GUGENBERG, Die römisch-germanische Rechtsfamilie, S. 86; WESEL, Geschichte 
des Rechts, S. 311 £. 

7! KLUGE, Die Zünfte, S. 86-88; vgl. auch IRSIGLER, Markt- und Messeprivilegien, S. 190-199, zu den 
frühen Marktprivilegien des 9. bis 12. Jahrhunderts, die oft mit dem Recht, Münzen zu schlagen, verbunden 
waren. Das Recht, Märkte zu begründen, beanspruchten in steigendem Maße außer dem König auch die 
territorialen Landesherren. 

”* FALKE, Deutsches Leben. Bd. 3, S. 254 f. (1. Teil); IRSIGLER, Markt- und Messeprivilegien, S. 201-205. 

73 WENSKUS, Die angelsächsischen Kleinstaaten, S. 503. 

7% SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 134-142, der zu Recht darauf hinweist, dass der überre- 
gionale Handel als Initialmoment, wie etwa von NORTH/THOMASs, Rise ofthe Western World, S. 34, in 
den Vordergrund gestellt, kaum hinreichende Ursache sein kann. Wenn die lokale Produktion keinen 
Überschuss erzeugt, gibt es nichts zum Handeln und Tauschen, und es gibt keine Personen, die aus dem 
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von diesem Stand bis in das 18. Jahrhundert nur wenig. Im alten deutschen Reich 
bildeten sich rund 3000 kleine Dörfer, die Stadtrecht verliehen bekamen.’? Unter 
diesen waren einige Freie und Reichsstädte, die keinem Regionalfürsten, sondern nur 
dem Kaiser untergeordnet waren. Aus welchen Bevölkerungsschichten sich die frühen 
Kaufleute in Mitteleuropa rekrutierten, ist nicht klar.” Es waren zunächst wohl Unfreie, 
deren Schollengebundenheit aber nicht nachgewiesen werden konnte. Sie galten als 
Freie und konnten so einen eigenen Stand neben dem Klerus, dem Adel und den 
Bauern gründen, aus dem sich das städtische Bürgertum entwickelte. 

Als diese Gewerbe entstanden, war das Interesse der Fürsten am Wirtschaften der 
Bürger noch relativ gering. Die Institutionen der agrarischen und naturalwirtschaft- 
lichen Gesellschaft waren für den Handel und die am Gewinn orientierte Geldwirt- 
schaft ungeeignet.’’ Das staatliche Reglement, die Bürokratie und das Beamtentum 
als notwendige Mittel zur Steuerung des Gewerbes eines Landes kamen erst mit dem 
Absolutismus auf, so dass der Herrscher als regelnde, rechtsetzende Institution nahezu 
wirkungslos war. Die Fürsten reagierten oft nur darauf, dass beschwerlicher Schulden 
halber vielfältige Klagen auf sie zukamen, die irgendwie durch Urteile geklärt werden 
mussten, überließen aber vieles den lokalen Gemeinschaften. Die größere Autonomie 
zur Regelung der eigenen Angelegenheit galt nicht nur für die Stadt, sondern auch 
für die Menschen: Stadtbewohner waren Freie im Gegensatz zu der an die Scholle 
gebundene Landbevölkerung.”® Betrat man eine Stadt, wandelte sich das Recht, so 
wie bei einem Grenzübertritt. So konnte beispielsweise der Rat der Stadt Frankfurt - 
unter Hinweis darauf, dass die Regelung aus dem Jahr 1509 und die späteren Statuten 
unzureichend seien - ein eigenes Gesetzbuch erlassen, in dem etwa Prozess-, Vertrags-, 
Gesellschafts-, Ehe-, Erb- oder Vormundschaftsrecht geregelt wurden.’? 

Die neue Schicht konnte sich ungehindert entwickeln und eine auf die eigenen 
Bedürfnisse abgestimmte Organisation schaffen, was sich auch im Recht mit einem 
andersartigen Eigentumsverständnis und den ersten Ausprägungen der örtlich begrenz- 
ten Monopole zeigte. Die frühkapitalistische Eigentumsordnung der Städte unterschied 
sich von dem grundherrschaftlichen Verständnis, nach dem mit dem Grundeigentum 


Überschuss ernährt werden und sich so am Marktplatz als Handwerksleute niederlassen können. Die 
Übergänge sind fließend, denn der durch die Jahreszeiten bedingte unterschiedlich hohe Arbeitsanfall 
ermöglichte handwerkliche Saisonarbeiten. 

75 KULISCHER, Das Mittelalter, S. 167; BRAUDEL, Aufbruch zur Weltwirtschaft, 96-100. 

76 PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 200-204, vermutet, dass es sich um besitzlose »Glückssucher« 
(Unfreie) handelte, von denen einige z. B. über Plünderungen oder Kaperei zu etwas Kapital gekommen 
seien. Das Kapital haben sie z. B. für den Ankauf von Nahrungsmitteln verwandt, um sie in einer von 
einer Hungersnot geplagten Region mit möglichst hohem Gewinn zu verkaufen. 

77_ PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 209. 

7° Auf dem wegen der über Luther verhängten Reichsacht bekannten Wormser Reichstag 1521 wurden 
für das Heilige Römische Reich 85 Freie und Reichsstädte genannt; SCHMIDT, Altes Reich, S. 62-64. 

7° FRANKFURT, Der Statt Franckenfurt am Mayn erneuerte Reformation. 
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Rechte und Pflichten verbunden waren. Pflichtenfreies Grundeigentum (Allod) gab 
es auf dem Land nur in Ausnahmefällen. In den Städten wurde das Eigentum als das 
den Handel und das Gewerbe begleitende Recht verstanden, das insbesondere den 
Handelsverkehr, den unbelasteten und damit reibungslosen Tausch gegen Geld zuließ. 
Was der Handwerker mit seiner Arbeit erschuf, war selbstverständlich (auch ohne 
Lockes Arbeitstheorie) sein Eigentum (was übrigens auch für leibeigene Bauern mit 
eigenem Gut galt, die - im Gegensatz zum Gesinde - den Ertrag behalten durften, 
allerdings Zins, Frohndienste oder ähnliches leisten mussten). Auch der gerechte Preis 
verlor gegenüber der Vertragsfreiheit an Bedeutung. Ein Buchdrucker sollte »in billigem 
Preiß [an die] Buchhändler, gegen Gelt, alß gut er kann und mag verkauffen«, hieß es 
beispielsweise 1669 in den Vereinigten Punkten der Buchhändler. 

Die Stadt war ein über einen langen Zeitraum gewachsenes, ineinander verflochtenes 
und miteinander verbundenes System von Personen aus unterschiedlichen Ständen 
und Berufsgruppen, ein eigener Mikrokosmos, eine rege, fleißige Gemeinschaft, die 
gierig alles aus dem Umland aufsog, was sie brauchen konnte. Städte organisierten 
das rechtliche System so, dass ihre Bevölkerung mit Rohstoffen für den persönlichen 
Bedarf oder als Material für die gewerbliche Produktion beliefert wurde. Das städtische 
Außenhandelssystem war eine Reaktion auf die aus der Arbeitsteilung folgende Gefahr, 
nicht mit dem Notwendigen zu günstigen Preisen versorgt zu werden. Die Orientierung 
am Gewinn forderte die Produktion eines veräußerbaren Überschusses. Städte konnten 
Waren liefern, die über die Nahrung, Kleidung und einfachste Werkzeuge hinausgin- 
gen. Die Bevölkerung war umgekehrt existentiell von den Lebensmittellieferungen aus 
dem Umland abhängig und die gewerbliche Produktion auf die Zufuhr von Rohstof- 
fen angewiesen.®° In diesem Zusammenhang sind die Regelungen zur Steuerung der 
Warenströme (der städtische Außenhandel) zu sehen, etwa das Verbot der »auffkäuff«, 
dem Aufkauf aller Güter eines bestimmten Typs, oder die Stapelrechte, die fahrende 
Händler verpflichteten, ihre Waren für einige Zeit in einer Stadt zu stapeln und zum 
Verkauf anzubieten. Den Kaufleuten wurde in der stadtnahen Zone das Ankaufen von 
Nahrungsmitteln untersagt (Verbot des »vorkauffs«), so dass die Bauern oder Fischer 
der Umgebung Weizen, Lebendvieh, Fische oder Wein nur in der nächstgelegenen 
Stadt verkaufen konnten. 

Den Absatz der in der Stadt produzierten Güter sicherte man, indem die Bevölkerung 
auf dem platten Land in einem möglichst weit gezogenen Umkreis gezwungen war, 


80 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 928 f., Halbbd, 2, Kap. IX., 7. Abschn., $ ı. Die Versorgung 
größerer Städte wie Paris oder London - kein Kühlsystem, nur wenige Konservierungsmittel - war ein 
besonders verwickeltes Problem. Venedig importierte bereits im 15. Jahrhundert Rinder aus Ungarn, 
und die Versorgung der größten Stadt des 16. Jahrhunderts, Istanbul, setzte eine hart durchgreifende 
Regierung voraus, damit es, abgesehen von Missernten, nicht auch noch aus merkantilen Interessen 
mächtiger Kaufleute zu Versorgungsengpässen, Teuerungen oder sogar Hungersnöten kam; BRAUDEL, 
Der Handel, S. 31-43. 


146 4 Deutschland - Staatenwettbewerb 


sich in der Stadt mit gewerblichen Erzeugnissen zu versorgen. Dies war Gegenstand 
des städtischen Bannrechts, dem Verbot der gewerblichen Tätigkeit auf dem Land." 
Das Verbot, einen Markt- oder Handelsplatz außerhalb der Stadt zu errichten, lenkte 
zusätzlich den Handelsverkehr der regionalen Produktion in die Stadt mit dem Privileg 
für einen Markt oder eine Messe. Leipzig erhielt beispielsweise 1507 von Maximilian I. 
eine Bestätigung seiner drei Messen (Jubilate, Michaelis und Neujahr) sowie neben dem 
Reichsmesseprivileg erweiterte Rechte der Niederlage (Warenlager) und des Stapels, 
indem »kein Jahrmarkt, Messe oder Niederlage inner fünfzehn Meilen gerings um die 
obbestimmte Stadt Leipzig soll ausgerichtet und gehalten werden«.®” Ältere Vorrechte des 
in der Nähe liegenden Erfurts wurden aufgehoben. Die Händler erhielten freies Geleit 
auf dem Weg zu und von den Messen, durften Leipzig nicht umgehen und mussten 
ihre Ware dort drei Tage zum Verkauf anbieten und verzollen. Solche Vorrechte waren 
hart, oft jahrzehntelang umkämpft; und die Fürsten ließen sie sich in der Regel teuer 
bezahlen. 


4.2.2 Marktaufteilung und Absatzgebiet 


Köln war im 15. Jahrhundert mit ca. 20 000 Einwohnern eine bedeutende und weithin 
bekannte Konzentration von Menschen. Die Zahlen zeigen, dass die deutschen, kleinen 
und beengend gebauten Städte nicht zu vergleichen waren mit den Handelsmetropolen 
in Italien, die um 1300 bereits geschätzt 200 000 (Venedig, Mailand) oder 100 000 
(Florenz, Neapel, Genua, Palermo) Einwohner hatten und sich im Schatten von Bagdad 
und Byzanz entwickelten.°* In Oberdeutschland entstanden aber auch die mächtigsten, 
bis dahin nie gesehenen Handelsimperien der Fugger und Welser, die mit wenig Perso- 
nal, dafür aber mit Kapital und Marktkenntnissen ungeahnte Reichtümer anhäufen 
konnten. 

In Hochburgen des aufstrebenden Handwerks zeigte sich gegen Ende des Mittelalters, 
aus welchem Holz die Städte geschnitzt waren: So gab es in Frankfurt am Main in der 
Mitte des 14. Jahrhunderts bei 9600 Einwohnern rund 1500 Gewerbebetriebe, in Basel 
wurden 1429 bei 10 000 Einwohnern 1750 und in Straßburg Mitte des 15. Jahrhunderts 
bei 18 000 Einwohnern 4600 Betriebe gezählt. Es waren nun gewiss Ausnahmefälle, 
wenn unter Berücksichtigung der mitarbeitenden Familienangehörigen praktisch die 
gesamte städtische Bevölkerung im eigenen Betrieb tätig war; und diese Verteilung 
konnte nicht lange bestehen. 25 bis 30 % selbständige Gewerbetreibende unter der 
Bevölkerung war jedoch für viele Städte langehin typisch. Gelegentlich konnte es 


8 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 186; KLUGE, Die Zünfte, S. 256-258. 

%* Franz, Handlungsgeschichte der Stadt Leipzig, S. 45-55. 

#3 FALKE, Deutsches Leben. Bd. 3, S. 54 (2. Teil); IRSIGLER, Markt- und Messeprivilegien, S. 213 f.. Eine 
deutsche Landesmeile waren 7532 Meter, 15 Meilen demnach nahezu 115 km. 

84 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 95, 215 f.; BRAUDEL, Der Alltag, S. 44. 
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sogar die Hälfte sein, wobei der Großteil dem Handwerk und ein geringerer Teil dem 
Handel zuzurechnen war.” Städte traten ferner als Ort der Bildung zu den kirchlichen 
Einrichtungen hinzu. Sie waren die Keimzelle des Bürgertums. 

Innerhalb der städtischen Gemeinschaft sorgte der Magistrat für ihre Mitglieder, 
wobei in der Regel die in Gilden organisierten Fernkaufleute die soziale Führungs- 
schicht, die modernen Patrizier, stellten.®° In den frühen Städten mit einer Vielzahl 
kleiner Unternehmer war man »dem Kapitalismus ebenso feindlich gesinnt wie dem 
Kommunismus«,?” sondern dachte (noch) an die örtliche Gemeinschaft. So wie die 
einzelnen Organe des menschlichen Körpers eine bestimmte Funktion erfüllen müssen, 
so haben die Mitglieder der Gemeinschaft zum Gemeinnutz, zum großen Ganzen 
beizutragen.’® Dementsprechend wurden die Aufgaben zwischen den Mitgliedern 
aufgeteilt, die Arbeitsteilung wurde organisiert, nicht dem Marktgeschehen überlassen. 
Die gemeinschaftliche Bewirtschaftung herrschte auch im Umland. In keinem damals 
normalen Dorf fehlte die Allmende, und praktisch alle mittelalterlichen Städte hatten 
zumindest beträchtliche Viehweiden und Waldungen, die allen Bürgern zur Verfügung 
standen.®? 

Aber so wie ein Bauer einen Grund mit einer gewissen Mindestfläche bewirtschaften 
muss, wenn er seine Existenz sichern will, so braucht ein Handwerker oder Kaufmann 
ein genügend großes Tätigkeits- oder Absatzgebiet. Dies suchte man in den Städten zu 
erreichen, indem man, wie gesehen, die Einfuhr von Rohstoffen erleichterte oder sogar 
erzwang, und innerhalb der Gemeinschaft die Ausübung eines Handwerks oder den 
Absatz für Waren, die in der Stadt erzeugt wurden, monopolisierte und auf ausgesuchte 
Personengruppen, die Zünfte oder Gilden, übertrug.?° 

Im Mittelalter war der Großteil der wirtschaftlichen Tätigkeit durch Gruppen- und 


5 Kruse, Die Zünfte, S. 69 £. 

#6 Kıut, Die Zünfte, S. 90-92. Im deutschen Sprachgebrauch wird seit dem 19. Jahrhundert zwischen 
Gilden als Zusammenschluss von Kaufleuten und Zünften als Organisation des Handwerks unterschieden; 
KLugGe, Die Zünfte, S. 21 f. 

87 PIRENNE, Europa im Mittelalter, S. 289 f. 

88 SCHULZE, Vom Gemeinnutz zum Eigentum, S. 599; SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 180-191. 
Der französische Kanzler Seguier sprach von den »Gliedern einer großen Kette«; vgl. MINARD, Zünfte in 
Frankreich, S. 183. 

89 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 927, Halbbd. 2, Kap. IX., 7. Abschn., $ 1.; WESEL, Geschichte 
des Rechts, S. 305 f. (RdNr. 212). 

°° Beginnend ab dem ı0. Jahrhundert in italienischen Städten, ab dem späten ı1. Jahrhundert nörd- 
lich der Alpen bildeten sich in der ständisch organisierten Gesellschaft der Stadt die ersten Zünfte. In 
Deutschland sind die frühesten für das zwölfte Jahrhundert nachgewiesen (KLUGE, Die Zünfte, S. 52-57). 
Zünfte lassen sich lange vor ihrem Auftreten im Mittelalter schon in Byzanz, China oder Rom nachweisen. 
Über ihr Entstehen gab es in Deutschland im 19. Jahrhundert zahlreiche Theorien; vgl. KULISCHER, Das 
Mittelalter, S. 181-192. Die Zünfte konnten sich vor allem im Südwesten Deutschlands verbreiten, teilweise 
- wie etwa in Nürnberg ab Mitte des 14. Jahrhunderts - waren sie auch verboten. Statt dessen übernahm 
der Magistrat die Gewerberegelung; KLuGe, Die Zünfte, S. 93-97. 
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Einzelmonopole geordnet. Zünfte schränkten die Gewerbefreiheit dergestalt ein, dass in 
einem räumlich begrenzten Bereich nur Mitglieder der Zunft, das waren die Meister als 
Betriebsinhaber, das jeweilige Handwerk oder Gewerbe betreiben durften. Zunftzwang 
war die Pflicht aller Gewerbetreibenden eines Gebietes oder eines Berufes zur Mitglied- 
schaft in der Zunft." Die Grundzüge in Italien, England, Frankreich oder Deutschland 
glichen sich. Es waren eigenständige Organisationen, ihre Mitglieder entweder Lehrlin- 
ge, Gesellen oder Meister. Mitglied einer Zunft konnten nur freie Stadtbürger werden. 
Obwohl es sich um privatrechtliche Vereinigungen handelte, waren sie mit gewissen 
hoheitlichen Befugnissen ausgestattet, die ihnen die Wahrnehmung von marktordnen- 
den Aufgaben für ihre Branche wie Regeln über Zulassung, Ausbildung, Arbeitszeiten, 
Produktqualität oder Preisen erlaubten.?” 

Dass die Zünfte und die meisten Zunftgesetze eingeführt wurden, um das Sinken 
des Preises (und damit des Gewinns der Inhaber und des Lohnes der Arbeiter) zu ver- 
hindern,® wurde in der Forschung zwar nicht bestätigt, aber über das Zunftwesen ließ 
sich auch das Ausmaß der Konkurrenz steuern. In dem der Zunft vorbehaltenen Gebiet 
waren nur die Zunftmitglieder berechtigt, ein bestimmtes Gut oder eine bestimmte Leis- 
tung anzubieten. Wer außerhalb der Zunft eine der Zunft vorbehaltene Leistung anbot, 
handelte rechtswidrig.?* Die Wettbewerbsbeschränkungen wurden immer weiter diffe- 
renziert, zunächst auch mit dem Zweck, die Gleichheit der Zunftgenossen zu wahren. 
Das gesamte Zunftsystem war durchwachsen von wettbewerbsnivellierenden Regeln 
und abgestimmten Verhaltensweisen wie gemeinschaftlicher Einkauf, Bestimmungen 


°! KLuGe, Die Zünfte, S. 248. 

°* KLUGE, Die Zünfte, S. 32-34; Graus, Hochmittelalter, S. 392. Für die französischen Buchhändler im 13. 
Jahrhundert, vgl. RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 19. BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 222, spricht davon, 
dass die Zünfte in Deutschland Teil des Staates waren, weil sich erst im Absolutismus die endgültige 
Trennung zwischen Staat und Volk vollzogen habe. Zuvor hätten die Zünfte staatliche Aufgaben wie 
Bürokratie und Steuerwesen wahrgenommen. 

® So SMITH, Wealth of Nations, S. 140. 

4 KLUGE, Die Zünfte, S. 248-252, 304. Konkurrenz sollte nur zwischen den Zunftmitgliedern aufkom- 
men können. Die Zünfte entwickelten im Laufe der Zeit ein Arsenal an Mitteln, um gegen Illegale, die 
außerhalb der Zunft dasselbe Gewerbe betrieben, vorgehen zu können. Die Produkte der Zunftfremden 
waren vom Handel ausgeschlossen; ihre Waren wurden beschlagnahmt. Sie selbst, ihre Kunden und Händ- 
ler, die ihre Waren verkauften, wurden bestraft. Die Außenseiter hatten unter Umständen Vorteile, sparten 
sie doch die Zunftgebühren, waren an Produktions- und Qualitätsvorschriften nicht gebunden, konnten 
Erfindungen und Verbesserungen ohne Hindernisse nutzen und auch mehr als die üblichen drei bis sieben 
Arbeitskräfte einstellen. Von den Zünftigen und den Stadtratsmitgliedern wurden sie in Deutschland 
Pfuscher, Stümper, Böhnhasen, Stimpler oder Störer genannt und teilweise sogar mit tödlichem Ausgang 
verfolgt. Sie mussten in den Städten im Verborgenen arbeiten. Wer das Meisterrecht erwerben wollte, 
durfte nur bei Zunftmeistern gelernt und gearbeitet haben. Kein Zunftmeister durfte einen Gesellen 
einstellen, der für einen Pfuscher gearbeitet hatte. Den Zunftmitgliedern war selbstverständlich jedes 
Geschäft mit den Illegalen untersagt. Zunftfremden durften weder Werkzeug noch Hilfsmittel, Rohstoffe 
oder andere Produktionsmittel verkauft werden. 
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zur Lohnhöhe, den zu verwendenden Materialien, der Produktqualität, der Anzahl 
an Gesellen oder der nur begrenzt erlaubten Werbung. Gleichheit und Solidarität der 
Zunftgenossen untereinander und Ausschluss der Außenstehenden vom jeweiligen 
Zunftgewerbe bestimmten den Charakter der Verfassung und die Tätigkeit der Zünfte: 
»Erkämpfung eines möglichst großen Absatzgebietes; gleichmäßige geordnete Verteilung 
der einzelnen Anteile unter die Genossen, also Ausschließung jeder Konkurrenz nach 
außen wie im Innern« war das Fundament des zünftigen Gewerbes bis in die frühe 
Neuzeit hinein.” 

Immer mehr ging es jedoch darum, die durch Zunahme der Konkurrenz enger 
werdenden Erwerbsmöglichkeiten durch Ausgrenzung auf einzelne Mitglieder der 
Gemeinschaft zu begrenzen und Überkapazitäten mit der Folge von Absatzschwie- 
rigkeiten zu vermeiden. Durch die Zulassungsregeln der Zünfte ließ sich die Anzahl 
der möglichen Konkurrenten steuern, indem etwa bei Zunahme der Arbeitslosigkeit 
hohe Gebühren für den Eintritt in die Zunft erhoben wurden, die Voraussetzung einer 
ehrlichen Geburt für Lehrjungen zu erfüllen war, Söhne bestimmter Berufsgruppen 
ausgeschlossen wurden bis hin zur vollkommenen Schließung der Zunft für eine be- 
stimmte oder unbestimmte Zeit.?° Zugleich konnte über zunftspezifische Regeln, wie 
Zahl der Lehrlinge, lange Lehrzeiten, Herstellungsvorschriften oder Bestimmungen zur 
Auftragsannahme, die Kapazität der einzelnen Betriebe beeinflusst werden. In Zeiten 
geringer Mechanisierung im Handwerk ließ sich die Produktionskapazität in der Regel 
bereits durch Begrenzung der Anzahl der Arbeitskräfte entscheidend beeinflussen. 
Gelegentlich durften beispielsweise neue Aufträge nur angenommen werden, wenn 
der laufende Auftrag fertiggestellt war. Die Bestimmung der Verkaufspreise wurde 
von der Zunft als Ganzes vorgenommen. Keiner sollte den anderen mit seinem Preis 
unterbieten können. Ein freier Markt, bei dem sich die effizienteste Methode durchsetzt 
und über günstige Preise den Wettbewerb forciert, konnte sich nicht entwickeln.?7 


5 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 307; KULISCHER, Das Mittelalter, S. 192 f.; PIRENNE, Europa 
im Mittelalter, S. 378-384; FUHRMANN/DIRLMEIER, Aufstieg, S. 281. Beiden Zünften dächte man, so Gierke 
1868, »nur an ihre kümmerlichen Reste in der Jetztzeit, an ihre Entartung und ihren Verfall im 17. und 18. 
Jahrhundert, wo sie, wie fast alle aus einer größeren Vergangenheit übrig gebliebenen Körperschaften, nur 
noch der engherzigsten Privilegiensucht, dem kleinlichen Monopoliengeist, der verknöcherten Selbstsucht 
dienten, so darf man doch darüber nicht vergessen, daß von diesem späteren Zerrbild in allem fast, außer in 
Formen und Namen, sich die zur Zeit der mittelalterlichen Städtefreiheit blühenden Zünfte unterschieden«; 
GIERKE, Genossenschaftsrecht I, S. 358 £. 

9° ABEL, Agrarkrisen, S. 139; WALZ, Privilegien zum württembergischen Gewerberecht, S. 433; SMITH, 
Wealth of Nations, S. 141. Die Schließung war ab dem 16. Jahrhundert allgemein verbreitet; BRUDER, Verfall 
der Zünfte, S. 226 f., 242. Im 17. Jahrhundert stiegen in England die Aufnahmegebühren für einen Lehrling 
auf bis zu 800 Pfund. 

7 _ NORTH/THOMAs, Rise ofthe Western World, S. 153. Gleichzeitig zeichneten die Zünfte sich aber auch 
durch ein eigenes soziales System aus, angefangen von einheitlicher Kleidung, gemeinsamen Feiern, dem 
zünftigen Verhalten, Sorge für die Witwen und Kinder verstorbener Mitglieder bis hin zu Garantien und 
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Durch gemeinsamen Einkauf von Rohstoffen und die Herstellung entsprechend vor- 
gegebener Standards verblieb für die Entfaltung des Wettbewerbs in erster Linie die 
bessere Qualität. Diese Gesinnung trat in zahllosen Äußerungen zutage, wenn im ge- 
werblichen Bereich zwei Punkte regelmäßig Anlass für Kritik waren: Schlechte Qualität 
und Wucher, wobei Wucher nicht hohe, sondern überteuerte Preise meinte. 

Der Inhalt solcher Regelungen konnte unterschiedliche Ausmaße annehmen und 
sich auf allen möglichen Ebenen des Produktionsprozesses und Vertriebes auswirken, 
als Beschränkung der Freiheit, beispielsweise 


° die Produktionskapazität zu erhöhen; 


e mit bestimmten Kunden Handel zu betreiben oder des Vertriebs eines abstrakt 
umschriebenen Produkts; 


e ein konkretes Herstellungsverfahren zu benutzen oder bestimmte Produktkate- 
gorien herzustellen. 


Die Zünfte teilten die Nachfrage unter sich auf und wiesen sie anhand unterschiedlicher 
Abgrenzungsmerkmale den einzelnen Mitgliedern zu. Eine Methode der Aufteilung 
des Marktes war die Spezialisierung der Zünfte. Wenn die Nachfrage groß war, rationa- 
lisierten die Kleinbetriebe über eine Arbeitsteilung die Produktion. Sehr klein aufgeteilt 
waren beispielsweise die Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kleidung und Stoffen, die 
sich in Tuchmacher, Seidenmacher, Spinner, Wäscher, Färber, Seidenweber, Wollweber, 
Knopfmacher, Schnallenmacher, Strumpfwirker, Schneider etc. aufgespalten hatten.?® 
In manchen Fällen waren diese Maßnahmen als absolute und subjektive Rechte ausge- 
staltet. Die Zünfte entwickelten also nicht nur Gruppenrechte oder -monopole, sondern 
teilweise auch individuelle Rechtspositionen.?? Wie die Aufteilung der Kundschaft zu 
einem handelbaren Wirtschaftsgut wurde, zeigen drei Beispiele: 

Die Fleischhauer einer Stadt haben den Bedarf der Kunden berechnet und unter sich 
aufgeteilt (Schlachtrecht), »so daß jeder Fleischer monatlich so und so viel zu schlachten 
befugt war. Nun kamen einzelne kleinere Meister in Noth und vermiethen ihre Gerecht- 
same an größere ...«'°° Die Wettbewerbsbeschränkung hatte einen eigenen Wert und 


gegenseitigen Krediten. Auch die Buchdrucker in Deutschland, obwohl sie keine Zünfte gebildet hatten, 
hatten in Rahmen von örtlichen Gesellschaften eine gewisse soziale Absicherung im Krankheits- und 
Todesfall organisiert; GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 40 f. 

?° Es gab auch innerhalb der Zünfte Arbeitsteilung, indem einzelne Arbeitsschritte auf unterschiedliche 
Betriebe verteilt wurden; vgl. KLUGE, Die Zünfte, S. 147. NORTH/THOMAs, Rise of the Western World, 
S. 58, vermuten, dass die hochgradig spezialisierten flämischen Gilden im ı2. Jahrhundert infolge der 
Arbeitsteilung (Sortieren, Waschen, Kimmen, Spinnen und Glätten der Wolle war auf fünf Gilden 
aufgeteilt) die niedrigsten Kleiderpreise in ganz Europa anboten. 

® Vgl. hierzu KosTYLo, Gunpowder to Print, S. 38 f. 

'%° BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 240. 
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konnte wie ein Stück Land verpachtet werden. In der Frankfurter Druckerordnung 
1598'° findet sich das Gewerbeaufnahmeverbot für neue Drucker und Verleger, eine der 
typischen Regelung bei Überkapazitäten, wie sie in vergleichbarer Form im Star Cham- 
ber Decret 1586 in England erlassen wurde. 1660 wurde die Regelung aus Frankfurt 
ergänzt durch eine weitere Begrenzung der Kapazitäten. Die Drucker hatten ein Proto- 
koll über die jeweilige Anzahl an Pressen aufzustellen, und es sollte »keiner mehrere 
neue Pressen/ ausser wo die alte abgängig und zerschlagen worden/ anzurichten berech- 
tigt seyn: Sondern da einer seine Truckerey umb eine oder mehr Pressen zu verstärcken 
gemeint/ er solches Pressenrecht von einem anderen in billichem Preiß an sich zu handeln 
angewiesen seyn soll.« Dieses Pressenrecht war gegen Entgelt übertragbar und vererb- 
lich ausgestaltet, setzte jedoch voraus, dass der Rechtsnachfolger das Druckhandwerk 
gelernt hatte und Bürger der Stadt war.'°* Nicht die begrenzte Absatzmenge, sondern 
die Produktionskapazität war das wirtschaftlich verwertbare Gut. Die Company of 
Stationers mit ihrem Druckmonopol als Gruppenrecht reihte sich nahtlos in die zu 
dieser Zeit verbreitete Wirtschaftspolitik ein. Das Copyright der englischen Gilde war 
eine weitere Methode der Zünfte, den Markt unter sich aufzuteilen und innerhalb der 
Gruppe individuelle Rechtspositionen zu schaffen. In den drei beispielhaft genannten 
Varianten (Schlachtrecht, Pressenrecht, Copyright) war die Wettbewerbsbeschränkung 
als ein eigentumsähnliches, wirtschaftlich verwertbares Recht ausgestaltet. Dieses Recht 
trat in Form eines subjektiven und absoluten Rechts neben die Regelungen über körper- 
liche Gegenstände (das Eigentum) und sollte in ähnlicher Art und Weise dem Inhaber 
zugeordnet werden, also als dauerhaftes, übertragbares und vererbliches Recht. 

Die Orientierung der Zünfte an der Konkurrenz zeigte sich auch in der Größe des 
geschützten Absatzgebietes. Ein Handwerker und Kaufmann hat stets Beziehungen zu 
den Kunden, Lieferanten oder Geldgebern. Geht man vom Wohnort des Kaufmanns 
aus und zeichnet die Kunden in eine Karte ein, erhält man die Größe des Absatzge- 
bietes. Der Handel konnte als Einzel-, Groß- oder Fernhandel lokale, regionale und 
internationale Dimensionen annehmen. Aufgrund der Infrastruktur, der schlechten 
Wege oder der Risiken der Überlandreise gab es aber natürliche Grenzen des Absatzge- 


"9% „Und damit Ihrer der Trucker nicht zuviel werden/ haben Wir der Rath obengenannt uns entschlossen/ 
keine Trucker/ (sonderlich welche die Kunst nicht gelernet) oder Verläger ferner mehr zu dulden/ alls die 
jenige/ so auff diese Stundt allhie wohnen und Bürger seind.« Die Zahl wurde auf acht Drucker beschränkt; 
vgl. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 1. 

'%° Eines Edlen und Hochweisen Raths der Stadt Franckfurt am Mayn Erneuerte Ordnung und Artickel, 
Wie es fürterhin auff denen Buchdruckereyen dieser Stadt gehalten werden soll, Frankfurt am Main, 
1660, Universitätsbibliothek Frankfurt Ffm W 554, S. 7. Vgl. zu den Produktionsbeschränkungen auch 
GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 85 f., wobei anzumerken ist, dass es auch im Druckgewerbe durchaus 
Beschränkungen im Hinblick auf die Zahl der Arbeitskräfte gab. Die Begrenzung der Zahl der Pressen ist 
nur eine mittelbare Beschränkung der Zahl der Arbeitskräfte, da an einer Presse zwei Arbeitskräfte tätig 
waren. In der Nürnberger Druckerordnung 1673 war eine Begrenzung der Jungen in Abhängigkeit von 
der Zahl der Pressen vorgesehen. 
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bietes.'% Verderbliche Waren konnten nur begrenzte Zeit frisch gehalten werden, bei 
schwerem Material nahmen die Transportkosten schnell überhand. Hinzu traten die 
künstlichen Erschwernisse des Absatzes wie unterschiedliche Maßeinheiten, Münzen, 
Zölle, Sprache oder Ausschließlichkeitsrechte. 

Es gab einen Zusammenhang zwischen dem jeweiligen Wirtschaftsgut, dessen Ab- 
satzgebiet, der Größe der Nachfrage, dem Maß des überregionalen Handels und der 
Größe des durch die Zunft geschützten Absatzgebietes. Wenn die Produkte oder Leis- 
tungen der einzelnen Zunftmitglieder nur in einem kleinen Gebiet abgesetzt wurden, 
war auch die Reichweite der Zunfthoheit relativ klein. Zu Beginn war sie auf einzelne 
Städte begrenzt. Die Betriebe einer Branche konzentrierten sich oft in einer Straße, die 
damit zugleich die gesamte Zunft repräsentierte. So lange der Gewerbetreibende mit 
dem Absatz an seinem Ort ebenso viel verdiente wie mit dem Herumziehen in anderen 
Orten oder auf Messen, war eine örtliche Beschränkung für die Zunftmitglieder nicht 
von Nachteil. Je größer das Einzugsgebiet war, aus dem die Konkurrenten stammten, 
desto größer musste auch das Gebiet werden, das eine Zunft reglementierte. Wenn 
auf dem Land die gleichen Waren hergestellt wurden, wurde die Konkurrenz durch 
das Verbot der gewerblichen Produktion auf dem Land ausgebannt.'°* Kam in einer 
zünftig organisierten Branche regionaler Handel über mehrere Städte hinaus mit der 
Folge eines Wettbewerbdrucks auf, tendierten die Zünfte zu Städtebünden.'” Waren 
mehrere Territorialhoheiten betroffen, schlossen sich Unternehmen aus dem größeren 
Absatzgebiet zusammen, um den Wettbewerb untereinander zu regeln. War das für die 
Sicherung der Existenz notwendige Absatzgebiet hingegen kleiner als beispielsweise 
eine Stadt, parzellierten die Zunftmitglieder das Zunftgebiet in individuell zugewie- 
sene, geschützte Absatzmärkte (etwa in Stadtviertel).'°° Auch Gilden entstanden in 
Deutschland in der Regel nur als lokale Organisationen für die Krämer, Höker oder 


‘#3 Wenn gängige Waren auf Vorrat hergestellt, angebaut oder gezüchtet wurden, legten diese um 1600 
oft nur wenige, kaum mehr als 100 Kilometer bis zum nächsten Markt zurück. BRAUDEL, Der Handel, 
S. 40, unter Hinweis auf Alan Everitt und Eckart Schremmer. 

‘94 SCHMOLLER, Verwaltungs- und Wirtschaftsgeschichte, S. 6: »Die komplizierte Wochenmarkts- und 
Vorkaufsgesetzgebung ist in Summa nichts als ein raffiniertes System, Angebot und Nachfrage zwischen 
kaufendem Städter und verkaufendem Landmann so zu gestalten, daß der erstere in möglichst günstiger, der 
letztere in möglichst ungünstiger Position beim Konkurrenzlaufe sich befinde.« 

"9% Die Zünfte der Kupferschmiede, Töpfer, Kesselflicker und Krämer - reisende Handwerker - schlossen 
sich teilweise zu größeren Gebietsverbänden zusammen, die unter dem Schutz des Kaisers standen; vgl. 
KLUGE, Die Zünfte, S. 80 f. Das Steinmetzhandwerk zu Straßburg und Wien hatte die Gerichtsbarkeit 
über alle Steinmetze in Deutschland, und für die Kesselflicker war das Land in acht Kreise aufgeteilt; vgl. 
BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 29. Die Zuständigkeit lag aber grundsätzlich beim Landesherrn. 

106 BRAUDEL, Der Handel, S. 342; KLUGE, Die Zünfte, S. 78 f. Ein Schuster, Maurer, Schreiner oder 
Metzger hatte mit der Nachfrage in einem Stadtteil oft mehr Arbeit, als er leisten konnte, so dass weitere 
Aufträge aus anderen Gebieten nur dazu geführt hätten, dass er mangels Kapazität Angebote aus dem 
eigenen Stadtgebiet hätte ablehnen müssen. 
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Gewandschneider, die importiertes Tuch verkauften, und ähnliche Einzelhandelskauf- 
leute. 

Mit einer Vielzahl von einzelnen Fürstentümern und Freien und Reichsstädten konn- 
ten die einzelnen Landesherren den lokal begrenzten Markt des zünftigen Handwerks 
und den lokal tätigen Händler reglementieren, während für den überregionalen Handel 
ein gänzlich anderes System erforderlich war. Gilden wie die florentinische Arte della 
Lana für den Textilhandel, auf deren Grundlage der Reichtum des Geschlechts der 
Medici beruhte, waren in Deutschland nicht unbekannt, aber von einer nationalen 
Handelspolitik mit Städtebünden konnte (mit Ausnahme der Hanse) in Deutschland 
nicht die Rede sein.'”” Es entstanden kleine getrennte Märkte für die einzelnen Unter- 
nehmer, die vor äußerer Konkurrenz möglichst abgeschirmt wurden und bei denen 
die innere Konkurrenz durch die Zunft geregelt wurde. Die Betriebe blieben klein und 
die Kapazitäten begrenzt. 


4.2.3 Merkantilismus 


In wirtschaftlicher Hinsicht lagen das städtische und bürgerliche Spätmittelalter und 
die frühe Neuzeit viel enger beieinander als die Zeit des höfischen Rittertums und das 
Spätmittelalter. Die frühe Neuzeit zeichnete sich weniger durch eine Änderung der 
wirtschaftlichen Umstände aus als durch den Beginn der Herrschaft des Verstandes, 
der Rationalisierung von Religion, Kunst und Wirtschaft und durch den Durst nach 
Wissen und nach Gold. Das äußere Zeichen der Schwäche der Kirche und der Stärke des 
Goldes repräsentiert der spanische König Karl V., der sich von den Fuggern finanziert 
die deutsche Kaiserkrone von den Kurfürsten und dem Papst kaufte.'® 

Der Finanzbedarf der Herrscher änderte sich grundlegend. Neuartige Waffen, Arm- 
brüste, Langbögen, Musketen, Kanonen etc., wurden verwandt. Die regelmäßig auf- 
flammenden Bauernaufstände, etwa 1525 in Süddeutschland, zeigten, dass der Fürst 
sich nicht mehr auf seine Vasallen verlassen konnte, und eine Wehrpflicht wie etwa im 
frühen Rom gab es nicht. Das Heer setzte sich aus gut ausgebildeten und ausgerüsteten 
Söldnern zusammen. Bereits in der italienischen Renaissance zeichnete sich in der 
Militärtechnik der Wandel ab: Für den Condottiere war der Krieg kein romantisches 
Ideal, »sondern ein kühles Fach und Geschäft, das er gelernt hat und an den Meistbie- 
tenden verkauft: er liefert Schlachten wie der Schuster Stiefel oder der Maler Portraits; 
Person und Weltanschauung des Bestellers sind ihm gänzlich gleichgültig.«'°? Es waren 


‘77 WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 207. 

'°8 Seine Söldnerheere zogen - nachdem Franzosen oder Spanier zuvor italienische Handelsrepubliken 
erobert hatten - 1525 gegen den Papst Clemens VII. 

"99 FRIEDELL, Kulturgeschiche, S. 179 (Bd. 1). NORTH/THOMAs, Rise of the Western World, S. 95, heben 
noch weitere Waffengattungen hervor: »it was the age ofthe Genovese crossbowman, the English (or Welsh) 
longbowmen and the Swiss pikemen, all for hire to the highest bidder.« 
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Unternehmer, die Anwerbung, Ausbildung und Ausstattung der Söldner übernahmen. 
Kriege wurden zur reinen Geldsache, und da die Staaten regelmäßig Krieg führten, 
sei es untereinander, sei es gegen das Osmanische Reich, waren die meisten Fürsten 
überschuldet und an der Erschließung aller denkbaren Geldquellen interessiert.'"° 

In weitgehender Parallele zu der Organisation in den Städten betrieben auch Fürsten 
im Anschluss an das Mittelalter ihre Wirtschaftspolitik dergestalt, dass sie mit Schutz- 
zöllen, Ausschließlichkeitsrechten und Verboten die Ein- und Ausfuhr regelten. Schon 
sehr früh traf man beim feudalen Grundherrn auf Ausschließlichkeitsrechte wie die 
konkretisierten Bannrechte, den Brauereibann, den Mühlenbann oder den Backofen- 
bann. In der frühen Zeit war nur der Grundherr in der Lage, eine entsprechende Anlage 
zu errichten; später wurde jedoch ein drückender Zwang zur Benutzung ausgeübt." In 
der absolutistischen Zeit waren König und Adel selbst nur selten gewerblich tätig, in 
Frankreich oder Preußen war die Gewerbeausübung dem Adel sogar verboten. Es ging 
den absolutistischen Herren auch weniger um das Gemeinwohl, sondern um Geld, 
Gold, Silber und nochmals um Geld, sei es, um das Söldnerheer, den Hofstaat, die 
Berufsbeamten oder um den persönlichen Luxus zu finanzieren. 

Die Zeit des Merkantilismus in seinen Varianten zeichnet sich dadurch aus, dass 
der Staat die Wirtschaft in starkem Maße nach den Prinzipien einer zeitgemäßen 
institutionellen Ökonomie kontrollierte und steuerte. Deutlich wird dies im politischen 
Testament Friedrichs I. (1752), in dem der König vor dem Hintergrund, dass stets eine 
starke Militärmacht notwendig sei, seinen Staat wie ein Unternehmer ordnete."* Nutzen 
und Kosten wurden im Testament analysiert, beispielsweise: Aus Sachsen wird eine 
große Menge Garn nach Preußen geliefert. Die preußischen Manufakturen könnten 
demnach 60 000 Spinner beschäftigen. Die Ansiedlung einer Familie kostet 60 Taler, so 
dass man bei einem Aufwand von jährlich 60 0oo Talern in zwölf Jahren keinen Mangel 
an im Inland produzierten Garn mehr habe. Wenn die Tuchmacher auf dem Land zu 
arm waren, die Rohstoffe zu finanzieren, bekamen sie von Wollmagazinen Kredite. 
Da in Pommern die Bewohner das zur Verfügung stehende Land nicht vollständig 
bebauen konnten, wurden vom Preußenkönig neue Dörfer errichtet. 

In England war die Binnenwirtschaft ab etwa dem ersten Drittel des 17. Jahrhunderts 
vergleichsweise frei von staatlicher Kontrolle, während der Außenhandel massiv ge- 
steuert und unterstützt wurde. Der Staat zahlte bei manchen Ausfuhrgütern zu, verbot 
bei anderen, etwa der Wolle, jegliche Ausfuhr. In England und Holland war der Außen- 


"° BRAUDEL, Der Handel, S. 602-607; NORTH/THOMAs, Rise ofthe Western World, S. 95-101. 

"WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 76. 

"2 FRIEDRICH II., Pol. Testament 1752, S. 163-173. Über die Bedeutung des Militärs heißt esa. a. OS 
184: »Finanzen, innere Verwaltung, Politik und Militärwesen sind so eng miteinander verbunden, daß es 
unmöglich ist, eines dieser Gebiete zu behandeln und die anderen dabei nicht zu berücksichtigen.« Vgl. auch 
die zeitgenössische Schilderung bei RıEsBEck, Briefe. Bd. 2, S. 112-124. 
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handel das Monopol einiger Kompagnien; für alle Außenstehenden war der Handel 
mit Ostindien, Amerika und anderen Kolonien vollständig gesperrt." England führte 
mit dem bis 1700 stärkeren Konkurrenten, den Niederlanden, drei Kriege über die 
Vorherrschaft auf dem kolonialen Markt, der ab dieser Zeit in englischer Hand war."* 

Colberts Maßnahmen sind das Musterbeispiel für die staatliche Steuerung der Wirt- 
schaft: hohe Ausfuhrzölle auf Rohstoffe, hohe Einfuhrzölle auf Fertigfabrikate und 
strenger Zunftzwang. Manufakturen wurden in das Gildensystem integriert, mit Aus- 
schließlichkeitsrechten und Steuerbefreiungen, der Gewährung von Geldvorschüssen, 
zinsfreien Darlehen oder unentgeltlichem Baugrund oder Ausfuhrprämien gefördert." 
Unter Colbert wurde auch der Buchhandel zentralisiert. Eine große Zahl der Verlage 
der Provinz wurde geschlossen, und Privilegien wurden fast nur noch an die in der 
Pariser Gilde Communaute des libraires et des imprimeures de Paris organisierten Buch- 
händler und Drucker vergeben." Die einzelnen Branchen wurden durch minutiöse 
Spezialordnungen reglementiert, die das zu verwendende Material und den Produkti- 
onsprozess genau vorschrieben. Um nur ein Beispiel zu nennen: Den Tuchmachern 
waren durch 18 Reglements die Beschaffenheit und die Breite der Stoffe, die Zahl der 


"3 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 380; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 403. 1651 wurde unter 
Cromwell auch die Navigationsakte in Kraft gesetzt, die - wenn auch in veränderter Fassung - erst 1854 
aufgehoben wurde. Die Einfuhr außereuropäischer Güter nach England, der Küstenhandel und die Fische- 
rei in englischen Gewässern war nunmehr englischen Schiffen vorbehalten. Bei den europäischen Gütern 
waren neben den englischen nur noch die unter der Flagge des Ursprungslands fahrenden Schiffe erlaubt; 
Raven, Business of Books, S. 102. Die Navigationsakte - sie erwies sich als äußerst effiziente Maßnahme 
für den Aufstieg Englands zur Weltmacht - richtete sich zunächst unmittelbar gegen die Niederlande, 
die Musternation des Handelskapitalismus, wie MARx, Das Kapital, Bd. ı, S. 779, sie bezeichnete, die 
den einträglichen Fernhandel zwischen den neuen Kolonien und Europa bestimmte, und mündete in 
den ersten Handelskrieg zwischen den Niederlanden und England 1652-1654 (BRAUDEL, Aufbruch zur 
Weltwirtschaft, S. 284). 

"4 NORTH/THOMASs, Rise of the Western World, S. 149 f. Es waren die beiden Staaten, die das Gold 
und Silber nicht horteten, sondern frei ein- und ausführen ließen, und vom internationalen Handel am 
deutlichsten profitieren konnten; BRAUDEL, Der Handel, S. 214. 

"5 Der Außenhandel, als besondere Ausprägung sind die Schutzzölle insbesondere für Fertigprodukte 
und die Begünstigung des Imports von Rohstoffen zu nennen, sowie das Gewerberecht sollen hier nicht 
weiter dargestellt werden. Die Reglementierung durch den Nationalstaat war in Deutschland - was 
angesichts des fehlenden Nationalstaats nicht weiter erstaunt - bei weitem nicht so stark ausgeprägt 
wie in Frankreich oder England, wo in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts die Nationalisierung 
des Zunftwesens abgeschlossen war; SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 381-393. Bereits Ludwig 
XI. beanspruchte das Recht, Meisterbriefe zu verleihen, ein Mittel, die Selbständigkeit der Zunft zu 
durchbrechen und sich selbst Einnahmen zu verschaffen; BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 223 f. Die Zunft 
wurde in Deutschland nicht auf die Fabrik ausgedehnt. »Ein solcher Versuch hätte nämlich (der Concurrenz 
wegen) [in den Territorialstaaten] gleichzeitig gemacht werden müssen, eine solche Gleichzeitigkeit war aber 
beim entstandenen Mißtrauen der vielen Territorien ein Ding der Unmöglichkeit«; BRUDER, Verfall der 
Zünfte, S. 225. 

6 BIRN, Profits of Ideas, S. 132-134; DARNTON, Wissenschaft des Raudrucks, S. 18. 1701, also nach Colberts 
Tod, wurde die Zahl der Drucker in Paris auf 36 festgelegt. 1666 gab es in Paris noch 79. 
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Fäden oder die zu verwendenden Färbestoffe vorgeschrieben. Dies diente zunächst der 
Qualitätssicherung, behinderte aber jede Modernisierung, seien es neue Herstellungs- 
methoden, neue Produkte oder neue Wettbewerber." Zugleich zeigte sich mit der 1664 
von Colbert eingeleiteten deutlichen Senkung und teilweise völligen Abschaffung der 
Binnenzölle, Fluss- und Wegemauten im Inland die Nationalisierung des französischen 
Markts.'"® 

Die deutsche Ausprägung des Merkantilismus, der Kameralismus, ist nach dem 
Zimmer benannt, in dem der Fürst über die Wirtschaftspolitik zu beratschlagen pflegte 
(oder die Schatztruhe stand). Diese Wirtschaftspolitik kann - scharfe Grenzen können 
selbstverständlich nicht gezogen werden - in etwa in die Zeit ab dem Dreißigjährigen 
Krieg bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts angesiedelt werden. Die Fürsten steuerten 
die Wirtschaft in der Art, wie es ihnen am vorteilhaftesten erschien, sei es zum eigenen, 
seies zum Wohl der Bevölkerung.” Das Gildenwesen, das in Frankreich nationalisiert 
und durch den Staat geregelt wurde, blieb in Deutschland weiterhin der privaten 
Regelung durch die Zünfte überlassen.'”° 

Die rechtlichen Mittel zur Erhöhung des nationalen Reichtums blieben weiterhin 
das mittels Privileg verschaffte Monopol, das Reglement für das Gewerbe und die 
Steuerung des Außenhandels mit dem Zweck, Rohstoffe in das Land zu ziehen und 


"7 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 383-389; NORTH/THOMAs, Rise of the Western World, 
S. 126. KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 15-18, spricht davon, dass »jede Fabrication [...] bis ins kleinste 
Detail reglementirt und einer bestimmten Innung zugewiesen« war. 

48 Von 1724 bis 1786 wurden schließlich ca. 4000 den Binnenhandel immer noch hindernde peages 
aufgehoben; SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 383; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 103. In Frankreich 
vollendete die Revolution die Aufhebung der Binnenzölle, während Deutschland dies erst 1834 durch den 
Zollverein gelang (sofern man die innerdeutschen Staatsgrenzen mit den Provinzgrenzen gleichsetzt). 

"9 Der preußische König Friedrich I. orientierte sich bei seinen Ausgaben am Vorbild Versailles, indem 
er Geld für Pracht, Luxus und Hofämter ausgab. Sein Nachfolger Friedrich Wilhelm I. investierte praktisch 
das gesamte Steueraufkommen in die Armee, immerhin 80 000 Mann stark bei nur zweieinhalb Millio- 
nen Einwohnern, während an Hofämtern und Hofausgaben drastisch gespart wurde; vgl. HAUSHERR, 
Wirtschaftsgeschichte der Neuzeit, S. 260 f. 

'*° Dies war wohl eine Ursache dafür, dass heutzutage die im 19. und bis weit in das 20. Jahrhundert 
hinein nahezu unisono den Zünften unterstellte Innovationsfeindlichkeit zumindest im deutschen Hand- 
werk nicht so stark ausgeprägt war; vgl. BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 224; KLUGE, Die Zünfte, S. 269-277. 
Kluge nennt als Beispiele für Innovationen betriebswirtschaftliche Organisation, Finanzierungsinstru- 
mente, die Verbindung von besonderen Qualitätsansprüchen mit dem Stadtnamen als Markenzeichen, 
zahllose technische Neuerungen oder die Errichtung von Gemeinschaftsanlagen, die von einzelnen nicht 
finanziert werden konnten. Allerdings wurde auch in Deutschland die Nutzung von Produkt- und Verfah- 
rensinnovationen untersagt, etwa weil die Qualität der Produkte nicht gesichert war oder die deutlich 
eflizientere Herstellungsmethode zu einer Verschiebung der Wettbewerbssituation, mithin zu Not und 
Armut unter den Zunftmitgliedern führen könnte. Manche technische Neuerungen waren mit hohen 
Anschaffungskosten verbunden. Dies barg die Gefahr, dass nur wenige Mitglieder die neue Methode 
selbstständig nutzen konnten, während der Großteil der Zunft von einem Verleger, der den Kaufpreis 
vorstreckte, abhängig werden würde. 
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die Ausfuhr gewerblicher Güter zu fördern.'”' Von besonderer Bedeutung war das den 
Unternehmern gewöhnlich verliehene Alleinrecht für die Erzeugung und den Absatz 
ihrer Fabrikate in einem bestimmten Umkreis, ein den mittelalterlichen Zunftmono- 
polen im Stadtbereiche entsprechendes Recht.'”” Bereits im 14. Jahrhundert wurde 
das Ausschließlichkeitsrecht als für die Staatskasse kostengünstiges Lockmittel der 
Herrschenden eingesetzt, um Hersteller von bislang nur im Ausland produzierten 
Waren anzusiedeln. Auf der anderen Seite wurde der Wegzug der ausgebildeten Meister 
verboten, da sie dadurch den Vorteil des exklusiven Wissens zunichte machten." 
Privilegien konnten einzelnen Personen, Personengruppen oder auch allen in einer 
Region ansässigen Unternehmen zugesprochen werden (die dann freilich wieder über 
das Zunftwesen den Zugang begrenzen konnten). Sie waren in den Staaten Europas 
ständiger Begleiter fast jeder wirtschaftlichen Betätigung. Der König oder Fürst als 
Inhaber aller Macht verleiht seinen Untertanen so viele Rechte, wie er es nach freier 
Willkür für angemessen erachtet. Er verschafft dem Gewerbe so den notwendigen 
wirtschaftlichen Raum, um seinen Geschäften nachgehen zu können.'”* 

Es gab Handelsprivilegien, die sich auf bestimmte Güter wie Getreide, Salz, Alaun, 
Gewürze, Seide, Kohle, Eisen usf., Kundenkreise oder Regionen (Kolonialhandel) er- 
streckten. In Frankreich erlebten diese Privilegien im 18. Jahrhundert ihren Höhepunkt 
und mit der Revolution ihr Ende, während Großbritannien die Verkehrs- und Handels- 
monopole, etwa für die Schifffahrt oder die British East India Company, erst zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts aufhob.' In Deutschland bestanden sie im Rahmen des Konzes- 
sionierungssystems bis weit in das 19. Jahrhundert fort.'”° Im 20. Jahrhundert wurde 
die Ablösung des Privilegs durch moderne Rechtsformen wie den begünstigenden 
Verwaltungsakt, Allgemeinverfügungen und gesetzliche Regelungen vollzogen." 


'” Zahlreiche Aspekte wie Ansiedlung neuer Bewohner, Förderung des Bergbaus, Kanalbauten, Forsten, 
der Massenbedarf des Militärs, Neuorganisation der Finanzwirtschaft, Abschließung des städtischen 
Patriziats, Kopieren der technischen Neuerungen aus England und Holland, die Reduzierung der freien 
Bauern in ganz Osteuropa, der Machtverlust der Städte etc. zeigen den Wandel außerhalb der Rechtset- 
zungsmaßnahmen. 

»% BRAUDEL, Der Handel, S. 603; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 104 f. »Das Protektionssystem war ein 
Kunstmittel, Fabrikanten zu fabrizieren, [...] den Übergang aus der altertümlichen in die moderne Pro- 
duktionsweise gewaltsam abzukürzen«, so MARX, Das Kapital, Bd. ı, S. 785, - auf Kosten der eigenen 
Bevölkerung, wie nicht nur Marx, sondern zuvor schon Adam Smith feststellte. Aus Sicht des Fürsten war 
der höhere Preis wohl nicht so sehr das Problem, blieb das Geld doch im Land. 

3 Vgl. etwa KosTyLo, Gunpowder to Print, S. 33-36. 

'*4 KULISCHER, Die Neuzeit, S. 104 f.; SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 887-895; BRUDER, 
Verfall der Zünfte, S. 234; BEIER, Wettbewerbsfreiheit und Patentschutz, S. 124; Wauz, Privilegien zum 
württembergischen Gewerberecht, S. 426. 

"5 FRIEDEBURG, Englische Kolonien, S. 253. 

126 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 392. 

"7 Die Privilegien beziehungsweise deren Erteilung wurden als willkürlich und nicht vorhersehbar 
eingestuft; MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 79-93; KLIPPEL, Privileg in der Staatsrechtslehre, S. 300- 
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Diese Maßnahmen kann man aber nicht nur als nachteilig ansehen, da sie oft not- 
wendig waren, damit das Neue sich überhaupt Bahn brechen konnte, moderne und 
effiziente Produktionsmethoden Einzug halten konnten. Dies geschah durch Produkti- 
onsprivilegien, etwa um eine neue Industrie im Hoheitsgebiet anzusiedeln oder dieser 
im oft schwer durchschaubaren und umkämpften Gewirr von den Zünften vorbehalte- 
ner Tätigkeiten überhaupt eine Möglichkeit zur Existenz zu geben.'”® Neben das erteilte 
Ausschließlichkeitsrecht trat also als weitere Rechtsfolge die mögliche Durchbrechung 
eines anderen, bereits bestehenden Ausschließlichkeitsrechts.'?? 

Wie in der mittelalterlichen städtischen Gewerbepolitik war das Ziel der Schutz der 
eigenen Gewerbe vor fremder Konkurrenz. Zugleich sollte alles Nötige innerhalb des 
Territoriums erzeugt werden. Die Fürsten waren bestrebt, neue, bis dahin fehlende 
Industriezweige einzuführen, ausländische Meister durch verschiedene Vorrechte und 
Vergünstigungen anzulocken. Im Gegensatz zu den Zünften konnte der merkanti- 
listische Fürst sich nicht auf die Mitglieder eines Gewerbes beschränken. So musste 
der Massenbettel, die ungeheure Anzahl von arbeitslosen Vagabunden, berücksich- 
tigt werden, die - selbst wenn sie wollten - kein Auskommen in der Landwirtschaft 
oder den Zünften fanden. Die geförderten Industrien sollten nicht das Handwerk 
verdrängen, sondern neben dem Handwerk eine Nachfrage bedienen, die andernfalls 
durch den Import von Gütern, nicht jedoch durch den Kauf von Gütern des lokalen 
Handwerks, befriedigt worden wäre. Auf dem Kontinent, so Weber, habe der Staat das 
Werkstattsystem als Vorläufer der modernen Fabriken, »planmäßig züchten müssen«,'° 


308; WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 623 f., Halbbd. 2, 2. Teil VII. $ 6; HEGGEN, Die Anfänge des 
Erfindungsschutzes in Preußen 1793 bis 1815. in GRUR 1974, 75 ff. Vgl. auch die Darstellung bei DöLEMEYER, 
Erfinderprivilegien, S. 317-326, sowie DÖLEMEYER, Einführungsprivilegien und Einführungspatente, S. 735- 
739, über die Erteilung von Privilegien für neue Techniken im österreichischen Staatsgebiet (Einführungs- 
und Erfindungsprivilegien), die nach bestimmten Regeln erteilt wurden, die sich formal immer weiter 
verfestigten über ein gesetzliches Privilegiensystem mit Musterformularen bis zum Patentgesetz. 

128 SOMBART, Frühkapitalismus, S. 889; KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 15; WALZ, Privilegien zum 
württembergischen Gewerberecht, S. 432, 445; DÖLEMEYER, Erfinderprivilegien, S. 309. 

#9 BEIER, Wettbewerbsfreiheit und Patentschutz, S. 125, ist der Ansicht, dass erst die Erlaubnis es dem 
Erfinder ermöglichte, seine Neuerung gewerblich auszunutzen, ihn von einem etwaigen Zunftzwang oder 
von sonstigen, zugunsten der staatlichen Manufakturen bestehenden Gewerbebeschränkungen befreite. 
Dieser positive Inhalt des Privilegs sei für seinen Inhaber wichtiger als sein Verbotsrecht. Auf der mit dem 
Erfinderprivileg verbundenen Erlaubnis beruhe auch das gelegentlich anzutreffenden Missverständnis 
über das vom Patent gewährte positive Benutzungsrecht. In dieser Allgemeinheit ist die Aussage sicherlich 
nicht zutreffend, schon allein, weil es bei den Privilegien oft um neue Produkte ging, die eben nicht das 
Handwerk verdrängten. Vgl. WALZ, Privilegien zum württembergischen Gewerberecht, S. 444-455, der 
darauf hinweist, dass in Württemberg das »gewöhnliche Privileg« nicht mit einem Ausschließlichkeitsrecht 
verbunden war, sondern nur einen Schutz gegen Behinderungen und Störungen schuf. Es war aber in 
manchen Bereichen möglich, ohne Privileg zu produzieren, so lange man nicht in den den Innungen 
vorbehaltenen oder durch Exklusivprivilegien geschützten Branchen tätig war. 

0° WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 150. Weber spricht damit auf die unterschiedlichen Ausprägungen 
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um die Heerscharen von Armen und Arbeitslosen teilweise zwangsweise in solchen 
Fürsorgeanstalten - maisons de force, wie sie in Frankreich, oder Zuchthäuser, wie sie 
in Deutschland hießen'?' - unterzubringen. Dies war natürlich nur möglich, wenn 
diese Arbeitskräfte etwas anderes herstellten als die bereits existierenden Gewerbe. 
Dementsprechend waren neue Produkte und Gewerbe, die mit den Zünften nicht in 
unmittelbare Konkurrenz traten, ein bevorzugtes Ziel der staatlichen Wirtschaftsförde- 
rung.'” Um die inländische Produktion zu verbilligen, gehörte zu den Maßnahmen 
auch die Senkung der Lohnkosten und die Erhöhung der Arbeitszeiten.'?? Es handelte 
sich um die einfachen Überlegungen, wie sie jedes Unternehmen für die eigene Bilanz 
anstellt: Man darf den Ausländern nicht mehr abkaufen, als man ihnen verkauft. 
Fehlendes Kapital und drohender Arbeitsplatzverlust durch rationellere Herstel- 
lungsmethoden waren wohl oft die ausschlaggebenden Gründe für die zweifelnde oder 
ablehnende Haltung der in Zünften organisierten Gewerbe gegenüber Innovationen."* 


der Wirtschaftspolitik an, die die einzelnen Nationen im 16. und ı7. Jahrhundert einschlugen und die für 
die Handelsnationen England und die Niederlande zu einer Erfolgsgeschichte werden, während Frank- 
reich und Spanien in wirtschaftlicher Hinsicht deutlich zurückblieben und das Heilige Römische Reich 
spätestens mit dem Dreißigjährigen Krieg den Anschluss verlor. Die Millionen der Fugger und anderer 
Geldgeber versandeten in den zahlreichen Staatsbankrotten der spanischen und französischen Herrscher. 
Nach den deutschen Religionskriegen nahmen Deutschland und Österreich nicht am Kolonialhandel teil 
und litten dauernd unter Kapitalmangel; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 149-154, 399. 

= BRAUDEL, Der Alltag, S. 72. Vgl. den Verwaltungsbereich des 1709 eingesetzten württembergischen 
Kommerzienrats, wo bereits die Aufzählung der Gegenstände den gewerblichen Zusammenhang zeigt: 
»Commerzia, Manufakturen, Zucht-, Arbeits- und Waisenhaus, Handlungs-, Krämer-, Handwerks-, Floß-, 
Bergwerks-, Tabakkultur, Landespostwesen, Straßenbauarbeiten ...«, zitiert nach WALz, Privilegien zum 
württembergischen Gewerberecht, S. 422. 

* SOMBART, Frühkapitalismus, S. 889 f.;, WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 155-158; KLUGE, Die Zünfte, 
S. 394 f. 

> So stieg zwar der Export des merkantilistischen Frankreichs an, gleichzeitig verarmten immer breitere 
Schichten. Niedrige Löhne führten unter anderem auch dazu, dass die Nahrungsmittelpreise, in der Folge 
die Grundrenten und Pachteinnahmen und damit die Immobilienpreise sanken; ABEL, Agrarkrisen, S. 164- 
171. BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 233, sagt, dass man den Reichtum einzelner Unternehmer mit dem 
Nationalwohlstand verwechselte. 

"34 Kronzeuge ist die Bandmühle, ein von Wasserkraft angetriebener Webstuhl, bei dem die Arbeit 
durch ein Getriebe verrichtet wird. An der Maschine arbeitete eine Person, die zugleich zehn, zwanzig 
oder mehr Bänder webte, ohne einen Durchschuss mit der Hand zu machen, ohne eine Lade zu ziehen 
und ohne etwas vom Handwerk zu verstehen. Da mit der Maschine, so die Zünfte der Posamentierer in 
einer Eingabe an den Kaiser 1676, ein einziger, und zwar des Posamentiererhandwerks nur halb erfahrener 
Arbeiter, mehr erarbeiten und wirken könne als ansonsten sechzehn Personen auf den gemeinen und 
gewöhnlichen Webstühlen, würden die übrigen fünfzehn arbeitslos und verderben oder müssten sich 
des Vaterlandes gar begeben. Die Bandmühlen wurden 1623, 1639, 1661 in den Niederlanden, 1664 unter 
den Habsburgern in Spanisch- oder 1685 im deutschen Reich verboten; KLUGE, Die Zünfte, S. 276 f. Das 
Verbot wurde nie vollständig umgesetzt, beispielsweise in Gegenden ohne entsprechende Zunft. In Krefeld 
etwa spielten die Zünfte keine Rolle, so dass von Anfang an mit der Bandmühle und auf Grundlage der 
Hausindustriellen gearbeitet werden konnte; vgl. SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 497-499; 
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Neue Produktionsmethoden erforderten Kapital, das ein großer Teil der Zunftgenossen 
nicht hatte. Denjenigen, denen das Kapital fehlte, drohte die Abhängigkeit von einem 
Verleger, was in der Regel sozialen Abstieg bis hin zu Armut zur Folge hatte.'”° Wurde 
durch die kapitalintensivere Herstellung der Faktoreinsatz Arbeit in erheblichem Um- 
fang durch Kapital substituiert, drohte außerdem steigende Arbeitslosigkeit auch unter 
den Zunftmitgliedern. Das Handwerk blieb bei der Erzeugung des Grobbedarfs. Die 
neuen Industrien, der neue Güterbedarf nach feineren Waren und Massenartikeln für 
das Militär wurde von den vom Handwerk geschiedenen Manufakturen und Fabriken 
geliefert.'3° 

Die frühen Manufakturen lieferten Produkte wie Waffen, hochwertige Stoffe, Spitze, 
Seife, Spiegel, Teppiche, Tapeten, Glas, Galanteriewaren, Parfüms oder Seide.'” Ein 
einprägsames Beispiel ist die Porzellanmanufaktur. Dort fand man: 


e die wirtschaftliche Aufteilung zwischen dem Unternehmer und dem Arbeiter; 
e die betriebsinterne Arbeitsteilung; 

e das Luxusgut als Produkt; 

e die neue Produktionsmethode. 


Der neue Industriezweig wurde vom Staat mit dem Privileg in zweierlei Hinsicht geför- 
dert: Er unterlag nicht der weiterhin bestehenden Zunftverfassung für das Handwerk 
und wurde - angesichts der geringen Zahl an Käufern von Luxusartikeln - durch das 
Ausschließlichkeitsrecht abgesichert. Friedrich II. begründete den Nachteil des Luxus 
für kleine Staaten wie folgt: »Die Bürger richten sich durch Aufwand zugrunde, und da 


PoHL, Wirtschaft, Unternehmen, Kreditwesen, soziale Probleme, S. 715. Vgl. auch WALZ, Privilegien zum 
württembergischen Gewerberecht, S. 435, zu den Widerständen der Seiler gegen eine neue Seilfabrik. 

"5 BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 238. Größere Ausgaben finanzierten die Zünfte gemeinschaftlich, um 
eine Abhängigkeit von Kapitalgebern zu vermeiden. 

136 SOMBART, Frühkapitalismus, S. 889-900. Die Manufakturen waren nicht der Beginn, sondern die 
Endstufe des Produktionsprozesses. Sie führten die technisch schwierigen Veredelungsarbeiten aus, die 
oft auch bedeutende Anlagen voraussetzten; BRAUDEL, Der Handel, S. 358-366. 

7 Im 17. Jahrhundert wurde in Baden verfügt, dass die aus Frankreich ausgewanderten Hugenotten nur 
feinere Ware herstellen durften, die bisher im Lande nicht hergestellt wurde; SOMBART, Frühkapitalismus, 
S. 890. Die Staaten gewährten den gewerblich tätigen Hugenotten in der Regel aber Anreize für die 
Ansiedlung wie Steuerbefreiung, Zunftbefreiung, erleichterte Bürgerrechte etc.; vgl. DÖLEMEYER, Aufnah- 
meprivilegien für Hugenotten, S. 314, 324 f. In seinem politischen Testament 1752 begründete Friedrich II. 
den Anbau der Seide damit, dass alle Provinzen Preußens zusammen im Jahr 400 0oo Taler für Seide 
ausgeben. Wenn Preußen 40 000 oder 50 000 Pfund Seide im Jahr gewönne, »würde der Staat pro Jahr 
um 250 000 Taler reicher, und die einzelnen Bürger würden, ohne daß sie Anschaffungen als eben die einer 
ungenutzten Industrie machten, ihren Wohlstand heben.« FRIEDRICH N., Pol. Testament 1752, S. 166. Vgl. 
zum württembergischen Seidenanbau etc. WALz, Privilegien zum württembergischen Gewerberecht, S. 438. 
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mehr Geld aus dem Lande herausströmt als durch Eingang ersetzt wird, so muss der zarte 
Körper schwindsüchtig werden und schließlich notwendig an Auszehrung eingehen.«"® 
Und so wurde unter seiner Regierung die Einfuhr aller derjenigen Waren verboten, 
die auch von in Preußen neu entstandenen Gewerben erzeugt wurden."? Sobald ein 
neues Gewerbe aufkam, wurde es nicht nur mit Vorrechten ausgestattet; es erging in 
der Regel zugleich ein Einfuhrverbot für die entsprechenden Produkte.'*° 

Privilegien können auch als erste Keimzellen der kapitalintensiveren Produktion 
angesehen werden, indem sie einerseits die Errichtung von Unternehmen mit vergleichs- 
weise hohem Kapitaleinsatz gegen die drohende Konkurrenz aus dem Nachbarland 
absicherten, andererseits aber in besonderem Maße die Kapitalakkumulation begüns- 
tigten. Viele Fabrikanten machten sich die Sache leicht und riskierten erst dann Kapital 
in größere Unternehmen, wenn sie Zuschüsse, zinslose Darlehen, im Voraus gewährte 
Ausschließlichkeitsrechte und andere Vorrechte, etwa bei der An- und Abwerbung 
von Arbeitskräften, erhielten.'*' Das Gold der Vermögenden blieb in deren Schatulle, 
angesichts keines langfristig feststellbaren Wertverlusts der Kurantmünzen oft kein 
spürbarer Nachteil, und wurde nur unter Bedingungen in den riskanten Wirtschafts- 
kreislauf investiert. 

Im alten Reich war aufgrund des allgemeinen Kapitalmangels die Bereitschaft, Risi- 
ken mit der Herstellung neuer Produkte einzugehen, gering ausgeprägt. Die Bereitschaft 
der Fürsten, diese mit Kapital, Ausschließlichkeitsrechten und anderen Vorrechten 
auszustatten, war hingegen groß. Der Privilegierte musste nicht der Erfinder des neu- 
en Gewerbes sein, bei der neuen Produktionsmethode musste es sich nicht um eine 
Erfindung handeln. Für eine Privilegierung genügte es, wenn die Tätigkeit oder das 
produzierte Gut im Hoheitsgebiet neu war und die neuen Produkte nicht mehr aus 


38 7itat Friedrich II. nach SCHIEDER, Friedrich der Große, S. 312 f. 

"3% KULISCHER, Die Neuzeit, S. 103. 

14° BRAUDEL, Der Handel, S. 205. 

KULISCHER, Die Neuzeit, S. 104 f., 399-403; BRAUDEL, Der Handel, S. 193; KELLENBENZ, Wirtschafts- 
geschichte Bd. ı, S. 331, WALZ, Privilegien zum württembergischen Gewerberecht, S. 456. Vgl. exemplarisch 
MATHY, Mainzer Druckerei-Privileg, S. 199, zur Errichtung einer Offizin im Kurfürstentum Mainz: In dem 
dort wiedergegebenen Gutachten geht der Universitätskurator davon aus, dass in Mainz 2000 Personen 
regelmäßig Bücher kaufen und dafür im Schnitt 10 Gulden im Jahr ausgeben, hinreichender Grund, den 
Abfluss von geschätzten 20 000 Gulden im Jahr nach Frankfurt zu vermeiden und dem Antragsteller für 
die Errichtung einer Buchdruckerei und Buchhandlung ein Darlehen von 4000 Gulden zu gewähren, ihn 
für zehn Jahre von allen Kaufhausgebühren zu befreien und ihm für die erste Zeit eine Wohnung zur 
Verfügung zu stellen. Auch der berühmte Verleger und Nachdrucker Trattner wurde mittels mehrerer 
Vorteile gefördert. Er war privilegierter Hofdrucker (1751), erhielt ein Privatprivileg auf Verlag, Druck 
und Handel von und mit allen zur Beförderung der Studien erforderlichen Bücher (1752), ein Schriftgie- 
ßereiprivileg, dazu 500 Gulden jährlich auf sechs Jahre (1752) und 15 000 Gulden Vorschuss für künftige 
Leistungen (1755). Das Schriftgießereiprivileg wurde ergänzt durch ein Importverbot für ausländische 
Lettern (1761). 
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dem Ausland importiert werden mussten.'** Im Buchhandel hatten die Venezianer 


schon im 16. Jahrhundert die Klaviatur des Neuen ausgelotet: Absolut neuen Werken 
wurde ein Privileg mit der längsten Dauer zugesprochen, territorial neue Werke er- 
hielten eine mittlere und Neuauflagen von seit längerem vergriffenen Werken eine 
kurze Dauer.'* Hierzu mussten die Fabrikation und geeignete Meister im Inland ange- 
siedelt werden.'** Umgekehrt sollte das neue Gewerbe nicht das bereits existierende 
verdrängen, sondern ergänzend hinzutreten. Entscheidend war insofern eher die Neu- 
heit als im Inland produziertes Gut. Neue Verfahren zur Steigerung der Produktivität 
wurden unter Umständen nur zögernd eingeführt, weil dies das wettbewerbliche und 
soziale Gleichgewicht stören konnte oder nur eine steigende Zahl von arbeitslosen 
Vagabunden zur Folge gehabt hätte. 

Das Mittel der merkantilistischen Regierungen, moderne Fabriken planmäßig zu 
züchten, um die inländische Produktivität zu steigern, war also das gleiche Mittel, 
das die Zünfte anwandten, die Produktivität und Kapazitäten zu begrenzen, um über 
die Mechanismen des Markts den Preis hoch zu halten.'® Während die rechtlichen 
Methoden der Fürsten weitgehend denen der Zünfte entsprachen, war der Zweck der 
Wirtschaftspolitik entgegengesetzt. Das gleiche Mittel diente entgegengesetzten Zwe- 
cken. Die Zünfte begrenzten die Zahl der Konkurrenten und deren Kapazität, um das 
Angebot knapp und die Preise hoch zu halten. Die Fürsten hatten nicht die Mitglieder 
einer Branche im Auge, sondern ihren Staat, auf dessen wirtschaftlicher Leistungs- 
fähigkeit ihre Macht beruhte, den sie wie ein Unternehmen steuerten und dessen 
internationale Wettbewerbsfähigkeit sie auf die nämliche Art zu steigern suchten. 
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KULISCHER, Die Neuzeit, S. 399-403; SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 887-895; WEBER, 
Wirtschaftsgeschichte, S. 150; BEIER, Wettbewerbsfreiheit und Patentschutz, S. 124; WALz, Privilegien zum 
württembergischen Gewerberecht, S. 435-442. Die Fremden führten eine Vielzahl neuer Techniken in den 
einzelnen Staaten ein. Daher rührt auch die Bezeichnung als Erfindungs- oder Einführungspatente.; vgl. 
etwa KRASSER, Lehrbuch Patentrecht, $ 4, 2. 

"#3 BORGHI, Venetian Experiment, S. 146 f. 

"44 Patente können auch die gegenteilige Wirkung haben: Hollywood ist als Filmzentrum unter anderem 
groß geworden, weil an der Ostküste die Patente der Motion Picture Patents Company (MPPC, auch 
Edison Trust genannt, weil die wichtigen Patente zur Filmproduktion bei Thomas Edison lagen) durch- 
gesetzt wurden (vgl. Bakker in: POKORNY etal., Economic history of film, S. 24-27). US-amerikanische 
Filmproduzenten (etwa Carl Laemmle, Universal Film Studios), die keine Lizenzgebühren bezahlen 
wollten, siedelten sich im fernen Kalifornien an und nutzen die Techniken rechtswidrig. 

#5 Das Ausschließlichkeitsrecht war kostengünstig, weil nicht der Herrschende etwa mittels Belohnung 
oder eines Amts bezahlte, sondern die Kunden des privilegierten Unternehmers. Auch die modernen 
Patentrechte des ausgehenden 18. Jahrhunderts in den Vereinigten Staaten (1790) und Frankreich (1791) 
verfolgten den Zweck, nützliche Erfindungen aus dem Ausland ins Inland zu locken sowie den inländischen 
Erfindergeist anzuregen; vgl. BEIER, Informationsfunktion, S. 283. In der deutschen Diskussion über die 
Einführung des Patentrechts im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts wurde als ein Vorteil des Kopierverbots 
angeführt, er würde das Abwandern der Erfinder in das Ausland verhindern; vgl. KrAsser, Lehrbuch 
Patentrecht, S. 62. 
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4.2.4 Beschreibung des Buchverlags 


Wie integrierte sich nun der Buchverlag in dieses von Monopolen, Privilegien und 
geschützten Absatzgebieten durchwachsene und geformte Wirtschaftssystem? Und 
warum war der deutsche Buchhandel nicht wie in Frankreich und England in Zünften 
organisiert, wieso waren Einfuhrverbote nicht wie in England die Regel, sondern die 
Ausnahme, und schließlich, wieso etablierte sich in Frankreich und England relativ 
früh ein Nachdruckverbot, in Deutschland hingegen nicht? Der Buchhandel war nicht 
in Zünften organisiert. Druckmonopole spielten entgegen dem allgemein praktizierten 
System in Deutschland keine bedeutende Rolle, obwohl der Buchdruck mit einer neuen 
Produktionsmethode und Luxusgütern dafür prädestiniert war. Die Druckmonopole 
waren auch nicht Ausdruck eines besonderen Rechts an geistigen Werken, sondern 
typische Gewerbeprivilegien, wie sie auch anderen Industrien gewährt wurden.'*° 

In der ständischen Gesellschaft zählten die Buchdrucker unter den Handwerkern zur 
oberen Stufe.'# Bei den ersten Drucken der klassischen Texte handelt es sich oft um 
textkritische Ausgaben, bearbeitet auf der Grundlage unterschiedlicher Handschriften 
von gut ausgebildeten Textkritikern und Kastigatoren.'** Die Ausbildung eines Buch- 
händlers und seiner Angestellten, die neben den Grundlagen für den überregionalen 
Handel am besten auch Griechisch, Latein, Französisch, Italienisch oder Hebräisch 
beherrschen und sich mit dem Gegenstand der Bücher, theologische, juristische, medi- 


146 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, 8. 123; BAPPERT, Wege, S. 211 f.; GIESEKE, Privileg, S. 15; VOGEL, Urheberrechts- 
geschichte, Sp. 17 f. Soweit FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 10, oder Rose, Authors and Owners, 
S. 9, im Zusammenhang mit dem Copyright als erstes Privileg das 1469 von Venedig an Johann Speyer 
gewährte ausschließliche Recht zum Druck von Büchern nennen, ist dies systematisch falsch, denn es 
handelt sich um ein Erfindungs- oder Einführungspatent, das wenige Jahre später in Venedig gesetzlich 
geregelt wurde; vgl. etwa KOHLER, Urheberrecht, S. 34; SCHACK, Urheber- und Urhebervertragsrecht, S. 53, 
Rn. 93; KostyLo, Gunpowder to Print, S. 23-26, 35-38. Die Druckmonopole betrafen nicht den Text, der 
etwa als Handschrift weiterhin kopiert und verkauft werden durfte, sondern die Nutzung des technischen 
Geräts Druckpresse. 

7 KLuge, Die Zünfte, S. 102. Zumindest nach der Straßburger Kleiderordnung waren die Kunsthand- 
werker, Schriftgießer, Buchdrucker, Seidensticker und Uhrenmacher die Angehörigen der oberen Schicht 
der Handwerker. Die anderen Berufe gehörten zur mittleren Stufe, während Schuhflicker, Korbmacher, 
Tagelöhner und Hirten zur unteren Schicht gehörten. 

“# Kapp, Bd. 1,8. 309-311. Dass die Editionstätigkeiten zu einer Steigerung der Kosten der Herstellung 
eines Buches geführt hätten, wie JÄnICH, Geistiges Eigentum, $. 19, behauptet, ist zweifelhaft (schon 
mangels Bezugspunktes), da diese Tätigkeiten erstmals mit dem Buchdruck aufkamen. Sie sind eher später 
weggefallen, weil die Drucker die Kosten sparen wollten oder kein geeignetes Personal fanden. Die a.a.O. 
geäußerte Ansicht, durch die größere Verbreitung von Schriftwerken sei die Gefahr einer unrichtigen, 
verfälschenden Verbreitung gestiegen, ist unzutreffend. Das ergibt sich schon aus der Tatsache, dass die 
Wahrscheinlichkeit von Fehlern bei tausenden von Kopisten größer ist, als bei einem tausendfachen 
Abdruck eines einmal gesetzten Textes. Beim Buchdruck, so SCHOTTENLOHER, Handschriftenforschung, 
S. 73, »fand eine ganz andere Überwachung, eine viel schärfere Kritik der geleisteten Buchherstellung statt« 
als bei der Arbeit einzelner Kopisten. 
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zinische und philosophische Schriften, auskennen mussten, war oft ausgezeichnet.'* 
All diese Kenntnisse waren äußerst nützlich, wenn man mit Autoren und Kunden über 
die Schriften sprach, den Wert eines Fachbuchs beurteilen oder etwa ein medizinisches 
Werk in Latein setzen musste. 

In Deutschland gab es keine örtliche Konzentration des Buchdrucks; Druckereien 
und Verlage waren über das gesamte Reich verstreut. Bereits vor der Zeit der Refor- 
mation und Gegenreformation waren an über sechzig Orten im Heiligen Römischen 
Reich Druckereien anzutreffen. Die frühen Druckzentren bis 1500 waren Nürnberg, 
Mainz, Köln, Augsburg, Brixen, Basel, Straßburg und Leipzig. In Wien gab es um 1500 
gerade einmal zwei Druckorte, in Frankfurt oder dem damals unbedeutenden Berlin 
keinen." 

Der Begriff Verleger oder Verlagswesen wird heutzutage mit Unternehmen, die 
Werke der Literatur, Kunst, Musik oder Wissenschaft vervielfältigen und verbreiten, in 
Verbindung gebracht. Meyers Konversationslexikon führte Ende des 19. Jahrhunderts 
unter dem Stichwort Verlag folgenden Eintrag: 


Verlag, ältere Bezeichnung für Kapital; [...] Ferner nennt man so den Kaufmann, 
welcher den Absatz gewisser Fabrikate an die Detaillisten vermittelt, der sich z. B. 
von Hausindustriellen Spielwaren liefern läßt, um dieselben in den Handel zu 
bringen. In demselben Sinn spricht man auch von Tabaks-, Bierverlag u. dgl."* 


Über lange Zeit wurde als Verlag ein System bezeichnet, bei dem ein Geldgeber einen 
Handwerker mit der Herstellung des Handelsguts beauftragt, in der Regel auch die 
Rohstoffe stellt und dann das fertige Gut verkauft. Laut Zedlers Universallexicon aus 
der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ist der Verleger derjenige, der »Handwerks-Leute 
unterhält, ihnen zu arbeiten giebt, und die gemachte Arbeit von ihnen nimmt, diesel- 
be weiter zu verhandeln, oder der allerlei Waaren ins Grosse handelt, und dieselben 
bey Kramern und Hökern, so sie ins kleine verkauffen, hinlässt.« Der Begriff verlegen 
kommt von vorlegen, denn der Verleger übernimmt in der Regel die Vorfinanzierung 
der Verlagsgüter. Das Verlagswesen entfaltete sich insbesondere in den Gewerben, 
die für einen größeren Absatzmarkt produzierten, wenn die betreffenden Gewerbe 
also andernorts fehlten. Zu Beginn der Entwicklung zogen einzelne Handwerksmeis- 
ter teils auch mit den Waren der Kollegen auf die entfernteren Jahrmärkte, kehrten 
dann aber wieder in ihre Werkstatt zurück. Der Handel gewann im Laufe der Zeit an 
Bedeutung, etwa wegen der erforderlichen Kenntnisse über die entfernteren Märkte 
oder wegen mangelnden Absatzes vor Ort. Es war die durch die Vergrößerung des 
Absatzgebietes »notwendige Spaltung der ehemaligen Tätigkeit des Handwerkers, die 


4 Vgl. BEIER, Kurzer Bericht, S. 16; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 10. 
5° Kup, Bd. 1, S. 408; WITTMANN, Buchhandel, S. 27; DIETZ, Frankfurter Handelsgeschichte, S. 4. 


* ANONYM, Meyers Konversationslexikon 4. Aufl., Stichwort: Verlag. 
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ursprünglich Produktion und Absatz zugleich umfaßte, in zwei selbständige, voneinander 
allmählich sich absondernde Berufe«.'°” So entwickelte sich der Unternehmer, der zuerst 
andere Handwerksmeister - oft Zunftgenossen - mit der Herstellung bestimmter Güter 
beauftragte, die er als Händler dann vertrieb. Verlagsgewerbe waren beispielsweise 
die Erzförderung, die Tuchherstellung, die Weberei, die Kleiderkonfektion und die 
Spinnerei. Die Aufspaltung in Handwerker und Verleger war eine typische Erscheinung 
des Fernhandels mit Massenwaren, oft hergestellt in ländlicher Heimarbeit, von den 
Hausindustriellen, oder von kleinen Handwerkern, die aufgrund finanzieller Schieflage 
in Abhängigkeit des Verlegers geraten waren.” Auch die wirtschaftlichen Folgen waren 
typisch, nämlich der steigende Reichtum der Verleger und die zunehmende Verarmung 
der Lohnhandwerker.'”* Von Weber werden die Verleger als »überlegene Tauschpartner« 
bezeichnet, von denen die Arbeitsleistenden materiell abhängig waren." 

Der Verleger war eine Erscheinung des Geld- und Kapitalmarkts, eine andere Be- 
zeichnung für den Inhaber des Kapitals, den Kapitalisten - ein Begriff, der offenbar erst 
Mitte des 17. Jahrhunderts in den Vereinigten Niederlanden verwendete wurde.'5° Nach 
Adam Smith besitzt der Kapitalist einen hinreichenden Vorrat, der ihm über Monate 
oder Jahre Unterhalt gewährt. Den größeren Teil seines Vorrats, (»the capital«) setzt er 
ein, um daraus Einkommen zu erzielen. Das Kapital könne in der Landwirtschaft, in 
der Produktion oder dem Kauf und Verkauf von Gütern mit Gewinn angelegt werden. 
Das auf diese Weise angelegte Kapital liefere solange kein Einkommen, als es in sei- 
nem Besitz bleibt oder seine ursprüngliche Gestalt behält. Die Waren des Kaufmanns 
bringen ihm keinen Gewinn, bis er sie für Geld verkauft, und das Geld bringt ihm 


5? KULISCHER, Die Neuzeit, S. 113. 


53 BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 240; WEBER, Wirtschaftsgeschichte, S. 113, 140-148; HÖFFNER, Wirt- 
schaftsethik, S. 47, BRAUDEL, Der Handel, S. 344-350; ausführlich SOMBART, Frühkapitalismus, S. 708-724. 
Der Verlag brachte das Handwerk, allerdings in Form eines Abhängigkeitsverhältnisses, auch wieder auf 
das Land, indem die Personen, die in der Landwirtschaft keine oder nur teilweise, etwa in der Erntezeit, 
Arbeit fanden, beispielsweise Stoffe webten, die der Verleger dann verkaufte oder bei spezialisierten 
Handwerkern in der Stadt weiterverarbeiten ließ; KLuGe, Die Zünfte, S. 72, 389; KULISCHER, Die Neuzeit, 
S. 117-120; KELLENBENZ, Wirtschaftsgeschichte Bd. 1, S. 170 f., 329 f.; DILLENZ, Druckprivilegien, S. 50. 
Typisch für die Entwicklung ist, dass derjenige am Ende der Produktionskette - das ist der Verleger im 
klassischen Sinne -, die besten Aussichten hat, den Großteil des Gewinns zu vereinnahmen. 

+ Die Fuggerfamilie schaffte als Verleger für Weber den Grundstock ihres Reichtums. Die Kehrseite, 
dass des einen außergewöhnlicher Reichtum meist auch auf der Armut vieler beruhte, zeigt das Drama DiE 
WEBER (1893) von Gerhart Hauptmann, in dem das seit dem Mittelalter immer noch gleiche Verlagssystem 
mit dem Verleger und den Hausindustriellen dargestellt wird. Weberaufstände wie der von Hauptmann 
geschilderte schlesische Aufstand 1844 waren eine Folge. 

55 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 94, ı. Halbbd., ı. Tl., 2. Kap., $ 19. 

56 BRAUDEL, Der Handel, S. 251. Der Begriff Capital wurde schon früher verwendet, etwa 1578, als die 
Stadt Frankfurt vorschrieb, dass mangels abweichender Vereinbarung »der Gewinn nach anzahl jeden 
Gesellscahffters Capital und Hauptguts solle außgetheylt werden«; FRANKFURT, Der Statt Franckenfurt am 
Mayn erneuerte Reformation, Titulus XXIIL, $ III. 
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ebensowenig etwas, bis er dafür wieder Waren eintauscht. Sein Kapital verlässt ihn in 
der einen Form und kehrt in einer anderen zu ihm zurück und mittels dieses Kreislaufs 
des Kapitals vermehrt er sein Vermögen." 

Im Buchhandel, so Zedlers Lexikon, »heisst ein Verleger derjenige, der ein Buch auf 
seine Kosten zum Drucke befördert, und dem Verfasser gemeiniglich eine Entgeltung 
entrichtet |[...]«. In England waren bereits relativ früh die Verleger immer weniger 
zugleich Drucker, sondern Rechtehändler und Finanziers.® Braudel berichtet aus 
Lyon eine parallele Entwicklung. 1539 waren rund hundert Pressen in Betrieb, die Zahl 
der im Druckgewerbe beschäftigten Meister, Gesellen und Lehrlinge dürfte in etwa 
tausend betragen haben, wobei eine Werkstatt in der Regel zwei Pressen, die größten 
bis zu sechs hatten. Die Anschaffung der Maschinen, die Bezahlung der Löhne und der 
Einkauf des Papiers, alles setzte erhebliche Geldmittel voraus, die vorfinanziert werden 
mussten und die die Handwerksmeister oft nicht finanzieren konnten. Die Folge, wie 
in England, war die Ausführung von Auftragsarbeiten durch die Handwerksmeister für 
die vorfinanzierenden Kaufleute, die Verleger.” Bei Gramlich finden sich einige Zahlen 
aus Frankfurt in der Mitte des 16. Jahrhunderts: Von 42 Drucker- und Setzergesellen 
besaßen 25 ein Vermögen von 50 Gulden (fl.) oder weniger, gehörten damit zur ärmsten 
Schicht. Sieben hatten ein Vermögen von 100 bis 200 fl. Die Obergrenze der Vermögen 
der Gesellen lag bei 1000 bis 2000 fl., was immerhin vier Gesellen vorweisen konnten. 
Eine vollständig eingerichtete Offizin mit zwei Druckerpressen kostete 1584 in Leipzig 
650 fl.'%° Damit war aber noch kein Papier eingekauft, kein Buch gedruckt, geschweige 
denn eines verkauft. Ausreichend Vermögen für die Gründung einer eigenen Werkstatt 
hatte also nur ein Zehntel der Gesellen, die dabei praktisch ihr gesamtes Vermögen 
riskieren mussten, das bei einem Jahreslohn von deutlich unter 100 fl. über Jahrzehnte 
oder gar Generationen angespart worden war. Die Meister selbst wurden aber in aller 
Regel auch nicht reich.'°' 


57 SMITH, Wealth of Nations, S. 279. Neben dem zirkulierenden Kapital gibt es noch das Fixkapital, das 
in die Verbesserung des Bodens oder zum Kauf von Maschinen oder Werkzeugen genutzt wurde. 

158 EEATHER, History, S. 40, 119-121, schildert den gleichen Vorgang auch für das 18. Jahrhundert. John 
Murray hat 1768 eine Verlagsbuchhandlung in London gegründet, da er sah, dass »many blockheads in the 
trade are making a fortune«. Er kaufte einige Kopierrechte von William Sandby für 400 £. Aber er brauchte 
mehr Kapital und ging eine Partnerschaft mit einer Bank ein. Er konzentrierte sich wie die erfolgreichen 
Buchhändler dieser Zeit, etwa Longman oder Rivington, auf das reine Verlegen von Büchern. Druck oder 
Einzelhandel gehörte nicht mehr zu ihrem Geschäft. 

9 BRAUDEL, Der Handel, S. 550. DILLENZ, Druckprivilegien, S. 51, nennt die Drucker (Verleger?) »Kapi- 
talisten reinsten Wassers.« 

160 GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 19-22. Ein bescheidenes Haus kostete ca. 600 Gulden (400 Taler). 

'% Hohe Gewinne wurden vor der Industrialisierung mit Waren- und Geldhandel und aus dem Land- 
besitz erzielt; SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 610 f.; KULISCHER, Die Neuzeit, S. 403. Die 
Buchdrucker verdienten nicht schlecht, wobei die kleinen Lohndrucker das untere Ende bildeten. In 
Köln standen sie beispielsweise 1590 an vierter Stelle aller Steuerzahler. Vermögensangaben von einigen 
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So wie der Begriff Verlag sich nicht mit unserem heutigen Verständnis deckte, so 
verhielt es sich auch mit den Büchern. Das Binden der einzelnen Druckbogen zu ei- 
nem Buch war zumeist der Buchbinderzunft vorbehalten.'%? Die Verleger durften also 
keine fertigen Bücher in unserem Sinne herstellen, sondern lieferten nur bedruckte 
Papierbogen. Die Bücher (lose Papierbogen) wurden in Holzfässern in die verschie- 
denen Regionen des Reichs transportiert und von fahrenden Händlern auf Märkten 
und bei anderen Gelegenheiten verkauft. Im Laufe der Zeit wurden die Bücher in 
Häute verpackt und als sogenannte Ballen transportiert, gelagert und im Großhandel 
verkauft.‘ Den Verkaufsladen mit Schaufenster und Büchern zum Anschauen fand 
man beim Buchbinder. Die Verleger hatten die ungebundenen, aber bedruckten Bogen 
(diese wurden als Buch bezeichnet) auf Lager. In zeitgenössischen Darstellungen des 
Buchladens sah man neben einigen gebundenen Büchern oft nur hohe Papierstapel. 
Aus diesem Grund war der Geschäftssitz eines Verlegers bis in das 19. Jahrhundert 
hinein auch ein Gewölbe. Wenn ein Kunde ein Buch erwarb, wurden die Bogen vom 
Buchbinder zu einem Buch nach unserem Verständnis gebunden. Je nach Zahlungs- 
fähigkeit und Vorstellung des Buchkäufers konnte ein einfacher Pappeinband bis hin 
zum edlen Maroquineinband mit Goldprägung und individuellem Familienwappen 
gewählt werden. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden dann keine losen 
Bogen mehr, sondern nahezu ausschließlich broschierte Bücher vertrieben.'°* 

Im Buchhandel ist zu unterscheiden zwischen einerseits den Tätigkeiten wie dem 
Verfassen, Setzen, Drucken, Binden und dem Vertrieb des Buches im Einzelhandel und 
andererseits dem Handel mit exklusiven Rechten, obwohl in der Praxis die Übergänge 
der Tätigkeiten fließend waren. Im damaligen Verständnis war Buchhandel ein Sammel- 
begriff, der neben dem Verkauf an die Endkunden und dem Handel der Buchhändler 
untereinander auch die Produktion umfasste. Die frühesten Buchdrucker waren auch 
Verleger (im modernen Sinn), da sie die Herstellung und den Vertrieb auf eigene Rech- 
nung und Gefahr besorgten. In den ersten Jahrzehnten wurden Auflagen von 150 bis 


Tausenden Gulden sind die Regel, größere Unternehmen gaben auch einige Zehntausend Gulden an; vgl. 
GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 19-22. Da die Aufstellungen für die Vermögenssteuer abzugeben waren, 
liegt es nahe, dass die Drucker sich arm rechneten. 

16% Beispielsweise wurde in Art. 24 der württembergischen Buchbinderordnung von 1719 der Handel mit 
alt und neu gebundenen Büchern als Ausschließungsbefugnis der Buchbinder erklärt; BiLLicH, Gewerbe- 
recht, S. 152. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 103-110, listet die Befugnisse zum Verkauf von Büchern an 
den Endkunden in Städten auf: So war der Verkauf an Endkunden in Lübeck, Würzburg, Hildesheim 
und Rostock beschränkt auf Buchführer und Buchbinder, in Augsburg und Hamburg beschränkt auf 
Buchdrucker und Buchbinder, in Nürnberg auf Buchbinder und Buchführer, wobei die Buchführer bei 
den Nürnberger Bindern die Bücher binden lassen mussten, in Frankfurt durften gebundene Bücher 
außerhalb der Messezeiten nur von den Buchbindern an Endkunden verkauft werden. 

183 Größere Mengen wurden auch in England auf dem Wasser transportiert; RAvEn, Business of Books, 
S. 61. 

164 [ORCK, Herstellung von Druckwerken, S. 70. 
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Tabelle 4.2: Schwerpunkte der Messenovitäten 1625 und 1800 
1625-1735 1800 


Religiöse Werke 40% 6% 
Philosophie, Naturwissenschaften, Handel, Pädagogik 20% 40% 
Geschichte, Politik, Reisen, Geographie, Musik 16 % 16 % 
Medizin 7-8% 7-8% 
Recht 7-8% 7-8% 
Schöngeistige Literatur 3% 27% 


200 Exemplaren gedruckt, die sich ab ca. 1470 auf 400 bis 500 erhöhten. Um 1500 waren 
dann Auflagen von 500 bis zu 1000 Exemplaren üblich; diese Marke blieb bis zu Beginn 
des 18. Jahrhunderts typisch.’ Solange die Auflagen noch sehr klein waren, wurde ein 
Werk gedruckt und dann vom Drucker verkauft, der hierzu auch auf Jahrmärkte oder 
allgemeine Messen reiste. Oft konnten sie auch nur eine Auflage drucken, verkauften 
diese dann, um genügend finanzielle Mittel für die nächste Produktion zu verdienen. 
Jedoch teilte sich das Gewerbe bald auf in Drucker und den Verlagshandel, der schon 
gegen Ende des 15. Jahrhunderts ein selbstständiges Geschäft bildete. Die Aufspaltung 
ging mit der Vergrößerung des Markts einher. Sobald die Nachfrage sich erhöhte, muss- 
ten die Drucker, Verkäufer anstellen, Filialen errichten oder Gesellschafter aufnehmen, 
da sie allein die Herstellung und den Vertrieb nicht bewältigen konnten. Es war der 
gleiche Vorgang wie in anderen Gewerben, jedoch mit dem Unterschied der bereits 
mechanisierten Herstellung. Höhere Auflagen senken die Stückkosten und vermindern 
die Vertriebskosten. Jedoch mussten die Ausgaben vorfinanziert werden, und so war 
die Beteiligung von Geldgebern, die die Geschäftsmöglichkeiten erkannten, nur eine 
Frage der Zeit. Schon in den Siebzigern des 15. Jahrhunderts traten in Mailand und 
Venedig, damals die größten Handelsstädte, kurze Zeit später auch in Basel, Augsburg 
und Nürnberg große Druckereien und Verlagsgesellschaften ins Leben. Der moderne 
Verleger des 15. Jahrhunderts beauftragte einen oder mehrere Drucker und lieferte 
nicht nur ein Buch nach dem andern, sondern mehrere zu gleicher Zeit.'°° Es gab aber 
weiterhin Verleger, die eine eigene Druckerei hatten und gelegentlich auch andere Dru- 
ckereien beauftragten. Die beauftragte Druckerei war z. B. für einen bestimmten Zweck 


165 WITTMANN, Buchhandel, 27; KApP, Bd. 1, 326-328; REIMER, Passion & Kalkül, 33; DARNTON, Wis- 
senschaft des Raudrucks, 30, ST CLAIR, Reading Nation, 21 f, bezeichnet diese Zahlen als typisch für ganz 
Europa. Vgl. auch KRIEG, Materialien, 217-224, der aber eher auf die Ausnahmen hinweist. So sollen von 
der LEGENDA AUREA in den letzten 30 Jahren des ı5. Jahrhunderts mehr als 100 Auflagen mit jeweils mehr 
als 1000 Exemplaren, also einer Gesamtauflage von über 100 000, gedruckt worden sein. 

166 Kıpp, Bd. 1,288 f.; DIETZ, Frankfurter Handelsgeschichte, S. 6; WITTMANN, Buchhandel, 31. Auch 
in England gingen die frühen Buchdrucker entweder selber auf Reisen oder gaben ihre Ware reisenden 
Buchhändlern; vgl. MumBy, Romance of Book Selling, 34 f. 
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besser geeignet, weil sie einen Setzer hatte, der die Sprache des Buchs verstand, weil 
sie besser geeignete Schrifttypen oder Korrektoren oder eine günstigere Lage für die 
Auslieferung hatte. Viele Verleger hatten an ihrem Wohnort auch einen Buchladen und 
verkauften dort eigene und fremde Verlagsartikel. Andere Verleger beschränkten sich 
auf eigene Produkte und verkauften ihre Werke an Buchführer. Die Buchführer hatten 
oft genauere Kenntnisse von den Interessen des Publikums und gaben gelegentlich 
einem Drucker einen Auftrag, welches Buch er für sie in welcher Auflage drucken sollte. 
In diesem Fall wurde der Drucker verlegt, da Herstellung und Vertrieb vollständig 
auf Gefahr und Rechnung des Buchführers geschah. Wenn ein Drucker vorrangig 
Auftragsarbeiten erledigte, aber gerade kein Auftrag vorhanden war, druckte er auf 
eigenes Risiko ein Buch, wurde also zum Verleger. Es gab keine strenge Aufteilung zwi- 
schen Druckern, Verlegern und Buchhändlern; man richtete sich nach den jeweiligen 
Umständen und individuellen Vorstellungen und Möglichkeiten der Unternehmer.'”7 

Allerdings blieben in der öffentlichen Anschauung und selbst in amtlichen Schrift- 
stücken Verleger und Drucker noch eine Einheit.'°® In den Büchern war oft nur der 
Drucker ausdrücklich genannt, während der Verleger, der den Druck finanzierte, dem 
Drucker und Autor den vereinbarten Lohn zahlte und sodann die Bücher auf eigene 
Rechnung verkaufte, nicht erschien. 1569 unterteilt der Frankfurter Magistrat dann 
die auf der Messe vertretenen Gewerbe in Buchdrucker, Buchhändler, Verleger und 
Buchführer.'° Die Buchhändler waren teilweise Drucker, Groß- und Einzelhändler 
in einem und bemühten sich in der Regel, alle lieferbaren Titel, die zumindest einen 
gewissen Abgang versprachen (das Sortiment), vorrätig zu haben. 

Kapp nennt zwei Ereignisse, die den Wandel vom regionalen zum überregionalen 
Buchhandel aufzeigen: die Errichtung der kaiserlichen Bücherkommission, der die 
Kontrolle der Zensur, Privilegien und Pflichtexemplare oblag, und die Entstehung des 
Meßkatalogs.'”° Verständlich wird dies, wenn man die Aufteilung Goldfriedrichs zu 
Rate zieht. Er unterscheidet die alte Zeit des Wanderverkehrs (1450-1564), die mittlere 
Zeit des Messe- und Tauschhandels (1564-1764) und die neue Zeit des Konditionen- 
systems (seit 1764).””' Unter Tausch- oder Changehandel wird die bereits vor dem 
Dreißigjährigen Krieg praktizierte Form des Handels verstanden, bei dem die Händler 
untereinander ihre Bücher nach Bogenzahl austauschten. Allerdings gab es eine zentra- 
le Anlaufstelle zum An- und Verkauf der Bücher und zur kleinteiligen Distribution in 
den verschiedenen Städten des Reichs: die halbjährliche Messe, zu der der Messekatalog 


167 Kapp, Bd. 1, 280 f., 303. 

'% Auch im Englischen sind bis heute die Begriffe publisher und press nicht geschieden. Viele Universi- 
tätsverlage heißen University Press neben dem Namen der Universität. 

169 Kapp, Bd. 1,5. 281 f. 

79 Kap, Bd. 1, S. 479. 


7! GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 10. 
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Abbildung 4.ı: Novitäten in Deutschland (Messe) und England 1610-1770 
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mit einer möglichst vollständigen Auflistung der lieferbaren Bücher erschien. Die Zeit 
bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts wird mit der Frankfurter Messe, dem Changehandel 
und dem Reichsbuchhandel verbunden, weil zu dieser Zeit noch alle Buchhändler des 
Reiches am gegenseitigen Tausch der Bücher beteiligt waren. Nach dem Siebenjähri- 
gen Krieg sollte nach dem Willen der führenden Verleger in Leipzig der Nettohandel 
folgen, der sich aber nicht durchsetzen konnte. Das Konditionensystem mit dem für 
den Einzelhandel wichtigen Remissionsrecht etablierte sich erst im 19. Jahrhundert. 
Der erste Messekatalog erschien 1564. Ab 1570 wurden die Neuerscheinungen geson- 
dert aufgeführt. Zuvor gab es nur Verlagskataloge, so dass die Kunden eher zufällig 
vom Erscheinen eines interessanten Artikels erfuhren. Waren sie einmal in Kenntnis 
gesetzt, mussten sie entweder bis zu einem halben Jahr (nächste Messe) warten oder 
erhebliche Kosten aufwenden, um das Gewünschte zu erhalten.'’* Bereits in der Mitte 
des 16. Jahrhunderts war die Zahl der Bücher so groß, dass Versuche unternommen 
wurden, die gesamten Titel aufzulisten. 1545 wurden neben den deutschsprachigen 
Werken insgesamt rund 15 000 lateinische, griechische und hebräische Bücher auf dem 
deutschen Markt gezählt. 1611 wurden rund 10 000 deutschsprachige Titel erfasst.'? 
Dies war aber nur ein Bruchteil der tatsächlichen Produktion. Kamen beispielsweise 
im Jahrzehnt nach 1570 in etwa 500 neue Titel auf die Messen, erhöhte sich der Jah- 
resdurchschnitt im letzten Jahrzehnt vor Beginn des Dreißigjährigen Kriegs auf das 
Dreifache. 1632-1641 reduzierte sich die Gesamtzahl der Messeneuheiten im Schnitt 


7% KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 26. 

"73 WITTMANN, Buchhandel, S. 66. So lange Frankfurt noch der Hauptplatz des Messegeschäfts der 
Buchhändler war, druckten die Leipziger Buchhändler den Frankfurter Messekatalog nach und ergänzten 
ihn um die in Leipzig herausgekommenen Bücher. 
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auf 660 Bücher, zwischen 1654 und 1694 erschienen 826 und zwischen 1695 und 1743 
im Jahresschnitt 1127 neue Titel (Abb. 4.1).'”* Auf die Messe kamen nicht alle neuen 
Titel, sondern nur diejenigen, die überregionalen Absatz versprachen. Die gewöhnlich 
überall erhältlichen oder nur regional absetzbaren Titel wie Kalender, Gesangs- und 
Andachtsbücher, die im ganzen Land in vergleichsweise hohen Stückzahlen gedruckt 
wurden, Ritterromane, Grillen-, Narren- oder Liebesbücher oder lokale Kleinschriften 
wie Verordnungen, Jubelschriften, Leichenpredigten, akademische Schriften für die 
Studenten, Flugschriften über Wunder, Fabelwesen etc. waren selten auf der Messe 
vertreten.'7> 

Juristische und medizinische Fachbücher waren in der Zeit von 1625 bis 1750 mit 
ca. vierzehn Prozent, Geschichte, Geographie, Politik und Musik zusammen mit ca. 
zwanzig Prozent vertreten. Der Anteil von rund einem Drittel für diese Wissenschaften 
blieb bis zum Ende des 18. Jahrhunderts in etwa gleich.'”° Andere Wissenschaften wie 
Philosophie, Handelswissenschaft, Naturwissenschaften hatten zwischen 1625 und 1735 
einen Anteil von 20 Prozent, der sich bis 1800 auf nahezu 40% steigerte.” Die in Tabel- 
le 2.2'7° vorgenommene Aufteilung spiegelt noch die klassischen vier Wissenschaften 
Theologie, Philosophie, Recht und Medizin wieder, nach der beispielsweise Mathematik, 
Wirtschaft oder die Kriegswissenschaften noch der Philosophie zugerechnet wurden. 
Die Tabellen 2.2 und 4.3 zeigen einerseits die Folgen des Dreißigjährigen Kriegs, ande- 
rerseits den Mitte des 18. Jahrhunderts einsetzenden Wandel bei der gelesenen Literatur. 
Dieser Wandel war begleitet vom Niedergang des Messeplatzes Frankfurt und dem 
Aufstieg Leipzigs, das nach dem Siebenjährigen Krieg bis zum Zweiten Weltkrieg das 
Zentrum des deutschen Buchhandels wurde. 


4.2.5 Messe- und Tauschhandel 


Die Verleger, ob sie nun zugleich Drucker waren oder nicht, besuchten die größeren 
Messen, wo Kaufleute schon seit Jahrhunderten ihre Einkäufe machten und Handschrif- 
ten oder Flugblätter gekauft oder verkauft hatten. Messen waren bis zum Ende des 18. 


'74 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, $. 179-181; ENGELSING, Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, S. 82. Die Ermittlung 
der britischen Daten ist kompliziert, da die unterschiedlichen Sammlungen wie der Short Title Catalogue 
(A. W. Pollard, G. R. Redgrave, W. A. Jackson, F. S. Ferguson und K. F. Pantzer), die Wing-Sammlung 
von Donald Wing oder der English Short Title Catalogue (ESTC) alle gedruckten Objekte aufzeigen; 
Barnard/Bell in: CoLLINSoN etal., Cambridge History. Bd. 4, S. 797-805. So werden im ESTC für 1800 
über 10 000 Titel angezeigt. Davon waren aber maximal 10 % Bücher. Es wäre auch sehr erstaunlich, wenn 
während des Bürgerkriegs in England in einem Jahrzehnt (1641-1650) mit 18 247 gezählten Druckwerken 
mehr Bücher erschienen wären, als von 1661 bis 1670 mit nur 9624. 

'3_ KopPITz, Bibliographie, S. 22. 

176 WITTMANN, Buchhandel, S. 85. 

77 WITTMANN, Buchhandel, S. 85. 

8 Daten aus ANONYM, Meyers Konversationslexikon 4. Aufl., S. 575, Stichwort: Buchhandel. 
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Tabelle 4.3: Novitäten im Jahresschnitt 1570-1756 


1570-1580 500 1642-1653 1004 
1610-1619 1587 1654-1694 826 
1620-1631 1193 1695-1745 1127 
1632-1641 660 1746-1756 1347 


Jahrhunderts als Stätten des Verkaufs und Tauschs von Waren unter den Großhändlern 
üblich, unter anderem weil der Güteraustausch im Zusammenhang mit dem Messe- 
verkehr oft zollfrei und damit günstiger war. Dort wurden die Waren in aller Regel 
gegen Bares oder Wechsel verkauft.'”? Gehandelt wurden alle möglichen Produkte aus 
nah und fern, wie Pferde, Silber, Goldwaren, Öl, Wein, Tuch, Handschuhe, Pech oder 
auch Handschriften. Ab 1500 waren die großen Messestädte in Deutschland Leipzig 
und Frankfurt, welches Luther als das »sylber und gollt loch« (Silber- und Goldloch) 
bezeichnete, weil dort das Geld für die teuren Produkte des Fernhandels umgesetzt 
wurde.'?° In Frankfurt, bereits in der Stauferzeit ein bedeutender Messeort, kamen 
die Warenströme aus dem Südwesten über Rhein, Main und die Donau zusammen, in 
Leipzig die aus dem Nordosten.'?! 

In den ersten Jahren des Buchdrucks wollten die Verleger auf der Messe als Teil des 
Wanderhandels ihre Bücher im Einzelhandel wie auf anderen Jahrmärkten verkaufen, 
denn eine große Messe war ein großes Ereignis, das zahlreiches Volk anzog. Aber 
schon in den ersten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts erkannten die Buchhändler, dass 
die Messen auch für den Verkauf untereinander, den Groß- oder Sortimentshandel 
Vorzüge hatte. Zu Beginn verkauften sie die Bücher an die Geschäftskunden mit einem 
gewissen Rabatt. Manche hatten einen feststehenden Preis, die sogenannte Frankfurter 
Tax, andere gaben den Großkunden, den Sortimentern, einen höheren Rabatt als den 
kleinen Buchführern.'? 

Die Frankfurter Messe wurde ein Treffpunkt aller bedeutenden deutschen und 
einer beträchtlichen Anzahl ausländischer Buchhändler, aber auch der Gelehrten. 
Bibliothekare, Gelehrte und Geistliche fanden sich zur Messe in Frankfurt ein, weil 
dies die beste Möglichkeit war, sich einen Überblick über die Neuerscheinungen zu 
machen, die Werke zu vergleichen und das eine oder andere Exemplar zu erwerben. So 
lange ständige Buchhandlungen noch die Ausnahme waren, deren Auswahl noch dazu 


79 BRAUDEL, Der Handel, S. 89-91. 

'*° Für Luther war der Fernhandel überflüssig und schädlich, da er »nur zur pracht und keynem nutz 
dienet und land und leutten das gelt aus seuget«; vgl. HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 149. 

"81 FALkE, Deutsches Leben. Bd. 3, S. 52 f.; IRSIGLER, Markt- und Messeprivilegien, S. 210. 
Kap, Bd. 1, 471. 
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sehr beschränkt war, und die Geschäftsverbindungen untereinander kaum ausgebaut 
waren, war der Gang zur Messe für den interessierten Endkunden nahezu zwingend.'® 

Die Messe im Buchhandel war eine deutsche Erscheinung. Andere Flächenstaaten 
(oder -märkte) wie Frankreich oder England besaßen eine eher zentralistische Or- 
ganisation. In Frankreich war die Konzentration zwar nicht mit der englischen zu 
vergleichen, jedoch hatte so gut wie jeder Buchhändler der Provinz eine Niederlage in 
Paris. Im 16. Jahrhundert war die unterschiedliche Organisation noch nicht so deutlich 
zu erkennen, da der kontinentale Buchmarkt aufgrund der lateinischen Schriftsprache 
einheitlicher war. Je stärker aber die nationalsprachliche Literatur in den Vordergrund 
trat, desto nationaler wurden auch die Buchmärkte.'* 

Frankfurt wurde und blieb bis zum Dreißigjährigen Krieg Zentrum des kontinen- 
talen Buchhandels." Von 1564 bis 1579 betrug der Anteil ausländischer Werke auf 
der Frankfurter Messe noch 38 Prozent. Bis 1619 reduzierte sich der relative Anteil auf 
unter ein Fünftel, wobei die absoluten Zahlen der aus Paris, Lyon, Leyden, Amsterdam, 
Antwerpen und London stammenden Schriften gleichwohl deutlich stiegen. Lediglich 
Venedig, zwischen 1600 und 1609 noch an erster Stelle, erlebte einen deutlichen Ein- 
bruch.'?° Nach 1630 gelangten kaum noch englische, italienische oder französische 
Drucke in den deutschen Messeverkehr, und ab 1660 zogen sich auch die Antwerpener 
zurück, so dass die Niederländer verblieben. Diese hielten sich von 1610 bis 1670 auf 
dem relativ hohen Niveau mit rd. 800 Titeln im Jahrzehnt, brachten in den Jahren 1670 
bis 1690 nur noch 326 und 336 im Jahrzehnt und von 1690 bis 1740 noch weniger nach 
Deutschland." 

Buchhändler zahlten im deutschen Reich in der Regel keinen Zoll, so dass die Zoll- 
freiheit nicht der entscheidende Vorteil des Messehandels war.'?® Sie nahmen an den 
Buchmessen teil, weil der überregionale Handel mit einer Vielzahl von gleichartigen, 
aber doch unterschiedlichen Gütern, die zur kleinteiligen Distribution getauscht wur- 
den, sich so effizient abwickeln ließ. 

Sombart und Braudel sehen im Niedergang des Messewesens ein Zeichen für den 
wirtschaftlichen Fortschritt. An die Stelle des Handels auf den nur kurzfristig abge- 
haltenen Messen traten die Niederlage, das Lagerhaus oder der Speicher mit einem 
mehr oder minder großen Warenbestand, mit dem ununterbrochen auch Fernhandel 


183 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, 6. 


GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 2; KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 35-39. 

MumBy, Romance of Book Selling, S. 35; WITTMANN, Buchhandel, S. 34-36, 63. 

GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 76 f. 

GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 80 f. 

GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 113, 124; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 429. Seitens des Kaisers war der 
Buchhandel zollfrei, und die meisten Staaten beachteten dies. Es gab aber auch Ausnahmen; so führte 
Schweden während des Dreißigjährigen Kriegs für Preußen den Bücherzoll 1626 ein, der 1642 wieder 
abgeschafft wurde. 
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Tabelle 4.4: Ausländische Produkte auf deutschen Messen 1570-1749 
1570-9 1580-9 1590-9 1600-9 1610-9 1740-9 


Paris 220 195 70 354 561 3 
Lyon 188 206 243 182 269 _ 
Douai 10 24 47 11 40 _ 
Amsterdam — _ 17 147 251 391 
Leyden 2 37 163 148 383 20 
übr. Holland 2 11 46 89 164 59 
Antwerpen 312 335 321 589 744 2 
Löwen 87 6 15 12 11 3 
London 18 20 9 36 146 2 
Venedig 476 288 329 903 507 1 
übr. Italien 138 204 207 179 52 4 


Tabelle 4.5: Rückgang der lateinischen Schriften auf der Messe 1660-1760 
lat. dt. | lat. dt. | lat. dt. 
1660 445 287 | 1700 368 591 | 1740 349 873 
1680 328 350 | 1720 291 664 | 1760 188 877 
nach Kapr, Bd. ı, S. 798-800. 


betrieben wurde. Dies war nur dann möglich, wenn die langsamen und unsicheren 
Reisen, der stockende Fluss der Informationen, die Probleme mit dem Zahlungsverkehr, 
der unsichere Transport und andere Hürden des überregionalen Handels nicht mehr 
bestanden. Beim Fernhandel ging es um Produkte wie Baumwolle, Wolle, Wein, Brannt- 
wein, Zucker, Kaffee etc., die in viel größeren Mengen als Bücher gehandelt wurden und 
dementsprechend anderen Bedingungen unterlagen." Bücher waren andere Güter als 
diejenigen, die in Größenordnungen von Schiffsladungen auf den Warenbörsen von 
Amsterdam, London etc. gehandelt wurden, und es war vermutlich deutlich günstiger, 
einige zehntausend Bücher zwei Mal im Jahr zum Messeort zu transportieren und 
eingetauschte Bücher in vergleichbarer Zahl zurückzutransportieren, als untereinander 
deutlich kleinere Stückzahlen in zahlreichen einzelnen Geschäften auszutauschen. 

Die eingetauschten Bücher wurden dann regional weitervertrieben, sei es auf kleine- 
ren Messen und Märkten oder im eigenen Geschäft des Buchhändlers. Die größeren 
Buchhändler, die sich mit Ware auf der Messe eindeckten, waren bis in das 18. Jahr- 
hundert hinein oft zugleich Verleger, dies aber nicht unbedingt aus verlegerischem 
Interesse. Die Sortimentshändler wollten ein Tauschobjekt haben, um nicht in bar 
zahlen zu müssen.'”° 


189 SOMBART, Frühkapitalismus, S. 488-493; BRAUDEL, Der Handel, S. 92-97. 
9° Kapp, Bd. 1, S. 303 f. 
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Im Gegensatz zu den britischen Buchhändlern verstand man unter einem Buchhänd- 
ler zugleich einen Verleger und Einzelhändler, und die verkauften im Einzelhandel 
nicht nur die eigenen Bücher, sondern auch die der Konkurrenten, sogenannter fremder 
Verlag. Die Verleger tauschten auf den Frühjahrs- und Herbstmessen ihre frisch ge- 
druckten Bücher mit denen anderer Buchhändler aus (die Bücher wurden verstochen) 
und erwarben so eine Vielzahl unterschiedlicher Titel.'”' Dabei wurde Bogen gegen 
Bogen getauscht, je nach Qualität eins zu eins oder auch mehrere gegen einen. Sie 
kamen mit einem Sortiment an Büchern der anderen Verleger von der Messe zurück. 
Die Verleger hatten damit an ihrem Sitz nicht nur ihre eigenen Bücher im Angebot, 
sondern lieferten im Einzelhandel auch die der Konkurrenz. Der Buchhändler konnte 
»auch ausser der Meß-Zeit und Ohrt/ alle Tage in seinem Comptoir Meß halten«, so Beier 
1690." 

Es gab noch keine gebundenen Ladenpreise, so dass ein Buch am Verlagsort in der 
Regel billiger zu erwerben war als auf der Messe. Der Venezianer Aldus Manutius war 
der erste große Verlagsbuchhändler, der 1498 seinen Katalog mit Preisangaben für 
jeden einzelnen Artikel veröffentlichte. Dies war aber nicht die Regel. Erst in der Mitte 
des 18. Jahrhunderts wurde der feste Ladenpreis üblich und oft im Buch abgedruckt.'?? 
Selbst der Frankfurter Messekatalog enthielt über zwei Jahrhunderte hindurch keine 
Preisangaben. Dies ist angesichts des Tauschhandels und der Tatsache, dass oft ganze 
Partien unterschiedlicher Bücher auf einen Schlag als Riessachen ausgetauscht wurden, 
nicht so erstaunlich. 

Kauften die Sortimenter gegen Bares ein, so erhielten sie von den Verlegern norma- 
lerweise einen Rabatt von bis zu dreißig Prozent gegenüber den Endkunden. Der Saldo 
zwischen den getauschten und den darüber hinausgehenden Büchern wurde in der 
Regel als Kredit von Messe zu Messe, teilweise beträchtliche Forderungen über Jahre, 
gestundet.'?* Angesichts der unterschiedlichen Währungen im Reich, deren Wechsel- 
kurs sich nach mehreren Umständen, nicht nur dem variierenden Edelmetallgehalt 
richtete,'95 erleichterte der Naturaltausch den Handel.'?° 


"21 BEIER, Kurzer Bericht, S. 5,12 f. Auch in England war der Tauschhandel zwischen den Mitgliedern 


der Stationers’ Company existent, wie sich mittelbar aus deren 1643 eingereichten Petition ergibt; PARKER, 
Reasons 1643. Allerdings wurde in England im 18. Jahrhundert das Auktionssystem üblich. Der Verleger 
versuchte zuerst, seine Auflage direkt an Bibliotheken und den lokalen Buchhandel abzusetzen. Nach einer 
gewissen Zeit schnürte er aus den unverkauften Resten Pakete zu größeren Partien - etwa zweihundert 
Exemplare unterschiedlicher Autoren -, die dann versteigert wurden. 

9% BEIER, Kurzer Bericht, S. ı2. 

'93 Kapp, Bd. 1, $. 305; zu Aldus Manutius, vgl. SCHÜCK, Aldus Manutius. 

94 Kapp, Bd. 1, S. 468-472. Um 1800 jedenfalls wurden auf den Messen vorgedruckte Formblätter 
vertrieben, in denen die Messeteilnehmer ihre Konten untereinander festhielten (vgl. REIMER, Passion & 
Kalkül, S. 189). 

"95 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 567 f. 

6 Aufgrund der verbreiteten Armut der Fürsten waren Differenzen zwischen Münzaufdruck und Edel- 


176 4 Deutschland - Staatenwettbewerb 


Der Tauschhandel, wie die Messe eine deutsche Erscheinung im Buchhandel, hat 
Gründe, die auch für das Scheitern des Nettohandels relevant waren. So lange die 
Buchhändler Groß- und Einzelhandel gleichzeitig betrieben, mussten sie zahlreiche 
fremde Werke erwerben, um überhaupt einen nennenswerten Absatz zu erzielen. Es 
gab also drei Stufen: 


ı. Einer der zu dieser Zeit rund einhundertfünfzig Buchhändler kommt beispiels- 
weise mit zehn Neuerscheinungen, jeweils 1000 Exemplare, auf die Messe. Diese 
Bücher tauscht er gegen 250 unterschiedliche Neuerscheinungen, jeweils vier 
Exemplare eines Werks ein.'?” So wird die erste Auflage abgesetzt und in die 
Regionen des Reichs zerstreut. 


2. Das auf der Messe im Naturaltausch erworbene Sortiment der Neuerscheinun- 
gen versucht er in seiner Heimat im Einzelhandel oder an lokale Buchführer, 
Buchbinder etc. zu verkaufen. 


3. Die schwer verkäuflichen Reste werden nach einiger Zeit makuliert oder ver- 
ramscht, indem sie den kleinen Wander- oder Gemischtwarenhändlern verkauft, 
in Lotterien oder Auktionen günstig weggegeben werden. 


Der Verleger konnte damit rechnen, einige hundert Bücher einer, wenn nicht gar die 
gesamte Auflage auf der ersten Messe abzusetzen. Die Schwierigkeit lag in der zweiten 
Stufe, dem Absatz der eingetauschten Bücher. Teilweise sammelten sich im Laufe der 
Jahrzehnte einige zehntausend Titel im Lager eines Verlegersortimenters, der ein breites 
Angebot von neuen und alten Schriften anbieten konnte. '%® 

Diese Handelsform hatte neben der Distribution und dem großen Angebot im 
Einzelhandel auch finanzielle Vorteile. Dies wird deutlich, wenn Goldfriedrich die 


metallgehalt an der Tagesordnung. Jedoch waren die Geldwechsler, während der Zeiten der schlechten 
Münzen Wipper und Kipper genannt, auf allen Messen anzutreffen. Die Annahme jedoch, unterschiedliche 
Währungen seien eine entscheidende Ursache für den Tauschhandel gewesen, ist abwegig. Frankfurt und 
Leipzig waren die überregional und international bedeutsamsten Warenbörsen Deutschlands, unterschied- 
liche Münzen gehörten auf den Messen zum Tagesgeschäft, und auf den Messen wurden nicht nur Bücher, 
sondern eine Vielzahl von Waren gehandelt. Je aktiver die Kaufleute waren, desto mehr Währungen gab 
es: 1614 waren in den Niederlanden etwa 400 Münzsorten und zu der in etwa gleichen Zeit in Frankreich 
82 im Umlauf; BRAUDEL, Der Handel, S. 207. Andere Kaufleute vermieden auf den Warenbörsen auch das 
Bargeschäft und arbeiteten lieber mit Kredit, Wechseln oder Skontierung der gegenseitigen Rechnungen; 
vgl. KELLENBENZ, Wirtschaftsgeschichte Bd. 1, S. 363 f. 

"97 Laut GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 271, war es üblich, dass die im Tauschverkehr verbundenen Händler 
von jedem neuen Titel vier bis sechs Exemplare orderten. 

198 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 274; WITTMANN, Buchhandel, S. 99 £., 124. Der Katalog des Linzer Buch- 
händlers Cajetan Haslinger aus dem Jahr 1812 listete beispielsweise zahllose Folianten aus dem 17, teils 
auch aus dem 16. Jahrhundert. Es war aber zugleich totes Kapital, denn die Waren des Kaufmanns bringen 
ihm keinen Gewinn, bis er sie für Geld verkauft. 
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Gewinnspannen für Tauschgut, Zahlungsartikel, und reine Sortimenter ermittelt. Diese 
betrugen (nach Auflage steigend) bei den Tauschartikeln zwischen 40 und 50 %, bei 
Zahlungsartikeln zwischen 21 und 31% und beim Sortimenterverkauf auf nur noch 9 %. 
Das heißt, bei einem Tauschgut, gleich ob eigener oder fremder Verlag, beliefen sich 
die Kosten bei einer Auflage von 1000 Exemplaren auf ca. 50-60 % des Verkaufspreises. 
Wurde hingegen die Ware an einen Sortimenter verkauft, so erhielt der Hersteller nur 
noch einen Gewinn von 9 %, da der Sortimenter einen erheblichen Rabatt eingeräumt 
bekam. Eben dieser Großhändlerrabatt ging dem Verleger verloren. Beim Tauschhandel 
blieb die gesamte Handelsspanne im Kreis der Messebesucher, die das Absatzrisiko auf 
sich nahmen, das aber durch den Sortimentshandel reduziert und auf viele Schultern 
verteilt wurde.'”? 


4.2.6 Buchhandel ist unzünftig 


Klostermann übertreibt, wenn er sagt, dass »es zur Zeit der Reichspolizeiordnung von 
1577 und des Reichsschlusses von 1731 ein nicht zünftiges Gewerbe in den Städten über- 
haupt nicht mehr gab«.”°° Es lässt sich zwar keine einheitliche Praxis feststellen, aber 
bis auf den Klerus, den feudalistisch geprägten Ackerbau und die Forstwirtschaft waren 
praktisch alle Berufe, auch Fischer, Jäger, Hirten, Bettler, Bader, Winzer, seltener künst- 
lerische Berufe wie Maler und Bildhauer, in Zünften organisiert. Neuwaren liefernde 
Massengewerbe waren praktisch überall zünftig. In Frankreich und England waren 
selbstverständlich auch die Drucker und Verleger in die Gilden- und Zunftorganisation 
eingebunden. 

In Deutschland hingegen hatten die Buchverleger keine Möglichkeit, eine entspre- 
chende Organisation zu gründen. Der Buchhandel blieb das wohl einzige Gewerbe, 
das neue Produkte herstellte und trotzdem nicht in Zünften organisiert oder mit Pro- 
duktionsprivilegien ausgestattet war. Bereits die Tatsache, dass der Handel unterein- 
ander, die Distribution im Reich, auf den Messen in Frankfurt und Leipzig stattfand, 
zeigt: Ein wirksames Gildensystem für den Buchhandel setzte entweder eine nationale 
Handelspolitik des deutschen Kaisers für das gesamte Reich oder zwischenstaatliche 
Vereinbarungen zwischen einer Vielzahl von unterschiedlichen Landeshoheiten voraus. 


99 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 510-512, der bei der Gewinnermittlung nicht nur die reinen Produk- 
tionskosten, sondern auch den geschätzten allgemeinen Aufwand und Transport berücksichtigt. Bei 
VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 13, finden sich die gleichen Zahlen. Hohe Gewinnspannen waren nicht 
unüblich, vgl. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 19, unter Verweis auf Reuter. Aufgrund der allgemeinen 
Knappheit von Geldmitteln waren auch die Autoren in den Tauschhandel eingebunden. Anstelle eines 
Honorars in klingender Münze erhielten sie Bücher. 

?°° KLOSTERMANN, Patentgesetz 1877, S. 12 f. Durch den Reichsschluss 1731 wurde so gut wie jeder 
zwischenstaatliche Verkehr der Zünfte abgeschnitten; vgl. BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 230. Die Ver- 
bindungen der Zünfte unterschiedlicher Staaten wurden gekappt und nur noch den Territorialherren 
unterstellt. 
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Der Buchhandel zeichnete sich dadurch aus, dass er sowohl unter das zünftige 
Druckhandwerk, als auch unter den Verlagshandel eingeordnet werden kann. Typische 
Zeichen für das jedermann offenstehende, unzünftige Gewerbe zeigten sich nach dem 
Dreißigjährigen Krieg: 1668 beschwerten sich die auf der Frankfurter Buchmesse vertre- 
tenen Buchhändler, dass »etliche Buchdrucker, Kupferstecher, Kunstführer, Buchbinder 
und andere, ja gar fremde Handwerksgesellen außer allen diesen Professionen, sich ein- 
mischten und Buchhandel trieben.« Es sei sogar den Juden nachgesehen worden, wenn 
diese mit Büchern handelten, die sie von ihren Schuldnern in Zahlung genommen 
hätten. Die kleinen Buchdrucker, Kupferstecher und Kunstführer hätten ihr Handwerk 
kaum gelernt, würden aber mit ihrer »Sudelei« den gesamten Buchhandel in Verruf 
bringen.” Diese Äußerung fiel in einem Zeitraum, in dem nach dem Dreißigjährigen 
Krieg wieder Ordnung in das Gewerbe gebracht werden sollte und eine zunftähnliche 
Verfassung für den Buchhandel diskutiert wurde. 

Ausgangspunkt für eine reichsweite Zunft waren die ab 1655 erkennbaren Planun- 
gen in Wien, für die Frankfurter Messe eine Büchertaxe, einen obrigkeitlich fixierten 
Einheitspreis für Bücher nach bestimmten Kriterien wie Schriftart und Papier, einzu- 
richten.”°” Da die Verleger ihre Artikel zu wucherischen Preisen verkauften, müsse der 
Gewinnsucht und Willkür ein Ende gesetzt werden, indem man hoheitlich die Preise 
über eine Büchertaxe fixiert, lautete die Begründung des Kaisers.” Preistaxen waren 
in vielen Bereichen anzutreffen - nicht weiter erstaunlich, da die Zünfte berechtigt 
waren, ihren Mitgliedern Verkaufspreise vorzuschreiben. Das Prinzip zur Ausschaltung 
des Preiswettbewerbs gab es schon im Mittelalter, war aber auch im ı7. Jahrhundert 
verbreitet: Die Zünfte schrieben eine Minimaltaxe, die Stadträte eine Maximaltaxe 
vor.”°* Die Preisbildung unter Wettbewerbsbedingungen, die marktwirtschaftliche 
Konkurrenz, war auch im 18. Jahrhundert angesichts der überall anzutreffenden Zünfte 
und Gewerbemonopole noch nicht selbstverständlich. Die frühesten Maximaltaxen 
betrafen Lebensmittel, bei denen entweder unmittelbar der Preis oder der höchstzu- 
lässige Gewinnsatz bestimmt wurde. Im 17. Jahrhundert waren diese Taxen - von den 
Territorialhoheiten erlassen - weit verbreitet. Der Wettbewerb basierte mangels freier 
Preisgestaltungsmöglichkeit folglich oft nicht auf dem Bestreben, den günstigsten Preis 
anzubieten, sondern die besten Leistungen.’ 


?°1 KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 173; KApP, Bd. ı, S. 688. 

?°2 Auch in Sachsen, dem zweiten überregionalen Messeplatz für Bücher, gab es entsprechende Bestre- 
bungen, indem eine bereits existierende Preistaxe aus dem Jahr 1623 wiederbelebt werden sollte. Diese 
wurde aber weder im Dreißigjährigen Krieg noch später in die Praxis umgesetzt und 1668 endgültig zu 
den Akten gelegt; vgl. Kapp, Bd. 1, S. 681-687. 

03 Kapp, Bd. 1, $. 675 f.. Zur Büchertaxordnung GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 62-64. 

?°4 KULISCHER, Das Mittelalter, S. 196 f.; SOMBART, Frühkapitalismus, S. 201 f.;; BRUDER, Verfall der 
Zünfte, S. 246; HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 19. 

?05 SOMBART, Frühkapitalismus, S. 892. 
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Ob der Wucher der Buchhändler den Tatsachen entsprochen hat, lässt sich nur 
schwer feststellen. Aber es sprechen einige Argumente dagegen, an erster Stelle die 
Tatsache, dass die deutschen Verleger nicht in der Lage waren, hochwertige Bücher 
herzustellen. Im Dreißigjährigen Krieg litt die Qualität der Drucke erheblich. Am 
Papier wurde gespart, die Seiten enger bedruckt, die Ränder kleiner. Es wurde braunes 
oder gar schwärzliches, löschblattähnliches Druckpapier verwendet, das kein sauberes 
Druckbild mehr zeigte.?°° Die führende Position im europäischen Buchhandel war 
an Holland, Frankreich und England abgegeben worden. Auf der Frankfurter Messe 
waren die holländischen Unternehmen tonangebend; die guten Bücher kamen aus 
den Niederlanden nach Deutschland.”°’ Hochwertiges Papier und sorgfältige Arbeit 
waren kein Geheimnis, und technisch entscheidende Fortschritte, die die Produktion 
in Holland deutlich günstiger gemacht hätten, gab es nicht. Der Umstand, dass die 
deutschen Buchdrucker nur liederliche Ware lieferten oder die Buchhändler solche 
in Auftrag gaben, obwohl sie jedes Jahr zwei Mal auf der Messe vorgeführt bekamen, 
dass auch hochwertige Bücher aus Holland sich an den Mann bringen ließen, ja, sie 
selbst diese ständig erworben hatten, lag vermutlich an den ärmlichen Verhältnissen, in 
denen sich die gesamte deutsche Wirtschaft, das Buchhandelsgewerbe eingeschlossen, 
nach dem Krieg befand. Deutschland, im 16. Jahrhundert noch führend im europäi- 
schen Kunstgewerbe, hatte seine Vorrangstellung vollkommen eingebüßt. Es fehlte am 
Kapital, eine Offizin mit technisch hochwertigem Gerät, neuen Typen etc. auszustatten, 
am Kapital, hochwertiges Papier zu finanzieren, vielleicht auch am Willen.?°® Der 
qualitative Niedergang war eine die gesamte gewerbliche Produktion des deutschen 
Reichs betreffende Entwicklung, keine auf das Druckgewerbe beschränkte. 

Die Festlegung des Preises war für die Buchhändler natürlich eine Gefahr, da die 
unterschiedlichen Kosten wie Papier, Autorenhonorar, Auflage, Kosten der Privilegien, 
Druckpreise, Zölle und Frachten, also die gesamte wirtschaftliche Grundlage nicht oder 
- bei Festlegung der Gewinnspanne - nur unzureichend berücksichtigt werden konnten. 
Einen weiteren, entscheidenden Punkt brachten die Buchhändler in der Diskussion 
über die kursächsische Büchertaxe vor: Eine Büchertaxe sei nur hinnehmbar, wenn 
sie allgemein gelten würde. Sie käme nur in Betracht, wenn dies unter Zuziehung des 


206 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 20. 

07 Kapp, Bd. 1, $. 497; GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, $. 326. FRIEDELL, Kulturgeschiche, S. 28 f. (Bd. 2): »Die 
Verlegerfamilie Elzevir beherrschte den Buchhandel Europas, und die Elzevirdrucke, Duodezausgaben der 
Bibel, der Klassiker und der hervorragenden Zeitgenossen, waren wegen ihrer erlesenen Schönheit und 
Korrektheit in jeder Bibliothek zu finden.« 

2°8 In den Niederlanden wie auch in England waren zu Ende des 17. Jahrhunderts und im 18. Jahrhun- 
dert erhebliche Kapitalvermögen vorhanden. Schon zu Ausgang des 17. Jahrhunderts muss in Holland 
anlagesuchendes Kapital im Überfluss vorhanden gewesen sein, so dass Amsterdam 1680 den Zinsfuß 
für Anleihen auf drei Prozent herabsetzte und auch sonst das Geld gegen einfache Obligationen zu drei 
Prozent ausgeliehen wurde; vgl. KULISCHER, Die Neuzeit, S. 403 f.; BRAUDEL, Der Handel, S. 422. 
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für die Frankfurter Messe zuständigen Frankfurter Rats und der Buchhändler, die die 
Leipziger Messe nicht besuchten, geschähe. Vor allem müssten auch die ausländischen 
Buchführer, welche aus fremden Königreichen und Herrschaften ihre Waren regelmäßig 
nach Frankfurt brächten, ihre Bücher zu einem billigen und leidlichen Preis verkaufen. 
»Denn wo solches nicht geschieht, So ist es nicht möglichen, daß wir die bücher wohlfeiler 
geben können, alß wir selbst von denen Ausländischen buchführern erhandeln und 
annehmen müßen, daß uns das ein oder das andere exemplar liegen bleibet, und zu 
maculatur wird.«”” 

Parallel zur Büchertaxe wurde eine zunftähnliche Verfassung für den Buchhandel 
diskutiert. 1669 wurde von Alexander Hartung, Teilhaber der Wiener Buchhandlung 
Johann Blaeu und Alexander Hartung, unter dem Titel »Neue Ordnung und Artikel 
für Buchhändler, Buchdrucker und Buchbinder« ein Vorschlag unterbreitet, der eine 
zunfttypische Marktaufteilung zum Gegenstand hatte. Der Vorschlag Hartungs wurde 
1669 unter den Buchhändlern diskutiert. Die Mehrzahl der auf der Messe vertretenen 
Buchhändler reagierte reserviert auf die Reformvorschläge. Am 2. September 1669 
legten sie ein von sämtlichen Frankfurter Buchhändlern, mit Ausnahme von zwei, 
unterzeichnetes Übereinkommen als Vereinigte Punkte vor, das einige Änderungen zu 
Hartungs Vorschlag enthielt.”'° Der Buchhandel sollte praktisch ausschließlich den 
Buchhändlern vorbehalten sein, wobei sie ihr Ausschließlichkeitsrecht zum Handel 
mit Büchern noch strenger ausgestalteten als in Hartungs Vorschlag: Buchdrucker 
sollten entweder Auftragsarbeiten ausführen oder, wenn sie auf eigene Initiative tätig 
wurden, die Bücher einzeln oder ballenweise zu billigen Preisen ausschließlich an die 
Buchhändler verkaufen. Das Verstechen, also die Beteiligung am Tauschhandel auf der 
Messe, war ihnen verboten. Außerdem sollte die Möglichkeit von Bücherauktionen 
beschränkt werden.” 

Die Vereinigten Punkte sahen ein Handelsmonopol vor, bei dem außer den Buch- 
bindern nur die Buchhändler an den Endkunden verkaufen durften. Den Buchbindern 
sollte der Verkauf von ausschließlich bei Buchhändlern bezogenen Waren an den 
Endkunden wohl gestattet werden, da andernfalls das Distributionssystem gestört 
und der Handel erheblich verteuert worden wäre. Die Buchhändler äußerten in der 
Diskussion zu dieser Frage, man würde auf Reisen oft in zehn und mehr Städte nachein- 


?°9 Zitat nach KapP, Bd. 1, S. 686. 

”0° Kap, Bd. 1, S. 689-691, 701-704. Text ab Seite 464. 

Die Bücherauktionen, die ihren Ursprung in Holland hatten, um die Lagerbestände von den schwer 
verkäuflichen Büchern zu befreien, kamen nach dem Dreißigjährigen Krieg in Deutschland auf. Ludwig 
Elsevier hatte schon 1609 damit begonnen, ganze Bibliotheken aufzukaufen und die Bücher dann in 
öffentlichen Auktionen zu verkaufen, was natürlich zu deutlich geringeren Preisen führte; vgl. Kap, Ba. ı, 
S. 512-514. Der damalige Elsevierverlag bestand nur bis 1713. Der heutzutage existierende Verlag Elsevier 
wurde erst 1880 gegründet, wobei der erste Inhaber den Namen Elsevier und die Marke des alten Verlags 
für sein neues Unternehmen übernahm. 
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ander kommen, ohne auf einen Buchhändler zu treffen, sondern nur auf Buchdrucker 
oder Buchbinder, die dann erst mit großen Kosten die Bücher durch die dritte oder 
vierte Hand müssten kommen lassen.”'* Es ist das zunfttypische Ausschließen außen- 
stehender Wettbewerber. Auch das nächste Moment der Zunft, die Möglichkeit zur 
Begrenzung der Zahl der Zunftgenossen, findet sich in Hartungs Vorschlag und den 
Vereinigten Punkten: Mindestens fünf Jahre Lehrzeit, Ausschluss der Juden, Rege- 
lungen zur Vererbung, Fortführung des Geschäfts durch Witwen, Töchter und zur 
Wiederverheiratung.”” 

Die Vereinigten Punkte, auf die die Buchhändler in Frankfurt sich mit einigen Mü- 
hen einigen konnten, fanden zwar auch die Zustimmung des Kaisers. Allerdings wollte 
der Kaiser diese Regelung dem Reichstag nur gemeinsam mit der Büchertaxe vorlegen. 
Da die Buchhändler und auch der Frankfurter Rat die kaiserliche Taxe mit deutlichen 
Worten ablehnten und sich weiteren Diskussionen verweigerten, versandeten die Bü- 
chertaxe und Vereinigten Punkte 1672 ohne konkretes Ergebnis.”'* Zu Korporationen 
oder richtigen Innungen kam es jedenfalls im deutschen Buchhandel nicht, auch wenn 
in einigen Städten die Buchhändler in Zünfte etwa mit den Buchdruckern oder den Krä- 
mern eingeordnet waren. Selbst Drucker waren selten in Zünften organisiert, sondern 
eher in freiwilligen Buchdruckergesellschaften.”" 

Die Verabschiedung der Vereinigten Punkte durch den Reichstag hätte zu einem 
Novum geführt. In Deutschland gab es keine reichsweiten Regelungen für die Herstel- 
lung bestimmter Güter. Die Zünfte waren den vielen Territorialhoheiten unterstellt, 
nicht dem Reich. Reichsweite Regelungen für die Massenproduktion, wie sie Colbert 


”? Kuapp, Bd. 1, S. 696 f. 

?3 Kap, Bd. 1, S. 690, 702. 

”4 Kapp, Bd. 1, S. 693-704, 714; GIESEKE, Privileg, 101. So hieß es in den Vereinigten Punkten: »Die 
Tax der Bücher betreffend, weil von vielen Buchhändlern schon vor etlichen Jahren, neben allhiesigem Löbl. 
Magistrat ist gründlich deduciret worden, daß ein Tax zu machen nicht practicerlich, der Freyheit der Meß 
nachtheilig, alß läßt mans nochmals darbey bewenden.« 

?5 GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 23-26; a. A. VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp 9, Fn 3, der allerdings 
weder zwischen Buchdruck und -handel unterscheidet, noch einen konkreten zeitlichen Rahmen angibt. 

Es gab zwar zahlreiche kleine Drucker, die von der territorialen, geistlichen oder universitären Ob- 
rigkeit mit Privilegien oder sogar Ausschließlichkeitsrechten ausgestattet als Hof-, Kanzlei-, Universitäts- 
oder Ratsbuchdrucker tätig waren. Ihre Haupteinnahmequellen waren die Brotartikel wie Gesangbücher, 
Kalender, Schulbücher, Ratgeber, Predigten, Erbauungsbücher, Verordnungen, Flugschriften, akademi- 
sche Schriften etc., die regelmäßig gedruckt wurden und bei denen gelegentlich die Preise vorgeschrieben 
waren. Mit Ausnahme der akademischen Schriften waren diese Werke für den lokalen Markt gedacht. Sie 
waren gelegentlich Mitglieder einer Zunft, die theoretisch auch den typischen Zunftregeln unterlagen wie 
Verkauf nur von Selbstgedrucktem, also Verbot des Sortimentshandels mit fremden Verlag (WıTTMANN, 
Buchhandel, S. 88 £.). Auf die Vereinigten Punkte hin, so Kapp, Ba. ı, S. 704, »bilden auch die Frankfurter 
eine innungsartige Vereinigung, eine Art Lokalverein, der längere Zeit bestanden haben muß, wie lange läßt 
sich schwerlich ermitteln.« 
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Tabelle 4.6: Herkunft der Buchhändler auf der Frankfurter Herbstmesse 1569 


Frankfurt ......... 15 Venedig.. 3 Freiburg .......... 1 
Köln-.,...:4,4:255 12 Speyer... 3 AltstedenInn (CH) ı 
Basel. uns 2.20%: 8 Wittenberg 2 Leipzig ........... 1 
Nürnberg ......... 7 Augburg 2 Jena............. 1 
Straßburg ......... 5 Zürich... 2 Mainz (Mentz) ... ı 
Antwerpen (Antorf) 5 Tübingen. 2 Heidelberg ........ 1 
Genf nen 5 Erfurt.... 2 Maxburg ........ 1 
Lyon...» 4 Ingolstadt ı Besel............ 1 


für ganz Frankreich etabliert hatte, waren in Deutschland, wie Bruder es ausdrückte, 
»ein Ding der Unmöglichkeit«.”"° 


4.3 Wertloses Recht? 


4.3.1 Eigentum und Nachdruck 


Die Gesamtdarstellungen zur Entwicklung des Urheberrechts in Deutschland gehen 
davon aus, dass im 18. Jahrhundert die Meinung, der Nachdruck müsse unterbunden 
werden, herrschend war. Jedoch hätten die Rechtswissenschaftler und die staatlichen 
Kanzleien Schwierigkeiten bei der Ausgestaltung gehabt und keine geeignete Konstruk- 
tion gefunden, so dass erst 1835 gesamtdeutsche Grundsätze verabschiedet worden 
seien.’ Daran sind Zweifel angebracht. Eine rechtliche Konstruktion, den Nachdruck 
ohne Privileg zu unterbinden, hatten die Buchhändler schon im 17. Jahrhundert ausge- 
arbeitet. Sie wurde jedoch nicht umgesetzt. 

Bei einem Vergleich der Entwicklung der Staaten Deutschland, England und Frank- 
reich und der Suche nach den Parallelen fällt ins Auge, dass in Frankreich und England 
der Buchhandel in Gilden organisiert, örtlich stark konzentriert war. Spätestens zu Be- 
ginn des 17. Jahrhunderts gab es das Nachdruckverbot. Die britische Buchhändlergilde 
entwickelte das Copyright, um die ökonomischen Chancen im Zusammenhang mit 
dem Buchhandel unter den Gildenmitgliedern aufzuteilen. Vergleichbare Methoden, 
den Markt zu segmentieren und zu verteilen, konnten auch im deutschen Zunftwesen 
festgestellt werden. Es wurden für einzelne Wirtschaftsgüter unterschiedliche Metho- 
den der Aufteilung gefunden, die sich am Absatzgebiet des jeweiligen Guts orientierten. 
Im deutschen Buchhandel fehlten diese Merkmale. Der Buchhandel war weder zünftig 
organisiert, noch gab es ausschließliche Rechte für bestimmte Werke. Wieso wurde 


216 BRUDER, Verfall der Zünfte, S. 225. 
= Vgl. GIESEKE, Privileg, S. 122; GIESEKE, Zensur nach 1800, S. 21; BAPPERT, Urhebergeist, S. 511; VOGEL, 
Urheberrechtsgeschichte, Sp. 43-47, 59 f. sowie die weiteren Nachweise in diesem Abschnitt. 
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beispielsweise die französische Praxis, mit der Druckerlaubnis zugleich ein Privileg zu 
erteilen, nicht übernommen? 

In diesem Abschnitt geht es um die Frage, wie das Eigentum an körperlichen Gegen- 
ständen als Rechtsinstitut begründet wird, also insbesondere darum, welche Vorteile 
das Eigentum im Gegensatz zum Kollektiveigentum haben soll. Sodann geht es um die 
Frage, welche Voraussetzungen für das Entstehen des geistigen Eigentums sich feststel- 
len lassen. Schließlich wird untersucht, wieso der Nachdruck im Heiligen Römischen 
Reich erlaubt war. 

Allerdings ist aufgrund der Sekundärliteratur zum Urheberrecht noch eine weitere 
Frage zu klären. In der deutschen Urheberrechtsgeschichte wird der Eindruck vermittelt, 
dass das Urheberrecht deshalb nicht vor dem Ende des 18. Jahrhunderts entstanden 
sei, weil die Menschen nicht in der Lage gewesen wären, entsprechende Regelungen 
zu erlassen. In Deutschland soll das geistige Eigentum als gesondertes Recht bis in 
die letzten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts hinein unbekannt gewesen sein. Deshalb 
wird in den Abschnitten 4.3.2 bis 4.3.9 dargelegt, dass man im 17. Jahrhundert genau 
zwischen dem Recht am geistigen Werk und dem körperlichen Eigentum am Buch 
oder Manuskript zu unterscheiden vermochte. Regelungen, die dem Autor die Teilhabe 
am Erfolg einer von ihm verfassten Schrift gesichert hätten, sind nicht am Unvermögen, 
entsprechende Regelungen zu gestalten, gescheitert. Bestimmungen zum geistigen 
Eigentum wurden vielmehr erst ab Erreichen einer minimalen Marktgröße erlassen. 


4.3.1.1 Sacheigentum 


Die Gesellschaft ordnet Personen im Hinblick auf äußere Gegenstände und Umstände 
unterschiedliche Rechte zu. Dies betrifft nicht nur die konkreten Sachgüter wie Grund- 
stücke, Früchte, Tiere und Sachen, sondern »soziale und ökonomische Chancen aller 
denkbaren Art«.”"* Werden solche Chancen den Einzelnen oder Gruppen dauernd und 
relativ oder völlig unentziehbar zugeordnet (appropriiert), so nennt Weber diese Chan- 
cen aufgrund der genannten Eigenschaften Rechte.”'? Gehen die Rechte im Todesfall 
des bisherigen Inhabers auf mit diesem Verbundene (Verwandte, testamentarisch Be- 
dachte etc.) über, so handele es sich um Eigentum. Das so definierte Eigentum zeichnet 
sich also dadurch aus, dass es über den Todesfall hinaus appropriiert und folglich die 
Allgemeinheit auf Dauer ausgeschlossen ist. Ist das Eigentum außerdem noch veräu- 
ßerlich, so wird dies von Weber freies Eigentum genannt.””° Diese Eigentumsdefinition 


218 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 261 (Teil 2, Kap. II, $ 2). Die Schließung der Gesellschaft 
wird von Weber auf Chancen jeder Art angewandt, bspw. auch auf die berufliche Entfaltung, indem 
durch Zulassungsvoraussetzungen (Bildungspatente) offene Tätigkeiten in ihrer Zugänglichkeit für die 
Allgemeinheit beschränkt (geschlossen) werden. 

”9 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 30 (Teil ı, Kap. I, $ 10). 

° WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 31 (Teil ı, Kap. I, $ 10). 
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entspricht in Grundzügen dem in der Theorie der Property Rights verwendeten Ansatz 
(sieht man von der Vererblichkeit ab), da es nicht auf den zivilrechtlich definierten 
Gegenstand, sondern auf rechtliche Ausgestaltung ankommt.” 

Einige Beiträge zur ökonomischen Analyse des Rechts befassen sich mit der Frage, 
wieso das Eigentum oder ein vergleichbares Recht zu einem bestimmten Zeitpunkt 
entstanden ist. Es werden archaische Gesellschaften betrachtet, die Güter, die zuvor 
niemanden oder einer Gemeinschaft als Gemeineigentum gehörten, privatisieren und 
so einer eflizienteren Nutzung zuführen.?”* So wird der Übergang vom Jagen und 
Sammeln zu Ackerbau und Tierzucht genutzt, um bestimmte Zwangsläufigkeiten zu 
belegen, denen ähnlich naturwüchsige und unumstößliche Eigenschaften beigemessen 
werden, wie sie auch an anderer Stelle zu finden sind, wenn die Urgesellschaft betrachtet 
wird. Zentrale Aspekte sind der Investitionsschutz, die Trittbrettfahrerproblematik und 
die Übernutzung des Gemeineigentums, deren Probleme durch die Begründung von 
Ausschließlichkeitsrechten behoben würden. 

Der Zustand der frühen Menschheitsgeschichte zeichnet sich durch das Fehlen des 
Eigentums im rechtlichen Sinne aus. Den eigentumsfreien Urzustand beschrieb Fergu- 
son 1767 als die Menschheit in ihrem rohesten Zustand, einen Zustand der Wilden.” 
Außer an den Gegenständen, die die Menschen am Körper tragen, und dem Schlafplatz 
gab es kein Eigentum. Die Nahrung für den nächsten Tag lebte noch verborgen im 
Wald oder in einem See und konnte nicht angeeignet werden, ehe sie gefangen war.’”* 
In dieser Zeit waren alle Gegenstände herrenlos, außer denen, die der Einzelne in 
unmittelbarem Besitz hatte. Das wirtschaftliche Streben der Menschen beschränkte 
sich auf die Beschaffung eines nach Art und Umfang fest umrissenen naturalen Bedarfs 
an Gebrauchsgütern (Bedarfsdeckung), noch nicht auf den Gewinn. 
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Vgl. LEHMANN, Theory of Property Rights, S. 525-530; NORTH/THOMASs, Rise ofthe Western World, 
S. 91. Die Strukturmerkmale sind das exklusive Nutzungsrecht, die Verfügungsbefugnis, unter Umständen 
auch die Internalisierung externer Effekte. 

* Marx, Das Kapital, Bd. 1, S. 90, stellte bereits fest, dass die politische Ökonomie Robinsonaden - im 
Vergleich zur Gesellschaft reduzierte Modellsysteme - liebt. 

3 FERGUSON, Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft, S. 97-108, wandte sich allerdings ausdrücklich 
gegen die damals übliche Verwendung des Begriffs Naturzustand als Beschreibung einer ursprünglichen, 
überkommenen Gesellschaft ohne Regierung, Eigentum und Recht, wie man ihn bspw. in Hobbes LE£- 
VIATHAN (1651; RUSSEL, Philosophie des Abendlandes, S. 559) Lockes zweiter ABHANDLUNG ÜBER DIE 
REGIERUNG (1690; RussEL, Philosophie des Abendlandes, S. 632) oder bei Rousseau im DISCOURS SUR 
L’ORIGIN ET LES FONDEMENTS DE L’INEGALITE PARMI LES HOMMES (1750; RussEL, Philosophie des Abend- 
landes, S. 696) findet. Es würde sich bei dem Naturzustand nicht um einen Zustand handeln, »den es nicht 
mehr gibt« (so Rousseau), sondern um den Zustand, in dem die Menschen leben, in der Vergangenheit 
wie hier und jetzt; FERGUSON, Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft, S. 105. 

°*4 FERGUSON, Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft, S. 205. Er ging davon aus, dass der Zeit des Jagens 
und Sammelns der Zustand der Barbaren folgte, in dem das Eigentum, wenn es auch noch nicht durch 
Gesetze gesichert, doch bereits Hauptgegenstand der Sorge und des Begehrens sei. 
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North befasst sich mit der Frage, wie die Urgesellschaft reagiert, wenn die nutzba- 
ren Güter (jagdbare Tiere oder sammelbare Pflanzen) knapp werden. Er wendet das 
volkswirtschaftliche Modell der Tragik der Allmende auf die noch nicht appropriierten 
Güter an. Der unbeschränkte Zugang zu den in Siedlungsnähe lebenden Tieren und 
sammelbaren Pflanzen habe die ineffiziente Nutzung der Umgebung zur Folge. Die 
Menschen würden die Ressource so intensiv nutzen, dass der biologische Bestand an 
Früchten und Tieren unter das Niveau sinkt, das regelmäßig erreicht werden muss, 
um fortgesetzte Ernten zu ermöglichen. Dies führe dazu, dass ein Produktivmittel 
übermäßig genutzt und dadurch sein Fortbestand gefährdet werde. Die Gemeinschaft 
würde infolge von kulturellen oder eigentumsrechtlichen Unzulänglichkeiten bestimmte 
Folgen (gesamtwirtschaftlich als Kosten oder Aufwand umschrieben) außer Acht las- 
sen.” Weil beispielsweise mehr Holz in einem Wald geschlagen wird, als nachwächst, 
kommt es mit steigender Nutzung zur Erschöpfung des Bestandes. Würde man ein 
Eigentumsrecht am Grund und Boden oder ausschließliche Jagd- und Sammelrechte 
begründen, würde der Eigentümer aus Eigeninteresse dafür sorgen, dass längerfristig 
Ernten mit möglichst hohem Ertrag erreicht werden. Im Interesse eines dauerhaft 
hohen Ertrags werden also mit Ausnahme des Inhabers des ausschließlichen Rechts 
alle von der Nutzung der Ressource ausgeschlossen. 

Die Anwendung des Modells der Tragik der Allmende auf die Zeit der Jäger und 
Samnnler ist allerdings konstruiert.” In der Subsistenzwirtschaft geht es nicht um 
Gewinn, sondern um die Deckung des Naturalbedarfs.””” Kein Mitglied versucht, 
größere Mengen an Früchten als zur Deckung des Bedarfs erforderlich zu sammeln, 


5 NORTH, Institutioneller Wandel, S. 84 f. 

2° Im Modell der Tragik der Allmende ist das Regenerieren von herausragender Bedeutung, denn ins- 
besondere bei den regenerierenden Mitteln gibt es eine optimale Nutzungsintensität. Die Modelle werden 
dementsprechend mit nachwachsenden Naturbeständen (Ackerland, wildlebende Tiere, Fischbestände, 
Naturschutzparks) gebildet und die Erkenntnisse aus dem Modell dann verallgemeinert. Bei der Umwelt 
(beziehungsweise deren Verschmutzung) wie bei anderen knappen Ressourcen, die sich aufbrauchen, ist 
die optimale Nutzungsintensität in der Regel null oder entspricht dem von der Lebensnot, den materiellen 
Bedingungen der Selbsterhaltung, vorgegebenen Maß (sofern man den Bedarf künftiger Generationen 
berücksichtigt). Man muss hier schon argumentieren, bei einer Privatisierung würde ein Einzelner im 
Interesse der Allgemeinheit oder der kommenden Generationen auf die Ausbeute der Quelle verzichten, 
etwa aufgrund der Spekulation, der Preis werde stark steigen. Nach DEMSETZ, Theory of Property Rights, 
S. 355, würden Eigentümer die zukünftigen Nutzungsmöglichkeiten und Kosten berechnen und so den 
gegenwärtigen Wert ihres Grundstücks maximieren. Es sei allgemein bekannt, dass die Menschen sich 
Gedanken über die Angebots- und Nachfragebedingungen nach ihrem Tode machten. Bei Gemeineigen- 
tum hingegen würde man die typischen Folgen des Wettbewerbs erwarten, also größtmögliche Ausbeute, 
so lange noch Gewinn erwirtschaftet werden kann. 

7 Überzeugender ist für die Frage des Schutzes vor Übernutzung der von Demsetz geschilderte Fall, in 
dem die Einwohner einer Region Tiere jagen, weil sie die Felle eintauschen. Hier führt der Handel und 
das Streben nach Gewinn dazu, dass der Bestand massiv dezimiert wird, wenn jedermann Zugang zur 
Quelle hat. Es sei deshalb besser, wenn man die Jagdrechte privatisiere, weil der Einzelne darauf achten 
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weil sie verderben. Wenn die vorhandenen Nahrungsmittel unter diesen Umständen 
nicht ausreichen, also nicht mehr für alle hinreichend Nahrung gesammelt und gejagt 
werden kann, nützen Eigentumsrechte am Grund und Boden nichts, denn durch das 
Eigentum wachsen auch nicht mehr Früchte oder Tiere im Wald. Die Übernutzung 
ist das Ergebnis der Deckung des für die Subsistenz Notwendigen, deren Menge von 
der Bevölkerungsgröße abhängig ist. Das Ausschließlichkeitsrecht regelt lediglich den 
Konkurrenzkonflikt, wer in welchem Maß vorhandene Güter nutzen darf. Es führt in 
dieser Konstellation deshalb nur zu einer anderen Methode der Auslese, die ansonsten 
die schlechte Ernährungslage bewirken würde. ?°® 

Der Ausweg lag nicht in der Begründung von ausschließlichen Jagd- und Sam- 
melrechten, sondern im Übergang zur sesshaften Landwirtschaft und Tierzucht, also 
einer anderen, besseren Produktionsmethode.?? Allerdings setzt diese Änderung der 
Produktionsmethode zweierlei voraus: 


1. Die neue Methode - Innovation - muss entwickelt werden. Man muss wissen, 
wie man Pflanzen anbaut, dass man im Frühjahr sät usf. 


2. Außerdem muss jemand säen oder die Tiere züchten, also Arbeit, Zeit, Saatgut, 
Zuchttiere und Futtermittel aufwenden (Arbeit und Investitionen). 


In diesem Zusammenhang tritt die Trittbrettfahrerproblematik in Erscheinung. Als 
Trittbrettfahrer werden Individuen bezeichnet, die sich nicht an den Kosten der Er- 
zeugung von öffentlichen Gütern (Kollektivgütern) beteiligen, aber trotzdem von den 
öffentlichen Gütern profitieren.”?° Wenn die Wirtschaftssubjekte die Möglichkeit ha- 


würde, dass es nicht zu einer Übernutzung komme. Vgl. auch PosnER, Economic Analysis, S. 35. Beispiele 
wie Abholzung der Wälder, Überfischung der Meere, Jagd auf wildlebende Tiere etc. gibt es genügend. 

”® Es galten dann malthusianische Prinzipien. Das heißt, die Bevölkerung wächst schneller als die 
Nahrungsmittelproduktion. Die Bevölkerungsexpansion führt zu zu einer Verschlechterung der Ernäh- 
rungssituation, bis der Ernährungszustand derart schlecht ist, dass positive Wachstumshemmnisse wie 
Krankheiten oder Hungersnöte zu einem Anstieg der Mortalitätsrate führen und die Bevölkerung wieder 
abnimmt. Vgl. etwa SCHUBERT, Anthropometrische Geschichte, S. 45 f. 

2 NORTH, Institutioneller Wandel, S. 84 f., macht es sich einfach, wenn er das Privateigentum als 
Initialfaktor für den Fortschritt in den Raum stellt: »Der Unterschied zwischen Gemeineigentumsrechten 
in der Jagd und exklusiven Gemeinschaftsrechten in der Landwirtschaft [ist] für eine Erklärung der Ersten 
Wirtschaftlichen Revolution entscheidend. Im Jagdsektor fallen die Produktivmittel in die Kategorie des 
Gemeineigentums, im Agrarsektor in die Kategorie des Dritte ausschließenden Gemeinschaftseigentums, das 
so geregelt ist, daß es in seinen Verhaltenswirkungen bereits an Privateigentum grenzt.« 

#3° OLSON, Logic of collective action, S. 125-131. Vor allem in der neuen Institutionenökonomik ist 
das Bild des egoistischen und den eigenen Nutzen maximierenden Menschen von Bedeutung. Das 
Menschenmodell nutzt - skrupelloser als jedes Raubtier - alle Möglichkeiten aus, sich und seine Familie 
zu bereichern. Diesem Bestreben muss zum einen durch das Gesetz Grenzen gesetzt werden, um Schäden 
Dritter zu verhindern. Zum anderen soll der Handlungsantrieb nach der neuen Institutionenökonomik 
durch geeignete rechtliche Institutionen in Bahnen gelenkt werden, die sicherstellen, dass das Streben 
nach persönlichem Vorteil zugleich zu einem gesamtwirtschaftlichen Vorteil führt. 
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ben, den Nutzen eines Gutes zu erlangen, ohne dafür bezahlen zu müssen, ziehen sie 
diesen Weg vor. Trittbrettfahrer ernten, ohne gesät zu haben, während der, der gesät hat, 
keine angemessene Belohnung für seine Arbeit erhält. Der durchschnittliche Mensch 
ist nicht geneigt, für fremde Bedürfnisse zu arbeiten, wenn er dadurch nicht die Mittel 
zur Erfüllung eigener Bedürfnisse erlangt.”°' Die Bereitschaft, Güter zu produzieren, 
sinkt mangels angemessener Belohnung. Die Gemeinschaft sucht deshalb Mittel, um 
die Trittbrettfahrer zur Beteiligung an der Produktion zu bringen. Eines der Mittel ist 
das Ausschließlichkeitsrecht, also das Verbot, auf Kosten fremder Leistungen zu leben 
(schmarotzen). 

Bei dem erjagten Tier fanden Arbeitsleistung und Appropriation noch gleichzei- 
tig statt. Die Trittbrettfahrer konnten nicht dort ernten, wo andere gesät hatten. Bei 
Tierzucht oder beim Ackerbau fallen Arbeitsleistung und Ernte jedoch auseinander. 
Solange kein Ackerbau betrieben wurde oder eine andere Bewirtschaftung des Bodens 
stattfand, bestand kein Anlass, Ausschließlichkeitsrechte am Grund einzurichten. Erst 
mit der Tierhaltung begann die Zeit, in der nicht nur das erjagte, sondern auch das 
verschonte Tier als Eigentum betrachtet wurde.” Mit der Landwirtschaft und der 
Tierzucht wurden kulturelle oder institutionelle Mittel erforderlich, um das Trittbrett- 
fahrerproblem in den Griff zu bekommen. Eigentum ist ein Ausschließlichkeitsrecht, 
das den Wechsel von der extensiven zur intensiven Bewirtschaftung möglich machte, 
indem es die Investition vor Trittbrettfahrern schützt. 

Die Theorie beruht auf der Annahme, dass das Eigentum kein Selbstzweck ist, son- 
dern dass die Gemeinschaft einzelnen Akteuren ein exklusives Recht auch im Interesse 
der von der Nutzung der Ressource ausgeschlossenen Mitglieder einräumt. Der höhere 
Ertrag kommt mittelbar auch den Ausgeschlossenen zugute, da der Inhaber den höhe- 
ren Ausstoß nicht allein verbraucht, sondern auf dem Markt den anderen Mitgliedern 
anbietet. Werden alle Ressourcen optimal bewirtschaftet, steigt der Gesamtertrag zum 
Wohl der Gemeinschaft, während der Preis durch den Wettbewerb niedrig gehalten 
wird. 

Dies ist aber nur die eine Seite des Problems der Güterproduktion. Das Ausschließ- 
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KLOSTERMANN, Geistiges Eigentum 1,S. 8-11, der die Vorteile der Arbeitsteilung und die Notwendigkeit 
des Handels mit den einzelnen Gütern als Ursprung des Rechts nennt. Das Eigentum sei zwar das wichtigste 
Recht, aber keineswegs das ursprüngliche. Die Abgrenzung des Landes sei bei Hirtenvölkern, die kein 
Eigentum am Grund kennen würden, nicht anzutreffen, Handel und Tausch hingegen schon. Würde 
man nur auf die Abgrenzung und Zuordnung des Bodens abstellen, sei das Resultat ein dauernder Krieg 
aller gegen alle, weil dann nicht der Wunsch nach geordneten Tauschgeschäften, sondern nach Raub im 
Vordergrund stünde. 

3° HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 140 ($ 56), bezeichnet die Tierzucht als ein Beispiel für eine »Formierung« 
(eine Methode, Eigentum an herrenlosen Sachen zu begründen). Einen vergleichbaren Schluss legt auch 
Lockes Wendung »unassisted nature« nahe, denn wenn ein Feld bestellt oder eine Herde gezüchtet wird, 
handelt es sich nicht mehr um eine frei von menschlichem Einfluss entwickelte Natur. 
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lichkeitsrecht als Mittel des staatsfernen Marktes ist nicht immer eine geeignete Metho- 
de, da es unter anderem auch auf das begrenzte Budget der Konsumenten ankommt, die 
den Überschuss nunmehr auf dem Markt erwerben müssen. Die Grenzen der Ansicht, 
Eigentum und Markt seien das geeignete Mittel für eine efliziente Produktion, zeigt die 
Nahrungsmittelproduktion. Im 18. Jahrhundert wuchs in ganz Europa die Bevölkerung. 
Trotz verbreiteten Nahrungsmittelmangels und überschüssiger Arbeitskräfte wurden 
viele Flächen nicht genutzt. Die Großgrundbesitzer bewirtschafteten nur ihre ergie- 
bigen Flächen. Die Folge waren stark ansteigende Getreidepreise und Hunger. Wie 
Abel darstellt, lag um 1700 ein bedeutender Anteil der landwirtschaftlichen Flächen in 
ganz Europa aber noch als Ödland, Heideflächen, Sumpf oder Moor brach. Quesnay 
stellte um die Mitte des 18. Jahrhunderts fest, dass die eine Hälfte der anbaufähigen 
Fläche Frankreichs gar nicht, die andere Hälfte unzureichend bewirtschaftet wurde. In 
Frankreich war aber praktisch das gesamte Land in privaten Händen. Der große Teil der 
landwirtschaftlich nutzbaren Flächen blieb nicht ungenutzt, weil es Gemeineigentum 
war, sondern weil es Privateigentum war. Die oft sehr kleinen Allmendeflächen wurden 
wenigstens genutzt, wenn auch möglicherweise zu intensiv. Das Problem waren die 
großflächig brachliegenden Gebiete im Eigentum der Großgrundbesitzer. Kleinbauern 
hatten nach einer oder zwei Missernten das Land verlassen, weil ihre Parzellen zu klein 
waren, um für ein hinreichendes Einkommen zu sorgen.”? Sie wurden - ähnlich wie 
in Ostdeutschland im 19. Jahrhundert - von den Großgrundbesitzern aufgekauft. Die 
Grundstücke wurden also im Hinblick auf den Gesamtertrag nicht optimal, sondern 
überhaupt nicht oder nur in geringem Ausmaße genutzt, weil die unzureichende Nut- 
zung aus Sicht des Eigentümers die wirtschaftlichste Verwendung der Ressource war. 
Der Wechsel von der extensiven zur intensiven Bewirtschaftung hing offenbar nicht 
nur vom Privateigentum ab.”* 

Unter Umständen können andere Lösungen als das exklusive Nutzungsrecht zu bes- 
seren Ergebnissen führen. In Preußen wurden unter Friedrich II. Sümpfe trockengelegt. 
Dies waren Investitionen, die Privateigentümer nicht geleistet hätten, denn die Kosten 
der Investition mussten auf den Preis der erzeugten Güter umgelegt werden. Wenn die 
Kosten nicht über den Markt an die Konsumenten weitergegeben worden wären, wäre 
die Produktion ein Verlustgeschäft gewesen. So lange die Getreidepreise aber niedrig 
waren, konnten die Kosten für das Trockenlegen der Sümpfe nicht über den Ertrag 
der neu gewonnenen landwirtschaftlichen Nutzfläche erwirtschaftet werden. Der Preis 
für die geernteten Güter müsste ständig steigen, damit überhaupt der größte Teil des 


°33 ABEL, Agrarkrisen, S. 205-207. 

34 In Schottland wurde im 18. Jahrhundert der Feldbau durch die einträglichere Viehzucht, also die 
typische Allmendenbewirtschaftung, verdrängt; BRAUDEL, Aufbruch zur Weltwirtschaft, S. 412. Ein Aus- 
schließlichkeitsrecht führt bei gleicher Nutzungsart zunächst nur zu einer für die Eigentümer vorteilhaften 
Verteilung der gleich hohen Erträge. 
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der höchsten Kultur fähigen Bodens vollständig kultiviert werden kann.??? Aber selbst 
wenn die Preise gestiegen wären, hätte dies nichts genutzt, da die Bevölkerung nicht 
in der Lage war, das Entgelt für die zwangsläufig teureren Lebensmittel aufzubringen. 
Wenn ein Eigentümer diese Investitionen finanziert und auf den Verkaufspreis seiner 
Ware umgelegt hätte, wären seine Produkte unverkäuflich gewesen. Die Erhöhung 
des Marktpreises hätte nur zu einer Verringerung des Gesamtabsatzes geführt, da der 
Großteil der Bevölkerung bei höheren Preisen noch weniger Lebensmittel hätte kaufen 
können. Der reichere Teil hatte hingegen seinen Bedarf bereits gedeckt. Die Steigerung 
der Produktionsmenge durch Ausweitung der landwirtschaftlichen Anbaufläche konn- 
te über den Markt nicht finanziert werden, sondern nur auf andere Art, etwa durch den 
Staat. Privateigentum allein konnte das Problem nicht beheben, sondern perpetuierte 
den Mangel. 

Der Übergang von Kollektivgütern in exklusive Güter integrierte sich in komplexe 
Zusammenhänge und war zumeist eine reine Frage der Macht. Die häufig auf theoreti- 
schen Spekulationen beruhende, idealisierte Sichtweise über die Vorteile des Eigentums 
lässt sich nicht verallgemeinern. Oft ist die Begründung von Ausschließlichkeitsrechten 
hinreichende Bedingung für die Schaffung von mehr Gütern. Es sind aber auch Kon- 
stellationen möglich, in denen das Privateigentum die effiziente Nutzung von Gütern 
verhindert, etwa weil das begrenzte Budget der Konsumenten keine Amortisation der 
notwendigen Investition erlaubt. Diese Misere konnte selbst bei der Produktion des 
Allernotwendigsten wie den Nahrungsmitteln im 18. Jahrhundert trotz brachliegenden 
Landes und verfügbarer Arbeitskräfte eintreten. 


4.3.1.2 Internationale Anerkennung 


Ein weiterer Aspekt ist die Frage, ob und wie die Herrscher die in- und ausländischen 
Rechte an den Gegenständen achteten. Es war in diesen Zeiten eine Selbstverständlich- 
keit, dass Staaten nur die eigenen Interessen und nur die eigenen Untertanen schützten. 
Praktisch alle Seefahrernationen statteten bis in das 18. Jahrhundert hinein private 
Unternehmer mit der Erlaubnis zur Seeräuberei (Kaperbriefe) aus, die im Gegenzug 
einen Teil der Beute, die Prise, an den Staat abführen mussten. Es war eine rechtlich 
geregelte Institution.”3° Die spanischen Galeonen, wie alle Fernhandelsschiffe dieser 
Zeit stark bewaffnet und beladen mit den von Sklaven in den Minen der Neuen Welt 
abgebauten Edelmetallen, mussten stets einen gefährlichen Heimweg antreten, da sie 


5 Ausführlich zu dieser Problematik, vgl. SMITH, Wealth of Nations, S. 237-246. 

236 KONETZKE, Überseeische Entdeckungen und Eroberungen, $. 353: Bereits im ı1. Jahrhundert kaperten 
Italiener die islamischen Handelsschiffe. Der Fernhandel war über Jahrhunderte mit Raub und Plünderung 
verbunden und förderte so die rasche Bildung von Kapital in Europa. Die Verfassung der Vereinigten 
Staaten enthält Regeln zur Erlaubnis der Kaperei und bestimmt, dass der Bund zur Ausstellung von 
Kaperbriefen zuständig ist. 
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eine interessante Beute für die britischen, holländischen, französischen und freiberufli- 
chen Kaperer und Piraten waren.” Die Finanzierung der Kaperschiffe der hoheitlich 
legitimierten Piraten erfolgte schon im elisabethanischen England auch über Aktien- 
gesellschaften, also über handelbare Kapitalanteile, mit der die Investitionen für das 
Schiff, die Ausrüstung und das Personal finanziert wurden. ?3® 

Die absolutistischen Fürsten ordneten als keiner weltlichen Macht unterworfene 
Souveräne in der Zeit des Merkantilismus die Wirtschaft nach den Prinzipien der 
Staatsräson und gewährten ihren Untertanen so viele Rechte, wie sie es für sinnvoll 
ansahen. Eine dieser souveränen Entscheidungen konnte lauten, dass das ausländische 
Eigentum überhaupt nicht anerkannt wird. Dies war aber keine Frage des absolutis- 
tischen Herrscherverständnisses. Die Handelsnationen Holland und England waren 
führend bei diesen Praktiken. Kant kritisierte das »Betragen der gesitteten, vornehmlich 
handeltreibenden Staaten unseres Welttheils«, bei dem »die Ungerechtigkeit, die sie in 
dem Besuche fremder Länder und Völker (welches ihnen mit dem Erobern derselben für 
einerlei gilt) beweisen, bis zum Erschrecken weit« ginge.” So wurden ganze Erdteile 
erobert und nach dem römischen Prinzip der Okkupation zum Eigentum der Herren 
der Besetzer erklärt, Piraten mit Kaperbriefen ausgestattet zu legitimen Unternehmern 
oder über Ausschließlichkeitsrechte ausländische Güter im Inland zu rechtswidriger 
Schmuggelware. 


37 Wenn eine Nation im Kriege war, so die Vorstellung von Seerecht, durften ihre Schiffe alle fremden 
Schiffe anhalten, feindliche kapern und versenken und neutrale durchsuchen, ob sich darauf feindliches 
Gut befand. ÜBER DAS PRISENRECHT lautet der Titel des 1604 bis 1605 von Hugo Grotius für die Nieder- 
ländische Ostindien-Kompanie verfassten Rechtsgutachtens, von dem 1609 anonym das Kapitel MARE 
LIBERUM veröffentlicht wurde (GroTIUs, Freedom of the Seas). Es ist ein durch und durch gegen die 
Portugiesen gerichtetes Werk, die den Handel mit bestimmten Gebieten für sich mit der Begründung 
der ersten Entdeckung und Okkupation monopolisieren wollten. Molina führte zur Verteidigung des vor 
allem im Hinblick auf die Gewürze einträglichen Handelsmonopols im Sinne einer wettbewerblichen 
Okkupationstheorie aus (nach HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 143): Weil der König von Portugal auf seine 
Kosten der Schifffahrt den Weg nach Indien geöffnet und die dortigen Städte unterworfen habe, sei er 
berechtigt, zu seinem Vorteil zu bestimmen, dass niemand außer ihm oder jenen, denen er gegen eine 
gewisse Summe diesen Handel erlaube, bestimmte Waren aus Indien einzuführen oder aus Portugal nach 
Indien auszuführen. 

Grotius erklärte demgegenüber - ganz im Interesse der Seehandelsmacht Holland, die jahrzehntelang 
den ostasiatischen Markt erschließen wollte (BRAUDEL, Der Handel, S. 234) - die Meere zu internationalen 
Gewässern aller Nationen, die jeder zur Handelsschifffahrt nutzen durfte. Ein guter Richter würde 
unter diesen Bedingungen den Holländern das Recht zum Handel zusprechen und anderen es verbieten, 
die Freiheit des Handels einzuschränken. Da es jedoch keinen Richter gebe, durften die Holländer, so 
GRroTIUs, Freedom of the Seas, S. 51-53 (Kap. 13), ihr Recht zum Handel durch Frieden, Verträge oder 
Krieg durchsetzen. Die Niederländische Ostindien-Kompanie sei deshalb auch nach dem Kirchenvater 
Augustinus berechtigt, einen gerechtfertigten Krieg zu führen oder portugiesische Schiffe zu kapern, da 
diese die Handelsrechte der Niederländer beeinträchtigten. 

238 BRAUDEL, Der Handel, S. 484. 

39 KANT, Zum ewigen Frieden, S. 358. 
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In welchem Verhältnis das Freibeutertum zum geregelten Handel stand, ist hier 
belanglos, denn entscheidend ist, dass fremdes Eigentum nicht per se geschützt war. 
Der Schutz der Güter durch das Eigentum endete oft an der Staatsgrenze, da es ein 
Institut der unterschiedlichen Ordnungen war und nur für die an das Rechtssystem 
gebundenen Mitglieder galt. 


4.3.1.3 Geistiges Eigentum 


Für das geistige Eigentum sind die Gründe für das Entstehen nicht so offensichtlich. In 
manchen Fällen, dies ist bei den Privilegien deutlich geworden, ging es wie beim Sachei- 
gentum ebenfalls um den Schutz der Investition. Privilegien wurden als Grundlage 
der kapitalintensiveren Produktion eingeordnet, die die Errichtung von Unternehmen 
mit vergleichsweise hohem Kapitaleinsatz gegen die drohende Konkurrenz vor allem 
aus dem Nachbarland absicherten. Die Absicherung erfolgte durch Schaffung von 
geistigem Eigentum, das ein schärferes Schwert als Einfuhrzoll war. Der Schutzzoll 
verteuerte die Konkurrentenware aus dem Ausland, das Privileg verbot die Einfuhr 
vollständig. 

Zu den gesetzlich definierten Rechten, die heute zur Kategorie des geistigen Ei- 
gentums gezählt werden, gehören das Urheberrecht und verwandte Rechte, sowie 
die gewerblichen sogenannten Schutzrechte wie Patente, Gebrauchsmusterrechte, Ge- 
schmacksmusterrechte, Marken oder geschäftliche Bezeichnungen. Ähnlich wie beim 
Sacheigentum handelt es sich um ausschließliche Rechte, die es dem Inhaber ermög- 
lichen, über die Nutzung der umschriebenen Möglichkeit zu entscheiden, und ihm 
bei Beeinträchtigungen Ansprüche auf Unterlassung und Schadensersatz oder einen 
bereicherungsrechtlichen Ausgleich zusprechen.’*° Liest man eine Definition, was 
Patente sind, so lautet diese exemplarisch wie folgt: 


Patent ist die einem Erfinder oder dessen Rechtsnachfolger vom Staat erteilte 
ausschließliche, aber zeitlich begrenzte Befugnis, eine Erfindung zu benutzen. 
[...] Die Wirkung des Patents ist, daß allein der Patentinhaber befugt ist, die 
patentierte Erfindung zu benutzen; Dritten ist es grundsätzlich verboten, ohne 
Zustimmung des Patentinhabers gewerbsmäßig den Gegenstand des Patents 
herzustellen, zu gebrauchen, Mittel hierzu anzubieten usw. ($$ 9-11 PatG).”* 


Die Definition ist bekanntlich falsch, denn durch das Patent erlangt der Inhaber keine 
»zeitlich begrenzte Befugnis, eine Erfindung zu benutzen«, wie die Einschränkung im 
Rahmen des geltenden Rechts in $ 9 S. ı PatG andeutet.”** Oft ist der Inhaber selbst dann, 


40 DREIER, Kompensation und Prävention, S. 57; KRASSER, Lehrbuch Patentrecht, S. 4. 


Gunz etal., Rechtswörterbuch, S. 843, Stichwort: Patent. 
Wer ein neues Arzneimittel erfindet, hat damit noch keine Befugnis, seine Erfindung zu vermarkten. 
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wenn er alle Berechtigungen zur Nutzung des Patents (außerhalb des Patentwesens) 
innehat, nicht befugt, sein Patent zu nutzen, weil er bei dessen Nutzung gegen ein 
anderes Patent verstoßen würde.”® Die Wirkung des Patents ist darauf gerichtet, dass 
der Inhaber anderen dessen gewerbsmäßige Nutzung untersagen oder - gegen Entgelt, 
unentgeltlich oder unter anderen Bedingungen - gestatten kann. Es ist ein Verbot 
mit Befreiungsvorbehalt, wobei der Anmelder entsprechend dem im Patentgesetz 
bestimmten Verfahren das Verbot als allgemeingültige Rechtsnorm inkraftsetzen kann. 

Auf das aktuell geltende deutsche Urheberrecht kann die Definition des Patentrechts 
nur unter Einschränkungen übertragen werden. Jedoch entsprachen im 19. Jahrhun- 
dert die Wirkungen des Urheberrechts weitgehend denen des Patents,”** während die 
Entstehung des Rechts nicht von einer staatlichen Anerkennung abhängig war. Das 
vom Patent- und Urheberrecht gewährte Ausschließlichkeitsrecht, dessen Inhalt und 
Grenzen, bestimmt unter anderem, ob und unter welchen Umständen Wettbewerb 
zulässig ist.”® Oft wird dieser einheitliche Charakter der unterschiedlich bezeichne- 
ten Institute des geistigen Eigentums bestritten. Dabei wird aber nicht zwischen der 
Begründung für das Recht, der Entstehung des subjektiven Rechts entsprechend den 


Für die Herstellung von Arzneimitteln als solchen ist eine Erlaubnis ($ 13 AMG), für das Inverkehrbringen 
eines konkreten Fertigarzneimittels eine Zulassung ($ 2ı AMG) und für die Abgabe an den Endverbraucher 
- bei verschreibungspflichtigen Medikamenten infolge der Apothekenpflicht ($ 43 AMG) - wiederum eine 
Erlaubnis ($ ı Abs. 2 ApoG) notwendig. 

43 KRASSER, Lehrbuch Patentrecht, S. 770-774; KORAH, IPR and Competition, S. ı. Bei den sogenannten 
abhängigen Patenten sowie den Auswahlerfindungen kann der Inhaber des spezielleren Patents seine 
Erfindung nicht gegen den Willen des Inhabers des herrschenden Patents nutzen. 

>44 Dies zeigt der Titel des 1867 veröffentlichten Werks von Klostermann: Das geistige Eigenthum an 
Schriften, Kunstwerken und Erfindungen nach Preussischem und internationalem Rechte dargestellt. Er 
legt im Vorwort, KLOSTERMANN, Geistiges Eigentum ı, S. v, dar, dass es ein Versuch einer vereinigten 
Darstellung des geistigen Eigentums an den Werken der Wissenschaft und Kunst und an den Erfindungen 
sei. Diese gemeinsame Darstellung sei in der deutschen Rechtswissenschaft eine Neuerung, während sie 
in der französischen und englischen Jurisprudenz anerkannt sei. Das Fehlen einer gemeinsamen Darstel- 
lung im damals noch aus über 30 Staaten bestehenden Deutschen Bund war eng mit unterschiedlichen 
rechtsdogmatischen Auffassungen verbunden. Dass es in beiden Fällen - Patent- wie Urheberrecht - um 
das »Eigenthum an Geisteswerken« ging, war allerdings in Deutschland ohne Frage schon längst diskutiert 
worden; vgl. etwa ZACHARIAE, Vierzig Bücher. Bd. 4, S. 185. 

”# Vgl. etwa: Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Stel- 
lungnahme vom 24. März 2007 zu dem Ihema »Patentschutz und Innovation; LEHMANN, Theory of 
Property Rights, S. 535-540; LEHMANN, Wettbewerbsbeschränkungen zur Förderung des Wettbewerbs, S. 356; 
VARIAN, Mikroökonomik, S. 405-407; NORDHAUS, Invention, Growth and Welfare, GILBERT/SHAPIRO, 
Optimal Patent Length and Breadth, S. 106-112; SCHMIDTCHEN, Wettbewerbsrecht und geistiges Eigentum, 
S. 9-12; TIETZEL, Literaturökonomik, S. 58. Dies gilt auch für die modernen Immaterialgüterrechte, deren 
freiheitsbeschränkende (wettbewerbsbehindernde) Wirkung mit Entscheidungen des EuGH in das In- 
teresse der deutschen Rechtswissenschaft gerückt ist. EuGH v. 6. 4. 1995, verb. Rs. C-241/91 B, C-242/91 
B, Sig. I-743 — RTE und ITP ./. Kommission (Magill); EuGH v. 29. 4. 2004, Rs. C-418/01, Slg. 2004, 
I-5039 - IMS Health. Auch der Fall um Microsoft betraf die durch das Urheberrecht beeinträchtigte 
Wettbewerbsfreiheit. 
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gesetzlichen Bedingungen und den aus Sicht der Gemeinschaft maßgeblichen Wirkun- 
gen unterschieden. Die Wirkung des Urheberrechts gleiche zwar einem Monopol, so 
etwa Otto von Gierke, würde aber »einen durch individuelle Schöpfungsthat hergestellten 
Thätigkeitsbereich gegen Anmaßung unter dem Deckmantel der wirthschaftlichen Freiheit« 
schützen.” Bei einem Monopol verschaffe der Staat dem Unternehmer erst durch die 
Einschränkung der wirtschaftlichen Freiheit einen ausschließlichen Tätigkeitsbereich, 
während das Urheberrecht ein ursprünglich bestehendes ausschließliches Recht am 
durch die individuelle Schöpfung geschaffenen Gegenstand schütze. Es zeichnet sich 
schon hier die leidliche Verwirrung der Begriffe ab, denn das Urheberrecht schützt 
die Werk überhaupt nicht. Der Monopolcharakter (die Wirkung) wird genausowe- 
nig in Frage gestellt, sondern lediglich gesagt, dass das Ausschließlichkeitsrecht nur 
in bestimmten Tätigkeitsbereichen gewährt (die gesetzlichen Bedingungen für das 
Entstehen) wird.”* 

Das geistige Eigentum als Regelungsmethode betrifft nicht zwingend geistige Leis- 
tungen, auch wenn es regelmäßig mit diesen in Verbindung gebracht wird. Ein Patent 
kann eine chemische Substanz, die bestimmte Eigenschaften aufweist, betreffen, etwa 
ein neues Arzneimittel, das gegen Kopfschmerzen hilft, genausogut aber auch Salz (die 
chemische Substanz) als Konservierungsmittel (die Eigenschaft). Auch die urheber- 
rechtliche Schöpfungshöhe ist so niedrig, dass bereits eine geringfügige oder zufällige 
Abweichung vom Gewöhnlichen, eine bloße Fleißarbeit oder ein alltägliches Objekt 
ein eigenständiges Recht begründet. Voraussetzung für geistiges Eigentum ist keine 
geistige Leistung. Es ist ein Verbot, das ein abstrakt umschriebenes Handeln untersagt. 

Die Nutzung der vom geistigen Eigentum umschriebenen Möglichkeiten ist nicht 
durch Körperlichkeit begrenzt. Die auf einzelne Personen begrenzte Nutzungsmöglich- 
keit folgt also nicht aus der Natur der Sache. Die rechtliche Zuordnung des Gutes zu 
seinem Inhaber erfolgt deshalb durch die Zuweisung von Ausschließlichkeits- oder 
Untersagungsrechten, während eine tatsächliche exklusive Zuordnung nicht möglich 
ist.*° Die Befugnis, das monopolisierte Gut zu nutzen, zu vervielfältigen oder nach- 
zubilden, ist in der natürlichen Freiheit begründet und nicht durch den Erwerb eines 
Rechts bedingt. Die Nutzungsmöglichkeit geht nicht mit dem Verluste des Rechts unter. 
Mit Ablauf der sogenannten Schutzfrist für das geistige Eigentum erlischt nur das Recht, 
andere in ihrer Freiheit einzuschränken und ihnen die Vervielfältigung des Werks zu 
untersagen. 
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GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 758. 

>47 In Deutschland nimmt das Urheberrecht auf Grund seines untrennbaren, persönlichkeitsrechtlichen 
Bestandteils insoweit eine Sonderrolle ein, der zu dem geistigen Eigentum hinzutritt; vgl. etwa DREIER/ 
SCHULZE, Urheberrechtsgesetz, Einl. RdNr. 29. 

248° KLOSTERMANN, Das Urheberrecht, S. 22 f. Vgl. auch JoLıy, Lehre vom Nachdruck, S. 14; KOHLER, 
Industrierecht, S. 333; LEHMANN, Theory of Property Rights, S. 530 f. 
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Für das Rechtssystem und die Begründung von Ausschließlichkeitsrechten erge- 
ben sich insoweit markante Unterschiede. Von Locke wurden Freiheit, Gesundheit 
und Eigentum als höchste und ursprüngliche Rechtsgüter angeführt. Für Kant”* war 
der Urzustand eine Zeit der Rechtlosigkeit. Man könne nicht von der Existenz von 
ursprünglichen Rechtsgütern ausgehen: 


Zwar durfte sein natürlicher Zustand nicht eben darum ein Zustand der Unge- 
rechtigkeit (iniustus) sein, einander nur nach dem bloßen Maße seiner Gewalt 
zu begegnen; aber es war doch ein Zustand der Rechtlosigkeit (status iustitia 
vacuus), wo, wenn das Recht streitig (ius controversum) war, sich kein kompe- 
tenter Richter fand, rechtskräftig den Ausspruch zu thun, aus welchem nun in 
einen rechtlichen zu treten ein jeder den Anderen mit Gewalt antreiben darf: weil, 
obgleich nach jedes seinen Rechtsbegriffen etwas Äußeres durch Bemächtigung 
oder Vertrag erworben werden kann, diese Erwerbung doch nur provisorisch 
ist, so lange sie noch nicht die Sanction eines öffentlichen Gesetzes für sich hat, 
weil sie durch keine öffentliche (distributive) Gerechtigkeit bestimmt und durch 
keine dies Recht ausübende Gewalt gesichert ist.?°° 


Kant stellte das berühmte Postulat auf: »Freiheit [...], sofern sie mit jedes anderen 
Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz bestehen kann, ist dieses einzige, ursprüngliche, 
jedem Menschen kraft seiner Menschheit zustehende Recht.«?°' Dies widerspricht auf den 
ersten Blick seiner zuvor genannten These über die Rechtlosigkeit im ursprünglichen 
Zustand, so dass auch das Recht auf Freiheit nicht bestehen kann. Allerdings hat Kant 
die Freiheit nicht als bloßes Abwehrrecht gegen staatliche Maßnahmen verstanden, 
sondern als eine Art Unabhängigkeit von äußeren Zwängen und die Abwesenheit von 
Zwangsgesetzen.”°* Insofern wirkt das Recht erst, wenn es darum geht, der Freiheit 


#9 KANT, Metaphysik, S. 312. Die Annahme Lockes von einem Recht im Naturzustand hat nicht nur 
zuvor bereits Hobbes, sondern später auch Rousseau verworfen. Für SCHOPENHAUER, Welt als Wille 
und Vorstellung, S. 442 f. ($ 62), waren die Begriffe Recht und Unrecht auch im Naturzustand gültig. Sie 
gelten aber nur als moralische Begriffe. Er unterschied zwischen dem konventionellen Recht, das sich in 
»willkürlich angenommenel[n] und daher außer dem positiven Gesetz gar nicht vorhandene Bestimmungen« 
äußert, und der dem Menschen eigenen Triebfeder, kein Unrecht zu begehen. Diese Auffassung ist im 
Zusammenhang mit der Sittenlehre, warum Menschen auch ohne zwingendes Recht nicht skrupellos ihre 
Interessen durchsetzen, zu sehen. Dies wird insbesondere in SCHOPENHAUER, Grundlage der Moral, S. 270- 
274, deutlich, wenn er der Frage nachgeht, wieso jemand zur Befriedigung eines starken Bedürfnisses 
einem anderen nicht schadet und in diesem Zusammenhang unterschiedliche ethische Lehren wie die 
Sittenlehre Fichtes oder den kategorischen Imperativ Kants dem Gefühl des Mitleids und der Moral 
entgegenstellt. 

5° KANT, Metaphysik, 312. 

KANT, Metaphysik, S. 237. HERZOG, Grundrechte, S. 1416-1418 konkretisiert dies nahezu 200 Jahre 
später im Hinblick auf die geltende Grundrechtsordnung. Einige Rechtsgüter wie das Leben, die körperli- 
che Unversehrtheit oder die Freiheit der Meinungsäußerung würden auch ohne Rechtsordnung existieren, 
das Eigentum hingegen nicht. 

5° Für Kant ergab sich dieses Recht auch aus der Besonderheit des Menschen. Er verstand den Begriff der 


251 


4.3 Wertloses Recht? 195 


(rechtmäßige) Grenzen zu setzen. Die Freiheit als Entscheidungsmöglichkeit, zwischen 
unterschiedlichen Handlungen zu wählen, existiert ohne Recht. 

Das Recht, das Rechtsverhältnis und damit auch das Eigentum betrifft die Beziehung 
der Personen untereinander, nicht das einer Person zu einer Sache.”? Eigentum ist ein 
soziales und gesellschaftliches Institut, das den Zweck seiner Existenz nicht in sich 
selbst trägt. Es wird erst durch das Gesetz geschaffen, und der Inhalt des Eigentums 
ergibt sich aus dem Gesetz. Geht man nicht von einem ursprünglich vorgegebenen, 
naturwüchsigen Eigentum aus (an das niemand gebunden wäre), so ist das geistige Ei- 
gentum in erster Linie eine Freiheitsbeschränkung, indem ein abstrakt umschriebenes 
Handeln untersagt wird oder vom Rechtsinhaber untersagt werden kann.?’* Auch für 
Hegel stellt sich die Wirkung des geistigen Eigentums als bloße Freiheitsbeschränkung 
dar: Bei der Veräußerung einer Sache werde »willkürlich zur Bedingung« gemacht, 
dass die mit der Sache »in Besitz des Anderen kommende Möglichkeit, solche Produkte 
nunmehr als Sachen gleichfalls hervorzubringen, nicht Eigentum des Anderen werde, 
sondern Eigentum des Erfinders bleibt.«”°° Der Erwerber der Sache hat die Möglichkeit, 
den erworbenen Gegenstand zu kopieren. Diese Handlungsmöglichkeit soll ihm ge- 


Freiheit dialektisch, also als einen Begriff, bei dem unterschiedliche Sichtweisen berechtigt sind und keine 
der Sichtweisen in der Erfahrung eine Bestätigung oder Widerlegung zu befürchten habe. Dies ergibt sich 
aus der dritten Antinomie: Die Freiheit ist einerseits notwendig, andererseits nie vollständig verwirklichbar. 
Die Freiheit ist an die Natur und die äußeren Umstände gebunden. Aufgrund der Begrenztheit der 
Vernunft, die ohne die äußeren Umstände sich keine Begriffe machen könne, sei die Freiheit auch nicht 
vollständig definierbar. Die Unabhängigkeit des Menschen ist immer auch durch die äußeren Umstände 
begrenzt, und seine Entscheidungen als vernünftige Reaktion auf diese Umstände seien determiniert (vgl. 
KANT, KdV, $. 290 £.). 

3 Anders beispielsweise BGHZ 22, 43, 47; NJW 2000, 2663, 2664. Nach dem BGH kann ein Rechtsver- 
hältnis auch zwischen einer Person und einer Sache bestehen. Dies ist allerdings angesichts der Tatsache, 
dass Sachen keine Ansprüche geltend machen können, vor Gericht nicht als Partei auftreten können 
etc., ein Verständnis, dass durch den Wortlaut des $ 256 Abs. ı ZPO (Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens eines gegenwärtigen Rechtsverhältnisses) und den Zweck der Vorschrift vorgegeben ist. 
Zur Unschärfe des Begriffs Rechtsverhältnis; vgl. JacoBs, Gegenstand des Feststellungsverfahrens, S. 9 ft. 

°54* Zwar führt auch das Eigentum an körperlichen Gegenständen zu einer Freiheitsbeschränkung. Jedoch 
handelt es sich bei den körperlichen Gegenständen in den Grundzügen um ein reziprokes Verhältnis, 
weil die Wahrnehmung der Freiheit durch den einen im Hinblick auf die Nutzung der konkreten Sache 
die Freiheit eines anderen zwangsläufig beeinträchtigt. Die Besitzstörung ist zugleich ein Störung der 
Freiheit des Besitzenden. 

°55 HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 161, ($ 69). Hegel schreibt mit Bedacht von einer willkürlichen Bedingung, 
denn eine Unterscheidung zwischen dem mit dem Eigentum verbundenen Recht auf den ganzen Umfang 
des Gebrauchs und einem abstrakten Eigentum gehört nach Hegel dem »leeren Verstande« an, »dem die Idee, 
hier als Einheit des Eigentums oder auch des persönlichen Willens überhaupt und der Realität desselben, nicht 
das Wahre ist.« Jedoch sei der eine Gebrauch, das Lesen des Buchs, von der anderen Nutzungsmöglichkeit, 
dem Reproduzieren, jedenfalls dann trennbar, wenn das Kopieren zu den gewöhnlichen Fertigkeiten 
gehört. Insoweit könne sich der Autor das Recht, Kopien herzustellen, mit absoluter Wirkung vorbehalten. 
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nommen werden, indem die Bedingung gemacht wird, von dieser Möglichkeit keinen 
Gebrauch zu machen. 

Mehr oder minder genau umrissene Handlungsmöglichkeiten sollen einer Gruppe 
oder einer Person aus bestimmten Gründen vorbehalten bleiben, die die Ausgeschlosse- 
nen oder Nichtprivilegierten ohne das geistige Eigentum aus ihrer natürlichen Freiheit 
hätten wahrnehmen können. Sie werden auf Angebote am Markt verwiesen. Es han- 
delt sich beim geistigen Eigentum nicht zwingend um eine Alleinverkaufsstellung 
im klassischen Wortsinne des Begriffs Monopol, weil der Inhaber des Rechts nichts 
anbieten oder verkaufen muss. Wenn er einen Erlös aus dem Recht erzielen will, muss 
er nur die Befreiung vom Verbot veräußern. Die Möglichkeit, andere in ihrer Freiheit 
einzuschränken, war und ist der zentrale Gegenstand des geistigen Eigentums. 

Das Ausmaß dieser Freiheitsbeschränkung kann variieren. Der englischen Company 
of Stationers war beispielsweise der Druck und Vertrieb von Schriften vorbehalten. Die 
Mitglieder der Gilde waren aus der Gleichheit herausgehoben, da sie nicht dem allge- 
meinen Verbot unterlagen und gegenüber den anderen mehr Rechte hatten. Innerhalb 
der Gemeinschaft der Gildenmitglieder waren die Wettbewerbsbeschränkungen weiter 
untergliedert, indem die Druckrechte für abstrakte Klassen (Rechtsbücher, lateinische 
Bücher) oder individuelle Titel einzelnen auf Dauer zugeordnet waren. Das Verbot 
richtete sich an alle im Geltungsbereich des Rechts, außer an den Privilegierten, den 
Rechtsinhaber. Die gesetzlichen (oder gildeninternen) Regelungen bestimmten, unter 
welchen Bedingungen das Verbot in Kraft trat, welche Reichweite das Verbot hatte und 
wer davon betroffen war.”5° 

Beim körperlichen Eigentum gibt es immer einen Gegenstand und damit eine tat- 
sächliche, rechtlich geregelte Beziehung zwischen den Rechtssubjekten im Hinblick auf 
einen konkreten Gegenstand. Das geistige Eigentum ist nur eine Beziehung zwischen 
den Rechtssubjekten und äußert sich für die Ausgeschlossenen als Freiheitsbeschrän- 
kung. Dementsprechend gelten für das geistige Eigentum auch andere Entstehungsbe- 
dingungen als für das Eigentum an körperlichen Gegenständen. 

Der Anlass, andere in ihrer Handlungsfreiheit durch die Schaffung eines abstrakten 
oder geistigen Vermögensrechts zu beschränken, setzt eine Konkurrenz und in gewerb- 
licher Hinsicht eine Nachfrage und Wettbewerb voraus. Ein Ausschließlichkeitsrecht 
schafft keine Nachfrage: »Privilegium hin, Privilegium her. Solange er keine Käufer für 
seine Ware fand, nützte ihm das schönste Privilegium nichts. Nämlich auch das schönste 
Privilegium stampfte noch keine Kundschaft aus dem Boden. Und an dieser - wie oft soll 
es wiederholt werden - lag doch wohl auch im ı1. Jahrhundert schon dem Kaufmann 
allein. Hatte er sie, kam er im Notfall auch ohne Privilegium aus, hatte er sie nicht, nütz- 


?5° Erst um 1900 kam in Deutschland insbesondere der Begriff des Immaterialgüterrechts auf, der zum 


Ausdruck bringen soll, dass es sich um eine unmittelbare Rechtsbeziehung zwischen dem Berechtigten 
und dem Rechtsobjekt handeln soll; vgl. KOHLER, Lehrbuch Patentrecht, S. 14. Vgl. auch Abschnitt 6.4.4. 
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ten ihm alle Königsbriefe nichts.«’°’ Wenn sich aus der Verwertung von Gütern ein 
Nutzen - zumeist ein ökonomischer Vorteil - ziehen lässt, wurden Regelungen erlassen, 
die die Verwertungsrechte zuordnen und zugleich andere von einer freien Nutzung 
ausschließen. 

Eine bestehende Nachfrage und Überkapazitäten, also ungenutzte Gewinnmöglich- 
keiten, sind die Bedingungen für den Nachdruck und damit auch für den Wunsch 
nach dem Nachdruckverbot.® Boytha stellt fest, dass es im Altertum und Mittelalter 
keine Ausschließlichkeitsrechte an geistigen Werken gab, weil durch die Verwertung 
der ersten Auflage der Markt gesättigt war und weitere Verwertungsmöglichkeiten 
nicht bestanden. Wer, nachdem die erste Auflage zerstreut war, ein weiteres Exemplar 
wollte, ließ es selbst abschreiben.”°? Die Ausschließlichkeitsrechte seien entstanden, als 
Erstverwerter ihre Produktion auf Vorrat gegen konkurrierende Nutzungen sichern 
wollten.?°° 

Das Problem der Verleger war immer nur der Absatz: Der Preis, die Möglichkeit 
des Absatzes und die Dauer des Absatzes standen an erster Stelle." Die Buchhändler 
versuchten ihren Erwerb oder Unterhalt durch Erzeugung und Verkauf gewerblicher 
Güter zu gewinnen. Gelang ihnen dies zu den von ihnen gewählten Preisen, war ihr 
Vorhaben erfüllt. Stellte sich jedoch heraus, dass der Absatz erschwert oder gar unmög- 
lich war, weil die potentiellen Kunden ihren Bedarf schon bei einem anderen gedeckt 
hatten, so hatte der Verleger im Konkurrenzkampf verloren - die Kunden hatten gegen 
ihn entschieden. Ein Nachdruckverbot war aus Sicht der Verleger dann erforderlich, 


57 SOMBART, Vorkapitalistische Wirtschaft, S. 172. Dass geistiges Eigentum kein Feenstaub ist, der allem 
einen magischen ökonomischen Wert überzieht, muss selbst heute noch klargestellt werden; PATRY, 
Copyright Wars, S. xx. 

358 Kapp, Bd. 1,8. 651, zitiert eine Denkschrift aus dem Jahr 1696, die die Gründe für den Nachdruck 
und die Privilegien nennt: »Bis dahin war der Buchhandel noch nicht so blühend, die Druckereien waren 
noch nicht so stark im Schwung und die Bosheit des Nachdrucks war noch nicht so hoch gestiegen, also auch 
nicht so viel Privilegien nöthig.« 

9 BoYTHA, Historische Wurzeln, S. 74. Mit dem Aufkommen des bürgerlichen Rechtssystems und der 
Abschaffung der Privilegien wurde der Anspruch auf Ausschließlichkeit auf den Vertrag mit dem Urheber 
gestützt. Das Urheberrecht sei also als eine Art Folgerecht entstanden, um die Nutzung auch nach der 
Erstveröffentlichung zu kontrollieren und gegen Entgelt zu erlauben. 

?° Das entscheidende Moment ist die Möglichkeit des Wettbewerbs, dem alle anderen nachgeordnet 
sind. Es ist keine Frage der fixen und variablen Kosten, wie TIETZEL, Literaturökonomik, S. 35 f., meint, 
sondern der von den fixen und variablen Kosten unabhängige Wunsch nach einem Ausschließlichkeits- 
recht. Die fixen Kosten sind nur die aus heutiger Sicht akzeptierte ökonomische Rechtfertigung für die 
Monopolisierung. BEIER, Bedeutung des Patentsystems, S. 230, ist der Meinung, Voraussetzungen für die 
Einführung des Patentrechts seien stets gewesen: »eine gewisse wissenschaftlich-technische Infrastruktur, der 
Übergang von landwirtschaftlich-handwerklicher zu industrieller Güterproduktion, Freiheit der gewerblichen 
Betätigung und der Wille des Staates, die technische und industrielle Entwicklung zu fördern.« 

261 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 92. 
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wenn der Wettbewerber das gleiche Produkt günstiger anbieten konnte.”° Wenn der 
erste Verleger gute Ware am günstigsten anbot, war kein Ausschließlichkeitsrecht not- 
wendig, da die Käufer dann bei ihm kauften und kein Anreiz bestand, Nachdrucke 
auf den Markt zu bringen. Aus wirtschaftlicher Sicht lautete der Vorwurf gegen den 
Nachdrucker: Sie bieten die gleiche Ware günstiger an und nehmen so dem Erstverleger 
die Kundschaft weg. 

Betrachtet man nochmals die Begründungen für das Entstehen des Eigentums, so 
ist dies bei körperlichen Gegenständen die eflizientere Produktion von Gütern. Die 
Umstellung von der extensiven Nutzung zu einer intensiveren Bewirtschaftung setzt 
Investitionen voraus, die durch das Ausschließlichkeitsrecht geschützt werden müssen, 
da sie andernfalls unterbleiben. Das körperliche Eigentum gilt oft als eine Vorausset- 
zung für ein gesamtwirtschaftliches Mehr an Gütern. Bei geistigem Eigentum geht es 
hingegen um den Ausschluss oder die Kontrolle der Konkurrenz, also nicht um mehr 
Güter, sondern um eine künstliche Verknappung des an sich frei nutzbaren Wissens, 
um die zahlungsbereite Kundschaft auf die Inhaber der Ausschließlichkeitsrechte zu 
konzentrieren. 

Als Voraussetzungen für das Entstehen eines solchen Rechts wurden die bestehende 
Nachfrage und der Wettbewerb genannt. Im folgenden Text dieses Abschnitts geht 
es um die Frage, wie der Buchhandel im 17. Jahrhundert das Ausschließlichkeitsrecht 
beurteilt hat. Der Wettbewerb um eine bestehende Nachfrage ist zwar erforderlich, da 
andernfalls kein Bedarf für ein Ausschließlichkeitsrecht besteht. Jedoch erfolgte die 
Ausschaltung oder Beschränkung der Konkurrenz nur dann, wenn das Ausschließlich- 
keitsrecht wirtschaftlich verwertbar war. Führte das Ausschließlichkeitsrecht nicht zu 
einem wirtschaftlich nutzbaren Gut, wurden trotz Nachfrage und Konkurrenz keine 
entsprechenden Regelungen erlassen. 


4.3.2 Druckerordnungen 


Das Verständnis der am Buchhandel Beteiligten über angemessene Ausschließlichkeits- 
rechte kann bei einer Untersuchung der Druckerordnungen der Reichsstädte genauer 
erkannt werden. An deren Gestaltung waren die lokalen Magistrate, Verleger, Drucker 
und deren Arbeitskräfte, nicht jedoch die Autoren, unmittelbar beteiligt.” Dort musste 
sich die Vorstellung der Buchhändler unverfälschter niederschlagen als in den Privile- 
gien, weil die kleinen Gruppen viel Spielraum zur Regelung der ihnen vorbehaltenen 
Angelegenheiten hatten. Dabei zeigte sich, dass die Praxis mitten im 17. Jahrhundert ein 


262 Kıapp, Bd. 1, S. 289: Nicht selten wurde in nächster Nachbarschaft dasselbe Werk gedruckt, und die 
Konkurrenz zu dem vielleicht einzigen Verlagsartikel zwang die Verleger unter Umständen sogar, unter 
dem Selbstkostenpreis zu verkaufen. 

263 GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 11-14. 
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relativ modernes Vervielfältigungsrecht des Autors bereits kannte, über das er mittels 
Vertrag verfügen konnte. Eine entsprechende rechtliche Konstruktion hatten die Buch- 
händler schon im 17. Jahrhundert ausgearbeitet, während man in der rechtshistorischen 
Forschung davon ausgeht, dass dieses System in Deutschland erst um 1780 entwickelt 
wurde. Dementsprechend mussten diese Ordnungen genauer untersucht werden und 
auch die Frage geklärt werden, wieso das System nicht umgesetzt wurde.?°* 

Sie wurden in Zusammenarbeit zwischen den Buchdruckern und dem Stadtrat 
entwickelt und sodann vom Magistrat verabschiedet. Diese Ordnungen wurden in 
der Regel an öffentlichen Plätzen aufgehängt und den Betroffenen auch persönlich 
ausgehändigt. In der Sache betrafen diese Bestimmungen den handwerklichen Teil der 
Buchproduktion, also in erster Linie die Drucker, nicht den Handel.’ Teilweise hatten 
sie genossenschaftlichen Charakter und kamen Zunftordnungen nahe.?°° Über die 
Hälfte des Textes der Frankfurter oder der Nürnberger Ordnung betrafen zunfttypische 
Bestimmungen, außerdem Regelungen zum Ort und zur Zeit des Verkaufs, der Zensur 
und zur Abgrenzung der Gewerbe. Goldfriedrich ordnet diese Ordnungen in den oben 
grob skizzierten allgemeinen Rahmen ein. 


In gewerberechtlicher Beziehung sind sie [die deutschen Städte und Staaten] ihm 
[dem Buchhandel] in durchaus wohlwollender und den Grundanschauungen 
der Zeit entsprechender Weise entgegengekommen. Lokale Verbietungsbefugnis, 
Ausschluß der auswärtigen Konkurrenz, Aufrichtung von Schranken zwischen 
den einzelnen Gewerbezweigen waren die Grundsätze dieser Anschauung. Man 
erstrebte geschützte Absatzgebiete im Sinne der geschlossenen Stadtwirtschaft, 
des territorialen Merkantilismus; man schuf geschützte Absatzgebiete für einzel- 
ne Buchhandlungen und für einzelne Bücher, besonders Schulbücher, Kalender, 
geistliche Liederbücher u. dergl. Die Behörden haben, dem Drängen des Buch- 
handels folgend, diese Schranken errichtet, die auswärtige und einheimische 
Konkurrenz eingedämmt [...] Der Buchhandel rief nach Privileg und Monopol; 
dem Staate aber waren auch die buchgewerblichen Zweige gleichsam Ämter, die 
zum allgemeinen Besten verwaltet werden mußten. ?° 


?64 GRAMLICH, Rechtsordnungen, hat die Druckerordnungen nicht im Hinblick auf das geistige Eigentum 
untersucht. HıLry, Basel 1531, betrachtet lediglich die nicht aussagekräftige Druckerordnung Basels 1531, 
verlässt sich im Übrigen auf Bappert, dem sie nur wenige Zeilen Wert waren. Kap, Bd. ı, $. 752-756 
sowie GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 751 f., schrieben in einer Zeit, in der alles Zünftige per se als untauglich 
und rückständig galt. 

265 (GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 119. 

266 GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 7. Er nennt ein Vielzahl weiterer Druckerordnungen aus Frankfurt, 
Leipzig, Wittenberg, Danzig, Basel, Wien, Hamburg, Jena, Augsburg, Straßburg, Konstanz, Zürich, Bern 
oder Lübeck. BAPPERT, Wege, S. 223, nennt vierzehn Regelungen mit Nachdruckverboten, angefangen bei 
Basel (1531), Nürnberg (1561, 1629 und 1633), Straßburg (1619, 1628 und 1740), Frankfurt (1573, 1588, 1598 
und 1660), ein kaiserliches Patent (1685) sowie die Mandate Kursachsens (1686 und 1773). 

267 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 129. Die Maßnahmen der Fürsten zu dieser Zeit zeigten aber, so Goldfried- 
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Für Kapp liegt auf der Hand, dass die Bestimmungen wie die »Privilegienpraxis der 
damaligen Zeit als Gewerbekontravention« einzustufen sind. Es handele sich um die aus- 
schließliche Druck- und Vertriebsgerechtigkeit mit gewerbepolizeilichem Charakter, 
die durch den ersten Druck erworben werde.’°® Dieser Gedanke läge all diesen Bestim- 
mungen, also der Baseler wie denen Frankfurts oder Nürnbergs, zu Grunde. Lediglich 
das sächsische Mandat 1686 trüge einen Anklang an ein vom Autor erworbenes Recht 
am Geistesprodukt in sich.’6? In Deutschland sei bis in die letzten Jahrzehnte des 18. 
Jahrhunderts hinein das geistige Eigentum als gesondertes Recht unbekannt gewesen, 
wurde mit dem körperlichen Eigentum am Manuskript vermengt und frühestens in 
der Zeit von 1720-1750 gerade mal in vier oder fünf Schriften überhaupt diskutiert. 
Vogel””° datiert die erste Unterscheidung zwischen dem Sach- und dem geistigen Eigen- 
tum auf 1726. Man hätte keine geeignete Konstruktion für das als notwendig erachtete 
Nachdruckverbot gefunden. Ansätze für eine Erweiterung des Eigentumsbegriffes auf 
unkörperliche Gegenstände hätten sich frühestens im 18. Jahrhundert gezeigt.””' Nach 
Gierke zielten die Nachdruckverbote in den Druckerordnungen »gleich den Privilegien 
hauptsächlich nur auf den Schutz des Buchhandels und führten daher nicht über ein 
Verlagsrecht hinaus«.””” 


rich weiter, teilweise bereits eine - damals moderne - polypolitische Tendenz der Regierungen, unter 
anderem, um durch Konkurrenz die Preise niedrig zu halten. So werden 1677 vom sächsischen Fürsten 
Ausnahmeregelungen getroffen, weil »die hiesigen Buchführer eine Theuerung mit den Büchern gemacht 
und gleichsam ein Monopolium eingeführt, welches Se. Churfürstliche Durchlaucht nicht ferner gestatten 
wollen« (GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 130). Im damaligen Sprachgebrauch wurde unter Monopol nicht nur 
die Alleinstellung im klassischen Wortsinne oder die Marktmacht im modernen Sinne des Kartellrechts 
verstanden, sondern auch andere wirtschaftlich übel angesehene Methoden. 

?68 Der Begriff Gewerbepolizei darf nicht mit unserem Verständnis vom Polizeirecht als Sicherheitsrecht 
verwechselt werden. Policey wurde im Sinne von politeia (Politik) verstanden und erfasste die gesamte 
Ordnung, die ein Fürst zu regeln hatte; also nahezu alles: Handel, Gewerbe, Landwirtschaft, Bergbau, 
Gottesdienst, Sozialversorgung etc.; vgl. WESEL, Geschichte des Rechts, S. 355. 

269 Kapp, Bd. 1, $. 754-756. 

7° VOGEL, Verlagesrecht, S. 306. 

JoLıy, Lehre vom Nachdruck, S. 5-13; BAPPERT, Urhebergeist, S. 511; BAPPERT, Wege, S. 223, 254; ders. 
GRUR 1962, 24 f.; GIESEKE, Privileg, $. 97, 122; GIESEKE, Zensur nach 1800, S. 21; VOGEL, Urheberrechts- 
geschichte, Sp. 22-26, 43-47, 59 £., 71; HILTY, Basel 1531, S. 26; MÜLLER, Urheber- und Verlagsrecht. Bd. 
1, $S. 1, MOHNHAUPT, Rechtsdisziplin Urheberrecht, S. 147; Lück, Gundling, S. 9 f.; HUBMANN, Urheber- 
und Verlagsrecht, S. 11, 17 f.; ders. ZUM 1988, 5 f.; SCHACK, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rz. 99; 
Bosse, Autorschaft, S. 25 fl.; SIEGRIST, Geschichte, S. 66-69. Dieser Meinung ist bereits Jänich zu Recht 
entgegengetreten, da die Begrenzung des Eigentums auf körperliche Sachen sich erst im 19. Jahrhundert 
durchgesetzt hat. Vgl. JÄnıchH, Geistiges Eigentum, S. 35-38, m w. Nachw., insbesondere auch zur Verwen- 
dung des Begriffs Eigentum im pr. ALR (1794), im badischen ALR (1810), im österreichischen (1812) oder 
pr. Urhebergesetz 1837. 

7° GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 752, ohne nähere Begründung. In der Folgezeit, insbesondere nach 
Inkrafttreten des BGB 1900, war die Theorie vom geistigen Eigentum nur noch Rechtsgeschichte (JÄnıcH, 
Geistiges Eigentum, S. 102). Die späteren Ausarbeitungen zur Geschichte des Urheberrechts stammen aus 
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Für die damaligen Wissenschaftler mag diese Anschauung zutreffen, die Praxis hatte 
jedoch schon mitten im 17. Jahrhundert das Nachdruckverbot sowohl vom Manu- 
skript, Druck wie auch vom Privileg gelöst und ein vollständiges Immaterialgüterrecht 
entwickelt. Soweit ersichtlich, ordnet lediglich Kohler ohne nähere Begründung die 
Druckerordnungen unter die Autorenrechte mit lokaler Wirkung ein.?7? 

Hilty, der sich allerdings nur mit dem inhaltsarmen Nachdruckverbot Basels 1531 
beschäftigt hat, fasst die Meinungen zutreffend wie folgt zusammen: Die generellen 
Nachdruckverbote hätten regelmäßig an den bereits erfolgten Druck angeknüpft, in- 
dem sie sämtlichen übrigen Druckern für bestimmte Zeit den Nachdruck untersagten. 
»Den zahlreichen Nachdruckgesetzen, welche jenen von Basel bis in die 70er Jahre des 18. 
Jahrhunderts folgten, war gemeinsam, daß ein Vervielfältigungs- oder Verbreitungsrecht 
des Urhebers (in seiner Tätigkeit als Urheber) mit keinem Wort erwähnt wird.« Die 
rechtliche Stellung des Urhebers habe keine Verbesserung erfahren. Das Institut des 
Nachdruckverbots habe dem Autor keine rechtliche Handhabe gegen eine unerlaubte 
Erstdrucklegung gegeben. Das Erkennen eines vom materialisiertem Werkexemplar los- 
gelösten Rechts sei mangels Kenntnis des geistigen Eigentums ohnehin nicht möglich 
gewesen. Die Iheorie vom geistigen Eigentum sei erst zu Beginn des 18. Jahrhunderts 
aufgekommen, und erst am Ende des 18. Jahrhunderts sei die Idee eines eigenen und 
ursprünglichen Nutzungsrechts des Urhebers entstanden.?””* Grund für das Nachdruck- 
verbot sei nicht der rechtsgeschäftliche Erwerb vom Autor, sondern der Aufwand des 
Verlegers.?7° 

Diese merkwürdige Einschätzung einer angeblich fehlenden Kenntnis des geistigen 
Eigentums, die, außer bei Hilty für die Druckordnung Basel 1531, nicht eingehend be- 


der Zeit vor Erlass des UrhG 1965 und waren entscheidend von der Meinung geprägt, dass eine Regelung 
entweder gewerblicher Rechtsschutz oder Urheberrecht war. Im Urheberrecht liege der Schwerpunkt auf 
dem Verhältnis zwischen dem Schöpfer und seinem Werk, auf dem Ausdruck der Persönlichkeit im Werk. 
Das Urheberrecht setze den Anknüpfungspunkt der persönlichen Schöpfung voraus; alles andere wurde 
dem Gewerberecht, folglich der Sphäre des Verlegers zugeordnet. In der rechtshistorischen Literatur 
werden die Begriffe geistiges Eigentum und Urheberrecht oft gleich behandelt und Bestimmungen, 
die ein Ausschließlichkeitsrecht konstituieren, jedoch nicht die Urheberpersönlichkeit erwähnen, als 
gewerberechtliche Bestimmungen eingestuft. Man sieht es den Vorschriften aber oft überhaupt nicht an, ob 
sie etwas mit Urheberrecht in diesem Verständnis zu tun haben (oder nur gewerberechtliche Vorschriften 
sein) sollen. Beauftragen die französischen Buchhändler, aus rein wettbewerblichen Interessen, den 
Philosophen Diderot mit einer Stellungnahme und entwickelt dieser ein System, dessen Wirkungen 
genau den Vorstellungen deutscher Buchhändler entsprechen, soll es in einem Fall geistiges Eigentum, im 
anderen Fall Investitionsschutz sein. Es geht hier weniger um die Wirkung des Rechts, den Einfluss des 
Rechts auf das Geschehen, sondern eher um eine Kritik der historischen Rechtsschriften, insbesondere 
inwieweit diese den eigenen Standpunkt vertreten und die eigene Gesinnung oder Geisteshaltung teilen. 

73 KOHLER, Das Autorrecht, S. 39, Fn. 2. 

74 HıLry, Basel 1531, S. 26-30; GIESEKE, Privileg, 115. 

75 GIESEKE, Geschichtliche Entwicklung, S. 58 f.; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 37. Laut BAPPERT, 
Wege, S. 223, waren sie wie ein generalisiertes Druckprivileg zugunsten des ersten Druckers ausgestaltet. 
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gründet wird, beruht wohl auf einer Fehleinschätzung Pütters und der nachfolgenden 
Diskussion über den Nachdruck, in der bis 1784 das System nochmals neu entwickelt 
wird. Pütters Beitrag hat die wissenschaftliche Beurteilung der Geschichte des Urhe- 
berrechts maßgeblich beeinflusst. Die nachfolgende Diskussion nahm Pütters rund 
zweihundert Seiten lange Ausarbeitung, die auch die historische Entwicklung bis 1774 
umfasste, als Grundlage.?7® Allerdings lebte und schrieb Pütter in der Zeit des Abso- 
lutismus. Für ihn steht das Privileg als Regelungsmethode an erster Stelle, nicht die 
alten städtischen Ordnungen. Pütter zitiert zwar einen Auszug aus einer Druckerord- 
nung Nürnbergs,”’” hatte aber nicht die Aufgabe, irgendwelche Rechte der Autoren 
zu begründen. Ihm ging es um das Recht der Verleger; das moderne System mancher 
Druckerordnungen floss in seine Untersuchung nicht ein.?7® 

Das von den Verlegern entwickelte System entsprach in weiten Zügen dem geltenden 
Recht im Hinblick auf das Verbreitungs- und Vervielfältigungsrecht. Die Regelun- 
gen haben die in Betracht kommenden Verhältnisse klarer aufgefasst, als die in der 
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts folgenden wissenschaftlichen Arbeiten, indem sie 
Nachdruck als vermögensrechtliches Delikt ansahen und damit in einfacher Weise ein 
angemessenes System boten, das den praktischen Bedürfnissen und Möglichkeiten 
seinerzeit Rechnung getragen hat. 

Die Druckerordnungen zeigen, wie die Nachdrucker sich gegen Vorwürfe des unbe- 
rechtigten Nachdrucks verteidigten, namentlich mit dem Argument, ihre Druckschrift 
weiche vom Original ab: Format, Titel, Autorenname, Bilder, Zusammenfassungen oder 
Erläuterungen seien anders als die der Vorlage. Die aus aktueller Sicht merkwürdige 
Argumentation ist schlüssig, denn wenn die Verleger ein eigenes Recht beanspruchten, 
konnte dieser sich nur auf die Verlegerleistung, nicht aber auf das Werk des Autors, be- 
ziehen.’7? Typische Argumente in Nachdruckprozessen stützten sich auf den Erstdruck, 
ein Privileg, eine vermehrte oder verbesserte Auflage, eine andere Druckeinrichtung, 


78 Vgl. etwa MOHNHAUPT, Rechtsdisziplin Urheberrecht, S. 134. Hartungs Vorschlag aus dem Jahr 1669 


und die Vereinigten Punkte schlummern in der Zeit, in der Pütter schrieb, vermutlich in einem Frankfurter 
Archiv, wo sie Friedrich Kapp um 1880 ausgrub; vgl. Kapp, Ba. ı, S. 689. Hartungs Vorschlag ist dort mit 
folgendem Vermerk archiviert: »Dem ansehen nach ist dieses ein ohnmaßgeblich vorgeschriebene Ordnung, 
so die Commissionen außwurcken uffgesetzt Lect. in Sen.: den 8 Aprilis 1669.« 

°77_ PÜTTER, Büchernachdruck, S. 154. Es soll sich um eine Ordnung von 1633 handeln. Der Wortlaut ist 
nahezu identisch mit der Ziffer Fünftens der Nürnberger Druckerordnung 1673. 

?7® Während Pütters Beitrag aus juristischer Sicht als grandioser Rückschritt zu werten ist - er beschränkt 
sich im wesentlichen auf die Erkenntnis, dass nach gemeinem Recht der Nachdruck erlaubt sei, so 
zutreffend JoLLy, Lehre vom Nachdruck, S. 22, - durchschaute er die wirtschaftlichen Zusammenhänge 
wie seinerzeit kaum ein anderer. 

9 Bereits zwischen 1496 bis 1502 beantragte und erhielt der venezianische Drucker und Verleger 
Aldus Manutius Privilegien für bestimmte Drucktechniken und Schrifttypen (Antiqua- und Kursivschrift, 
letztere wird im Englischen als italics bezeichnet); KosTYLo, Gunpowder to Print, S. 26 £. 
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ein anderes Format, die Wirksamkeit des Privilegs etc.”®° In der entsprechenden Vor- 
schrift der Druckerordnung Frankfurt 1660 hieß es, der Nachdruck sei nicht erlaubt, 
»in keinerly Weiß/ wie solches immer erdacht/ und fürgenommen werden möchte: Als daß 
einer ein ander Format nehmen; ein andern Titul und Nahmen deß Auctoris gebrauchen; 
neue oder andere Summaria machen; Scholia oder anders ab oder darzu thun; Oder 
sonsten Vortheil suchen wolt. Dann dern keins zugelassen/ noch gestattet werden soll.« 
Es wurde zwischen der Leistung des Autors und des Druckers oder Verlegers unter- 
schieden. Die Frage ist, wie die Leistung des Autors im Hinblick auf die Verwertung 
behandelt wurde. 

Das System ging von der ausschließlichen Veröffentlichungsbefugnis des Autors 
aus. Dieser konnte einem Verleger oder Drucker ein Nutzungsrecht zum Druck einer 
Auflage einräumen oder selbst im Wege des Selbstverlags das Werk drucken lassen. 
Stets waren nur der Drucker oder Verleger zur Vervielfältigung berechtigt, der mit 
dem Autor einen entsprechenden Vertrag geschlossen hatte. Im Zweifel umfasste die 
Rechtseinräumung des Autors nur die Befugnis zum Druck einer Auflage, so dass der 
Autor einem anderen Drucker die Befugnis zum Druck einer zweiten, gleichen oder 
veränderten Auflage einräumen konnte. Der Erstdrucker durfte in diesem Fall das Werk 
nicht mehr neu auflegen, sondern nur den Rest der vertraglich vereinbarten Auflage 
verkaufen. Da der Autor durch Einräumung einer weiteren Vervielfältigungsbefugnis 
den Absatz der gedruckten Auflage des Erstverlegers gefährden konnte, waren Vor- 
schriften zu dessen Gunsten im Hinblick auf die Restauflage vorgesehen. Schließlich 
konnte der Autor einem Verleger auch endgültig das Recht übertragen, so dass der 
Verleger auf Dauer das alleinige Druckrecht innehatte. 


4.3.3 Druckerordnung Basels 1531 


Die Druckerordnung Basels vom 28. Oktober 1531 zeigt die Problematik auf. Auf die 
Beschwerden, dass »under den druckern dyser statt Basell von wegen das [h]ie[r] einer 
dem andren sine biecher und werck nochgetruckt hatt, der ander dar durch zu schaden 
gefiert worden«, wurde vom Rat beschlossen, dass kein Drucker der Stadt Basel die 
Bücher und Werke eines anderen Druckers innerhalb von drei Jahren nach dem Erst- 
druck nachdrucken darf. Es ist das früheste urkundlich belegte Nachdruckverbot in 
deutscher Sprache außerhalb der Privilegien. ?* 

Dies war nur eine einfache Bestimmung - verbunden mit einem Verbot des Abwer- 
bens von Arbeitskräften -, die dem Verleger diente.”®” Eine Einbeziehung der Autoren 


289 Vgl. Kapp, Bd. 1, S. 752 oder bspw. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 99-102. 

8! Hırry, Basel 1531, S. 20; GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 9; KapP, Ba. 1, S. 753. Das erste Druckprivileg 
in Deutschland wurde 1501, das erste kaiserliche 1509 erteilt. 

®2 Hırry, Basel 1531, S. 28, der auch das zunfttypische, in allen möglichen Branchen anzutreffende 
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in die Regelung ist nicht ersichtlich. Wie und woher die Verleger ihre Druckvorlagen 
bekamen, war nach dem Wortlaut völlig gleichgültig. 


4.3.4 Nürnberger Druckerordnung 1561 


1561 und 1633°% erließ Nürnberg unter Hinweis darauf, dass »die Buchdrucker und 
Formschneider inn dießer Statt sich bishero unterstanden haben, ihre Formen, Schrifften, 
Büechlein, Gemähl aneinander nachzudrucken, welcheß aber denen, die solliche Büecher, 
Gemähl und Schrifften anfänglich erfunden, gedicht, geschnitten undt mit Verlegung 
deroselben viel Costen darauff verwendet haben, zum großen Schaeden, verderb und 
abbruch ihrer Nahrung geraicht hat«, ebenfalls ein Nachdruckverbot. 

Es wurde beschlossen, dass »nun hinfüro kein Buchdruckher, Formschneider, Buch- 
führer, Verleger oder Jehmandt anders, so Einem Rath verwandt und zugehörig, dem 
andern seine Bücher, gedichte, gemählte, Schrifften und formen, die Er selbsten gedicht 
[...] erfunden, geschnitten, gerissen, oder auff seinen Costen verlegt hat, und die Ihme 
von Eines Edlen Ehrenvesten Rhats darzue verordtneten zu truckhen, außgehen und fail 
haben zu laßen, zugelaßen sein, in einem halben Jahr dem nechsten nach außgehung 
derselben, weder heimlich oder öffentlich nachtruckhen, schneiden oder reißen, oder 
bei anndern auff seinen Costung und Verlegung zuthun verfüegen soll. Dann welcher 
solches überfahren und Einem Edlen Ehrenvesten Rhatt von Jehmandt alß ein verbrecher 
angezeigt würdt, der solle Ihren Herrligkeiten darumb ohne gnadt zu Pueß geben und 
verfallen sein zehen Gullden Rheynisch und darzu die geschnitten oder getruckhten formb 
Exemplar unnd Bücher verfallen haben«. 

Die Ordnung von 1633 wandte sich an die Buchdrucker und Formschneider.”®* Die 
Bestimmung verbietet das Kopieren der »Bücher, gedichte, gemählte, Schrifften und 


Verbot des Abwerbens von Arbeitskräften im Zusammenhang mit dem Nachdruckverbot sieht (wohl 
kaum zutreffend). 

>®3 Zitat nach Kap, Bd. 1, S. 753, der die Ordnung aus dem Dreißigjährigen Krieg wiedergibt. Der 
nahezu gleiche Text findet sich bereits in einem Nachdruckverbot aus der Mitte des 16. Jahrhunderts, 
vgl. KoRB, Geistiges Eigenthum an literarischen Erzeugnissen, S. 87. BAADER, Kunstgeschichte Nürnbergs, 
Beilage V, S. 79, sowie HıLTYy, Basel 1531, S. 25, datieren den Text auf 1550; GRAMLICH, Rechtsordnungen, 
S. 93, 8 (Fn 34), auf 1561. 

284 Der Formschneider stellt diemechanische Druckvorlage für den Holzschnitt her, indem er mit Messer, 
Stechbeitel und kleinem Meißel eine Zeichnung auf einen Holzblock überträgt. Es ist in Europa das älteste 
bekannte Hochdruckverfahren, das bis in die zweite Hälfte des ı8. Jahrhunderts nur Schnitte mit kräftigen 
Linien erlaubte (KRÜGER, Drucktechnik, S. 30). In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann man 
damit, die Zeichnungen in das harte Hirnholz zu übertragen, was eine freiere Linienführung und feine 
Tonabstufungen ermöglichte. Die Formschneider können das Bild oder die Zeichnung selbst entworfen 
oder als Handwerker die Vorlage eines anderen auf den Holzstock übertragen haben. Holzschnitte gibt es 
von zahllosen namenslosen und berühmten Künstlern, von Cranach, Dürer bis Franz Marc und Beckmann 
(MusPpe£r, Holzschnitt in 5 JH, S. 8-10). 
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formen«.?®5 Von der Bestimmung wurden die Autoren, die Formschneider, der Erst- 
drucker, der Verleger und wohl auch der Zeichner, der die Vorlage für den Holzschnitt 
geliefert hat, erfasst. Es sind die, die »Büecher, Gemähl und Schrifften anfänglich erfun- 
den, gedicht, geschnitten undt mit Verlegung deroselben viel Costen darauff verwendet« 
haben. Die Autoren und Formschneider wurden jedenfalls unmittelbar einbezogen 
und hatten das Recht, Übertretungen dem Rat anzuzeigen. Die Frist war ausgesprochen 
kurz, nur ein halbes Jahr nach Veröffentlichung. Allerdings dürfte die Frist angesichts 
der Gepflogenheiten im Messe- und Tauschhandel bereits ausreichend lang gewesen 
sein, um den Absatz der gedruckten ersten Auflage zu sichern. Man kann nicht mehr 
davon sprechen, dass es eine reine Investitionsförderung des Druckers beziehungsweise 
Verlegers war. Sowohl die geistige Leistung, also das Erfinden, Dichten oder Schneiden 
der Form für das Bild, wie auch der finanzielle Aufwand für den Druck wurden genannt. 


4.3.5 Kursächsisches Mandat 1686 


Das kursächsische Mandat vom 27. Februar 1686 regelt den Nachdruck gemeinsam 
mit der Zensur: Bei »dem Buchdruck und Handel [seien] unterschiedliche Mißbräuche« 
aufgetreten, »indem etliche sich unterfangen, des heil. Reichs heilsamen Constitutionen, 
auch Unseren und Unserer in Gott ruhenden Vorfahren öffteren Verordnungen zuwieder, 
allerhand ärgerliche Schrifft [...] zu drucken und zu verkauffen, ingleichen des verbotenen 
eigennüzigen nachdruckens«. Deshalb erging das Verbot, nach dem keiner »ärgerliche 
Schrifften in Druck zu bringen [solle ...] und sich des verbothenen Nachdrucks, zum 
höchsten Schaden derer, welche Bücher von den Authoribus redlicherweise an sich gebracht, 
auch wohl darüber Privilegia erlangt, zu enthalten« habe.”®° 


>85 Der Begriff Gemähl (Gemälde) ist zu dieser Zeit noch nicht eindeutig. Ein Gemählde, ein Famos- 
Libell oder ein Pasquill, sie können alle das gleiche meinen, nämlich eine unzulässige, ehrverletzende 
Schmähschrift. Es muss sich also bei den dort genannten gemählte nicht um Tafelbilder handeln, wie 
sich auch aus den genannten Tätigkeiten nachtruckhen, schneiden oder reißen ergibt; Kapp, Bd. ı, S. 540. 
1769 bezeichnete Goethe seine Liedertexte als kleine Gemählde; vgl. UnsELD, Goethe und seine Verleger, 
S. 30. Laut GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 93, sollen damit Gemälde im heutigen Wortsinne gemeint 
sein. Nicht genannt wurden die Kupferstecher, die wie die Formschneider Druckvorlagen liefern und 
für die Nürnberg berühmt war. Den Bestimmungen über die Erlaubnis zum Druck war gemein, dass die 
Zensurbestimmungen aus eigener Initiative der Obrigkeit erlassen werden, die Nachdruckregelungen 
hingegen auf entsprechende Klagen der Bürger hin. Da zwar die Holzschnitte, nicht aber die Kupfersti- 
che genannt wurden, ist es möglich, dass die Kupferstecher nicht kopiert wurden oder sich nicht mit 
hinreichender Überzeugungskraft über Kopien beschwert hatten. Es war bei den Nachdrucken auch 
üblich, die Titelkupfer oder den Frontspitz ganz wegzulassen oder auszutauschen, da der Kupferstecher 
die Druckform neu herstellen musste. Insofern kann es sein, dass die Kupferstiche nicht so oft kopiert 
wurden, sondern eigenständige Werke verwendet wurden. 

28° Das Mandat ist abgedruckt bei KApp, Ba. 1, S. 755. 
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In diesem Mandat wurde nicht nur der Nachdruck der privilegierten Werke, sondern 
auch der Bücher untersagt, die der Verleger rechtmäßig vom Autor »an sich gebracht 
hat«. Diese, einem kaiserlichen Erlass von 1685°®” nachgebildete Bestimmung stellt 
den redlichen Erwerb vom Autor in den Vordergrund. Es wird damit, so Kapp, »das 
Recht der ausschließlichen Vervielfältigung auf ein vom Autor erworbenes Eigentum 
an dem Geistesprodukt zurückgeführt und somit die Theorie vom geistigen Eigentum 
[...] gewissermaßen inauguriert.«”®® Die Vorschrift sagte aber nichts zur Frage, ob 
überhaupt die Zustimmung des Autors zum Druck erforderlich ist. Insofern kann man 
die Auslegung, es handele sich um einen Investitionsschutz für den Verleger, dessen 
Aufwand für den Erwerb des Manuskript geschützt wird, durchaus vertreten.?®? Wenn 
der Verleger das Druckrecht rechtsgeschäftlich vom Autor erworben hatte, wurde er mit 
einem exklusiven Recht belohnt, sonst nicht. Aber selbst bei dieser Auslegung schuf die 
Regelung einen Anreiz für die Verleger, einen Vertrag mit dem Autor abzuschließen. 


4.3.6 Frankfurter Druckerordnung 1598 


Die Frankfurter Eines Erbarn Raths erneuerte Ordnung und Artickel/ wie es forthin auff 
allen Truckereyen/ in dieser Statt Franckfurt soll gehalten werden von 1598°° ist ein 
Musterexemplar für die Umsetzung der ausgleichende Methode, die das Ziel haben, 
dass »die Drucker in guter Ruhe und Einigkeit beieinander wohnen und ohne eines oder 
des anderen Schaden sich ernähren können«. Ziel war nicht der marktwirtschaftliche 
Wettbewerb, sondern die Gleichheit der Genossen, die alle miteinander ein ausreichen- 
des Auskommen haben sollten.”®' Der Frankfurter Stadtrat legte eine ausgeklügelte 
Bestimmung vor, die einerseits noch im vom Zunftwesen geprägten Gewerbesystem 
steckt, andererseits aber alle Aspekte der in England gildenintern aufgerichteten Ge- 
staltung in sich vereint, insbesondere das ewige Druckrecht des ersten Druckers, der 
das Werk bei der städtischen Kanzlei zur Zensur anmeldet. Bevor ein Buch - sei es 
ein neues Werk oder eine Neuauflage eines bereits erschienenen Werks - gedruckt 


>87 Das kaiserliche Patent vom 25. Oktober 1685 wandte sich gegen den Nachdruck im gesamten Reich 
und untersagte den Nachdruck der vom Kaiser privilegierten oder aber vom Autor erworbenen Bücher. 
Aber diese Regelungen waren »scheinheiliges Gebaren«, denn gehandelt wurde nicht entsprechend den 
Regelungen; Kapp, Ba. 1, S. 719; DIETZ, Frankfurter Handelsgeschichte, S. 62 f. 

288 Kupp, Bd. 1, 8.755 f. 

289 GIESEKE, Geschichtliche Entwicklung, S. 58 £.;; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 37; STEINER, Auto- 
renhonorar, S. 46. 

°°° Alter und neuer Rat der Stadt Frankfurt, Universitätsbibliothek Frankfurt, Flugschrift G. Fr. 931, $. 
4-7. Ausführlich befasst sich insbesondere mit den Frankfurter Druckerordnungen GRAMLICH, Rechtsord- 
nungen. 

9! GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 11-14, legt dar, dass die erste Frankfurter Druckerordnung (1573) in 
erster Linie von den Druckerherren gestaltet wurde und der Disziplinierung der Gesellen diente. An der 
Gestaltung der Ordnung 1598 waren auch die Gesellen beteiligt. 
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werden durfte, musste es der Frankfurter Kanzlei zur Zensur vorgelegt werden, die die 
Druckerlaubnis erteilte oder verweigerte. 

In den Frankfurter Druckerordnungen ist nicht wörtlich vom Verbreitungs- oder 
Nutzungsrecht die Rede, aber angesichts der praktischen Möglichkeiten zur Verbreitung 
eines Textes (mündlich, gedruckt oder als Aufführung) kam keine weitere, wirtschaft- 
lich bedeutende Alternative zur Vervielfältigung in Betracht. Die Regelung war deutlich 
vom Absatzschutz geprägt und ordnete die Autoren als Lieferanten einem bestimmten 
Drucker zu. Dem Erstdrucker gebührte nach Erteilung der Druckerlaubnis das Recht, 
das Werk unter Ausschluss aller anderen zu drucken und zu vertreiben, wobei der 
angekündigte Erstdruck genügte. Kein Drucker sollte die Bücher oder Autoren, die 
ein anderer bisher allein gedruckt hatte oder künftig drucken sollte, nachdrucken, 
weder in einem anderen Format noch mit einem anderen Titel oder Autorennamen; 
Zusammenfassungen waren ebenso verboten. Auch die Veranlassung eines auswärtigen 
Drucks von Büchern, die bereits in Frankfurt gedruckt wurden, war den Frankfurtern 
untersagt. Die Bestimmungen hatten Vorrang vor einem etwaigen Privileg, so dass 
der Erstdrucker, nicht der Inhaber des Privilegs, weiterhin zum Druck berechtigt war. 
Wenn zwei Drucker gleichzeitig das gleiche Werk drucken wollten, erhielt derjenige 
den Vorrang, der das neue Werk zuerst an die Kanzlei zur Zensur geliefert hatte.?2? 

Wenn das Werk nicht innerhalb eines halben Jahres nach Einlieferung bei der Kanzlei 
gedruckt wurde, verfiel das Recht, und ein anderer Drucker konnte es wahrnehmen. ”?? 
Wenn Werke eines Autoren auf der Messe nachgefragt wurden, der bisherige Drucker 
aber seit zwei Jahren keine Neuauflage veranstaltet hatte, konnten andere Drucker 
den Erstdrucker unter Beiziehung glaubhafter Personen als Zeugen fragen, ob sie 
eine Auflage herausbringen könnten. Lehnte der Erstdrucker ab, musste er selbst das 
Werk drucken. Akzeptierte er das Angebot, so hatte der Drucker, der zuerst fragte, 
das Recht zum Druck einer Auflage. Der Erstdrucker durfte erst wieder eine neue 
Auflage veranstalten, wenn die Auflage des Nachdruckers bis auf ungefähr einhundert 
Exemplare verkauft war. 

Wollte ein Autor eine erweiterte oder verbesserte Auflage drucken lassen, durfte der 


°°* Nach der Frankfurter Ordnung 1588 mussten die Drucker ein Verzeichnis mit den für das nächste 


halbe Jahr geplanten Drucken erstellen. GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 92, sieht darin - neben Aspekten 
der Vorzensur - eine Methode, zu verhindern, dass zwei Drucker unbeabsichtigt das gleiche Werk drucken. 
Bei einer Kollision mussten die Drucker sich vergleichen, »damit sy derenthalben allerseits one clag bleiben 
mögen.« 

93 Man kann einige Bestimmungen auch als Regelungen zu Gunsten des Autors auslegen, auch wenn 
dies wohl kaum die Intention war. Wenn das Recht einem Drucker eingeräumt wurde, musste dieser nach 
der Frankfurter Ordnung innerhalb eines halben Jahres mit dem Druck beginnen. Das lag üblicherweise 
im Interesse des Autors, der - nach Druckfreigabe - sein Werk lieber heute als morgen als fertiges Buch 
sehen wollte. Übte der Inhaber das ausschließliche Nutzungsrecht nicht oder nur unzureichend aus, fiel 
es wieder an den Autor zurück. 
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Erstdrucker der vorhergehenden Auflage, kein anderer, ein entsprechendes Angebot 
annehmen. Nur wenn der Erstdrucker den Druck der veränderten Auflage ablehnte, 
durften andere Drucker sich um das Werk bemühen. Waren von der ersten Auflage 
mindestens 100 Exemplare noch nicht verkauft, durfte der neue Drucker jedoch nicht 
mit dem Druck des geänderten Werks beginnen.”?* 

Auch das Ausspannen des Autors - etwa durch das Anbieten eines höheren Honorars 
- war untersagt. Es waren also nicht nur die einzelnen Werke einem Drucker zugeordnet, 
sondern auch die Autoren. Die Autoren hatten nach dieser Ordnung nicht einmal die 
Möglichkeit, für ein neues Werk einen anderen Drucker zu wählen, auch wenn dieser 
bereit gewesen wäre, ein höheres Entgelt zu leisten. Das Verbot richtete sich aber nicht 
an die Autoren, sondern war ein Kontrahierungsverbot für die Drucker. Die Autoren 
werden in der Regelung nicht genannt, da sie nicht Adressat der Druckerordnung waren. 
Aber auch wenn die Autoren in der Regelung praktisch rechtelos erscheinen, ergibt 
sich mittelbar aus der Bestimmung über das Ausspannen, dass deren Zustimmung 
zum Druck von Belang war: Es war für alle Drucker und Verleger bestimmt, »daß 
keiner dem anderen seine Scribenten und auctores abspanne/ zu sich ziehe/ oder ihre 
künfftige monumenta, durch Anbietung eines höhern pretii oder sonstige heimlich oder 
öffentlich dem anderen zu Nachtheil an sich zubringen unterstehe«. Mittelbar ergibt 
sich daraus, dass die Autoren - so es denn um Werke lebender Autoren ging - den 
jeweiligen Druckern das Druckrecht einräumen mussten, denn wie hätte sonst ein 
Drucker den Autor einem anderen Drucker mit dem Angebot höheren Honorars 
ausspannen können? Die Bindung des Autors an einen Drucker machte das Aushandeln 
eines nennenswerten Honorars schwierig, aber nicht unmöglich. Ließ ein Autor sein 
Werk bei einem Drucker im Selbstverlag drucken, galt mittelbar über den von ihm 
beauftragten Drucker ein Nachdruckverbot. 

Hatte ein Autor einem anderen Drucker als dem Erstdrucker sein neues Werk zum 
Druck zu welchen Bedingungen auch immer überlassen, besaß offenbar der Drucker, 
der die vertragliche Vereinbarung mit dem Autor getroffen hatte, das alleinige Druck- 
recht. Der Erstdrucker der bisherigen Werke des Autors hatte keine Befugnis zum 
Druck des neuen Werks. Er konnte dem anderen Drucker einen Verstoß gegen die 
Druckerordnung vorwerfen. Aber selbst wenn der Verstoß festgestellt wurde, durfte 
der Erstdrucker dann das neue Werk ohne entsprechende Erlaubnis drucken? Offen- 
bar nein, denn das alleinige Druckrecht hatte der, der den Vertrag mit dem Autor 
geschlossen hatte. 

Die Bestimmungen waren vom Nützlichkeitsaspekt geprägt, da der Druck im eige- 


4 Die gleichen Bestimmungen finden sich auch in der Frankfurter Ordnung von 1588, GRAMLICH, 
Rechtsordnungen, S. 91 f. Bei Fritsch (1675, vgl. FROHNE, Ahasver Fritsch, S. 16) sind das offene Fragen: 
Hat der Erstverleger automatisch das Recht auf eine Zweitauflage, darf eine Neuauflage ohne den Autor 
herausgeben und muss er bei einer neuen Auflage erneut dem Autor Honorar bezahlen? 
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nen Territorium und die Verfügbarkeit der nachgefragten Ware - der Druck innerhalb 
eines halben Jahres nach Erlaubnis durch die Zensurbehörde und die Möglichkeit 
des Nachdrucks bei einem vergriffenen Werk - mitentscheidend für das exklusive 
Druckrecht waren. Die Autoren waren nicht Adressaten der Regelung und wurden von 
der Regelung nicht erfasst, sondern durch das Verbot des Ausspannens eher benachtei- 
ligt. Gleichwohl ergab sich aus dem Verbot des Ausspannens mittelbar das Gebot des 
rechtsgeschäftlichen Erwerbs des Druckrechts vom Autor. Es handelte sich um eine 
Regelung, bei der die Investition in den Druck nicht für das Entstehen des Rechts, wohl 
aber für dessen Aufrechterhaltung erforderlich war. Wurde die erste Auflage oder ein 
vergriffenes Werk bei bestehender Nachfrage nicht gedruckt, fiel die Entscheidungs- 
befugnis über die nächste Veröffentlichung wieder an den Autor zurück, der sich für 
einen anderen Drucker entscheiden konnte. Sie zeigt, dass das geistige Eigentum als 
Regelungsgegenstand in Deutschland bereits im 16. Jahrhundert vollständig bekannt 
war, jedoch nicht mit dem Autor an erster Stelle. Gleichwohl blieb der Autor nicht 
völlig außen vor. Der Kern der Bestimmungen aus der Frankfurter Ordnung 1598 sieht 
insoweit vor: 


1. kein Recht eines Druckers zum Druck eines Werks ohne erteilte Befugnis des 
Autors; 


2. dem korrespondierend das inzident anerkannte Recht des Autors, einem Drucker 
die Befugnis zum Druck zu erteilen; 


3. kein Recht der anderen Drucker, das Werk zu drucken; 


4. nach Erteilung der öffentlich-rechtlichen Gestattung durch die Zensur das allei- 
nige Recht des vom Autor berechtigten Druckers zum Druck und Vertrieb des 
Werks. 


4.3.7 Nürnberger Druckerordnung 1673 


Die Regelung mit dem barocken Titel Eines Wol-Edlen/ Gestrengen und Hochweisen 
Raths des Heil. Reichs Stadt Nürnberg Erneuerte Ordnung und Artickel/ Wie es fürterhin 
auf denen Buchdruckereyen und mit Verlegung der Bücher dieser Stadt gehalten werden 
solle?®5 richtete sich an alle Nürnberger Drucker und Verleger.” Sie glich in vielem 


95 Nürnberger Druckerordnung 1673, gedruckt bei Michael Endter, Stadtarchiv Nürnberg A6 Nr. 1119. 
Vgl. den Auszug ab Seite 463 (Anhang). Kurzer Auszug bei KApp, Bd. 1, $. 754. 

?9° Der Gegenstand wurde im Vergleich zur Nürnberger Bestimmung von 1633 unschärfer und allgemei- 
ner mit Materien umschrieben. Wie es mit dem Teilabdruck, den Zusammenfassungen oder den Bildern 
stand, blieb unklar, da der Begriff Materien nicht genauer bestimmt wurde. Aus dem zeitgenössischen 
Gebrauch des Begriffs Materien im Buchhandel ist keine Konkretisierung möglich. In dem Vorschlag 
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der Frankfurter Ordnung, gewährte aber dem Autor mehr Freiheiten. Dass nur der 
Nachdruck verboten war, ergibt sich schlicht aus der Tatsache, dass der Nachdrucker 
eine Vorlage braucht. Die bekam er entweder vom Autor als Manuskript oder eben in 
Form eines bereits erschienenen Vordrucks, den er (rechtswidrig) nachdruckt. Ent- 
scheidend ist bei der Nürnberger Druckerordnung 1673 Siebendens, die auszugsweise 
(die kursiven Stellen sind im Original nicht in Fraktur abgedruckt) lautete: 


Im Fall Siebendens aber der erste Drucker/ das Buch/ auf begehren des Autoris, 
nicht wider auflegen/ und ein anderer Buchdrucker sich hierzu erbietig machen 
wolte/ solte es ihme zwar zudrucken zugelassen seyn/ doch soll er sich mit dem 
ersten Drucker/ der noch übrig habenden Exemplarien halben/ billichen Dingen 
nach/ vergleichen [...] 


Wie nach der Frankfurter Druckerordnung hatte der »erste Drucker«, das war derjenige, 
der zuerst einen Vertrag mit dem Autor geschlossen hatte, den Vorrang vor einem 
Privilegierten, jedoch war der tatsächliche Druck nicht mehr erforderlich. (Allerdings: 
Welchen anderen Grund als den Druck und Verkauf des Werks sollte ein Drucker 
haben, das Vervielfältigungsrecht vom Autor zu erwerben?) Im Gegensatz zur Frank- 
furter Ordnung 1598 war der Autor nicht einem bestimmten Drucker zugeordnet. Die 
rechtmäßige Nutzungsmöglichkeit leitete sich zwingend vom Autor ab, der in der 
Regel nur das Vervielfältigungsrecht für eine Auflage an seinen Verleger übertrug. 
Der Autor konnte sowohl bei neuen Werken wie bei Neuauflagen sich für einen ande- 
ren Drucker entscheiden, ohne dass dieser an der Annahme des Angebots durch die 
Druckerordnung gehindert war. Das exklusive Nutzungsrecht lag beim Autor. 


4.3.8 Vereinigte Punkte 1669 


Auch in den bereits erwähnten Vereinigten Punkten wurde das Recht am Werk wie 
geistiges Eigentum konstruiert. Man regelte beispielsweise bereits vor über drei Jahr- 
hunderten die Problematik der verwaisten Werke, was eindeutige Rückschlüsse auf das 


Hartungs 1669 wurde der Begriff Materien für die gedruckten Bogen verwandt und ausgeführt, dass die 
Buchbinder schuldig sein sollen, »die rohen Materien von den Buchhändlern und Buchtruckern zu kauffen 
und selber zu binden.« Vgl. Kapp, Bd. ı,S. 689. In den Anordnungen des Kaisers an die Frankfurter 
Bücherkommission vom 4. März 1662 wurde der Begriff allgemein für Bücher verwendet. Dort findet 
sich eines der vielen Verbote des Drucks und Verkaufs aller »Famosschriften, Pasquille, Scartequen und in 
Religions- und politischen Regimentssachen zu großer Ärgernuß gereichenden Materien«; Kapp, Ba. 1, S. 671. 
Auch in der Druckerordnung gab sich eine vergleichbare Aufzählung, wenn von gemeinen Materien wie 
Evangelien, Psalter oder Catechismus die Rede war. Während hier das körperliche Buch im Vordergrund 
stand, entfiel das gegenständliche Moment in einer Denkschrift der Buchhändler vom 8. April 1662 
vollständig und wurde auch für ungedruckte Werke verwendet: »Es liegt deßhalb am Tage, daß unser 
Keiner dergleichen Materien zum Druck befördern und zu verlegen oder, falls solches bereits geschehen, im 
offenen Kauf feil zu halten sich unterstehen dürfte«; vgl. KapP, Bd. ı. 


4.3 Wertloses Recht? 211 


Verständnis vom Recht erlaubt. Für den Nachdruck unterschieden die Punkte zwischen 
den alten und den neuen Büchern.” Der Nachdruck alter Bücher war nur erlaubt, 
wenn man vom vorherigen Eigentümer das Recht erworben hatte. Der Buchhändler 
hatte für einen erlaubten Druck nachzuweisen, dass das Recht »Ihme von den rechten 
Eygenthumbs Herren solches zu verlegen, seye cedirt worden.« Nur wenn »ein Buch in 
10 biß 20 Jahren gemangelt, die rechtmäßigen Erben nicht zur Hand oder bekant, und 
jemand solches Buch wieder zu trucken und aufzulegen vorhabens, mag es wohl mit dieser 
condition geschehen, daß, woferne das Buch verfertiget, und die rechtmäßige Erben sich 
alsdann angeben solten, soll der Verleger schuldig seyn, denselben einen billigen recom- 
pens davor zu thun, oder Ihnen solches gegen erstattung seiner angewendeten Außlagen 
und Unkosten nebens einem Recompens vor seine gehabte mühe und aufgelegte gelder 
zu überlaßen.« Mit dieser Bestimmung wurden die bereits veröffentlichten Werke toter 
Autoren vollständig einem Buchhändler zugeordnet. 

Der Nachdruck eines solchen Werks sollte nur erlaubt sein, wenn aus bestimmten 
Umständen auf Herrenlosigkeit geschlossen werden durfte. Erwies es sich dann doch 
nicht als verwaist (herrenlos), war bei erfolgtem Druck ein dem Bereicherungsrecht 
ähnelnder Ausgleich zu bezahlen. Wer Eigentümer sein sollte, ergibt sich aus dem 
Zweck der Bestimmung, »[d]amit aber auch kein Buchführer künfftiger Zeit dem andern 
mit dem schändlichen Nachtrucken ferneren Schaden zufüge«. Es waren die Buchhändler. 
Für die »alten Bücher« war also eine Art Verlagseigentum zu Gunsten des Inhabers 
des »rechten Eygenthumbs« vorgesehen. Wo dieses Recht seine Grundlage fand, blieb 
allerdings im Dunkeln. 

Bei neuen Büchern sollte hingegen den Buchhändlern nicht erlaubt sein, ein be- 
stimmtes Werk dem Autor abzuhandeln, sofern der Autor bereits mit einem anderen 
Verleger einen Vertrag über das Werk geschlossen hatte. Es war verboten, »von dem 
Authore, ist er noch am Leben, [ein Buch] abzuhandeln, soferne denen Ersten Verlegern 
solches versprochen, sondern alle Contracte, so die Ersten Verleger mit denen Authoribus, 
wegen aufflegung derer Bücher, gemachet und geschlossen, sollen allerseits unverbrüchlich 
gehalten werden, und niemand befugt sein, denselben zuwieder sich einzumischen oder 
solche wercke auff art und weiß, wie auch außgesonnen werden mögten, an sich zu brin- 
gen.« Wenn der Verleger ein Manuskript eigen- und erbtümlich zum Druck erworben 
hatte,?9® so sollte nur noch dieser zum Druck berechtigt sein. Das Abhandeln vom Autor 
sollte beim lebenden Autor offensichtlich Voraussetzung für die Druckberechtigung 
sein. Andere Vertragsgestaltungen waren aber möglich. 


°77 Zum Text, vgl. Anhang ab S. 464. Die Buchhändler begehrten auch ein Verbot des Nachdrucks im 
Ausland der vom Kaiser privilegierten Bücher. Sie wollten sich, wenn der ausländische Nachdrucker den 
Boden des Römischen Reichs betreten sollte, an seiner Person und seinem Gut schadlos halten dürfen. 

298 So die typische Formulierung in den Verträgen; GIESEKE, Privileg, 97; STEINER, Autorenhonorar, 
S. 62-66; BAPPERT, Wege, S. 227 f. 
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Bei den »neuen Büchern« hatten die lebenden Autoren die Veröffentlichungsbefugnis. 
Die Grundzüge eines geistigen Eigentums waren vollständig ausgebildet, das spätestens 
durch den Vertrag zwischen dem Autor und dem Verleger entstehen musste. Der Druck 
musste Cum Consensu Authoris erfolgen. Die ausschließliche Berechtigung zum Druck 
wurde aus dem Vertrag, gelegentlich verkürzt als bloßer Autorenkonsens, abgeleitet.”?? 
Das Recht erstreckte sich auf das geistige Werk und war losgelöst sowohl von einer 
hoheitlichen Einräumung wie auch dem körperlichen Manuskript. Autoren hatten ein 
Verwertungsrecht, das (wie heute je nach Kontrakt mit dem Verleger) unterschiedliche 
Methoden der Honorierungen zuließ. 


4.3.9 Kontrollrecht des Autors 


Die Druckerordnungen wurden nicht von gelehrten Juristen, sondern nach pragmati- 
schen Gesichtspunkten, entsprechend den Bedürfnissen und Vorstellungen des Buch- 
handels, ausgearbeitet. Die Formulierungen orientierten sich an der Sicht der Verleger 
und Drucker, an die sie auch gerichtet waren. Es waren keine allgemeingültigen zivil- 
rechtlichen Regelungen. Sicherlich gab es offene Fragen, die sich durch die Anknüpfung 
an den Vervielfältiger ergaben, etwa wer welche Rechte wann geltend machen konnte. 
So fehlte zumeist eine ausdrückliche Bestimmung zu den klassischen Werken und 
zur Rechtsnachfolge bei Tod eines Autors (die aber möglicherweise aus anderen Rege- 
lungen abzuleiten waren). Die Natur des Autorenrechts und die gesamte juristische 
Grundlage war nicht eindeutig definiert. Bedeutsam war für die Verleger das Ergebnis, 
ihr ausschließliches Kopierrecht, in das sich andere nicht einmischen sollten und das 
der Staat garantieren sollte. Das Vervielfältigungsrecht wurde nach den Vereinigten 
Punkten vom Vertrag beherrscht - mit der Folge, dass der Autor über Veröffentlichung 
und Vervielfältigung entscheiden konnte. Verträge zwischen Autoren und Druckern 
oder Verlegern waren genauso verbindlich wie jeder andere Vertrag (und damit eine 
Frage der allgemeinen Möglichkeiten, vertragliche Rechte durchzusetzen). Ein Verbot 


99 POHLMANN, Frühgeschichte, S. 155-168; Bosse, Autorschaft, S. 29-34 m w. Nachw. BAPPERT, Wege, 
S. 164, reduziert den Autorenkonsens auf eine Zustimmung zum Druck und zur Vervielfältigung, der 
kein beide Seiten bindender Verlagsvertrag zwischen Autor und Verleger sei. Das stimmt mit dem 
Begriff Konsens natürlich überein, aber die entscheidende Frage ist, ob ohne die Zustimmung gedruckt 
werden durfte. Bapperts Meinung, es sei kein Vertrag möglich gewesen, ist angesichts dieser Umstände 
zweifelhaft. Sie wird mit der Unerfahrenheit der Autoren in wirtschaftlichen Fragen begründet; vgl. 
ders., GRUR 1961, 441 f. Die Meinung von POHLMANN, Frühgeschichte, S. 157, in der in den Privilegien 
wiederkehrenden Formulierung, dass der Nachdruck nicht ohne Wissen und Willen erfolgen dürfe, käme 
»die äußere Anerkennung und der formelle Schutz dieses ursprünglich kraft Werkschöpfung erwachsenen 
Ausschließlichkeitsrechts des Autors zur Veröffentlichung seiner Werke zum Ausdruck«, ist aber ebenso 
problematisch. 
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des Nachdrucks, das - wie die Privilegien - strafbewehrt war, hätte zusätzlich noch ein 
zügiges Einschreiten der Behörden möglich gemacht.?°° 

In der Nürnberger Druckerordnung 1673 war zwar nur vom Nachdruck die Rede, 
aber wie kommt es zu dem Vordruck? Durfte ein Drucker gegen den Willen des Autors 
ein Buch drucken? Die Frage ist zu verneinen. Der Drucker musste in den physischen 
Besitz der Druckvorlage kommen. Während beim Nachdruck ein bereits erschienenes 
Exemplar neu gesetzt und gedruckt wurde, musste für die Erstveröffentlichung der 
Autor das Manuskript aus der Hand geben; dies geschah unter vertraglichen Bedingun- 
gen. Auch bei den Privilegien war es seit dem Ende des 16. Jahrhunderts üblich, dass 
eine Voraussetzung für die Erteilung die Zustimmung des Autors war.?”' Dass diese 
Praxis und der dahinterstehende Gedanke für diese Ordnungen nicht mehr gelten 
sollte, ist unwahrscheinlich. Nach Ziffer Siebendens der Druckerordnung verlor der 
Drucker »auf begehren des Autoris« sein Recht, das Buch erneut aufzulegen. Er durfte 
nur noch die nicht verkauften Reste einer Auflage absetzen. Wenn aber der Autor ein 
einmal bestehendes Druckrecht entziehen konnte, so ist es selbstverständlich, dass 
er das entsprechende Druckrecht zuvor eingeräumt haben musste, der Autor also die 
Veröffentlichungsbefugnis hatte. Die Annahme, der »erste Drucker« erwerbe das Recht 
zum Druck ohne Zustimmung des Autors durch den bloßen Erstdruck, ist nicht schlüs- 
sig, wenn es ihm auf eine bloße Sinnesänderung des Autors hin für die nächste Auflage 
entzogen werden konnte. Insoweit muss man die abweichende Frankfurter Regelung 
als Alternative zur Nürnberger Ordnung betrachten. Während in Frankfurt das Aus- 
spannen »durch Anbietung eines höhern pretii oder sonstige« dem Drucker ausdrücklich 
untersagt war, gab die Nürnberger Ordnung dem Autor die Macht und Möglichkeit, mit 
jeder neuen Auflage erneut Honorar zu verlangen.?°* Nach der Nürnberger Ordnung 
konnte der Autor eines nachgefragten Werks also den Erstdrucker unter Hinweis auf 
ein höheres Angebot des Kollegen in Zugzwang setzen. Die Bestimmung erlaubte den 
Wettbewerb unter den Druckern, sich um Neuauflagen der gut absetzbaren Werke 
zu bemühen. Dies war die beste Voraussetzung für einen Autor, ein möglichst hohes 
Honorar zu erzielen.? 


3°° Die Problematik zeigt sich bei der Zuschussregelung. Der erste Vorschlag Hartungs sah nur ein 


Verbot des Zuschusses vor. Das war den Buchhändlern nicht genug. Sie ergänzten die Bestimmung durch 
eine Strafe. Vgl. zum Wortlaut der geänderten Fassung KAPP, Bd. 1, S. 701-704. 

3° POHLMANN, Frühgeschichte, S. 156; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 27 
Über 100 Jahre später, 1795, entschied das sächsische Oberappellationsgericht im bekannten Rechts- 
streit zwischen Göschen und der Weidemannschen Buchhandlung über die Gesamtausgabe der Werke 
Wielands in eben diesem Sinn: Das Verlagsrecht erstrecke sich, soweit nichts anderes ausbedungen wurde, 
nur auf die erste Ausgabe eines Werkes. Göschen durfte demnach die Gesamtausgabe veröffentlichen, 
obwohl die Werke zuvor in Einzelausgaben bei Weidemann erschienen waren; VOGEL, Urheberrechtsge- 
schichte, Sp. 101 f. 

3% Das Neuauflagenhonorar wurde in der Praxis erst ab 1780 üblich. Die Verleger und Autoren ent- 
wickelten unabhängig von einem allgemein geltenden Urheberrecht Institutionen, die sich schon dem 
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1569 berichtete der Frankfurter Stadtrat Kaiser Maximilian IL, dass »viele Typographi 
sub Privilegio Caesareo« druckten, welches die Autoren erhielten, »damit sie repetitas 
editiones sub tali privilegio, welchem Drucker sie wollten, libere zustellen möchten.«°* 
Die Autoren nutzten also die ihnen erteilten Privilegien, um bei neuen Auflagen einen 
neuen Drucker wählen zu können.?° Ab der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts waren 
ausdrückliche Vereinbarungen über den Vorbehalt der Honorierung neuer Auflagen 
anzutreffen. 1675 brachte Fritsch die Ansicht zum Ausdruck, dass der Buchhändler 
neue Auflagen nur mit Wissen und Willen des Autors veranstalten dürfe, es sei denn, 
er hätte das Recht »erblich erhandelt«. Dies habe den allgemeinen Gepflogenheiten des 
billigdenkenden Buchhandels entsprochen. Neue Auflagen wurden ebenso honoriert 
wie Zusätze und Ergänzungen.3° Das geistige Eigentum verblieb beim Autor, während 
der Verleger nur ein Nutzungsrecht erwarb, es sei denn, es wurde die Abtretung aller 
Rechte vereinbart. 

Demnach konnte der Autor mit einem Drucker, wenn er im Selbstverlag das Buch 
herausbringen wollte oder wenn der Buchdrucker zugleich den Verkauf des Buchs 
übernehmen sollte, Vereinbarungen über die Höhe der Auflage und das Entgelt treffen. 
Der Nachdruck des Werks und der Handel mit Nachdrucken war verboten; zulässig 
war nur der Druck und Handel, wenn er auf eine Berechtigung des Autors zurückging. 
Hierfür war eine Definition der Rechte, eine Abgrenzung des Mein und Dein, eine 
Unterscheidung zwischen dem Berechtigten und dem Unberechtigten erforderlich, 
und das entsprechende Kontrollrecht hatte der lebende Autor. 

Die Regelungen sprachen damit eine existierende Praxis an, die auch in einem Ak- 
tenstück Erwähnung fand, das in der gleichen Ratssitzung angesprochen wurde, in der 
Hartungs Vorschlag vorgetragen wurde, nämlich der Hinweis, man müsse »Auctores 
vermercken, daß man ein ander, wegen wider aufflegung der Zweiten dritten und mehrer 
Edition des abgangenen Buchs nicht versteigern dörfte, dann durch solche versteigerung 
die Bücher unmüglich wohlfail können gestellet oder verkaufft werden, sonderlich, da man 


Absatzhonorar näherten. Das Ergebnis setzte sich unabhängig von der Frage durch, ob das Nachdruck- 
verbot unmittelbar dem Autor als Recht zugeordnet ist oder erst beim Verleger entsteht. Voraussetzung 
hierfür war die Nachfrage des Verlegers nach dem Werk und die daraus resultierende Verhandlungsmacht 
des Autors. 

3°4 Kupp, Bd. 1, S. 612. 

35 Vgl. auch die Vergabepraxis Orlando di Lassos bei POHLMAnn, Frühgeschichte, S. 161-168, und die 
Entscheidung des Nürnberger Rats 1582, nach der der Nürnbergerin Katharina Gerlachin der Druck eines 
Werks Lassos trotz älteren kaiserlichen Generalprivilegs zu Gunsten des Münchner Druckers Adam Berg 
nicht untersagt wurde, weil »sie die gesang mit wissen und gutem willen deß Orlandi gedruckt« habe. Die 
Autorenprivilegien waren unter den Privilegien keineswegs so selten, wie der in der rechtshistorischen 
Literatur verbreitete Eindruck glauben macht; vgl. KoppiTz, Druckprivilegien, S. 354 £.. 

306 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, $. 484. Die Fundstelle bei Goldfriedrich nennt das falsche Kapitel (richtig ist 
cap. VI. $ 4). 1667 begründete auch der Verleger Wilde das Ausschließlichkeitsrecht des Verlegers mit der 
Zustimmung des Autors und dem Manuskripterwerb, vgl. STEINER, Autorenhonorar, S. 47. 
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Bogenweiß vielen Auctoribus die Arbeit allzuhoch und unerträglich bezahlen muß.«?” 
Diese Äußerung stammt aus dem Kreis der Buchhändler, die das Kontrollrecht des 
Autors kritisierten, da sie das Druckrecht für Neuauflagen teuer - gegen Höchstgebot 
- erwerben mussten. Sie brachten darin nicht die Meinung zum Ausdruck, mit dem 
Manuskript hätten sie ein ewiges Verlagseigentum erworben. Das Vervielfältigungs- 
recht war ein eigenständiges, dem Autor zustehendes Recht, über das sachenrechtlich 
verfügt wurde, wenn der Verleger es »eigen- und erbthümlich« erwarb. Ansonsten blieb 
das Recht dem Autor erhalten; er konnte den Druck einzelner Auflagen gestatten. 


4.3.10 Die zu geringe Nachfrage 


Ein relativ modernes Recht, ein System, das unabhängig von Privilegien auf Privatauto- 
nomie, Verträgen und dem Kontrollrecht des Autors beruhte, war theoretisch vorhan- 
den, jedoch nicht effektiv in die Praxis umgesetzt und nicht in diese umsetzbar. Die 
Druckerordnungen waren nicht wirkungslos, jedoch sinnlos und daraus entspringende 
Rechte wertlos. In Deutschland war der Markt zersplittert. Die Messe war die Handels- 
plattform, über die der überregionale Handel organisiert wurde. Manche Buchhändler 
mussten, wie es in einer Bittschrift vom 16. September 1656 der auf der Frankfurter 
Messe anwesenden Buchhändler heißt, ihre Werke »zu dreißig und mehrmalen, auch 
wohl doppelt verzollen«, bis sie auf der Messe anlangten.?°® Zu den regelmäßigen Mes- 
sebesuchern und damit den großen Buchhändlern, die dort neue Bücher kauften und 
verkauften, gehörten zum Beispiel 1569 mindestens 87 Unternehmen aus 24 Städten, 3°? 
1650 138 Unternehmen aus 52 Verlagsorten und neunzig Jahre später 187 Verlage in 
69 Orten.?'° Die Drucker und Verleger saßen in Städten mit einigen tausend bis zu 
dreißigtausend Einwohnern, die zu unterschiedlichen Territorialhoheiten gehörten. 
Ein wirtschaftlich sinnvolles, exklusives Nutzungsrecht ließ sich in Deutschland 
nicht einrichten. Das lag an den Interessen der Fürsten zur Förderung der eigenen 
Industrie.?"" Der Buchdruck könne gefördert werden, erklärte etwa Friedrich I. in 
seinem politischen Testament 1752, was einen »beachtlicher Vorteil sowohl für den Pa- 


377 Kapp, Bd. 1,8. 691. Diese Äußerung fiel im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung über die 
Büchertaxe in Frankfurt. In der gleichen Zeit, 1667, im Zusammenhang mit der kursächsischen Büchertaxe, 
legten die Buchhändler ein Gutachten vor, in dem sie auf die von ihnen zu zahlenden Honorare zu sprechen 
kamen und erklärten, dass die Autorenforderungen ständig stiegen und der Bogen bereits einen Dukaten 
koste und überdies noch Freiexemplare hinzu kämen; vgl. KRIEG, Materialien, S. 83. 

308 Kapp, Bd. 1,8. 679, wobei der Buchhandel aber in der Regel vom Zoll befreit war. GOLDFRIEDRICH, 
Bd. 2, S. 92; WITTMANN, Buchhandel, S. 86. 

»%% Kapp, Bd. 1, S. 772-774. Diese Liste ist vermutlich nicht vollständig; a. a. O., S. 478. 

3° WITTMANN, Buchhandel, S. 86; KRIEG, Materialien, S. 69. 

VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 38. Die Inhaltskontrolle war in Sachsen zu dieser Zeit kaum 
existent. In Wien (oder, aufgrund des Vormarsches des Osmanischen Reichs, Prag) wurden die Schriften 
bei der Privilegienerteilung inhaltlich nicht überprüft. 
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pierkonsum wie für einen Handelszweig wäre, auf den man im Norden noch gar nicht 
gekommen ist, der mittels eines einzelnen Exemplars, das der Buchhändler kauft und 
nachdruckt, alle Bürger davon abhält, ihr Geld ins Ausland zu schicken, weil sie dann ja 
das betreffende Buch hierzulande finden und so alle guten Bücher nur zu Manuskripten 
für unsere Verleger werden. Aber alles das verlangt von seiten der Regierung Vorschüsse, 
was mich gehindert hat, es mit all der Kraft, die ich gerne aufgewendet hätte, voranzutrei- 
ben.«°'” Damit das Geld im Inland bleibt und der Buchdruck gefördert wird, so der 
simple Gedanke des Preußenkönigs, könnte man die Bücher aus den anderen Staaten 
in Preußen nachdrucken. Staaten konnten durch den Nachdruck den als schädlich 
eingestuften Import aus anderen Ländern verringern und den vorteilhaften Export 
vermehren.’ 

Bei dem Verhalten der Staaten kann man davon ausgehen, dass sie sich von den 
am Beispiel der Piraten dargestellten Prinzipien leiten ließen. Das bedeutet, dass sie 
keine Achtung vor dem (wie auch immer definierten) Eigentum fremder Untertanen 
oder Staaten hatten, sondern nach den Nützlichkeitsgesichtspunkten der Staatsräson 
entschieden, ob sie den Händlern Geleitschutz und Handelserleichterungen anboten 
oder sich über das Prisengeld oder Steuern am Erfolg der Piraten oder Nachdrucker 
beteiligten. Fremdes Gut war nicht per se als Eigentum geschützt, sondern wurde den 
eigenen Untertanen als legitime Beute, so sie es sich denn aneignen konnten, angebo- 
ten. Dies war zumeist keine moralische Frage, sondern angesichts der Eroberungslust 
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FRIEDRICH I., Pol. Testament 1752, S. 173. 

3 Wirtschaftsfreundlich ist kein Gesetz, das den eigenen Druckern und Verlegern den Handel mit den 
umsatzstarken Werken untersagt, sondern die inländische Nachfrage an ausländische Hersteller verweist. 
Dadurch werden die Unternehmer ins Ausland vertrieben, so wie die irischen Drucker nach Inkrafttreten 
des für sie nachteiligen Nachdruckverbots in die Vereinigten Staaten auswanderten. Bei SMITH, Wealth of 
Nations, S. 848 £., finden sich die Grundlagen, wenn er die Frage, ob Grundbesitz, Kapital oder der Gewinn 
besteuert werden sollen, erörtert, und dabei die bis heute bestehende Problematik, dass Kapital mobil 
ist und ungünstigen Standortbedingungen ausweicht, anspricht. Da mit dem Kapital das Land kultiviert 
werde und Arbeitsplätze geschaffen werden, sei die hohe Besteuerung des Kapitals nachteilig, denn es 
würde in andere Länder auswandern: »Secondly, land is a subject which cannot be removed; whereas stock 
easily may. The proprietor of land is necessarily a citizen of the particular country in which his estate lies. 
The proprietor of stock is properly a citizen of the world, and is not necessarily attached to any particular 
country. He would be apt to abandon the country in which he was exposed to a vexatious inquisition, in 
order to be assessed to a burdensome tax, and would remove his stock to some other country where he could 
either carry on his business, or enjoy his fortune more at his ease. By removing his stock he would put an 
end to all the industry which it had maintained in the country which he left. Stock cultivates land; stock 
employs labour. A tax which tended to drive away stock from any particular country would so far tend to 
dry up every source of revenue both to the sovereign and to the society. Not only the profits of stock, but 
the rent of land and the wages of labour would necessarily be more or less diminished by its removal.« Das 
Argument, wirtschaftsfreundliche Gesetze fördern die Ansiedlung neuer Industrien und verhindern die 
Abwanderung ins Ausland, war geläufig. 
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der Nachbarn oft eine des Überlebens und Gedeihens eines Staates.?'* Mit den geisti- 
gen Werken verhielt es sich ähnlich, nur waren zur Aneignung keine Kanonenschiffe 
erforderlich. Indem der Staat entsprechend der gängigen Praxis nur die inländische 
Produktion schützte, gab er ausländische Werke zugleich dem inländischen Nachdruck 
preis. Das Sacheigentum konnte und wurde nach dem Recht des Ortes, an dem sich 
die Sache befand, beurteilt. Rein geistige Werke haben keinen Ort, sondern befinden 
sich ständig auf hoher See, wo wie bei den Piraten und Freibeutern das Recht aller 
Herren Länder gilt, konkret dasjenige, dem sich begegnende Schiffe unterordnen.?”> 
Die den Nachdruck verbietenden Rechte müssen als Beschränkung der Freiheit in den 
verschiedenen Rechtsordnungen gleichzeitig gelten. 

Allerdings ist dies nur die eine, die vordergründige Seite der Problemlage, denn 
entscheidend ist ein Zusammenspiel der besonderen Produktionsbedingungen, der Ska- 
leneffekt, die Größe des Absatzgebietes (die Nachfrage) und die Gesetzgebungshoheit 
im Heiligen Römischen Reich. Eine gewisse Parallele zur deutschen Situation gab es 
im britischen, irischen und US-amerikanischen Verhältnis. In diesem internationalen 
Verhältnis stimmten das Absatzgebiet für englischsprachige Bücher und die Reichweite 
der nationalen Regelungshoheit nicht überein. Aufgrund der Überschaubarkeit mit 
nur drei Staaten traten die Zusammenhänge deutlicher hervor als in Deutschland. In 
England konzentrierte sich das Druckhandwerk und der Buchhandel auch mit den 
Provinzen in der Anfangszeit des Buchdrucks auf die Hauptstadt. Handwerk, lokaler, 
regionaler und Fernhandel, alles fand an einem Ort statt, so dass eine Regelung der 
Gilde zugleich sämtliche Händler erfassen konnte. Dementsprechend konnte zuerst 
die Londoner Gilde, später der Staat, den Absatzmarkt einheitlich regeln und aufteilen. 
In den Vereinigten Staaten wurde mit dem Gesetz von 1790 das Copyright nur den 
einheimischen Autoren (bei Einhaltung der Registervorschriften) gewährt, während 
ausländische nachgedruckt werden konnten. Die Vereinigten Staaten hatten zu dieser 
Zeit noch wenig Autoren, die in Europa gelesen wurden. 

Großbritannien wollte mit den Vereinigten Staaten - wie zuvor schon mit Frank- 


#4 Die Kabinettskriege der absolutistischen Zeit wurden nicht mit der Grausamkeit und Zerstörungs- 
wut der Religionskriege geführt. Sehr instruktiv wiederum Friedrich der Große in seinem politischen 
Testament 1752. Die Finanzen des Staates »drehen sich ganz um die Ersparnisse, die uns zur Kriegsführung 
dienen, und dabei haben wir keine anderen Hilfsquellen als die, die in einer klugen Verwaltung liegen.« Von 
Friedrich II. wird dargestellt, von welchen Feinden das Land umgeben ist, aber genauso, welche Provinzen 
am besten zu Preußen passten (Sachsen, Polnisch-Preußen und Schwedisch-Pommern) und mit welchen 
Mitteln man sie am besten erwerben - d. i. militärisch erobern - kann; FRIEDRICH I., Pol. Testament 1752, 
S. 209-218. 

5 Die Gefahr für die Handelsware außerhalb des Staatsterritoriums hat sich heute in den Begriffen 
für rechtswidriges Kopieren niedergeschlagen, wenn im Englischen von pirates, im Deutschen von 
Raubkopierern und im Französischen von piratage die Rede ist, denn es waren in der Regel die Fremden, 
die Angehörigen eines anderen Staates oder Gemeinwesens, die Nachdrucke herstellten und bei Freihandel 
exportierten oder in ein abgeschlossenes Territorium schmuggelten. 
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reich oder Preußen - einen bilateralen Vertrag über Rechte von Autoren schließen, die 
dem anderen Staaten angehörten (exterritoriale Autoren). In den Jahren 1843 bis 1886 
wurden insgesamt elf Abkommen entworfen. 1853 wurde ein entsprechender völker- 
rechtlicher Vertrag unterzeichnet, der Autoren und Verlegern aus dem anderen Staat 
die gleichen Rechte einräumt wie den inländischen. 1854 übersandte der US-Präsident 
den Vertrag zur Ratifizierung an den Senat. Dieser lehnte den Vertrag jedoch aufgrund 
des außergewöhnlich starken Widerstands der amerikanischen Verleger und Drucker 
ab, da sie mit dem Nachdruck der britischen (und anderen) Autoren gut verdienten.3'° 
Amerikanische Autoren wurden in Großbritannien zwar auch nachgedruckt, jedoch 
in deutlich geringerem Ausmaß. Auch dieser internationale Vertrag versandete wie die 
anderen Anläufe. Zahlreiche Versuche nach dem Sezessionskrieg, Petition auf Petition, 
Besuche der populären Autoren Dickens?” und Trollope etc., blieben erfolglos, da 
der Nachdruck in den Vereinigten Staaten lukrativ war. Die britischen Autoren und 
Verleger praktizierten den Kunstgriff, einen amerikanischen Staatsbürger, einen soge- 
nannten collaborator in writing or editing, dieser schrieb beispielsweise ein Vorwort, als 
alleinigen Autor zu benennen, um so zumindest einen, wenn auch nicht unbedingt si- 
cheren Schutz in den Vereinigten Staaten zu erlangen.?'® Der Nachdruck ausländischer 
Schriften war nicht nur erlaubt, sondern wurde ergänzend durch hohe Schutzzölle auf 
importierte Bücher befördert.?'? 

1891 wurde in den Vereinigten Staaten dann exterritorialen Autoren ein inländisches 
Ausschließlichkeitsrecht gewährt, wobei die Ausgestaltung angesichts der Nürnberger 
Druckerordnung grotesk anmutet. Die britischen Autoren waren allerdings enttäuscht, 
weil das Recht finanziell keine nennenswerte Änderung hatte (und die amerikanischen 
Autoren waren enttäuscht, weil das Ende des billigen Nachdrucks ausländischer Werke 
auch ihnen keine nennenswerte Vorteile verschaffte). Der nach dem Senator Jonathan 
Chace aus Rhode Island benannte Chace Act bestimmte unter anderem, dass die Bücher 
in den Vereinigten Staaten hergestellt sein mussten, um das amerikanische Copyright 
zu erlangen (manufacturing clause). Die Bestimmung wurde 1947 in den Copyright Act 
1909 übernommen und sah dort als $ 16 als Voraussetzung für Rechte ausländischer 
Autoren an Werken in englischer Sprache neben dem zeitgleichen Erscheinen in den 
Vereinigten Staaten vor, dass die Herstellung der Druckvorlagen wie auch der Druck 
und die Bindung in den Vereinigten Staaten erfolgen musste. 


3° Auch in Großbritannien wandten sich die Drucker gegen eine Verlängerung des Urheberrechts 


(1842); Parliamentary Debates on the Copyright Act, 6. April 1842, Hansard, 3rd Ser., Vol. 61, Sp. 1363, 
sowie ALEXANDER, Public Interest, S. 94 f. 

37 KRIEG, Materialien, S. 150. 

318 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 166-168. 

39 STEIGER, Nachdruck in Nordamerika, S. 4-6. Die Höhe des Zolls variierte und betrug 1866 25 %. 
Zuvor gab es beispielsweise eine Regelung mit einem Zoll in Höhe von acht Prozent. Gab es jedoch einen 
inländischen Nachdruck, wurde der Einfuhrzoll verdoppelt. 
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Der Druck und Vertrieb von Werken ausländischer Autoren war praktisch nur dann 
verboten, wenn eine Kollision mit einem im amerikanischen Hoheitsgebiet herge- 
stellten Druck im Raum stand. Die manufacturing clause hatte in der Praxis keine 
entscheidend andere Wirkung als die Nürnberger Druckerordnung, auch wenn in 
den Vereinigten Staaten das Recht des Autors ausdrücklich hervorgehoben wurde. 
Ohne die weitere Voraussetzung für ausländische Autoren (zeitgleiches Erscheinen in 
den Vereinigten Staaten) könnte die Regelung auch lauten, dass der Erstdrucker das 
alleinige Vervielfältigungsrecht hat, das vom ausländischen Autor unmittelbar oder 
mittelbar abgeleitet sein muss.?”° Es war ein Förderinstrument für die inländische 
Buchindustrie. Man wollte sich nicht der mit der Anerkennung ausländischen geis- 
tigen Eigentums einhergehenden Macht der Rechteinhaber unterwerfen. Wenn der 
Staat durch die Anerkennung geistigen Eigentums höhere Monopolgewinne möglich 
machte, sollten diese der inländischen Industrie zugutekommen und nicht von den 
inländischen Bürgern an ausländische Verleger gezahlt werden. Diese amerikanische 
Druckerordnung wurde erst mit Wirkung zum ı. Januar 1978 durch den Copyright Act 
1976 aufgehoben. Das US-Copyright hatte hinsichtlich der ausländischen Autoren 1976 
den gleichen Stand wie die Nürnberger Druckerordnung 1673. 

Wie hat sich nun Irland verhalten?3” Dies ergibt sich aus der Anhörung von Owen 
Rees, irischer Partner des großen britischen Verlegers Longman, aus dem Jahr 1818 vor 
dem Select Committee on the Copyright Acts of 8 Anne, c. 19; 15 Geo. III. c. 53; 41 Geo. 
II, c. 107; and 54 Geo. II], 116 des britischen Unterhauses, dessen zentraler Gegenstand 
die Pflichtexemplare waren.?”” Rees wurde vor dem Ausschuss zu den Auswirkungen 
der Erweiterung des Geltungsbereichs des Statute of Anne?” im Rahmen des Beitritts 
Irlands zu Großbritannien (1801) befragt und gab zur Praxis des Nachdrucks in Irland 
recht einsilbig Antwort, aber bereits die Fragen sind ein beredtes und konzentriertes 
Zeugnis®* der Zusammenhänge: 


How long have you been in the business®—For 30 years. 

You recollect the state of trade before 1801?— Yes. 

Ihere was a very considerable printing business carried on in Ireland before 
that time?—I cannot speak from my own information. I conceive that the printing 
business in Ireland is not so great now as it was then. 


>”° Da Autor sich mit einem Drucker einigen musste, waren beide voneinander abhängig. In so einer 


Situation war es gleichgültig, wem das Recht ursprünglich zustand. Der Autor hatte mit und ohne Recht 
die Wahl des Vertragspartners, da nur er den Text hatte. 

3” Ausführlich POLLARD, Dublin’ Trade; SHER, Enlightenment & Book., 443-502. 
Zitiert als Rees etal., Minutes of Evidence. Die Seitenzahlen der Minutes beginnen bei ı. 

33 Act of 41 Geo. III, c 107 (Copyright Act 1801) erweiterte den Geltungsbereich des Statute of Anne auf 
Irland; vgl. Nachweise bei DEAZLEY, Rethinking Copyright, S. 53 f. (Fn. 132). 

4 Wobei die Annahmen über das Ausmaß des Nachdrucks und des Imports nach Großbritannien 
übertrieben waren; vgl. SHER, Enlightenment & Book., S. 497. 
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It has considerably diminished?— Yes. 

[::-] 

Was it not the practice in Ireland, previous to the Act ofthe 41 Geo. III, for the 
printers in Ireland to reprint almost every saleable work printed in this country, 
and to smuggle them into England, to the great detriment of authors, and to the 
great injury ofthe revenue, which derives so large income from the excise duty 
upon paper? —It certainly was. 

Do you not consider it of great advantage to the authors and booksellers to 
have got rid of the illegal practice—Certainly; the practice was decreasing prior 
to the Union, for the Americans having increased their printing establishment 
very considerably, they reprinted almost every work which was likely to have any 
sale whatever, so that ifthe Act of 1801 had not passed, the exportation trade from 
Ireland to America, would have been, perhaps, totally done away by this time. 

Do you know in point of fact, whether the principal printer in Dublin did not, 
upon passing that Act, emigrate to America, and there carry on a considerable 
trade?—I know that fact. 

Do you know that the trade with America and Ireland is almost entirely aban- 
doned, in consequence of the emigration of the Irish booksellers to the United 
States®— Very much, certainly. 

Do they not reprint almost every good English publication in America?— Yes. 

How long has this practice prevailed?—It has been gradually increasing for 20 
or 30 years. 

With the prosperity of the country? — Yes.’ 


Irische Drucker schmuggelten Nachdrucke britischer Bücher nach Großbritannien 
und lieferten sie in die Vereinigten Staaten (der Import war erlaubt).3°° Sobald der 
Nachdruck der britischen Werke in Irland verboten war, brach das Geschäft ein, und die 
Drucker wanderten nach Amerika aus. Diese Absatzkrise war aber schon vorgezeichnet, 
da der Export in dem Maße abnahm, wie in den Vereinigten Staaten Druckkapazitäten 
aufgebaut wurden.?”” Der Nachdruck konnte ein lohnendes Geschäft sein, das kann 
man voraussetzen, denn sonst hätte er nicht stattgefunden, aber die nach Großbritan- 
nien geschmuggelten Bücher waren offenbar nicht ausreichend. Das funktionierte aber 
nur so lange, wie in den Vereinigten Staaten noch keine konkurrenzfähige Industrie 
vorhanden war. Sobald die amerikanische Druckindustrie stand, genügten als Absatz- 
schutz für die einheimischen Drucker schon die Kosten des Transports der Bücher von 
Irland in die Vereinigten Staaten. Der wirtschaftliche Niedergang der Druckindustrie 


#5 Minutes of Evidence 1818, S. 8 £. 

”9 Britische Drucke wurden hingegen selten nach Irland exportiert, so der britische Verleger Cadell 
1785; vgl. SHER, Enlightenment & Book., S. 445. Waren die britischen Drucke hingegen günstiger, wurden 
sie in Irland gekauft; SHER, Enlightenment & Book., S. 473-475. 

7 Einige Schätzungen zum Export in die Kolonien finden sich bei Raven, Business of Books, S. 143-153. 
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war absehbar, sobald der Absatzmarkt schrumpfte oder durch ein Nachdruckverbot 
der Zugang zum Absatzmarkt versperrt wurde. 

In Belgien, wo bis in der erste Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein vor allem fran- 
zösische Schriften en gros nachgedruckt wurden, zeigte sich das gleiche Bild. Der 
Nachdruck wurde »mehr für's Ausland als für das kleine Land selbst fabriciert.«® Es 
war eine in den Grundzügen mit Deutschland vergleichbare Situation: die Inkongruenz 
von Absatzgebiet und Regelungshoheit und das Problem der Regierung, sich gegen die 
eigene Industrie durchzusetzen. 

Wann hatte der Kaiser in Deutschland angesichts der politischen, theologischen und 
wirtschaftlichen Situation Gelegenheit, eine Regelung zum Verbot des Nachdrucks zu 
erlassen? Nach der Reformation stand für den Kaiser nicht der Buchhandel mit einem 
geregelten Absatzschutz im Vordergrund, sondern der zensierte Buchhandel.?”? Das 
entsprach aber nicht dem Interesse der reformierten Staaten. Vor dem Augsburger Reli- 
gionsfrieden gab es angesichts der internen, teils kriegerischen Auseinandersetzungen 
praktisch keine Möglichkeit, entsprechende Regelungen zu erlassen. Im Augsburger 
Religionsfrieden hatte die katholische Seite des Kaisers zwar militärisch obsiegt, jedoch 
gelang es dem Kaiser nicht, seine Macht zu vervollkommnen, da auch den katholischen 
Reichsständen ihre eigene Unabhängigkeit wichtiger war als eine einheitliche Konfessi- 
on. In der folgenden Zeit der Gegenreformation war der Kaiser, sofern er sich um den 
Buchhandel kümmerte, mit der Zensur beschäftigt und nicht mit einem überregionalen 
Absatzschutz. Der Kaiser musste sich zur Durchsetzung etwaiger Reichsgesetze auf 
die Zusammenarbeit mit den Landesfürsten der größeren Gebiete, die ihr Territori- 
um mehr und mehr wie einen souveränen Staat führten,° oder die Stadtmagistrate 
verlassen, die aber nicht die willfährigen Erfüllungsgehilfen waren. Wie in England 
just zu dieser Zeit die Zensur ausgestaltet war, wurde bereits dargestellt: Krone und 
Kirche hatte die Zahl der möglichen Drucker auf eine ausgewählte Anzahl von Perso- 
nen in London reduziert, die bekannt und leicht zu kontrollieren waren. Die Drucker 
und Verleger sorgten aus eigenem Interesse dafür, dass die Gebote beachtet wurden 
und wenig illegale Schriften am Markt erschienen. Eine solche Zentralisierung war in 
Deutschland unvorstellbar. 

Nachdem Deutschland Mitte des 16. Jahrhunderts in etwa wieder die Bevölkerungs- 
zahl der Zeit vor der Schwarzen Pest erreichte hatte, führte der Dreißigjährige Krieg 


328 MUQUARDT, Das literarische Eigenthumsrecht, S. 12. 


#?9 GIESEKE, Privileg, 84. KIRCHHOFF, Buchhandel Ba. 2, S. 212, meint, dass noch in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts die alt eingewurzelte Ansicht der Regierungen dieser Zeit die »Presse und Buchhandel 
als eine dem Staate feindliche Macht auffasst, deren Kräftigung nicht in ihrem Interesse liege«. Es sei nicht 
mit »dem Zustandekommen einer allgemein anerkannten Vereinbarung zu rechnen gewesen«, die »der 
Gesammtheit der deutschen Buchhändler auch rechtliche Macht gegeben hätte, beschlossenen Reformen 
Achtung zu verschaffen.« 

33° WESEL, Geschichte des Rechts, S. 358, Rz. 245. 
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zum erneuten Zusammenbruch.’ 1648 hatte sich die Bevölkerungszahl in Deutsch- 
land von sechzehn auf rund zehn Millionen Menschen reduziert.?°* Habsburg konnte 
in Deutschland kein absolutistisches System wie in Spanien, Frankreich und, mit Ein- 
schränkungen, unter den Stuarts in England errichten. Die Vorherrschaft blieb aber 
bestehen. In den mehrere Jahre dauernden Friedensverhandlungen erhielten alle Kur- 
fürsten, Fürsten und Stände die Landeshoheit, allerdings nicht als souveräne Hoheit, 
sondern als eine Ansammlung von Prärogativen, Freiheiten, Botmäßigkeiten, Privi- 
legien und Regalien. So waren weder das Reich noch die einzelnen Glieder wirklich 
souverän, sondern nur das komplementäre Gebilde. Eine für die Untertanen verbindli- 
che Landeskonfession gab es nach 1648 nur noch für die habsburgischen Erblande.??? 
Selbst zum Ende des 18. Jahrhunderts gab es in Deutschland kein Zentrum. 

Nach 1648 hatte der Kaiser jede Möglichkeit verloren, seine Gewalt gegenüber den 
vielen Reichsfürsten und Reichsstädten durchzusetzen. Ein Reichsgesetz war erfor- 
derlich, und dem hätte der Reichstag und damit die dort vertretenen Reichsstände, 
geistliche und weltliche Kurfürsten, Reichsfürsten, Grafen, Freiherren und die Freien 
Reichsstädte, zustimmen müssen. Diese stritten sich jahrelang über die Sitzordnung, 
waren jedoch in dieser konstituierten Anarchie, wie Voltaire und ihm folgend Hegel 
die privatrechtlich bestimmte Verfassung Deutschlands nach 1648 bezeichneten, 3? 
kaum an einer einheitlichen Regelung interessiert. Der schwerfällige Mechanismus 
des ab 1663 in Regensburg tagenden immerwährenden Reichstags bot dem Kaiser nur 
dann Unterstützung an, wenn von außen Gefahr drohte. Ein Grund für die fehlende 
Einigung dürfte auch in den juristischen Vorstellungen über die Gestaltungsmöglich- 
keiten zu sehen sein, da das Nachdruckverbot mit einer Veränderung der Befugnisse 
zu Lasten der Reichsstände verbunden gewesen wäre. Die Begründung von entspre- 
chenden Verboten zugunsten einzelner Individuen wäre einer vollkommenen Abkehr 
der bisherigen Rechtsetzung gleichgekommen, denn im Heiligen Römischen Reich 
gab es kein Zivilrecht überhaupt. Der erste Ansatz für eine überregionale Regelung war 
das Verfahren um die Büchertaxe und die Vereinigten Punkte, das nicht in eine für das 
gesamte Reich geltende Ordnung mündete, sondern mangels Zustimmung der Verleger 
zur Büchertaxe erst gar nicht dem Reichstag vorgelegt wurde. Welchen Nutzen hatte 
ein Ausschließlichkeitsrecht für einen Buchhändler, wenn er durch eine hoheitliche 
Preisregelung dessen Vorteile nur begrenzt ausschöpfen konnte? Die Alternative zum 
Reichsgesetz war die Wahlkapitulation, die nicht nur den Kaiser und die Kurfürsten als 
unmittelbar Beteiligte band, sondern auch für die anderen Reichsstände eine gewisse, 


#3! ABEL, Agrarkrisen, S. 107. 


ABEL, Agrarkrisen, S. 183; WESEL, Geschichte des Rechts, S. 347. 

33 SCHMIDT, Altes Reich, S. 181 f; WESEL, Geschichte des Rechts, S. 347-352. 
334 HEGEL, Philosophie der Geschichte, S. 526. 

335° MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 24 f. 
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wenn auch nicht eindeutige Bedeutung hatte.33° Jedoch scheiterte auch dieser, erstmals 
gegen Ende des Reichs unternommene Versuch 1790.??7 

Das Heilige Römische Reich hatte keine Außengrenzen im eigentlichen Sinne, son- 
dern eine Vielzahl von inneren Grenzen (von denen manche zugleich Reichsgrenzen 
waren). Im Reich hätten also die einzelnen Mitgliedstaaten das Nachdruckverbot, die 
Anerkennung des geistigen Eigentums anordnen müssen, das aber nur territorial be- 
grenzt wirken konnte. Die im Absolutismus scheinbar allmächtigen Fürsten konnten 
in den größeren Staaten mangels schlagkräftiger Verwaltung ihre Bürger nur unzurei- 
chend kontrollieren. Über 300 Territorialhoheiten, eingeschränkte Aufsichtsmöglich- 
keiten, Schmuggel, teure und wenig effiziente Rechtsprechung etc. boten genügend 
Anlass, einen Territorialschutz bei entsprechenden Gewinnen zu unterlaufen. Kein 
unbekanntes Problem: Philipp II., der nach Schätzungen vier Fünftel der Staatsein- 
nahmen für Kriege ausgab, wurde vom niederländischen Handel für ein Salzmonopol 
für die Dauer von 15 Jahren die stolze Summe von sechs Millionen Gulden angeboten. 
Jedoch ließ sich das Monopol nicht gegen den Widerstand der Stände durchsetzen. In 
Frankreich gab es hingegen ein Salzmonopol. Zugleich exportierte Frankreich große 
Mengen an Salz etwa nach Dänemark oder England, dies jedoch mangels eines wirksa- 
men Ausschließlichkeitsrechts im Ausland zu einem deutlich niedrigeren Preis, das 
dann, wie Jean Bodin 1577 feststellte, aus diesen Ländern wieder auf Schleichwegen 
nach Frankreich zurückgebracht wurde.33® 

Betrachtet man die Möglichkeiten, wird deutlich, wieso nur geschützte Absatzgebiete 
für einzelne Buchhändler und einzelne Bücher, allen voran Schulbücher, Kalender, 
geistliche Liederbücher und dergleichen, eingerichtet wurden, im übrigen Deutschland 
jedoch eine Freihandelszone war.” Die einzelnen Territorien hatten verschiedene 
Möglichkeiten, die Frage des Nachdrucks rechtlich zu lösen. Das Recht konnte, jeweils 
unterschieden zwischen den eigenen und den fremden Untertanen, den Autoren oder 
den Unternehmern zugesprochen werden. 

Wenn ein fremder Autor ein Buch schrieb, war kein merkantiler Vorteil zu erkennen, 
der besonders förderungswürdig erschien. Ein Verbotsrecht für Autoren schlechthin 
war nachteilig, denn bei Erwerb des Buches durch die eigenen Untertanen floss Geld 
ins Ausland. Außerdem musste es auch ausgesprochen ungerecht erscheinen, wenn 
zwar die ausländischen Autoren im Inland nicht nachgedruckt wurden, umgekehrt 


33° KLEINHEYER, Kaiserliche Wahlkapitulationen, S. 123-134. Die Gesetzesgeltung der Kapitulation war 


umstritten, und die Reichsstände anerkannten zahlreiche Bestimmungen nicht; a.a.O., S. 133. 

337 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 442-447. Das strenge Verbot des Nachdruckens und des Verkaufs von Nach- 
drucken im kaiserlichen Patent vom 10. Februar 1746 betraf nur privilegierte Bücher; vgl. KLOSTERMANN, 
Geistiges Eigentum 1, S. 42; ungenau EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 41. 

338 HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 28. 

939 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 129. Gesangbücher konnten um 1800 auch mit Erstauflagen von fünfzig- 
tausend Exemplaren auf den Markt gebracht werden; vgl. REIMER, Passion & Kalkül, S. 205. 
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aber die eigenen Autoren im Ausland nachgedruckt werden konnten. Gewährte man 
das Recht dem einheimischen Autor, der das Buch einem Drucker im Nachbarstaat 
zum Verlag gab, floss nur ein geringer Teil des Umsatzes (das Honorar) in das eigene 
Territorium zurück, umso mehr aber ins Ausland für den Kauf der Bücher. Aus Sicht 
des Landesherrn sprach wenig für die Anknüpfung beim Autor. Aber auch ein für alle, 
also auch die ausländischen Drucker war kein taugliches, weil ungerechtes Mittel. Die 
Gründe traten in einer Eingabe der Leipziger Buchhändler vom 28. Januar 1600 zu 
Tage, die sich darüber beschwerten, dass an einen Tübinger Drucker kursächsische 
Territorialprivilegien vergeben wurden: Die privilegierten Bücher könnten in Sachsen 
nicht gedruckt werden, die anderswo veranstalteten Nachdrucke in Sachsen nicht 
verkauft werden. Um an die Bücher zu kommen, musste man sie also dem Tübinger 
Buchhändler in Frankfurt teuer abkaufen. Ohne das Privileg bliebe hingegen das 
Geld im Lande, die nachgedruckten Bücher könnten billiger verkauft werden, als 
wenn man die monopolisierte Ware des Tübingers zu nehmen verpflichtet sei, die 
man noch dazu mit großen Reisekosten und teurem Fuhrlohn herschaffen müsse. 
Ferner geschähe den heimischen Buchdruckern, Buchbindern, Papiermachern ust. 
Abbruch, dem Publikum ebenso. Ein Territorialprivileg sei eine harte und ungerechte 
Benachteiligung der Bürger dieses Territoriums, insbesondere weil die Wettbewerber 
aller übrigen Territorien nachdruckten. Wenn Fremden ein Territorialprivileg erteilt 
werde, »wurde der hanndel zumal schwach undt geringe oder wohl gantz undt gar von 
hinnen in frembde lande verleitet werden.«’*° 

Deshalb knüpften die Bestimmungen in Deutschland oder den Vereinigten Staaten 
an den einheimischen Drucker an. Wenn man den Autor erfassen wollte, musste 
dieser über vertragliche Vereinbarungen mit dem einheimischen Drucker unter dessen 
Schutzschirm Platz finden. 

In Deutschland war es aber nicht nur eine Frage des Exports und Imports. Es war 
nicht möglich, ein geschütztes Absatzgebiet für ein Buch zu schaffen, ohne die wirt- 
schaftliche Grundlage des Buchdrucks schlechthin in Frage zu stellen. Der Fürst oder 
Stadtrat hatte zwar die Möglichkeit, die Einfuhr von Büchern aus dem Ausland zu 
verbieten. Das hätte aber die Vorteile der Buchproduktion zunichte gemacht, denn 
diese lebte davon, dass ein einmal gesetztes Buch möglichst oft gedruckt wurde. Mit 
Geburt des Buchdrucks war das Absatzgebiet bereits größer als die jeweilige Stadt, in 


34° GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 169. Beschränkungen für den Verkauf von Büchern nach dem Druckort 


gab es auch in Deutschland, allerdings aus Gründen der Zensur. Am ı. März 1565 erließ der bayerische 
Kurfürst Albrecht V. wegen der der katholischen Religion zuwider laufenden Druckschriften ein Mandat, 
das in Verknüpfung mit der Zensur eine geistige Grenzlinie darstellte. Theologische Schriften durften nur 
noch verkauft werden, wenn sie in München und Ingolstadt sowie in Dillingen, Mainz, Köln, Freiburg 
im Breisgau, Wien, Innsbruck, Paris, Löwen, Venedig, Rom, Florenz, Bologna oder Spanien gedruckt 
wurden. Bayerische Buchhändler durften nur noch bei katholischen Druckern drucken lassen; vgl. KApp, 
Bd. 1, 5.558 f. 
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der der Druck erfolgte. Der Buchvertrieb war in Deutschland seit jeher auf Grenzüber- 
schreitung angewiesen.* Ein Drucker konnte genug Ware für die Nachfrage nach 
einem bestimmten Buch im gesamten Reich produzieren. Das ist der entscheidende 
Unterschied zur Manufaktur, zur vorindustriellen Produktion überhaupt (einschließ- 
lich der Malerei). Wie der Name schon sagt, zeichnen sich die Manufakturen durch 
die Vorherrschaft der rationalisierten Handarbeit aus.?** Es war noch keine industri- 
elle Produktion, bei der die Maschinen bestimmend sind und für deren Antrieb die 
dauernde Verfügbarkeit der in Bewegung umgesetzten Energie, die Dampfmaschine, 
Voraussetzung ist. Deshalb konnten für die Manufakturen und die Zünfte abgeschlos- 
sene Märkte geschaffen werden, für die Buchproduktion nicht. Umgekehrt wurde mit 
Beginn der industriellen Produktion und der Möglichkeit eines Unternehmers, einen 
großen Absatzmarkt zu bedienen und von den positiven Skaleneffekten zu profitieren, 
der Wunsch nach einem Ausschließlichkeitsrecht virulent und das möglichst alle denk- 
baren Leistungen umfassende geistige Eigentum als einzig politisch durchsetzbares 
Recht dringend. 

Ein Ausschließlichkeitsrecht war in Deutschland wirtschaftlich nicht wertvoll, da in 
den kleinen Territorien die Zahl der Nachfrager so klein war, dass - abgesehen von 
Massenartikeln wie Schul-, Gesangbücher usw. - der Buchpreis für eine kleine Zahl 
an Kunden in exorbitante Höhen gestiegen wäre, während außerhalb des jeweiligen 
Territoriums Monopolpreise nicht verlangt werden konnten. Der lokale Absatzmarkt 
genügte für die Handschriften oder für die Buchbinder, für den Buchdruck jedoch 
nicht. Beiden Büchern musste der Großteil der Auflage überregional vertrieben werden. 
Was also nutzte einem Autor, Drucker oder Verleger ein territorialer Absatzschutz? 
Nichts. War das durch das Ausschließlichkeitsrecht geschützte Absatzgebiet (und da- 
mit der dem Urheberrecht unterworfene Kundenkreis) sehr klein, beispielsweise eine 
Reichsstadt mit 20 000 Einwohnern, fanden sich dort wohl selten mehr als 50 Kunden 
für einen Titel.?* Da das Ausschließlichkeitsrecht als Verbietungsrecht nur sinnvoll 
war, wenn es gegen den günstigeren Konkurrenten eingesetzt wurde, hätte es für den 
Verleger nur eine Möglichkeit gegeben, vom Skaleneffekt der hohen Produktionszahlen 
zu profitieren: Er verkauft im monopolisierten eigenen Absatzgebiet teuer, im Aus- 
land aber günstig (wie der Salzhandel in Frankreich). Mit dem hohen Inlandspreis 
war er in anderen Territorien angesichts günstigerer Konkurrenzprodukte dort nicht 
wettbewerbsfähig. Die unterschiedlichen Preise für die identische Ware mussten den 


34 Die frühen Druckunternehmen hatten ihren Sitz nicht bei den Kunden, also in den Universitätsstäd- 
ten und Bischofssitzen, sondern in den Fernhandelsstädten; DILLENZ, Druckprivilegien, S. 49; VOGEL, 
Urheberrechtsgeschichte, Sp. ı1. Dort gab es nicht nur das Kapital, sondern auch die beste Möglichkeit, am 
existentiell notwendigen Fernhandel teilzunehmen. 

»# Vgl. etwa die Beispiele bei KELLENBENZ, Wirtschaftsgeschichte Bd. ı, S. 330-332. 

»# Zur Marktgröße und der Produktion in größeren Mengen; vgl. SMITH, Wealth of Nations, S. 31-35. 
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Einheimischen äußerst ungerecht erscheinen und wären auf Dauer kaum durchsetzbar 
gewesen. So eine Preispolitik kann in einem anonymisierten Markt funktionieren, aber 
kaum, wenn der Buchhändler seine Kunden persönlich kennt und diesen erklären 
muss, wieso seine eigenen Druckschriften direkt beim Verlag teurer verkauft werden als 
im Ausland und warum im Hinblick auf Umfang und Ausstattung vergleichbare Werke 
anderer Verleger billiger sind. Die Praxis des Buchhandels waren seit Jahrhunderten 
gleiche, allenfalls direkt beim Verleger günstigere Preise, jedenfalls keine höheren am 
Verlagsort. Ein territoriales Recht hätte darin gemündet, dass in jedem Land und in 
jeder Reichsstadt jedes nachgefragte Buch nur in unwirtschaftlich kleinen Auflagen 
hätte gedruckt werden können. In anderen Territorien wären die Exemplare entweder 
aufgrund des höheren Preises oder eines dort geltenden Absatzschutzes zu Gunsten 
der dort ansässigen Unternehmer jedoch nicht verkäuflich. 

Wenn eine Territorialhoheit für ihr Gebiet ein Nachdruckverbot angeordnet hätte, 
hätte sie den eigenen Verlegern und Druckern geschadet, denn nur für diese wäre die 
Beschränkung der Freiheit wirksam geworden. Den einheimischen Unternehmern 
wäre die Möglichkeit genommen, im Ausland verlegte Werke zu drucken. Sie hätten im 
Gegenzug einen wirtschaftlich unsinnigen Absatzschutz für eine Nachfrage nach mög- 
licherweise nur fünf oder zehn Exemplaren. Damit wäre niemandem gedient gewesen, 
weder den Konsumenten, noch den Autoren oder Verlegern. Nachteile erlitten die, die 
nicht nachdruckten, während die anderen die Lücke füllten und davon profitierten. 
Die Nürnberger Nachdrucker hatten - wie es 1667 in einer Eingabe der Leipziger Buch- 
händler hieß - »alle Nuzungen hingegen an sich gezogen, und das Geld hauffenweise aus 
dem Lande geführet.«*** 

Bei den Monopolen war nicht die Existenz eines Markts für Werke oder die Höhe der 
Honorare von besonderer Bedeutung, sondern das Interesse des Fürsten, das Gewerbe 
seines Staates zu ordnen und zu leiten, das aufgrund der wirtschaftlich notwendigen 
Mindestgröße des regulierbaren Absatzmarkts an seine Grenzen stieß. Ohne Markt, 
Wettbewerb und Nachfrage waren Ausschließlichkeitsrechte überflüssig, aber aus der 
Existenz des Wettbewerbs um die Kundschaft resultierte nicht zwingend das Recht. Der 
entscheidende Unterschied zwischen Deutschland und Großbritannien ergibt sich aus 
der Tatsache, dass der britische Markt allein groß genug war, um eine wirtschaftliche 
Buchproduktion zu ermöglichen und somit eine Abschottung des Marktes keine exis- 
tentielle Gefahr für den Buchdruck darstellte. In Großbritannien konnte das geistige 
Eigentum etabliert werden, weil der monopolisierte Absatzmarkt hinreichend groß war, 
um den Absatz so vieler Exemplare zu erlauben, dass die Grenze einer wirtschaftlich 


344 Zitat nach Kapp, Ba. 1, S. 494. Vgl. TIETZEL, Literaturökonomik, S. 157 f., der die aus einem gedach- 
ten System ausbrechenden, den Nachdruck erlaubenden Staaten als »merkantilistische Trittbrettfahrer« 
bezeichnet. 
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sinnvollen Produktionsmenge erreicht wurde. In Deutschland war dies nur bei den viel 
gelesenen Schriften wie Bibeln, Schulfibeln, Kalendern oder Liederbüchern möglich. 

Diese Zusammenhänge wurden nach dem Siebenjährigen Krieg zur entscheidenden 
Ursache für den Nachdruck. In Sachsen wuchs die Bevölkerung auf über eine Millionen 
Menschen, und durch Universitäten in Jena, Halle und Leipzig bestand eine Nachfrage 
nach einigen Hundert Büchern im monopolisierbaren Absatzgebiet. Die führenden 
Verleger erhöhten die Preise ab 1764 so sehr, dass sie bereits mit niedrigen Deckungs- 
auflagen von 200 bis 600 verkauften Exemplaren Gewinne erzielen konnten.?® Die 
Preisgestaltung führte dazu, dass die Bücher außerhalb Sachsens nahezu unverkäuflich 
waren. Nachdem auch noch 1776 im Hinblick auf den Nachdruck ein Schulterschluss 
mit Brandenburg-Preußen erfolgte,’*° gab es für die anderen Territorien die Alternati- 
ve, entweder den Nachdruck gewähren zu lassen oder auf die Vorteile der in Sachsen 
und Preußen gedruckten Bücher zu verzichten. Ein Arzt, Jurist, Gelehrter, das gesamte 
Kleinbürgertum stand vor der Frage, entweder wenige Bücher zu kaufen, und damit 
von vielen den Erkenntnissen der modernen Wissenschaft ausgeschlossen zu sein, oder 
eben zum Nachdruck zu greifen. Wie die Käufer - vor die Alternative gestellt, entweder 
8-10 Originalausgaben oder 40-50 Nachdrucke zu kaufen - und die merkantilistischen 
Fürsten reagierten, liegt auf der Hand. Die unterschiedlichen wirtschaftlichen und 
rechtlichen Umstände und Einflussnahme auf die Rechtsetzung führten zu folgenden 
Entwicklungen: 


1. Das Absatzgebiet kann von der privatrechtlichen Gilde einheitlich geregelt wer- 
den - Großbritannien. 


2. Das Absatzgebiet kann nicht von den regionalen Gilden, aber vom Staat einheit- 
lich geregelt werden - Frankreich. 


3. Das Absatzgebiet kann weder von den Zünften, noch vom Staat einheitlich 
geregelt werden - Heiliges Römisches Reich. 


?5 Die Angaben variieren: Nach dem Leipziger Buchhändlerfürsten Reich ist ein Absatz von 666, nach 
Pütter einer von 400, nach Eckebrecht einer von 200 Exemplaren dazu erforderlich, um eine Auflage von 
1000 Exemplaren in die Gewinnzone zu bringen; vgl. GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 60, sowie WITTMANN, 
Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 76. Der Begriff Deckungsauflage meint die Anzahl von Exemplaren 
eines Werks, die verkauft werden müssen, damit die Kosten der gesamten Auflage gedeckt sind. Die Höhe 
der Deckungsauflage kann man auf zwei Arten ermitteln. In der Regel bedeutet Deckungsauflage, dass 
die Fremdkosten (Drucker, Papier, Honorar, Grafiker, Buchhandelsrabatte, Rezensionsexemplare etc.) 
gedeckt sind. Der Titel trägt in diesem Fall zur Deckung der Gemeinkosten bei. Allerdings wird der 
Begriff auch so verwendet, dass ab der Verkaufszahl alle Kosten gedeckt sein müssen (break even). Zu den 
Fremdkosten für das einzelne Buch werden in diesem Fall anteilige Kosten für Löhne, Räumlichkeiten, 
Kapitalbeschaffung usw. (Gemeinkosten) hinzugerechnet. 

346 VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 82 f. Preußen und Sachsen vereinbarten durch Notenaustausch 
1775 und 1776 reziproken Schutz für die jeweils im anderen Staat erschienenen Drucke. 
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Abbildung 4.2: Stückkosten und Absatzmenge 


Durchschnittskosten x Stückzahl 


Preis (konst.) x Stückzahl 


Umsatz 


Kosten/Preis 


Absatz in Stückzahlen 


Das Interesse der Händler ist regelmäßig darauf gerichtet, ihren Absatzmarkt zu erwei- 
tern und den Wettbewerb einzuschränken.?* Die Wettbewerbsbeschränkung kann 
durch geistiges Eigentum entstehen. Das geistige Eigentum wird aber nicht bei bereits 
bestehender Nachfrage durchgesetzt, sondern bei einer für die jeweilige Produktionsart 
hinreichend großen Nachfrage und drohender Konkurrenz. 

Mit höherer Auflage sinken die durchschnittlichen Kosten je Druckexemplar, wie 
dies in Abbildung 4.2 dargestellt ist. Man kann erkennen, dass erst ab einer gewissen 
Absatzmenge (Linie A) die Stückkosten soweit gesunken sind, dass die Nachfrage 
nach einzelnen Werkexemplaren für eine profitable Produktion groß genug ist. Erst ab 
diesem Punkt genügt der Gesamtumsatz zur Deckung der Herstellungskosten, und erst 
ab diesem Punkt droht Wettbewerb. Wo diese Linie A verläuft, variiert mit dem Preis für 
das Wirtschaftsgut. Sanken die Stückkosten bereits bei kleinen Produktionszahlen nur 
noch wenig (wie etwa in den typischen Zunftbranchen), konnten sich auch Monopole 
in den kleinen Städten bilden. War jedoch das monopolisierbare Absatzgebiet so klein 
(Linie B), dass die Absatzmenge noch vor der Linie A lag, nützte das lokale Monopol 
nichts. Dann hätte der Preis deutlich erhöht werden müssen, damit die Produktion 
sich noch rentiert. Es zeigt sich also folgendes Bild: 


1. Wenn bei isolierter Betrachtung der inländischen Nachfrage der positive Skalen- 
effekt sich deutlich bemerkbar macht, also eine Steigerung der Produktionszahl 
(einer Auflage) zu deutlich geringeren Stückkosten führt, besteht ein Interesse 


377 SMITH, Wealth of Nations, S. 267. 
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der Staaten und deren Unternehmen daran, dass nicht nur im eigenen, sondern 
auch im Ausland kein geistiges Eigentum entsteht. 


2. Ist die inländische Nachfrage so groß, dass durch höheren Ausstoß die Stück- 
kosten in geringen Ausmaß sinken, also die variablen Kosten wie Material und 
Arbeitskräfte in den Vordergrund treten, so hat der Staat ein Interesse an geisti- 
gem Eigentum, um die inländische Produktion vor ausländischer Konkurrenz 
zu schützen. Auch die am Markt tätigen Unternehmen haben ein Interesse an 
einem Verbot des Wettbewerbs für ihre Produkte, da das geistige Eigentum eine 
Marktzutrittsschranke für in- und ausländische Unternehmen bedeutet. 


a) Richtet sich die inländische Nachfrage in erster Linie auf ausländische 
Autoren, wird das merkantilistisch motivierte Recht dem inländischen 
Gewerbe zugesprochen. Die Autoren können mittelbar über vertragliche 
Konstruktionen in das Wettbewerbsverbot einbezogen werden. 


b) Wenn die Nachfrage hingegen auf inländische Autoren gerichtet ist, kann 
der Autor als Anknüpfungspunkt gewählt werden, dessen Recht über den 
Vertrag auf den gewerblichen Unternehmer ausgeweitet wird. 


3. Schließlich kann die Reichweite des Verbots über internationale Verträge vergrö- 
ßert werden. 


In Deutschland war spätestens im 17. Jahrhundert die Regelungstechnik im Hinblick auf 
den vermögensrechtlichen Bestandteil des Urheberrechts bekannt, wenn auch in der Re- 
gel als Recht zu Gunsten des Erstdruckers ausgeprägt. Die Nürnberger Druckerordnung 
antizipierte schon vollständig das Kontrollrecht des Autors, der den zur Vervielfältigung 
Berechtigten bestimmen, Honorar und Auflage vereinbaren konnte. Eine Umsetzung 
als reichsweite Praxis war jedoch unmöglich, weil die Nachfrage der Territorien zu 
klein war und die Konkurrenz der Staaten, der Schutz der inländischen Bevölkerung 
vor Übervorteilung durch die Anerkennung ausländischer Ausschließlichkeitsrechte, 
eine einheitliche Regelung unmöglich machten. Dies dürfte der entscheidende Faktor 
gewesen zu sein, wieso sich das Urheberrecht in Deutschland erst vergleichsweise spät 
durchsetzte. Gewisse Anstrengungen werden erst unternommen, wenn sie sich lohnen, 
und so waren die Bemühungen für ein allgemeines Nachdruckverbot angesichts der 
Tatsache beschränkt, dass man davon nicht profitieren konnte. 

Auf neue ökonomische Konstellationen wie den Buchdruck folgen nicht automa- 
tische neue Rechtsinstitutionen, auch wenn die daran interessierten Kreise auf Re- 
gelungen hinwirken, die ihnen die größten Vorteile aus der neuen Situation sichern. 
Wirtschaftliche Überlegungen waren nicht zwingend der Grund für den Erlass von 
Gesetzen mit Rechten der Urheber. Sie waren jedoch dann ein Hinderungsgrund, 
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wenn das Recht nur Nachteile einbrachte. Erst wenn die Größe des Absatzmarktes 
einer Territorialhoheit eine wirtschaftliche Produktion ermöglichte oder durch zwi- 
schenstaatliche Verträge die gegenseitige Anerkennung sichergestellt war, wurden 
Regelungen zur Schaffung der Monopole erlassen. Die Rechtsinhaber drängten auf 
ein inhaltlich und territorial weitreichendes Wettbewerbsverbot für ihre Produkte, um 
sich ein möglichst großes monopolisiertes Absatzgebiet zu sichern. Der Anlass zur 
Schaffung der Exklusivrechte war aber nicht im gesamtwirtschaftlichen Vorteil zu se- 
hen, sondern in der Möglichkeit einzelner Staatsangehöriger, ihren persönlichen Profit 
zu erhöhen (was wiederum dem Staat die Möglichkeit verschafft, diesen zu besteuern). 

Für den deutschen Buchhandel war eine neue, neuzeitliche Form des Absatzschutzes 
erforderlich. Dieser durfte nicht nur regional, sondern musste staatenübergreifend 
wirksam sein. Im Deutschland des ı8. Jahrhundert mussten zuerst einige Änderungen 
eintreten, bevor geistiges Eigentum für den Buchhandel etabliert werden konnte. Entwe- 
der musste die Zahl der Käufer in einem Staat deutlich steigen oder zwischenstaatliche 
Vereinbarungen getroffen werden, die das Schutzgebiet vergrößerten.?*® Das System 
des überregionalen Absatzschutzes trat erst als moderne Variante zum Schutz vor 
Raubkopierern und Piraten im 19. Jahrhundert auf. Dabei wurden die abstrakten Aus- 
schließlichkeitsrechte regelmäßig im Zusammenhang mit dem Abschluss von Zoll- und 
Handelsabkommen verhandelt und die Durchsetzung entsprechender Regeln forciert, 
etwa als ab 1827 in erster Linie auf Drängen Preußens im Zusammenhang zwischen den 
deutschen Staaten gegenseitige Verträge geschlossen wurden oder als mit den Beratun- 
gen über den Zollverein im Deutschen Bund die abstrakten Ausschließlichkeitsrechte 
eingeführt werden mussten. Bei dem Abschluss der internationalen Verträge zwischen 
dem Zollverein und Großbritannien, Frankreich, Belgien und anderen Staaten war 
es nicht anders;?* selbst das TRIPS-Abkommen, das die Anwendung der Art. ı bis 
21 der Berner Übereinkunft vorschreibt, segelt unter der Flagge des Freihandels und 
trägt die Verbotsrechte in die ganze Welt. Die bi- oder multilateralen Vereinbarungen 
zwischen den Staaten setzten immer Gegenseitigkeit, Reziprozität voraus. So lässt 


348 Die Bevölkerung der preußische Staaten stieg bis 1800 auf 6,2 Millionen; KELLENBENZ, Wirtschafts- 


geschichte Bd. 1, S. 306. Preußen konnte 1794 ein Nachdruckverbot erlassen. 

349 WARNKÖNIG, Rechtsphilosphie als Naturlehre, S. 365; KLOSTERMANN, Geistiges Eigentum 1, S. 6; WEBER, 
Zollverein, S. 71, 365, 435 f.; AEGIDI/KLAUHOLD, Staatsarchiv, Bd. 10 (Januar bis Juni 1866), S. 285; Bd. 14 
(Januar bis Juni 1868), S. 173; Bericht des Schweizerischen Handels- und Zoll-Departements über seine 
Geschäftsführung im Jahre 1866, abgedruckt in Preußisches Handelsarchiv vom 14. Juni 1867, $. 580 f.; 
Denkschrift Nr. 204 in Sammlung der Drucksachen des Reichstages des Norddeutschen Bundes im Jahre 
1869. Band III von Nr. 175 bis 283. Die französische Regierung hatte 1853 (Zollverein) oder 1864 (Schweiz) 
den Abschluss eines Handelsvertrages von einer Konvention zur Anerkennung des geistigen Eigentums 
abhängig gemacht. 

35° Bei der Beratung über die Reichsverfassung der Paulskirche wies der volkswirtschaftliche Ausschuss 
daraufhin, das geistige Eigentum müsse unter dem ausschließlichen Schutz der Reichsgewalt stehen, damit 
»namentlich die seitherigen für den wahren Schutz des geistigen gänzlich unfruchtbaren Particulargesetze 
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sich beispielsweise auch erklären, wieso Österreich-Ungarn 1840 einen internationalen 
Vertrag über das Verbot des Nachdrucks mit Sardinien schloss, obwohl es zu dieser Zeit 
weder im Königreich Sardinien noch in Österreich-Ungarn ein nationales Urheberrecht 
gab. 

Internationale Abkommen über geistiges Eigentum sind ein mächtigeres Instrument 
des Absatzschutzes als bloße Einfuhrverbote, Schutzzölle oder Exportfördermittel. 
Rechteinhaber können so die ausländische Konkurrenz nicht nur vom eigenen Ter- 
ritorium fern halten, sondern auch von ausländischen Absatzgebieten. Die logische 
Konsequenz aus der Vergrößerung der möglichen Produktions- und Absatzgebietes 
der unterschiedlichen Regionen ist das weltweit gültige Urheberrecht. Dessen Inkraft- 
setzung ist auch eine Frage der Außenhandelsbilanz, denn es wird von den Staaten 
vorangetrieben, in denen die Rechtsinhaber für die nachgefragten Güter ihren Sitz 
haben. Die einen Staaten forcierten das geistige Eigentum, für die anderen Staaten war 
es oktroyiert. Sie schluckten die bittere Pille nur, wenn sie im Gegenzug andere Vorteile 
als Ausgleich in Aussicht gestellt bekamen. 
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In Deutschland kann man mehrere Perioden des Buchhandels unterscheiden: Den 
frühen Wanderhandel, das in etwa während der Epoche des Barocks anzusiedelnde 
Tauschzeitalter und die Umbruchzeit, in die auch das Nachdruckzeitalter ab dem Sie- 
benjährigen Krieg fällt, die in den modernen Konditionenhandel mündete. Die Zeit bis 
zum Inkrafttreten des preußischen Urhebergesetzes 1837 wird in der rechtshistorischen 
Literatur zum Urheberrecht üblicherweise als Privilegienzeit umschrieben.”” Die um- 
fassenderen Darstellungen der Sekundärliteratur zur Geschichte des Urheberrechts 
orientieren sich bei der Beurteilung der Privilegien daran, inwieweit die Privilegien 
dem heute geltenden Urheberrecht gleichen, also ob sie dem Autor gewährt wurden, 
für welche Dauer, ob sie vom Druck abhängig waren etc. Maßstab sind vor allem die 


der Einzelstaaten ihre Endschaft erreichen.« Dieser Einwand führte zur Aufnahme des Art. IX $ 164 im 
Abschnitt über die Grundrechte: »Das geistige Eigenthum soll durch die Reichsgesetzgebung geschützt 
werden.« Vgl. WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 22-28. Der gleiche Gedanke findet sich in den Notizen 
Savignys zum preußischen Gesetz über den Nachdruck 1837; WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 291-307. 

35! DILLENZ, Berner Übereinkunft, S. 168. Österreich musste nach dem ı. Weltkrieg als Reparationsleistung 
der Berner Übereinkunft beitreten, nachdem es - damals noch als Vielvölkerstaat - wegen des kleinen 
Absatzmarktes mancher Sprachen den Beitritt im 19. Jahrhundert abgelehnt hatte. 

35° WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 102, 119; Vogel in: LOEWENHEIM etal., Handbuch des Urheberrechts, 
S. , RdNr. 2-6, m w. Nachw. Die Privilegien sind in mehreren Schriften relativ genau untersucht worden: 
BAPPERT, Wege; POHLMANN, Frühgeschichte, GIESEKE, Privileg; Bosse, Autorschaft, sowie die im Laufe 
des Textes aufgeführten Arbeiten von Barbara Dölemeyer, Diethelm Klippel oder Elmar Wadle. Arbeiten, 
die sich nur mit der Sekundärliteratur befassen, gehören zu den kritischen Auseinandersetzungen mit 
den Kritikern, aber nicht mit dem historischen Gegenstand. 
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von den absolutistischen Fürsten erteilten Ausschließlichkeitsrechte. Aufgrund der 
territorial beschränkten Reichweite der Druckerordnungen waren die in Form der 
Privilegien erteilten Ausschließlichkeitsrechte zwar nicht »die einzigen Instrumente 
des Schutzes«,?’? aber die bedeutendsten. Der deutsche Kaiser hatte zwar auch die 
Möglichkeit, im Rahmen des Bücherregals Privilegien zu erteilen, jedoch wurden sie 
nach dem Dreißigjährigen Krieg von Territorialhoheiten immer weniger beachtet. Um 
in einem ausländischen Staat oder einer Freien Stadt einen Absatzschutz zu erhalten, 
war es notwendig, dass die dortige Territorialhoheit das Recht einem Exterritorialen 
gewährte. Die Druckerordnungen sollten fremde Konkurrenten möglichst ausschalten, 
boten Fremden kein eigenes Recht, und Privilegien anderer Hoheiten wurden nicht 
anerkannt. 

Der Begriff Privilegienzeit ist angesichts der Bedeutung dieses typischen Regelungsin- 
struments des absolutistischen Fürsten, der es für alle möglichen Sachverhalte einsetzen 
und nach Gutdünken gestalten konnte, wenig aussagekräftig. Es kommt darin eine 
Überbewertung der Privilegien für den Buchhandel zum Ausdruck, die den damaligen 
Anschauungen im Handel wohl nicht gerecht wird. Im 16. Jahrhundert wurden nur 
vereinzelt Privilegien beantragt und erteilt.°°* Koppitz, der den Bestand der Akten 
beim kaiserlichen Reichshofrat gesichtet hat, schätzt, dass von 1500 bis 1800 nur für 
einen verschwindend kleinen Anteil, weniger als ein Prozent der Neuerscheinungen, 
Privilegien beantragt wurden.°° Das sind zwar nur die kaiserlichen Privilegien, nicht 
die der Landesfürsten, jedoch ist nicht ersichtlich, dass landesherrliche Privilegien in 
viel größerem Ausmaße beantragt wurden.35° Die Bedeutung der Städte wird in der 
Diskussion vernachlässigt, obwohl Druckorte wie Augsburg, Basel, Frankfurt am Main, 
Nürnberg, Köln, Straßburg oder Ulm keinem Landesfürsten unterstellt waren. 

Im wirtschaftspolitischen Bereich war es ein Förderinstrument des Fürsten, der die 
Produktion von konkret vermarktbaren Güter im eigenen Hoheitsgebiet unterstützte 
und unter anderem durch die Verleihung eines Ausschließlichkeitsrechts förderte.?7 


353 WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 145; ähnlich etwa VoGEL, Urheberrechtsgeschichte, S. 20; SCHOTTEN- 
LOHER, Druckprivilegien, S. 89. 

354 GIESEKE, Privileg, 52, 58. 

355 KOPPITZ, Druckprivilegien, S. 354; Ders., Die kaiserlichen Druckprivilegien im Haus-, Hof- und Staatsar- 
chiv Wien. München: 2008, Harrassowitz. Buchwissenschaftliche Beiträge aus dem Deutschen Bucharchiv, 
Bd. 75. 

3° Auch in Frankreich waren es viel weniger, als man nach der typischen Urheberrechtsliteratur zu 
vermuten geneigt ist. Laut Bırn, Profits of Ideas, S. 149, sollen zwischen 1700 und 1789 (einige Unterbre- 
chungen) nur 2586 Anträge auf auf Erteilung eines Privilegs gestellt worden sein, von denen zwei Drittel 
erteilt wurden. 

7 Die Wahlkapitulation Karls V. ordnet die Privilegien in Art. 4 unter folgende Gegenstände ein: 
»Regalia, Oberkait, Freiheiten, Privilegien, Phandschaften und Gerechtigkeiten, auch Gebrauch und guete 
Gewonheiten, so sie bisheer gehebt oder in Ubung gewesen sein, zu Wasser und zu Lande.« Die Befugnis zur 
Privilegienerteilung war Teil der Gesetzgebungsgewalt des Fürsten, ein »gesetzliches Steuerungsinstrument 
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Produzenten machten ihre Investitionsentscheidung oft davon abhängig, welche Sonder- 
rechte ihnen eingeräumt wurden. Die Staaten versuchten dieses Interesse in bestimmte 
Bahnen zu lenken. Das Recht wurde als Standortfaktor zur Verhandlungmasse, da 
durch das Ausschließlichkeitsrecht die Chance auf überdurchschnittliche Gewinne 
den Investitionsanreiz im Inland erhöhte. Die Erfindungs- und Einführungsprivilegien 
wie auch das ausschließliche Vervielfältigungsrecht von Schriften waren eingereiht 
unter einer Vielzahl von hoheitlich gewährten Privilegien und anderen merkantilis- 
tischen Praktiken (wie Schutzzöllen), weil die Herrscher in der Regel alle Güter im 
Inland produzieren lassen wollten, um den Abfluss der Zahlungsmittel ins Ausland zu 
vermindern. Bei den Gewerbeprivilegien handelte der Fürst eher wie ein Unternehmer, 
der die Produktion in seinem Betrieb ordnet, indem er einem Untertanen nicht nur die 
(unter Umständen ausschließliche) Befugnis einräumte, sondern auch die Pflicht zur 
Ausübung auferlegte. Es war nicht nur das ausschließliche Recht, ein bestimmtes Gut 
zu produzieren, sondern auch die allerdings nur in beschränktem Maße durchsetzbare 
Pflicht. Den Privilegien lag nicht zwingend eine Rechtsnorm zu Grunde. Sie konnten, 
mussten aber nicht im Einklang mit einem allgemeinen Rechtsgrundsatz erteilt werden. 
Zumeist sollten sie ein Sonderrecht verleihen, das damit zwar Recht schuf, aber keine 
allgemeine Rechtsregel bestätigte oder bekräftigte.35® Die absolutistischen Fürsten sa- 
hen sich bei der Vergabe der Privilegien wie auch sonst in ihrem politischen Wirken 
nicht an bestimmte Regeln gebunden,?? so dass je nach individueller Einstellung des 


des Rechts« (MOHNHAUPT, Erteilung und Widerruf, S. 108). KLiPPEL, Privileg in der Staatsrechtslehre, S. 287, 
bezeichnet es als »für den absolutistischen-merkantilistischen Ständestaat typisches Steuerungsinstrument«. 
Nachweise in Abschnitt 4.2.3, sowie VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 18. 

358 MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, $.278 f., 304-310; WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 124; WEBER, 
Wirtschaft und Gesellschaft, S. 535; KLIPPEL, Privileg in der Staatsrechtslehre, S. 287-289. WALZ, Privilegien 
zum württembergischen Gewerberecht, S. 456, weist darauf hin, dass der Rechtsgewinn eines Gewerbepri- 
vilegs oft nur die sowieso freie Gewerbetätigkeit nochmals absicherte (bezogen auf Württemberg). 

359 Nicht nur in Frankreich, auch die deutschen absolutistischen Fürsten, die als Souverän auch souverän 
- »weil ich es so will«, wie es in den Anordnungen der französischen Könige regelmäßig hieß - entschieden, 
richteten sich nach ihren eigenen Überzeugungen oder überließen das Feld den von ihnen ausgewählten 
Beamten. Die vollständig gegensätzliche Ausrichtung der Staatspolitik der preußischen Könige Friedrich 
1, Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. mag als Beispiel dienen. Die Fürsten sind, wie Cardin Le Bret 
1632 in seinem Traktat DE LA SOUVERAINITE schrieb, »nicht verpflichtet, irgend einer Macht auf Erden 
Rechenschaft zu geben, erfreuen sich aller Rechte, die sich aus unbegrenzter und absoluter Macht ergeben, 
und sind in ihrem Herrschaftsbereich völlig souverän«, und weiter »die königliche Macht ist ebenso unteilbar 
wie der Punkt der Geometrie« (zit. nach Tapı£, Das Zeitalter Ludwig XIV., S. 295 f.). Die folgende Äußerung 
aus der Ihronrede Jakob I. 1603 war keineswegs satirisch gemeint, auch wenn er eine extreme Auffassung 
von seinem Gottesgnadentum hatte: »Gott hat Gewalt, zu schaffen und zu vernichten, Leben und Tod zu 
geben. Ihm gehorchen Leib und Seele. Dieselbe Macht haben die Könige, sie schaffen und vernichten ihre 
Untertanen, gebieten über Leben und Tod, richten in allen Dingen, sind niemanden verantwortlich als Gott 
allein. Sie können mit ihren Untertanen handeln wie mit Schachpuppen, das Volk wie eine Münze erhöhen 
und herabsetzen«, zit. nach FRIEDELL, Kulturgeschiche, S. 37 (Bd. 2). LOTHAR SCHILLING, Normsetzung in 
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Fürsten oder der von ihm eingesetzten Beamten ein unterschiedlicher Maßstab zur 
Anwendung kommen konnte.3°° Im Buchhandel ist dies insbesondere für Frankreich 
untersucht worden. Mit Wechsel des für den Buchhandel zuständigen Beamten oder 
mit neuen Ministern änderte sich auch die Praxis der Privilegienerteilung. In Frank- 
reich hatte der König 1726 gesagt, dass nur er Druckprivilegien erteile und entziehe 
und in dieser Hinsicht jedem Anspruch auf ein garantiertes Eigentum eine Absage 
erteile.?° 1777 erklärte er, dass die Privilegien eine Gnade seien, die ihre Grundlage 
in der Gerechtigkeit hätten. Wenn man sich nicht mit einzelnen Privilegien und der 
individuellen Geisteshaltung der für die Erteilung zuständigen Personen beschäftigt, 
kann man nur Regelmäßigkeiten, aber keinen allgemein gültigen Rechtssatz aufzeigen. 

Druckprivilegien integrierten sich weitgehend in das allgemeine System der damali- 
gen Wirtschaftspolitik.?° Das Privilegienwesen des 18. Jahrhunderts war grundsätzlich 
eingebettet »in die Zweckmäßigkeitserwägungen guter ‚Policey, die der Erreichung der 
Glückseligkeit dienen, also des für die politische Theorie des aufgeklärten Absolutismus 
typischen Staatszwecks.« Neben wirtschaftspolitischen oder individuellen Interessen 
hätte auch das Ziel der Verbilligung der Bücher oder deren besseren Erhältlichkeit bei 
der Erteilung von Privilegien eine Rolle gespielt.°® In Venedig gab es klare Regeln zur 
Erteilung der Privilegien, wobei absolut neue Bücher zur längsten (20 bis 30 Jahre), 


der Krise - zum Gesetzgebungsverständnis im Frankreich der Religionskriege, Studien zur europäischen 
Rechtsgeschichte 197. Frankfurt am Main: Klostermann, 2005, zeichnet ein differenzierteres Bild, indem 
er die Schranken, denen auch die französischen Könige unterworfen waren, aufzeigt. 

36° Bis in die letzten beiden Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts hinein war die Auffassung, der Fürst sei an 
die von ihm selbst gegebenen Gesetze nicht gebunden, auch unter den Autoren des Naturrechts weitgehend 
unbestritten; vgl. KLiPPEL, Privileg im deutschen Naturrecht, S. 332-337. Allerdings ist die Ansicht von 
WADLE, Privilegienpraxis, S. 335, man müsse die Umstände und Bedingungen jedes Einzelfalles ermitteln, 
um die Praxis der Privilegienerteilung näher zu erfassen, zumindest für die Druckprivilegien übertrieben. 
FRITSCH, Von den Buchdruckern, S. 40 f., führt am Ende des 17. Jahrhunderts aus, dass die kaiserlichen 
Druckprivilegien bestimmten Standards entsprochen hätten. 

3° Nachdem 1726 eine von Louis d’Hericourt verfasste Petition dem königlichen Siegelbewahrer Fleuriau 
d’Armenonville von Pariser Buchhändlern überreicht wurde, in der dargelegt wurde, dass die Werke 
unabhängig von einem Privileg als Eigentum anzusehen seien (für die Durchsetzung des Rechts hätte die 
Pariser Gilde aufgrund der hoheitlichen Zunftbefugnisse selbst sorgen können), geriet dArmenonville 
so in Rage, dass zwei Gildenmitglieder zum Rücktritt von ihren Ämtern gezwungen wurden und der 
Drucker des Pamphlets aus Paris fliehen musste, da ihm Gefängnis drohte; vgl. Bırn, Profits of Ideas, 
S. 144 f. 

3% Die Einschränkung weitgehend ist erforderlich, da ein Teil der Druckprivilegien auch an Fremde 
erteilt wurde; für die kaiserlichen Privilegien, vgl. KoppITz, Druckprivilegien, S. 352. 

3% KLippEL, Idee des geistigen Eigentums, S. 337. Er ist der Meinung, man könnte in den Privilegien nicht 
die Wurzeln des modernen gewerblichen Rechtsschutzes und Urheberrechts sehen, denn sie seien mit dem 
freien Markt und dessen Grundlagen nicht vereinbar. Unklar ist, wieso moderne Immaterialgüterrechte 
mit dem freien Markt vereinbar sein sollen. Privilegien hatten wie die modernen Immaterialgüterrechte 
den Zweck, den freien Markt einzuschränken oder zu beseitigen, indem sie den Wettbewerb mit dem 
monopolisierten Gut unterbinden. 
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noch nie in Venedig gedruckte oder seit einigen Jahren vergriffene Bücher zu einer 
kürzeren Privilegiendauer führten (fünf bis fünfzehn Jahre) .36* 

Nicht allen Werken wurde das Privileg zugesprochen, auch wenn es mit der Zahlung 
einer Gebühr und der Abgabe von Pflichtexemplaren verbunden war und so dem Herr- 
scher Einnahmen versprach.?% Einen Rechtsanspruch auf ein Privileg gab es nicht, da 
sie aufgrund des allgemeinen Herrschaftsanspruchs des Fürsten gewährt wurden.3°° In 
manchen Ländern wurden ausländischen Werken überhaupt keine Privilegien erteilt, 
so etwa in den Vereinigten Niederlanden nach dem Dreißigjährigen Krieg oder in Ös- 
terreich unter Maria Theresia.?°” Maßgebliche Aspekte für die Erteilung der Privilegien 
waren in der Regel Verlagsaufwand, Manuskriptaufwand (des Autors selbst oder das an 
ihn gezahlte Honorar), Autorenkonsens, Druck, Lieferfähigkeit und damit der Nutzen 
eines Werkes für die Allgemeinheit.?°® Der Antrag auf Erteilung eines Privilegs enthielt 
oft Darlegungen über den Nutzen, den Wert des Buchs und die Neuheit. So konnte 
die Erteilung eines Privilegs durchaus als hoheitliche Anerkennung der Leistung des 
Verfassers eingestuft werden, war doch mit dem Privileg der Ausspruch der Obrigkeit 
verbunden, dass es sich um eine besondere Leistung handele.?7° Allerdings sind die 
Ablehnungsgründe angesichts fehlender ausführlicher Begründung schwer zu erken- 
nen, es sei denn, es handelte sich offensichtlich um ärgerliche Schriften, also solche 
gegen den Kaiser, den Reichsfrieden, die Kirche, lasterhafte Schriften etc.?' 

Da exklusive Druckprivilegien in der Regel nur im Zusammenhang mit dem Druck 
sinnvoll waren, waren sie schon aus Sicht des Antragstellers eng mit dem Druck ver- 
knüpft. Drucker, Verleger oder Autoren investieren Geld und Zeit. Die wirtschaftliche 
Produktion setzt den Druck von vielen Exemplaren voraus. Wenn diese qualitativ hoch- 


364 BoRrGHI, Venetian Experiment, S. 147-154. 

305 Die Kosten variierten in Abhängigkeit vom Umfang des Werkes oder der Dauer und betrugen in 
Wien um 1780 offenbar (neben den Pflichtexemplaren) zwischen drei und zwanzig Gulden, teils auch 
mehr; vgl. KoppITz, Klopstocks Messias-Ausgaben, S. 206. 

366 SIEGRIST, Geschichte, S. 66; GIESEKE, Privileg, S. 56, 88. Manche waren auf die Personen zugeschnitten, 
so dass teilweise nicht sicher war, ob sie über die Lebensdauer des Verleihenden oder des Beliehenen 
hinaus wirksam waren, vgl. MOHNHAUPT, Confirmatio privilegiorum, S. 53, unscharf Bosse, Autorschaft, 
S. 27. 

367 Damit entfiel das Recht auch in den Erblanden; PÜTTER, Büchernachdruck, S. 203. In Holland wurden 
insbesondere die französischen Werke systematisch und in hoher Qualität nachgedruckt (Kapp, Ba. ı, 
S. 498). 

368 KopPpITZ, Druckprivilegien, S. 362-367; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 19-22; BOSSE, Autorschaft, 
S. 29; GIESEKE, Privileg, 60-66; für Frankreich ARMSTRONG, Before copyright, S. 79 f. 

3°% Der Nützlichkeitsaspekt war für Privilegien allgemein von Bedeutung: MOHNHAUPT, Historische 
Vergleichung, S. 359, 376: »Eine Konsequenz solcherart fehlender ‚utilatas‘ hätte nach der Privilegienlehre 
der Entzug des Privilegs sein können«. Vor allem bei den frühen Privilegien stand die Förderung der 
Wissenschaft und Bildung im Vordergrund; SCHOTTENLOHER, Druckprivilegien, S. 90. 

7° Vgl. auch die Beispiele aus Schottland bei Mann, Scotland in European Perspective, S. 56-60. 


37% KoppITz, Druckprivilegien, S. 372. 
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wertig gedruckt wurden, also schöner und fehlerfreier Satz auf gutem Papier und mit 
anständigen Lettern, war die Produktion teuer und risikoreich. Nachdrucke senkten 
die Nachfrage nach den teureren Erstdrucken, erhöhten das Risiko und stellten die 
Wirtschaftlichkeit der Investition in Frage. Um das Risiko dieser Tätigkeit zu mini- 
mieren (oder die Renditechancen zu erhöhen), wurde ein ausschließliches Recht für 
eine beschränkte Dauer erteilt. Für Drucke wurden dementsprechend in der Mehr- 
zahl den Verlegern - diese hatten in wirtschaftlicher Sicht Konkurrenten, nicht die 
Autoren - Ausschließlichkeitsrechte zugestanden. Die ersten Kapitalgeber als Verleger 
der Drucker traten in Italien in Erscheinung, und nahezu zwangsläufig wurden auch 
in Italien die ersten Privilegien nachgefragt und erteilt. Im deutschsprachigen Raum 
wurden Druckprivilegien über mehr als 300 Jahre an Autoren, Bearbeiter, Drucker oder 
Verleger bis in das 19. Jahrhundert hinein erteilt.?”” So wurde beispielsweise für die 
Reichspolizeiordnung von 1530 (Augsburg) ein Druckprivileg an Matthäus Auerbach, 
vermutlich der Verleger, denn der Drucker war Johann Schöffer in Mainz, erteilt.?7? 

Da Privilegien den Charakter einer Ausnahme hatten, war die Praxis der Gewährung 
und Durchsetzung der Nachdruckverbote in den einzelnen Fürstentümern vielgestal- 
tig und veränderte sich im Laufe der Jahre. Privilegien konnten für neue Texte, für 
Werke verstorbener Autoren, für Noten, für den erstmaligen Druck eines Werks in 
Deutschland oder auch aufgrund guter Beziehungen zum Reichshofrat erlangt wer- 
den.?7* Teilweise, wenn auch nicht unumstritten, erstreckte sich das Privilegium auch 
auf alle von einem katholischen Orden, Buchhändler oder Drucker herausgegebenen 
oder noch herauszugebenden Werke.?> 

Das mit Abstand umfangreichste enzyklopädische Werk, das im Europa des 18. Jahr- 
hunderts hervorgebracht wurde, war das GROSSE VOLLSTÄNDIGE UNIVERSALLEXICON 
ALLER WISSENSCHAFFTEN UND KÜNSTE. Bis 1754 wurden 68 Foliobände mit rund 
68 000 Seiten veröffentlicht. Für dieses Lexikon wurde dem Verleger Johann Heinrich 
Zedler vom preußischen König Friedrich Wilhelm 1. 1731 ein wohl typisches Privileg 
erteilt. Darin wurde das Verbot ausgesprochen, dass 


sich niemand unterstehen solle, ohne ihren Wissen und Willen dasselbe in den 
nechsten Fünff Jahren, weder gantz noch zum Theil, weder durch Extracte noch 


37° GIESERE, Geschichtliche Entwicklung, S. 24; GIESEKE, Privileg, S. 41, 66; WADLE, Abschied vom Privileg:, 
S. 377. Das erste deutsche Privileg stammt von 1501. $ 71 Abs. ı des Urhebergesetzes 1870 untersagte 
schließlich die (zusätzliche) Privilegienvergabe. Das Gesetz galt zunächst nur für den norddeutschen 
Bund, wurde jedoch 1871 im gesamten Kaiserreich in Kraft gesetzt. 

973 SCHOTTENLOHER, Druckprivilegien, S. 98; WEBER, Die Reichspolizeiordnungen, S. 46. 

374 BAPPERT, Wege, S. 207; KOHLER, Das Autorrecht, S. 85; GIESEKE, Privileg, S. 60-66; VOGEL, Urheber- 
rechtsgeschichte, Sp. 15-17. Bei POHLMANN, Frühgeschichte, S. 262-297, sind Privilegien und teils auch die 
Anträge von 1511 bis 1756 aus Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien oder Dänemark abgedruckt. 

75 KoppiITz, Druckprivilegien, S. 367; Kapp, Bd. 1, S. 747. 
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in andern Format, vermehret oder vermindert, noch auf diese oder andere Art 
verändert, nachzudrucken noch zu verlegen, weniger die auf einige vorbenannte 
Weise ausser Unserm Gebiethe von andern gedruckte oder verlegte Exemplaria 
in Unsere Lande einzuführen, und darin heimlich oder öffentlich zu verhandeln, 
oder auf andere Art zu distrahiren [...] Wir und Unsere Nachkommen wollen 
auch mehrgenannten Johann Heinrich Zedler, seine Erben und Cessionarien, die 
Zeit der Fünff Jahre über dabey allergnädigst schützen 


Man kann an dem Privileg erkennen, welche Gefahren der Verleger sah. Es war un- 
tersagt, einen Nachdruck ganz oder zum Teil, in einem anderem Format oder mit 
gekürztem, erweiterten oder veränderten Text selbst vorzunehmen oder zu veranlassen 
(verlegen). Ferner waren die Einfuhr eines körperlichen Nachdrucks wie auch bloße 
Vertragsschlüsse über den Kauf von Nachdrucken verboten. Das Verbot des Handels 
betraf also auch bloße Verträge über die Lieferung eines Nachdrucks, ohne dass der 
Nachdruck selbst in das Territorium eingeführt werden musste. Der Verstoß gegen das 
Nachdruckverbot war 


bey Confiscation aller Exemplarien, sie mögen angetroffen werden bey wem sie 
wollen, auch einer Geld-Strafe von Tausend Marck Löthigen Goldes, halb Unserm 
Fisco, und die andere Helffte nebst den Exemplarien dem Impetranten 


strafbewehrt. Die Strafandrohung war eine typische, die »Gesetzeseigenschaft konstituie- 
rende Wirkung« der Privilegien, da allgemeingültig und unter Androhung einer Strafe 
das Gebot ausgesprochen wurde, »den Privilegierten bei der Ausübung seines Rechts 
nicht zu stören.«37° 

Das übliche kaiserliche Privileg, das für ein bestimmtes Buch einem Buchhändler 
erteilt wurde, lautete nach dem Dreißigjährigen Krieg wie folgt: 


Kund und zu wissen sey hiermit allen Buchdruckern, Buchführern, Buchbindern 
und anderen, die den Bücherhandel, auf was Art es immer seyn möge, treiben; 
daß von Ihro Römisch Kayserlichen Majestät der ersten Auflage dieses Wercks 
ein Privilegium allergnädigst verwilliget seye; soll demnach keiner sich gelüsten 
lassen, dieses Werck innerhalb des H.R. Reichs, und der Kayserl. Majestät Erb- 
Landen und Königreiche in einem anderen Druck miteinander oder zum Theil 


376 MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 277; vgl. auch das Zitat aus Lobethans ABHANDLUNG ÜBER 
DIE PRIVILEGIEN (1796) bei KLIPPEL, Privileg in der Staatsrechtslehre, S. 288. 1000 Mark »Löthigen Goldes« 
war eine äußerst hohe Geldsumme. Andere Privilegien waren beispielsweise mit fünf Mark löthigen 
Goldes bewehrt. Die Angabe von Pohlmann, GRUR 1960, 278, zehn Mark löthigen Goldes entsprächen 
etwa 750 DM, ist falsch. Löthiges Gold war eine Rechnungseinheit und nicht als Münze im Umlauf. Eine 
Mark löthigen Goldes hatte ab 1750 den Wert von 96 Taler, eine Mark löthigen Silbers den Wert von 
acht Taler (vgl. Döring, Münz- und Wechselkunde, S. 23). Zehn Mark löthigen Goldes, also 960 Taler, 
entsprachen über zehn Jahreseinkommen eines ausgebildeten Arbeitnehmers. Bei FRITSCH, Von den 
Buchdruckern, S. 41 f., sind drei Entscheidungen über die Verwirkung von Strafen abgedruckt. 
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aufzulegen, einzuführen, und heimlich oder öffentlich auszutheilen oder zu 
verkauffen, bey Straf 10 Marck Goldes und Verlust der Exemplarien, wie der 
Inhalt besagten Privilegii des mehrern zeigte.?77 


In der Regel waren sie befristet auf zwei bis zehn, teils auch zwanzig Jahre; dies war 
wohl der geschätzte Zeitraum für den Absatz der ersten Auflage.?”® Die Befristung 
auf die Dauer des Absatzes der ersten Auflage kann durchaus im Zusammenhang 
mit den besonderen Kosten für den Satz und Druck gesehen werden. Die Frist war 
so bemessen, dass das Werk erscheinen und der Verleger die Kosten amortisieren 
konnte. Nachdem diese Kosten erwirtschaftet waren, bestand kein gerechtfertigtes 
Interesse für das Monopol mehr, und das Ziel des Staates, das Erscheinen des neuen 
Werkes zu ermöglichen, war erfüllt. Es gab aber auch unbefristete Privilegien, und 
ab dem 17. Jahrhundert wurden in Deutschland Verlängerungen oder, genauer gesagt, 
(entgeltpflichtige) Erneuerungen üblich.?”? 

Seit dem 16. Jahrhundert war es üblich, dass die Zustimmung des Autors zum Druck 
vorliegen musste, damit ein Privileg erteilt wurde.3°° Laut Kapp wurden Privilegien 
allerdings in den frühen Jahren des Buchdrucks bis zum Ende des 16. Jahrhunderts 
in großer Anzahl für Schriften der antiken Klassiker und sonstige ältere Werke erteilt, 
die in den Bibliotheken der Klöster und Fürsten in ganz Europa als Handschriften zu 
finden waren.3®! Die toten Autoren konnten selbstverständlich nicht zustimmen. Bei 
anderen Werken mussten die Drucker erst in den Besitz des Manuskripts gelangen, 
um überhaupt eine Druckvorlage zu haben, was ihnen unter normalen Umständen 
ohne den Autorenkonsens nicht gelang. Somit war in aller Regel derjenige, der die 
Zustimmung des lebenden Autors hatte, zugleich der erste Drucker oder Verleger des 
Werkes. Der Autorenkonsens autorisierte den Wortlaut und wurde ein wesentliches 
Argument, auf das die Verleger insbesondere zu Beginn des 18. Jahrhunderts ihre An- 
sprüche stützten.?®? Dies kam schon bei den Vereinigten Punkten zum Ausdruck, wo 
die strikte Achtung des Vertrages eines Verlegers mit dem lebenden Autor den Kern 


377 FRITSCH, Von den Buchdruckern, S. 40 f. 

378 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 22; Kapp, Bd. ı, S. 740; BAPPERT, Wege, S. 208; GIESEKE, Privileg, 
S. 71; Bosse, Autorschaft, S. 27 und REHBINDER, Schweizer Urheberrecht, S. 70 (Schweiz). Auch DIDEROT, 
Commerce des livres, S. 35, ging davon aus, dass der Absatz einer Auflage durchschnittlich zehn Jahre 
dauert. In den Druckerordnungen von Frankfurt und Nürnberg wurde die neue Auflage als natürlicher 
Zeitpunkt für einen möglichen Wechsel des ausschließlichen Druckrechts angesehen (teils mit Schutz für 
die nicht verkaufte Restauflage). 

>79 KopPpItz, Druckprivilegien, S. 367; BAPPERT, Wege, $. 214; GIESEKE, Privileg, S. 77. 

380 BAPPERT, Wege, S. 167 f; GIESEKE, Privileg, S. 70, 116 f.; KLOSTERMANN, Das Urheberrecht, S. 3; PFISTER, 
French Print Privileges System, S. 122. 

381 Kapp, Ba. 1, $. 745. Venedig schrieb hingegen bereits 1517 vor, dass Privilegien nur noch für »libri et 
opera nova«, also neue Werke, erteilt werden durften; Rose, Authors and Owners, S. 10; BORGHI, Venetian 
Experiment, S. 146. 

3%? Bosse, Autorschaft, S. 29-34. 
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der Begründung für das Nachdruckverbot darstellte. Gieseke spricht in diesem Zusam- 
menhang von Verlagseigentum, das an den Erstdruck anknüpfen soll (die Praxis lässt 
diese Verallgemeinerung nicht zu).?% Entgegen der in der rechtshistorischen Literatur 
verbreiteten Vermutung waren die Autorenprivilegien nicht die große Ausnahme. So 
schätzt Koppitz, dass ein Viertel bis zu einem Drittel der Privilegienanträge von Auto- 
ren, Übersetzern und Kompilatoren stammten, der Rest von Druckern, Verlegern und 
Buchhändlern.?®* Sie wurden im Hinblick auf einen bevorstehenden Druck beantragt 
und erteilt, wenn die Autoren also selbst als Verleger handeln wollten oder das Privileg 
einem Drucker Sicherheit für den Absatz verschaffen sollte.3® Allerdings nutzten die 
Autoren die ihnen erteilten Privilegien auch, um unterschiedliche Auflagen anderen 
Verlegern zu überlassen. Privilegien wurden nur für den Druck beantragt, weil sie 
nur für den Druck benötigt wurden. Für ein Manuskript in der Schublade war kein 
Nachdruckverbot notwendig.°° Im übrigen wurde - jedenfalls bei kaiserlichen Privi- 
legien - das Vorliegen eines Erstdrucks nicht weiter überprüft und auch das gleiche 
Werk gelegentlich doppelt privilegiert.3®7 

Unter den Spätscholastikern, oft eifrige und geistreiche Autoren, spielte das exklusive 
Recht am Geistigen offenbar kein besondere Rolle. Sie waren sich im Grundsatz einig: 
Monopolprivilegien seien nur dann gerechtfertigt, wenn sie dem Gemeinwohl dienten, 
wobei neben den Buchdruckern typischerweise die Gastwirte als Beispiele genannt 
wurden. Würden die Privilegien zum Schaden der Untertanen erteilt werden, würde 
der Fürst sich schwer versündigen und sei - neben den Monopolinhabern - zum 
Schadensersatz verpflichtet, so Molina in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts.3°® 

Fritsch führte aus, die Privilegien seien zwar verhasst und den nach römischen und 
deutschen Gesetzen verbotenen Monopolen ähnlich, könnten gleichwohl gerechtfertigt 
sein. Die Billigkeit würde es nicht zulassen, dass der eine für das Verlegen eines Buches 
hohe Kosten aufgebracht habe, um mit seiner Arbeit einen Profit und eine Belohnung zu 


3% GIESEKE, Privileg, S. 93-105, m. w. Nachw.; BAPPERT, Wege, S. 217 ff.; STEINER, Autorenhonorar, 
S. 44-48. Gieseke ging ursprünglich (GIESERE, Geschichtliche Entwicklung, S. 5ı f.) davon aus, das Verlags- 
eigentum sei ohne Privileg allein durch den Erstdruck entstanden. 

384 KoPpPITZ, Druckprivilegien, S. 354 £. Vgl. POHLMANN, Frühgeschichte, (Komponisten); PFISTER, French 
Print Privileges System, S. 120 f., (Frankreich). 

385 BAPPERT, Wege, S. 183 ff; Bosse, Autorschaft, S. 27; GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 751, GIESEKE, Privileg, 
S. 59, 63, 68, 71; STEINER, Autorenhonorar, S. 42; MÜLLER, Urheber- und Verlagsrecht. Bd. 1, S.ı. 

3#° Die Veröffentlichungsabsicht sei in allen (»Hunderte«) untersuchten Privilegien zum Ausdruck 
gekommen, so POHLMANN, Frühgeschichte, S. 192; vgl. auch BAPPERT, Wege, S. 192; BAPPERT, Urhebergeist, 
S. 445-449; GIESEKE, Privileg, 71. Die Ansicht, dass der Nachdruck nur von Werken verboten war, beidenen 
» die schöpferische Leistung [...] bereits glaubwürdige Gestalt gefunden« habe (so POHLMANN, Frühgeschichte, 
S. 194), ist nicht zutreffend. Als Gegenbeispiel mag das genannte Zedlersche Lexikon dienen, das erst 
noch geschrieben werden musste. 

387 KopPITZ, Druckprivilegien, S. 366. 

388 HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 143-145. 
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erlangen, dieser Hoffnung jedoch durch das Unternehmen eines anderen Buchdruckers 
beraubt und nicht selten sogar in Armut gestürzt werde. Außerdem würde durch das 
Privileg für die Buchführer ein Anreiz geschaffen, »auf ihre Kosten gelehrter Leute 
Schrifften und Wercke zum Druck zu befördern.« Schließlich sei die Dauer der Privilegien 
befristet; sie könnten so »dem gemeinen Wesen um so weniger Schaden thun.« Würden 
die Privilegien unbefristet oder unwiderruflich erteilt werden, sei die Gefahr eines 
Missbrauchs zum allgemeinen Schaden hoch.3®? 

Dies war keine Adaption der Arbeitstheorie oder der utilitaristischen Rechtferti- 
gung des Statute of Anne (Fritsch hatte seinen Text schon 1675, also 15 Jahre vor der 
Publikation der Two TREATISES, veröffentlicht).??° Der Unterschied zur Einordnung 
des bearbeiteten Objekts als Eigentum aus naturrechtlichen Gründen bei Locke (der 
aber im Hinblick auf den Nachdruck auch nicht die Arbeitstheorie anwandte) liegt 
darin, dass Fritsch von einem zu gewährenden monopolähnlichen Recht spricht und 
keine Gleichstellung dieses Rechts mit einem urwüchsigen Eigentum vollzieht. Es war 
aber auch keine neue Begründung, selbst wenn sie noch heute (unter dem Stichwort 
Trittbrettfahrer) diskutiert wird. 

Privilegien sollten in der Regel den Lohn für besondere Leistungen der Autoren, 
Bearbeiter und Drucker, die Früchte der Arbeit, sichern.??' So hieß es beispielsweise im 
1537 von Karl V. erteilten Privileg zu Gunsten Johann Walderus, der Drucker solle vor 
Nachdruck bewahrt werden, um nicht um die Früchte seiner Arbeit und Bemühungen 
gebracht zu werden.??” Die Mühen der Autoren und die der Drucker wurden gleich 
behandelt, jedoch war das Erscheinen als Druckwerk entscheidend für das Recht.??® Für 
nützliche, kleine Bücher, deren Druck keine hohen Kosten verursachen würde, sollen 
nach Fritsch keine Privilegien erteilt werden, da es nicht selten geschehe, dass »durch 
den Mißbrauch dergleichen Piegen ertheilten Privilegien, solche um einen unbilligen 
Preiß taxirt und verkaufft werden.«°°* Dies kann man durchaus modern verstehen: 


389 ErıtscH, Von den Buchdruckern, S. 41-44; vgl. auch FROHNE, Ahasver Fritsch, S. 14 f. Nach SCHOT- 
TENLOHER, Druckprivilegien, S. 91, wurden insbesondere für die teuren Werke Privilegien nachgefragt. 

39° Das Original wurde 1675 unter dem Titel TRACTATUS DE TYPOGRAPHIS, BIBLIOPOLIS, CHARTARIIS, ET 
BIBLIOPEGIS. IN QUO DE EORUM STATUTIS & IMMUNITATIBUS, ABUSIBUS ITEM & CONTROVERSIIS, CENSURA 
LIBRORUM, INSPECTIONE TYPOGRAPHIARUM & BIBLIOPOLIORUM, ORDINATIONE TAXAE &C. SUCCINCTE 
AGITUR beim Hamburger Verleger Hertelius und dem Jenaer Verlag Müllerus veröffentlicht. Digitale 
Fassung, Sächsische Landesbibliothek - Staats- und Universitätsbibliothek Dresden: http://digital.slub- 
dresden.de/ppn273745751. 

39 GIESEKE, Privileg, S. 61; Kapp, Bd. 1, S. 745; ARMSTRONG, Before copyright, S. 79; EISENHARDT, 
Aufsicht über Buchdruck, S. 11; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 24; BAPPERT, Wege, S. 188 ff. POHLMANN, 
Frühgeschichte, S. 193, sieht darin die Anerkennung der geistig-schöpferischen Leistung des Künstlers, 
was aber wohl nur eine andere Bezeichnung für die Arbeit eines Künstlers war. 

3% Übersetzung bei BAPPERT, Wege, S. 193. 

9 Bosse, Autorschaft, S. 27; BAPPERT, Wege, S. 186. 

394 Fritsch, Von den Buchdruckern, S. 44. 
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Wenn ein Drucker viel investiert hat, sollte seine Investition gegen den Wettbewerb 
mit einem billigeren, aber qualitativ schlechteren Nachdruck geschützt werden. War 
die Investition hingegen niedrig, entfiel die Notwendigkeit eines Wettbewerbsverbots, 
denn der Nachdrucker konnte in der Regel auch nicht billiger anbieten. Bei geringen 
Kosten bestand in besonderem Maße die Gefahr, dass das Privileg nur dazu genutzt 
wurde, einen hohen Preis zu verlangen. 

Das Privileg war kein allgemein gültiges Recht, sondern trotz der Regelmäßigkeit 
bei der Erteilung und des oft gleichförmigen Wortlauts ein Sonderrecht, das als För- 
derinstrument für alle möglichen gewerblichen Tätigkeiten in Betracht kam und ent- 
sprechend den Anschauungen der Zeit und denen der zuständigen Personen einem 
Wandel unterlag. Es wurde also kein abstraktes Recht für das Werk erteilt; vielmehr 
wurde die Ausführung des Drucks dem Verleger oft sogar als Pflicht auferlegt.” Der 
Nichtgebrauch eines Privilegs war neben Verzicht, Missbrauch oder Zeitablauf allge- 
mein, also nicht nur bei den Druckprivilegien, ein Grund für deren Beendigung.??® 
Bei den kaiserlichen und den meisten landesherrlichen Privilegien war zudem die 
Verpflichtung zur Abgabe von Pflichtexemplaren ein Bestandteil des Privilegs, und 
diese konnten nur abgegeben werden, wenn das Werk gedruckt war. So wurde Zedler 
im genannten preußischen Privileg verpflichtet, 


bey Verlust dieses Privilegii auch schuldig und gehalten seyn, vorgemeldtes Buch 
sorgfältig corrigiren und aufs sauberste drucken zu lassen, auch davon Drey voll- 
ständige Exemplaria, so wie die Theile nach einander in Druck heraus kommen, 
als ein Exemplar vor Unser Lehns-Archiv, eins vor Unsere Bibliothec, und eins 
vor Unsere Societät der Wissenschafften, auf seine Kosten hieher einzuschicken. 


Durch ein kaiserliches Privileg sollte der Nachdruck bis in das 17. Jahrhundert hinein im 
ganzen Gebiet des Deutschen Reichs verboten sein.?”” Bis zu dieser Zeit war das Recht 
des Kaisers, Privilegien für ganz Deutschland zu erteilen, weitgehend unbestritten. 
Das Privileg war wegen der unbedingten Anweisung an jede Obrigkeit zur Einziehung 
der verbotenen Schriften und der Strafdrohung eine Art Vollstreckungstitel, der un- 
mittelbares Einschreiten - insbesondere auf der Messe - erlaubte (dies wurde auch 
so praktiziert). Im Dreißigjährigen Krieg waren sie jedoch kaum das Papier wert, auf 
das sie geschrieben waren. Im Laufe der Zeit wurden die Befugnisse des Kaisers in 
den Wahlkapitulationen nach und nach auf die Landesfürsten übertragen; die großen 
Fürstentümer handelten immer mehr wie souveräne Staaten, was 1740 in innerdeutsche 
Kriege mündete. 


395 Kapp, Ba. 1, S. 71; KopPpITZ, Druckprivilegien, S. 373; STEINER, Autorenhonorar, S. 42. 

396 MOHNHAUPT, Erteilung und Widerruf, S. 113. 

377 KopPITZ, Druckprivilegien, S. 351-353. Die Größe des Reichs stand auch nicht abschließend fest; 
Böhmen gehörte beispielsweise nicht zum Reich, durfte aber als Kurfürstentum den Kaiser mitwählen. 
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Nach dem Westfälischen Frieden hatten die kaiserlichen Privilegien für Bücher 
in der Praxis nur noch für die Reichsstädte, insbesondere für die Frankfurter Messe, 
Bedeutung. Sie wurden selbst in den habsburgischen Erblanden nicht beachtet. Ein 
Nachdruckverbot konnte noch in den einzelnen Ländern durch von den betreffenden 
Landesherren erteilte Privilegien erwirkt werden.3°® Ein Beispiel: Der erste Band des 
UNIVERSALLEXICON Zedlers, das in Preußen und vom Kaiser im April 1731 privilegiert 
worden war, wurde in Kursachsen auf der Michaelismesse (Herbst) 1731 angeboten. 
Die Leipziger Verleger Gleditsch und Fritsch’ Erben, die die Privilegienerteilung in 
Sachsen durch einen Einspruch verhindert hatten, sorgten dafür, dass die Auflage in 
Leipzig trotz kaiserlichen Privilegs beschlagnahmt wurde, da angeblich zahllose Artikel 
abgeschrieben waren.??? Die sächsischen Beamten behandelten die nur kaiserlich privi- 
legierten Bücher, als wären sie überhaupt nicht privilegiert, um die eigenen Verleger zu 
fördern oder um einen Antrag auf ein Privileg im eigenen Territorium, verbunden mit 
der Abgabe von Pflichtexemplaren und der Zahlung von Gebühren, zu erzwingen.*°° 

In dem Zeitraum war das Raubkopieren oft genug nicht rechtswidrig, der aus heutiger 
Sicht rechtmäßige Druck hingegen konnte rechtswidrig sein. Fälle, in denen mangels 


399 HARUM, Österreichische Preßgesetzgebung, S. 11, WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, 


S. 97. PÜTTER, Büchernachdruck, S. 22, führt aus, dass das Privileg im jeweiligen Land »dem privilegierten 
Verleger ein eigenthümliches Verlagsrecht an diesem Werke gab, das sonst der allgemeinen natürlichen 
Verlagsfreiheit unterworfen gewesen wäre.« 

999 Der Streit um die Privilegierung von Zedlers Lexikon, dessen erster Band auf der Leipziger Messe 
beschlagnahmt wurde, wird ausführlich bei QuUEDENBAUM, Der Verleger und Buchhändler Zedler, S. 63 
ff., geschildert. Fritsch’ Erben wandten sich gegen das Erscheinen von Zedlers Universallexikon, da dies 
nur geschaffen werden könne, wenn das Fritsch'sche Lexikon als Grundlage genutzt werde. 1732 erscheint 
die auf den Streit zwischen den Verlegern um das UNIVERSALLEXICON gemünzte CHARLATANERIE DES 
NACHDRUCKS - angeblich in 2. Auflage (eine erste ist nicht bekannt) - die »schon vollständig die Luft des 
kommenden Nachdruckzeitalters« atmet. GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 2; WITTMANN, Buchhandel, S. 103. 
Johann Abraham Birnbaum nahm diese auf und verfasste eine unter den Urheberrechtsgeschichtlern 
bekannte Schrift unter dem Titel: EINES AUFRICHTIGEN PATRIOTEN UNPARTHEYISCHE GEDANCKEN 
ÜBER EINIGE QUELLEN UND WIRCKUNGEN DES VERFALLS DER IETZIGEN BUCH-HANDLUNG, WORIN- 
NEN INSONDERHEIT DIE BETRÜGEREYEN DER BÜCHER-PRÄNUMERATIONEN ENTDECKT, UND ZUGLEICH 
ERWIESEN WIRD, DASS DER UNBEFUGTE NACHDRUCK UNPRIVILEGIRTER BÜCHER EIN ALLEN RECHTEN 
ZUWIEDERLAUFFENDER DIEBSTAHL SEY. 

#09 MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 307, KapP, Bd. 1, S. 495, 739 f, GRAMLICH, Rechtsordnungen, 
S. 89 f.; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 19, KopPITZ, Klopstocks Messias-Ausgaben, S. 205. Am meisten 
nachgefragt waren neben den kaiserlichen die Privilegien aus den großen Staaten Kursachsen (diese 
galten auch für Polen), Brandenburg und Bayern (Pfalz). Nach dem Ende des alten Reichs 1806 gab es 
keine Möglichkeit mehr, für den gesamten Deutschen Bund mit nunmehr nur noch 39 Bundesstaaten ein 
Verbotsrecht durch eine staatliche Maßnahme zu erlangen. Goethe beantragte 1825 zwar bei der Bundes- 
versammlung ein Privileg für eine neue, vollständige Ausgabe seiner Werke (die berühmte Ausgabe letzter 
Hand), die ihm in allen Bundesstaaten das Nachdruckverbot sichern sollte. Aufgrund der Souveränität 
der Bundesstaaten konnte dieses aber nicht erteilt werden, vgl. GIESEKE, Privileg, S. 228, sondern musste 
bei den einzelnen Bundesstaaten beantragt werden. 
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allgemeingültiger Kriterien nicht bestimmt werden konnte, wer Drucke berechtigt ver- 
trieben hatte, waren keine Seltenheit. Dies konnte zu Kollisionen führen, etwa wenn der 
Vertrag mit dem Autor, der Erstdruck oder verschiedene Privilegien aufeinandertrafen. 
Einige Beispiele zeigen dies. Dem Baseler Drucker Froben war 1533 ein kaiserliches 
Privileg für ein Werk von Flavius Josephus erteilt worden. Er verklagte den Kölner 
Drucker Hüttorp, weil dieser das Werk 1534 gedruckt hatte (dieser Druck war eine 
Neuauflage). Hüttorp verteidigte sich mit dem Argument, er habe als Erstdrucker das 
bessere Recht.*°' Der Erfurter Verleger Weber hatte von Kursachsen 1765 ein Privileg 
für den Druck der HEILSVERORDNUNG des Autors Stark erhalten. Die Gebrüder Halle 
aus Brandenburg hatten mit dem Autor einen Verlagsvertrag und waren von diesem 
zum Druck berechtigt worden. Auf der Leipziger Messe vereinbarten die Gebrüder 
Halle die Verrechnung von Forderungen mit der Lieferung von fünfzig Exemplaren der 
HEILSVERORDNUNG. Sie wurden auf der Grundlage des kursächsischen Mandats 1773 
in Kursachsen wegen des Verrechnens mit rechtswidrig gedruckten Werken bestraft. 
Die Strafe wurde auf eine Beschwerde der Gebrüder Halle zwar erlassen, ihr Antrag, 
die Drucke des Verlegers Weber zu beschlagnahmen jedoch abgelehnt und das Privileg 
nicht aufgehoben.*° 

Einen instruktiven Fall schildert Wadle,*% der ein kaiserliches Privileg für Noten- 
schriften betrifft. 1782 erhielt die Wiener Kunsthandlung Artaria & Co. auf die Dauer 
von zehn Jahren das Ausschließlichkeitsrecht für »alle in ihrem Verlag herausgegebenen 
Kupfer- und Schwarzkunststiche, auch die gestochenen Musicalien, mit Beydruckung 
der Worte oder Buchstaben«. Bei der Musikstecherei handelte es sich trotz ihrer Nähe 
zum Kupferstechen um ein gänzlich neues Verfahren.*°* Dem stand ein kurpfälzisches 
Privileg von 1776, 1781 veröffentlicht, entgegen, nach dem »niemand ausser ihm Mi- 
chael Goetz und dessen Associes allein, so viel er deren überkommen wird, in samtlich 
Kurpfälzischen Landen, weder eine Musikstecherei anzulegen, noch mit gestochenen oder 
gedruckten Musikalien Handel zu treiben gestattet seyn solle. Wir erweitern nun solches 
weitres dahin, daß diesen Goetz und Associes allein mit allen gestochenen oder gedruck- 
ten Musikalien den Handel zu treiben erlaubt seyn soll, wenn auch diese Musikalien 


#°° GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 100. 


#92 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 435-442. Die Geschichte war damit noch nicht zu Ende, sondern führte 
zu einem lang dauernden Schriftwechsel zwischen dem preußischen und dem sächsischen Ministerium 
über die Frage des Nachdrucks von Werken aus Nachbarstaaten. 1776 gestanden die Sachsen auch den 
preußischen Verlegern Rechte gegen den Nachdruck zu (vgl. Abschnitt 6.1). 

#93 WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 145-166, (auch abgedruckt in WADLE (Hrsg.), Historische Studien 
zum Urheberrecht in Europa, Berlin: Duncker & Humblot, 1993, $. 33-55), von dem auch die Zitate 
übernommen wurden. Bei Pohlmann findet sich ein ähnliches Beispiel aus 1722 mit einem Generalprivileg. 
Georg Philipp Telemann wurde an der wirtschaftlichen Verwertung seiner Werke gehindert, weil der 
Ratsdrucker das Privileg hatte, sämtliche an der Hamburger Johannes-Schule geschaffenen Werke zu 
publizieren; POHLMANnN, Frühgeschichte, S. 239. 

#4 WADLE, Geistiges Eigentum 1, S. 162. 
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andertwo, sowohl inner- als ausser Lands gestochen oder gedruckt seyn werden.« Dieses 
Produktions- und Handelsmonopol wurde 1782 nach dem Bayerischen Erbfolgekrieg 
auf die bayerischen Lande erweitert, nachdem der kurpfälzische Kurfürst Karl IV. 
Theodor den letzten bayerischen Wittelsbacher beerbt hatte. 

Es handelte sich bei beiden Privilegien nicht um typische Nachdruckverbote, son- 
dern um Generalprivilegien. So hatte der Wiener Reichshofrat Bedenken, das Privileg 
zu erteilen. Es sollten alle im Verlag Artaria & Associes erschienen Kupfer- und Schwarz- 
kunststiche erfasst sein, obwohl diese privilegia exclusiva nicht mehr erteilt wurden, 
teils aufgehoben seien, teils aufgehoben wurden. Allerdings lag eine Genehmigung des 
Kaisers vor, so dass es trotzdem erteilt wurde.*°5 

Da beide Verleger für den gleichen Gegenstand von unterschiedlichen Hoheiten 
in sich überschneidenden Territorien privilegiert waren, kam es zu Kollisionen, und 
die Wiener Verleger forderten eine Bestrafung des Pfälzers. Gegen die Rechtswirk- 
samkeit des Wiener Privilegs wurde ins Feld geführt, dass das kurpfälzische das ältere 
sei und dass durch das kaiserliche Privileg die landesherrlichen Hoheitsrechte der 
Kurpfalz missachtet wurden. Da es sich bei der Musikstecherei um ein neues Verfahren 
gehandelt habe, seinach den Wahlkapitulationen keine Kompetenz des Kaisers und 
des Reichshofrats zur Erteilung der Privilegien gegeben, denn der Anspruch auf die 
Befugnis zur Erteilung des Privilegs könne sich angesichts der neuen Technik nicht 
auf Reichsherkommen stützen. Schließlich sei der Reichshofrat auch nicht für das 
gerichtliche Verfahren zuständig.*°° Es waren praktisch alle Grundlagen umstritten: 
Wer durfte das Privileg erteilen, wem durfte es aufgrund welcher Umstände gewährt 
werden, welchen Inhalt sollte es haben und welche Behörde oder welches Gericht waren 
zuständig? 

Es gab Regeln, die aber nicht wie Rechtsnormen publiziert wurden, sondern internen 
Verwaltungsanweisungen glichen und so lediglich für eine gewisse Regelmäßigkeit 
sorgten. Eisenhardt*” nennt drei Gutachten des Reichshofrats von 1767, 1768 und 
1776, aus denen sich ergibt, dass Privilegien erteilt werden müssten, wenn das Werk 
zensiert sei, nicht gegen die geltenden Reichsgesetze verstoße und darüber noch kein 
Privileg erteilt worden sei. Allerdings wurden auch Nachdrucke privilegiert, etwa als 
Anthologien, verbunden mit dem Hinweis, dass »kein sonst privilegiertes Buch ausser 
der Sammlung zu verkaufen« sei.*°® Wenn Eisenhardt von »geltendem Recht« und einer 
Erteilungspflicht spricht, ist allerdings die Einschränkung zu machen, dass es sich 


4% WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 163. 

406 WADLE, Geistiges Eigentum ], S. 157 £., 161-165. Vgl. auch Berg, Policeyrecht, S. 58 f., der unter Hinweis 
auf den Reichsabschied 1530 und die Reichspolizeiordnung 1577 darlegt, dass das Kammergericht und der 
Reichshofrat zuständig seien. 

#77 EISENHARDT, Aufsicht über Buchdruck, S. 12. 

4° Hingegen wurde ein Antrag auf ein Nachdruckprivileg für eine Buch mit Schriften Friedrichs II. 
abgelehnt; Reuss, Teutsche Staatskanzley, S. 355-357. 
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nicht um publiziertes Recht, sondern um verwaltungsinterne Anweisungen und Regeln 
handelte. Eine entsprechende gesetzliche Pflicht zur Erteilung ist nicht bekannt. So war 
beispielsweise 1791 auch nur von einer Praxis oder von vorläufigen Erfordernissen bei 
der Erteilung der kaiserlichen Druckprivilegien die Rede.*°? Diese Anweisungen galten 
aber nur, solange nicht auf höhere Anordnung hin eine andere Entscheidung erlassen 
wurde. So wurde im Sachverhalt um Artaria & Co. ausnahmsweise ein Generalprivileg 
gewährt, da Joseph Il. es befürwortet hatte.*'° 

Bei diesem kaiserlichen Privileg überschnitten sich zwei Aspekte, nämlich einmal 
das Nachdruckverbot, das aber - wie der Reichshofrat ausführt - nicht als General- 
privileg gewährt werden sollte, und das neue Verfahren Musikalienstecherei, das als 
neues Gewerbe aus den oben dargestellten, merkantilistisch motivierten Gründen (als 
Einführungs- oder Erfinderprivileg) erteilt wurde. Beide Privilegien wurden weder für 
einen Erstdruck noch aus urheberrechtlichen Aspekten erteilt. Der Verlag konnte bei- 
spielsweise nach dem kurpfälzischen Privileg bereits veröffentlichte Werke, jedenfalls 
soweit diese nicht anderweitig privilegiert waren, durch den bloßen Druck, auch einen 
Nachdruck, an sich ziehen (erfasst waren der gestochenen oder gedruckten Musikalien 
Handel). 

Es war ein weit verbreitetes Problem: Durch eine undurchschaubare Vielfalt an 
privatnützigen Ausschließlichkeitsrechten wurden nicht nur die Gewerbefreiheit als 
solche, sondern auch die Sicherheit der getätigten Investitionen gefährdet.*" Private 
Initiative wurde oft erst bei hoheitlicher Absicherung verwirklicht; andernfalls blieb 
die Goldschatulle verschlossen. Dass die ausschließlichen Vervielfältigungsrechte als 
Privilegien erteilt wurden, entsprach der typischen Methode des fürstlichen Staats- 
verständnisses, in dem der Herrscher seinen Untertanen soviel an Rechten gewährte, 
wie es ihm am besten erschien. Die ausschließlichen Rechte für Schriften nahmen in 
diesem Rahmen keine Sonderrolle ein. Sie nahmen allerdings in Deutschland eine 
Sonderrolle ein, weil es in Deutschland nahezu unmöglich war, den mit den Privilegien 
verfolgten wirtschaftlichen Zweck zu erreichen. Deshalb, und nicht weil das geistige 
Eigentum unbekannt war, gab es in Deutschland keine Ausschließlichkeitsrechte an 
schriftlichen Werken. 

Das Privileg war nicht auf die Untersagungsbefugnis beschränkt, sondern umfass- 


#9 Reuss, Teutsche Staatskanzley, S. 351. Vgl. auch WALZ, Privilegien zum württembergischen Gewerbe- 
recht, S. 428: Im 18. Jahrhundert wurde im Herzogtum Württemberg nicht zwischen materiellem Recht 
und Verwaltungsanweisungen unterschieden. Eine Änderung der Rechtslage wurde nur den jeweiligen 
mit der betreffenden Sache befassten Behörde bekannt gemacht, nicht allgemein veröffentlicht. 

a Vgl. auch WaLz, Privilegien zum württembergischen Gewerberecht, S. 423, zu Interventionen des 
Fürsten bei württembergischen Gewerbeprivilegien. 

*" Heutzutage sind es die unübersichtlichen, zersplitterten und ungenau abgegrenzten Patente, de- 
nen teilweise vergleichbare nachteilige Wirkungen zugeschrieben werden (vgl. HELLER, Tragedy ofthe 
Anticommons). 
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te zugleich eine Erlaubnis zur Ausübung des Gewerbes. Heutzutage muss dies nicht 
mehr Gegenstand des geistigen Eigentums sein, da das geistige Eigentum die formal 
existierende Gewerbefreiheit einschränkt. Der Unterschied zwischen einem Privileg 
und den modernen Ausschließlichkeitsrechten ergibt sich nicht zwingend aus der 
Wirkung, also dem Gegenstand des Rechts als exklusive Nutzung einer abstrakt um- 
schriebenen Handlungsmöglichkeit, sondern aus dem Verfahren, wie Recht entsteht. 
Die typischen Gewerbeprivilegien unterschieden sich im Hinblick auf ihre Wirkung 
gering von Patenten in unserem Sinne. Ob jemand das ausschließliche Privileg zur 
Herstellung und zum Handel mit Porzellan oder ein entsprechendes Produktpatent 
innehat, ändert an der Tatsache, dass der Privilegierte oder Patentinhaber anderen 
die gewerbliche Herstellung der Güter oder deren Inverkehrbringen untersagen darf, 
nichts. Wenn sich die Alleinbefugnis von der Methode der Erteilung löst und der 
Staat nicht mehr ordnend in die Verteilung der Befugnisse eingreift, sondern nur die 
Existenz des Ausschließlichkeitsrechts garantiert, indem er rechtliche Mittel gegen 
eine Beeinträchtigung zur Verfügung stellt, bleibt der Kern als eine Ausprägung des 
geistigen Eigentums übrig. Betrachtet man den weiteren Verlauf, so kann man zwei 
Entwicklungen feststellen: 


ı. Ablösung des Privilegs durch das allgemeingültige (bürgerliche) Gesetz; 


2. Reduzierung der Gegenstände, für die Ausschließlichkeitsrechte als gerechtfertigt 
angesehen werden. 


Das Gesetz gibt einen Rechtsanspruch auf das Ausschließlichkeitsrecht, wenn bestimm- 
te Voraussetzungen erfüllt sind, während das Privileg aus fürstlicher Gnade gewährt 
wurde. Da die Wirkungen der Privilegien in weiten Zügen denen des gesetzlichen 
Urheber- oder Patentrechts gleichen, kann man auch von einer Art Auslese ausgehen. 
Von der ehemaligen Vielzahl von Gegenständen der Privilegien ließen sich immer 
weniger gegen das nach wirtschaftlichen Freiheiten strebende Bürgertum aufrechterhal- 
ten. Sie verstoßen gegen den Gleichheitsgrundsatz und behindern die Wettbewerber 
in ihrer wirtschaftlichen Freiheit. Privilegien für andere Leistungen wurden nach und 
nach als immer weniger gerechtfertigt eingestuft.*'* In der revolutionären französi- 
schen Gesetzgebung treffen wir auf diesen unmittelbaren Zusammenhang: einerseits 
Abschaffung aller Privilegien und die Einführung der Gewerbefreiheit, andererseits 
bis 1793 Einführung des Patent- und Urheberrechts als Eigentum. Das absolutistische 
Privileg wird durch das republikanische Gesetz ersetzt. In Deutschland entstand erst 
durch die Zusammenfassung der Duodezstaaten zu größeren Gebieten und schließ- 


#” DÖLEMEYER, Einführungsprivilegien und Einführungspatente, DÖLEMEYER, Erfinderprivilegien, Wap- 


LE, Privilegienpraxis; WADLE, Abschied vom Privileg:. 
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lich dem Nationalstaat so etwas wie allgemeine Rechtssicherheit und eine rationale 
Organisation. 

Gab es also ein Nachdruckverbot ohne Privileg?*? In dem Streit um das ewige 
Copyright haben die englischen Juristen argumentiert, dass das Statute of Anne nur ein 
zusätzliches Recht neben dem zivilrechtlichen Eigentum nach Common Law geboten 
habe. Diese Frage wurde 1690 auch in Deutschland aufgeworfen: 


Der Proceß ist in solchen Fall, da uff privilegia geklagte wird, schleuniger, die 
Hülfe ist nachdrücklicher, die Strafe ist empfindlicher. Folgt aber darum nicht, 
wo kein Privilegium, da sey kein Recht, keine Hülfe, keine Sünde, keine Strafe. 
Das natürliche Recht, die Vernunft, weiset einem jeden an, liegen zu lassen, was 
nicht sein ist. Wird zwar umb der Menschen Boßheit, theils Tumheit, durch die 
Obrigkeit mit angehängter Strafe verboten, war aber vorhin schon nicht recht, 
Stehlen.*'* 


Gebietet das »natürliche Recht, die Vernunft« einen entsprechenden Anspruch? Diese 
Frage führt nahezu zwangsläufig nach Frankreich, in das Zentrum der Aufklärung. 


#3 Der BGH - BGHZ 17, 266, 278 f. - hat in der bekannten Entscheidung Grundig-Reporter auch diese 
Frage beantwortet: »Die dem früheren Privilegienwesen zugrundeliegende Rechtsvorstellung, dem Urheber 
stehe ein wirtschaftlicher Nutzen aus seinen Geistesschöpfungen nur insoweit zu, als ihm der Gesetzgeber 
durch eine in seinem Ermessen stehende Verleihung von ausschließlichen Nutzungsrechten einen solchen 
Ertrag zubillige, ist durch die Lehre vom geistigen Eigentum, das dem Urheber durch die Schöpfung des 
Werkes zuwächst, in allen modernen Kulturstaaten seit langem überwunden.« In dieser bekannten Ent- 
scheidung nahm der BGH ein gesetzesunabhängiges Urheberrecht an, das aber nicht naturwüchsig oder 
ursprünglich besteht, sondern sich in allen Kulturstaaten ausgebildet hätte. Im modernen Urheberrecht sei 
anerkannt, dass die Nutzungsrechte des Urhebers nur die Ausstrahlungen seines durch den Schöpfungsakt 
begründeten geistigen Eigentums seien: »Die Herrschaft des Urhebers über sein Werk, auf den sich sein 
Anspruch auf einen gerechten Lohn für eine Verwertung seiner Leistung durch Dritte begründet, wird ihm 
hiernach nicht erst durch den Gesetzgeber verliehen, sondern folgt aus der Natur der Sache, nämlich aus 
seinem geistigen Eigentum, das durch die positive Gesetzgebung nur seine Anerkennung und Ausgestaltung 
findet.« 

#4 BEIER, Kurzer Bericht, S. 52 f. 


5 Die Aufklärung und das Originalgenie 


»Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbst verschuldeten Unmündigkeit. 
Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen 
zu bedienen. |...] Habe Muth dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!« lauten die 
ersten Sätze von Kants Schrift BEANTWORTUNG DER FRAGE: WAS IST AUFKLÄRUNG? Der 
Beginn und das Ende dieser Zeit lässt sich kaum klar bestimmen, und es ist auch nicht 
eindeutig, was konkret darunter zu verstehen ist. Aufklärung ist, wie Ernst Troeltsch es 
ausdrückte, die Zeit, in der die Grundlagen für die moderne Periode der europäischen 
Kultur und Geschichte geschaffen wurden, eine Gesamtumwälzung der Kultur auf allen 
Lebensgebieten mit fundamentalen politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Änderungen. 

Machiavelli und Hobbes haben die Grundlagen für die Staatsräson, Bodin die für den 
souveränen Herrscher gelegt. Die Vernunft wurde zugleich der geistige Gegenspieler 
des Absolutismus. In der Mitte des 17. Jahrhunderts hatte der Umschwung schon an 
Fahrt aufgenommen. Die Welt wurde sachlicher. Wissenschaftliche Methoden wurden 
entwickelt. Francis Bacon erklärte den Empirismus und die induktive Methode der 
logischen Systematisierung der Wirklichkeit als Methode der Erkenntnis; Hobbes, 
Locke, Berkely und Hume folgten diesen Ansatz. Dem stand der an allem zweifelnde 
Rationalismus Rene Descartes’ gegenüber, der das eigene Denken, und in der Folge 
nur das, was der eigene Verstand klar und deutlich erkannte, als gegeben ansah. Er 
trennte Geist und Körper vollständig, erklärte Tiere zu rein mechanischen Wesen. Die 
berühmtesten Werke Descartes, DISCOURS DE LA METHODE (1637) und MEDITATIONS 
(1642), sind Lehren, wie die Methode des cartesianischen Zweifels, die Deduktion, 
anzuwenden ist. Die Möglichkeit, das Geschehen auf der Erde auf christlichem Grund 
zu erklären, schwand zusehends. Auch die Descartesssche Physik wurde durch Newtons 
PHILOSOPHIAE NATURALIS PRINCIPIA MATHEMATICA (1687) hinfällig und durch die 
rationale Mechanik, Mathematik und die eine Vielzahl von Naturgesetzen vereinen- 
de Theorie der allgemeinen Attraktion verdrängt. Die Vorgänge in der Wirklichkeit 
konnten naturwissenschaftlich untersucht, erklärt und rational erlernt werden. Die 
Planetenbewegung etwa war nicht mehr rätselhaft, sondern mathematisch berechen- 
und vorhersehbar; die Methode konnte gelehrt und gelernt werden. 

John Locke entwickelte unveräußerliche Menschenrechte, Montesquieu stellt der 
Exekutive und der Legislative als dritte Gewalt die Judikative zur Seite. Jean-Jacques 
Rousseau definierte mit dem Volonte generale das Interesse der Allgemeinheit als 
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höchstes Gut, übernahm 1762 in CONTRAT SOCIAL Lockes Vorstellung vom Gesell- 
schaftsvertrag, brachte aber zugleich die erste Garde der Aufklärer wie Voltaire mit 
Beiträgen, nach denen der Fortschritt die Sittenverderbnis zur Folge habe oder die 
das Recht auf Eigentum und die daraus abgeleiteten gesellschaftlichen und staatli- 
chen Institutionen in Frage stellten, in Rage." Die Kritik der berühmten Autoren an 
dem geltenden Ordnungsprinzip und dessen Legitimation wurde immer radikaler, bis 
schließlich ein Kompromiss zwischen dem bestehenden System und den Aufklärern 
nicht mehr möglich war. Kant vereinigte schließlich die auf der bloßen Vernunft beru- 
hende Erkenntnis und die induktive Methode, bei der der Verstand die Aufgabe hat, 
die sinnlichen Erfahrungen zu ordnen und zu verknüpfen. 

Die führenden Autoren waren oft Moralisten, Mathematiker und Naturwissenschaft- 
ler, nahezu alle jedenfalls auch Philosophen in einem, die mit Hilfe der Vernunft und 
geleitet von selbstgeschaffenen Werten versuchten, eine Verbesserung der sozialen 
und politischen Umstände herbeizuführen. Sie legten die Entstehung der Religion 
dar, die nunmehr einen Anfang hatte und damit auch ein Ende haben konnte, wäh- 
rend die ewige Natur nie vergehen würde. Die Bedeutung der Konfessionen rückte 
in den Hintergrund, Voltaire betonte die Toleranz, die nur ein Teil einer allgemeinen, 
nicht mehr nur auf dem Christentum beruhenden Tugendlehre war. An die Stelle der 
Kirche trat die Wissenschaft, wenn auch in gewandelter Form. Die Wissenschaftler 
entscheiden über wahr und falsch. Während die christliche Kirche bei der Ermittlung 
der Wahrheit an das Buch der Bücher wie auch an die eigene Kontinuität gebunden war, 
versuchten Wissenschaftler bestehende Erkenntnisse zu widerlegen oder zu verifizieren, 
stuften alte Wahrheiten zu bloßen Vermutungen oder Spekulationen herab. Die Bibele- 
xegese gab, die wissenschaftliche Methode gibt den Erkenntnishorizont vor. Nicht die 
materiellen Ergebnisse der Wissenschaft haben auf lange Sicht Bestand, sondern die 
wissenschaftliche Methode, die Rationalisierung der Erkenntnis überdauert die Zeit. 

Nachdem der Colbertismus in Frankreich nicht den gewünschten Erfolg zeitigte 
und 1697 die Klage lautete, Frankreich habe die Hälfte seiner Reichtümer in dreißig 
oder vierzig Jahren ohne Pest, ohne Kriegswirren oder andere Ereignisse verloren,” gab es 
in Frankreich von 1730 bis 1770 einerseits ein stetiges Wachstum, das in erster Linie 
den reichen Adligen und Bürgern zugutekam, andererseits die antimerkantilistische 
Wirtschaftslehre der Physiokraten, derzufolge jeglicher Reichtum eines Landes von 
den Gütern abhängt, die der Mutterboden hervorbringt.? Der Bullionismus des Mer- 
kantilismus überzeugte sie nicht mehr. Adam Smith erläuterte, dass das individuelle 
Streben nach dem eigenen Vorteil ohne eine eher schädliche staatliche Beeinflussung 


* MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 335 £. 

” So Pierre de Boisguilbert 1697; ABEL, Agrarkrisen, S. 165. Vgl. auch BRAUDEL, Aufbruch zur Weltwirt- 
schaft, 328. 

? MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 343. 
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so geleitet werde, dass das Gemeinwohl im Sinne von gesamtwirtschaftlicher Efhizienz 
gefördert werde.* Egoismus sei nicht per se schlecht, wie etwa die Kirche oder Moral- 
philosophen erklärten, sondern menschlich, ohne Wettbewerb allerdings ungünstig 
für die Gesellschaft. Die Industrialisierung spielte bei ihm noch keine Rolle. Smith 
arbeitete seine Theorien noch auf der Grundlage der alten Form des Wirtschaftens mit 
Handel, Manufakturen und Handwerksbetrieben aus. Der Staat sollte jedenfalls die 
Ausschließlichkeitsrechte, Privilegien und Zollschranken aufheben, da diese sich in 
schädlich wirkender Weise der Entfaltung des Einzelnen entgegenstellten. 


5.1 Ancien Regime 


Frankreich war bei Einführung des Buchdrucks noch nicht so konzentriert und zen- 
tralisiert wir England, wobei allerdings Lyon als ehemaliges Wirtschaftszentrum im 
Laufe der Jahre die führende Position an Paris verlor. 1469 wurde in Paris die erste 
Druckpresse an der Universität Sorbonne durch Michel Friburgier, Uldaric Quering 
und Martin Grantz in Betrieb genommen. In Frankreich gab es kein Wort für den 
neuen Beruf des Buchverlegers und so wurden sie Drucker, Buchhändler oder einfach 
Unternehmer genannt.° Verleger gehörten dem bürgerlichen Stand an, da im Ancien 
Regime den Adligen gewerbliche Tätigkeit nicht gestattet war. Die Streitigkeiten über 
die Berechtigung zum Druck bestimmter Werke blieben nicht aus.” Gedruckt wurden 
zu Beginn in der Mehrzahl klassische Autoren, juristische und religiöse Texte nicht 
mehr lebender Autoren. Ein etwaiges Privileg richtete sich in diesem Fall folglich an die 
Buchdrucker oder Verleger. Die Privilegiendauer betrug in der Regel drei bis zehn Jahre. 
Mit der Zeit wurden verlängerbare Privilegien eingeführt, so dass das Ausschließlich- 
keitsrecht auf Dauer gelten (und übertragen werden) konnte. Während des gesamten 
Ancien Regime konnten Autoren Privilegien für ihre Werke erhalten, allerdings ohne 
dass sie (bis 1777) eine besondere Rolle innehatten. Es konnte genauso ein Verwandter, 
Vertragspartner oder ein dem Autor unbekannter Dritter das Privileg beantragen und 
zugesprochen bekommen.° 


* Während die Physiokraten in Deutschland auf wenig Gegenliebe stießen, stellt SARTORIUS, Elemente 
des National-Reichthums, S. iv, (Vorrede), fest, dass die Werke, die Adam Smith veranlasst habe, bereits 
eine kleine Bibliothek ausmachten. 

° RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 27; KapPp, Bd. ı, S. 286; FAULMANN, Buchdruckerkunst, S: 181, 
oder LouGH, Writer and Public in France, S. 31, nennen 1470 (Kalenderänderung?). 

6 DARNToNn, Business of Enlightenment, S. xiv (Vorwort). 

7” ARMSTRONG, Before copyright, S. 35-46, berichtet von einem Fall von 1504, in dem der Mediziner 
Guillaume Cop einem Verleger den Nachdruck untersagen ließ, weil seine Unterschrift auf den einzelnen 
Nachdrucken fehlte (ein Privileg hatte Cop nicht). Im gleichen Jahr wurde dem Nachdrucker eines 
unprivilegierten Werkes der Verkauf der Nachdrucke nur vorläufig untersagt. 

® "TURNOVSKY, Literary Market, S. 43 £.; PFISTER, French Print Privileges System, S. 121 f. Ob Privilegien 
von den Autoren in erster Linie aus pekuniären Gründen beantragt wurden, ob und in welcher Art sie 


252 5 Die Aufklärung und das Originalgenie 


Die entscheidende Rolle bekam der Staat, der einheitliche Regelungen für das ge- 
samte von unterschiedlichen Gilden belieferte Absatzgebiet schaffen konnte. Der Staat 
verfolgte aber andere Ziele als die Partikularinteressen der Mitglieder der Gilden. 1551 - 
in der Zeit des französischen Bürgerkriegs - wurde im Edit de Chäteaubriant angeord- 
net, dass jeder Autor namentlich im Buch genannt werden musste.? 1566 führte die 
Lordonnance de Moulins die Verpflichtung ein, dass die Verleger lettres de privileges 
für den Druck benötigten, in denen sie ihren Namen und Sitz anzugeben hatten. Die 
Erlaubnis zum Druck unterlag der staatlichen Kontrolle, war an die Zensur durch die 
Kirche oder Universität gebunden und umfasste zugleich das Privileg zum alleinigen 
Druck.'° Allerdings konnten diese Rechte, die Druckerlaubnis und das Privileg, auf- 
gespalten und das Privileg gesondert übertragen werden." In den nur einer Person 
gewährten Genehmigungen für ein Werk traten regelmäßig die Worte »Il est permis« 
auf,'” die mittelbar auch zum Ausdruck brachten, dass den anderen der Druck nicht 
gestattet sei. Dies wurde in den Gildenbestimmungen aus dem Jahr 1618 (Art. 33) 
ausdrücklich aufgenommen.” 

Im 17. Jahrhundert wurde französische Literatur an allen Höfen Europas gelesen. Die 
Bücher stammten aber nicht unbedingt aus Frankreich oder nationalen Druckereien. 
Vor allem die Holländer belieferten die Fürsten und Gelehrten von Portugal bis Russ- 
land. Autoren konnten auch Privilegien erhalten, jedoch waren die Druckkosten so 
hoch, dass der durchschnittliche Autor in der Praxis gezwungen war, sein Werk einem 
Verleger zu verkaufen (sofern er es überhaupt vertreiben durfte).'* In Frankreich war 
der Buchhandel in Gilden organisiert, die regional aufgeteilt waren. Die französische Si- 
tuation ähnelte der englischen insofern, als die 1618 gegründete Chambre Syndicale de la 
Librairie et Imprimerie de Paris (Pariser Buchhändler- und Druckergilde) wirtschaftlich 
beherrschend war. Es gab aber auch in anderen Städten Gilden mit zugelassenen Verle- 
gern, die angesichts des Zentrums Paris vergleichsweise unbedeutend waren und kaum 
in Kontakt zu den zumeist in Paris angesiedelten Autoren treten konnten. Einige Orte 
wie Lyon oder Rouen blieben neben Paris bedeutend. Die regionalen Gilden kämpften 


für die Autoren vorteilhaft waren, ob sie die Privilegien überhaupt ausnutzen konnten und inwieweit die 
Privilegien in einem Zusammenhang mit der Loslösung von der Patronage (hin zum freien Schriftsteller) 
oder einem Prozess der Individualisierung standen, das sind andere Fragen. Privilegien dienten auch als 
Auszeichnung und waren eine hoheitliche Anerkennung der besonderen Leistung. 

° PFISTER, French Print Privileges System, S. 120. 

"° RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. ı, S. 35-49; BIRN, Profits of Ideas, S. 136; PFISTER, French Print 
Privileges System, S. 120. Die Pariser Universität übte schon im 14. Jahrhundert Vorzensur aus; KApPp, Bd. 1, 
S. 525; HILGERS, Index, $. 249-251. 

"! RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. ı, S. 120 f.. 

'* POHLMANN, Frühgeschichte, S. 227. 

3 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 120. 

4 DIDEROT, Commerce des livres, S. 21, OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, S. 23 f, Bırn, Profits of 
Ideas, S. 136. 
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um den gleichen Markt, konnten jedoch den Wettbewerb durch außenstehende, aber 
inländische Wettbewerber nicht wirksam unterbinden. Im Gegensatz zur englischen 
Praktik haben die französischen Gilden kein eigenes System zur exklusiven Verteilung 
der ökonomischen Chancen untereinander geschaffen, sondern wirtschafteten auf 
der Grundlage der Privilegien. Ausländische Verleger hatten keinen unmittelbaren 
rechtmäßigen Zugang zum französischen Markt. Sie durften nur an zugelassene Buch- 
händler verkaufen (Einzelhandelsmonopol der Gruppe).' Da die Verleger ab 1630 ihre 
jeweiligen Privilegien verlängern lassen konnten und hiervon für die verlagsfähigen 
Werke auch Gebrauch machten, waren die wirtschaftlich interessanten Rechte auf 
Dauer vergeben.'® 

Am 20. Dezember 1649 - in den Zeiten der schweren Aufstände der Fronde gegen die 
Regierung unter Mazarin - wurde der Druck jeden Buches, alte wie neue Texte, ohne 
königliches Privileg erneut untersagt sowie zur Vermeidung von Überschneidungen 
ein Register eingerichtet. Bei einer Kollision zwischen zwei Privilegieninhabern wur- 
de der bevorzugt, der die erste Verlängerung des Privilegs zugesprochen bekommen 
hatte.” Das Parlement, also der Pariser Gerichtshof,'? weigerte sich jedoch, das Edikt 
zu registrieren; provinzielle Verleger, Autoren, Universität und Parlement wandten 
sich gegen die Verlängerung der Privilegien überhaupt, möglicherweise im Interesse 
der bettelarmen Verleger, die rechtswidrig Nachdrucke auf den Markt brachten, ob- 
wohl sie in den entsprechenden Verbotsverfahren stets verloren, während der König 
gegenläufige Entscheidungen zu Gunsten der Pariser Unternehmer traf, indem ne- 
ben den Verlängerungen einige begünstigte Verleger zunächst Privilegien für bislang 
im Gemeineigentum stehende Werke verstorbener Autoren und schließlich für gan- 
ze Textklassen, wie sie auch in England erteilt wurden, zugesprochen bekamen. Die 
königliche Verwaltung unterschied daraufhin 1665 zwischen den alten Werken, die 
nach Manuskripten im Gemeineigentum (manuscrits commune) gedruckt wurden, und 
neuen Texten. Im Arrest et Reglement du Conseil (1665) über die Privilegien und deren 


® Kap, Bd. 1, S. 519. 

16 DIDEROT, Commerce des livres, S. 20; RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1,5. 53-58; ÖSTERRIETH, Lehre 
vom Urheberrecht, S. 26. 

'7 Lettres obtenues par aucuns des Imprimeurs & Libraires de Paris en lanne&e 1649; vgl. DIDEROT, 
Commerce des livres, S. 22; RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 65. 

'® In der deutschen Geschichtsschreibung wird auch der Begriff Parlament für den Gerichtshof in 
der Zeit des Ancien Regime verwendet. Vor der Revolution war das Parlement ein oberster Gerichtshof. 
Zuerst gab es nur in Paris ein Parlement, später wurden auch Provinzparlemente errichtet. Neue Gesetze 
mussten vom Parlement registriert werden, eine Art Veröffentlichung. In diesem Rahmen prüften sie, 
ob die Gesetze den Interessen des Königs und seiner Untertanen entsprachen und mit den Grundsätzen 
von Recht und Gerechtigkeit in Einklang standen. Unter Ludwig XIII. und seinem Minister Kardinal 
Richelieu wurden die Einspruchsrechte des Parlements reduziert, der König konnte die Registrierung 
erzwingen. Als ab 1715 Philipp die Amtsgeschäfte für den jungen Ludwig XV. führte, wurden die Rechte 
wieder restauriert. 
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Verlängerung für den Druck oder Nachdruck von alten und neuen Büchern wurden 
die Bedachten im Titel genannt: Marchands Libraires & Imprimeurs des Villes de Paris, 
Lyon, Rouen, & autres du Royaume, also die Buchhändler und Drucker. Bei neuen 
Werken wurden die Privilegien weiterhin verlängert. Eine Verlängerung musste ein 
Jahr vor Ablauf des Privilegs beantragt werden. Jedoch sollten keine Verlängerungen 
für alte Texte (Autheurs anciens) erteilt werden, sofern die Ausgabe nicht beachtlich 
erweitert oder korrigiert (n’y ait augmentation ou correction considerable) war, wobei der 
Druck von unbearbeiteten alten Texten nicht vom Privilegieninhaber untersagt werden 
konnte.'? Klassiker waren (oder wurden mit Ablauf eines bereits erteilten Privilegs) 
gemeinfrei. 

Die in der Zeit Colberts eingeleitete Konzentration des Verlagswesens auf die Mit- 
glieder der Pariser Gilde führte zu einem lang andauernden Kampf und Beschwerden 
der Verleger aus den Provinzen, die sich gegen die übliche Verlängerung der Privilegien 
der Mitglieder des Pariser Corps de la librairie wandten. Dabei verwandelten sich die 
anfänglich handwerklich strukturierten Unternehmen mehr und mehr in Großbetriebe. 
Während es zu Beginn des 17. Jahrhunderts noch 270 Pariser Buchhändler und -drucker 
gab, betrug die Zahl am Ende des Jahrhunderts ca. 60 bei keineswegs gesunkenem 
Umfang des Buchdrucks.”° 

Um 1700 waren die Verleger in der Provinz verarmt. Sie bekämpften die Ausschließ- 
lichkeitsrechte und die Privilegienpraxis zugunsten der Gildenmitglieder in Paris. Die 
rechtliche Situation ab 1701 unter dem Sonnenkönig ergab sich aus der Regelung zum 
Buchhandel (Lettres Patentes et Arrest du Conseil d’Estat du Roy. Portant Reglement 
pour la Librairie). Nach der Regelung durfte niemand ein Buch oder Pamphlet ohne 
vorhergehende Genehmigung durch die Pariser Zensurbehörde drucken oder drucken 
lassen.” Die Mitglieder der Buchhändlergilden hatten nunmehr ein Ausschließlich- 
keitsrecht über den gesamten Buchhandel: Druck, Veröffentlichung, Import, Export 
und Einzelhandel.’” Jede Genehmigung zum Druck eines Buches umfasste zugleich 
ein allgemeines Privileg, welches es allen anderen außer dem Inhaber verbot, das Werk 
zu drucken oder nachzudrucken. Nach Ziffer IV waren auch regional beschränkte 
Privilegien möglich. 

Zwischen 1714 und 1718 wurde der Vertrieb von Schriften erlaubt, die von der Zen- 


9 DIDEROT, Commerce des livres, S. 21; BiRN, Profits of Ideas, S. 137. In der von Diderot formulierten 
Eingabe wurden die neuen Texte als die rechtmäßig vom lebenden Autor oder dessen Erben erworbenen 
Texte umschrieben. Jedoch ergibt sich dies nicht aus dem Wortlaut des Arrest. 

?° SOMBART, Frühkapitalismus, S. 761. 

”" Bei Büchern war ein großes Siegel (grand Sceau), bei Pamphleten bis zu einer gewissen Größe die 
Erlaubnis einer regionalen Behörde (Juges de Police des lieux) erforderlich. Dementsprechend protestierten 
die Lyoner Verleger gegen diese Regelung, da sie kaum noch Chancen sahen, im fernen Paris Privilegien 
zu erhalten; vgl. Bırn, Profits of Ideas, S. 138. 

”? PFISTER, French Print Privileges System, S. 123; BAPPERT, Wege, $. 205. 
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surbehörde nicht gutgeheißen, aber auch nicht verboten wurden. Sie mussten ofliziell 
im Ausland erscheinen und wurden nicht mit einem Privileg ausgezeichnet, konnten 
also im Wettbewerb angeboten werden. 

Die führenden Verleger waren an ewig geltenden Ausschließlichkeitsrechten, unab- 
hängig von einem Privileg, interessiert, und ab etwa 1720 begann ein Streit zwischen 
der Krone und den Buchhändlern über die Ausschließlichkeitsrechte.”? 1720 wurde 
der Sorbonne die Erlaubnis (kein ausschließliches Recht) erteilt, jedes Buch, das für 
den Unterricht benötigt wurde, drucken zu lassen.”* Dies war für die Buchhändler 
natürlich ein Problem, da sich zeigte, dass ihre Ausschließlichkeitsrechte durchbrochen 
werden konnten. Zudem gab es Streit über die Neufassung des Code de la librairie, die 
zunächst nur begrenzt in Kraft treten konnte. 

Der Code de la librairie von 1723, der bis 1744 nur für Paris, ab dann für ganz Frank- 
reich galt, war die Grundlage der entscheidenden Debatten in Frankreich. Er war von 
der zentralen Frage bestimmt, welche Befugnisse dem König, welche dem Parlement 
und welche der Universität im Hinblick auf den Buchdruck und die Zensur zustanden. 
Die Befugnisse zur Bestimmung darüber, was von wem veröffentlicht wurde, lagen 
nach der Neuregelung bei der königlichen Verwaltungsbehörde für den Buchhandel,” 
die Privilegien erteilte und registrierte, welche zugleich eine Druckerlaubnis (Zensur) 
darstellten. Nach Art. 4 war der gesamte Handel mit Büchern (neu oder alt, Groß- 
oder Detailhandel, gebunden oder ungebunden etc.) den zugelassenen Buchhändlern 
und Druckern vorbehalten. Auch die Autoren waren nicht berechtigt, ihre Werke im 
Selbstverlag zu veröffentlichen. Art. 101 bestimmte, dass kein Buch ohne vorhergehende 
Erlaubnis (Permission par Lettres scellees du grand Sceau) der königlichen Behörde”® 
gedruckt oder neu aufgelegt werden durfte. Diese Erlaubnisse (Lettres ou Privileges de 
Permission) sowie die Abtretung der gewährten Rechte mussten nach Art. 106 innerhalb 
von drei Monaten bei der Pariser Gilde (Communaute des Imprimeurs et Libraires des 
Paris) registriert werden. Wurden diese Formalitäten beachtet, war nach Art. 109 der 
unprivilegierte Nachdruck und der Handel mit Nachdrucken des Werks im gesamten 
Königreich untersagt. 

Die im Code de la librairie von 1723 vorgesehene Abhängigkeit von der königlichen 
Gnade stand in einem vollständigen Gegensatz zur Argumentation des von der Pariser 
Buchhändlergilde beauftragten Louis d’Hericourt. Er hatte 1725 gegenüber dem Kö- 


3 DIDEROT, Commerce des livres, S. 20; Hess£, Cultural Politics, S. 6 ff. 

”4 Bırn, Profits ofIdeas, S. 139-146. In der Erlaubnis an die Sorbonne hieß es, dass die für den Unterricht 
notwendigen Schriften verkauft und im gesamten Königreich für die Dauer von fünfzig Jahren vertrieben 
werden konnten. Dabei ist es bezeichnend für die damaligen Zustände, dass der Rektor der Universität 
seinen Bruder Lambert Coffin als Verleger auswählte. 

5 Bırn, Profits of Ideas, S. 143; AsBACH, Staat und Politik, S. 242 f., HEsse, Enlightenment Epistemology, 
S.110. 

?° Bei kleineren Schriften der örtliche Polizeipräfekt (Lieutenant General de Police); Art. CI. 
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nig, konkret dem zuständigen königlichen Siegelbewahrer (Monseigneur le garde des 
sceaux), einen naturrechtlichen Ansatz vertreten. Der Jurist sollte darlegen, dass das 
Verbot des Nachdrucks nicht von der königlichen Gnade abhängig, sondern nur eine 
Bestätigung eines bereits bestehenden Eigentumrechts sei. Das Recht der Autoren war 
Bestandteil einer Strategie, bei der es um den Wettbewerb der Verleger untereinander 
ging. Im Zentrum stand die Frage, wieso die Buchhändler der Provinz nicht berechtigt 
seien, Bücher der Pariser Verleger zu drucken, also die Aufteilung des Markts. Die Ge- 
meinschaft der geschworenen Buchhändler und der Drucker der Universität von Paris 
wurde, wie es in der Einleitung hieß, alarmiert durch das dringende und energische 
Begehren der Buchhändler der Provinzen zugunsten einer Rücknahme der Privilegien, 
die den Buchhändlern von Paris erteilt wurden. Der Antrag der Provinzbuchhändler 
verstoße gegen die natürliche Billigkeit, die Gesetze und die Gewohnheiten des Reichs. 
D’Hericourt ging vom Eigentum des Autors am Werk und vom Erwerb der Rechte 
nach den Regeln des Kaufrechts aus. Dieser alleinigen Verfügungsbefugnis des Autors 
entsprach die in Deutschland von den Verlegern in den Vereinigten Punkten aufge- 
stellte Forderung, dass »alle Contracte« zwischen einem Autor und Verleger geachtet 
werden, so dass nur derjenige, der vom Autor das Werk erworben hatte, zum Druck 
berechtigt war. 

Die Buchhändler würden nicht durch ein königliches Privileg Eigentümer der Werke, 
sondern ausschließlich über den Kauf des Manuskripts vom Autor. Der Autor sei 
Eigentümer und folglich auch alleiniger Herr seines Werkes, da das Manuskript die 
Frucht seiner persönlichen Arbeit sei. Außer dem Autor und seinen Vertretern gebe es 
niemanden, auch nicht den König, der das Eigentum auf andere übertragen könne. Die 
Texte, die die Verleger sich von den Autoren oder bei der Ausübung ihres Gewerbes 
beschafften, seien ihr persönliches Vermögen, das die gleiche Natur habe, wie andere 
Handelsgüter. Deshalb gelten für diese die Gesetze, die den eigentumsrechtlichen 
Status jedes anderen Vermögensgutes, seien es Land, Häuser oder bewegliche Sachen, 
garantierten. Habe ein Buchhändler ein Manuskript, in dem nichts gegen die Religion, 
die Gesetze oder die Interessen von Privatpersonen enthalten sei, erworben, und habe 
er das Privileg der Druckerlaubnis erhalten, so hätten er und seine Nachkommen das 
ewige Eigentum am Text.” 


7 Louis D’HERICOURT, Bibliotheque nationale de France: Mss. Fr. 22072 n? 62, S. 2 f. Es sei von der 
Natur vorgesehen, dass der Mensch das Recht habe, von seiner Arbeit zu leben: »[Un manuscrit], qui ne 
contient rien de contraire a la Religion, aux Loix de PEtat, ou a Vinterets Particuliers, est en la personne 
de l’Auteur un bien qui lui est tellement propre, qu’il nest pas plus permis de ne len depouiller que de son 
argent, de ses meubles ou meme d’une terre; parce que |...] cest le fruit d’une travail qui lui est personnel, 
dont il doit avoir la liberte de disposer a son gre, pour se procurer, outre ’honneur qu’il en espere, un profit 
qui lui procure ses besoins, et meme ceux des personnes qui lui sont unies par les liens du sang, de lamitie ou 
de la reconnaissance [...] Si un Auteur est constamment proprietaire, et par consequent seul maitre de son 
Ouvrage, il n’y a que lui, ou ceux qui le representent, qui puisse valablement le faire passer a un autre, et 
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In diesem wettbewerblichen Zusammenhang ist die Schrift d’Hericourts zu sehen, 
der bei seinem Kampf, vorgeblich für die Rechte der Autoren, geflissentlich darüber hin 
wegging, dass die Autoren mit ihren Rechten nur eines machen konnten, nämlich diese 
den Mitgliedern der Buchhändlergilde zu übertragen.”® Die Autoren selbst schlossen 
typischerweise - so Diderot 1763 - mit den Verlegern Verträge, in denen Preis, Format 
und andere Bedingungen vereinbart wurden. Gegenstand der Vereinbarungen war 
auch die typische Klausel, mit der der Autor auf Dauer und unwiderruflich sein Werk 
an den Buchhändler und seine Rechtsnachfolger veräußerte.”? So stellte Pierre-Jacques 
Blondel 1726 in seiner Denkschrift über die Missbräuche der Pariser Gilde fest, dass 
unter vernünftigen Gesichtspunkten der Buchhändler den Autor versorgen müsste 
und nicht der Autor den Buchhändler. Letzterer sei ein Händler und Verkäufer, der 
Autor hingegen ein Mann, der denkt und schöpferisch tätig ist. Das Buch sei seine 
Arbeit, der Drucker oder der Buchhändler verteilt nur Kopien an die Öffentlichkeit, 
für Geld selbstverständlich. Warum also sollte der Buchhändler die Früchte der Arbeit 
einsammeln, während der Autor nahezu leer ausgeht??° 

1777 bestimmte der König schließlich, dass die Privilegien für Verlage auf die Le- 
benszeit des Autors oder höchstens zehn Jahre, der spätere Zeitpunkt war maßgeblich, 
befristet wurden. Die Gewährung längerer Ausschließlichkeitsrechte an Verleger wur- 
de untersagt. Autoren und deren Erben konnten hingegen ein unbefristetes Privileg 
erhalten, so lange sie die Rechte nicht an Buchhändler abtraten. Die Ausgestaltung als 
ewig geltendes Eigentum lehnte der König ab, da es sich bei dem gewährten Ausschließ- 
lichkeitsrecht nicht um Eigentum, sondern um ein Privileg handele. 
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Die Aufklärung zeigte sich auch und gerade im Buchhandel. In der zweiten Hälfte des 17. 
Jahrhunderts verschwanden in Deutschland nach und nach die in Latein geschriebenen, 
systematischen Universalenzyklopädien für Gelehrte und Studierende, und es traten 
die deutschsprachigen Anleitungen, Lexika oder Wörterbücher der Wissenschaften 
auf, die sich an die höhergebildeten Bürger oder Jugendlichen richteten. Zwischen 1704 
und 1737 erschienen in Deutschland neben der monumentalen Sammlung Zedlers 29 
Lexika, darunter solche kleineren Umfangs wie das Bauernlexicon, Amarantes’ FRAU- 
ENZIMMERLEXICON oder Hübners REALES STAATS- UND ZEITUNGSLEXICON, aber auch 


lui donner dessus le m&me droit que lauteur y avait : Par consequent le Roi n’y ayant aucun droit tant que 
lAuteur est vivant, ou represente par ses Heritiers ou Donataires, il ne peut le transmettre a personne, a la 
faveur d’un Privilege, sans le consentement de celui a qui il se trouve appartenir.« 

28 PFISTER, French Print Privileges System, S. 127-129. 

”9 DIDEROT, Commerce des livres, S. 19. 

3° BLONDEL, Memoire, S. 10. 
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umfangreiche Werke wie das nach Buddeus benannte historische mit über 1000 Bogen 
oder das BIBLISCHE REALLEXICON mit 625 Bogen.?' Das 18. Jahrhundert war die Zeit 
des Lexikons, einer alphabetischen Sammlung des Allgemeinwissens, die ihren Namen 
von der ENCYCLOPEDIE von Jean le Rond d’Alembert und Denis Diderot hat. Die von 
1751 bis 1772 in achtundzwanzig Bänden erschienene EnCYCLOPEDIE gilt neben den 
seit der Reformation bekannten Pamphleten und Flugschriften als wichtiges Werkzeug 
der Aufklärung, das trotz zweier Zensurverbote seinen Weg nach Versailles und in 
die Akademien Europas fand. Der Preis für die ersten Folioausgaben, für die sich im- 
merhin über 4000 Subskribenten meldeten, sollte von den ursprünglich vereinbarten 
280 auf 980 livres steigen (Gesamtumsatz ungefähr vier Millionen livres).?” Es sollte 
dem Leser eine bündige Zusammenstellung des aktuellen Wissenstandes sein. Mit Vor- 
sicht wurden die typischerweise der Zensur zum Opfer fallenden Beiträge vermieden. 
Gleichwohl boten Beiträge wie etwa der des führenden Physiokraten Quesnays, der 
unter dem Stichwort Pächter (Fermiers) den Luxus der oberen Schichten als Ursache für 
das Elend auf dem Land und unter den Arbeitskräften der Manufakturen anprangerte, 
sozialen Sprengstoff.>? 

Als 1763 Antoine de Sartine den Gegner des Monopols der Pariser Buchhändler, 
Chretien-Guillaume de Lamoignon de Malesherbes,?* ablöste und die Aufsicht über 
das Pressewesen übernahm, versuchten die Pariser Buchhändler, ihn von ihren Vorstel- 
lungen über den Buchhandel zu überzeugen. Die Verleger suchten sich oft die besten 
Köpfe ihrer Zeit aus, die ihre Interessen vertreten sollten. 1763 verfasste Diderot im 
Auftrag des Pariser Buchhändlers Le Breton, einer der Verleger der ENCYCLOPEDIE 
und in den französischen Kampf der Buchhändler involviert, einen 45 Seiten langen 
Briefentwurf an den Leiter der Administration für den Buchhandel, in dem er die Ver- 


3 GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 73-75. 

3?” ANONYM, Memoire pour Luneau, S. 2; LOUGH, Luneau de Boisjerman, S. 99; DARNTON, Business 
of Enlightenment, S. 11. Bis 1780 folgen unter dem Verleger Charles-Joseph Panckoucke, der ab 1770 
Inhaber der Rechte an der EncYCLOPEDIE war, nochmals sieben Supplements. Es war eines der finanziell 
erfolgreichsten Verlagsprodukte des 18. Jahrhunderts. Bis zur französischen Revolution sollen allein rund 
25 000 Exemplare verkauft worden sein. Der Gewinn wird bei einem anfänglichen Kapitaleinsatz von 
70.000 auf1,8 und 2,5 Millionen livres geschätzt; Diderot erhielt 80 000 livres; vgl. DARNTON, Business 
of Enlightenment, S. 16; LINGUET, Privileges en Librairie, S. 17, führte noch aus, dass einer der beiden 
Redakteure über 200 ooo livres erhalten haben soll. Nach ROsENKRANZ, Diderot Bd. 1, S. 215 f., hatten die 
Buchhändler ı 158 000 Francs Herstellungskosten und 2 162 000 Francs Reingewinn. 

3? MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 332-335. Allerdings hat der der Aufklärung nahe stehende 
Malesherbes als Oberzensor 1751 der EncYCLOPEDIE auch ein Privileg verliehen; vgl. DARNTOoN, Business 
of Enlightenment, S. 9. 

34 PFISTER, French Print Privileges System, S. 132. 

5 In England wurden der Verfasser des führenden Kommentars (COMMENTARIES ON THE LAWS OF 
ENGLAND war das Standardwerk der Juristenausbildung) William Blackstone und der politisch einflussrei- 
che William Murray (der spätere Richter Lord Mansfield) und in Deutschland etwa der hoch angesehene 
Jurist Stephan Pütter engagiert. 
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bindung zwischen dem Buchhandel und der Literatur aufzeigen sollte. Diderots Schrift 
wurde 1764 zwar teilweise in den Formulierungen entschärft (beispielsweise die Vor- 
würfe gegen die Gilde gestrichen), aber in den Grundzügen unverändert an den Pariser 
Polizeipräfekten (Lieutenance generale de Police), Leiter der Buchhandelsverwaltung 
und der Zensurbehörden, Sartine übergeben.’® 

Diderot brachte darin die bereits bekannten Argumente vor. Er schrieb über das 
Absatzrisiko des Erstverlegers, das durch den Nachdruck erhöht werde, der die eh- 
renhaftesten Unternehmen ruinieren könnte. Unter Wettbewerbsbedingungen würde 
der Absatz einer Auflage zwanzig Jahre dauern, während ohne den Nachdruck in der 
halben Zeit zwei Auflagen verkauft wären. Die Nachdrucke würden regelmäßig billiger, 
in schlechterer Qualität produziert.’ Bei drohendem Nachdruck würde kein Verleger 
das Wagnis eines groß angelegten Projekts eingehen. Der Wettbewerb mit dem gleichen 
Werk würde also zur Überproduktion mit wirtschaftlichen Schäden führen.?® Zugleich 
sei der Druck großartiger Werke ohne Privilegien nicht möglich. Er skizzierte ein 
Szenario, in dem durch die bloße Möglichkeit des Wettbewerbs das Gewerbe dem 
Verfall anheimgegeben ist. 

Die regelmäßigen Verlängerungen der Privilegien seien ein Zeichen dafür, dass die 
Regierung ein Bedürfnis für ein dauerndes Recht erkannt hätte. Die Entscheidung, 
Privilegien der Verleger zu verlängern, wenn diese Werke von lebenden Autoren er- 
worben hätten, sei aufgeklärt und ein Akt der Vernunft.?? Es sei ein üblicher Vorgang, 
dass der Buchhändler von einem Autor ein Manuskript gegen Entgelt erwerbe, und 
der Staat müsse das Recht des Käufers, seinen Besitz ungestört zu nutzen, garantieren. 
Man müsse zwischen dem Buchhändler und der Gilde der Buchhändler genauso unter- 
scheiden wie zwischen Privilegien und Urkunden, die das Eigentum belegen. Gilden 
und Privilegien könnten ohne Schaden wegfallen, so lange Verträge und das Eigentum 
an den von den Autoren erworbenen Schriften geachtet würden.*° 


36 DIDEROT, Commerce des livres, S. 8. Der Text wurde von ihm persönlich nicht abgesandt, sondern in 
geänderten Form 1764 von der Gilde verwendet, ohne dass Diderot selbst dabei genannt wurde. Er geht 
in der Schrift auch auf die Zensur ein, was hier ausgeklammert bleibt. 

7 Die handwerkliche Qualität des Produkts Buch als Luxusgegenstand spielte in dieser Zeit vermutlich 
eine Rolle. JoOunson/HUME, Johnsonian Miscellanies, S. 442-446. Hume schrieb, dass er auf Bitten seines 
Verlegers eine öffentliche Stellungnahme für ein ewig dauernden Kopierrecht abgegeben habe: »However, 
I shall tell you the truth; I do not foresee any such bad Consequences as you mention from laying Property 
open. The Italiens and French have more pompous Editions of their Classics since the Expiration of the 
Privileges than we have of ours: And at least every Bookseller who prints a Book will endeavour to make it as 
compleat and correct as he can.« 

38 DIDEROT, Commerce des livres, S. 25. 

39 DIDEROT, Commerce des livres, S. 20, 25. 

#° DIDEROT, Commerce des livres, S. 29 f., der an dieser Stelle ausdrücklich auf die englische Situation 
verwies. Dort werde der Nachdruck wie Diebstahl behandelt. Zwischen dem Kauf eines Hauses und dem 
eines Manuskripts werde kein Unterschied gemacht. 
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Die Werke der guten Autoren würde das Publikum nicht alsbald nach Erscheinen 
kaufen, da diese nicht für die lebende, sondern für die kommende Generation schrie- 
ben. Es sei das Schicksal der meisten Genies, dass sie zu Lebzeiten nicht den ihnen 
gebührenden Erfolg hätten, sondern erst nach ihrem Tod. Zu Lebzeiten würden die 
Privilegien oft auslaufen, da die Käufer erst dreißig Jahre nach Erscheinen das Werk in 
den Buchläden nachfragten, wenn die erste Auflage makuliert sei.* 

Es war die Zeit der zweiten Aufklärung, in der die Autoren sich selbst die Aufgabe 
zuschrieben, auf Grund ihres besseren Wissens die aufklärungsbedürftige Masse zu 
belehren. Gott war nicht mehr Schöpfer von allem Seienden. An seine Seite traten 
kleine Götter, die als Genies nie dagewesene Werke schaffen, und deren Arbeitsergeb- 
nisse zur Schöpfung verklärt werden.** In der einzigartigen Frucht des schöpferischen 
Geistes sei der wertvollste Teil des Individuums verkörpert, an dem der Schöpfer ein 
besonderes Recht habe. Pathetisch postulierte Diderot eine starke persönliche Bindung 
des Autors an sein Werk, die er mit Lockes naturrechtlicher Arbeitstheorie verband. 
Was könnte einem Menschen unmittelbarer gehören als die einzigartige Frucht seiner 
Bildung, Studien, Forschung und Beobachtung? In einem Werk seien die besten Mo- 
mente eines Lebens, die eigenen Gedanken, die Gefühle des Herzens, der wertvollste 
Teil des Selbst, der Teil, der nie vergehen würde, der den Autor unsterblich mache, 
verkörpert. Er stellte auf die gewandelte Rezeption der Schriftsteller bei den Lesern ab, 
die nunmehr (auch) manche Schriftsteller als Person (etwa Voltaire) verehrten. Ein 
Feld, eine Weide, ein Baum oder ein Weinstock, Gegenstände, die die Natur zu Beginn 
jedermann gleichberechtigt zur Verfügung gestellt habe, könnte ein Individuum allein 
durch Kultivierung, das erste Mittel der Appropriation, zu seinem Eigentum erklären. 
Dies müsse auch für Schriften gelten. Wer sollte ein stärkeres Recht haben als der 
Autor, der seine Güter weggeben oder verkaufen könne wie jedes andere Gut? Das 
Buch sei des Autors wahre Schöpfung. Ihm das Recht zu nehmen, über sein Werk zu 
verfügen, sei ein Angriff auf seine Existenz.*° Die Wirkungen eines Privilegs und des 


# DIDEROT, Commerce des livres, S. 16. Allerdings verdiente Diderot beispielsweise 1746 ein Honorar in 
Höhe von 600 Livres für seine PENSEES PHILOSOPHIQUES, eine Schrift, die er in vier Tagen verfasst hatte. 
Auch Jean-Jacques Rousseau erzielte für DEVIN DU VILLAGE, eine Arbeit von fünf oder sechs Wochen, 
1752 Einkünfte, die ihm den Lebensunterhalt für mehrere Jahre sicherten und eben soviel einbrachten wie 
EMILE, woran er drei Jahre arbeitete; vgl. KRIEG, Materialien, S. 77. Insgesamt waren die Einkünfte der 
damals bekannten Autoren keineswegs so gering, wie es die Legende will. 

# Die dem Genie zugeschriebene Originalität, die Schöpfung von etwas Neuem, wird heute beispiels- 
weise von PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 76, hervorgehoben: »Nicht das, was der Urheber aus der 
Natur, dem Gemeingut oder dem geistigen Gut anderer, sondern nur, was er aus sich selbst hervorbringt, ist 
Grundlage des Urheberschutzes. Nur hier liegt die Berechtigung dafür, den Urheberschutz naturrechtlich 
zu begründen.« Ob es sich um eine objektiv eigenartige geistige Leistung handelt oder eine besondere 
Gestaltungshöhe vorliegt, sei belanglos. 

®# DIDEROT, Commerce des livres, S. 30: »En effet, quel est le bien qui puisse appartenir a un homme, 
si un ouvrage desprit, le fruit unique de son education, de ses etudes, de ses veilles, de son temps, de ses 
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Eigentums wären zwar gleich, jedoch hatte das Eigentum einen anderen Nimbus.** Das 
Eigentum entstand mit der Schöpfung und musste nicht gewährt werden. In diesen 
wenigen Sätzen trafen die enge Beziehung des Schöpfers zu seinem Werk sowie die 
Selbständigkeit des Werkes, das als Verkehrsgut im Wirtschaftsleben handelbar sein 
soll, aufeinander.* 

Auf der anderen Seite der persönlichen Beziehung zwischen dem Urheber und 
seinem Werk steht der gesellschaftliche Diskurs über die Autoren und ihrem Werk. 
Michel Foucaults Vortrag QU’EST-CE QU’UN AUTEUR? aus dem Jahr 1969 fand vor allem 
im anglo-amerikanischen Bereich im Zusammenhang mit dem geistigen Eigentum 
Beachtung.“ Foucault wollte keine juristische Begründung für ein Recht infolge geis- 
tiger Leistungen durch Ausschließlichkeitrechte aufstellen, sondern setzte sich mit 
der Diskussion über Literatur auseinander, die stets ein bestimmtes Werk mit einer 
bestimmten Person in Verbindung bringe. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts sei etwas 
»aufgetaucht [...], was man die ‚klinischen“ Wissenschaften nennen könnte; das Problem 
des Eintritts des Individuums (und nicht mehr der Spezies) in das Feld des Wissens«.* Er 
unterschied zwischen dem Schreiber und dem Autor und stellte einen Zusammenhang 
zwischen Individualität, Originalität und dem Eigentum an den Schriften her. Schrei- 
ber sei derjenige, der Buchstaben auf das Papier bringt; der Autor erfülle hingegen 
weitere Funktionen. Der Schreiber hat einen bestimmten Text geschrieben, war als 
Individuum aber nur dann von Interesse, wenn es um seine Bestrafung als Verfasser 
von verbotenen Texten ging. In der Rezeption der Literatur in der Geistes-, Ideen- und 


recherches, de ses observations; si les plus belles heures, les plus beaux moments de sa vie; si ses propres 
pensees, les sentiments de son caur, la portion de lui-meme la plus precieuse, celle qui ne perit point, celle 
qui Pimmortalise, ne lui appartient pas ? Quelle comparaison entre ’homme, la substance m&eme de P’homme, 
son äme, et le champ, le pre, larbre ou la vigne que la nature offrait dans le commencement egalement a tous, 
et que le particulier ne sest approprie que par la culture, le premier moyen legitime de possession ? Qui est 
plus en droit que lauteur de disposer de sa chose par don ou par vente % 

* Wurde das Eigentum nicht geschützt, blieb Diebstahl ungesühnt - der Staat hatte die Pflicht, das 
Eigentum zu schützen. Vgl. neben Diderots Schrift auch den bei KLippEL, Privileg in der Staatsrechtslehre, 
S. 285, zitierten Auszug aus Abbe Siey&s EssAI SUR LES PRIVILEGES von 1788, der die Privilegien als 
ungerecht, verhasst und dem höchsten Zweck aller bürgerlichen Gesellschaft entgegen bezeichnet. Auch 
in Deutschland wurde die Gleichheit unmittelbar im Anschluss an die Revolution zu einem zentralen 
Kritikpunkt an den Privilegien; KLippeı, Privileg im deutschen Naturrecht, S. 338 £. 

®% „Das Urheberrecht muss zwar die persönlichen Interessen des Autors schützen, aber mindestens gleich- 
wertig daneben steht der Schutz seiner wirtschaftlichen Interessen«, lautet die Schlussfolgerung, die bei- 
spielsweise HUBMANN, Urheber- und Verlagsrecht, S. 20, z0g. 

4° FOUCAULT, Was ist ein Autor?,; — zur rechtlichen Rezeption, siehe beispielsweise GINSBURG, Two 
Copyrights; Hesse, Enlightenment Epistemology; Rose, Authors and Owners; HOFMANN, Personalisierung 
eines Allgemeinguts; WOODMANSEE, The Genius and the Copyright; Bosse, Autorschaft; Ross, Invention 
of Tradition. In Deutschland wird diese Theorie wohl deshalb weniger diskutiert, weil vieles davon im 
Persönlichkeitsrecht enthalten ist und Gegenstand der Schöpfungshöhe war. 

#7 FOUCAULT, Überwachen und Strafen, S. 246. 
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Literaturgeschichte wurden ab einem gewissen Zeitpunkt - der mit dem Entstehen des 
geistigen Eigentums zusammenfallen soll - Texte mit bestimmten Namen verbunden, 
die Autorennamen umgekehrt mit Texten verknüpft. Der Autor wurde das Bindeglied 
zwischen verschiedenen Texten, der »bezogen auf den Diskurs eine bestimmte Rolle 
[innehat]: er besitzt klassifikatorische Funktion; mit einem solchen Namen kann man 
eine gewisse Zahl von Texten gruppieren, sie abgrenzen, einige ausschließen, sie anderen 
gegenüberstellen.«** Der Autor wurde von Foucault als ein vom Schreiber getrenntes 
Konstrukt verstanden, das den Lesern bei der Ordnung und dem Verständnis der Texte 
helfe: »Man verlangt, daß der Autor von der Einheit der Texte, die man unter seinen 
Namen stellt, Rechenschaft ablegt; man verlangt von ihm, den verborgenen Sinn, der sie 
durchkreuzt, zu offenbaren oder zumindest in sich zu tragen; man verlangt von ihm, sie 
in sein persönliches Leben, in seine gelebten Erfahrungen, in ihre wirkliche Geschichte 
einzufügen.«* 

Hieraus wird geschlossen, die Entstehung des Bewusstseins für Originalität und 
Persönlichkeit habe auch das Bewusstsein für das Eigentum der Autoren zur Folge 
gehabt.°° Wenn eine Textmenge einem Individuum zugeordnet wird, weil die Texte 
stets nur in Verbindung mit dem Autor diskutiert und rezipiert werden, werde die 
Textmenge zum Eigentum des Autors erklärt. Oswald Spengler zeigt den Unterschied 
zwischen den Kulturen auf: 


Das Weltbewußtsein des indischen Menschen war so geschichtslos angelegt, 
daß er nicht einmal die Erscheinung des von einem Autor verfaßten Buches als 
zeitlich feststehendes Ereignis kannte. Statt einer organischen Reihe persönlich 
abgegrenzter Schriften entstand allmählich eine vage Textmasse, in die jeder 
hineinschrieb, was er wollte, ohne daß die Begriffe des individuellen geistigen 
Eigentums, der Entwicklung eines Gedankens, der geistigen Epoche eine Rolle 
gespielt hätten. In dieser anonymen Gestalt - es ist die der gesamten indischen 
Geschichte - liegt uns die indische Philosophie vor. Mit ihr vergleiche man die 
durch Bücher und Personen physiognomisch aufs schärfste herausgearbeitete 
Philosophiegeschichte des Abendlandes." 


Die Anonymität betraf hauptsächlich die schöngeistige Literatur, allgemeiner, die Künst- 
ler.°” Die Entdeckung des Individuums, gemeint ist damit Abwendung vom Typus hin 


4% BOUCAULT, Was ist ein Autor?, S. 249. 


#9 FOUCAULT, Was ist ein Autor?, S. 251. 

>° Vgl. etwa Rose, Authors and Owners, $. 7, 132: »Along with the concept ofthe author as a creator and 
proprietor came that of the property itself, the ‘work’ as an immaterial commodity.« 

° SPENGLER, Untergang des Abendlandes, S. 15. 

> In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts waren bei wissenschaftlichen Werken oft nicht nur der 
Verfasser, sondern auch dessen Profession und Wirkungsstätte angegeben, vgl. HAUKE, Buchwerbung in 
Deutschland, S. 27. 
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zur Einzigartigkeit und Besonderheit des Einzelnen, wird ebenfalls an der Kunst fest- 
gemacht, wenn auf das Erscheinen von Autobiographien, individuelle Züge in den 
Portraits etc. abgestellt wird.°? In den italienischen Handelsstädten wurden ab der 
Renaissance Kunstwerke zu einem neuen, säkularen Zweck in Auftrag gegeben. Die 
Gemälde sollten das Bild des Reichtums und der Macht der Auftraggeber in die Welt 
tragen; sie dienten geschäftlichen und politischen (was oft eins war) Zielen.°* Profane 
Werke konnten aber auch einen (rein ästhetischen) Zweck in sich tragen. Zwar waren 
die religiösen Kunstwerke noch weit in der Überzahl, jedoch nahm ab 1420 der Anteil 
profaner Werke an der Gemäldeproduktion laufend zu.°° Der Wandel der allgemei- 
nen Einschätzung der Künstler in Europa kann an den Malern der Frührenaissance 
gezeigt werden. Künstler wie Brunelleschi, Donatello, Ghiberti, Uccello, Verrocchio, 
Ghirlandajo oder etwa Botticelli gingen bei einem Goldschmied in die Lehre. Sie wa- 
ren Kunsthandwerker, Zunftmitglieder, die neben Gemälden auch Wappen, Fahnen, 
Schilder, Intarsienarbeiten, Vorlagen für Stickereien etc. lieferten. Lukas Cranach schuf 
seine heute berühmten Meisterwerke in seinem Handwerksbetrieb, bemalte aber auch 
Wände seines Fürsten Friedrich des Weisen oder dekorierte Festtafeln. Oft malten Meis- 
ter, Gesellen und Lehrlinge an einem Auftrag, je nachdem, wer etwa die Gewänder, die 
Bäume oder andere Objekte besser auf den Malgrund bannen konnte. Albrecht Dürer 
hingegen kehrte aus Venedig als Genius zurück, der auch Selbstbildnisse malte und der 
sein Markenzeichen auf seine Werke setzte. »Das Künstleratelier der Frührenaissance 
ist noch vom Gemeinschaftsgeist der Bauhütte und der Zunftwerkstatt beherrscht; das 
Kunstwerk ist noch nicht Ausdruck einer selbständigen, seine Eigenart betonenden und 
sich gegen alles Fremde abschließenden Persönlichkeit. Der Anspruch auf die eigenhändige 
Gestaltung des Werkes vom ersten bis zum letzten Zug und die Unfähigkeit, mit Schü- 
lern und Gehilfen schöpferisch zusammenzuarbeiten, macht sich erst bei Michelangelo 
bemerkbar, der auch in dieser Hinsicht der erste moderne Künstler ist.«° 

Aristoteles nannte in seiner POETIK den dem Menschen von Natur anheimgegeben 
Drang zur Nachahmung und den Sinn für Harmonie und Rhythmus, wofür manche 
Menschen eine besondere Begabung hätten, als Ursachen für die Dichtkunst. Kunst- 
werke seien Produkte menschlicher Tätigkeit, und diese Tätigkeit könne gelehrt und 
gelernt und die Regeln könnten befolgt werden. Was der eine macht, das kann auch 
der andere machen oder nachmachen, wenn er die Art des Verfahrens kenne. Wer die 
»Regeln künstlerischer Produktion« befolgt, sei in der Lage, vergleichbare Kunstwerke 


5 Üblicherweise wird diese Entwicklung in der Frührenaissance angesiedelt, auch wenn einzelne 
Merkmale schon auf das ı1. Jahrhundert datiert werden; vgl. PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 13-19. 

>4 Auch der Bau der Peterskirche in Rom kann hierzu gerechnet werden, nicht nur weil die anerkann- 
testen Künstler wie Bramante, Raffael, Michelangelo oder Bernini mitgewirkt hatten, sondern auch weil 
es der größte Kuppelbau seit der Antike war. 

> May, Frühe Neuzeit, S. 275. 

5° HAUSER, Sozialgeschichte, S. 331-336. 
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wie die vorhandenen hervorzubringen.?’ In Platons APOLOGIE DES SOKRATES hieß 
es hingegen, Dichter schrieben »nicht durch Weisheit [...], was sie dichten, sondern 
durch eine Naturgabe in der Begeisterung, eben wie die Wahrsager und Orakelsänger. 
Denn auch diese sagen viel Schönes, wissen aber nichts von dem, was sie sagen«. Das 
moderne Genie, ein Mensch, dessen Schaffenskraft vielseitig (Universalgenie) oder 
in einer Richtung ins Außergewöhnliche gesteigert ist, wirkt aufgrund des ihm durch 
die Natur mitgegeben Talents neu- und umgestaltend oder erkennt die epochalen 
Verhältnisse und Zusammenhänge. Diesen heute üblichen Sinn verdankt der Begriff 
dem bürgerlichen Individualismus, der am stärksten in der humanistisch geprägten 
Renaissance und der Aufklärung zu Tage trat. 

1953 stellte Arnold Hauser die Verknüpfung des geistigen Eigentums mit dem Genie- 
begriff dar: 


Die Entwicklung des Geniebegriffs beginnt mit der Konzeption des geistigen 
Eigentums. Im Mittelalter fehlt sowohl diese Vorstellung als auch der Wille zur 
Originalität; die beiden hängen miteinander unmittelbar zusammen. Solange 
die Kunst nichts als die Darstellung der Idee Gottes und der Künstler nur das 
Medium ist, durch welches die ewige, übernatürliche Ordnung der Dinge sichtbar 
wird, kann weder von einer Autonomie der Kunst noch von dem Eigentum 
des Künstlers an seinem Werk gesprochen werden. Den Anspruch auf geistiges 
Eigentum mit den Anfängen des Kapitalismus in Beziehung zu bringen, liegt sehr 
nahe, diese Annahme würde aber auf einer bloßen Äquivokation beruhen. Die 
Idee der Produktivität des Geistes, und damit seines Eigentums, folgt aus dem 
Zerfall der christlichen Kultur. Sobald die Religion aufhört, sämtliche Gebiete des 
geistigen Lebens zu beherrschen und in sich zu vereinigen, taucht der Gedanke 
der Autonomie der verschiedenen geistigen Formen auf, und es wird auch eine 
Form der Kunst, die ihren Sinn und ihr Ziel in sich hat, denkbar.’? 


Der Wechsel vom Handwerker zur Künstlerpersönlichkeit spiegele sich in den Ver- 
trägen wider. In Italien rechneten bis zum Ende des 15. Jahrhunderts die Künstler 
nach Zeitaufwand, Lohn- und Materialkosten ab und schufen die Werke nach den 
Vorgaben der Auftraggeber.” Sie vergoldeten und bemalten beispielsweise Schilder 
oder Helme für Turniere; abgerechnet wurde nach Stückpreisen.°° Die berühmten 


57 HEGeL, Ästhetik ı, S. 36. 

58 HAUSER, Sozialgeschichte, S. 349. Anders beispielsweise HAFERKORN, Bürgerlich-literarische Intelligenz, 
S. 195 f., der eine Korrelation zwischen einer »Herausbildung der ersten Umrisse der kapitalistischen 
Wirtschaftsform auf dem Sachgütermarkt« und der »Freisetzung des geistigen Kapitals der Schriftsteller auf 
dem literarischen Markt« behauptet. 

5° Die Art der Abrechnung entsprach z. B. der eines Bauunternehmers; vgl. BRUDER, Verfall der Zünfte, 
S. 238 f. 

°° Beispielsweise: »21 briefbussen ad 12 grote, valet 8 gulden 12 grote; item 69 soe wagenwympele ende 
teykenwympele ad 4 placke, valet 9 gulden 26 grote«. Vgl. Zahlung an Willem Maelwael für heraldisch 
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Meister verdienten - sofern sie nicht in Diensten eines Mäzens standen - kaum mehr 
als die herkömmliche Ware produzierenden Zunftkollegen. Um 1500 verloren die Ver- 
tragspflichten des Künstlers ihre Strenge. Es wurden Pauschalhonorare vereinbart, und 
der Vertragsgegenstand wurde weniger genau vorgeschrieben: Sebastiano del Piom- 
bo sollte 1524 ein Bildnis, nur kein Heiligenbild liefern, und bei Michelangelo wurde 
1531 eine Malerei oder eine Skulptur - nach Belieben des Künstlers - bestellt. Auch 
die Honorare der beliebten Maler und Autoren stiegen deutlich. Bekannte Künstler 
wurden vermögend, und die gefeierten Meister des Cinquecento Tizian und Raffa- 
el konnten mit ihren Honoraren ein herrschaftliches Leben führen. Sie waren nicht 
mehr die Schützlinge eines Gönners, sondern selbst große Herren, die mit Fürsten und 
Kardinälen ebenbürtig verkehrten. 

Mit Michelangelo, so Hauser, habe sich die Emanzipation des Künstlers vollendet. 
Mit ihm sei der Wandel vollzogen worden, da er die Souveränität des freien Künstlers 
in bis dahin nie dagewesenem Maße verwirklicht habe. Er wurde zum ersten Genius: 
»Nicht mehr die Kunst, er selbst wird zum Gegenstand der Verehrung«.°' Der wichtigste 
Schritt in der Entwicklung des Geniebegriffs sei der von der Leistung zur Leistungsfä- 
higkeit, vom Werk zur Person des Künstlers. Das Werk der bestimmten Person zog 
das Interesse auf sich. Im Mittelalter hatte das Kunstwerk einen gegenständlichen 
Wert, die Renaissance habe ihm auch einen Persönlichkeitswert beigelegt. Die Pro- 
duktivität des dem jeweiligen Künstler eigentümlichen Geistes habe so zum geistigen 
Eigentum an den geschaffenen Werken geführt. Die Originalitätssucht sei in der Zeit 
des Manierismus entstanden, als der Kunstmarkt durch die Konkurrenz der Künstler 
untereinander empfindlich gestört war. Der Typus des Originalgenies selbst sei aber erst 
im 18. Jahrhundert erschienen, als die Künstler beim Übergang vom Mäzenatentum 
zum offenen, schutzlosen Markt um ihre materielle Existenz einen härteren Kampf als 
je zuvor geführt hätten.® 

Die Betonung der einzigartigen Leistung der Autoren entsprach der Ende des 18. 
Jahrhunderts in der Literaturrezeption in Europa verbreiteten Anschauung über die 


Malerei für Wilhelm I. von Geldern anlässlich von Expeditionen nach Preußen, im Ausstellungskatalog 
(2005, Stuttgart, Belser): Die Brüder von Limburg. Nijmegener Meister am französischen Hof (1400-1416), 
S. 239. 

61 HAUSER, Sozialgeschichte, S. 336-339. 

@ Allerdings darf man bei allem Geniekult nicht das Fahrplanmäßige der Arbeit vieler Schriftsteller 
übersehen (Beispiele bei ENGELSING, Literarischer Beruf, S. 360-384). So stellte etwa Trollope seine 
Tätigkeit wie folgt dar (Zitat nach KRIEG, Materialien, S. 151): »In der Woche schrieb ich durchschnittlich 
vierzig Seiten, jede Seite hatte zweihundertfünfzig Worte, nicht ein Wort mehr und nicht weniger. Um sicher 
zu gehen, ließ ich die Wörter sorgfältig von meiner Frau zählen. Meine Verleger wußten es nicht, aber ich 
richtete es so ein, daß ich ihnen für einen bestimmten Betrag eine bestimmte Anzahl von Worten lieferte.« 
Trollope versuchte nach der Taschenuhr 250 Worte in einer Viertelstunde zu schreiben, wobei er nach 
einiger Zeit ohne Schwierigkeiten produzieren konnte, ohne auf Inspiration warten zu müssen. 

63 HAUSER, Sozialgeschichte, S. 347-351. 
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Dichtergenies, die sich nach und nach vom lange Zeit als unerreichbar geltenden Vor- 
bild der antiken Klassik verabschiedete. Charles Perrault löste 1687 mit seinem Gedicht 
LE SIECLE DE LOUIS LE GRAND, in dem er die Überlegenheit seiner Zeit über die Antike 
behauptete, die Querelle des Anciens et des Modernes, den Streit des Alten mit dem 
Modernen aus. Es waren die ersten Zeichen, dass die Dichtkunst nicht den Regeln 
der klassischen Antike folgen, diese nicht nachahmen musste, um Vollkommenheit 
zu erlangen. Die Autoren entwickelten in der Mitte des 18. Jahrhunderts ein neues 
Selbstverständnis, in Deutschland begleitet von einer dichterischen Hochphase, die 
auch als die Geniezeit umschrieben wird. Der Wechsel vom von der Patronage abhän- 
gigen Autor oder Hofdichter (die im Vergleich zu den Hofmalern allerdings kaum ins 
Gewicht fielen) zum selbstbewussten Autor wurde von Goethe wie folgt beschrieben: 


Die deutschen Dichter, da sie nicht mehr als Gildeglieder für einen Mann standen, 
genossen in der bürgerlichen Welt nicht der mindesten Vorteile. Sie hatten weder 
Halt, Stand noch Ansehn, als insofern sonst ein Verhältnis ihnen günstig war, 
und es kam daher bloß auf den Zufall an, ob das Talent zu Ehren oder Schanden 
geboren sein sollte. Ein armer Erdensohn, im Gefühl von Geist und Fähigkeiten, 
mußte sich kümmerlich ins Leben hineinschleppen und die Gabe, die er allenfalls 
von den Musen erhalten hatte, von dem augenblicklichen Bedürfnis gedrängt, 
vergeuden. |...] 

Nun sollte aber die Zeit kommen, wo das Dichtergenie sich selbst gewahr würde, 
sich seine eigenen Verhältnisse selbst schüfe und den Grund zu einer unabhängi- 
gen Würde zu legen verstünde. Alles traf in Klopstock zusammen, um eine solche 
Epoche zu begründen.‘* 


Die Autoren waren nicht mehr nur Talente, Denker oder begabte Handwerker, sondern 
individuelle Dichtergenies.° Edward Young, der mit seinem 1759 veröffentlichten Con- 
JECTURES ON ORIGINAL COMPOSITION von der schöpferischen Freiheit des Genies, das 
in göttlicher Begeisterung dem Wesen der Natur, nicht den Regeln folgt,°° schrieb und 
die (damaligen) klassizistischen Vorgaben für die Literaten verwarf, wurde in Europa 
viel gelesen.°” Von größerer Bedeutung war wohl Rousseaus Philosophie. Rousseau, 
der von 1762 bis 1765 in Preußen von Friedrich I. Asyl erhielt, war das Bindeglied zur 
trockenen Vernunft der Aufklärung, deren freiheitliche Gedanken sich mit der Realität 
der ständischen und als beengend empfundenen kleinbürgerlichen Gesellschaft nicht 
in Einklang bringen ließen, indem er im 1750 publizierten Discours im ungebändig- 


64 GOETHE, Dichtung und Wahrheit, Teil 2, 10. Buch. 

65 HAUSER, Sozialgeschichte, S. 567; WOODMANSEE, The Genius and the Copyright, S. 426; Rose, Authors 
and Owners, S. 114-120. 

66 MARTIN, Deutsche Literaturgeschichte, S. 226. 

%7 Der Text wurde allein in Deutschland innerhalb von zwei Jahren in zwei verschiedenen Übersetzun- 
gen veröffentlicht; vgl. WoODMANSEE, The Genius and the Copyright, S. 429. 
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ten, ursprünglichen Naturzustand das Gute des Menschen sah. Neben dem erwachten 
bürgerlichen Selbstbewusstsein, gestärkt durch die Aufklärung, welche den kritischen 
und analytischen Verstand forderte und zum praktischen und sozialen Denken auf- 
forderte,°® wurde bei den Autoren die Vorstellung der Eigenständigkeit, der inneren 
Entwicklung und des Individualismus zur Leitlinie: »Know thyself [...] Reverence 
thyself« lauteten die von Young aufgestellten Regeln.”° Der Typus Genie produzier- 
te aufgrund der eigentümlichen Begabung besondere Ergebnisse (wie es der Spinne 
eigentümlich ist, acht Beine zu haben). Die Persönlichkeit, die einzigartige Individuali- 
tät des Künstlers wurde zum Ursprung eines Werkes erklärt; es sei eine »Naturgabe«. 
»Jedermann« sei sich »einig, daß Genie dem Nachahmungsgeiste gänzlich entgegen zu 
setzen sei.«’' Man sei, so Hegel’* über die Geniezeit, von dem Ziel der vollkommenen 
Nachahmung abgekommen und ins Gegenteil gefallen. Das Kunstwerk wurde nicht 
»mehr als Produkt einer allgemein menschlichen Tätigkeit angesehen, sondern als ein 
Werk eines ganz eigentümlich begabten Geistes, welcher nun aber auch schlechthin nur 
seine Besonderheit [...] gewähren zu lassen habe.« Man habe das »Kunstwerk als Produkt 
des Talents und Genies angesprochen und hauptsächlich die Naturseite, welche Talent 
und Genius in sich tragen, hervorgehoben.« Diese spezifisch geniale Naturbegabung 
müsse der Künstler unter Außerachtlassung aller äußeren Einflüsse nur gewähren zu 
lassen (»wobei denn auch des guten Dienstes der Champagnerflasche nicht vergessen 
ward«, wie Hegel anmerkte). 

Pohlmann erkennt eine vergleichbare Entwicklung vom Handwerker zum Künstler 
bei den Komponisten. Mit der Wende von der ars antiqua zur ars nova hätte bereits im 
15. Jahrhundert eine bedeutsame Betonung der weltlichen Momente eingesetzt, die von 
einer durchbrechenden Autorenehre der Komponisten begleitet worden sei. Er stellt 
eine Wandelung der Bezeichnung zum stolz geführten Titel Komponist fest, so wie die 
Maler vom zünftigen Handwerker zum einzigartigen Künstler wurden.’? 

»Originalität ist das seltenste und höchste Eigenthum des Genies«, hieß es 1820 kurz 
und bündig, wobei zwischen Originalität, die den größten Reiz für das Publikum habe, 
und »bloßer Neuheit und Singularität« unterschieden wurde.”* Der Geniebegriff wurde 
in diesen Jahren allerdings stark strapaziert und inflationär genutzt. Er blieb keineswegs 
auf die Künstler beschränkt. Vom »Genie der Staatsleitung« sprach beispielsweise die 
Allgemeine Literatur-Zeitung Februar 1813 (Sp. 225) oder vom Genie der Mechaniker 


68 MARTIN, Deutsche Literaturgeschichte, S. 171. 

69 SEKULIG/SKREB/ZMEGAC, Scriptors, S. 98; MARTINL, Deutsche Literaturgeschichte, S. 216 f; SIEGRIST, 
Geschichte, S. 68. 

7° Young, Conjectures on Original Composition, S. 52, (thyself bedeutet dich selbst). 

7! Kant, KdU, S. 306 f. 

7” HEGEL, Ästhetik 1, S. 36 
POHLMANN, Frühgeschichte, S. 20. 
JACOBSEN, Briefe an eine deutsche Edelfrau, S. 615. 
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Adam Smith.” Selbst der Gesetzgeber konnte zum Genie werden: »Diese Weisheit, aus 
vollkommener Kenntniß der Nationalität und der Idee des Rechtes zugleich ein Gesetz 
für die erstere zu finden, kann |[...] nirgends erkauft werden. Sie ist Eigenthum des 
Genies, dessen der Staat eben nicht minder als die Wissenschaft und die Kunst bedarf«, 
schrieb Heinrich Richter 1829.7° Traugott Krug beschrieb im 1806-1810 veröffentlichten 
SYSTEM DER THEORETISCHEN PHILOSOPHIE die allgemeine und die besondere Genialität: 
Die natürliche Beschränkung des Menschen könne nur die partikulare Genialität 
zulassen, nicht das Universalgenie. Man könne folglich das Gelehrtengenie und das 
Kunst- oder Künstlergenie unterscheiden. Der Begriff des Kunstgenies könne sich 
aber nicht nur auf die schöne Kunst beziehen. Die Erfinder der Buchstabenschrift, der 
Buchdruckerei, des Schachspiels, der Pendeluhren und anderer künstlicher Maschinen, 
Staatsmänner und Feldherren könnten ebenso emporragende Genies sein. Es gäbe nicht 
nur die Künstler als ästhetische, sondern auch pragmatische, observierende, spekulative, 
kritische, mechanische oder systematische Genies. Originalität sei das wesentliche 
Merkmal des Genies, das Überschreiten hergebrachter Regeln ein Kennzeichen.’7 

Heutzutage beruht das Urheberrecht in hohem Maße auf dem Leitbild des schöpfe- 
rischen Individuums,?® das für seine Leistungen durch das Recht einen besonderen 
Schutz erfährt. Für den Zusammenhang zwischen der Einschätzung der Künstlerper- 
sönlichkeit als Genie und dem geistigen Eigentum ist jedoch zu trennen zwischen 
demjenigen, was aus heutiger Sicht als stichhaltiges Argument zur Rechtfertigung 
des geistigen Eigentums akzeptiert wird, also dem Wandel der Bewertung der Leis- 
tungen der Künstler im Gegensatz zu anderen Tätigkeiten, und der Entstehung des 
Rechtsinstrument des geistigen Eigentums als historischer Vorgang. 

Das geistige Eigentum dient als Instrument der Marktwirtschaft in Tauschvorgängen 
vor allem dem Gelderwerb. So vertritt Vogel die Meinung, der Rechtsschutz habe 
noch nicht beim Werk selbst begonnen, »weil es noch keinen Markt gab, auf dem 
Komponisten und Autoren ihre Werke handeln konnten.« Bestätigt werde dies durch 
die angeblich geringen Honorare. Erst mit der Umwälzung des gesamten Marktes 
Ende des 18. Jahrhunderts, der Vermehrung des Lesepublikums und dem Steigen des 
Absatzes sei »ein frei aushandelbares, marktorientiertes Autorenhonorar möglich für 
literarische Produkte, deren rechtlicher Schutz nicht mehr von hoheitlichem Wohlwollen 


5 SMITH, Wealth of Nations, S. 21. 

76 RICHTER, Das philosophische Strafrecht, S. 15. 

77 Krug, System der theoretischen Philosophie, S. 257-268; KANT, KdU, $. 307 £.. 

78 Die persönlichkeitsrechtlichen Interessen sind laut PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 57 (m. w. 
Nachw.) »angesichts des kulturgeschichtlich gewachsenen und zu Verfassungsrecht gewordenen Bewußtseins 
vom Wert entäußerter Individualität« zwingend zu schützen. PEIFER, a. a. O., hebt hervor, dass sich »erst in 
Jüngster Zeit« die Vorstellung durchgesetzt habe, dass wirtschaftliche und ideelle Interessen miteinander 
verknüpft seien. 
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abhing, sondern von formaler Zurechenbarkeit allein.«’° Die Orientierung am Honorar 
und die Existenz eines Marktes muss man aber differenziert betrachten. Um 1560 
sollen in Antwerpen 300 Malermeister tätig gewesen sein, während die Stadt nur 
169 Bäcker und 78 Fleischer hatte. Hier war offenbar ein Markt vorhanden, der viele 
Künstler anzog.°° Auch die in Abschnitt 4.3 angeführten Druckerordnungen gingen von 
einem Markt für Schriftsteller aus, da das Abwerben des Autors gesondert geregelt war. 
Einzelne Maler, Bildhauer, Autoren oder Komponisten konnten völlig unabhängig von 
jedem Urheberrecht äußerst hohe Honorare erhalten. Michelangelo, Tizian, Raffael, 
Moliere, Racine, Rubens, Hyacinthe Rigaud, Goethe oder Boileau waren allesamt - 
ohne Urheberrecht - außergewöhnlich gut honorierte Künstler,” während Defoe, 
Fontane, van Gogh, Gaugin oder Kafka - mit Urheberrecht - mit ihrer Kunst gar nichts 
oder schlecht verdienten. Der Zusammenhang zwischen einem Markt oder der Höhe 
der Honorare für die künstlerischen Werke und der Zuordnung des Rechts ist also 
zweifelhaft und in der Geschichte kaum nachvollziehbar. 

Die zunehmende Kommerzialisierung der Werke und deren Bewertung nach einem 
Renditemaßstab wurden misstrauisch betrachtet. Angesichts der in die Tausende gehen- 
den Zahl von Autoren und Künstlern sind die vereinzelten, derartigen Vorstellungen 
zustimmenden Äußerungen die Ausnahme; und einige dieser Ausnahmen beruhten 
offenbar auf einer Gefälligkeit gegenüber den Verlegern.° So ist es für den Ökonomen 
ein selbstverständliches »socialökonomisches« Verhältnis, dass »der Verleger mit dem 
Geschmack des Publikums rechnet« und damit sich selbst wie den Autor dem Dienste 
des Publikums unterwirft. Das Verlegerkapital und sein Gewinnstreben binde den 
Autor an das Publikum; diese Unterwerfung sei unentbehrlich und wohltätig.® Den 
Autoren war die Zwangslage durchaus bewusst, wenn sie teilweise den finanziellen 
Aspekt mit der hohen Kunst für unvereinbar erklärten.°* Ob Diderot vorrangig den 
finanziellen Erlös für die Autoren, der mit der Vorstellung des geistigen Eigentums 
verknüpft ist, vor Augen hatte, ist bereits zweifelhaft. Als Charles-Joseph Panckoucke 
Diderot 1769 drängte, eine neue Fassung der ENCYCLOPEDIE zu organisieren, soll Di- 
derot geantwortet haben: »Gehen Sie zum Teufel - Sie und Ihr Werk! Ich mag nicht 


79 VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 24 f. Er verweist darauf, dass die Autoren andere Einkünfte als 
Beamte, Wissenschaftler, Theologen etc. gehabt hätten. 

8° HAUSER, Sozialgeschichte, S. 504. 

#" HAUSER, Sozialgeschichte, S. 508. Man kann als Faustregel sogar sagen, dass bis zur Einführung des 
Urheberrechts die anerkannten Künstler und Literaten zugleich (zumeist) die am besten honorierten 
waren, während mit Urheberrecht gut gemachte, zugleich aber klischeehafte Bestseller finanziellen Erfolg 
versprachen. 

= Vgl. Jounson/HUME, Johnsonian Miscellanies, S. 442-446. 

% SCHÄFFLE, Ausschliessende Absatzverhältnisse, S. 120. 

4 GOETHE, Dichtung und Wahrheit, 12. Buch: »Die Produktion von poetischen Schriften aber wurde als 
etwas Heiliges angesehen, und man hielt es beinah für Simonie, ein Honorar zu nehmen oder zu steigern. « 


270 5 Die Aufklärung und das Originalgenie 


daran arbeiten. Sie könnten mir 20 000 Louis geben und ich könnte Ihre Arbeit mit ei- 
nem Augenzwinkern verrichten, so würde ich es doch nicht thun.«® Rosenkranz*° hat 
einen Briefwechsel zwischen Diderot und Falconet aus den erhaltenen Briefen Diderots 
rekonstruiert. Demnach vertrat Falconet die Meinung, der tüchtige Mensch könne 
auf einen Nachruhm verzichten, da er diesen nicht genießen könne. Der Lohn (le 
comptant) sei der Zweck der Arbeit. Diderot antwortete hierauf, dass sich dies von 
endlicher Arbeit, nicht jedoch von der Produktion idealer Werke und Taten sagen ließe. 
Diese hätten keinen Preis (in Bezug auf das Entgelt für die Arbeitsleistung) als den 
des Ruhms, der ideal sei und die Menschen begeistere. Das Genie allein sei nicht die 
einzige Ursache der großartigen Dinge, sondern das Gefühl für Zukunft und der Wille, 
unsterbliche Werke zu schaffen (Nachruhm). 

Die Lösung der Künstler von der Nachfrage, die Überhöhung der Kunst als eine nicht 
in Geld aufzuwiegende Leistung und das Ende der Orientierung an demjenigen, was 
der Markt gegen Entgelt aufnimmt, enthebt den Markt seiner Funktionen. Freie Kunst 
sei gerade kein »Lohngeschäft«, keine Arbeit, »deren Größe sich nach einem bestimmten 
Maaßstabe beurtheilen, erzwingen oder bezahlen läßt«.” Diese unabhängigen Künstler, 
so Bourdieu bezogen auf das 19. Jahrhundert, »müßen folglich alle Konsequenzen daraus 
hinnehmen, daß sie erst mit zeitlicher Verzögerung honoriert werden, anders als die ‚bür- 
gerlichen Künstler, denen eine unmittelbare Klientel sicher ist«.°® Manche Anschauungen 
gingen sogar so weit, den schnellen Erfolg als ein Zeichen geistiger Minderwertigkeit 
zu brandmarken. Die meisten Avantgardisten lebten in der träumerischen Hoffnung, 
die Gesellschaft entwickle sich zu ihrer Bildsprache und ihrem Verständnis weiter. Der 
Großteil der selbsternannten Avantgarde wurde jedoch nicht mit zeitlicher Verzögerung 
honoriert, sondern schlichtweg vergessen. Die Marktwirtschaft und das sie regelnde 
bürgerliche Recht finanzieren keine Liebhabereien, sondern ordnen diese als persönli- 
ches Freizeitvergnügen neben der marktwirtschaftlich honorierten Beschäftigung ein.” 
Unabhängigkeit und individuelle Freiheit in künstlerischer oder politischer Hinsicht 
setzten auch die Unabhängigkeit vom Geld voraus, gleichgültig, ob diese durch einen 
Maecenas oder einen Verleger gesichert wurde. Eine finanzielle Absicherung war - auf- 
grund der besonderen Umstände besonders markant in Frankreich - möglich, wenn 
man durch gefällige Schriften, also einer geistigen Verbrüderung mit dem hohen Adel 
oder der Bourgeoisie, eine Pension ergatterte oder sich den ökonomischen Zwängen 


5 Briefan Sophie Voland vom 11. September 1769 zit. nach ROSENKRANZ, Diderot Bd. 1, S. 216. 


ROSENKRANZ, Diderot Bd. 2, S. 192-194. 

#7 KanT, KAU, S. 321. 

#8 BOURDIEU, Regeln der Kunst, S. 135 £. 

Dabei ist der Übergang zwischen der nur für eine konkrete Gegenleistung (eine für andere erbrachte 
Leistung) und zugleich Belastung empfundene institutionalisierten und der aus anderen Gründen aus- 
geübten Tätigkeit vollkommen diffus. Welche individuelle Motivlage entscheidend ist und in welchem 
Umfang das Engagement davon beeinflusst wird, lässt sich nicht allgemein bestimmen. 
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des Marktes unterordnete. In beiden Fällen war dies aber mit den Vorstellungen von 
einem genialen unabhängigen Autor nicht Einklang zu bringen. So ist die Verknüpfung 
zwischen dem künstlerisch unabhängigen Geist und dem geistigen Eigentum nicht 
mit der Äußerung Diderots zu vereinbaren, dass die Genies eben nicht für den Markt 
und damit auch nicht für das am Markt erzielbare Entgelt ihre Werke verfassten. Wer 
auf den Markt setzt, um sein Einkommen zu erzielen, muss sich an der Nachfrage der 
lebenden Käufer, dem Geschmack der Masse, orientieren. Wenn er den Zeitgenossen 
gefallen könnte, ohne sich zu verachten, hätte er dies getan, so Diderot in einem Brief 
an Falconet. Jedoch wollte er sich nicht den kleinen Einbildungen, dem falschen Ge- 
schmack des Publikums beugen, die Wahrheit verraten, die Tugend beleidigen oder die 
Güte und Schönheit verkennen.?° Mit idealistischen oder avantgardistischen Projekten, 
die möglicherweise in einer oder zwei Generationen geschätzt und durch den Markt 
entgolten werden, konnte das Genie kaum überleben. 

»Will man mit seiner Feder Geld verdienen, muß man Journalismus, Feuilleton oder 
Theater betreiben«, beschrieb Flaubert die verkehrte Ökonomie der literarischen Boh&me 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, die gerade nicht für den Markt und nicht um 
des Geldes Willen schrieb." Der schlechteste Roman kann am Markt mehr Wert haben 
als das gründlichste Buch, da der über den Markt bestimmte finanzielle Wert des Werks 
vom Verkauf und damit vom Geschmack des Publikums abhängt.?” Die Alternative 
zum Markt war für einen Autor kaum rühmlicher: Elend sei unter den Literaten 
sogar ein Titel der Tugend, da dadurch der Nachweis erbracht wurde, dass der Autor 
weder seine Person noch seine Feder erniedrigt habe, so Mercier 1781.°? Die Regierung 
würde Pensionen weder den ärmsten noch den fleißigsten und nützlichsten unter den 
Literaten vergeben, sondern den biegsamsten, intrigantesten und aufdringlichsten 
(»les plus souples ‚ les plus intriguants ‚ les plus importunes«). Autoren, die Pensionen 
beantragt und zugesprochen bekommen hätten, könnten tadellose Schriften verfasst 
haben, ihr Verhalten sei es jedoch- angesichts der Bedingungen, unter denen die Gelder 
zugesprochen wurden - nicht immer gewesen. 

Eine Koinzidenz von geistigem Eigentum und der Entwicklung des Geniebegriffs 
lässt sich nicht allgemein feststellen. In Italien war offenbar bereits im 16. Jahrhundert 
der Boden für das geistige Eigentum vor allem an Bildnissen bereitet. Das Gros der 
italienischen Maler führte noch im 16. Jahrhundert wie der Kaufmann Buch über die 
Einnahmen und Kosten, aber nur der Werkstattmeister war Geschäftsmann, seine 
Gesellen bestenfalls Lohnarbeiter, jedoch keineswegs Künstler und erst recht nicht 


ROSENKRANZ, Diderot Bd. 2, S. 196. 
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Inhaber irgendwelcher Rechte an ihren Arbeiten.?* Bis weit in das 19. Jahrhundert 
hinein galt weitgehend unangefochten der Grundsatz, dass das Nachmalen oder Nach- 
bilden ein neues Werk schaffe, welches das Original und den Hersteller des Originals 
nicht beeinträchtigt. Das Kopieren insbesondere alter Meister war ständige Übung und 
erfolgte nicht nur in plagiatorischer oder betrügerischer Absicht. Kunststudenten übten 
sich an verstorbenen und lebenden Vorbildern. Die Kopie war Medium der Traditions- 
vermittlung. Aber auch außerhalb des Studiums der Vorbilder, im rein wirtschaftlichen 
Bereich, war das Kopieren Usus. Sammler, die ein Werk eines bestimmten Malers nicht 
als Original erwerben konnten, ließen sich Kopien anfertigen, von denen besonders 
gelungene von lebenden Malern teilweise sogar autorisiert wurden.” 

Im Frankreich des ı7. Jahrhunderts kann man für Moliere, Lafontaine, Racine oder 
Boileau die gleiche Feststellung treffen. Es waren Bürgerliche, Berufsschriftsteller, die 
trotz der Anerkennung ihrer künstlerischen Leistungen, der Aufnahme in die höchsten 
Kreise, hoher Honorare oder des regelmäßigen Kontakts mit dem König, keine juristi- 
sche Anerkennung ihres geistigen Eigentums erfuhren. Aus der Ausnahme wird in der 
modernen Literatur die Regel:?° Aus einer Forderung von Corneille, der 1643 für drei 
Stücke (CINNA, POLYEUCTE und LA MORT DE PoMPEE) ein Alleinentscheidungsrecht, 
welche Theater seine Stücke spielen dürfen, in Form der lettres patentes beantragt hatte, 
wird geschlossen, die Dramatiker hätten ein eigenes Recht gefordert. Diese Forderung 
nach einem eigentumsähnlichen Recht hätte auch das im Antrag Corneilles nicht ein- 
mal genannten Nachdruckverbot umfasst. Mit dem Galante Conduite dieser Zeit, der 
sich auch in dem Stil der belles lettres im ı7. und frühen 18. Jahrhundert spiegelte, war 
ein solches Ansinnen kaum zu vereinbaren. Man ist mit dem beachtlichen Problem 
konfrontiert, dass man, abgesehen vom dem Antrag Corneilles, einem Schweigen der 
Autoren gegenübersteht. Es wird auch nicht aus den Äußerungen der Schriftsteller auf 
einen Wunsch nach dem Ausschließlichkeitsrecht geschlossen, sondern aus Maßnah- 
men Dritter, die sich gegen eine Kommerzialisierung der schriftstellerischen Leistung 
wandten. So habe etwa der Conseil du Roi auf die (nicht nachgewiesenen) Forderungen 
der Autoren in einer Reihe von Regelungen zwischen 1618 und 1660 reagiert und den 
Autoren verboten, ihre Werke unmittelbar an das Publikum zu verkaufen, sondern 
sie gezwungen, diese an die Verleger abzutreten.?” Tatsächlich konnten die Schriftstel- 
ler eigene Privilegien beantragen, von deren Erteilung aber - wie Antoine Furetiere 


94 BRAUDEL, Der Handel, S. 49 f. 

°5 OLBRICH etal., Lexikon der Kunst, Bd. 4, S. 7 (Kopie). Berühmt ist die Sammlung von Adolf Friedrich 
von Schack, Begründer der Schack-Galerie in München, der Kopien nach Tizian, Raffael, Rembrandt, 
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1690 feststellte - in finanzieller Hinsicht die Verleger profitierten.?® Es kann bei der 
Verknüpfung von geistigem Eigentum, Individualisierung und der ökonomischen Lage 
der Autoren nur eine moderne Interpretation, wie die damaligen Autoren aus heutiger 
Sicht gedacht haben müssten, festgestellt werden, die, so Turnovsky, auf einer Vielzahl 
von Annahmen oder Vermutungen, jedoch auf keinerlei Fakten beruhe.?? 

In Großbritannien wurde hingegen 1710 den Autoren das Copyright zugeordnet, dies 
jedoch beschränkt auf das Handelsgut der Verleger (Bücher). Besondere künstlerische 
Elemente der Literatur spielten in diesem Rahmen keine Rolle. Defoe brachte es klar 
zum Ausdruck: Der Autor war nur dann von hoheitlichem Interesse, wenn er für den 
Inhalt seiner Schriften bestraft werden sollte. Selbst 1840 war esin Großbritannien noch 
nicht selbstverständlich, dass der Autor eines belletristischen Werks in den Anzeigen 
namentlich genannt wurde.'°° Die schriftliche Form als besonderes künstlerisches 
Können wurde in Großbritannien bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts kaum gewürdigt, 
so dass die Anerkennung der künstlerischen Leistung der Autoren auch nicht Anlass 
für das Statute of Anne war.'” Auch der deutschen Geniezeit, der ersten deutschen 
Klassik, folgte die Umsetzung in geltendes Recht allenfalls zögerlich. Die deutschen 
Staaten ließen sich, nachdem 1815 bereits der Wille zur Schaffung eines reichsweiten 
Verbots zum Ausdruck kam, nochmals über Jahrzehnte Zeit. Obwohl genie und esprit 
Ende des 18. Jahrhunderts sehr präsent waren, stand in der juristischen Diskussion das 
reine (geistige) Eigentum noch über ein Jahrhundert im Vordergrund. 

Wieland beschäftigte sich nach der französischen Revolution in seinen Göttergesprä- 
chen mit der Frage, ob in Deutschland eine Revolution notwendig sei und ließ - in 
erster Linie zweifelsohne auf die Zensur gemünzt - Aspasia ausführen: Die Europäer 
hätten das Stadium der »Autonomie erreicht und seien »nicht länger geneigt, ihren 
Regenten mehr väterliches Ansehen einzuräumen, als ein Vater über seine volljährigen 
Söhne auszuüben berechtigt ist.« Der »Aufklärung Grenzen zu setzen, und die Wissen- 
schaften wieder zu einer geheimen Ordenssache zu machen, wie sie es ehemals in Persien, 
Ägypten und Indien waren,« sei unter Nationen, »die sich bereits im Besitz einer weit 
verbreiteten Kultur befinden, schwerlich ins Werk zu setzen,« denn 


[elin solches Volk betrachtet den ganzen Schatz von Erfahrung, Wissenschaft 
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und Kunst, den das gegenwärtige Jahrhundert von allen vergangenen geerbt und 
durch eigenen Fleiß so ansehnlich vermehrt hat, als ein eben so gemeines Eigen- 
thum der Menschheit, wie Luft und Sonnenlicht; und jede Unternehmung gegen 
die Freiheit, nach eignem Belieben aus diesen Gemeinquellen zu schöpfen, ist in 
seinen Augen eine tyrannische Anmaßung gegen das unverlierbarste Naturrecht 
eines vernünftigen Wesens: kurz, ich müßte mich sehr irren, oder, so wie die Sa- 
chen stehen, wäre ein Bündnis der Könige gegen die Aufklärung das unfehlbarste 
Mittel den Umsturz der Thronen zu beschleunigen, und unabsehbares Elend 
über die Völker zu bringen. Ich bin daher so weit entfernt, den Rat der großen 
Königin zu billigen, daß ich vielmehr überzeugt bin, das beste was die Monarchen 
zu Befestigung ihres Ansehens tun können, sei gerade, den Unterthanen den 
Gebrauch ihrer geistigen Kräfte völlig frei zu lassen, und den Umlauf aller Arten 
von Kenntnissen und Erzeugnissen des menschlichen Geistes vielmehr auf alle 
mögliche Weise zu befördern als hemmen zu wollen.'°” 


Man kann zwar die Formulierung, die Beschränkung der Nutzungsmöglichkeit des 
ganzen Schatzes von Erfahrung, Wissenschaft und Kunst sei eine tyrannische Anma- 
Pung gegen das unverlierbarste Naturrecht eines vernünftigen Wesens, auf die Zensur 
reduzieren. Man muss dann jedoch Wieland eine ungenaue Wortwahl unterstellen 
(Luft oder Licht waren traditionelle Beispiele für Gemeineigentum). Die Verbreitung 
der Kenntnisse und Erzeugnisse des menschlichen Geistes sollte auf alle mögliche 
Weise gefördert und nicht gehemmt werden. Das exklusive Recht widersprach den 
elementaren Zielen der Aufklärung. Es behinderte oder verhinderte die Aufklärung 
der Bevölkerung und ließ sich aufgrund des privilegierenden Charakters nicht mit den 
Forderungen nach Gleichheit und Freiheit in Einklang bringen. 

Zugleich beförderte dieses Recht die an diesen Werten orientierte Schriftsteller in 
ein Dilemma. Wieland, der sich energisch für seine materiellen Interessen einsetzte, 
wusste als einer der am meisten nachgedruckten Autoren ohne Zweifel genau, was er 
schrieb. Er war sich bei der Einordnung des Hortes an Erfahrung, Wissenschaft und 
Kunst zum Gemeineigentum bewusst, dass dies mit anderen (eigenen) Interessen in 
einen Konflikt geraten konnte. Dies trat bereits in seiner (anonym veröffentlichten) 
Verteidigung des Nachdrucks in der von ihm herausgegebenen Zeitschrift TEUTSCHER 
MERKUR hervor: Wieso sollte das Publikum die Ware Buch, »die sich, ohne Abbruch 
ihrer inneren Güte, auf unzählige Art und Weise vervielfältigen lässt,« nur teuer vom 
Monopolisten erwerben können? Ferner, wenn jemand seine Gedanken auf dem öffent- 
lichen Marktplatz ausgerufen hat oder, »was der Wirkung nach einerley ist, wenn wir 
sie drucken lassen: so haben wir sie publici juris gemacht; sie sind nun nicht mehr unser, 
sondern gehören einem jeden, der sie gekauft oder gelesen hat, und er kann damit machen 
was ihm beliebt.«'°° Die Schriften waren auch in den Kampf um die Herrschaftsform 
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und politischen Rechte eingebunden. Es ging den Dissidenten, wie man sie heute 
bezeichnen würde, nicht nur um das Geld, das das Urheberrecht in Aussicht stellte, 
sondern zugleich um den Fortbestand, die Änderung oder das Ende des bestehenden 
Systems. Die eigenen Interessen forderten das Nachdruckverbot, die eigenen Werte 
und Vorstellungen widersprachen einem solchen Recht. 

Das Schreiben beruht auf unterschiedlichen Motivationen. In Deutschland gab es 
schon vor 1800 eine Vielzahl von professionellen Autoren, die mit ihrem Verleger um 
den Preis für das Manuskript feilschten: »Der Autor will gern dem Verleger so wenig 
Bogen Manuscript als möglich, für so viel Geld als möglich ist, überliefern. Der Verleger will 
gerne so viele Alphabete als möglich, so wohlfeil als möglich einhandeln, und so theuer als 
möglich verkaufen.«'°* In diesem Rahmen spielte das Genie oder die Aufklärung keine 
Rolle, denn es war Gebrauchsliteratur von Tapetenmalern und Kunstpfeifern, wie Nicolai 
das Gros der Schriftsteller abfällig bezeichnete. Die gewerbsmäßig tätigen Schreiber, 
die die wenigen wahren Gelehrten als Pfuscher ansahen, seien auch verantwortlich für 
die große Menge an Büchern." 

Die behauptete Wechselbeziehung zwischen dem Urheberrecht und den nach Unab- 
hängigkeit strebenden Schriftstellern steht auftönernen Füßen. Eine solche Korrelation 
setzt voraus, dass die Autoren unternehmerischen Geist entwickelten und deshalb ju- 
ristisches geistiges Eigentum als Mittel für ihre kommerziellen Interessen forderten, 
- eine Annahme, die eher auf einer Verklärung des Urheberrechts als auf Tatsachen 
beruht. Die Forderung nach Freiheit und Rechten war eine allgemeine Bewegung in 
den gebildeten Schichten des Bürgertums und keine Besonderheit der Schriftsteller 
oder gar des Urheberrechts. Man verkehrt die Gewichtung, wenn die Forderung nach 
Freiheit und Unabhängigkeit aus der Warte des Urheberrechts beurteilt wird. Ironischer- 
weise, merkt Hesse!” an, seien es in Frankreich nicht die Autoren gewesen, die für ein 
juristisches geistiges Eigentum eintraten, sondern die Pariser Gilde der Buchhändler, 
die sich für ihre Rechte an den Texten auch der längst verstorbenen Autoren einsetzte. 
Turnovsky'” kann die Ironie nicht nachvollziehen, denn die Pariser Gilde spielte die 
entscheidende Rolle. Bei den etablierten gens de lettres ließe sich allenfalls ein bemer- 
kenswertes Desinteresse am geistigen Eigentum feststellen.'°® Die Ironie ergebe sich 
erst daraus, dass die heutzutage vertretene Ansicht über die behaupteten Vorteile des 
geistigen Eigentums aufgrund der damit verknüpften Vorstellung eine entsprechende 
Forderung der Autoren begründe. Weil die theoretischen Annahmen erklären, dass 
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NiIcoLaı, Sebaldus Nothanker, S. 90 f. Ein Alphabet sind 23 Bogen. 

Kant attestierte wiederum Nicolai eine Philosophie des platten Menschenverstandes. 

Hesse, Enlightenment Epistemology, S. 112; vgl. auch PFISTER, French Print Privileges System, S. 127. 
TURNOVSKY, Literary Market, S. 29, 161. 

Die Autoren hätten nie versucht, entsprechende Rechte durchzusetzen, so LINGUET, Privileges en 
Librairie, S. 13: »Peur-Etre est-ce d eux-m&mes que les Gens de lettres doivent attribuer ces meprises de 
ladminstration. Jamais ils nont cherche a leclairer sur cet objet interessant.« 
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die Autoren sich sich für ihre Rechte in ihrem Kampf um die soziale Autonomie hätten 
einsetzen müssen, konnte der Mythos Fuß fassen. Tatsächlich war das Urheberrecht 
eine in erster Linie von den den Großverlegern geforderte Regelung, die in eine der 
Schriftsteller umgemünzt wurde. 

Bosse will aus einem Auseinanderdriften der Bewertung der Leistung der Drucker 
und Autoren einen Grund für das Entstehen des Urheberrechts ableiten. Es ist ein 
Versuch, die Gründe für die Erteilung der Privilegien mit dem Gedanken der künstleri- 
schen Leistung in Einklang zu bringen. Er geht davon aus, dass demjenigen, der eine 
künstlerische, einzigartige Leistung erbrachte, ein Kopierverbot als Privileg gewährt 
wurde. Während in der Privilegienzeit Deutschlands die Leistung der Drucker und 
die der Autoren noch gleich bewertet wurden, weil beide Privilegien erteilt bekamen, 
habe die Mechanisierung dazu geführt, dass arbeitstechnisch nur noch im Hinblick auf 
den Autor von einer künstlerischen Leistung gesprochen werden könne. 1771 wurden 
beispielsweise einige Berufe unter dem Titel: KÜNSTE UND GEHEIMNISSE GROSSER 
KÜNSTLER, ZUM GEBRAUCH DER MAHLER, BILDHAUER, SCHWERDFEGER, ÜHRMA- 
CHER, BUCHBINDER, SCHREIBEMEISTER, U. DERGL.'°? beschrieben, zu denen auch die 
Edelsteinschleifer gehörten." Sie stellten eine besondere Klasse dar, da hierbei ein 
besonderes Können, die Kunst eben, erforderlich war. Die Autoren entwickelten sich 
zu den Dichtergenies, die Drucker und Buchbinder hingegen zu einfachen Arbeitneh- 
mern. Das individuelle Kunsthandwerk musste der ökonomisch effizienteren Industrie 
weichen." Nach der Erfindung der Dampfmaschine als Motor, der Papiermaschine 
und des Rotationsdruckes verlor das Druckwesen sein handwerkliches Gepräge mit 
dem vergleichsweise hohen Personaleinsatz. Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts setzten 
sich die Maschinen durch, und nicht nur die Produktion auf Vorrat, sondern auch der 
Herstellungsprozess wurden in unserem Sinne industriell. Die ehemals erforderliche 
Geschicklichkeit, der Sinn für die Mechanik und Sauberkeit der Arbeit des Druckers, 
das, was »den Drucker zum Künstler stempelt«, sei durch die neuen Maschinen verlo- 
rengegangen."” 

Allerdings stimmt diese Deutung nicht mit den historischen Abläufen überein. 
Nicht die Drucker erhielten die Privilegien. Dies waren neben den Autoren vielmehr 
die Verleger, die oft genug Lohndrucker beauftragten. Auch in technischer Hinsicht 
passt das Bild nicht. 1798 wurde vom Franzosen Nicholas-Louis Robert die Langsieb- 
Papiermaschine entwickelt, die in den Grundzügen auch heute noch verwendet wird. 
Mit dieser mit Wasserkraft angetriebenen Maschine wurden keine einzelnen Bogen 


'%% Das Buch trägt nur die Angaben Prag und Leipzig, Autor oder Verlag werden nicht genannt. Begriffe 
wie Uhrmacherkunst oder Kunsthandwerk werden beispielsweise noch heute verwendet. 

"° Vgl. HAUSHERR, Wirtschaftsgeschichte der Neuzeit, S. 154, zu den Zünften in Frankfurt. 

"Bosse, Autorschaft, S. 135-141. 
Boss£, Autorschaft, S. 138, ebenso GRAMLICH, Rechtsordnungen, S. 6. 
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mehr mit der Hand geschöpft,""? sondern theoretisch endlose, einige Meter breite Bah- 
nen an Papier hergestellt.'""* 1807 entwickelten die Brüder und Stationer Fourdrinier 
in London die Maschine so fort, dass sie gewerblich eingesetzt werden konnte, indem 
sie mit einer Trockeneinheit verbunden und mit Dampf angetrieben wurde." Die Pa- 
pierproduktion erreichte das Stadium der Industrialisierung: Die Maschinen gehören 
laut Krüger, Direktor der graphischen Abteilung des Leipziger Verlags Brockhaus, 1937 
»zu den größten Werken der Technik; sie besitzen riesige Abmessungen - 100 und mehr 
Meter Länge und mehrere Meter Breite - und kosten einige Millionen Reichsmark. Es ist 
daher begreiflich, daß sie wirtschaftlich nur arbeiten können, wenn sie möglichst ohne 
Unterbrechung laufen und die Arbeitsbreite voll ausgenutzt werden kann.«"° 1800 kam 
auch die von Charles Earl Stanhope entwickelte Stahlpresse auf, die die bisherigen Holz- 
pressen ersetzte und aufgrund genauerer Mechanik eine höhere Anzahl an Drucken 
in der gleichen Zeit ermöglichte. Die Druckleistung wurde durch einige mechanische 
Verbesserungen leicht erhöht." Die nächste Entwicklung war die Dampfpresse. Die 
1811 erfundene Druckmaschine von Friedrich König konnte 1100 Bogen pro Stunde 
drucken und wurde 1814 erstmals zum Druck für die Tımes in London genutzt. Das Pa- 
pier von der Rolle wurde im Rotationsdruck - ebenfalls zum ersten Mal bei der Times - 
eingesetzt. Die 1846 von den Brüdern Hoe erfundene Rotationsmaschine druckte 8000 
Bogen Papier pro Stunde. Die Druckmethode mit Dampf blieb über Jahrzehnte dem 
Zeitungsdruck vorbehalten, da die typisch kleinen Buchauflagen mit der Handpresse 
günstiger hergestellt werden konnten. Große Auflagen wurden bei Cotta und Metzler 
bereits mit einer Dampfpresse gedruckt. Die Einrichtung, Wartung und Reparatur 
der dampfgetriebenen Druckmaschinen war deutlich komplexer als die einfachen 
handwerklichen Druckpressen; zum Papiernachlegen etc. war aber überhaupt keine 
Ausbildung notwendig."” 

Der Satz der Bücher änderte sich jedoch bis in das 20. Jahrhundert hinein nicht. Die 


"3 Vgl. zur Herstellung des Papiers um 1800 BECKMANN, Anleitung zur Technologie, S. 137-159. 

"+ Gegen Ende des 18. Jahrhunderts stieg der Papierverbrauch und damit auch der Preis in Europa 
an, gleichwohl war es kaum möglich, die gesamte Nachfrage zu decken. Lumpen waren zeitweise so 
nachgefragt, dass der Export aus Großbritannien verboten oder in deutschen Staaten mit einem Exportzoll 
verteuert wurde. Die Qualität des Papiers wurde immer schlechter, da immer mehr minderwertige 
Rohstoffe verwendet wurden; vgl. FEATHER, History, S. 131. 

"5 FEATHER, History, S. 131. 

46 KRÜGER, Drucktechnik, S. 119. 

"7 LORCcK, Herstellung von Druckwerken, S. 16 f. MORAN, The Printing Inventions of Lord Stanhope, S. 406- 
411, spricht davon, dass sie von 250 auf bis zu 400 Bogen pro Stunde gestiegen sei. Dem widerspricht 
Rees etal., Minutes of Evidence, S. 267, und die Praxis der Abrechnung der britischen Drucker, die auch 
1818 davon ausgingen, dass bis zu 250 Drucke in einer Stunde angefertigt werden konnten. Zu noch 
niedrigeren Ergebnissen kommt WINKLER, Handwerk und Markt, S. 196, der von einem Tagwerk von 750 
bis 800 Bogen im 18. Jahrhundert ausgeht. 

48 BAULMANN, Buchdruckerkunst, S. 662 £.; WITTMANN, Buchhandel, S. 222; FEATHER, History, S. 132-134. 
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Gutenbergmethode des Bleisatzes blieb weiterhin bestimmend, so dass auch die Leis- 
tung eines Handsetzers sich über die Jahrhunderte mit ungefähr bei 1300 Buchstaben 
pro Stunde kaum veränderte. Zwar gab es Versuche, den Büchersatz zu mechanisieren, 
jedoch war der Bleisatz auch nach dem Zweiten Weltkrieg noch üblich. 1884 wurde in 
den Vereinigten Staaten von Otto Mergenthaler das Linotypesystem entwickelt, das für 
Zeitungen bis zum Beginn des Computerzeitalters bestimmend war. Mit dieser Setz- 
maschine wurde nicht mehr Buchstabe für Buchstabe gesetzt, sondern erst eine ganze 
Zeile in eine Matrize gedruckt und dann in der gleichen Maschine in Blei gegossen. Mit 
dieser Maschine konnten 6000 Buchstaben pro Stunde gesetzt werden. Im Buchdruck 
wurde sie jedoch selten eingesetzt, so dass der Buchsatz einer der Hauptkostenfaktoren 
des Buchdrucks blieb.""? 


Abbildung 5.1: Stanhope-Druckpresse 


Die Druckergesellen an der Pres- 
se hatten im Akkord über eintau- 
send Mal an jedem zwölf und mehr 
Stunden dauernden Arbeitstag ein 
und dieselbe Bewegung auszufüh- 
ren. Für einen Druck hatte der Preß- 
meister fünfzehn einzelne anstren- 
gende Arbeitsschritte auszuführen, 
jeweils in einer Zeit von ca. fünf- 
zehn Sekunden, bis zu vier Drucke 
in der Minute oder 240 in einer 
Stunde. Die aus Metall gefertigte 
Stanhope-Presse erleichterte die Tä- 
tigkeit, jedoch mussten die Gesellen 
in gleicher Zeit mehr drucken. 


Die industrielle Änderung betraf also die Papierherstellung und den Druckvorgang, 
nicht jedoch den Satz, der für das Druckbild verantwortlich war. Wenn vom Künst- 
lerischen im Druckhandwerk gesprochen wird, mischt sich einiges an romantischer 
Vorstellung über das Handwerk mit dem Wunsch, eine Theorie zu begründen. Mit der 
damaligen Wirklichkeit hat dies nicht viel zu tun, denn die Maschine ersetzte nur die 


"9 LoRcK, Herstellung von Druckwerken, S. 17; RESKE, Satz- und Reproduktionstechnik, S. 376-378. 
Laut HELMBERGER, Typographie und Setzmaschine, S. 322 f., wurde der Einfluss des Maschinensatzes im 
Buchdruck ab 1905 bemerkbar, war jedoch wegen des unschönen Druckbildes umstritten. 
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stupiden, sich wiederholenden Arbeitsgänge wie etwa die Farbe auf die Satzform auftra- 
gen, Papierbogen Stück für Stück in die Maschine einlegen, den Druckhebel betätigen, 
die Papiere zum Trocknen aufhängen, und das alles für eine Auflage beispielsweise 
vierzig- oder fünfzigtausend Mal. Es war eine saure und schwere Arbeit. Die einseitige 
Beanspruchung führte bei vielen, die den Beruf über einen längeren Zeitraum ausübten, 
zu körperlicher Deformationen und Schäden, insbesondere einer vergrößerten rechten 
Schulter, während sich die Brustwand in Richtung der linken Schulter verschob, so 
dass der Oberkörper verdreht war.'”° Nach der Leipziger Druckerordnung von 1701 
dauerten die Arbeitszeiten der Druckergesellen im Winter von fünf Uhr morgens bis 
neun Uhr abends, nach der Frankfurter Druckerordnung von 1598 oder 1660 auch im 
Winter von vier Uhr morgens bis neun Uhr abends, so dass in den ersten Tagesstun- 
den bei Kerzenlicht gearbeitet wurde.'”' Sonntagarbeit war verboten und zahlreiche 
Feiertage oder Traditionen wie der blaue Montag reduzierten die Belastung. 

Die Setzer mussten in einer Stunde neben dem Einrichten der Satzform ungefähr 
zwölfhundert Lettern setzen. Setzkästen waren rationell gestaltet, so dass der mit 
der Hand zurückzulegende Weg für öfter vorkommende Buchstaben der kürzeste 
war.” In der Frankfurter Druckerordnung 1598 wurde minutiös geregelt, wie hoch 
die Entlohnung der Druckergesellen und Setzer für eine bestimmte Leistung war. 
Bei den Setzern wurden über dreißig Unterscheidungen nach Schriftgröße und Text 
getroffen. Sie erhielten etwa für 3600 Bogen »von der Mittel und Ciceroschrift auff hohe 
unnd mittel Cronen zu drey Formen 28 Batzen/ zu vier Formen 29 Batzen.«'” Diese 
Bestimmungen orientierten sich ausschließlich am wirtschaftlichen Leistungsgedanken 
des höchstmöglichen Ausstoßes und ließen keine Zeit für künstlerische Muße.'”* 

Der von Bosse angesprochene Wandel lässt sich eher auf eine Entfremdung des Arbei- 
ters von dem Arbeitsergebnis zurückführen, ein der Industrialisierung zugeschriebenes 
Phänomen. Entfremdung ist nicht im rein materiellen, marxistischen Sinne zu verste- 
hen, sondern als das Ende der natürlichen und organischen Beziehungen zwischen 
dem Handwerker und seinem Produkt, das nicht mehr mit der Hand geschaffen wird, 
sondern durch die Bedienung der Maschinen. Im Gegensatz dazu bleibt in der Kunst 
das Produkt weiterhin unmittelbares Objekt der Wesenskräfte und Lebensäußerungen 
des Künstlers. 

Wadle ist der Meinung, dass die technischen Neuerungen dazu beigetragen hätten, 


0 WINKLER, Handwerk und Markt, S. 176. 

'*! GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, 22; GRAMLICH, Rechtsordnungen, 54-56. 

LoRrck, Herstellung von Druckwerken, S.7. 

Frankfurter Druckerordnung 1598, S. 21-24. Batzen waren Geld. 

WINKLER, Handwerk und Markt, S. 176, m. w. Nachw. Böttiger sprach 1797 von den Setzern als 
»mechanisch arbeitenden Menschen« (zit. nach FÜsseL, Verlagsgeschichte, S. 31), und dies gerade bei Göschen, 
dem Verleger, der erstmals seit Jahrhunderten in Deutschland wieder hochwertige Druckerzeugnisse auf 
den Markt brachte, die sich mit den luxuriösen englischen Ausgaben messen konnten. 
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® »daß sich während des zweiten Drittels des 19. Jahrhunderts der Gedanke des 
Urheberschutzes in Deutschland allgemein durchsetzte; 


® daß der Rechtsschutz auf alle Produkte individueller Geistestätigkeit ausgedehnt 
wurde; 


e daß sich der Inhalt dieses Rechtsschutzes vom Leitbild des Nachdrucks löste und sei- 
ne typischen, teils auf die materielle Nutzung (Verwertung), teils auf die persönliche 
Beziehung des Urhebers zum Werk zielenden Einzelbefugnisse entfaltete.«'” 


Hier muss man unterscheiden zwischen der verbesserten oder erleichterten technischen 
Reproduzierbarkeit und der Reproduzierbarkeit anderer Objekte als Texte, Noten 
und Kupferstiche und der damit einhergehenden Erweiterung des Gegenstandes des 
Urheberrechts. Die Reproduktion oder Verwertungskette blieb im 19. Jahrhundert 
auf den Druck und die Aufführung - etwa im Theater oder der Oper - beschränkt. 
Wenn ein Objekt gewerblich nutzbar reproduziert werden konnte, trat der Wunsch 
nach einer finanziellen Beteiligung an den Erlösen gewerblicher Reproduktion und 
nach dem Ausschluss der Konkurrenz hervor. Die neuen technischen Möglichkeiten 
führten also dazu, dass der Gegenstand des Monopols auf die neuerdings gewerblich 
reproduzierbaren Objekte erweitert wurde. Aber im Hinblick auf das Urheberrecht als 
Institution sucht man bei Wadle - außer der bloßen Gleichzeitigkeit - vergebens nach 
einer Begründung. 

Man kann also nicht wie Bosse davon sprechen, dass die Drucker mit dem Einzug 
der Technik und der Maschinen nur noch bloße Handlangertätigkeiten ausführten. 
Die zahlreichen illustrierten Prachtausgaben aus dem 19. Jahrhundert lassen keinen 
Abfall an gestalterischem Können erkennen. Im Gegenteil: In Deutschland wurden 
nach Jahrhunderten erstmals ab 1790 von Göschen, der sich intensiv um Schrifttypen, 
Druckbild oder die Papierglättungsmaschine bemühte, Bücher mit hohen typogra- 
phischen und materiellen Qualitätsansprüchen gedruckt.'”° Die neuen technischen 
Möglichkeiten wurden genutzt, sei es, um im billigen Druck Zeitungen und günstige 
Großauflagen, aber auch um prächtige Bücher für die Begüterten herzustellen, die 
im Bücherschrank entsprechenden Eindruck machten. Genausowenig können die 
geänderten Produktionsbedingungen - die vor allem eine billigere und schnellere 
Herstellung möglich erlaubten - ein nachvollziehbarer Grund für das Urheberrecht 
an sich sein, denn die neuen technischen Möglichkeiten führten in erster Linie zu 
einer höheren Kapazität. Überkapazitäten im Druckwesen lassen sich in allen hier 
betrachteten Staaten spätestens in der Mitte des 16. Jahrhunderts nachweisen, und dies 


"5 WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 70 £., der in diesem Rahmen auch die technische Entwicklung im 
Druckwesen darstellt. 
2 Vgl. WEıss, Papier der Wieland-Prachtausgabe, S. 26; FÜsseEL, Verlagsgeschichte, S. 247-263. 
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nicht nur vereinzelt, sondern als das dauernde, jeden Drucker und Verleger betreffende 
zentrale wirtschaftliche Problem. 

Einen konkreten Zusammenhang zwischen der Zuordnung eines Werkes zu einer 
bestimmten Person in der Rezeption und der Zuordnung des Eigentums lässt sich 
also nicht feststellen, auch nicht unter Einbeziehung der technischen Veränderungen 
im Druckgewerbe. Teilweise beruht diese Einschätzung auf einer Verwechslung zwi- 
schen dem Einkommen und der Anerkennung des Künstlers und dem juristischen 
Begriff vom gewährten Recht. Wenn ein Gut geschätzt wird und zugleich selten ist, 
greifen die üblichen Marktprinzipien: Seltene Briefmarken, Möbelstücke und andere 
Gebrauchsgegenstände können in Versteigerungen ebenso hohe Preise erzielen wie Bil- 
der. Staatsmänner, Feldherren, Wettkämpfer oder Sportler erhalten unter Umständen 
eine vergleichbare finanzielle und persönliche Wertschätzung wie die Künstler, ohne 
dass jemand auf die Idee käme, diesen ein Ausschließlichkeitsrecht an ihrer Leistung 
zuzuordnen. Vielmehr scheint sich die Erkenntnis durchgesetzt zu haben, dass ein 
gewerbliches Unternehmen in der Regel keine schutzwürdige Leistung erbringt, die 
ein Privileg oder gesetzliches Ausschließlichkeitsrecht rechtfertigt. 

Die Entwicklung in England, Frankreich und Deutschland zeigt, dass der Autor oder 
Künstler als Eigentümer dann in Erscheinung trat, wenn Ausschließlichkeitsrechte der 
Verleger in Frage standen. Der Nachdruck von manchen Büchern wurde untersagt, 
obwohl die Autoren seit Jahrhunderten verstorben waren. Besondere künstlerische 
Leistungen spielten beim Statute of Anne keine Rolle. Bilder von Künstlergenies wurden 
hingegen erst mit der technischen Reproduzierbarkeit vom Recht erfasst. Die erweiterte 
gewerbliche Nutzbarkeit führte zur Erweiterung des Gegenstandes des Ausschließ- 
lichkeitsrechts, unabhängig von der Einordnung des Urhebers als Genie. Sobald das 
Ausschließlichkeitsrecht in Gefahr geriet, wurden viele Argumente für die Vorteile vor- 
gebracht, von denen das Interesse der Autoren oder Künstler nur eines unter vielen war. 
Daneben standen stets wirtschaftliche Aspekte, und die treibenden Kräfte hinter dem 
Ausschließlichkeitsrecht waren die Verleger. Patronage wurde keineswegs abgelehnt. 
Vielmehr gab es Beschwerden darüber, dass sie den falschen opportunistischen Autoren 
gewährt wurde. Umgekehrt wurde auch der Markt und das geistige Eigentum, auch 
wenn sie in einigen Schriften gefordert wurden, kaum als bessere Alternative angese- 
hen. Die Unterordnung unter die Anforderung, gut verkäufliche Schriften zu verfassen, 
widersprach dem eigenen Selbstverständnis. Aber selbstverständlich konnten sich die 
Autoren nicht dem allgemeinen Wandel entziehen. Die Privilegien halfen den Autoren 
wenig und wurden aus allgemeinen politischen Erwägungen abgelehnt, die keinen 
spezifischen Bezug zur Autorentätigkeit aufwiesen. Wieso sollte das geistige Eigentum 
als Instrument mit vergleichbaren Wirkungen zu einem besseren Ergebnis führen? So 
waren es eher die Verfasser von Gebrauchsliteratur, die Autoren der Journale, die für 
regelmäßige Leistung ein regelmäßig Einkommen erwarteten. 
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Kehren wir zu Diderot zurück, der wie d’Hericourt von einem ursprünglichen Recht 
ausging, dass nur der Autor, sonst niemand, Herr des Werkes sei. Dieses exklusive 
Recht könne der Buchhändler erwerben, um aus dem Werk seine Vorteile zu ziehen. 
Privilegien könnten zwar einen zusätzlichen Schutz bieten, so Diderot, hätten aber den 
Nachteil, dass ihre Dauer begrenzt sei und dass sie aufgrund ihres Exklusivcharakters 
in der allgemeinen Meinung einen schlechten Ruf hätten.'”7 

Wie behandelte Diderot das Monopolproblem, das sich teilweise in schlechter Druck- 
und Papierqualität, exorbitanten Preisen und einigen ausgesprochen reichen Verlegern 
bemerkbar machte? Dass einige Verleger so reich seien, sei auf ihre außergewöhn- 
liche Geschäftstüchtigkeit zurückzuführen, denn das Geschäft mit den Büchern sei 
risikoreich, und von denen, die arm seien, würde niemand sprechen. Wenn es einen 
Wettbewerb mit den gleichen Texten gebe, würde dies nicht zu niedrigeren Buchpreisen 
führen, sondern zu schlechter Qualität: Gute Schrifttypen, gutes Papier, guter Satz, hohe 
Genauigkeit etc., all diese für hochwertige Bücher notwendigen Ausgaben müssten 
so weit wie möglich reduziert werden. Ausländische Verleger könnten die gleichen 
Bücher in besserer Qualität zu günstigeren Preise nur deshalb liefern, weil diese in 
ihrer Heimat den Vorteil eines Monopols hätten. Die verbleibenden guten Verlage 
wären durch den Nachdruck über kurz oder lang ruiniert. Es war eine ähnlich wider- 
spruchsvolle Argumentation wie die der englischen Verleger, die gleichzeitig Über- 
und Unterproduktion, hohe Preise sowie den Niedergang des Gewerbes als Folge des 
Wettbewerbs mit niedrigen Preisen behauptet hatten. 

Als Lösung schlug Diderot das frei übertragbare Eigentum der Autoren vor. Die Zeit 
und der Markt würden es richten: »Laissez faire le libraire, laissez faire lauteur.« Die 
Folge wären hart arbeitende Verleger, die ihre Bücher zu einem angemessenen Preis 
verkauften, ohne hierzu von der ausländischen Konkurrenz gezwungen zu sein.'”® Im 
Dunklen blieb bei der Argumentation allerdings, wieso dieser Zustand nicht schon 
längst eingetreten war und seit einem Jahrhundert die besseren und günstigeren Ausga- 
ben aus Holland stammten; - schließlich unterschied sich nach Diderot die Wirkung 
verlängerbarer Privilegien nicht von der des übertragbaren Eigentums. 

Im Hinblick auf die Wirkungen glich der Vorschlag Diderots weitgehend den Vorstel- 
lungen der Pariser, Londoner oder Leipziger Buchhändler. Das dem Autor zustehende 
Eigentum an seinen Schriften beruhte jedoch auf der persönlichen und einzigartigen 
Leistung des Autors. Aufgrund der individuellen Beziehung sei es nicht mit dem ge- 
wöhnlichen Eigentum an anderen Gegenständen zu vergleichen (und insofern wohl 
auch nicht den gewöhnlichen hoheitlichen Regelungen zugänglich). Nur der Autor 
könne über sein Eigentum verfügen, dieses aber auf den Verleger übertragen, so dass 


7 DIDEROT, Commerce des livres, S. 30 f. 
"28 DIDEROT, Commerce des livres, S. 33-36. Pierre de Boisguilbert hatte 1695 in LE DETAIL DE LA FRANCE: 
»Laissez faire la nature et la liberte« gefordert. 
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der Verleger vollständig in die rechtliche Position des Autors trat, der Autor hingegen 
zwangsläufig keine Rechte mehr hatte. Diderots rechtliche Schlussfolgerung war die 
Angleichung an das unpersönliche Eigentum und damit die mögliche vollständige 
Lösung vom Autor. 

Die Gegner dieses Vorschlags waren die Buchhändler aus der Provinz. Diese wand- 
ten sich vor allem gegen die Verlängerung der Privilegien, erst recht dagegen, dass 
dem Nachdruckverbot wie Eigentum ewige Dauer zugesprochen werde. Jean-Frangois 
Gaultier de Biauzat trug 1776 im Auftrag einiger Buchhändler aus den Provinzen vor, 
dass vor 1701 glückliche Zeiten im Buchhandel (»temps heureux pour notre Librairie«) 
herrschten, denn bis dahin war es nach Art. 77 und 78 des Reglements von 1620 verbo- 
ten, für alte Werke Privilegien zu erteilen. Bei neuen Werken hatte der Unternehmer 
nur nachweisen müssen, dass das erteilte Privileg ausgelaufen war, um es drucken 
zu dürfen. Ab 1701 sei es jedoch den Pariser Gildenmitgliedern gelungen, Privilegien 
für alte Werke und Verlängerungen der erteilten zu bekommen. Dies hätte den Ruin 
der provinziellen Verleger zur Folge gehabt, wenn nicht eine gewisse Toleranz den 
Verlegern der Provinz das Überleben erlaubt hätte, indem bei den Nachdrucken weg- 
gesehen worden sei, wie zuvor die Augen verschlossen waren, als die fortdauernden 
oder verlängerbaren Privilegien erteilt wurden.'”? 

Gaultier spielte auf eine Entwicklung an, die mit der Zensur zusammenhing. Spä- 
testens mit dem Revokationsedikt verließen zahlreiche Calvinisten Frankreich. Schon 
vor 1685 war den Hugenotten das Verlegen von Büchern untersagt worden, und eini- 
ge hatten im östlichen Ausland begonnen, französische Texte zu drucken und nach 
Frankreich zu exportieren. Colberts Maßnahmen - zwangsweise Verringerung der 
Zahl der Drucker-Verleger in Paris, Erteilung der Privilegien nur noch an einen ausge- 
wählten Kreis von Unternehmern in der Hauptstadt - führten zu einem Niedergang 
des Buchdrucks in der Provinz, spürbar insbesondere in den Städten mit großer Tra- 
dition wie Rouen, Troyes und Lyon, wo praktisch nur noch Druckschriften lokaler 
Staatsorgane, rechtswidrige Nachdrucke und solche für das Ausland herausgegeben 
wurden. Zugleich wurde die französische Zensur im Kampf mit dem Jansenismus, aber 
auch gegen die ehrenrührigen Schriften der Libellisten immer strenger. La Reynie, seit 
1667 Polizeipräfekt, ließ die Häuser der Buchhändler durchsuchen, jedes Buch ohne 
Druckprivileg beschlagnahmen und vernichten. Die französischen Zensurbehörden 
waren mit ihren Druckerlaubnissen zurückhaltend, so dass zahlreiche Autoren gar 
nicht erst versuchten, ihre Texte im Inland drucken zu lassen, sondern gleich ins Aus- 


9 GAULTIER, Memoire a consulter, S. 1-4. 
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land, vor allem nach Holland gingen."° Für die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts traf 
Kapp folgende Feststellung: 


Aber die ausländische Litteratur war in Holland vogelfrei; kein ausländischer 
Autor oder Verleger erhielt von den Generalstaaten ein Privilegium gegen den 
Nachdruck. Namentlich wurde letzterer hinsichtlich der französischen Litteratur 
in ausgedehnter Weise geübt, ganz systematisch gepflegt. Doch die Beliebtheit der 
holländischen Ausgaben war der geschmackvollen und zierlichen Ausführung 
halber eine so große, daß selbst in Frankreich die Schädigung der rechtmäßigen 
Verleger weniger betont und empfunden wurde, als man annehmen sollte; die 
Autoren fanden sogar eine Ehre darin, wenn ihre Werke »Jouxte la copie de Paris« 
in Amsterdam nachgedruckt wurden." 


Es verwundert also nicht, dass um 1700 die Buchdruckbranche auf dem Land verarmt 
oder zerstört war, während in Paris die führenden Gildenmitglieder mit ihren Aus- 
schließlichkeitsrechten, die sie wie jedes andere Handelsgut untereinander verkauften 
und sogar als Mitgift für ihre Töchter nutzten, vermögend wurden." Das Ergebnis 
der französischen Wirtschaftspolitik war eine kleine Gruppe der den geregelten Markt 
beherrschender Verleger in der Hauptstadt, ein ruiniertes Buchgewerbe auf dem Land 
und ein blühender Handel mit rechtswidrigen Drucken aus Amsterdam, Avignon, 
Leyden, Basel, Antwerpen, Neuchätel etc.'3 

Spätestens ab 1718 lässt sich der Beginn der von Gaultier angesprochenen Toleranz 
feststellen, indem in gewissem Rahmen die Nachdrucke der Verleger der Provinz gedul- 
det wurden: Die Behörde erteilte stillschweigende Genehmigungen ohne Ausschließ- 
lichkeitsrecht (permission tacite).””* Das erste Register mit diesen Genehmigungen 
stammt aus dem Jahr 1718." Der Begriff selbst soll bereits 1714 verwandt worden 


° Montesquieu ließ z. B. seine Werke im Ausland drucken und dann nach Frankreich einführen, wo 


sie dann - ohne Angabe des Autorennamens - nachgedruckt wurden; Mass, Literatur und Zensur in der 
frühen Aufklärung, S. 161 f. 

= Kapp, Bd. 1, $. 498. Jouxte la copie de Paris bedeutet, dass das Buch genau der Vorlage aus Paris 
entspricht. 

1707 erinnerten die Lyoner Verleger an ihre desaströse Lage und baten um eine Erlaubnis, einige alte 
Bücher, deren erste Privilegien abgelaufen waren, neu drucken zu dürfen. Der Katalog dieser Bücher wurde 
der Pariser Gilde übergeben, die fast alle Anträge abschlägig beschied und nur einige lokale Erlaubnisse 
für gänzlich uninteressante Artikel gewährte; vgl. GAULTIER, Memoire a consulter, S. 14. 

3 Allg. Press-Zeitung 1841, Sp. 485 f.; Bırn, Profits of Ideas, S. 133-139; MANDROU, Staatsräson und 
Vernunft, S. 49-53; HoBoHM, Die Aufklärung im Exil, S. 78-81. Avignon gehörte damals nicht zum 
französischen Königreich. Interessanterweise gründeten drei bedeutende Nachdruckunternehmen aus der 
Schweiz 1778 eine Konföderation, eine Art Nachdruckkartell, indem sie Informationen, Risiken, Kosten 
und Gewinne teilten, gemeinsam entschieden, wer welches Buch nachdruckt, sich selbst bei der Zahl der 
Druckerpressen beschränkten etc.; vgl. DARNTON, Wissenschaft des Raudrucks, S. 47. 

»* Vgl. zu den stillschweigend erteilten Genehmigungen die Tabelle bei Bırn, Profits of Ideas, S. 149. 

> Mass, Literatur und Zensur in der frühen Aufklärung, S. 172. 
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sein.'3° In Frankreich hatte das Privileg neben der Druckerlaubnis und dem Ausschließ- 


lichkeitsrecht auch den Charakter einer Empfehlung. Die permission tacite wurde auf 
die Bücher angewandt, für die aus Sicht der Behörde ein königliches Privileg wegen 
des Inhalts oder der Qualität nicht in Betracht kam, die aber andererseits auch nicht 
verboten werden sollten.'7”’ Nach dem Gesetz waren es illegale Bücher, die trotz inlän- 
dischen Drucks unter der Rubrik ausländische Werke gelistet wurden, deren Vertrieb 
jedoch geduldet war (es musste ein ausländischer Druckort fingiert werden). 1750, 
als Chretien-Guillaume de Lamoignon de Malesherbes Präsident des cour des aides 
des Pariser Parlements und Leiter der Pressebehörde wurde, nannte man Erlaubnisse 
ohne Privileg auch simples tolerances.'3® Jedoch wurden kritische Schriften weiterhin 
entweder im Ausland oder klandestin gedruckt. So erschienen die ersten Bände der 
EncCYCLOPEDIE von Diderot und d’Alembert mit einer solchen stillschweigenden Geneh- 
migung und einem vorgeblichen Druckort im Ausland. Als Claude-Adrien Helvetius 
1757 oder 1758 den offiziellen Weg für ein Werk, das typischerweise von der Zensur 
nicht gutgeheißen wurde, einschlug, das Manuskript bei der Zensur einreichte und ein 
Privileg beantragte, war dies ein außergewöhnliches Ereignis.'? 

Ein ewiges Nachdruckverbot, so Gaultier weiter, sei weder nach dem gemeinen Recht 
noch nach dem Naturrecht, wie dies neuerdings die Pariser Buchhändler forderten, 
gerechtfertigt. Die Buchhändler hätten nichts unterlassen, um das Genie der Autoren in 
strahlendem Lichte darzustellen. Gaultier bestreitet nicht das Eigentum des Autors an 
seinem Manuskript oder den Erwerb des Manuskripts durch den Verleger vom Autor, 
sondern das behauptete Privileg, allein das Werk zu vertreiben. Selbstverständlich 
sei niemand berechtigt, das Manuskript ohne Zustimmung des Eigentümers an sich 
zu nehmen. Aber wenn das Werk einmal veröffentlicht sei, könne das Buch genauso 
kopiert werden, wie jeder andere Gegenstand.'*° Gaultier führt den Begriff des Na- 
turrechts wieder auf seine ursprüngliche Bedeutung zurück, indem er darlegt, dass es 
bei einem wirksamen Naturrecht keiner zusätzlichen Privilegien bedürfe, denn dann 
würde das Nachdruckverbot sich aus dem natürlichen Lauf der Dinge ergeben.'*' Die 
zerstörerischen Prinzipien der Gilde der Hauptstadt vernichteten den Buchdruck auf 
dem Lande vollständig, denn alle Autoren ließen ihre Bücher bei Pariser Verlegern 
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HoBoHMm, Die Aufklärung im Exil, S. 78. 

137 ASBACH, Staat und Politik, S. 243. 

138 Taut Mass, Literatur und Zensur in der frühen Aufklärung, 32, sollen ab dieser Zeit Werke, die nur 
eine permission tacite hatten, in das Register der Gilde mit der Folgen eines gewissen Nachdruckverbotes 
eingetragen worden sein. 

9 'TURNOVSKY, Literary Market, S: 70 f. 

4° GAULTIER, Memoire a consulter, S. 30 f. 

# Die naturrechtlichen Darlegungen haben sich als sehr wandelbar erwiesen, da der Ausgangspunkt 
der Argumentationen unterschiedlich gewählt werden konnte, etwa die äußere Natur, die Natur des 
Menschen, die göttliche Offenbarung, die Bedürfnisse des Menschen oder die Vernunft. 
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oder im Ausland erscheinen. Der gesamte Handel konzentriere sich in Händen we- 
niger Privatpersonen, die nur die wirtschaftlich aussichtsreichen Werke herstellten, 
im übrigen Privilegien horteten, vergriffene Werke nicht mehr neu auflegten und den 
Buchhändlern aus der Provinz den Druck solcher Werke verwehrten. Der Handel 
mit dem Ausland käme zum Erliegen und die französischen Drucker würden in das 
Ausland abwandern, um von dort aus französische Bücher zu drucken. Schließlich 
leide auch die Bildung im Lande unter den hohen Preisen für die Bücher. Privilegien 
sollten also zeitlich befristet und nicht mehr verlängert werden.'** 

Diese Kritik war keineswegs unberechtigt. Obwohl im 18. Jahrhundert die französi- 
sche Literatur in ganz Europa gelesen wurde und auf den größten Absatzmarkt traf, 
die französische Kultur an den Fürstenhöfen bis hin zur ständigen Verwendung der 
französischen Sprache als Vorbild galt, überall Übersetzungen kursierten, gelang es 
nicht, erkennbare Vorteile hieraus zu ziehen.'*? Der Buchhandel war vergleichsweise 
schlecht aufgestellt. Die Pariser Gilde hatte die staatlich abgesegneten Werke unter Kon- 
trolle, die jedoch teilweise auf dem Land und im Ausland nachgedruckt wurden. Einige 
unter den Pariser Verlegerfamilien führten ein herrschaftliches Leben mit Landsitz 
und noblem Anwesen in der Stadt, während der durchschnittliche Autor bestenfalls 
wie jede andere Arbeitskraft bezahlt wurde.'** Umgekehrt war ein Großteil der zeitge- 
nössischen Literatur rechtswidrig. Die oppositionellen und viele aktuelle Texte wurden 
oft von vertriebenen Hugenotten in Amsterdam, Leyden oder z. B. Köln, aber nicht in 
Frankreich verlegt.'* Ein bedeutender Teil der Produktion für den französischen Bin- 
nenmarkt war in den Händen von Ausländern, nach merkantilistischen Anschauungen 
eine Katastrophe. 

Diderots Schrift sollte auch nicht den Autoren besondere Rechte verschaffen. Diese 
waren nur das Zwischenprodukt, das den Verlegern dazu diente, den Wettbewerb 
auszuschalten.'*° Ob Autoren mit dem Recht angesichts der beschränkten Anzahl an 
Verlegern und der Gilde viel anfangen konnten, ist zweifelhaft. Jedenfalls behauptete 
Linguet, die Gilde trage die Verantwortung dafür, dass die Autoren eine finanziell 
unfruchtbare Berufung hätten. Der Gilde sei es gelungen, eine kleine, eigene und von 
jeder Autorität unabhängige Republik zu gründen, wie es ein Beamter des magistrat sur 


#* GAULTIER, Memoire a consulter, S. 2-5. Gaultier nahm bei der Befristung ausdrücklich Bezug auf 
ein Edikt von Ludwig XV. aus dem Jahr 1762, das im Hinblick auf technische Entwicklungen permanente 
Privilegien und Erfinderpatente mit einer Dauer von mehr als 15 Jahren verbot, vgl. zum Edikt MACHLUP, 
Grundlagen des Patentrechts, S. 374. 

#3 Vgl. MANDROU, Staatsräson und Vernunft, S. 197-211. 

‘#4 Der führende Pariser Verleger Charles-Joseph Panckoucke hatte über achthundert Angestellte in 
Lohn und Brot, vgl. Hesse, Cultural Politics, S. 57-69, 129 f. 

#5 SIEGRIST, Geschichte, S. 67; DARNTON, Wissenschaft des Raudrucks, S. 18 f. 

146 Ob Diderot missbraucht wurde, sich sehenden Auges missbrauchen ließ oder in erster Linie die 
Rechte der Autoren vor Augen hatte, mag dahinstehen; vgl. Birn, Profits of Ideas, S. 152 f. 


5.2 Streit der französischen Verleger 287 


le commerce de la librairie ausdrückte.'*” Da die Missstände des geschäftlichen Tuns 
der Pariser Gilde bekannt waren und Sartine ebenso wie sein Vorgänger Malesherbes 
eher Sympathien für die Autoren hatte, stieß der auf Diderots Schrift ausgearbeitete 
Vorschlag, den Autoren geistiges Eigentum an ihren Werken zu verschaffen, auf wenig 
Gegenliebe. Dies erscheint aus heutiger Sicht widersprüchlich, wird doch das exklusive 
Recht der Autoren an ihren Werken als entscheidend dafür angesehen, dass sie über- 
haupt wirtschaftliche Vorteile aus ihren Werken ziehen können. Aber diese Menschen 
durchschauten das Leben unmittelbarer und genauer als die reinen Theoretiker. In der 
Mitte des 18. Jahrhunderts gab es in Frankreich bereits eine beachtliche Zahl gebildeter 
Autoren, die kein Auskommen beim Staat, in Lehrinstitutionen, Bibliotheken oder als 
Privatlehrer fanden; Positionen, die in materieller Hinsicht erstrebenswerter waren als 
das Leben vom Schreiben.'*? Was konnte ein Autor mit seinem geistigen Eigentum 
anderes anfangen, als es einem Verleger zu übertragen? Ob nun die Verleger verlän- 
gerbare Privilegien erteilt bekamen oder die Autoren Eigentum an ihren Schriften 
(Privilegien erhielten sie ja auf Antrag bereits) - der Effekt blieb gleich. In beiden Fällen 
erwarb der Verleger über einen Vertrag mit dem Autor das Ausschließlichkeitsrecht, 
im einen Fall unmittelbar vom Autor, im anderen Fall über ein - allerdings, da von der 
königlichen Behörde abhängig, nicht so sicheres - Privileg.'* Vereinzelte Versuche 
von Autoren, eine Art Selbstverlag in Zusammenarbeit mit einem kleineren Verleger 
zu organisieren, wurden von der Gilde angegriffen. 

Die Behörde erteilte und verlängerte unter Sartine weiterhin Privilegien (ca. 60 %) 
und einfache Druck- und Vertriebserlaubnisse ohne Ausschließlichkeitsrecht (ungefähr 
40 %). Bis 1777 blieb die Frage offen, wie die seit einem halben Jahrhundert umkämpfte 
Neuregelung aussehen werde. Am 30. August 1777 wurden unter Ludwig XVI. sechs 
Arrets erlassen, die den Streit mit und zwischen den Buchhändlern beenden sollten 
und erstmals den Autoren mehr Freiheiten gegenüber den Buchhändlern gewährten.'>° 
Das Arret du conseil über die Dauer der Privilegien (portant reglement sur la duree 
des privileges en libraire) erlaubte den Autoren erstmals seit Jahrzehnten den Druck 
und Vertrieb ihrer eigenen Werke im Selbstverlag. So durften die Autoren erstmals 


47 Es ist eine Anmerkung von Frangois Marin zu den Representations der Pariser Gilde, die auf der 
Grundlage der Denkschrift Diderots im März 1764 an Sartine überreicht wurde. Marin, hoher Beamter in 
der königlichen Behörde für die Presse, kritisierte die Pariser Gilde, die für hohe Preise und schlechte 
Qualität bekannt war, und wandte sich gegen ein Eigentum der Buchhändler an den Schriften; vgl. zum 
gesamten Komplex Bırn, Profits of Ideas, S. 154-158. 

#° "TURNOVSKY, Literary Market, S. 127-135. 

'# Die Parteien kommen unabhängig davon, ob das Sonderrecht durch das Urheberrecht oder durch 
die Privilegien zu Gunsten des Verlegers gewährt werden, zum gleichen Ergebnis. Vgl. aus moderner 
Sicht TIETZEL, Literaturökonomik, $. 150-156, der merkwürdigerweise unter Bezugnahme auf das Coase- 
Theorem unterschiedliche Ergebnisse aufgrund von Transaktionskosten für möglich hält. 

5° JOURDAN/DECRUSY/ISAMBERT, Recueil general des anciennes lois frangaises, S. 108-128, haben die 
Arröts unter den Nr. 755 bis 760 abgedruckt. 
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ihre Werke selbst verwerten, ohne sie, wie bislang üblich, endgültig an einen Verleger 
abtreten zu müssen. Autoren und deren Erben konnten nach Ziffer 5 des Arröts auf 
ewig (lui et ses hoirs, a perpetuite) für den Selbstverlag privilegiert werden. Wenn ein 
Autor das ihm erteilte Privileg an einen Verlag abtrat, reduzierte sich die Dauer des 
Privilegs. Die Regelung sah vor, dass Verleger selbst Privilegien nur auf die Lebenszeit 
des Autors, beziehungsweise wenn der Autor vor Ablauf von zehn Jahren nach dem 
Erwerb der Rechte verstarb, nicht länger als zehn Jahre, erhalten durften (Ziffer 3 des 
Arret). Der Verleger erwarb somit ein Privileg für die Dauer von mindestens zehn 
Jahren, bis zum Tod des Autors, wenn dieser die zehn Jahre überlebte. Alte Werke 
waren (oder wurden mit der Zeit) gemeinfrei.'' 

Für die aus königlicher Gnade gewährten Privilegien gab es nach dem Arröt zwei 
unterschiedliche Gründe."* Soweit sie den Autoren zugeordnet waren, geschah dies, 
um den Autor für seine Arbeit zu entschädigen (recompenser son travail); die Verlage 
erhielten hingegen Investitionsschutz (lui assurer le remboursement de ses avances et 
Vindemnite de ses frais). Als Begründung für die unterschiedliche Privilegiendauer wur- 
de im Arröt ausgeführt, der Autor habe ein sicherungswürdigeres Recht (un droit plus 
assure), und dies müsse sich in der längeren Dauer der Privilegien niederschlagen. Die 
Nachteile der bestehenden Praxis, deren Ursache in den verlängerbaren Monopolen 
gesehen wurde (consacre le monopole), sollten vermindert werden. Der französische 
König begründete Beschränkung der Privilegiendauer unter anderem mit den unge- 
rechtfertigten Preisen, die das Ausschließlichkeitsrecht zur Folge hätte.'? Es wird in 
Ziffer 6 ausdrücklich klargestellt, dass nach Ablauf der Privilegien und dem Tod des Au- 
tors Wettbewerb erlaubt war und jeder Drucker und Verleger eine Genehmigung zum 
Druck des Buches erhalten solle, ohne dass eine entsprechende Erlaubnis zugunsten 
eines Dritten als Hinderungsgrund angeführt werden könne. 

Ferner wurden mit einem weiteren Arröt zwei jährliche Buchmessen eingerichtet, zu 
der Pariser Verleger und die aus der Provinz zugelassen wurden, weil der Wettbewerb 
vorteilhaft für die Entwicklung und den Handel sei und für einen gerechten Preis sorge: 
qui donnant aux fond de libraire la juste valeur que procure toujours la concurrence, 
assereroient aux acheteurs un benefice plus considerable.'°* 

Die Pariser Verleger, deren Privilegien nach und nach ausliefen und die sich der 
Konkurrenz gegenübersahen, übten gegen die neuen Bestimmungen mit ihren Mitteln 
massiven Widerstand, so dass die Regelung allenfalls teilweise umgesetzt wurde (auch 
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GOLDFRIEDRICH, Bd. 4, S. 24; BIRn, Profits of Ideas, S. 131. 
Die Forderung, »den Genuss einer Gnade in ein Eigentum nach dem Gesetz umzuwandeln«, wurde 
ausdrücklich abgelehnt. 

3 Ebenso zur gleichen Zeit beispielsweise CONDORCET, Fragments, S. 310, demzufolge der Nachdruck 
Folge des hohen Preises sei, der wiederum seine Ursache in den Privilegien hätte. 

"54 TJOURDAN/DECRUSY/ISAMBERT, Recueil general des anciennes lois frangaises, S. 119. 
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wenn sie bis zur Revolution in Kraft blieb." Die Privilegien wurden nicht widerrufen; 
es wurden nur keine Verlängerungen mehr erteilt. Die Möglichkeit eines Widerrufs 
von Privilegien war keineswegs unbestritten. Sofern der Grund für die Gewährung 
des Privilegs in der Gnade des Regenten gesehen wurde, konnten die Privilegien be- 
endet werden. Allerdings wurde im Rahmen der Naturrechtslehre auch die Meinung 
vertreten, dass sie Vertragscharakter haben können und nach dem Grundsatz pacta 
sunt servanda der Souverän an diese wie jeder Privatmann gebunden war. Da die Bin- 
dung des Herrschers an alle jemals erteilten Privilegien zu einer Zementierung der 
politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse führte, wurde die Widerrufbarkeit von 
Privilegien mit Vertragscharakter mit dem vorrangigen Interesse des Allgemeinwohls 
begründet, so dass der Nützlichkeit sowohl für die Erteilung wie auch für den Widerruf 
besondere Bedeutung zukam."5° 

Simon Nicolas Henri Linguet, wortmächtiger und angesehener Jurist, Autor und 
erklärter Gegner der Arrets vom 30. August 1777, nahm noch im gleichen Jahr in einem 
Memorandum zur neuen Regelung Stellung.” Für ihn war sie eine Reaktion auf den 
Streit zwischen den Verlegern der Hauptstadt und der Provinz, eine Art Urteil in einem 
Streit zwischen Privaten, an dem die Autoren als Hauptpersonen nicht teilgenommen 
hatten. Die Autoren hätten keine Anstrengungen unternommen, die Behörden über 
ihre Situation aufzuklären. Vielmehr hätten die mittelmäßigen Autoren sogar die 
gebührende Anerkennung der Leistungen der Genies verhindert.® Sie würden sich 
nicht nur über die spärlichen Früchte ihrer Arbeit beklagen, sie hätten tatsächlich auch 
Grund dazu. Jedermann vom Monarchen bis zum Arbeiter sei von einer Entlohnung 
abhängig und könne nicht nur von der Ehre leben. Die aktuelle Situation, in der 
der Autor keine Rechte hätte, sei entwürdigend. Die Autoren müssten oft genug beim 
MERCURE oder bei anderen Zeitschriften auf Händen und Knien kriechend um Aufträge 
betteln. Die Autoren befanden sich offenbar in der Lage eines Arbeiters, der ständig 


55 Hesse, Cultural Politics, S. 43 f. 58; BIRN, Profits of Ideas, S. 163; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 133. So muss- 
ten bspw. nach Ziffer 10 des Arrets Nr. 755 die Werke vor der Veröffentlichung bei der Buchhändlergilde 
registriert werden, was Möglichkeiten zur Behinderung gab. 

„ Vgl. MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 392-399 sowie FROHNE, Ahasver Fritsch, S. 15. Diese 
Einordnung fand ihren Niederschlag auch in den $$ 74 und 75 Einl. prALR, die Grundlage der modernen 
Aufopferungslehre in Deutschland wurden. $ 70 Einl. prALR betraf konkret die Aufhebung solcher 
vertraglicher Privilegien: »Privilegia, auch solche, die durch einen lästigen Vertrag erworben worden, kann 
der Staat, jedoch nur aus überwiegenden Gründen des gemeinen Wohls, und nur gegen hinlängliche Ent- 
schädigung des Privilegierten, wieder aufheben.« Privilegien wurden nicht (mehr) als bloße Willkürakte 
eingestuft. Vgl. MOHNHAUPT, Confirmatio privilegiorum, S. 51 f., über die Konfirmation als Mittel zur 
Beseitigung der Geltungsunsicherheit, deren Hauptgrund der Tod des Privilegienerteilers war. 

57 Die Denkschrift wurde in Deutschland in den beteiligten Kreisen schnell bekannt, nachdem 1778 
beim Verleger Reich die Übersetzung der Stellungnahme Linguets, BETRACHTUNGEN ÜBER DIE RECHTE 
DES SCHRIFTSTELLERS UND SEINES VERLEGERS, erschien; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 133. 

158 TINGUET, Privileges en Librairie, S. 12-14. 
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arbeiten muss, um seinen Lebensunterhalt zu verdienen und keine Möglichkeit zum 
Sparen hat. Den Autoren würde unter diesen Bedingungen die notwendige Zeit fehlen, 
der Gesellschaft wertvolle Werke zur Verfügung zu stellen.5? Mercier'°° zeichnete 
1781 ein ähnliches Bild: Auf den Gräbern der toten Schriftsteller werde Weihrauch 
entzündet, während die lebenden Autoren verarmt seien. 

Diesem von gnädigen Gaben abhängigen Dasein stellte Linguet ein auf den ersten 
Blick marktwirtschaftliches Honorar entgegen, eine ständige Beteiligung am Erfolg des 
Werks. Der Absatz eines Buches, insbesondere nachdem eine bestimmte Zeit vergangen 
sei, würde sich in Relation zu seiner Qualität verhalten. Ein Autor, dessen Schriften 
die Prüfungen der Zeit überstünden, könnte sein Vermögen und sein Renommee 
wachsen sehen. Nach seinem Tod gebe er an seine Nachkommen Rechte weiter, die sie 
respektabel und wohlhabend machten; sie wären nicht auf hohlen Ruhm beschränkt. 
So wie der Verfasser die Sicherheit habe, sein Leben nicht im Vertrauen auf Almosen zu 
verschwenden, so wäre auch seine Familie nach seinem Tod nicht durch Armut entehrt. 
Seine Familie könne ihr Gut prosperieren sehen und jeder könne auf eine fortwährend 
erneuerte Rentabilität vertrauen. Richtig verstanden würde das literarische Eigentum 
die Autoren vor Ungnade und Schaden bewahren. Da sie nur von der Allgemeinheit 
bezahlt würden, wäre ihr Interesse auch darauf gerichtet, der Allgemeinheit zu dienen. 
Um auf Dauer den Erfolg zu sichern, würden sie der Öffentlichkeit die Arbeiten liefern, 
die vom Publikum geachtet werden. Die Verfasser hätten einen Anreiz, sich den Studien 
zu widmen und in ihren Schriften gegenüber den Ansprüchen der Öffentlichkeit 
verantwortlicher zu handeln. Er verwies in diesem Zusammenhang ausdrücklich auf 
die ENCYCLOPEDIE, bei der (nur) einer der Redakteure auch finanziell reichlich entlohnt 
worden sei.'°' Bevor Linguet erläuterte, wie er dies erreichen wolle, ging er auf die neue 
Rechtslage 1777 ein. 

Linguet kritisierte die Bezeichnung Privileg für das Recht der Autoren. Der Begriff 
würde für Patente, die Herstellern das alleinige Recht zur Produktion bestimmter Güter 
gewährten, und für die Forderung der Autoren nach einem Ausschließlichkeitsrecht 
verwendet. Jedoch hätten die beiden Sachverhalte eine völlig unterschiedliche Natur: 


9 Diese Einschätzung stimmt - wenig erstaunlich - mit neueren Forschungen überein. Eine gewisse 
finanzielle Absicherung ist notwendig, damit sich jemand überhaupt kreativen Aufgaben widmen kann. 
Ermöglicht die Belohnung erst die kreative Arbeit, so fördert sie selbstverständlich auch ein besseres 
Gesamtergebnis. Darüber hinausgehende finanzielle Anreize verschlechtern, so etwa AMABILE, Creativity 
In Context, S. ı71 ff., das Ergebnis wieder. Insgesamt ist die Frage, inwieweit extrinsische Anreize die 
Motivation erhöhen und ab welchem Grad sie nachteilige Wirkungen haben (können), sehr umstritten. 
CAMERON/BANKO/PIERCE, Pervasive Negative Effects, S. ı, zählen zu dieser Frage zwischen 1970 und 2001 
allein über 30 Studien auf. 

160 MERCIER, Tableau de Paris Bd. 1, S. 204. 

16 | INGUET, Privileges en Librairie, S. 18-21. VOLTAIRE, Questions Bd. ı, S. 2 f., sprach von zwei oder 
drei Hauptautoren. Die Verteilung der Erlöse auf Autoren, Herausgeber und Verleger war damals ein 
öffentlich und streitig diskutiertes Thema; LoucH, Luneau de Boisjerman, S. 103 f. 
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Als Josse Vanarobais (Josse Van Robais) unter Colbert 1665 ein Privileg für die königli- 
che Tuchmanufaktur in Abbeville gewährt wurde, sei jedem anderen, gleich ob er hart 
arbeitete oder gute Wolle verwendete, in der Region untersagt worden, entsprechendes 
Tuch herzustellen.’ Eine gesamte Region sei einer einzelnen Person geopfert wurden. 
Wenn jedoch Racine oder La Fontaine das exklusive Recht gewährt werde, Kopien von 
ihren Meisterwerken anzufertigen, würde dies keinem anderen schaden. Jeder andere 
Autor könne Bücher verkaufen oder Theaterstücke schreiben. Eine Erfindung, etwa 
eine Maschine zur Herstellung einer neuen Art von Stoff, könne keine Vollendung 
erreichen, da es möglich sei, Erfindungen zu verbessern. Dem Erfinder sei ein Privileg 
zu gewähren, um ihm eine Entschädigung für seine Arbeit zu gewährleisten. Jedoch 
dürften diese Behinderungen nicht ewig dauern, da andernfalls mögliche Verbesse- 
rungen unterblieben. Ein Gedicht hingegen könnte man nicht verbessern, so dass ein 
dauerndes exklusives Recht keinen Schaden anrichten könne.'® 

Linguet ging davon aus, dass der Autor Eigentümer seines Textes ist, wobei er ins- 
besondere auf die Neuheit abhob. Das neue Werk sei gerade nicht - wie die meisten 
anderen Güter - durch Tausch erworben: Wenn es ein heiliges und über jeden Zweifel 
erhabenes Eigentum gebe, dann das des Autors an seinem Werk.'°* Ein Druckprivileg 
war demzufolge keine Beschränkung der Freiheit der anderen, zu drucken, was ihnen 
beliebt, sondern ein Schutz vor der Verletzung des Eigentums. 

Hiervon ausgehend kritisiert er die Befristung des Rechts mit Übertragung des 
Rechts auf einen Verleger. Ein Vertrag zwischen dem Autor und dem Verleger über 
die Übertragung des Rechts könne das Eigentumsrecht nicht beeinträchtigen (im 
Gegensatz zum Arret 1777). Der Vertrag eines Autors mit einem Buchhändler sei kein 
Verbrechen, der schlechte Ruf der Verleger in der Öffentlichkeit nicht gerechtfertigt, 
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Vgl. BRAUDEL, Der Handel, S. 366-369, sowie die Erwähnung bei SMITH, Wealth of Nations, 462. 

'% LiNGUET, Privileges en Librairie, S. 21-24. Das Privileg für Erfindungen würde den Wettbewerb 
anregen, da es eine Behinderung sei, die den Fortschritt fördere. Es sei auch nicht so einfach, eine 
bestimmte Technik zu kopieren, da hierfür ein gewisses Können, Nachforschungen und ein Aufwand 
erforderlich wären, während ein Text offen zutage liegt. Schließlich würde das Kopieren einer Erfindung 
dem Erfinder einen Teil des Gewinnes nehmen, ihm jedoch im Gegensatz zu einem Nachdruck keinen 
Verlust verursachen. 

164 | INGUET, Privileges en Librairie, S. 31 £.: »Certainement; s’ily a une propriete sacree, incontestable, cest 
celle d’un auteur sur son ouvrage. Ce nest pas un domaine acquis, comme les autres, par un echange, & dont 
la possession, soumise a des formalites, puisse Etre quelquefois douteuse, ou meme annulee : la composition 
d’un livre, quel qu/il soit, est une veritable creation : le manuscrit est une partie de la substance que lEcrivain 
produit au dehors. Ceetoit une une bizarrerie bien inconsequente que celle qui lastreignoit a passer, malgre lui, 
‚par les mains d’un agent secondaire. quand il vouloit se communiquer au public.« Es ist die nahezu gleiche 
Formulierung, die Le Chapelier 1791 bei Erlass des Gesetzes über die dramatischen Werke verwenden 
wird: »La plus sacree, la plus legitime, la plus inattaquable, et, si je puis parler ainsi, la plus personnelle de 
toutes les proprietes, est Pouvrage fruit de la pensee d’un Ecrivain; c’est une propriete d’un genre tout different 
des autres proprietes.« 
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da er das gleiche tue wie der Autor: Das Werk verwerten. Der Nachteil, den man dem 
Verleger zufüge, sei zugleich ein Schaden des Autors. Welcher Verleger würde einen 
Vertrag mit jemandem schließen, dessen Versprechen nur so lange gilt, wie er lebt? 
Durch die Beschränkung auf die Lebenszeit des Autors werde das Werk unverkäuflich, 
da kein Verleger das Risiko eingehe, die gedruckten Bücher in seinem Lager verrotten 
zu sehen. Es sei auch keineswegs ungerechtfertigt, wenn ein Verleger beziehungsweise 
dessen Erben über fünfzig oder einhundert Jahre Profite aus Werken von Hamilton oder 
Racine ziehen. Wenn jemand ein Grundstück gekauft und über viele Jahre vermietet 
habe, hätten sich Kosten auch nach einiger Zeit amortisiert, ohne dass jemand ihm 
das Eigentum entziehe. Trotzdem könne man nicht von einem schädlichen Monopol 
sprechen. Es handele sich vielmehr um ein natürliches Monopol. Einen Wein vom Gut 
St. Emilion könne nur der Inhaber dieses Weinguts liefern. Niemand sei gezwungen, 
ein bestimmtes Buch zu kaufen, wenn der Inhaber der Rechte zu hohe Preise fordere. 
Man sei zwar daran interessiert, die Öffentlichkeit aufzuklären, jedoch müsse dies nicht 
mit dem Ruin des Lehrers einhergehen. Dass die Einnahmen, bei Licht betrachtet nur 
die Einnahmen der langfristig nachgefragten Autoren, offenbar auch bei Nichtstun - 
leistungsfrei - sprudeln, sah er als gerechtfertigt an. 

Linguet, der in weiten Teilen die heute als naturrechtlich bezeichnete Rechtfertigung 
für das Urheberrecht vorzeichnete, machte allerdings die Rechnung ohne Berücksichti- 
gung der tatsächlichen Zustände, namentlich dass die Vertragsfreiheit eine »furchtbare 
Waffe in der Hand des Starken, ein stumpfes Werkzeug in der Hand des Schwachen [ist, 
... das] zum Mittel der Unterdrückung des Einen durch den Anderen, der schonungslose 
Ausbeutung geistiger und wirthschaftlicher Übermacht« werden kann.!“ 1769 klang seine 
Lobrede über die segensreichen Vertragsbeziehungen zwischen Autor und Verleger 
noch anders. Er war in dem berühmten Prozess zwischen den Pariser Buchhändlern 
und Luneau des Boisjermain aufgetreten. Luneau hatte für seine Werke, insbesondere 
eine kommentierte Ausgabe Racines, ein Privileg erhalten und brachte diese im Ei- 
genverlag heraus, obwohl er keine Zulassung für den Einzelhandel hatte. Die Pariser 
Buchhändler versuchten den Vertrieb zu unterbinden und ließen die Exemplare be- 
schlagnahmen. Linguet verteidigte Luneau. Dieser habe mit der Umgehung der Pariser 
Buchhändler sich lediglich der ruinösen Tyrannei und Sklaverei der Verleger entziehen 
wollen.'°° Damals beklagte er sich, die Autoren würden wie Tagelöhner entlohnt wer- 
den (obwoHl sie »täglich« Privilegien erhielten), während es den Verlegern gelungen 
sei, sich durch Betrug am Vermögen der Schriftsteller zu bereichern (»saviseroient ac- 


165 GIERKE, Aufgabe des Privatrechts, S. 28. 

166 [| INGUET, Memoires et Plaidoyers, S. 85, 94. Er bezog sich dabei auf die Verteilung der Einnahmen 
aus dem Verkauf der EncYcLoPEDIE. Den Verlegern habe das Unternehmen zwei Millionen Livres 
eingebracht, ihrem geistigen Unternehmer Diderot mit Mühe kaum eine Rente von 100 Louisdor. Für 
einen Kleinbürger waren 100 Louisdor ein beachtlicher Betrag, in den Pariser Salons jedoch nichts. 
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cumuler en fraud des parties tirees des fonds dautrui«).'” Worin der Unterschied seiner 
Vorstellungen im Vergleich zu dem früheren System liegen und wie der Unterschied das 
strukturelle Ungleichgewicht ausgleichen soll, blieb offen. Privileg und Eigentum seien 
zwar unterschiedliche Worte, im Hinblick auf die Wirkungen aber nach Linguet oder 
Diderot ein gleichartiges Recht. Linguet behandelt weder das Verhältnis zwischen den 
Autoren und den Verlegern, noch legt er nachvollziehbar dar, wieso dieses Verhältnis 
sich durch eine bloße Änderung der Bezeichnung ändern sollte. Schließlich sollten 
die Autoren tunlichst davon absehen, im Selbstverlag tätig zu werden und sich dem 
Zeitaufwand und den Risiken der merkantilen Details des Handels auszusetzen.'°® 

Die Ursache für die schlechte Honorierung der Autoren in der Vergangenheit sah 
Linguet in den Gilden. Diese seien absonderliche, gnaden- und gewissenlose, unver- 
nünftige Organisationen, die den einzelnen, wehrlosen Autor ausbeuteten. Es sei kein 
Grund ersichtlich, wieso die Gilden zu Lasten der Autoren gefördert werden. Wenn der 
Wettbewerb zwischen den Verlegern wieder eingeführt und das übertragbare Eigentum 
der Autoren anerkannt werde, würden Manuskripte kostbarer sein, die Nachfrage stei- 
gen und infolgedessen zu einem höheren Preis gekauft werden. Wenn das Vertrauen 
wiederhergestellt sei, könnten die mehr als reichlich vorhandenen Quellen angemessen 
erschlossen werden. Der fruchtlose Ruhm, der von den Gipfeln des Parnass glänze, wür- 
de die Vorgebirge erwärmen. Unter der Wärme seiner Strahlen würde die künstlerische 
Inspiration erblühen und durch das Eigentum an den Schriften Früchte tragen, wenn 
die Autoren es nicht vorzögen, sie für sich zu behalten, um sie mit ihren Nachkommen 
zu teilen.'°® 
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Der Wechsel vom absolutistischen System in eine bürgerliche und republikanische 
Gesellschaft war radikal, und die Neuordnung des Rechts im Zusammenhang mit der 
freien Meinungsäußerung, der Pressefreiheit, den Rechten der Urheber und Verleger, 
die traditionell miteinander verknüpft waren, erfolgte in einer turbulenten Zeit und 
innerhalb einer kurzen Frist ohne die Möglichkeit zu ausführlichen Debatten. 

Das absolutistische System mit seinen ständischen Strukturen war an seine Grenzen 
gestoßen.'’° Wie erdrückend das System war, wird in der Präambel der September 


167 LINGUET, Me&moires et Plaidoyers, S. 102. 


LInGUET, Privileges en Librairie, S. 32, 36. 

LinGUET, Privileges en Librairie, S. 36. 

Die Agrarwirtschaft war nicht in der Lage, die steigende Bevölkerungszahl zu ernähren: Folge der 
Verknappung von Lebensmitteln war Pauperismus breiter Bevölkerungsschichten, zugleich aber eine 
Erhöhung der Einkommen der Grundbesitzer; vgl. etwa SCHUBERT, Anthropometrische Geschichte, S. 160 f.; 
173-178. Ob dies eine zwingende Folge ist, sei hier dahingestellt (vgl. insoweit die kurze Zusammenfassung 
der Krisenlehre Labrousses bei ABEL, Agrarkrisen, S. 22 f., aber auch die Entwicklung der Preise, der 
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1791 verabschiedeten ersten Verfassung, die eine konstitutionelle Monarchie errichtete, 
deutlich: 


Es gibt keinen Adel mehr, keinen Hochadel, keine Unterschiede nach der Geburt, 
keine Standesunterschiede, keine Lehnsherrschaft, keine Patrimonialgerichtsbar- 
keiten, keine Titel, Benennungen und Vorrechte, die davon herrührten, keinen 
Ritterorden, keine Körperschaften oder Auszeichnungen, die Adelsproben er- 
forderten oder die auf Unterschieden der Geburt beruhten, und keine andere 
Überlegenheit als die der öffentlichen Beamten in Ausübung ihres Dienstes. 
Kein öffentliches Amt kann mehr gekauft oder ererbt werden. 

Für keinen Teil der Nation, für kein Individuum gibt es mehr irgendein Privileg 
oder eine Ausnahme vom gemeinsamen Recht aller Franzosen. 

Es gibt keine Zünfte mehr, keine Körperschaften von Berufen, Künsten oder 
Handwerken. 


Die französische Revolution beseitigte auf einen Schlag die mittelalterlichen Institu- 
tionen wie feudalen Grundbesitz, das Zunftsystem, Lehensrechte oder den Kirchen- 
zehnten. Wie auch in der amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung, die die von der 
Aufklärung ausgearbeiteten Prinzipien umsetzte, wurden Volkssouveränität, gewählte 
Volksvertreter (die Herrschaft setzte die Zustimmung der Beherrschten voraus), eine 
Verfassung, Gewaltenteilung und garantierte Menschen- und Grundrechte eingeführt 
(ein beachtlicher Unterschied lag darin, dass es in Amerika keine Massenarmut gab). 
Da in Frankreich unter den Grundherren die Bürgerlichen bereits 1789 die stärkste 
Gruppe ausmachten, konnten sie bis 1793 die Abschaffung der regelmäßigen Abgaben 
der Bauern an die Grundherren verhindern, da diese ihre Ursache im Eigentum hät- 
ten.'”' Durch die Aufhebung der Zunftmonopole wurde der in Regionen parzellierte 
Markt zu einem nationalen Markt.'”* Der bürgerlichen Oberschicht gelang es hingegen, 
sich an die Spitze aufzuschwingen: Das Kapital schüttelte seinen Malus, gierig und dem 
Gemeinwesen schädlich zu sein, ab und sortierte sich klammheimlich in die Reihe 


verfügbaren finanziellen Mittel und Arbeitsplätze in Zeiten ausgezeichneter Ernten, ABEL, Agrarkrisen, 
S. 152-154). Gleichzeitig war der König im ständischen System gefangen, abhängig vom militärisch 
bedeutsamen Adel, der, auf Besitzstandswahrung bedacht, sich Modernisierungen verweigerte. Wie in 
Preußen war dem Adel das nicht standesgemäße Gewerbe verschlossen. Im Gegensatz zu Friedrich dem 
Großen, der den Landadel wirtschaftlich wenig unterstützte, sondern als Ausweg die Laufbahn als Offizier 
oder Beamter anbot, musste der französische König die Vorrechte des Adels aufrechterhalten, während 
die bürgerliche Wirtschaft durch das hochgradig reglementierte, praktisch alle wirtschaftlichen Freiheiten 
fesselnde Zunft- und Privilegiensystem kaum Raum zum Atmen, geschweige denn zum Entfalten hatte 
(lässt man die bürgerliche Oberschicht außen vor). Gleichzeitig sollten die Bürgerlichen den chronisch 
desolaten Zustand des französischen Staatshaushalts, der vor der Revolution als insolvent angesehen 
wurde, als einzige Steuerzahler sanieren. 

"7! Weis, Durchbruch des Bürgertums, S. 3, 66 f. 

7° Labrousse in: ARMENGAUD etal., Wirtschaft und Gesellschaft in Frankreich. Bd. 1, S. 17. 


5.3 Recht des Genies 295 


der sich bis an die physischen Grenzen abrackernden Bevölkerung ein. Das von den 
tugendhaften Unternehmern sorgfältig verwaltete und sparsam investierte Kapital 
diente nunmehr ebenso dem Gemeinwohl wie die tätige Klasse. Es wurde mit reinem 
Gewissen - im Interesse aller - Laissez-faire gefordert, um die freie Entfaltung der im 
Kapital verkörperten Möglichkeiten nicht zu behindern. Die bürgerliche Gesellschaft 
mit garantierten Individualrechten und die auf den bürgerlichen Rechten Gewerbe- 
freiheit, Vertragsfreiheit und Eigentumsschutz beruhende Marktwirtschaft wurden zu 
Leitbildern (liberte, propriete). Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 
26. August 1789 betont die Stellung des Einzelnen und nannte in Art. 2 als natürliches 
und unveräußerliches Menschenrecht nach der Freiheit an zweiter Stelle das Eigentum 
(Art. 17 bezeichnete das Eigentum als unverletzliches und heiliges Recht). Die verfas- 
sunggebende Versammlung erklärt 1791 das Eigentum zum Grundrecht, das nur bei 
öffentlicher Notwendigkeit gegen gerechte Entschädigung entzogen werden durfte.'? 

Nachdem die Nationalversammlung die gesetzgebende Macht übernommen hatte, 
wurden am 4. August 1789 die Beschränkungen für den Druck und auch für den Nach- 
druck - im Rahmen der Abschaffung des absolutistischen Systems und der Aufhebung 
der Privilegien und Sonderrechte - als freiheits- und gleichheitsfeindlich aufgeho- 
ben. Die Abschaffung des Privilegiensystems wurde ferner in der Verfassung von 1791 
verankert.'7* Die königliche Buchaufsicht und die Befugnisse der Inspektoren und Zen- 
soren wurden formal (die Zensur war in den letzten Jahrzehnten vor der Revolution 
kaum noch wirksam) im August 1790 aufgehoben, im März 1791 endete ofliziell das 
gewerbliche Ausschließlichkeitsrecht der Buchhändlergilde.' 

Die Folge waren selbstverständlich erneut Beschwerden der etablierten Verleger, 
die deutliche Verluste bis hin zum Zusammenbruch des Geschäfts beklagten; es kam 
zu insgesamt achtzehn Insolvenzen unter den rund sechzig etablierten Mitgliedern 
der Pariser Gilde der Buchhändler (die Revolution löste aber allgemein einen Zusam- 
menbruch der inländischen Produktion und eine massive Kapitalflucht aus).'7° Die 
Annahme, dass damit der auch Buchhandel vollständig zusammengebrochen sei, wird 
aber bereits durch die Menge des bedruckten Papiers widerlegt. Vor der Revolution 


' Unter Titel ı (von der Verfassung verbürgte Grundrechte) hieß es im vierten Absatz: »La Constitution 
garantit Vinviolabilite des proprietes ou la juste et prealable indemnite de celles dont la necessite publique, 
legalement constatee, exigerait le sacrifice.« 

'7* MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 339. 

5 Hesse, Cultural Politics, S. 56. 

76 Hesse, Cultural Politics, S. 63-82; einen Überblick bietet die Abbildung auf $. 73. Die Klagen sind 
allerdings mit Vorsicht zu bewerten, da das Geschäft ja nicht vollständig zusammenbrach. So gab Charles- 
Joseph Panckoucke, das wohlhabendste Mitglied der Buchhändlergilde, seine Nettoeinnahmen mit 6000 
livres an, während sein Geschäftsvermögen auf einen Wert von rd. 2,5 Millionen livres geschätzt wurde. 
Teilweise führte auch die Insolvenz des einen zur nächsten, weil die Gildenmitglieder untereinander 
Kredite ausgegeben hatten. 
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wurden nach Berechnungen der Teutschen Reichs- und Staats-Zeitung 1798 in Pa- 
ris jährlich 160 000, nach der Revolution jährlich 2 Millionen 800 ooo Ries Papier 
bedruckt, also das Siebenundzwanzigfache.'77 

Nach der Revolution wurden kurzfristig keine neuen Privilegien erteilt, jedoch 
innerhalb weniger Jahre das abstrakte Werk unter einen gesetzlichen, eigentumsähnlich 
gestalteten, aber befristeten Schutz gestellt. So wurde in den Wirren der Revolution am 7. 
Januar 1791 das französische Patentgesetz in Kraft gesetzt'”® und alsbald den Künstlern 
und Autoren ein exklusives Recht hinsichtlich ihrer Arbeitsergebnisse gewährt.'’? 
1791 stand ein Disput zwischen den Dramaturgen und der Come&die Frangaise im 
Vordergrund. Die Comedie war - als Pendant zu den Verlegern'®° - Inhaberin von 
Ausschließlichkeitsrechten etwa an den Theaterstücken von Corneille, Moliere oder 
Racine.'® Die Privilegien zu Gunsten der Comedie, an die sich in der Hauptstadt alle 
Autoren zu wenden hatten, die Schauspiele verfassten, sollten aufgehoben werden." 
Damit stand zugleich die Frage im Raum, wie es um die Rechte an den Schauspielen 
stehe. So wurde parallel zu dem Antrag auf Aufhebung der Privilegien der Comedie 
Frangaise der Vorschlag eingebracht, den Autoren und deren Erben oder Zessionaren 
vollständige Rechte für ihre Werken für die Dauer ihres Lebens und fünf weitere Jahre 
zu schaffen.'?? Das Gesetz über die Aufführung von Theaterstücken wurde vorbereitet 
von Mirabeau und am 13. Januar 1791 von Le Chapelier präsentiert. Es basierte auf 
Ausarbeitungen von Condorcet'”* und Abbe Sieyes über die Pressefreiheit und das 
literarische Eigentum, die für Theaterstücke adaptiert wurden. 

Der Text Condorcets handelt im wesentlichen von der Pressefreiheit und der Frage, 


7 GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 247 f. Diese Zahlen spiegeln den Eindruck wieder. Sie erscheinen, auch bei 
der Beschränkung auf Paris, ausgesprochen niedrig. Geht man von einer durchschnittlichen Buchstärke 
von zwanzig Bogen (320 Seiten im Oktavformat) aus, lassen sich aus den 160 000 Ries 4000 Bücher 
mit je einer Auflage von 1000 Exemplaren drucken. Diese überschlägige Berechnung setzt aber voraus, 
dass das Papier vollständig für den Bücherdruck verwendet wurde. Soweit der Ausfall des Umsatzes der 
etablierten Verleger auf die Aufhebung eines ausschließlichen Druckrechts zurückzuführen ist, gab es 
offenbar genügend andere Verleger, die das gleiche Werk den Käufern günstiger anbieten konnten. HEsse, 
Cultural Politics, S. 89, sagt: »By the end of 1789 pirate publishing was flourishing in Paris.« Die Privilegien 
wirkten sich aus Sicht der Konsumenten offenbar nachteilig aus, weil die privilegierten Verleger zu hohe 
Preise verlangten, ineffizient und teuer produzierten oder die von ihnen angebotenen Druckwerke dem 
Publikum nicht zusagten. 

78 WADLE, Geistiges Eigentum 1, S. 37-41, bietet einen Überblick zu den gewerblichen Schutzrechten. 
Vgl. zur Entwicklung ausführlich Hesse, Cultural Politics, S. 97-124. 

LE CHAPELIER, Rapport, S. 17; GINSBURG, Two Copyrights, S. 1005. 

LouGH, Writer and Public in France, 203-206. KAwoHL, Urheberrecht der Musik, S. 127 f., führt 
unzutreffend aus, es habe nur Nachdruckprivilegien gegeben, so dass mit dem Gesetz 1791 erstmals 
zwischen dem Aufführungsrecht und dem Druckrecht unterschieden worden sei. 

182 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1,5. 301-305; GINSBURG, Une chose public?, S. 145. 

183 TE CHAPELIER, Rapport, S. 4; RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 301-305. 

184 CONDORCKET, Fragments, S. 308 ft. 
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unter welchen Bedingungen ein Autor für das Verfassen oder Veröffentlichen eines 
Werks bestraft werden könne, während das Schrifteigentum (propriete litteraire) nur 
ein Annex war: Im Gegensatz zu körperlichen Gegenständen, bei denen der Ausschluss 
anderer sich aus der Natur der Sache ergebe, handele es sich beim Schrifteigentum 
um einen durch die Gesellschaft erzwungenen Ausschluss, der die Freiheit anderer 
beeinträchtige. Es würde nicht nur diejenigen benachteiligen, die kopieren wollten, 
sondern auch die, die Kopien wollten. Es sei kein wahres Recht, sondern ein Privileg, 
das dem Inhaber ohne schädlichen Eingriff entzogen werden könne. Privilegien seien 
nicht der Grund für die Arbeit der Wissenschaftler und Künstler. Ein Genie würde 
nicht aus finanziellem Interesse Bücher veröffentlichen. Wenn der Autor jedoch nicht 
von Haus aus vermögend sei, müsse er einen anderen Beruf ergreifen, um seinen Le- 
bensunterhalt zu verdienen, und das Publikum würde verlieren. Es gebe jedoch andere 
Methoden, wie der Autor an der Veröffentlichung verdienen könne (Subskriptionen, 
höhere Wertschätzung der Originalausgaben durch das Publikum, Vorrangstellung). 
Privilegien, so Condorcets Schlussfolgerung, seien weder notwendig noch nützlich, 
sondern schädlich. 

Auch Abbe Sieyes, einer der Vordenker der ersten Phase der Revolution, beschäftigte 
sich in erster Linie mit der freien Meinungsäußerung, namentlich inwieweit der Freiheit 
der Presse Grenzen gesetzt werden müssen, damit sie nicht dazu genutzt werden kann, 
anderen ungerechtfertigt Schaden zuzufügen. Sieyes legte am 20. Januar 1790 vor der 
Nationalversammlung dar, dass es keines Gesetzes bedürfe, um die Freiheit der Presse 
zu etablieren. Die Freiheit dessen, was die Bürger denken, sprechen, schreiben und 
veröffentlichen, ergebe sich aus ihren natürlichen Rechten. Die Rechte hätten sie in 
der Gesellschaft verankert, und die Gesetze dienten der Aufrechterhaltung der bereits 
existierenden natürlichen Rechte.'°5 Der Vorschlag Siey&s behandelte in den Art. 14-22 
aber auch das Eigentum an den Schriftwerken. Das Recht sollte nicht aus hoheitlicher 
Gnade, wie es noch im Arret 1777 hieß, gewährt werden, sondern stand jedermann 
zu. Da kurz zuvor die als königliche Günstlingswirtschaft eingestuften Privilegien 
abgeschafft wurden, wurde die Zuordnung der Rechte mit dem Fortschreiten der 
Aufklärung, dem allgemeinen Nutzen und der Verteilungsgerechtigkeit begründet.'?° 
Während der Lebenszeit des Autors oder Komponisten und zehn Jahre darüber hinaus 
sollte der Druck eines Werks ohne Zustimmung des Urhebers oder Zessionars verboten 
sein, für Aufführungen von Schauspielen oder Musikwerken war eine Frist von fünf 
Jahren post mortem vorgesehen. Für die bereits existierenden Ausschließlichkeitsrechte 
aus dem Ancien Regime enthielt der Vorschlag eine Übergangsregelung. Nach Art. 2ı 
sollten die bereits erteilten Privilegien für die im Privileg genannte Dauer gelten, selbst 
dann, wenn das Recht länger als zehn Jahre post mortem dauern sollte. 


185 Sıeyks, Rede vom 20. Januar 1790, S. 274. 
186 Sıpy&s, Rede vom 20. Januar 1790, S. 283. 


298 5 Die Aufklärung und das Originalgenie 


Das schließlich am 13. Januar verabschiedete und vom König am 19. Januar 1791 be- 
stätigte Gesetz über die Aufführung von Theaterstücken (1791) hatte als erstes Anliegen, 
die Freiheit für jedermann, Theater zu eröffnen und Stücke jeder Art aufzuführen (Art. 
1). Nach Art. 2 des Gesetzes waren Schauspiele von Autoren, die seit fünf oder mehr 
Jahren verstorben waren Gemeineigentum (propriete public). Den lebenden Autoren 
wurde das Recht zugesprochen, dass ihre Stücke nur mit ihrer Zustimmung aufgeführt 
werden durften (Art. 3). Nach ihrem Tod ging das Recht - auf fünf Jahre begrenzt - auf 
die Erben über (Art. 5). Le Chapelier bezeichnet die verabschiedete Regelung als einen 
Ausgleich »aux principes de liberte et de la propriete publique«.'”” Nach der Begrün- 
dung sollte es ein Ausgleich zwischen den Interessen des Autors und des Publikums 
sein. Jedermann müsse die Möglichkeit haben, die Werke der unsterblichen Autoren 
kennenzulernen und zu lesen. Umgekehrt sei es gerecht, dass die Autoren gewisse 
Früchte aus den Ergebnissen ihrer Arbeit ziehen könnten und deshalb niemand ohne 
ihre Zustimmung über das Produkt ihres Genies verfügen dürfe: 


Le public devoir avoir la propriete des ces chefs-d’oeuvre [...] et chacun devoir 
&tre maitre de semparer des ouvrages immortels de Moliere, de Corneille et de 
Racine pour essayer d’en rendre les beautes et de les faire connaitre. |.. Ei 


La plus sacree, la plus legitime, la plus inattaquable, et si je puis parler ainsi, la plus 
personnelle de toutes les proprietes, est louvrage fruit de la pensee d’un Ecrivain; 
cependant cest une propriete d’un genre tout different des autres proprietes. 


Quand un auteur a livre son ouvrage au public, quand cet ouvrage est dans les 
mains de tout le monde, que tous les hommes instruit le cönissent [...] ; il semble 
que des ce moment, Fecrivain a associe le public a sa propriete, ou plutöt la lui 
a transmise toute entiere; cependant comme il est extrömement juste que les 
hommes qui cultivent le domaine de la pensee, tirent quelque fruit de leur travail, 
il faut que pendant toute leur vie et quelques annees apres leur mort, personne 
ne puisse, sans leur consentement, disposer du produit de leur genie. Mais aussi, 
apres le delai fixe, la propriete du public commence, et tout le monde doit pouvoir 
imprimer, publier les ouvrages qui ont contribue A &clairer Fesprit humain.'?? 


Zumeist wird nur der zweite Absatz (La plus sacree ...) zitiert und stillschweigend 
darüber hinweggegangen, dass in dem Text 


1. dieses Eigentum nach dem letzten Halbsatz von einer vollständig anderen Art 
sei als die anderen Typen des Eigentums; 


187 LE CHAPELIER, Rapport, S. 3. Diese gegenläufigen Interessen finden wir auch im deutschen Diskurs, 
etwa wenn Feder vom Recht des Autors (woraus die Freiheit, über das Werk und dessen Vervielfältigung 
nach eigener Willkür zu verfügen, entspringt) und dessen Begrenzung »zum Vorteil der Gesellschaft« 
sprach. 

188 TE CHAPELIER, Rapport, S. 5 

"89 TE CHAPELIER, Rapport, S. 16. 
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2. mit der Veröffentlichung sich der Charakter des Rechts ändert, denn damit hat 
der Autor die Öffentlichkeit an seinem Eigentum beteiligt oder es der Öffentlich- 
keit übertragen. 


Durch die selektive Wiedergabe des Textes konnte Le Chapelier unter die Advokaten 
des Urheberrechts (als Parallele zum Eigentum) eingereiht werden.'?° Es war aber eher 
eine utilitaristische Rechtfertigung des Nachdruckverbotes, da das geistige Eigentum 
sich nicht unmittelbar aus dem Eigentum am Werk ergab. Es sei gerecht, dass die 
Autoren einige Früchte ihrer Arbeit ernteten und niemand für eine gewisse Zeit nach 
ihrem Tode ohne ihre Zustimmung über ihre Arbeit verfügen könne, jedoch müsse 
dieses Recht mit der Zeit dem Eigentum der Allgemeinheit weichen. 

Das exklusive Recht im Hinblick auf die Aufführung der Schauspiele bedeutete 
zugleich eine Abkehr von der auf das Druckexemplar und dessen Absatzchancen 
zentrierten Sicht, die Abkehr vom rechtlichen Monopol als Alleinverkaufsrecht hin 
zum Immaterialgüterrecht. Im Gegensatz zur britischen Rechtslage stand das Werk als 
Objekt an erster Stelle. Das Werk konnte nicht mehr nur noch als Handelsware Buch 
verstanden werden, '?' sondern wurde auch als dem Recht unterworfene Grundlage der 
Leistung Aufführung aufgefasst. Da zuvor schon Ausschließlichkeitsrechte zugunsten 
der Comedie Frangaise bestanden haben, wenn auch im Hinblick auf die Dauer und den 
Inhaber mit anderem Inhalt, kann man nicht von einer vollkommen neuen Entwicklung 
oder Konstruktion sprechen. 

Der Nationalkonvent, der im September 1792 die Stelle der Nationalversammlung 
einnahm und zu einem Drittel aus Juristen bestand, erließ am 19. Juli 1793 ohne Dis- 
kussionen ein Dekret, das bestimmten Urhebern ein ausschließliches, aber vollständig 
übertragbares und - auf zehn Jahre post mortem begrenzt - vererbliches Recht an 
ihren Werken einräumt.'”* Droit d’auteur- oder Geniegedanken spiegelten sich nicht 
im Gesetz, da es wie zuvor schon die Privilegien auf ein Nachdruckverbot abzielte, 
indem Autoren von Schriften jeder Art, Komponisten, Malern oder Grafikern, die 
Druckvorlagen schaffen (qui feront graver des tableaux et dessins), für die Dauer ihres 
Lebens das exklusive Recht zum Verkauf, zur Genehmigung des Verkaufs und Vertriebs 
ihrer Werke und zur auch teilweisen Übertragung der Rechte eingeräumt wurde. Im 
Prinzip wurde das ehemals von der Gnade der königlichen Verwaltung abhängige und 
mit einer Zwecksetzung verbundene Druckprivileg nunmehr jedem Autor, Kompo- 
nisten oder Zeichner als zeitlich befristetes exklusives Recht erteilt. Dass weiterhin 
der Druck im Zentrum stand, ergab sich bereits aus Art. 6 des Gesetzes, nach dem 


"9° GINSBURG, Une chose public?, S. 145. Luther, Kant oder Hegel sind weitere Opfer der willkürlichen 
Interpretation (und dies oft in einem Zuge mit dem Argument, das Urheberrecht sei notwendig, um den 
Autor vor fehlerhaften Darstellungen zu schützen). 

1 BoYTHA, Historische Wurzeln, S. 83. 

Text bei RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. ı, S. 327 f. 
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zwei Pflichtexemplare abzugeben waren. Die Begründung lieferte Joseph Lakanal im 
Konvent: 


Unter allen Arten des Eigentums sind gerade die Produkte des Genies dem 
geringsten Widerspruch unterworfen. [...] 

Kaum hat das Genie in der Stille ein Werk gebohren, das die Gränzen der mensch- 
lichen Kenntnisse erweitert, so reissen litterarische Räuber es an sich. Der Verfas- 
ser geht der Unsterblichkeit durch alle Schrecknisse des Elends entgegen. Seine 
Kinder — — Bürger! des großen Corneille Nachkommenschaft erlosch durch 
Mangel! 

Auch kann der Druck um desto weniger aus der Arbeit des Schriftstellers ein 
solches öffentliches Eigenthum machen, wie die litterarischen Korsaren es wollen, 
weil der Verfasser sein Eigenthum nur eben durch dieses Mittel zu gebrauchen 
vermag. Oder will man etwa, daß er sein Eigenthumsrecht nicht ausüben solle, 
ohne es in demselben Augenblick zu verlieren?'?? 


Lakanal argumentiert ersichtlich anders als Le Chapelier, indem das Recht am Werk un- 
mittelbar mit dem Nachdruckverbot verknüpft wurde. Während Le Chapelier erkannte, 
dass sich mit der vom Autor autorisierten Veröffentlichung die äußeren Umstände 
ändern und der Autor die Öffentlichkeit an seinem ursprünglichen (heiligen) Eigentum 
beteiligt hat, sollte nach Lakanal das Eigentum mit der Veröffentlichung nicht verloren- 
gehen. Es waren zwei Ideen, die in diesen Begründungen zum Ausdruck kamen: 


® Die Autoren erhalten ein exklusives Recht, weil das Eigentum an den Ergebnissen 
geistiger Tätigkeit sich auch auf die Verbreitung erstreckt. 


© Dieses Recht ist aber im Interesse der Öffentlichkeit befristet, da das Ausschließ- 
lichkeitsrecht die Verbreitung der Werke behindert und deshalb nicht ewig gelten 
könne. 


Die Rechtsprechung änderte im 19. Jahrhundert den zunächst sehr begrenzten Gegen- 
stand des Gesetzes vom 19. Juli 1793 radikal, indem sie in die kaum über ein allgemeines 
Nachdruckverbot hinausgehenden Vorschriften ihre Interpretation hineinlas.'”* Es 
wurden beispielsweise Skulpturen erfasst, die Pflichtexemplarabgabe für das Entste- 
hen des Rechts als unbedeutend erklärt und eine gewisse Originalität oder eine dem 
Urheber eigene gestalterische Konzeption gefordert.'?> Neben das Kopierverbot trat 


‘93 Original: RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 326. Die Übersetzung wurde unter dem Titel »Dekret 
des französischen National-Konvents gegen den Bücher-Nachdruck« in Deutschland 1793 veröffentlicht 
in Deutsches Magazin, Bd. 6 (1793), $S. 1243-1245; vgl. auch Bosse, Autorschaft, S. 147, Fn. 21. 

'9* Die der dauernden Werkherrschaft entsprechende Ausprägung des Rechts folgte in Frankreich oder 
Deutschland dem vermögensrechtlichen Aspekt mit deutlicher zeitlicher Verzögerung. 

"95 RIDEAU, Artistic Property, S. 244-252; VAN GOMPEL, Formalities, S. 166. 
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das von der Rechtsprechung anerkannte droit moral, das nicht der Befristung des 
Vermögensrechts unterliegt und seinen dualen Charakter behält. Es wurde allerdings 
erst am 9. April 1910 im Gesetz verankert. 

In der französischen Revolution wurden Freiheit, Gleichheit und Eigentum zu grund- 
legenden Rechten der bürgerlichen Gesellschaft erklärt. Mit der Aufhebung der Pri- 
vilegien endete das Ausschließlichkeitsrecht der Gilden, aber auch alle Nachdruck- 
verbote, die sich nicht aus den bürgerlichen Rechten herleiten ließen. Die nach der 
Revolution vom Nationalkonvent verabschiedeten Regelungen beruhten aber nicht 
auf diesen Grundrechten, sondern sollten ein Ausgleich der Interessensgegensätze zwi- 
schen den Autoren, Verlegern und der Öffentlichkeit sein. Indem Frankreich zuerst die 
Aufführungsrechte und erst zwei Jahre später das Vervielfältigungsrecht für Schriften 
regelte, rückten die Urheber in das Zentrum. Es ging nicht mehr um den Absatzschutz 
für die Verleger, das Wettbewerbsverbot für das Produkt Buch, sondern um die Au- 
torenrechte. Die Begründung orientierte sich auch an den zu Lebzeiten verkannten 
Genies, deren Erben ohne Exklusivrecht in Armut leben müssten. Das handelbare 
Ausschließlichkeitsrecht am Werk, dem Ergebnis der Gedanken eines Schriftstellers, 
wurde 1793 entsprechend den vorrevolutionären Schriften der Aufklärung unter den 
möglichen Eigentumsobjekten zum (menschengeschaffenen) heiligsten, gerechtfertigts- 
ten, unanfechtbarsten und persönlichsten erklärt (auch wenn Le Chapelier dies nur 
auf das unveröffentlichte Werk gemünzt hatte). Damit war in der Rezeptionsgeschichte 
die Unterscheidung des Königs zwischen einem Monopol (Privileg) und dem Eigen- 
tum hinfällig. Auf dieser Grundlage konnte trotz der Abneigung gegen Privilegien ein 
vergleichsweise langfristiges Exklusivrecht in Kraft gesetzt werden, dessen Dauer sich 
an der orientierte, die im Arröt 1777 vorgezeichnet war. 

Renouard, der bereits im Titel nicht mehr vom Eigentum, sondern vom droit dauteur 
sprach, wurde auch in Deutschland gelesen.'?° Es sei ein dem Autor gewährtes Privileg, 
das ihm allein oder seinen Rechtsnachfolgern das Monopol (monopole dexploitation) 
garantiere: Privilegien oder Monopole, die Worte hätten einen üblen Klang; der Begriff 
literarisches Eigentum (propiete litteraire) würde sich deshalb für manche kritischen 
Geister empfehlen. Wenn er wüsste, dass dieser begriffliche Unterschied keinen Einfluss 
auf den Erfolg der Systeme gehabt hätte, würde er ihn als belanglos einordnen. Jedoch 
sei mit dem Begriff literarisches Eigentum die Regelung leichter durchsetzbar. Man 
könne jeder Kritik entgegenhalten, dass man das Eigentum nicht im Namen des Mono- 
pols oder Privilegs angreifen dürfe. Es sei jedoch unabhängig von der Bezeichnung ein 
Privileg oder Sonderrecht: »cest une loi privee, privata lex«, jedoch ein gerechtfertig- 
tes.'” Renouards Rechtfertigung für das Sonderrecht der Autoren war utilitaristischer 


196 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. ı sowie RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 2. Es dürfte eine der 


einflussreichsten Ausarbeitungen zum Urheberrecht überhaupt sein. 
197 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 455, 465 f. 
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Natur. Er wog unterschiedliche Methoden gegeneinander ab, wie man den Autor für 
seine Arbeit entlohnen könne. Dabei berücksichtigte er, dass die Schaffung von aus- 
schließlichen Rechten über an sich nicht eigentumsfähige Objekte die Menschheit arm 
mache: Exklusive Rechte (proprietaires exclusifs) wären nur zulässig, wenn sie notwen- 
dig, nützlich und gerecht seien. Die Bewahrung oder Pflege des geistigen Produkts sei 
nicht notwendig. Die Rechte seien auch nicht nützlich, weil die Produkte nicht an Wert 
verlören, wenn sie von allen genutzt und ausgebeutet würden. Außerdem seien sie 
ungerecht, weil jeder Mensch ein Anrecht auf Nutzung der Dinge habe, solange er keine 
Rechte anderer verletze. Es sei eine unerträgliche Anmaßung, wenn einer allein sich 
dasjenige aneignen wolle, was jeder ohne Verlust eines andern genießen könne.'?® Er 
war den meisten Juristen weit voraus, als er feststellte, dass die Leistung der Autoren im 
Gegensatz zu den klassischen Objekten des Eigentums als Arbeit einzuordnen sei, die 
mit einen Lohn und nicht mit dem Verkaufspreis entgolten werden müsse.'?? Allerdings 
sah er eine öffentliche Finanzierung mangels nachvollziehbaren Bewertungsmaßstabs 
als ungeeignet an, so dass nur das an sich unpassende Monopol blieb.”°° 

Mit dem Decret unter Louis-Napoleon vom 28. März 1852 wurde in Frankreich 
(soweit ersichtlich, erstmals von einem großen Staat) der Unterschied zwischen dem 
In- und Ausland für irrelevant erklärt. Das droit dauteur, wie es nunmehr auch in der 
Begründung hieß, galt unabhängig von der Nationalität oder dem Erscheinungsort und 
contrefagon war ein Delikt. Heute wird, obwohl die Übergänge viel fließender waren, 
als dies üblicherweise kontrastierend dargestellt wird, das in Frankreich geschaffene 
droit d’auteur als erste Regelung des Urheberrechts im kontinentaleuropäischen Sin- 
ne eingestuft, da das ursprüngliche Eigentum und die Verbindung zum Urheber im 
Zentrum stehe, während dem englischen System ein utilitaristischer Ansatz zugrunde 
liege. 


5.4 Das Genie und die Dauer des Rechts 


Diderot und Linguet formulierten zentrale Grundlagen der heute als naturrechtlich 
umschriebenen Rechtfertigung des Urheberrechts. Die Begründung Lakanals zeichnete 
einen weiteren Wechsel der Legitimation vor. Das Urheberrecht wurde moralisch 
gerechtfertigt und bekam den Zweck einer staatlichen Patronage in gewandelter Form. 

Diese Argumentation wurde im 19. Jahrhundert im Rahmen der Diskussionen über 
die Dauer des Rechts vielfältig genutzt.”°' Das bloße Innehaben eines Rechts verur- 


198 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. ı,S. 470. 


99 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 460. 

?°° RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, S. 461 f. 

?°% LANDES/POSNER, Indefinitely Renewable Copyright, S. 475-484, führen als wesentliche Gründe für die 
begrenzte Rechtsdauer an (i) die Kosten für die Suche nach dem Inhaber des Rechts, die bei älteren Werken 
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sachte keine Kosten, so dass längere Fristen für den Rechtsinhaber eine unentgeltliche 
ökonomische Chance bedeuteten. In der Regel brachten die Verleger eine Auflage auf 
den Markt, die so kalkuliert war, dass mit dieser Auflage Gewinn erwirtschaftet wurde. 
Eine Planung, nach der sich ein Titel erst mit der zweiten oder einer späteren Auflage 
oder erst nach einigen Jahren oder gar Jahrzehnten rentierte, kann als nahezu ausge- 
schlossen angesehen werden. Aber mit einem Titel im Angebot, der sich über längere 
Zeit gut verkaufte, hatten sie mit langfristigem Nachdruckverbot regelmäßige und 
weitgehend risikofreie Einnahmen. Folglich kämpften in Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien die etablierten Verleger für eine ewig dauernde, eigentumsähnliche 
Gestaltung des Exklusivrechts, denn dann blieben ihnen die Monopolrenten mit ihren 
Klassikern, also den regelmäßig veröffentlichten und nachgefragten Werken, auf Dauer 
erhalten. 

Nach der Revolution war Frankreich seit Jahrhunderten wieder ein Staat, der dem 
eroberten Gebiet das eigene Recht oktroyierte, in erster Linie den Code der bürgerlichen 
Rechte.’°” Das unter französischer Besatzung im Großherzogtum Baden eingeführte 
badische Landrecht 1810 war in Deutschland das erste Gesetz, das ausdrücklich ein 
Recht der Autoren konstituierte. Ein etwaiges Recht des Verlegers konnte hingegen 
nur davon abgeleitet sein, musste also vom Autor erworben werden.” Das badische 
Landrecht war eine Übersetzung des französischen Code Civil?°* (beziehungsweise 
Code Napoleon) mit Ergänzungen, die Staatsrat Brauer angefügt hatte und die der 
»hierländischen Landesart und Sitte« Rechnung trugen. Diese Ergänzungen sahen unter 
anderem ein Schrifteigentum bis zum Tod des Verfassers vor (577 dh des bad. Land- 
rechts).”° Brauer unterschied zwischen dem Eigentum an der Handschrift, dem an 
sämtlichen Exemplaren (der Verlag), dem an einem Werkstück und schließlich dem 


immer höhere Kosten verursachen würde, (ii) das Ansteigen der Werkkosten, da das Zurückgreifen auf 
alte Vorlagen zur Zahlung von Lizenzgebühren verpflichte, (iii) der niedrigere Preis für gemeinfreie Werke 
und (iv) das Phänomen des Rent-Seeking, da die Inhaber der wertvollen Rechte, die auszulaufen drohen, 
Kosten für die Beeinflussung des Gesetzgebers zur Verlängerung des Rechts aufwenden würden. 

?°® Zu dem Einfluss des französischen Rechts auf die gewerblichen Exklusivrechte, vgl. WADLE, Geistiges 
Eigentum 1, S. 41-52 und - für das österreichische Patentgesetz - DÖLEMEYER, Erfinderprivilegien, S. 316, 
318-321. 

°°3 Den Text des zum ı. Januar 1810 in Kraft getretenen Gesetzes findet man im Internet unter: http://dlib- 
pr.mpier.mpg.de/. 

°°4 In dem unter Napoleon entstandenem Herzogtum Nassau, das nur von 1806 bis 1866 bestand, sollte 
ebenfalls der Code Civil eingeführt werden, was aber nicht umgesetzt wurde. Es wurde neben der politisch 
bedeutsamen Aufhebung der Vorzensur (1814) auch ein Edikt zum Verbot des Nachdrucks erlassen, das 
deutsch geschriebene Werke oder von einem deutschen Verleger herausgegeben Werke für die Lebenszeit 
des Autors gegen Nachdruck schützte.Vgl. GIESERE, Privileg, 197 f.; Bosse, Autorschaft, 115; WADLE, Junktim 
zwischen Zensur und Nachdruckschutz, 234. 

°°5 Dies war eine der ergänzenden Vorschriften, die an den auf die Paragraphenziffer folgenden Buch- 
staben zu erkennen sind. 
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an dem geistigen Inhalt. Bei einem Selbstverlag behielt der Autor sämtliche Rechte mit 
Ausnahme des Eigentums an den einzelnen veräußerten Exemplaren. Das Schrifteigen- 
tum,?°° das Eigentum am Inhalt und als Ausfluss davon das Recht zur Vervielfältigung 
(577 d b), hatte bis zum Tod des Schriftstellers Bestand. Brauer führte aus, dass er 
durch die Konstruktion das Eigentum am »innern und geistigen Gegenstand wie einen 
äusseren und sinnlichen behandelt« wissen wollte, denn die Erteilung eines Privilegs 
oder eines Patents könne »nie jene Achtung erlangen, die das Eigenthumsrecht hat«.”” 
Wenn ein Autor das Eigentum an seiner Handschrift einem Unternehmer zum Verlag 
übereignete, so trat er das Eigentum an der Handschrift vollständig ab; zugleich be- 
schränkte er sein Eigentum am geistigen Inhalt durch das dem Verleger zustehende 
Verlagsrecht (577 d d). Das Schrifteigentum sollte wie ein körperlicher Gegenstand 
auf andere übergehen (577 d c). Damit hatte ausschließlich der Verleger das Recht 
inne, vom Werk Vervielfältigungen anzufertigen, durfte jedoch ohne ausdrückliche 
vertragliche Vereinbarung keine Änderungen am Text vornehmen.?°® 

Interessant an den Überlegungen Brauers ist das Gegensatzpaar inneres und äußeres 
Eigentum, das zugleich die Begrenzung auf die Lebenszeit des Autors begründete. 
Wenn der Autor stirbt, so stirbt zugleich der Träger des Eigentums - ein toter Körper 
hat kein Inneres oder Geistiges mehr. Geht der einzig mögliche Rechtsträger unter, so 
muss auch das immaterielle Eigentum untergehen. Allerdings ist der Ansatzpunkt Brau- 
ers nicht die innere Tatsache eines Gedankens, auch wenn er vom inneren Eigentum 
spricht. Vielmehr fungiert das Werk als »Vertreter der Persönlichkeit des Verfassers«. Ein 
Schrifteigentum aufzustellen, »das ohne den Denker bestehe, dem es einwohnt«, sei mit 
der Konstruktion jedoch nicht vereinbar. Brauer stellte eine unauflösbare Verknüpfung 
zwischen der Person und deren Äußerung her. Für einen Rechtsschutz über die Lebens- 
zeit des Autors hinaus war ein Privileg erforderlich. Brauer argumentierte durchaus 
schlüssig, wenn er ausführte, das einem Verleger bei der Begrenzung des Exklusivrechts 
auf die Lebenszeit des Autors Gefahr durch den Nachdruck drohe, wenn der Autor 
kurz nach dem Druck stürbe. Insoweit könne nur ein Privileg Abhilfe verschaffen. Das 


206 Bereits 1806 wurde eine Verordnung erlassen, die den Nachdruck inländischer, das bedeutet badischer, 
Schriftsteller für ein Jahr nach deren Tod untersagte. Ausländische Autoren erhielten das Recht nur in 
Form eines Privilegs; ausländische Verleger erhielten es nur unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit; 
vgl. Bosse, Autorschaft, S. 113. Baden war damit trotz einer tadellosen Nachdruckgesetzgebung, wie 
KLOSTERMANN, Geistiges Eigentum 1, S. 51, meinte, im ersten Viertel des 19. Jahrhunderts »der Heerd eines 
ausgedehnten Nachdruckverlages.« 

°°7 BRAUER, Erläuterungen Bd. 1, S. 466. Dem Begriff Eigenthum wurde ein werblicher Charakter zuge- 
schrieben, um dem Urheberrecht mehr öffentliche Akzeptanz zu verschaffen; vgl. auch ScHAcK, Urheber- 
und Urhebervertragsrecht; Rz. 23; JÄNICH, Geistiges Eigentum, S. 175, 183 m. w. Nachw. 

208 BRAUER, Erläuterungen Bd. 1, S. 470. 
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Privileg diente einem kurzfristigen Absatzschutz für die gedruckte Auflage und war als 
Ausnahme vorgesehen.”°? 

Der innere Gegenstand verselbständigte sich allerdings im Laufe der Zeit und wurde 
wie ein äußerer behandelt, der auch über die Lebenszeit des Autors rechtlich als existent 
angenommen wurde. Für die Rechtsdauer von dreißig Jahren?'° über die Lebenszeit 
des Autors hinaus wurden im Rahmen des Beratungen zum preußischen Gesetz 1837 
mehrere Argumente diskutiert.” Das Eigentum an körperlichen Gegenständen wür- 
de enden, wenn die Sache untergegangen sei. Ab diesem Zeitpunkt entfiele auch der 
Anlass für ein Recht, weil das Objekt des Rechts weggefallen ist. Hiervon ausgehend, 
wurde untersucht, wie lange es Anlass gebe, für ein urheberrechtliches Werk ein Recht 
aufrecht zu erhalten. Das Geisteserzeugnis trete »in die Reihe anderer Gegenstände des 
Eigenthums im bürgerlichen Verkehr ein, sobald damit Dispositionen und Benutzungen 
vorgenommen werden können, die für den Autor von Interesse sind.« Das Ausschließlich- 
keitsrecht sollte grundsätzlich so lange dauern, wie es noch einer Person Nutzen und 
Gewinn bringen könnte. Die Grenze der Dauer würde sich aus dem »Erlöschen des nä- 
heren Familien-Zusammenhangs eines Schriftstellers und der Aussicht auf fortdauernden 
Gewinn aus der Verbreitung seiner Schriften« ergeben. 


e Für die meisten Bücher sei der lange Schutz uninteressant, da sie bereits lange 
vor Ablauf der Frist nicht mehr in solchen Stückzahlen abgesetzt werden, als dass 
sie noch nachgedruckt würden. Die dreißig Jahre entsprächen dem Zeitraum, 
innerhalb dessen eine Generation zu ihrem höchsten Entwicklungsstand gelange 
und innerhalb dessen die Nachfrage gesättigt sei. 


® Beiden erfolgreichen Büchern, die in mehreren Auflagen auch nach dem Tod des 
Autors noch aufgelegt würden, habe sich nicht erwiesen, dass durch die Freigabe 
der Preis geringer würde. Die Preisbemessung sei nicht von den Kosten abhängig, 
sondern von der Zahlungsbereitschaft der Kunden. Eine frühere Freigabe würde 
nur dazu führen, dass die vorzugswürdigen Erben weniger bekommen würden. 


e Der Schutz gegen eine unbefugte Veröffentlichung post mortem sei außerdem 
notwendig, wenn es um die Veröffentlichung von Schriften aus dem Nachlass 
gehe (finanziell) oder die Veröffentlichung den Ruhm oder die Ehre gefährdet 
(zu deren Schutz die Ehefrau - die Geschlechterrollen waren eindeutig -, Kinder 
oder nahe Verwandte berufen seien). 


® Bei zu langem Schutz bestünde die Gefahr von verwaisten Werken. Es dürfe 
nicht auf Dauer »von der Willkür einer Privatperson abhängig gemacht werden«, 


°°9 BRAUER, Erläuterungen Ba. 1, $. 470. 
*° Im Entwurf von 1836 waren noch fünfzehn Jahre vorgesehen; (PREUSSEN), Gutachten, S. 9. 
(PREUSSEN), Gutachten, S. 58-63; HITZIG, Gesetz 1837, S. 61-64. 
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ob und wann eine Schrift nochmals aufgelegt werde: »Wer soll diese Privatperson 
sein? die Erben des ersten Autors? Wo sind diese Erben zu ermitteln [...]« 


Auch wenn in den Motiven zu dem Gesetz der Schriftsteller und seine Familie im 
Vordergrund standen, waren es vor allem die Verleger, die für die langen Dauer des 
Rechts kämpften.”'” Für sie war das Recht Objekt der Dispositionen und Benutzungen. 
Die Verlängerung des Rechts über die Lebenszeit des Urhebers hinaus war aber nur für 
wenige Werke von Bedeutung. Das Recht sei nach 27 Jahren notwendig für, mit den 
Worten des britischen Verlegers Owen Rees: »not one in fifty«.”? Und das war scheinbar 
eine großzügige Schätzung, denn Murray, ein weiterer führender Verleger, sagte vor 
dem selben Parlamentsausschuss: »Perhaps I should say that the average would be about 
one in a hundred that would be likely to retain any value of copyright after the first 
fourteen years had expired.« Für den ganz großen Teil der Autoren war die lange Dauer 
des Rechts bestenfalls belanglos, wahrscheinlich eher nachteilig. Während man sich in 
Preußen bei Dauer des Rechts an der Dauer der möglichen Privatnützigkeit orientierte, 
wurde dies in London kritisiert. Die lange Dauer über den Tod hinaus nütze den 
Verlegern und den dem Urheber völlig unbekannten Urenkeln der Ausnahmeautoren 
zu Lasten der Allgemeinheit, so Macaulay 1841”'* in seiner bekannten Rede vor dem 
britischen Unterhaus.” Höhere Preise für die Leser würde es geben, jedoch selten 
erkennbare Vorteile für die Autoren: 


The principle of copyright is this. It is a tax on readers for the purpose of giving a 
bounty to writers. The tax is an exceedingly bad one; it is a tax on one ofthe most 
innocent and most salutary of human pleasures; and never let us forget, that a 
tax on innocent pleasures is a premium on vicious pleasures. I admit, however, 
the necessity of giving a bounty to genius and learning. In order to give such a 
bounty, I willingly submit even to this severe and burdensome tax. Nay, Jam ready 
to increase the tax, if it can be shown that by so doing I should proportionally 


*? WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 182; TURNOVSKY, Literary Market, S. 153. 

”3 REES etal., Minutes of Evidence, S. 265. In den Vereinigten Staaten soll nur für einen geringen Teil 
der Werke die nach dem Gesetz von 1790 bestehende Möglichkeit der Rechtsverlängerung von 14 auf 
28 Jahren wahrgenommen worden sein; vgl. NETANEL, Copyright and a Democratic Civil Society, S. 366. 
Vgl. auch die aktuelleren Zahlen aus dem US-amerikanischen Bereich bei LAnDEs/PosnER, Indefinitely 
Renewable Copyright, S. 474: Nach 70 Jahren waren 1,7 % der 1930 veröffentlichen Titel noch erhältlich. 

”4 Rede von Thomas Babington Macaulay, gehalten am 5. Feb. 1841 vor dem britischen Unterhaus; 
abgedruckt in Parliamentary Debates, Hansard, 3rd Ser., Vol. 56, Sp. 344-60. 

”5 Ab 1838 beteiligten sich in Großbritannien auch einige prominente Autoren an der Diskussion über 
das Copyright. Es waren wenige, sicherlich, weil nur wenige von der Verlängerung tatsächlich Vorteile 
erhoffen konnten. Auch im Zusammenhang mit den bi- und multilateralen Verträgen beteiligten sich 
Victor Hugo, Charles Dickens oder Anthony Trollope, keine durchschnittlichen Autoren. Profitiert haben 
in Großbritannien von den langen Fristen wie überhaupt vom Copyright vor allem die Verleger, Agenten 
und einige Bestsellerautoren; RAvEn, Business of Books, S. 348. Das Los der meisten britischen Autoren 
blieb ärmlich. 
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increase the bounty. My complaint is, that my honourable and learned friend 
doubles, triples, quadruples, the tax, and makes scarcely any perceptible addition 
to the bounty. 


Die Verlängerung der Rechtsdauer sei eine Regelung für einen von einhundert Fällen, 
wie es dann in der Parlamentsdebatte vom 6. April 1842 hieß.?'° In Großbritannien 
waren unter anderem die Drucker aus dem ganzen Land Gegner der um 1840 disku- 
tierten Verlängerung des Exklusivrechts. Sie machten eine simple Rechnung auf: Wenn 
das Budget begrenzt ist, können die Kunden nur eine begrenzte Anzahl an Büchern 
kaufen, die mit höheren Preisen offensichtlich kleiner ausfallen musste. So trugen sie 
vor, dass eine Verlängerung der Rechtsdauer zu höheren Preisen, zu weniger verkauften 
Büchern und folglich zu weniger Aufträgen für sie führen würde.” 

In Großbritannien war der Streit um die Verlängerung der Dauer des Copyrights 
- der einsetzte, als mehr und mehr ältere, gemeinfreie Werke auf den Markt kamen - 
eng mit Wordsworth verbunden.?"? Der eifrigste Befürworter im Parlament, Thomas 
Noon Talfourd, brachte 1837, 1839, 1840 und 1841 jeweils die Initiative zum Erlass einer 
Neuregelung ein.” Sein Vorschlag sah zweierlei vor: Die Verlängerung der Rechtsdauer 
auf 60 Jahre nach dem Tod des Autors und ferner den Rückfall der Rechte vom Verleger 
an den Autor nach Ablauf der bisher gültigen Frist.””° Dies hätte den wenigen noch 
nachgefragten Autoren (oder deren Erben) die Möglichkeit gegeben, nochmals mit den 
Verlegern über die Rechte zu verhandeln. Allerdings wäre es eine Art Einmalmaßnahme 
gewesen, denn die Zuteilung der verlängerten Rechtsdauer an die Urheber wäre ein 
singuläres Ereignis geblieben. Die Begründung orientierte sich an derjenigen, die 
Lakanal 1793 im französischen Konvent vorbrachte. Es gehe darum, den Autoren und 
deren Familien durch das Copyright eine gesicherte Lebensgrundlage zu verschaffen. 
Er verwies dabei auf die Enkelin von Milton (f 1674) oder Wordsworth, die trotz 
der großen Popularität der Autoren mit einigen Hundert Pfund im Jahr auskommen 
müssten. Unbeabsichtigt bestätigte er die Erfolglosigkeit des Copyrights, denn wenn 
es schon während der regelmäßigen Dauer höherer Nachfrage seinen Zweck nicht 
erfüllte, wie sollte die Verlängerung dem abhelfen? Dem Argument, es sei kein Grund 
ersichtlich, einem Kunstwerk ein längeres Recht zu gewähren als einer Erfindung, wurde 


"6 Hansard, ard Ser., Vol. 61, Sp. 1377. 

7 FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 122-130; RAVEN, Business of Books, S. 346. Wer - jedenfalls 
für den hier betrachteten Zeitraum - den Schutz der Rechteverwerter mit deren wirtschaftlicher Bedeutung 
begründen will, gerät folglich in Schwierigkeiten. 

28 MARSH, Word Crimes, S. 105. 

”9 1842 wurde die Rechtsdauer in Großbritannien auf sieben Jahre post mortem oder 42 Jahre nach der 
ersten Veröffentlichung, die längere Dauer war entscheidend, verlängert; RAvEn, Business of Books, S. 344. 

°° Gegen den Rückfall der Rechte an die Autoren opponierten die Verleger. Sie argumentierten, dass sie 
die Rechte an den Werken erworben hätten und dementsprechend ihnen auch die Verlängerung zugute 
kommen müsste; ALEXANDER, Public Interest, S. 95 
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entgegengehalten, dass viele Menschen eine bestimmte technische Innovation hätten 
erfinden können, während nur eine Person ein bestimmtes literarisches Werk erschaffen 
könne.””' Es war der Geniegedanke, die nationale Dankbarkeit und Anerkennung durch 
ein modernes Privileg im Sinne eines Sonderrechts für einzelne Ausnahmekünstler.’”* 

Das besonders zu belohnende Genie spielte im Rahmen der Diskussionen über die 
Dauer des Rechts eine bedeutende Rolle. Daraus sollte man aber nicht voreilig schlie- 
ßen, dass nunmehr die Förderung der Literaten und Künstler oder ein romantischer 
Geniekult die entscheidende Triebfeder für die Schaffung der abstrakten Verbotsrechte 
war. Im 19. Jahrhundert zeigten sich viele Strömungen, die nebeneinander um den Vor- 
rang kämpften und die kaum alle intellektuellen Autoren im Auge hatten. Restaurative, 
nationalistische, liberale, anarchistische, konservative oder sozialistische Bewegungen 
bestimmten die Diskussion, während die Staaten die industrielle Revolution förderten 
und versuchten, die politischen Umwälzungen im Zaum zu halten. In der Restaurati- 
onszeit sah der Staat die Intellektuellen eher als eine dauernd zu überwachende Gefahr, 
kaum als eine durch ein besonderes Recht förderungswürdige Gruppe. Die Tätigkeit 
der das Volk verführenden und aufwiegelnden Demagogen musste kontrolliert und 
möglichst unterbunden werden. Nach den Karlsbader Beschlüssen wurde »praktisch 
jede gedruckte Zeile, jedes Bild, jede Lithographie, jedes Aktienformular, jede Anzeige, 
jedes bedruckte Blatt, jeder Bogen, jedes Buch« der Vorzensur unterworfen.” In Groß- 
britannien wurden nach dem Massaker von Peterloo die Six Acts erlassen; in Frankreich 
traten scharfe Zensurregeln im Mai und Juni 1819 und am 31. 3. 1820 in Kraft. 

Mit der Julirevolution 1830 setzte sich in Frankreich das Großbürgertum und die 
Hochfinanz durch; das ab 1850 geltende Dreiklassenwahlrecht für Männer in Preu- 
ßen hatte keine andere Sprache.’”* Die Freisetzung der Arbeitskräfte und die langsam 
umgesetzte Aufhebung der ständischen und persönlichen Bindung führte in Deutsch- 
land zu Unsicherheiten. Der Konkurrenzkampf um die ökonomischen Ressourcen 
wurde als bedrohlich empfunden. In der von den Beamten und Militärs geleiteten 
staatlichen Organisation, die von Autoren des 19. Jahrhunderts als dumpfe oder bor- 
nierte Kunst- und Literaturbanausen in Amt und Würden gezeichnet wurden, die am 
Wochenende den moralisch einwandfreien, politisch bestenfalls gemäßigten Fortset- 
zungsroman lasen, war kaum Platz für die Künstler und Schriftsteller. Die Literatur 
Dickens, Brontes, Thackerays, Hugos, Zolas oder Hauptmanns zeichnete Bilder von 
Leuteschinderei, Anmaßung, Ignoranz oder Kaltblütigkeit. In dieser bürgerlichen 


°** FEATHER, Publishing, Piracy and Politics, S. 135-140. Es war die gleiche Argumentation wie bei 


LinGUET, Privileges en Librairie, S. 21-24. 

®?? Entsprechende Äußerung in Großbritannien etwa von Edward Bulwer-Lytton, Charles Lamb oder 
Thomas Noon Talfourd finden sich bei ALEXANDER, Public Interest, S. 87-93. 

3 KOSELLECK, Preußen zwischen Reform und Revolution, S. 415, 426. Bis 1842 waren in Preußen über die 
Karlsbader Beschlüsse hinaus auch alle Bücher mit mehr als zwanzig Bogen der Vorzensur unterworfen. 

?*4 SCHIEDER, Staatensystem, S. 14. 
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Gesellschaft wurden Romanfiguren wie Madame Bovary oder Effi Briest emotional 
zerstört und zugrunde gerichtet. Die politisch und sozial zweckfreie Kunst war kaum 
als eine bloße Selbstgenügsamkeit der Künstler zu bezeichnen, sondern auch Zeichen 
der Aus- und Abgrenzung von der bürgerlichen Gesellschaft und des Rückzugs der 
Künstler, die keine Gemeinsamkeiten mit dem Kleinbürgertum erkannten, sich aber 
genausowenig mit dem kalten ökonomischen Kalkül des Großbürgertums identifi- 
zierten. Bei den langen Fristen ging es um das zu Lebzeiten verkannte Genie, dessen 
Werke das Publikum nicht unmittelbar nach Erscheinen kauft. Es sei das Schicksal der 
meisten Genies, so Diderot mit einer geläufigen Meinung, dass sie zu Lebzeiten nicht 
den ihnen gebührenden Erfolg hätten, sondern erst nach ihrem Tod.” Des großen 
Corneilles Nachkommenschaft soll keinen Mangel leiden, lautete ein zentraler Grund 
für das propriete litteraire bei Lakanal. Die Rechtsdauer über den Tod hinaus hatte nicht 
den normalen Autor oder die Allgemeinheit im Auge, sondern sollte als gesetzliche 
Auszeichnung, als Privileg für einige Nationaldenkmäler gelten. Mit den Rechten sollte 
ein Versagen der früheren Generationen ausgeglichen werden, die den wahren Wert 
eines Werks oder Urhebers nicht erkannt hatten, wobei der bürgerlichen Gesellschaft 
offenbar das Mittel mehr Geld für die Erben als Entschädigung besonders zusagte. 
Der Gedanke der Ehrung durch ein Privileg trat auch in Preußen in Erscheinung. Der 
Berliner Notenverleger Schlesinger hatte 1826 ein vergleichsweise breites Privileg vor 
allem im Hinblick auf Arrangements oder Auszüge, dies zusätzlich zu dem nach dem 
prALR gewährten Recht, für Werke des Komponisten Carl Maria v. Weber erhalten. 
Dezember 1827 beantragte er ein Privileg, wiederum im Hinblick auf Arrangements, 
für ein Werk von Louis Spohr. Das preußische Kultusministerium beschied ihn dahin- 
gehend, dass Privilegien für »Clavier-Sonaten, Quartette und dergl., welche künftig aus 
einer von ihm verlegten Opern-Musik gefertigt werden könnten« nicht erteilt würden. Bei 
v. Weber sei eine Ausnahme gerechtfertigt gewesen, da dies »den Hinterbliebenen eines 
berühmten Tondichters in Ansehung des Honorars zum Vortheil gereichen konnte.«”® 
Die Belohnungs- und Patronagehaltung trat auch bei der in Preußen parallel zum 1837 
erlassenen Urhebergesetz erfolgten Privilegienerteilung zu Gunsten der Erben von Goe- 
the, Schiller, Herder, Wieland, Jean Paul oder Schleiermacher hervor.”” Herders Erben 
wollten nahezu vierzig Jahre nach dessen Tod ein Privileg für seine Schriften haben. 
Die Werke, damals Bestseller, standen im Gemeineigentum, sie seien ein »Gemeingut 


”?5 DIDEROT, Commerce des livres, S. 16. 

?26 KawoHL, Urheberrecht der Musik, S. 43-49. Nach dem Tod v. Webers wollte seine Witwe die Rechte 
an Schlesinger veräußern, der dieses Ansinnen zurückwies, weil er nicht nochmals kaufen wollte, was ihm 
schon gehöre; KAwouL, Urheberrecht der Musik, S. 129. Der Honorarvertrag zwischen Schlesinger und v. 
Weber ist laut pers. Auskunft von F. Kawohl nicht mehr erhalten, so dass die Frage, ob aus rechtlicher 
Sicht das Privileg nur dem Verleger oder zumindest auch den Hinterbliebenen nützte, zumindest hier 
offen bleiben muss. 

7 Vgl. WADLE, Abschied vom Privileg:, S. 385-399. 
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der Nation der Literatur geworden«, wie es der preußische Justizminister ausdrückte. 
Der Justizminister konnte sich jedoch nicht durchsetzen. Die Erben erhielten als Akt 
der nationalen Dankbarkeit, mit Rücksicht auf den Verdienst Herders um die deutsche 
Literatur und die teils bedürftige Lage der Erben,””® ein Privileg (verlängert auf eine 
Dauer von dreißig Jahren). 

Die Patronagehaltung führte dazu, dass der Großteil der (dankbaren?) Nation in- 
folge der hohen Preise nicht mehr in den Genuss der Nationaldichter kam. Der Jurist, 
Sprach- und Literaturwissenschaftler Jacob Grimm beendete seine Rede zu Schillers 
hundertstem Geburtstag?” mit einer sich über mehrere Seiten hinziehenden bitte- 
ren Beschwerde über die Nachdruckprivilegien: »kein schriftsteller kann die künftigen 
erfolge und erträge seiner werke im voraus überschauen, noch hat er was von ihm ei- 
gentlich dem ganzen publicum hingegeben wurde, auf immerhin ins eigenthum des ihm 
zur hand gegangnen buchhändlers gewiesen: das eigenthum der welt ist das höhere und 
gröszere ansprüche flieszen daraus her, als sogar die erben und nachkommen besitzen.« 
Den Verlegern fließe »ein alles masz überschreitender gewinn zu«; mit »allgemeinem 
unwillen« sei die ablehnende Antwort Cottas »auf den antrag eines für das Schillerfest 
zu schmückenden abdrucks der keine 500 verse starken glocke« zur Kenntnis genommen 
worden. 


Das gebrechen ist nun jetzt, dasz jene gesetzlich anberaumten fristen durch 
sonderprivilegien und erstreckungen derselben aufgeschoben, hingehalten und 
vereitelt zu werden pflegen, die reinigung der texte aber langsam vorschreitet. 
[...] eingegangner erkundigung zufolge wurde ein privileg gegen den nachdruck 
der werke Schillers durch eine preuszische cabinetsordre vom 8 febr. [April] 1826 
den hinterbliebenen ertheilt auf 25 jahre. ein bundesbeschlusz vom 23 nov. 1838 
dagegen bewilligte den schillersehen erben ein privilegium auf 20 jahre. beim an- 
nahen des zeitpuncts, wo diese schutzfrist ablief, kamen die erben um abermalige 
verlängerung bis zu 1878 ein und im winter 1854 legte die preuszische regierung 
ein über den schutz der allgemeinen gesetzgebung hinaus gehendes gesetz den 
kammern vor, welches diese ablehnten. darauf erschien am 6 nov. 1856 ein bun- 
desbeschlusz, wonach im allgemeinen der schutz gegen nachdruck zu gunsten 
der werke derjenigen autoren, welche vor dem 9 nov. 1837 (datum eines andern 
bundesbeschlusses) verstorben sind, noch bis dahin 1867 in kraft bleibt. Schillers 
werke, und Göthes ebenso, werden danach, ohne gerade specielles privileg zu 
genieszen, obschon sie es waren, die die allgemeine maszregel hervorriefen, erst 
an diesem 10 november 1867 gemeingut und frei, selbst dann noch nicht in ganz 
Deutschland, da in Sachsen, dem hauptsitz des buchhandels, ein gesetz von 1844 
besteht, das den werken der vor dem ı januar 1844 verstorbnen schriftsteller noch 
dreiszig jahre lang schutz gegen nachdruck zusichert, also bis 1874. 
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WADLE, Abschied vom Privileg:, S. 395 f.; GOLDFRIEDRICH, Bd. 4, S. 181. 
9 GRIMM, Rede auf Schiller, S.39-42. 
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Die beliebten deutschen Klassiker im Bücherregal stehen zu haben, blieb bis 1867 
den Begüterten vorbehalten. Das Wohl der Allgemeinheit, der Zugang der Bürger zu 
hochwertigem Lesestoff zu günstigen Preise, auf die die Bevölkerung angewiesen war, 
war aus den Augen verloren. 

Auch nach Kohler?° sollen bei der Höhe des Autorenhonorars die außergewöhnli- 
chen Leistungen einzelner Genies Beachtung finden, da sie um ein Vielfaches wertvoller 
seien als die eines einfachen Gelehrten. Die Entstehung des individuellen Exklusivrechts 
erfolge nicht durch Rechtsgeschäft, sondern durch den Schöpfungsakt. Der Charakter 
eines Rechts werde aber durch das öffentliche Interesse mitbestimmt, so dass das Au- 
torrecht bereits mit dem ihm innewohnenden, vorbestimmten Tod geboren werde. Die 
zeitliche Begrenzung des Rechts habe ihren Grund darin, dass die Werke des einzelnen 
entweder mit der Zeit untergingen, also wertlos werden, oder im Laufe der Zeit zum 
Gegenstand des allgemeinen Kulturlebens würden. Die geistigen Errungenschaften, 
die im allgemeinen Kulturleben aufgingen, würden die Bestimmung in sich tragen, 
Gemeingut aller zu werden, die nicht mehr einem einzelnen zur exklusiven Ausbeu- 
te zugeordnet sein könnten. Eine Entschädigung für eine Expropriation sei nicht zu 
zahlen, weil das Autorrecht nicht entgegen einer ursprünglich vorhandenen Anlage 
entzogen werde, sondern mit seiner Entstehung in sich die Bestimmung trage, Gemein- 
gut zu werden. Das Recht habe die Funktion, solche soziologischen Lebensprozesse 
zu vollziehen. Eine Appropriation an den einzelnen Werken sei deshalb nur so lange 
gerechtfertigt, wie das Werk nicht mehr ausschließlich dazu bestimmt sei, die Zwecke 
einzelner zu erfüllen. Konsequent wäre die Schlussfolgerung, dass der Übergang eines 
Werkes in die Gemeinfreiheit, der ja von dessen kultureller Bedeutung abhängen soll, 
an sich individuell zu beantworten wäre.”’' Auf Grund der Schwierigkeit der Bestim- 
mung dieses Zeitpunkts sei jedoch eine allgemeine Regelung angemessen, auch wenn 
die einheitliche Frist in einzelnen Fällen zu einer zu langen oder zu kurzen Dauer 
führen würden. Allerdings lässt sich so kaum die lange Dauer von 30 Jahre nach dem 
Tod begründen, denn wie viele Werke unter abertausenden gibt es, die nicht entweder 
bereits vergessen waren oder zum Gegenstand des allgemeinen Kulturlebens wurden? 
Und umgekehrt, wie sollten Werke in dem Kulturleben aufgehen, wenn sie infolge des 
Rechts nur einem zahlungskräftigen Publikum vorbehalten waren? 

Im Streit um die Verlängerung der Dauer des deutschen Urheberrechts um 1910 
bekam die beabsichtige Änderung eine treffende Bezeichnung: Der Cosima-Paragraph 


3° KOHLER, Das Autorrecht, S. 47-53. Im Gegensatz zu den künstlerischen Werken seien Erfindungen 


weniger individuell, und der Übergang in die Gemeinkultur und alles Wirtschaftliche würde schneller 
erfolgen, so dass die Erfindungen nur ein kürzer dauerndes Recht zugesprochen bekämen. Außerdem 
würden auf der einen technischen Entwicklung andere beruhen, so dass ein ewiges Urheberrecht zwar 
misslich, ein ewiges Patentrecht aber unmöglich sei. Ähnlich KLOSTERMANN, Das Urheberrecht, S. 6. 

3! KOHLER, Das Autorrecht, S. 53. 
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im Interesse der Erben Wagners. Schon 1898 wandte sich Cosima Wagner an den Reichs- 
kanzler und forderte einen ganz besonderes Recht für das Werk ihres 1883 verstorbenen 
Gatten: »Euer Durchlaucht hohen Sinn brauche ich nicht darauf aufmerksam zu machen, 
welch einen Schmerz es allen Gläubigen bereiten müßte, wenn ein Werk, das die erhabe- 
nen Mysterien des Christenthums zum heiligen Gegenstand hat, jemals von der Stätte, wo 
es, man darf dies behaupten, die feierliche Erbauung einer andächtigen Kunstgemeinde 
‚findet, entführt und dem gewöhnlichen Theater preis gegeben würde.«?°* Unter solchen 
Gesichtspunkten, als Sonderrecht für einige Ausnahmen und deren Nachkommen, 
denen der Staat eine Wohltat zukommen lassen wollte, wurde die Verlängerung des 
Exklusivrechts diskutiert.”>3 


”? 7it. nach BANDILLA, Urheberrecht im Kaiserreich, S. 96. 


3 Zur Diskussion um den Cosimaparagraphen, vgl. REHBINDER, Parsifal-Frage. 
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Der Streit zwischen den Verlegern um das exklusive Recht zum Druck der Schrif- 
ten begann in Deutschland später und unter anderen Vorzeichen, da die führenden 
Verleger für das Recht kämpften, während in Großbritannien und Frankreich die 
Verleger aus der Provinz gegen die Ausschließlichkeitsrechte der hauptstädtischen 
Verleger vorgingen. Die Chancen auf ein im sprachlichen Sinne nationales Recht waren 
nach dem Dreißigjährigen Krieg gesunken. Eine einheitliche Politik war angesichts 
des Dualismus, Preußens Angriff auf die Vormachtstellung Österreichs, und der ge- 
stärkten Landeshoheiten nicht in Sicht. Das Privilegiensystem zeichnete sich durch 
Unübersichtlichkeit und Unberechenbarkeit aus. Kaiserliche Privilegien zugunsten des 
einen Autors, Druckers oder Buchhändlers überschnitten sich mit denen einzelner 
Fürstentümer für einen anderen, so dass es Beschwerden gab, dass diese zum Nachteil 
derjenigen erteilt wurden, die an einem Buch rechtmäßig Eigentum erlangt hätten;' dies 
allerdings vor dem Hintergrund, dass unklar war, auf welcher Grundlage wer Inhaber 
welcher Rechte war. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts traten in Deutschland 
mehrere Änderungen ein. Nach dem Siebenjährigen Krieg versuchten in erster Linie 
die am Messeplatz Leipzig sitzenden Verleger höhere Preise durchzusetzen. Dies führte 
unmittelbar zum Nachdruck in anderen Territorien und dem sich über Jahrzehnte 
hinziehenden Streit über das Recht an den Schriften im Nachdruckzeitalter. Bei fort- 
dauerndem Staatenwettbewerb war der zentrale Beweggrund der großen Verleger die 
reichsweite Sicherung ihres Verlagseigentums. Dass ein Gegner des Nachdruckverbots 
als erster auf die Vergleichbarkeit des Kopierens von Gemälden mit Büchern hinwies,? 
sagt aber bereits Vieles. Der öffentliche Diskurs wurde zusätzlich von der Aufklärung 
geprägt. Dies äußerte sich in zwei Richtungen: Die Diskussion wurde wissenschaftli- 
cher und rationaler; naturrechtliche Argumente traten in den Vordergrund. Es wurden 
aber auch die Nachteile der Anerkennung des Verlagseigentums für die nationale Zah- 
lungsbilanz der Nettoimporteure und die Schädlichkeit der Monopolisierung für die 
Allgemeinheit und Bildung thematisiert. 

Die Druckerordnungen fanden ihren Nachfolger im kursächsischen Mandat 1773, 
das inländische Drucke gegen Konkurrenzdrucke schützte. Das in den Vereinigten 
Punkten von den Verlegern entwickelte System ging ebenfalls nicht vollständig un- 


' GIESEKE, Privileg, S. 145-155. Widersprüchliche Privilegien, ein besonders im ausgehenden Mittelalter 
anzutreffender Missstand, waren nicht auf den Buchhandel beschränkt; es war im 17. und 18. Jahrhundert 
ein häufiges Dissertationsthema; vgl. MOHNHAUPT, Historische Vergleichung, S. 316. 

” KRAUSE, Büchernachdruck (1783), S. 425 f. 
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ter. Es lebte noch einmal im preußischen Allgemeinen Landrecht 1794 (prALR) auf, 
das mit überkommenen Rechten und zugleich marktwirtschaftlichen Regelungen den 
rechtlichen Spannungsbogen des 19. Jahrhunderts vorzeichnete. Auch dort war nicht 
der Autor Anknüpfungspunkt, sondern der Buchhändler, der nach I ıı $ 998 prALR ein 
Verlagsrecht erwarb. Wie das Recht entstand, blieb unklar, und über das Eigentum des 
Schriftstellers an seinem Werk, so Svarez, war »nichts Besonderes zu sagen.«? Der Autor 
hatte nur gemeinsam mit einem Buchhändler ein Ausschließlichkeitsrecht. Ausländi- 
sche Verleger oder Autoren, deren Werke im Ausland verlegt wurden, bedurften noch 
eines Privilegs, wenn sie ein Nachdruckverbot in Preußen wollten.* 1810 trat im für 
den Buchhandel unbedeutenden, damals französisch besetzten Baden das Landrecht 
mit dem darin verankerten Schrifteigentum der Autoren in Kraft. 

In der Diskussion bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts stand der Begriff Eigen- 
tum im Zentrum. Eigentum ist das vollständige, absolute und gegenüber jedermann 
geltende Recht. Zedlers Lexikon definierte Eigentum als »ein Recht, mit einer Sache frey 
und ungehindert disponieren, und alles thun zu können, was die Gesetze nicht ausdrück- 
lich verbieten.« Damit endete bereits der Eintrag. Der Oberbegriff war das Dominium, 
das beschrieben wurde als ein »Eigenthums-Recht« an den haltbaren Gütern, die »als 
Mittel zur menschlichen Unterhaltung dienen und [sich] nicht durch ihre Unerschöpflich- 
keit« auszeichnen. Diese Güter könnten »beständig und allein, und mit Ausschließung 
anderer« genutzt werden. Eben so eine Rechtsposition sollte auch im Hinblick auf 
geistige Werke etabliert werden. Das Verlagsrecht wurde im prALR in den Abschnitt 
über die Erwerbung des Eigentums durch Vertrag eingeordnet. Eine eindeutige Defi- 
nition des Eigentums lässt sich für die Endzeit des Heiligen Römischen Reichs nicht 
feststellen. Der Begriff Eigentum betraf keine bestimmte Gattung von wie auch immer 
definierten Gegenständen und war noch nicht auf körperliche Gegenstände und die 
Sachsubstanz beschränkt, sondern Ausdruck der rechtlichen Unterscheidung zwischen 
dem Mein und Dein. Was einem Sonderrecht unterliegen sollte, wurde als Eigentum 
bezeichnet. Unter das Eigentum fielen auch Rechte, die Gegenstand einer dauernden 
Befugnis sein konnten, wie etwa die Jagdgerechtigkeit oder Gerichtsbarkeiten.? So war 


? (PREUSSEN), Gutachten, S. 50. WOODMANSEE, The Genius and the Copyright, S. 439, geht davon aus, 
dass in Deutschland mit dem preußischen ALR den Autoren besondere Rechte eingeräumt wurden. 

* WADLE, Privilegienpraxis, S. 340-348; GIESEKE, Privileg, S. 188 f. Neben dem Auslandsbezug sind 
außerdem die Fälle zu nennen, in denen das konkrete Werk nicht erfasst war, etwa bei musikalischen 
Werkbearbeitungen. 

° BORNEMANN, Preußisches Civilrecht, S. 100. Die Beispiele Pressenrecht und Schlachtrecht (Abschnitt 
4.2.1) wurden in die Gruppe der Gerechtigkeiten eingeordnet und ähnlich wie Eigentum behandelt. Sie 
konnten als absolute, subjektive, vererbliche und übertragbare Rechte ausgestaltet sein. Laut KLOSTER- 
MANN, Geistiges Eigentum ı, S. 114, gehörte z. B. der Mahlzwang, eine Art Bannrecht für konkurrierende 
Mühlen, auch in die Gruppe der Gerechtigkeiten. Andere Gerechtigkeiten wie das Wegerecht oder eine 
Jagdgerechtigkeit hatten ein konkretes Bezugsobjekt, zumeist ein Grundstück (Grundgerechtigkeiten), 
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nach dem prALR Eigentümer derjenige, der über die Substanz einer Sache oder eines 
Rechts, mit Ausschließung anderer, aus eigener Macht zu verfügen berechtigt ist. Nach 
18 $ 2 prALR konnte alles, was einen ausschließlichen Nutzen gewährte, Gegenstand 
des Eigentums sein. Zugleich hatte das Grundeigentum als Folge der historischen 
Entwicklung herrschaftlichen und personalen Charakter, umschloss also personen- 
und sachenrechtliche Beziehungen. Aus der Gebietshoheit, der politischen Herrschaft, 
ergab sich zugleich eine Sachherrschaft über die Liegenschaften in dem beherrschten 
Gebiet, auch wenn die Vereinigung von Imperium und Dominium nicht vollständig 
war. Der Lehnsherr vergab an seine Vasallen bestimmte Gebiete zu deren erblichem Be- 
sitz. Im Gegenzug versprachen die Vasallen ihrem Lehnsherrn persönliche Dienste und 
beide Seiten sich gegenseitige Treue. Der belehnte Grundherr vergab eine Hofstellen 
einem Bauern, der im Gegenzug Zins, Frohndienste oder andere Leistungen erbrachte. 
Die Hofstelle war dem Bauern und dessen Familie auf Lebenszeit, oft auch erblich zu- 
geordnet.° Es gab also eine Bindung zwischen der Person und seiner Familie und dem 
Grundstück auf Generationen, so dass der Bauer dingliche Ansprüche an Grund und 
Boden hatte, ohne Eigentümer zu sein: Er konnte nicht vom Obereigentümer von Haus 
und Hof gejagt werden. Eigentum wurde also nicht als absolutes Sachherrschaftsrecht 
verstanden, mit dem nach Gutdünken verfahren werden konnte, sondern unterlag 
immanenten Schranken und bedeutete zugleich eine Verpflichtung.” Diesem nicht 
abschließend definierten Eigentum sollte ein neuer Gegenstand zugeordnet werden: 
das in Buchform gegossene Ergebnis der geistigen Tätigkeit. 

Inhaltlich zeigten die Vorstellungen über das Urheberrecht in der Aufklärung kaum 
eine Entwicklung, die weiter ging als die schon zu Dürers Zeiten gewährten Privilegien 
für Drucke und Stiche oder die im ı7. Jahrhundert erteilten Oper- und Theaterpri- 
vilegien. Die Neuerungen waren allgemeiner Natur, betrafen grob umschrieben den 
Rechtsstaat und insofern auch das Urheberrecht. Den wissenschaftlichen Ausarbei- 
tungen der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts zum Ihema Nachdruck war gemein, 
dass sie ein Verlagseigentum unabhängig von den Privilegien zum Ziel hatten. Da das 
örtliche Recht einzelner Reichsstände keine Möglichkeit bot, den Nachdruck effektiv 
zu unterbinden, und eine reichsweite Regelung nicht zustande kam, wurde ab 1720 auf 
andere Art versucht, ein allgemeingültiges Nachdruckverbot ohne positive Normie- 
rung zu begründen.® Grundlage des Rechtsunterrichts an sämtlichen Universitäten in 


dessen Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist. Der Unterschied zwischen dem geistigen Eigentum und 
der Gerechtigkeit liege darin, dass die Gerechtigkeit sich auf ein konkretes Objekt beziehe, während das 
geistiges Eigentum eine abstrakte Klasse von körperlichen Gegenständen betreffe. 

6 121$ 188 prALR bestimmt: Das Erbpachtrecht ist in der Regel immerwährend, und geht auf alle 
Erben des Besitzers ohne Unterschied über. 

7 KULISCHER, Das Mittelalter, S. 87-97; SCHIEFFER, Grundstruktur, S. 135-138. 

® GIESEKE, Privileg, S. 117-135; Bosse, Autorschaft, S. 32-34; BAPPERT, Wege, S. 227 f., 256 f., 260; VOGEL, 
Urheberrechtsgeschichte, Sp. 45-48, 65, 71 f.; STEINER, Autorenhonorar, S. 62-66, jeweils mit Hinweisen auf 
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Kontinentaleuropa war das römische und das kanonische Recht.? 1707 wurde erstmals 
in Wittenberg deutsches Recht gelehrt.'” Neben dem originären Reichsrecht galt in 
Deutschland das römische oder gemeine Recht, dem jedoch das örtliche Territorial- 
recht vorging."' In Deutschland war »ein gleichförmiges bürgerliches Recht unter dem 
Namen des gemeinen Rechts in Uebung, durch Landesrechte mehr oder weniger modifi- 
ciert, aber niergends in allen seinen Theilen außer Kraft gesetzt. Die Hauptquellen dieses 
Rechts waren die Rechtsbücher von Justinian, deren bloße Anwendung auf Deutschland 
indessen von selbst schon wichtige Modificationen herbeigeführt hatte. Diesem gemeinen 
Recht war von jeher die wissenschaftliche Thätigkeit der deutschen Juristen größtentheils 
zugewendet.«'” Das gemeine Recht bot in dieser Lage die einzige Möglichkeit für ein 
reichsweites Nachdruckverbot, der dort aber nicht verankert war. 

Bis 1740 wurde in einigen Beiträgen der Nachdruck ohne klare Linie diskutiert. 
Das Neuland für die juristische Wissenschaft - das geistige Eigentum als gesetzliche 
Regelung - diente der Klärung der Frage, ob der Verleger ein Ausschließlichkeitsrecht 
gegenüber der Konkurrenz innehatte. Die juristische Fakultät der Universität Jena 
erstattete 1722 ein Gutachten (Responsium Juris), nach dem die Autoren oder diejenigen, 
die von den Autoren Rechte abgetreten bekommen hatten, keinen zivilrechtlichen 
Anspruch gegen den Nachdruck hatten. Die Fakultäten von Gießen, Helmstedt und 
Erfurt schlossen sich diesem Votum an." Pütter stellte 1774 fest, dass das gemeine Recht 
keine Regelungen zum Nachdruckverbot enthalten konnte, da der Buchdruck erst nach 
dem römischen oder kanonischen Recht erfunden wurde. Es blieb »nichts übrig, als in 
der Natur der Sache so tief als möglich hineinzugehen.«'* 

In den naturrechtlichen Beiträgen ging es um das Recht, das unabhängig vom absolu- 
tistischen Fürsten, unabhängig von einer religiösen Instanz und auch unabhängig von 
bestehendem positiven Recht Geltung beansprucht. Das Recht wurde anhand der Natur 


Arbeiten von Böhmer (1724), Gundling (1726), Birnbaum (1733) und IThurneysen (1738). Vgl. auch Joııy, 
Lehre vom Nachdruck, S. 8 ft, der die Abhandlungen zusammenfasst. 

% Coıng, Einheitliches Forschungsgebiet, S. 17. PÜTTER, Büchernachdruck, S. 2: »So lange man noch 
für bekannt annahm, daß es zweyerley sichtbare höchste Oberhäupter der Welt gäbe, und daß nach eben 
diesem Verhältnisse auch zweyerley Gesetzbücher, ein geistliches und ein weltliches, wo nicht der ganzen Welt, 
doch der ganzen Christenheit zur Vorschrift dienten; so waren diese beyden Gesetzbücher meist die letzte 
Quelle aller Rechtsfragen.« Zu Pütters erfolglosem Versuch, das Nachdruckverbot über stillschweigend 
angenommene Gewohnheitsrechte aller oder mehrerer europäischer Nationen zu begründen; vgl. SCHwAB, 
Naturrecht und Positivierung, S. 40-44. 

"° MÜLLER-GUGENBERG, Die römisch-germanische Rechtsfamilie, S. 90. 

"! Coıng, Einheitliches Forschungsgebiet, S. 6; WESEL, Geschichte des Rechts, S. 358, Rz. 245 

” Savıcny, Vom Beruf unserer Zeit, S. 37. PÜTTER, Büchernachdruck, S. 2 f. sagt, dass die beiden 
Gesetzbücher, das geistliche und das römische, 1774 ihre Wirksamkeit nicht ganz verloren hätten. 

3 JoLıy, Lehre vom Nachdruck, S. 10 f. 

‘4 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 3. 
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der Sache und deren rationaler, zumeist deduktiver Betrachtung ermittelt.” Durch 
den Kauf des Manuskripts, die bis zum Ende des 18. Jahrhunderts übliche Vertrags- 
praxis zwischen Autoren und Verlegern, sollte ein Rechtsinstitut begründet werden, 
das dem vertraglichen Erwerber ein Ausschließlichkeitsrecht gewährte und das er 
gegen möglichen Wettbewerb mit dem gleichen Werk durch Dritte nutzen konnte (als 
Verlagseigentum). Die Investition des Verlegers blieb weiterhin zentraler Bestandteil 
der Argumentation, wurde aber in eine Reihe von weiteren Argumenten eingereiht. Es 
wurde eine Vielzahl von Gründen vorgetragen, die aber in der Regel weder auf einer 
genauen Analyse der Umstände beruhte, noch eine besondere Schärfe des Denkens 
zeigte. So wurde das Nachdruckverbot etwa damit begründet, dass die Nachdrucker 
die Bücher billiger verkauften und dadurch dem ersten Verleger schadeten. Da aber 
niemand berechtigt sei, einem anderen Schaden zuzufügen, sei der Nachdruck unbillig 
und deshalb verboten.'° Die meisten rein naturrechtlichen Begründungen sprachen 
von Furtum (Diebstahl), Fälschung, Betrug oder Injurie, zeichnen sich durch schwache 
Argumente und geringe Überzeugungskraft aus. Das Recht wurde behauptet, und 
sodann in vielen Varianten die Unbilligkeit von Verstößen gegen das Recht vorgetragen, 
wobei die Unbilligkeit sich aus der Rechtswidrigkeit ergab. 

Der Autor sei nach Naturrecht wie positivem Recht Eigentümer desjenigen, was er 
durch Überlegung, auch in Nachtarbeit, zusammengetragen habe. Da der Gelehrte 
das Buch nicht selbst drucken könne, wende er sich an den Verleger, der durch den 
Vertrag mit dem Autor nicht nur das Eigentum am Manuskript erwerbe, sondern auch 
das Eigentum am Werk, woraus - oft ohne viel Federnlesens - geschlossen wurde, 
der Verleger könne allein, auch unter Ausschluss des Autors, das Werk drucken und 
vertreiben. Das natürliche Monopol des Autors an seinem Text, beruhend auf der 
Tatsache, dass nur er Zugriff auf eine Abschrift hat, sollte aufrechterhalten bleiben 
(auch wenn durch die Veröffentlichung das natürliche Monopol endet). Es ließen sich 
deduktive Ketten bilden: Verlor der Urheber sein Recht, wenn er das Manuskript vorlas, 
wenn er es verlieh, wenn er es im Selbstverlag veröffentlichte oder wenn er dies einem 
anderen überließ? Die Antwort lautete stets: Nein. Der Verleger wurde so mit der 


5 WeEsEL, Geschichte des Rechts, S. 365-371. Das Recht wurde als natürliches, gleichwohl vom Menschen 
geschaffenes System verstanden, das sich sich aus der Natur des Menschen und der Gleichheit ergab. Aus 
der Natur des Menschen wurden die natürlichen Regeln für das menschliche Zusammenleben abgeleitet. 
Diese wurden bei Grotius unter der damals revolutionären Annahme, es gäbe keinen Gott oder Gott würde 
sich nicht um die Belange der Menschen kümmern, daran ausgerichtet, was vernünftig, rational und 
sozial erschien. Nach Hobbes lag aufgrund der Wolf-Eigenschaften des Menschen die Unterwerfung unter 
einen Herrscher in der Natur des Menschen. Das Gesetz des Herrschers galt. Pufendorf schließlich ging 
vom Individuum als Rechtssubjekt aus. Dessen Rechte, dessen Habe (Eigentum) und dessen Beziehungen 
(Vertragsrecht) zu anderen Individuen wurden zuerst geklärt. Erst dann wurden die Familien als kleine 
und die Staaten als große Gemeinschaften dargestellt. Das Völkerrecht, bei Grotius noch an erster Stelle, 
wurde deutlich vom Recht der Personen getrennt. 

‘© So eines der Argumente Gundlings, vgl. Lück, Gundling, S. 27 £. 
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Übertragung zum Inhaber eines Ausschließlichkeitsrechts am Werk.’ Das Eigentum 
am Manuskript wurde, wie es in vielen Verträgen hieß, erb- und eigentümlich dem 
Verleger übertragen mit der Folge, dass dieser das Manuskript, unbehelligt vom Autor 
oder von Dritten, wirtschaftlich verwerten konnte. 

Dass damit das ausschließliche Vervielfältigungs- und Verbreitungsrecht gemeint 
war, liegt auf der Hand,'® auch wenn die Deduktion mit dem Ausgangspunkt Sachei- 
gentum am Manuskript (und nicht ein Ausschließlichkeitsrecht) aus heutiger Sicht 
befremdet. In Zedlers Universallexikon, Band 23, Stichwort »Nachdruck der Bücher« 
(1740), kam dies zum Ausdruck. Der Abschnitt war ironischerweise selbst ein Nach- 
druck von Birnbaums unpartheyischen Gedancken über die Betrügereyen der Bücher- 
Pränumerationen, die sich gegen Zedlers privilegiertes Lexikon richteten und beweisen 
sollten, dass der Nachdruck unprivilegirter Bücher ein allen Rechten zuwiederlauffender 
Diebstahl sey. Dem Autor wurde das als Eigentum bezeichnete Recht an seinen Schriften 
zugeordnet, das sich in Form eines Ausschließlichkeitsrechts zeigte: »Daß dasjenige, 
was ihre [Autoren] eigene Erfindungs-Krafft hervor gebracht und ihr unermüdeter Fleiß in 
gute Ordnung zusammen gesetzt hat, ihr eigen sey, wird niemand leugnen. Ist es ihr Eigen- 
thum; so steht es ihnen frey, sich desselben, als eines Mittels ihrer Erhaltung, nach eigenen 
Gefallen zu gebrauchen, wie es ihnen rathsam dünckt, besagten Zweck am bequemsten zu 
erhalten. Ja sie haben das Recht allein, also mit ihrer Arbeit zu verfahren; andere hingegen 
von dem gleichmäßigen Gebrauche derselben auszuschliessen.« Mit der Übertragung 
des Eigentums an der Handschrift werde auch ein Exklusivrecht übertragen: »Hierauf 
erfolgt nicht nur die Übergabe des Eigenthums einer cörperlichen Sache; sondern auch 
zugleich eine völlig Abtretung aller damit verbundenen und denen Verfassern sonst allein 


Dem Autor bliebe die Ehre, »daß er so wol und nette sich ausgedrückt, oder auch die Unehre, daß 
er solche elende Dinge zu Marckt gebracht«, so GUNDLING, Rechtliches Und Vernunfftmäßiges Bedencken, 
S. 3, der wie die meisten andere Autoren in dieser Zeit zum Thema Nachdruckverbot weniger durch 
Argumente, denn durch die Behauptung der moralischen Verwerflichkeit des Nachdrucks auffällt. JoLLy, 
Lehre vom Nachdruck, S. 9, bezeichnet die Schrift zutreffend als arm an positiven Gründen. Bedeutsam ist 
die stärkere Betonung der Rolle des Urhebers, der als Ausgangspunkt oder Quelle nicht nur des Werkes, 
sondern auch des Rechts, sich in der Argumentation zu etablieren beginnt. Zu Gundling auch LAnGe, 
Grundbegriffe, S. 6 f. und Lück, Gundling. 

8 REHBINDER, Schweizer Urheberrecht, S. 69. Man kann nicht davon sprechen, die Vorstellung vom 
geistigen Eigentum habe gefehlt, obwohl dies vielfach in der rechtshistorischen Literatur vertreten wird. 
Vgl. etwa POHLMANN, Frühgeschichte, S. 152 £.: »Die Auswirkungen der materialistischen Grundeinstellung 
des römischen Rechts [wurden] bei der vergeblichen Erfassung des Urheberrechts« im ı7. und 18. Jahrhundert 
in den verwissenschaftlichten Juristendiskussionen über die Nachdruckproblematik spürbar, wenn »das 
Geistesgut mit dem körperlichen Druckwerk verwechselt bzw. identifiziert wurde.« Ähnlich BArperT, Wege, 
S. 258; GIESEKE, Privileg, S. 123; STEINER, Autorenhonorar, S. 63 f, GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 448-456. 
Die Versuche, über den nach römischem Rechtsverständnis definierten juristischen Eigentumsbegriff 
die Rechtswidrigkeit des Nachdrucks zu belegen, setzten in Deutschland erst im 19. Jahrhundert ein, 
letzten Endes erfolglos, denn die Juristen verteidigten eisern den römischrechtlichen Grundsatz, dass 
etwas Unkörperliches nicht Eigentum sein kann (vgl. etwa JoLLy, Lehre vom Nachdruck, S. 14). 
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zukommenden Rechte.« Der Autor war und blieb der Inhaber des Werks: »Ein Gelehrter 
behält wohl das Recht des Eigenthums an seiner gelehrten Arbeit.« Abgetreten wurden 
jedoch das Recht, das Buch »zu verlegen, drucken, wieder auflegen zu lassen, und damit 
nach eigenem Gefallen zu handeln«.'” Das Recht der Buchhändler zum Druck und 
Verlegen »gründet sich auf Pacte und Verträge.«?° 

Dies brachte die Abkehr von der hoheitlichen oder erblichen (ständischen) Zuord- 
nung einer gesellschaftlichen Stellung und der diese Position sichernden Rechte zum 
Ausdruck. Das Privileg wurde in Frankreich von den Kritikern bereits deshalb als 
unzureichend angesehen, weil es von der Gnade des König abhängig war, während 
Eigentum als das garantierte Recht galt. In der Diskussion über das geistige Eigentum, 
dem Insistieren auf der zivilrechtlichen Bedeutung des Eigentums, ging es nicht um 
den Gegenstand des Eigentums, sondern darum, das Wesenhafte und Strukturelle 
des Eigentumsrechts auf den abstrakt umrissenen Gegenstand eines Privilegs auszu- 
weiten. Wie Beschwörungsformeln wurden regelmäßig Begriffe wie unbestreitbares 
oder zweifelfreies Eigentum in den entsprechenden Begründungen für das Ausschließ- 
lichkeitsrecht verwendet. Die sich abzeichnende formal freie Marktwirtschaft unter 
rechtlich Gleichgestellten forderte den gesicherten Bestand der subjektiven Sonderrech- 
te an den Tausch- und Handelsobjekten in Form von Eigentum oder ähnlichen, von 
der Person trennbaren absoluten Rechten. Die modernen Sonderrechte konnten ohne 
Ansehen der Person übertragen werden; sie waren dem römisch-rechtlichen oder städ- 
tischen Eigentum ähnlich (unbelastet, pflichtenfrei, Transaktionskosten reduzierend, 
geeignet zum Tausch gegen Geld). 

Schritt für Schritt wurde die Idee des geistigen Eigentums nach den Prinzipien der 
Vernunft und Logik entwickelt. Ein Gesetz könne zwar bestimmen, dass es Privilegien 
gibt, könne sie aber aber niemandem namentlich verleihen, wie etwa Rousseau in 
CONTRAT SOCIAL ausführte.”' Dies führte innerhalb kurzer Zeit zu der juristisch logi- 
schen Schlussfolgerung, dass den Originalverleger vom Nachdrucker bei Abwesenheit 
eines hoheitlichen Eingriffs nur der Vertrag mit dem Urheber unterschied. Da die 


9% Zedlers Universallexicon, Bd. 23 Sp. 61 f., 78. 

°° „Alles Eigenthums-Recht aber gründet sich ursprünglich auf gewisse Verträge. Fallen dieselben weg; 
so fehlt zur rechtmäßigen Erwerbung des Eigenthums der nöthige Titel, (titulus justus) das ist, wie man in 
den Rechten es erkläret, der rechtmäßige Grund und Ursache, woraus die Erwerbung und der Besitz einer 
Sache zu rechtfertigen ist.« Der Verleger erwerbe ein dauerhaftes Recht. Wenn ein Buch vergriffen sei, »so 
gebühret doch niemand, dem wahren Verleger hierinnen vorzugreifen, der sich seines Rechtes an dem Druck 
desselben niemahls weder ausdrücklich, noch stillschweigend, begeben« (a. a. O., Sp. 72). Privilegien würden 
nur der Befestigung der »würklich schon vorhandenen Rechte« dienen (a. a. O., Sp. 73 unter Hinweis auf 
BEIER, Kurzer Bericht, S. 52). Infolge der Parallele zum Eigentum sei der Nachdruck auch als Diebstahl 
anzusehen, allerdings nicht als Diebstahl einer körperlichen Sache, sondern als Gebrauchsanmaßung 
(furtum usus). Auch Thurneysen ging in seiner Dissertation (1738) von furtum usus aus; vgl. etwa JOLLY, 
Lehre vom Nachdruck, S. 17-19. 

”" Rousseau, Gesellschaftsvertrag, 2. Buch, Kap. 6. 
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Übertragung auf andere Personen das Recht nicht beschädigte, drängte sich nun der 
Urheber als einzig denkbarer Ursprung des Rechts mit aller Macht in das Zentrum der 
Argumentation. Die Verleger, die aus eigenem Interesse dem Urheber wenig Rechte 
einräumen wollten, traten als Fürsprecher möglichst weitreichender Urheberrechte 
auf und rückten in der Rechtfertigung in das zweite Glied zurück (als bloße Erwerber 
eines Rechts). Die Motivation für die Förderung der Urheber lag in der eigenen (vom 
Autor erworbenen) Rechtsposition. Die seit Jahrhunderten geübte Praxis war ohne 
Frage, dass die Verleger den Autoren die Rechte soweit wie möglich wieder entzogen, 
indem sie sich diese eigen- und erbtümlich übertragen ließen.” Deshalb musste das 
Autorenrecht so gestaltet sein, dass es seine Eigenschaft als übertragbares Handelsgut 
nicht verlor, dass also die Möglichkeit aufrechterhalten blieb, das dem Urheber als eine 
Art Anerkennung oder Subvention gewährte Recht auf den Verlag zu erstrecken, um 
dessen Tauschobjekte vor Wettbewerb zu schützen. 

Es waren die Prinzipien der moderner Wirtschaft, die nach Geltung strebten und 
deren rechtliche Ausprägung die Garantie der Vertragsfreiheit und des Eigentums 
waren: der fortschreitende Prozess der Individualisierung, mit dem die Intensität des 
Gemeinschaftshandeln nachließ und sich, abgesehen von wenigen Ausnahmen wie der 
Familie, dem Nullpunkt nähert. Der die Naturrechtslehre beherrschende Gedanke von 
einer Gemeinschaft freier und gleicher Bürger, der gegenüber der ständisch gegliederten 
Gesellschaft entwickelt wurde, wirkte sich nicht nur auf das öffentliche Recht aus; 
seine umwälzende Kraft hatte sich in der französischen Revolution gezeigt. Aus ihm 
wurde zugleich das moderne kontinentaleuropäische Privatrecht geboren, das auf den 
privatrechtlichen Rechtsinstituten Freiheit und Eigentum und dem Rechtsgeschäft 
beruht.” Das Privileg war hingegen der Ausdruck der abzuschaffenden ständischen 
oder absolutistischen Gesellschaft und deren Methode der Rechtsetzung.”* 

Die in den Produktionsmitteln verkörperten ökonomischen Chancen mussten die 
exklusive Nutzung und geregelte Tauschbeziehungen zulassen (gewöhnlich in der 


”* Heutzutage überträgt der Autor in den Standardverträgen dem Verlag räumlich unbeschränkt für 
die gesetzliche Dauer das ausschließliche Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes zu 
jedweder medialen Nutzung und zur Übertragung der Nutzungsrechte auf Dritte für alle Ausgaben und 
Auflagen ohne Stückzahlbegrenzung und für alle Sprachen. 

> Coıng, Einheitliches Forschungsgebiet, S. 23. 

”* VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 50, 64, spricht in einer oft zitierten Stelle davon, dass »die 
feudalen Privilegien der bürgerlichen Wirtschaft«, der einsetzenden »kapitalistischen Buchproduktion« nicht 
mehr genügten. Die Bezeichnung feudal ist unglücklich gewählt und entspricht eher dem marxistischen 
Verständnis des Verlaufs der Geschichte als eines ständigen Klassenkampfs; ENGEL, Respublica christiana 
zum Mächte-Europa, S. 4. Bei den Gewerbeprivilegien handelte es sich um einen Bereich der Gesellschaft 
jenseits der grundherrlichen Verfassung, der vor allem die freien Bürger der Städte betroffen hatte. Der 
Fortbestand der feudalen Rechte wie etwa der Patrimonialgerichtsbarkeiten wurden im prALR (Il ı7 $ 23) 
noch bestätigt. Und die schwammige Umschreibung kapitalistisch konnte man dem Verlagswesen schon 
bei dessen Auftreten zuschreiben. 
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Rechtsform Eigentum). Die einflussreichen Gruppen wirkten im Interesse gesicherter 
subjektiver Rechte und einer Gebundenheit der Verwaltung an ihre Entscheidungen 
auf die Berechenbarkeit des staatlichen Handels hin. Mögliche irrationale Störungen 
begrenzten nicht nur die für größere Investitionen notwendige Planungssicherheit, son- 
dern konnten überhaupt eine existentielle Gefahr bedeuten. Das allgemeine Reglement 
und die Kodifizierung des Rechts entsprachen zugleich den Machtbedürfnissen der mo- 
dernen Herrschenden, die eine geordnete und kontrollierbare Verwaltung wünschten 
und sich nicht nur auf mehr oder minder zuverlässige Beamte verlassen wollten, da sie 
ohne Reglement im Rahmen von Verhandlung und Billigkeit oft im wohlverstandenen 
eigenen Interesse handelten. Je besser die staatliche Verwaltung organisiert wurde, 
desto wirksamer wurde sie geregelt und desto tiefer drang sie in die Gesellschaft ein. 

Die Entwicklung war verflochten mit einem Wandel des Rechtsverständnisses. Das 
System verlor seinen auf die Person bezogenen Charakter, dessen Ausdruck der Le- 
hensstaat war. Die Rechtsetzungsbefugnisse der Gemeinschaften jeder Art (Stände, 
Gemeinden, Zünfte, Gutsherren etc.) schrumpften zugunsten des Staates. In der frühen 
Neuzeit mit dem an der hierarchischen Lehnspyramide orientierten System richteten 
sich Rechtsregeln vorrangig an die nachfolgende Schicht. Im 19. Jahrhundert wurden 
die Menschen unmittelbar zu Bürgern des säkularen Staates. Während Grotius das 
Recht noch als eine Legitimation für ein Handeln (z. B. Einsatz kriegerischer Mittel, um 
die eigenen Ambitionen zu verwirklichen) auffasste, wurde etwa von Hegel bestritten, 
dass Völkerrecht überhaupt Recht sei, da es an einem Richter und einem Vollstre- 
ckungsorgan fehle. Recht wurde nicht mehr als Rechtfertigung aufgefasst, sondern 
als eine mit Zwangsmitteln durchsetzbare Ordnung (die legitimiert werden musste). 
Das allgemeine und gleiche Recht ohne Ansehen der Person, des Standes oder bei- 
spielsweise der Konfession, das nur »die Untertanen insgesamt und die Handlungen 
an sich ins Auge fasst, dagegen nie einen Menschen als einzelnen und ebensowenig eine 
besondere Handlung«,” nahm den Rechtsbeziehungen den persönlichen Charakter 
und versachlichte die rechtlichen Beziehungen. Persönliche Verbundenheit wurde von 
der individuellen Besitznahme und Besitzstandswahrung unter rechtlich gleichgestell- 
ten und unabhängigen Mitgliedern der Gemeinschaft verdrängt, deren Beziehungen 
zueinander immer sachlicher und damit zugleich den abstrakten und formalen rechtli- 
chen Regelungen zugänglicher wurden. Damit war eine Reihe von mehr oder minder 
unentziehbarer Grundrechte wie Gleichbehandlung vor dem Richter oder Verbot der 
Sklaverei verbunden. Zugleich wurden aus Sicht des Einzelnen die anderen Mitglieder 
der Gemeinschaft zu Objekten, die im Rechtssystem als einem analytischen Kalkül 
nach Kosten und Nutzen unterworfene, unpersönliche Mittel zur Verwirklichung der 
eigenen Interessen aufgefasst wurden. 


5 ROUSSEAU, Gesellschaftsvertrag, 2. Buch, Kap. 6. 
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Das Interesse an der eigenen Marktmacht setzte zugleich oft die Durchbrechung 
althergebrachter Ausschließlichkeitsrechte anderer voraus. Ausgehend vom zünftig 
organisierten Gewerbe mit einer Vielzahl von Einzel- und Gruppenmonopolen un- 
terschiedlicher Ausprägung wurde der formal freie Wettbewerb auf der Grundlage 
der Vertragsfreiheit und des Sacheigentums zum Standard, das geistige Eigentum 
zur Ausnahme. Bekämpft wurden die Ausschließlichkeitsrechte also auch von dem 
vom Rentabilitätsintertesse gelenkten, anlagesuchenden Kapital, das an den erhöhten 
Gewinnen aus privilegierten Tätigkeiten partizipieren wollte. So war der von Gro- 
tius formulierte Grundsatz, Meere seien internationale Gewässer und jede Nation 
hätte das Recht, sie zur Handelsschifffahrt zu nutzen, ein Auftragsgutachten für die 
(selbst mit weitreichenden Ausschließlichkeitsrechten ausgestattete) niederländische 
Ostindienkompanie, das sich gegen die von den Portugiesen behaupteten regionalen 
Ausschließlichkeitsrechte richtete. Die ständischen oder zünftigen Ausschließlichkeits- 
rechte, die den Markt beschränkten, wurden von den unternehmerisch Interessierten 
so lange bekämpft, bis eine Situation geschaffen war, in der sich zumindest für einige die 
Marktmacht aus der Herrschaft durch den Markt und mit den rechtlichen Werkzeugen 
des Markts (zu denen auch rechtliche Monopole gehören) ergab. 


6.1 Scheitern des Nettohandels 


Neue Schriftsteller, neue Literatur, ein sich wandelnder Buchhandel und ein neues 
Publikum: Mit dem Aufstieg des Bürgertums stieg der Bücherabsatz deutlich. Der ab 
1750 einsetzende Wandel im Buchhandel und das ab 1764 beginnende Nachdruckzeit- 
alter ist vielfach beschrieben worden. Es wurde mehr gelesen, die Anzahl der neuen 
Werke stieg deutlich, der Beruf des freien Schriftstellers entstand, die Werke wurden 
individueller und subjektiver; die Forderung nach Originalität trat als Anspruch an 
die Literatur auf. Im Buchhandel vollzog sich die Trennung zwischen dem Verlag und 
dem Einzel- oder Sortimentshandel. 

Die jährliche Zahl der Novitäten vervielfachte sich von ca. 1600 Titeln um 1750 
auf über 6000 zu Beginn des 19. Jahrhunderts.?° Die Zahl der Schriftsteller zeigt eine 
ähnliche Entwicklung - innerhalb nicht einmal einer Generation verdoppelte sich die 
Zahl der Schriftsteller in Deutschland auf geschätzte sechstausend.’”” Es wurden mehr 
literarische, allgemeinbildende und technische Werke verkauft, deren Gegenstand sich 


26 KOCH-SCHWARZER, Buchmarktorientierung, S. 83 £; Boss, Autorschaft, S.84; WITTMANN, Buchhandel, 
S. 78; 121-125. Das Rezensionsorgan ALLGEMEINE DEUTSCHE BIBLIOTHEK des Berliner Verlegers Nicolai 
besprach in der Zeit von 1765 bis 1806 rund 80 0oo Titel. 

7” GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 249. In Sachsen soll 1790 auf 2714 Einwohner ein Schriftsteller gekom- 
men sein, reichsweit ein Schriftsteller auf 4000 Einwohner. Vgl. auch BAPPERT, Wege, S. 263; STEINER, 
Autorenhonorar, S. 160. 
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vermehrt der bürgerlichen Welt zuwandte. Während zu Beginn des 17. Jahrhunderts 
der überwiegende Teil der Bücher noch in Latein verfasst war, 1692 erstmals mehr 
deutschsprachige als lateinische Werke veröffentlicht wurden, reduzierte sich der An- 
teil um die Wende zum 19. Jahrhundert auf vier Prozent.’® Dabei war der Rückgang 
der lateinischen Schriften nicht so dramatisch, wie der reine Prozentsatz suggeriert. 
Vielmehr kam ab 1770 eine Vielzahl neuer Bücher hinzu, die einen neuen Leserkreis 
ansprachen. Der Anteil der poetischen Werke an der Gesamtzahl der Bücher stieg 
von 1740 mit ca. 5% auf über 25% um 1800. Die am meisten gekauften philosophi- 
schen Bücher seien kantisch - »Logiken, Morallehre, Aesthetik, Predigten, politische 
Abhandlungen nach Kants Prinzipien finden überall ihre Freunde.« Kantische Literatur 
verhalte sich gegen »andere Zweige, gegen Naturlehre, Mathematik, Philologie wie 6 
zu ı|...], gegen Polizey, Oekonomie, Chemie wie 8 zu 4, gegen Romane, Belletristerei, 
Reisen, Revolutionen wie 6 zu 40« so Heinzmann”® 1795 in seinem »Totalgemälde der 
gegenwärtigen Litteraturgeschichte von Deutschland«. 

In manchen kulturhistorischen Arbeiten über literarische und gesellschaftliche Pro- 
zesse der bürgerlichen Emanzipation wird eine Geschichte vom Kampf der Autoren für 
Unabhängigkeit durch das Urheberrecht erzählt. Der gewachsene Markt für literarische 
Werke und das Urheberrecht hätten den Schriftstellern endlich die Möglichkeit ver- 
schafft, sich von dem gesellschaftlichen und kulturellen Zwang zu lösen, im Interesse 
der Mäzene zu schreiben. Die freien Schriftsteller seien in Erscheinung getreten, als sie 
ihre Werke auf dem freien Markt verwerten konnten und der Nachdruck verboten wur- 
de. Die ökonomische Abhängigkeit der Autoren von den reichen Gönnern hätte sie in 
ihrer politischen und künstlerischen Freiheit eingeschränkt (ein »Wes Brot ich ess, des 
Lied ich sing«-Verständnis?°). Die Schriftsteller hätten über lange Zeit unter den Vor- 
gaben ihrer Mäzene gelitten, da diese ihnen markante Grenzen setzten, indem sie nur 
manche Werke belohnten. Die höfische Aristokratie unterhielt zwar »Literaten wie Ihre 
Bediensteten«, nur habe die mäzenatisch begründete Produktion die Aufgabe gehabt, 
die Selbstdarstellung des Gönners als Konsument zu befördern.?' Die Schriften waren 
unterhaltender oder ablenkenden Natur, nicht kritisch oder subversiv.?* Es habe bereits 
seit langem ein Bedürfnis nach künstlerischer Selbstbestimmung gegeben, jedoch hät- 
ten erst der größere Markt und das Urheberrecht den Autoren die ihnen gebührende 
Souveränität verschafft, weil sie von dem Ertrag ihrer Tätigkeit leben konnten. Ohne 
Urheberrecht wären Autoren weiterhin von der Patronage abhängig geblieben. Dies 


ni Vgl. Tabelle 4.5; WITTMANN, Buchhandel, S. 112; MORAN, Century of Words, S. 5. 

9 HEINZMANN, Appell, S. 287. Vgl. auch Tabelle 2.2. 

= Vgl. etwa HAUSER, Sozialgeschichte, S. 563, über die von ihren Parteien belohnten Schriftsteller Steele, 
Addision, Defoe und Swift. 

3! HABERMAS, Strukturwandel, S: 100. 

?* BOURDIEU, Regeln der Kunst, S. zuı. 
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kann man aber nicht dahingehend verstehen, dass die Autoren Patronage für ihre Kunst 
ablehnten. Christian Garve wollte und konnte ab seinem dreißigsten Lebensjahr vom 
Schreiben leben; eine Pension als Anerkennung für seine Ciceroübersetzung lehnte 
er aber nicht ab.°? Für die meisten Autoren stellte sich die Frage nach einer Patronage 
überhaupt nicht (die in Deutschland auch nie nennenswerte Ausmaße angenommen 
hatte). 

Das interessierte englische bürgerliche Publikum habe sich herausgebildet »mit den 
ersten Dezennien des 18. Jahrhunderts, nachdem der Verleger den Mäzenaten als Auf- 
traggeber des Schriftstellers ersetzt und am Markt die Verteilung der Werke übernommen 
hat«.2* In Deutschland hätte »die Rolle des Wohltäters und Gönners [...] in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts ein ungreifbares Wesen« übernommen, die anonymen über 
den Verleger vermittelten Buchkäufer.”” Die unbekannten Käufer hätten künstlerische 
Werke nicht mehr zu dem öffentlichen Zweck des demonstrativen Konsums erworben, 
sondern als Ware betrachtet und sich bei der Kaufentscheidung nur nach ihrem Ge- 
schmack gerichtet. Der Belletristik wurde jeder andere Zweck, außer dem innerlichen, 
ästhetischen Genuss des individuellen Lesers, genommen,;° so dass erst ab diesem 
Zeitpunkt der Genie- und Originalitätsgedanke habe Fuß fassen können. Es wurde 
eine Art Intermezzo der bürgerlichen Kunst festgestellt, in dem die Künstler sich einer- 
seits dem Zwang, für die Elite des Ancien Regime tätig zu werden, entziehen konnten, 
andererseits aber noch nicht erkannt hatten, dass die selbstbestimmte Autonomie des 
Künstlers die bürgerliche Wertewelt einschließlich deren wirtschaftliche Prinzipien 
förderte, und sie sich so neue Fesseln schufen, indem sie sich nun den Anforderungen 
des Marktes und der die Kunst und Kultur als Ware wertenden Ökonomie zu beugen 
hätten. Verleger konnten die höchste Literatur auf den Markt bringen und (mussten) 
dabei doch nur an den Einnahmen denken. Sie bewerteten die Literatur anhand des 
quantitativen Maßstabs des qualitativ indifferenten Geldes. So wurde etwa die englische 
Romanlandschaft nahezu des gesamten 19. Jahrhunderts vom dreibändigen Roman 
beherrscht, eine formale und gegenständliche Standardisierung, die ohne Copyright 
nicht möglich gewesen wäre. 


33 KOCH-SCHWARZER, Buchmarktorientierung, S. 85-98. 


HABERMAS, Strukturwandel, S: 100; HAUSER, Sozialgeschichte, S. 566 f. 

> Bosse, Autorschaft, S. 78. 

3° Allerdings: Nachdem die Guillotine zum Sinnbild der Terrorherrschaft und als rational notwendiges 
Übel dargestellt wurde, trat in Deutschland das Formale, das künstlerische Element der Literatur immer 
stärker in den Vordergrund. Während die reine Aufklärung noch die Verbreitung des Wissens und der 
Vernunft als zentrales Ziel ansah, versuchten Schiller und der kollegial mitarbeitende Goethe in der 
Zeitschrift HoREN und in anderen Werken durch eine ästhetische Erziehung des Menschen die nach der 
französischen Revolution politisch geteilte Welt unter der Fahne der Wahrheit und Schönheit wieder 
zu vereinen. Schiller wandte sich gegen eine den Menschen zergliedernde und in Teile zerlegende reine 
Vernunftsanalyse, die das einzelne Leben vertilge und an dessen Stelle ein Abstrakt des Ganzen setze. 
KANT, KAU, S$. 353: »Das Schöne ist das Symbol des Sittlich-Guten.« 
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Diese sozial-romantische Darstellung ist allerdings schief. Sie passt schon historisch 
nicht, weil in Deutschland der freie Schriftsteller schon längst da war, bevor das Urhe- 
berrecht kam. Es liegt nicht einmal eine Verwechslung von Ursache und Wirkung vor, 
sondern es fehlt jede nähere Verbindung zwischen dem Urheberrecht und dem freien 
Schriftsteller. Die Literaturforschung konzentriert sich zumeist auf die belletristischen 
Werke einiger ausgewählter Autoren, verallgemeinert etwa Lessings LEBEN UND LEBEN 
LASSEN? oder blendet den Umstand aus, dass drei Viertel der neuen Bücher nicht 
der Belletristik, sondern der philosophischen, sachlichen oder religiösen Literatur 
zugeordnet werden müssen, und dass in reinen Zahlen dieser Anteil den größten Zu- 
wachs aufwies. Während in Frankreich ein konkreter Zusammenhang zwischen der 
Vergrößerung des Marktes und der verbesserten Chance, durch Schreiben Geld zu 
verdienen, auf der einen Seite, und dem Wechsel von Patronage zu einem Entgelt über 
den Markt auf der anderen Seite kaum fassbar scheint,?® fallen in Deutschland diese 
Entwicklungen eher zusammen. Wenn Autoren Entgelt mit ihrer Arbeit verdienen 
konnten, nahmen sie dies nicht nur wahr. Sie kämpften vielmehr mit den Verlegern 
über die Verteilung der Erlöse aus dem Buchhandel. Die Autoren strebten gewiss, wie 
jedermann, nach wirtschaftlicher und persönlicher Unabhängigkeit. Die Entwicklung 
der Schriftsteller, die vermehrt für den allgemeinen Markt schrieben, ging auch einher 
mit einer Vielzahl von Beiträgen zum Nachdruck (die allerdings zum Großteil auf 
Verleger zurückgingen).?” Mit dem ab Mitte des 18. Jahrhunderts erwachenden künstle- 
rischen Schriftstellertum stieg schließlich auch die Zahl der Autoren, die das Honorar 
nicht nur als Nebeneinkommen betrachteten, sondern versuchten, eine Existenz als 
freier Schriftsteller aus den Honorareinnahmen zu finanzieren (von der Feder leben). 
Allerdings darf man diesen Wunsch nicht mit einer Forderung nach einem Nachdruck- 
verbot gleichsetzen. Garve stellte 1773 seinem Verleger Reich in einem Brief die Frage, 
wie der »entferntere und ärmere Theil einer Nation ein Buch in die Hände kriegen [soll], 
das dem ersten Verleger gefallen hat, kostbar u. nur wenige mal zu drucken. Oder soll 
jener durchaus warten, bis die erste u. theurere Auflage in nähere u. reichere Gegenden 
verkauft, u. nun der Verleger geneigt ist, eine wohlfeilere Ausgabe zu machen.«*° Die 
Autoren schrieben in dem Bewusstsein, dass ihre Werke jederzeit nachgedruckt werden 
konnten, dass wahrscheinlich »für die bedürftigere Classe der Leser, und zum Schrecken 
der Nachdrucker eine Auflage ohne Kupfer auf gutes Loeschpapier gedruckt« werde. Und 
sie schrieben für den gewachsenen Markt, der sie ohne Urheberrecht entlohnte, auch 


7 Lessing war als Bühnenautor auch in einer anderen Situation. 

389 'TURNOVSKY, Literary Market, S. 134 £. 

9 Bossz, Autorschaft, S. 37 f. GIESEKE, Privileg, S. 251-257, listet für die Zeit von 1773 bis 1805 über 
siebzig Beiträge zu diesem Fragenkreis auf. GRÄFF, Versuch einer einleuchtenden Darstellung, zählt in 
seiner Zusammenfassung für die Zeit von 1773 bis 1794 34 selbständige Schriften und 44 Aufsätze. Bei 
KLIPPEL, Idee des geistigen Eigentums finden sich weitere Beiträge auch aus dieser Zeit. 

# Garve an Reich am 22. 12. 1773, zit. nach KOCH-SCHWARZER, Buchmarktorientierung, S. 92. 
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Tabelle 6.1: Katalog des Buchhändlers Seidel (1801), München 


Gegenstand Seiten Titel 
Theologie 1-9 99 
Theorie der positiven Gesetze 10-12 27 
Naturwissenschaft 13-16 38 
Heilkunde 17-24 77 
Cameralwissenschaften 25-32 87 
Philologie 33-35 21 
Geographie (ohne Karten) 36-39 30 
Geschichte 40-44 52 
Mathematik 45-47 24 
davon Kriegswissenschaft 7 
davon Schifffahrtskunde 2 
Philosophie 48-64 221 
davon Lehr- und Handbücher für Schulen 50 


wenn sie das, was für den die Literatur konsumierenden Markt produziert wurde, oft 
als »Quark, der den Kopf nicht mehr als eine Pfeife Taback angreift«, einordneten. Das 
bürgerliche Lesen konnte außerdem, wie der aristokratische Kunstbedarf, genauso 
einen demonstrativen Zweck erfüllen, wenn auch andere persönliche Besonderheiten 
manifestiert werden sollten. Die nachgefragten Werke seien geeignet, »einen Anstrich 
von Litterar-Kenntnissen und vielen Wissenschaften in Nuce«, zu verschaffen.* 
Während zwanzig Jahre zuvor der Buchhändler noch auf ein volles und vollständiges 
Lager Wert legte, musste nunmehr auf die wechselnden Moden Rücksicht genommen 
werden und ständig die neuesten Schriften verfügbar sein.*” »Fast bis zum Wahnsinn 
gehet die Sucht nach Neuem, wenn schon weit Schlechterem«:*? »Kaum giebt ein brafer 
Mann ein Buch über einen wichtigen Gegenstand heraus, so sind gleich die folgenden 
Messen andre da, die es noch besser machen und weiter treiben wollen. — Durch sol- 
che elende Konkurrenz wird mancher fähige Kopf abgeschreckt, und bleibt beym ersten 
Versuch; und manches weit bessere Manuscript kommt gar nicht in Druck.«** Der überre- 
gionale Messehandel verlagerte sich vollständig nach Leipzig. Da Sachsen eine liberale 
Zensurpolitik verfolgte, wurde es, wie allgemein die protestantischen Gebiete, zum 
attraktiveren Standort für die Veröffentlichung moderner Literatur. Die Strenge der 


4 HEIDEGGER, Tagebuch eines unsichtbaren Reisenden, Bd. 1, S. 6, Bd. 2, S. 21. 

*° GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $S. 209-231. Das mit dem Konditionenhandel eingeräumte Remissionsrecht 
führt zur Zusendung unverlangter Neuerscheinungen, die der Buchhändler schon nach kurzer Zeit wieder 
remittiert (zurücksendet). 

® HEINZMANN, Appell, S. 81. Es war eine gegen moderne Strömungen wie Aufklärung, Vernunftreligion 
oder Naturalismus gerichtete Schrift, in der Gellert als Ideal dargestellt wurde; a.a.O. S. 111. 

#4 HEINZMANN, Appell, S. 120. 
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Zensur in den katholischen Gebieten trug dazu bei, dass die Schriftsteller sich in den 
protestantischen Gebieten konzentrierten.® In Norddeutschland wurden die neuen 
literarischen Werke und Universtitätsschriften gedruckt, während in den katholischen 
Ländern eher die dort nachgefragten erbaulichen Schriften, Heiligenhistorien, Gebet- 
bücher oder Ritterromane auf den Markt gebracht wurden.* 

Das kursächsische Buchhandelsmandat vom 18. Dezember 1773* trug in weiten 
Zügen die Handschrift Reichs, der die treibende Kraft war, wenn er auch nicht in allen 
Punkten vollständig durchdringen konnte.*? Es bewahrte wie die Druckerordnungen 
auch unprivilegierte inländische Drucke vor Konkurrenz, indem es ein Verlagsrecht 
als ein gegen Dritte wirksames Recht begründete. Es stand dem Verleger zu, sofern es 
redlich erworben, in die Leipziger Bücherrolle eingetragen war und die Exemplare in 
Sachsen gedruckt waren (Ziffer I). Nichtsächsische Verleger mussten zusätzlich Rezi- 
prozität nachweisen, um den Vorteil in Anspruch nehmen zu können.*? Im Gegensatz 
zu den reichsstädtischen Ordnungen war dies eine einschneidende Maßnahme, da der 
gesamte überregionale Handel über Leipzig abgewickelt wurde; es war nicht nur die 
Einfuhr, sondern auch der Tausch, der Handel und das Verrechnen mit Nachdrucken 
auf der Messe untersagt. Durch die 1775/76 mit Preußen durch Notentausch vereinbar- 
te gegenseitige Anerkennung der Rechte für die jeweils im anderen Staat gedruckten 
Bücher entstand ein relativ großes Schutzgebiet mit über sechs Millionen Einwohnern 
und einigen bedeutenden Universitäten.?” Das bedeutet aber nicht, dass in Preußen 


# WITTMANN, Buchhandel, S. 94. Mit den Direktverbindungen nach Hamburg und Venedig und 
infolge der Bedeutung des Handels mit dem Osten hatte Leipzig als Messestadt für Waren schon um 
1710 Frankfurt den Rang abgelaufen; BRAUDEL, Der Handel, S. 201. 1764 erklärten die bedeutenden 
norddeutschen Verleger und Buchhändler, die Messe am Main nicht mehr besuchen zu wollen. Ab 1770 
lag Leipzig als Verlagsstadt bei den Messenovitäten mit deutlichem Abstand vor Berlin, Frankfurt, Halle, 
Nürnberg und Göttingen; JANZIN/GÜNTNER, Das Buch vom Buch, S. 286. 

4° Die regionalen Unterschiede kamen in einer 1783 veröffentlichten Sozialstudie zum Ausdruck: In 
ganz Schwaben, Bayern und Österreich habe man einen Jargon gesprochen, den einer, der das Deutsche 
von einem Sprachmeister gelernt habe, nicht verstehen könnte; RiESBECK, Briefe. Bd. 2,S. 3. In Dresden (ca. 
50 000 EW) allein würden sich mehr Fabrikanten und nützliche Künstler als in ganz Bayern finden, wo 
man nur von der Schwelgerei des Hofes lebe. In Wien und München sei die Kultur auf niedrigstem Niveau: 
Wirtshäuser, Kegeln oder Unsinn eines Harlekins wären die Vergnügen. Gelesen würden Komödien und 
fade Romane, während in Sachsen moralische, historische und andere Bücher von höherem Wert üblich 
wären (a.a.O., S. 13 f.). Vgl. etwa den Verleger Johann Pezzl aus Augsburg bei WITTMAnNn, Buchhandel, 
S. 135, oder die Zusammenfassung des Katalogs des Münchner Buchhändlers Seidel; Tabelle 6.1. 

4 "Text: KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 227-231. 

48 VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 76. 

# WADLE, Abschied vom Privileg:, S. 379; GIERKE, Allgemeiner Teil, S.758; STEINER, Autorenhonorar, S. 50. 
Die Autoren spielten als Lieferanten des Werkes eine Rolle. Sie konnten mittelbar Vorteile aus der Regelung 
ziehen, denn zwischen den Verlegern entstand ein Wettbewerb zur Gewinnung der aussichtsreichen 
Autoren, so dass die erfolgreicheren höhere Honorare verlangen konnten. Geregelt wurde der Wettbewerb 
zwischen den Verlegern. 

’° Einige Verleger aus Berlin ließen daraufhin ihre Bücher in Sachsen drucken (was der merkanti- 
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oder Sachsen nicht mehr nachgedruckt wurde. Goethes bester Nachdrucker war der 
Berliner Verleger Himburg, der 1779 die dritte Auflage einer dreibändigen Werkausgabe 
auf den Markt brachte. 

Dass die Originalverleger, die die Nachdrucker als Räuber und Diebesgesindel be- 
schimpften, ebenso skrupellos jeden im Ausland erschienenen Text, der ihnen Gewinn 
versprach, übersetzen liefen, war nur eine weitere Verwicklung im Streit um die Auftei- 
lung des Marktes. Etwaige Belange ausländischer Autoren oder Verleger interessierten 
die preußischen oder sächsischen Verleger genauso wenig, wie die vielgescholtenen 
deutschen, aber ausländischen (nichtsächsischen) Nachdrucker. An den Auseinander- 
setzungen mussten gar keine Nachdrucker beteiligt sein. 1790 stritten die Weidemann- 
sche Buchhandlung und Göschen, engagierte Kämpfer gegen den Nachdruck, über die 
in beiden Verlagen erschienene Übersetzung der Reisebeschreibungen von James Bruce 
zu den Quellen des Nil.’ Im Regulativ zum sächsischen Mandat war der Nachdruck 
von Übersetzungen verboten. Derjenige, der zuerst eine Übersetzung in die Bücherrolle 
hatte eintragen lassen, hatte den Vorzug.” Der Vorzug bedeutete, dass nicht nur die 
Übersetzung nicht nachgedruckt werden, sondern auch keine Alternativübersetzung 
auf den Markt kommen durfte. Wenn die erste Übersetzung nicht mangelhaft war, 
konnte nicht einmal der Autor des Originals eine andere Übersetzung veröffentlichen. 
Folgerichtig unterhielt Reich Korrespondenten im Ausland, um für seinen Verlag als 
erster erfolgversprechende Werke englischer oder französischer Autoren in deutscher 
Übersetzung publizieren zu können.’ 

Der Tauschhandel hatte sich über Jahrhunderte als ausgesprochen robust erwiesen. 
Den mit Ausschließlichkeitsrechten ausgestatteten englischen und französischen Buch- 


listischen Zwecksetzung des Mandats entsprach). Während des Streits um das Handelsverbot für die 
HEILSVERORDNUNG gestand Sachsen zu, dass auch preußische Verlagsbücher erfasst würden, selbst 
wenn sie nicht sächsisch privilegiert und auch nicht in Sachsen gedruckt waren. Vgl. zur Geschichte des 
Mandats und den bilateralen Vertrag mit Preußen, GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 42-49, 435-442; VOGEL, 
Urheberrechtsgeschichte, Sp. 78-83. 

> FüsseL, Verlagsgeschichte, S. 288-292. Göschen stritt auch mit dem Nachdrucker Schmieder. Schmie- 
der hatte sechs Werke gedruckt, die ebenfalls bei Göschen erschienen waren. Zwei dieser sechs Werke 
waren Übersetzungen aus dem Englischen; Füsse, Verlagsgeschichte, S. 105, 271-276. Dass Göschen 
eine Erlaubnis der britischen Autoren hatte, ist unwahrscheinlich, da die ersten Honorarzahlungen aus 
Deutschland für britische Werke von Tauchnitz gezahlt wurden. 

>” Im sächsischen Regulativ 1773 über das Protokoll der Bücherkommission (Bücherrolle), in die die 
Werke eingetragen werden mussten, hieß es - zit. nach PÜTTER, Büchernachdruck, S. 192 - in Ziffer 
4: »Bey Übersetzungen hat derjenige, so sich zuerst bey dem Protocolle gemeldet und einschreiben lassen, 
den Vorzug; es hat aber derselbe solche längstens binnen einem Jahre dem Publico ganz oder bey grossen 
Werken wenigstens zum Theil unter obiger Verwarnung zu liefern; wobey jeder Verleger vor gute und tüchtige 
Übersetzung zu sorgen hat [...]« Die Übersetzung musste noch nicht angefertigt sein, sondern konnte im 
Laufe eines Jahres nachgeliefert werden. 

53 STEINER, Autorenhonorar, S. 250. Zwischen 1765 und 1785 waren 6-7 % der angebotenen Werke 
Übersetzungen aus lebenden Sprachen; vgl. GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 305, 656. 
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Abbildung 6.1: Voyages (Captain Cook) Original und Übersetzung 
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händlern waren die holländische Nachdrucke im 17. Jahrhundert ein Dorn im Auge, 
da die Kunden die qualitativ oft besseren und günstigeren Nachdrucke gegenüber der 
inländische Produktion bevorzugten. In Deutschland war dieses Problem nicht so 
deutlich spürbar. Die grobe Preisbemessung erfolgte nach den Kosten, also Umfang, 
Druck- und Papierqualität, nicht nach der Beliebtheit des Werks. In aller Regel setzte 
der höhere Preis auch höhere Qualität, also besseres Papier und schöneren Druck 
voraus. Durch den Tauschhandel verlagerte sich das Risiko der Buchproduktion auf die 
zweite Stufe, den Einzelhandel. Im Tauschhandel wurde Ware gegen Ware getauscht. 
Der Gewinn der eigenen Produktion wurde erst im Einzelhandel mit dem eingetausch- 
ten Sortiment realisiert. Der Einzelhändler versuchte, möglichst gut verkäufliche Ware 
anzubieten, wobei er mit Büchern aus eigenem wie fremden Verlag verdienen konn- 
te. Die Kalkulation eines Buchhändlers störte es also nicht so sehr, wenn er auf der 
Messe drei oder vier Bogen der eigenen Produktion gegen einen holländischen Bogen 
tauschte, solange er den höheren Preis für den höherwertigen Druck an seine Kunden 
weitergeben konnte.’* 


5* GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, $. 503; KEHR, Vertheidigung des Bücher-Nachdruks, S. 6. Dies dürfte ein 
Grund für den lange Zeit anhaltenden internationalen Erfolg der Frankfurter Messe gewesen sein. Die 
Umsetzung der nach dem Dreißigjährigen Krieg vom Kaiser initiierten Preistaxe hätte dieses System 
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Das Gleich gegen Gleich des Naturaltauschs missachtete aber, dass die Nachfrage 
nach den unterschiedlichen Werken ungleich war, ohne dass dies über den Preis wirk- 
sam korrigiert wurde. Die Buchhändler konnten praktisch ihr Geld für den Einkauf 
selbst drucken. Dies wurde zu einem Problem des Tauschhandels, da die Gleichwertig- 
keit der Ware nicht mehr gewährleistet war: Ein Händler ließ bei einem Drucker ein 
Werk schnell und schlecht drucken und tauschte es gegen ein gutes Werk ein. Derje- 
nige, der ein gut gehendes Werk im Angebot hatte, erhielt als Gegenleistung schwer 
verkäufliche Bücher, die eher Ballast waren und unnütz Lagerraum verbrauchten, als 
Gewinn zu bringen.” 

Das Problem wurde durch die hohe Zahl erfolgreicher Verleger an einem Ort ver- 
stärkt. Durch den Tauschhandel zogen insbesondere die Leipziger Verleger eine große 
Masse an Büchern nach Leipzig, die sich im gewöhnlich kleinen Absatzgebiet des 
Einzelhandels mangels Nachfrage überhaupt nicht verkaufen ließen.5° Sie hätten versu- 
chen müssen, ihre Werke im überregionalen Einzelhandel außerhalb der Messeteilneh- 
mer abzusetzen; es wäre kein erfolgversprechendes Unterfangen gewesen. Durch den 
Tauschhandel wurden die komparativen Vorteile Leipzigs zu Nachteilen. Das Verlegen 
gut absetzbarer oder solcher Bücher, bei denen infolge eines hohen Autorenhonorars 
die Kosten höher waren, wurde gewissermaßen bestraft.°” Als Konsequenz reduzierten 
einige Verleger den Anteil der für den Tausch vorgesehenen Werke immer weiter und 
praktizierten den Tausch nur noch mit ausgewählten Kollegen. Allen voran schritt 
Reich, Leiter der in Leipzig ansässigen Weidemannschen Buchhandlung und damali- 
ger Fürst der Buchhändler. Reich zahlte die höchsten Honorare°® und konnte so die 
wirtschaftlich aussichtsreichen Autoren an sich binden. Diese Verleger wollten den 
Nettohandel durchsetzen. 


erheblich gestört oder sogar zerstört. Auch holländische Buchhändler, die außerhalb der Messe an die 
Preistaxe gar nicht gebunden gewesen wären, reagierten mit heftigem Widerstand (vgl. KApp, Bd. ı, 
S. 694-697). 

55 Noch 1795 führte HEINZMANN, Appell, S. 258, aus, dass es sinnvoll wäre, wenn »die kleineren Buchhänd- 
ler das Druckenlassen gar aufgäben, denn aus ihrer Fabrike kann doch nur schlechtes, nachgeahmtes oder 
abgeschriebenes Zeug hervorgehen [...] Die Menge von Schofelzeug, das bloß zum Tauschhandel bestimmt 
ist, würde sodann ungedruckt bleiben, unser Publikum hätte von dieser Verbindung bessere Verlagswerke 
zu erwarten, und die Ueberlistung mit reizenden und täuschenden Ankündigungen würden nicht mehr so 
niederträchtig bey den armen, geldhungrigen Autoren und Buchhändlern allgemeine Sitte seyn.« Bereits 
1680 gab es entsprechende Klagen; WITTMAnN, Buchhandel, S. 100. 

56 KIRCHHOFFE, Buchhandel Bd. 2, S. 181-183. 

7” Allerdings waren die Auswirkungen nicht so bedeutend, denn die Originalverleger waren trotz 
allem die wirtschaftlich erfolgreicheren Unternehmen; WITTMANN, Buchhandel, S. 125; WITTMANN, 
Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 95. Viele der damals am Markt tätigen Verlage gehören zu den 
traditionsreichen Unternehmen in Deutschland: klingende Namen wie Breitkopf & Härtel, Cotta, C.H. 
Beck, Brockhaus, Metzler, Vandenhoeck & Ruprecht, Baedeker etc. lassen sich teilweise drei Jahrhunderte 
und mehr zurückverfolgen. 

58 Bosse, Autorschaft, S. 87. 
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Die in erster Linie süddeutschen Händler mussten, wenn sie eine größere Auswahl 
von beliebten Schriften anbieten wollten und es keine Nachdrucke gab, diese gegen 
bares Geld oder mit Zahlungsziel bis zur nächsten Messe, nicht im Tausch gegen 
eigene Drucke, erwerben.” In der Literatur wurden verschiedene Begriffe für die 
unterschiedlichen Geschäftspraktiken verwendet. Als Reichsbuchhändler wurden die- 
jenigen bezeichnet, die mit allen Buchhändlern des Reichs zusammenarbeiteten und 
zum Großteil noch den Tauschhandel praktizierten. Oft wurden sie auch als süddeut- 
sche Verleger bezeichnet. Untereinander behielten die Buchhändler in den Staaten 
des Reichsbuchhandels (Österreich, Schweiz, den süddeutschen Gebieten und dem 
Rheinland) die bisherige Handelsform (Tausch- oder Changehandel) bei. Der größere 
Teil der Buchhandelsfirmen betrieb auch um 1800 nicht ausschließlich oder nur mit 
einzelnen Buchhändlern Nettohandel.°° Nettohändler waren die reinen Verleger, die 
keinen Einzelhandel mehr betrieben, oder solche, die ihre Ware nur noch gegen Geld 
verkauften. 

Deutschland war ein Nachzügler bei der in England schon im 17. Jahrhundert vollzo- 
genen Trennung zwischen den tradesmen und shopkeepers. Es entsprach dem allgemein 
anzutreffenden Interesse des Großkaufmanns, die lästigen und wenig gewinnträchtigen 
Aufgaben des Lagerns, Weiterverkaufs in kleinen Mengen und der Belieferung des 
Markts im Einzelhandel auf die Krämer und kleinen Läden abzuwälzen. Die Großver- 
leger waren eingebettet in ein eingespieltes und funktionierendes System, das ihren 
Vertrieb und Absatz stützte und in dem sie die Spitze bildeten. Die führende Rolle sollte 
durch das rechtlich gesicherte Monopol oder zumindest die faktische Möglichkeit der 
Preismanipulation ausgebaut und gesichert werden, denn in dieser Situation konnte 
das eingesetzte Kapital die höchsten Gewinnmargen zeitigen. Die möglichen Erträge 
aus dem Buchhandel sollten, wenn schon, bei ihnen und nicht bei den kleinen Händler 
anfallen. Die Nettohändler erhöhten die Preise und reduzierten den Rabatt für die 
Einzelhändler auf 16 oder 20 Prozent.°' Außerdem reduzierten die Verleger die Höhe 
der Auflage bei unsicherem Absatz, so dass sie ihr Absatzrisiko minimierten (das durch 
Nichtteilnahme am Tauschhandel erhöht war). 


>9 WILCKE, Der gerechtfertigte Nachdrucker, S. 17; OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, S. 7-9; STEINER, 
Autorenhonorar, $. 158; RAHMEDE, Buchhandlung der Gelehrten, S. 16; ausführlich zu diesem Thema 
KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 193-199, sowie für Österreich KOHLMAIER, Verlag Schrämbl, S. 14-20. 

6° GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 187, führt aus, dass um 1791 der Anteil der reinen Verleger unter 8% lagund 
1801 mit insgesamt sich 12 % (bei 501 Verlegern) erhöht habe. Vgl. WITTMANN, Stand und Perspektiven der 
Forschung, S. 13, sowie zum Notenhandel in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts; KawoHL, Urheberrecht 
der Musik, S. 9. Laut REıcH, Zufällige Gedanken, S. 13 gab es um 1770 rd. 300 Buchhändler in Deutschland, 
die sich um die Gunst der Käufer bemühten. 

© Im Rahmen des Tauschhandels war der Kauf fremder Bücher nicht teurer als der eigene Verlag (zzgl. 
Transportkosten etc.). Wurden die Konten der Buchhändler untereinander mit Geld ausgeglichen, war 
ein Drittel, seltener nur ein Viertel Buchhändlerrabatt üblich; KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 187. 
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Aufgrund der geringen Rabatte und der Transportkosten wurde der Handel mit den 
Verlagsartikeln der führenden Verleger für die Reichsbuchhändler unwirtschaftlich.° 
Die Rechnung der Reichsbuchhändler war einfach: Der Nettohändler gewährte einen 
Rabatt von fünfundzwanzig oder gar nur sechzehn Prozent. Wenn man Transport- 
kosten in Höhe von zehn Prozent und die Unverkäuflichkeit jedes zehnten Buches 
berücksichtigt, konnten die Bücher nicht mehr mit Gewinn verkauft werden. Das Risiko 
der Nichtabsetzbarkeit der Ware wurde vollständig auf den Einzelhandel übertragen.® 
Die Bücher waren aufgrund des geringen Rabatts in den von Leipzig entfernten Orten 
damit nahezu unverkäuflich. Vor allem die kleinen Buchhändler wurden um einen oft 
existentiell notwendigen Teil des Geschäfts gebracht. Wie die Buchhändler reagierten, 
wenn die Alternative Bankrott oder Verkauf von Nachdrucken lautet, liegt auf der Hand: 
Sie kauften nicht mehr Originalausgaben, sondern günstige Nachdrucke; und manche 
druckten selbst nach.°* In den achtziger Jahren des achtzehnten Jahrhunderts wurden 
im süddeutschen Raum angeblich mehr Nachdrucke verkauft als Originalausgaben.° 
Ein allerdings unsicherer Vergleich der Zahl der Druckexemplare der Nachdrucke 
zu der der Originaldrucke ergab für einige der beliebten Autoren einen Gleichstand 
beziehungsweise teilweise die doppelte Zahl an Nachdrucken im Vergleich zu den 
Originalen.°® Aber sie wurden auch in Norddeutschland mehr oder minder unverhoh- 


62 (GOLDFRIEDRICH, Bd. 3,5. 58, fasst das Verständnis der Reichsbuchhändler von den Nettohändlern um 
1775 wie folgt zusammen: »Dabei sitzen die Leipziger, Göttinger und Hallenser Herren in Universitätsstädten. 
Gibt ein Pütter, Leß, Schlözer, Michaelis, Ernesti, Schott, Niemeyer, Böhmer bei ihnen ein Werk in Verlag: 
so setzen sie mindestens 3-400 Exemplare unmittelbar an die Studenten ab. Ist der Erfolg eines Werks 
ungewisser, so werden die Auflagen hübsch klein gehalten. Sie drucken möglichst weit. Sie beherrschen das 
gesamte Rezensionswesen. So haben sie nicht nur ihre Auslagen, sondern schon einen erklecklichen Gewinn 
in Cassa, ehe sie das Buch noch auf die Messe bringen.« 

63 FÜSSEL, Verlagsgeschichte, S. 266; WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 95. 

» Vgl. WILCKE, Der gerechtfertigte Nachdrucker, S. 23; WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, 
S. 77. Die Reichsbuchhändler führten aus, sie würden sich schämen, wenn sie ihren Kunden die maßlos 
gestiegenen Preise mitteilten. Die Kunden würden den Buchhändlern Betrug vorwerfen, die aber ange- 
sichts des geringen Rabatts ohne Gewinn verkauften. Manche Händler müssten sich auf der Rückreise von 
der Leipziger Messe bei ihren Wirten Geld borgen, damit sie überhaupt die Ware in die Heimat schaffen 
könnten etc.; vgl. auch KIRCHHOFF, Buchhandel Ba. 2, S. 188-190. 

© GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 71. Ab 1790 reduzierte sich der Umfang des Nachdrucks wieder, dauerte 
aber noch an. Bekannt ist der Fehdebrief des Verlegers Friedrich Arnold Brockhaus vom ı. Juli 1818 gegen 
den berüchtigten Nachdrucker Karl Erhard, Inhaber der Buchdruckerei Macklot in Stuttgart (abgedruckt 
etwa in ZEITGENOSSEN, BIOGRAPHIEN UND CHARAKTERISTIKEN, 3. BD., 1818, Leipzig: Brockhaus). Der 
Verlag Macklot hatte 1816 bereits eine preiswertere Ausgabe des Conversations-Lexikons »mit Königl. 
württembergischer allergnädigster Genehmigung« gedruckt, die »auch unbemittelten Lesern den Erwerb 
des Werkes erleichtern sollte«, und kündigte 1818 eine zweite Auflage an. Bei Macklot erschien 1822 - im 
Original - eine Schrift zur Verteidigung des Büchernachdrucks (GRIESINGER, Büchernachdruck,), auf die 
SCHMID, Büchernachdruck, ein Jahr später antwortete. 

66 BREITENBRUCH, Buchhändler Schmieder, Sp. 688 f, 700-728. Es handelt es sich bei den Autoren 
(Gellert, Rabenau, Klopstock, Salomon Gassner, E. v. Kleist, Wieland und Hagedorn) um beliebte Nach- 
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len angeboten. Wie unbedenklich der Nachdruck war, ergibt sich beispielsweise aus 
einem 1759 gestellten Gesuch des Stuttgarter Buchbinders Christoph Betulius um ein 
landesherrliches Privilegium exclusivum »zum Nachdruck des franckfurtischen Pastoris 
Starkens so genanntes tägliches Hand Buch, welches in Schaffhausen gedruckt, um 30 xr 
verkauft und von diesseitigen Unterthanen häufig nachgesuchet werde, einfolglichen vieles 
Geld jährlich aus dem Land und in die Schweiz ziehet«, das ihm auch vom Geheimen Rat 
gewährt wurde.°® Vom Nachdruck waren natürlich die Verleger besonders betroffen, 
die stark nachgefragte Literatur auf den Markt brachten. Sie ergriffen unterschiedliche 
Maßnahmen, um sich gegen Konkurrenzdrucke zu schützen, wie Geheimhaltung des 
Textes bis zur Messe, öffentliche Bloßstellungen der Nachdrucker oder Appelle an 
die Kunden. Von besonderer Bedeutung war, zuerst und allein das Werk anbieten zu 
können. Wenn ein Nachdruck erschien, wurden verbesserte oder erweiterte Auflagen 
herausgegeben, die Preise gesenkt oder günstige Ausgaben veröffentlicht.‘? 
Reichsbuchhändler waren immer seltener in der Lage, auch auf der Messe gut ab- 
setzbare Bücher zu produzieren, weil sie die stark steigenden Autorenhonorare der 
Leipziger Verleger nicht bezahlten oder die liberaleren Zensurbestimmungen nur eine 
Veröffentlichung in den protestantischen Staaten erlaubte. Den Autoren kam der Wett- 
bewerb der Verleger um ihre Schriften entgegen, denn die ständig steigende Nachfrage 
nach neuen Werken versetzte sie in die Lage, höhere Honorare zu vereinbaren. So 
konnte die Weidemannsche Buchhandlung unter Reich beispielsweise deshalb so viele 
Autoren an sich binden, weil sie für hohe Honorare bekannt war. Das Nachdruckzeital- 
ter fiel mit einer außergewöhnlichen Blüte der schriftstellerischen Tätigkeit zusammen. 
Die kleinen Verleger, die den stark gestiegenen Vorschuss für die Autoren - er war oft 
höher als die Druckkosten - nicht aufbringen wollten oder konnten, waren die Verlie- 
rer des Wettbewerbs. Heinzmann beschwerte sich 1795 über die Originalverleger und 
deren hohe Zahlungen an die Autoren: »Sie entziehen anderen soliden Buchhändlern 
die Verlagswerke durch Ueberbietung des Honorariums; sie ziehen die Autoren aus dem 
ganzen deutschen Reiche nach Sachsen. Einige Leipziger Buchhändler waren die ersten, 
die den gedruckten Bogen um ein sechsfaches höher dem Autor bezahlten, als es auf der 


druckobjekte. Die von Breitenbruch für Norddeutschland ermittelten Zahlen (Nachdrucke zu Original- 
ausgaben im Verhältnis 1:3 bis 1:5) werden von WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 83, 
als nicht aussagekräftig bezeichnet, da in die Schätzung zum Großteil Regionen des Reichsbuchhandels 
eingeflossen seien. 

67 Beispiele bei WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 83, etwa ein Tabakhändler in der 
sächsischen Residenzstadt Dresden, der Verzeichnisse der bei ihm erhältlichen Nachdrucke verteilte, oder 
Anzeigen in den Intelligenzblättern Norddeutschlands. 

68 Zit. nach ScHan, Buchbesitz im Herzogtum Württemberg, S. 40. 

69 'TIETZEL, Literaturökonomik, S. 200-222. Ob alle von Tietzel genannten Maßnahmen auf den Nach- 
druck zurückgeführt werden können ist zweifelhaft. Subskriptionen, Teillieferungen oder Vorabdrucke in 
Zeitschriften waren in Großbritannien oder hundert Jahre später in Deutschland nicht selten. 
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Tabelle 6.2: Einzelne Honorarzahlungen 


Samuel von Cocceji Introductio ad Henr. LB. de Cocceji Grotium 1748 1034 Rthlr. 
Anna Louisa Karschin Auserlesene Gedichte 1764 2000 Rthlr. 
Johann Georg Sulzer Allgemeine Theorie der Schönen Künste 1771 1500 Rthlr. 
Johann Caspar Lavater Geheimes Tagebuch 1771 51 Rthlr. 
Physiognomische Fragmente Bd. 1-4 1775-78 23 300 fl. 
Immanuel Kant Kritik der reinen Vernunft (Hartknoch, Riga) 1781 220 Rthlr. 
Kritik der praktischen Vernunft (Hartknoch) 1788 700 Rthlr. 
Johann Wolfgang Goethe Gesammelte Schriften (8 Bde., Göschen) 1787 2000 Rthlr. 
Christoph Martin Wieland Lucian 1788 1500 Rthlr. 
Georg Joachim Zollikofer Predigten (7 Bde.) 1788 6000 Rthlr. 
Bertuch Pandora (Göschen) 1789 1500 Rthlr. 
Friedrich Schiller Wallenstein - ı. Auflage 3146 fl. 
Wallenstein - 2. und 3. Auflage 2200 fl. 
Johann Wolfgang Goethe Wilhelm Meister (4 Bde.) 2400 Rthlr. 
Stella 20 Rthlr. 
Hermann und Dorothea 1797 1000 Rthlr. 
Gesammelte Schriften (12 Bde., Cotta) 1806 10 000 Rthlr. 
Wahlverwandtschaften 1809 2500 Rthlr. 
Heinrich von Kleist Amphitryon 1807 120 Rthlr. 
Carl Ludwig Willdenow Enumeratio plantarum horti regii botanici ... 1809 800 Rthlr. 
Adolph Müllner Die Schuld (Trauerspiel) 1816 500 Rthlr. 
W. M.L.de Wette Sittenlehre Bd. 2 1818 375 Rthlr. 
Ludwig Tieck Gesammelte Werke (Reimer) 1828 10 000 Rthlr. 


Buchhandlung vorher nicht erhört war; dies vertheuerte auch die Preise der Bücher, und 
die Nachdrücke kamen auf.«’° 

Der Nachdruck führte zu einer Spaltung des deutschsprachigen Marktes in den 
Reichsbuchhandel und den Handel der Messeteilnehmer. Im Vergleich zu Deutschland 
war das britische battle of the booksellers ein übersichtliches und geordnetes Geplän- 
kel, das in Deutschland als unbedeutendes Scharmützel kaum der Erwähnung wert 
gewesen wäre. Der deutsche Krieg der Buchhändler wurde mit zahlreichen Mitteln auf 
unterschiedlichen Ebenen geführt. Die Behinderungen zwischen den Verlegern gingen 
teils so weit, dass beispielsweise 1792 Göschen den Verlag von Schubarts Schriften 
unter Hinweis auf die Streitigkeiten ablehnte.”' Die Originalverleger wandten sich mit 
Eingaben, in denen sie die Folgen des Nachdrucks in düstersten Bildern zeichneten, an 
die unterschiedlichen Territorialhoheiten und den Kaiser. Die Nachdrucker wurden bei 
ihren Territorialhoheiten vorstellig und schilderten die Nachteile eines Nachdruckver- 
bots mit ähnlich deutlichen Worten. Reich initiierte - allerdings ohne Erfolg - bereits 
unmittelbar nach dem Siebenjährigen Krieg eine Buchhändlergesellschaft, die als Strafe 


70 


HEINZMANN, Appell, S. 430. 

»Die Bittersucht der Reichsbuchhändler noch mehr gereizt durch den Umstand, daß ein Leipziger ein 
Reichsprodukt druckt, wird die Nachdrucker tapfer auffordern [...]«, schrieb Göschen im Februar 1792 an 
Schubarts Sohn; zit. nach FÜssEL, Verlagsgeschichte, S. 267 £. 


7ı 
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für einen Nachdruck den besten Verlagsartikel des Nachdruckers nachdrucken sollte.7” 
Die Originalverleger schlossen 1773 alle Nachdrucker, also nicht nur den Handel mit 
Nachdrucken, konsequent von der Teilnahme an der Leipziger Messe aus. Die von 
der Messe Verbannten wollten mit dem Hanauer Bücherumschlag einen alternativen 
Messeplatz für Nachdrucke etablieren, der jedoch wenig Erfolg hatte, da das Interes- 
se mangels Neuerscheinungen gering war. Währenddessen strömten vor allem über 
Nürnberg die Nachdrucke nach Preußen und Sachsen, so dass auch dort trotz Verbots 
die geschmuggelten Nachdrucke gang und gäbe waren. Durch eine Vielzahl von nicht 
ausgebildeten Neueinsteigern, die an den Gewinnen partizipieren wollten, wurde der 
gesamte Handel unruhiger. Die etablierten Buchhändlern beklagten sich über irregulä- 
re Verkaufsmethoden, Methoden, die etwa Fritsch im 17. Jahrhundert festgestellt hatte. 
Es waren die nämlichen Vorwürfe (und Beschimpfungen), die von Zunftmitgliedern 
über die Pfuscher geäußert wurden. Birnbaum sprach 1732 über eine Seite hinweg 
von den ungelernten Afterbuchhändlern, tollkühnen Entrepreneurs oder herren- und 
ehrlosen Lakaien.’? Die Ungeheuerlichkeit, Vogel nennt es »Verwilderung«,”* äußerte 
sich beispielsweise darin, dass in Geldverlegenheit geratene Buchhändler ihren zu 
großen Vorrat an Büchern versteigerten und damit das Preisgefüge in Unordnung 
brachten, indem »die plötzlich auf den literarischen Markt geschleuderten Büchermassen 
dem regelmässigen Absatze nachtheilig waren«.” 

Die Zeit der Spaltung dauerte vom Ende des Siebenjährigen Krieg bis etwa 1790.7° 
Ohne Nachdruckverbot konnten sich die Großverleger nicht gegen die Interessen der 


7°” Reich führte 1765 eine Art Selbstverpflichtung mit über fünfzig Verlegern ein, nach der »kein Buch- 
händler einem andern etwas nachdrucken, oder auch Nachdrücke debitieren sollte«. Bei einem Verstoß 
sollte als Strafe dem Nachdrucker das beste Buch, das er hat, zur revange, nachgedruckt und der Erlös 
demjenigen ausgezahlt werden, dessen Buch zuerst nachgedruckt wurde, vgl. REICH, Erstes Grundgesetz, 
S. 6, sowie WILCKE, Der gerechtfertigte Nachdrucker, S. 36. In Deutschland war Reich der aktivste aller 
Originalverleger, derjenige, der den größten wirtschaftlichen Vorteil aus dem Verbot des Nachdrucks 
ziehen konnte. Er übersetzte die Schrift Linguets (LINGUET, Privileges en Librairie), veranlasste die Schrift 
Pütters (PÜTTER, Büchernachdruck) und veröffentlichte Feders Abhandlung über die Unrechtmäßigkeit 
des Nachdrucks (FEDER, Neuer Versuch einer Darstellung; FEDER, Verlagseigenthum; FEDER, Anhang zur 
Abhandlung vom Verlagseigenthum). 

73 KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 174-176. Auktionen wurden von den Niederländern im 17. Jahr- 
hundert eingeführt, waren um 1730 in Leipzig anzutreffen und ließen sich genauso in Großbritannien 
feststellen. Swift hielt 1711 fest, dass er in einer Bücherlotterie zwar ein halbes Dutzend Bücher gewonnen 
habe, angesichts der Loskosten von insgesamt 4 £ 7 s. aufs Ganze gesehen aber verloren habe; ROBERTS, 
History of English Bookselling, S 93 f. In Großbritannien beruhte der Großhandel im 18. Jahrhundert 
ebenso auf dem Auktionssystem. Nicht nur das Copyright (oder Anteile daran) wurde versteigert, genauso 
wurden Bücher in Auktionen verramscht und Titelblätter bei schwer verkäuflichen Büchern ausgetauscht; 
vgl. etwa SHER, Enlightenment & Book., S. 89, zu dem führenden Verleger Murray. 

7% VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 115. 

75° KIRCHHOFF, Buchhandel Ba. 2, S. 176 f. Neben Versteigerungen gab es auch Bücherlotterien. 

76 WITTMANN, Buchhandel, S. 127-131, 142. 
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Einzelhändler und Kunden durchsetzen, da diese auf alternative Nachdrucke auswi- 
chen. Solange die Verleger ihre Verlagsprodukte nur zu hohen Preisen anboten, hatten 
die Nachdrucker leichtes Spiel. Sie konnten mit günstigen Ausgaben eine andere Kund- 
schaft erreichen. Die Nachdrucker hatten einen neuen Absatzmarkt erschlossen und 
eine Marktlücke geschlossen, indem sie Bücher für den damaligen Mittelstand anbo- 
ten, also Bücher, die in das Budget der Akademiker, Studenten, Gewerbetreibenden 
oder mittleren Beamten passten. Jedoch reagierten die Originalverleger: Ein Nachdru- 
cker brachte ein Buch nur auf den Markt, wenn er davon ausging, er könne das Buch 
mit Gewinn verkaufen. Wenn der Nachdrucker aber mit Gewinn anbieten konnte, 
dann konnten das die besser organisierten Großverleger erst recht. Also brachten sie 
ebenfalls billigere Bücher auf den Markt und konnten so den Absatzmarkt der Nach- 
drucker übernehmen. Auch wenn die Verleger stets das Gegenteil behaupteten: Wenn 
der erste Verleger sich auf den drohenden Wettbewerb einstellte, konnte »fast jede 
Nachdruckerspeculation vom Originalverleger allein ruiniert werden«.’’ 

Auch der Einzelhandel konnte - im Vergleich zum Nettohandel, bei dem der Ein- 
zelhandel das Risiko trug - bessere Konditionen gegenüber den Originalverlegern 
durchsetzen. Die Nürnberger Schlußnahme 1788, ein Katalog von Forderungen der 
süddeutschen und Schweizer Buchhändler, stellte den ersten Ansatz zur Diskussion 
der neuen Handelsform dar, der zur Grundlage des Konditionenhandels wurde. Zum 
einen erhöhten gegen 1800 die Verleger den Rabatt im Großhandel wieder auf ein 
Drittel, zum anderen änderten sie ihr Vertriebssystem und führten nach und nach den 
Konditionenhandel mit dem noch heute üblichen Remissionsrecht ein. Die Händler be- 
kamen die Möglichkeit, unverkaufte Exemplare gegen volle Gutschrift an den Verleger 
zurückzugeben (zu remittieren).7® 

Es war ein verworrener und auf unterschiedlichen Ebenen und mit vielen Mitteln 
geführter Kampf der Originalverleger, der Nachdrucker, des Sortimentsbuchhandels 
und der Autoren um die Verteilung der Erlöse aus dem Buchhandel. Gewinner waren 
in erster Linie das Publikum und die Autoren: Das Publikum, weil die Buchpreise 
bis zur Einführung eines durchsetzbaren Urheberrechts im 19. Jahrhundert niedrig 
blieben, die Autoren, weil ihre Honorar sich deutlich erhöhte und ihre Werke zugleich 
eine weite Verbreitung fanden. Verloren haben vor allem die Nachdrucker, denn durch 
geschickte Geschäftspolitik konnten die Originalverleger von den Nachdruckern den 
Markt für günstige Schriften übernehmen. 

Von einer allgemeinen Verurteilung des Nachdrucks in dieser Zeit kann man nicht 
sprechen. In der Sekundärliteratur wird zwar eher der gegenteilige Eindruck vermit- 
telt??; nicht mitgezählt wurden bei der Ermittlung der allgemeinen Meinung offenbar: 


77_ MUQUARDT, Das literarische Eigenthumsrecht, S. 13. 
78 [ORCK, Herstellung von Druckwerken, 5.75. 
79 Im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts, so VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, Sp. 60-62, ging der Streit 
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ı. das Publikum, weil es nur an billigen Büchern interessiert war, 2. die Schriftsteller, 
weil sie über die billigen Nachdrucke ihre Werke in viel größerem Ausmaß verbreiten 
konnten, und 3. die Staaten, die eine Nachdruckpolitik verfolgten, weil sie nur ihre 
eigene Wirtschaft fördern wollten. Das Publikum kaufte die billigeren Nachdrucke 
und nutzte günstigere Preise. Unter den um 1790 rund 6000 deutschen Schriftstellern 
gab es insgesamt wohl kaum fünfzig, die sich in der Öffentlichkeit engagiert gegen den 
Nachdruck wandten. Selbst die bekannten Schriften Thurneysens (1738) und Pütters 
(1774) sahen den Nachdruck in Ausnahmefällen als zulässig an, insbesondere dann, 
wenn dadurch keiner Schaden erlitt oder ein öffentliches Interesse am Nachdruck 
bestand.®° Maria Theresia und Friedrich II. äußerten um 1750 die Überzeugung, dass 
Nachdruck dem eigenen Staat nützlich sein kann; protegiert wurde allenfalls die in- 
ländische Produktion. Von einem Konsens auch nur hinsichtlich einer moralischen 
Verwerflichkeit des Nachdrucks kann man auch am Ende des 18. Jahrhunderts noch 
nicht sprechen. Im Gegenteil, in Bamberg, Baden und Württemberg wurde der Nach- 
druck weiterhin toleriert oder sogar gefördert. Für Österreich, das eine regelrechte 
Nachdruckpolitik verfolgte,®? verfügte Metternich erst 1829, dass die Zensurbehörde 
keine Druckerlaubnis für im Ausland verlegte Werke mehr an inländische Verleger 
erteilen solle.% 
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Für die Zerschlagung eines Monopols bedarf es in einer freien Wirtschaft normalerwei- 
se keiner Begründung, denn der Wettbewerb ist die Geschäftsgrundlage des Systems. 
Für die Durchsetzung des gegenteiligen Begehrens der deutschen Verleger nach einem 
wirksamen Verlagseigentum war eine ausführliche Begründung erforderlich. 

Der von Reich, Reimarus und Pütter ausgehende Disput war eine der ältesten öko- 


nicht mehr ernsthaft um Rechtfertigung oder Verbot des Nachdrucks. Es soll auch unter den Nachdruckern 
kaum noch jemand gegeben haben, der seine Tätigkeit für juristisch legitimiert hielt. 

8° Zu Ihurneysen PÜTTER, Büchernachdruck, S. 40; REHBINDER, Schweizer Urheberrecht, S. 69. 

81 GIESEKE, Privileg, S. 183-187. 

®? Österreich etwa musste über längere Zeit das Dreifache von dem importieren, was es exportieren 
konnte. Maria Theresia und Joseph II. förderten die inländischen Nachdrucker. Der bekannteste Nachdru- 
cker war Johann 'Ihomas Edler von Trattner, der, ab 1751 vom Habsburger Hof mit diversen Privilegien 
(etwa Druck der Hofarbeiten, Schriftgießerei) für Österreich und die erbländischen Provinzen und finan- 
ziellen Zuschüssen in beträchtlicher Höhe ausgestattet, eine beeindruckende Offizin mit Buchdruckerei, 
Buchbinderei, Schriftgießerei, Schriftschneiderei, Kupferstecherei und Kupferdruckerei in Wien errichtet 
hatte; vgl. GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 6 f. Ab 1740, Beginn der Regentschaft Maria Theresias, erhielten die 
deutschen Verleger für die habsburger Erblande keine Privilegien mehr; KOHLMAIER, Verlag Schrämbl, 
S. 14, und Joseph II. erlaubte 1781 den Nachdruck ausländischer (nicht-österreichischer) Schriften in den 
Erblanden ausdrücklich; WuRM, Ausländischer Nachdruck, S. 246 f. 

#3 DÖLEMEYER, Wege der Rechtsvereinheitlichung, S. 75 f., GIESEKE, Privileg, S. 186, 194 f. 
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nomischen Analysen des Urheberrechts, die die bis heute geltenden ökonomischen 
Annahmen zum Zweck des geistige Eigentums aus wirtschaftlicher Sicht wiederga- 
ben, insbesondere die unterschiedlichen Kosten des Originalverlegers und des Nach- 
druckers, die Internalisierung der externen Effekte oder den Anreiz zur Schaffung 
neuer Werke. Die Annahmen über die Produktion und den Verkauf der Bücher und 
die Begründung für das Immaterialgüterrecht sind trotz des zeitlichen Abstands und 
der unterschiedlichen Güter und Märkte seit dem späten 18. Jahrhundert bis heute in 
den Grundzügen unverändert geblieben. In der ökonomischen Theorie des geistigen 
Eigentums werden modernere Begriffe verwendet und wissenschaftliche Methoden an- 
gewandt, es sind jedoch kaum substantiell neue Erkenntnisse hinzugekommen. Früher 
sagte man, die Bücher kommen in die Hände der gemeinsten Leute, heute bezeichnet 
man das Gegenteil als Wohlfahrtsverlust.* 

Sie waren aber auch nicht neu. Unternehmer verdienen bei hohen Preisen in der 
Regel mehr und erklären »natürlicherweise« die hohen Preise als nützlich für die Pro- 
duktion, wie Smith? beobachtete. Der Augsburger Stadtschreiber Conrad Peutinger hat 
nicht nur das erste im Wortlaut überlieferte Buchprivileg des Kaisers erhalten, sondern 
1530 auch eine ähnliche Argumentation für den Augsburger Reichstag im Hinblick auf 
den Gewürz- und Metallhandel zusammengestellt:?° Es ginge nicht um die angeblichen 
Vorteile der Kaufleute, sondern um den Wohlstand der Nation, denn die Monopole 
würden erst die unternehmerische Tätigkeit erlauben, zahllose Arbeitsplätze schaffen 
und so das Nationalprodukt steigern. Durch die höheren Gewinne würde sich die 
Bergbaulust zum Wohle des Volks vermehren, dies nicht zum Nachteil der Handwerker, 
denn diese könnten die höheren Preise an die Kunden weitergeben. Bergwerksmo- 
nopole seien von größtem Nutzen, denn nur so könnten die aufwändigen Projekte 
unterhalten werden. Würde man dem Begehren der Reichsstände auf Beschränkung 
der Macht der Unternehmer nachgeben, wären die Auswirkungen auf die deutsche 
Wirtschaft katastrophal, denn schließlich habe man es im Fernhandel mit Ausländern 
zu tun, die nicht an entsprechende Regelungen gebunden wären. In Deutschland sei 
außerdem überhaupt kein Monopol möglich, da hierfür ein einzelnes Unternehmen 


84 So weist TIETZEL, Literaturökonomik, S. II (Vorwort), daraufhin, dass den Autoren die »Marktformen 
und ihr Einfluß auf die Preisbildung, Probleme der Regulierung der Märkte, die Eigenschaften von Kollektiv- 
gütern oder die Wirkungen der Zuschreibung und Spezifizierung von Verfügungsrechten (property rights) 
vollkommen geläufig« waren. Fritz Machlup meint, dass der Kameralist Pütter den meisten Vertretern des 
Urheberrechts um zwei Jahrhunderte voraus war, da diese sich auf die naive Frage beschränkt hätten, ob 
das Recht der Autoren sich auf zehn, dreißig oder fünfzig Jahre oder noch längere Zeit erstrecken sollte, 
um den Produzenten von Literatur auf Kosten der Konsumenten ihren gerechten Lohn zu sichern; vgl. 
Machlup im Geleitwort zu Prost, Ökonomische Theorie des Buches, S. 10. 

85 SMITH, Wealth of Nations, S. 101. 

5° HÖFFNER, Wirtschaftsethik, S. 57-59; BAUER, Peutinger, S. 219; NEHLSEN-VON STRYK, Peutingers 
Monopolgutachten, S. 2 f. 
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alle Güter in eine Hand bekommen müsse, was jedoch nicht der Fall wäre, denn Ge- 
würze und Bergwerke gebe es in der ganzen Welt. Allerdings blieb Peutinger mit 
seinem Lob des Eigennutzes lange Zeit allein,®® auch wenn die Monopole der Kauf- 
leute, die zuvor die Wahl Karls V. finanziert hatten, nicht gekippt wurden. In einem 
Gutachten aus dem Jahr 1518 hieß es bereits, das Monopol sei »auf ein christenliche 
ursache gebauet«, denn es werde damit ja gemeiner und nicht Eigennutz gesucht, ginge 
es doch um den Erhalt der Armen, die ohne »sperrung und steigerung« noch ärmer 
wären. Schließlich arbeiteten 100 000 Menschen im Bergbau. Fuhrleute, Wirtsleute, 
Bürger, Bauern, Handwerke, Fürsten und andere Herren zögen großen Nutzen aus dem 
Bergbau, der ohne Monopol zum Erliegen käme. Wieso die Kaufleute sich allerdings 
mit Millionenbeträge überboten, um an einträgliche Monopole zu kommen, wurde von 
Peutinger nicht erklärt. Karl V. ordnete, um den »gemeinen nutz noch mer zu furdern«, 
im Toledoaner Mandat (13. Mai 1525) an, dass die exklusiven Erzkontrakte nicht mehr 
»monopolia genent, gehaißen oder dafur gehalten« werden durften.?? So wurde mittels 
Begriffsdefinition bestimmt, dass es sich um keine schädlichen Instrumente handele. 

Auch in der schriftlichen Debatte über den Nachdruck wurden die wesentlichen Pro- 
bleme über die Antagonisten geistiges Eigentum und Wettbewerb und deren Folgen für 
die Produktion neuer Werke, Entlohnung der Autoren und Vorteil der Konsumenten 
angesprochen. Die aus Sicht der modernen Wirtschaftswissenschaften entscheidenden 
Punkte kamen klar zum Ausdruck: Es sind die Interessen des Autors an einer Vergütung, 
damit er überhaupt ein Werk schreibt. Die Originalverleger können den Autor nur 
dann bezahlen, wenn ihre Ausgaben über den Markt entgolten werden. Die Nachfrager 
müssen gezwungen werden, einen Beitrag zur Herstellung des Werkes zu leisten. Die 
künstliche Verknappung des frei nutzbaren Gutes durch zwingende Konzentration der 
Nachfrage auf den Rechtsinhaber soll also die Vergütung der Urheber sicherstellen 
und damit einem Mehr an Gütern dienen. 


#7 Anschaulich zum Pfefferhandel Faıke et al., August von Sachsen, S. 307-321, der den gescheiterten 
Versuch des Kurfürsten von Sachsen schildert, den Pfefferhandel zu kontrollieren. Über einen Vertrag 
mit dem portugiesischen König sollte der gesamte christliche Absatzmarkt in drei Teile aufgeteilt werden, 
in denen jeweils eine Handelsgesellschaft Monopolist sein sollte. 

°® Das Lob des Eigennutzes im Rahmen der Verteidigung der Monopole zum Inbegriff moderner 
ethischer Grundvorstellungen in die Nähe von Adam Smith zu stellen, so SCHULZE, Wagnis der Individua- 
lisierung, S. 276, ist bereits im Ansatz verfehlt. Es war Interessentenliteratur, wie HÖFFNER, Wirtschaftsethik, 
S. 56, sie bezeichnete. Peutinger sprach sich gegen Preistaxen bei den von den großen Handelsfirmen 
vertriebenen Waren aus, hielt sie aber bei Grundnahrungsmitteln und Handelsgütern wie Tuche und 
Leder für angezeigt. 

89 STRIEDER, Geschichte kapitalistischer Organisationsformen, S. 300, 379, 82, hält das Mandat Karls V. für 
die erste staatliche Durchbrechung der Forderung nach einem gerechten Preis. Den Monopolisten wurde 
ausdrücklich das Recht zugestanden, ihre Erze zu dem höchsten Preis zu verkaufen, den sie erhalten 
konnten. Neu war die Begründung (nicht die Maßnahme) mit dem Allgemeinwohl, der deutschen 
Volkswirtschaft oder dem Hinweis, es würde sich in der Hauptsache um Luxusgüter handeln. 


340 6 Das Buch, sein Geistiges 


Abbildung 6.2: Originalverleger und Nachdrucker 
ohne Nachdruckverbot Nachdrucker Originaldrucker 


Ze kein Autorenhonorar Autorenhonorar 


kein Honorar keine neuen Bücher selektiver Nachdruck zeitlicher Vorsprung 


1814 stellte Luden?® zwei Forderungen auf. Die erste Forderung lautete, dass keiner 
davon ausgeschlossen sein sollte, seinen Geist durch Lektüre zu reizen und zu stärken. 
Die zweite Forderung, dass jeder, dessen Geist sich regt, von seinem Volk dasjenige 
erhalten solle, was er bedarf, um sich frei zu entwickeln und zu bilden, damit er mit 
seinem Tun fortfahren könne. Wenn der Nachdruck erlaubt sei, werde die erste Forde- 
rung erfüllt, weil der Wettbewerb die Preise niedrig halte. Wenn aber der Schriftsteller 
nicht empfange, was ihm gehöre, »so wird der Geist unterdrückt und abgehalten von 
neuem Wirken für Volk und Vaterland.« Ohne Honorar schreiben die Autoren weniger 
oder keine Bücher. Die Forderungen seien miteinander verbunden, »gewisser Maßen 
eins; ohne die Erfüllung der zweiten, kann die erste nie in Erfüllung gehen.« 

Die zu Beginn des Streits erschienenen Beiträge Klopstocks, des für die Weidemann- 
sche Buchhandlung in Leipzig tätigen Verlegers Reich?' und des Hamburger Arztes 
Reimarus?” waren kaum für eine allgemeine Regelung geeignet. Sie drehten sich in 
erster Linie um Klopstocks Vorschlag eines Subskriptionsmodells in Verbindung mit 
dem Selbstverlag.?? Klopstocks Vorstoß war insofern interessant, da er die bis dahin 
bestehende Symbiose von Autor und Verleger, deren gemeinsame Grundlage vom 
Nachdrucker untergraben wurde, aufbrechen wollte.?* Die auf das Selbstverlagsprojekt 


9° LUDEN, Freier Geistes-Verkehr, S. 349 f., 358 f. 

9! REICH, Zufällige Gedanken; sowie REICH, Der Bücher-Verlag. 

°* REIMARUS, Der Bücherverlag. Er war nicht nur der Arzt, der die Pockenimpfungen in Hamburg 
einführte und dem von Benjamin Franklin erfundenen Blitzableiter durch seine Schriften in Europa den 
Weg ebnete, sondern auch aktiver Autor. 

°° Über Klopstocks Gelehrtenrepublik und das Missfallen des Werks beim Publikum berichtete u. a. 
GOETHE, Dichtung und Wahrheit im zwölften Buch. Neben Klopstock, der mit seinem Subskriptionswerk 
DIE GELEHRTE REPUBLIK wenig Erfolg hatte, verlegte Wieland ab 1773 die Zeitschrift TEUTSCHER MERKUR, 
eine der auflagenstärksten und langlebendsten Zeitschriften des 18. Jahrhunderts. Wieland orientierte sich 
bei der vierteljährlich erscheinenden Zeitschrift am französischen Merkur (Mercure de France), mit dem 
er in der Vorrede des Herausgebers, Band ı (1773), den teutschen Merkur verglich. Darin veröffentlichte er 
unter anderem auch seine Werke als Fortsetzungsromane, etwa die GESCHICHTE DER ABDERITEN von 
1774-1780. Auch Schillers RÄUBER erschien zuerst im Selbstverlag. 

°* Rund fünfzig Jahre zuvor (1715/16) hatte bereits Leibniz eine Subskriptionsgesellschaft vorgeschlagen, 
die sich ausdrücklich gegen die Buchhändler richtete, allerdings weniger aus finanziellen, denn aus 
qualitativen Gesichtspunkten, da die Habgier der Verleger zu zahllosen schlechten und schädlichen 
Büchern führen würde. Die Subskriptionsgesellschaft sollte nur die Qualität der Bücher, nicht deren 
Verkäuflichkeit als Maßstab für die Veröffentlichung heranziehen; vgl. STEINER, Autorenhonorar, $. 334; 
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Klopstocks folgende Diskussion fand allerdings vor dem Hintergrund statt, dass damit 
das Verlagseigentum begründet werden sollte, während Klopstock den Autoren das 
Eigentum an ihren Schriften sichern wollte: »Denn jetzt sind sie dies nur dem Scheine 
nach; die Buchhändler sind die wirklichen Eigenthümer [...]«.” 

Reich, der im Selbstverlag einen Versuch sah, den Buchhandel zu zerstören, ant- 
wortete mit einer Darstellung der Leistungen, Mühen, wirtschaftlichen Risiken und 
erforderlichen Kenntnisse der Buchhändler bei der Herstellung, insbesondere aber 
bei der Distribution der Bücher, die er als »Fahrzeuge unserer Ideen, unseres Witzes 
und unseres Geschmackes« beschrieb.?° Die Leistungen der Buchhändler seien - gerade 
im zersplitterten Deutschland, dem er ausländische Zentren wie Paris und London 
gegenüberstellte - keineswegs bloße Nebenprodukte bei der Verbreitung der Wissen- 
schaft und Künste. Die Produktion sowie der Aufbau und die Pflege des Vertriebs seien 
beachtens- und schützenswerte Leistungen. Eine bessere Honorierung der Schriftsteller, 
wie von Klopstock beabsichtigt, könnte durch ein allgemeines Verbot des Nachdrucks 
erreicht werden, das reichsweit gelten müsse, denn die Buchhändler aller Provinzen 
Deutschlands würden nur in einer Republik leben.?” Nachdruck wie auch der Verkauf 
erworbener Nachdrucke sei nicht der rechte Weg, Künste und Wissenschaften auszu- 
breiten, denn gute Sitten würde man nicht durch Rauben und Plündern verbreiten.?® 


6.2.1 Statische Effizienz und Wohlfahrt 


Nachdem Klopstock sich zum Vorteil der Schriftsteller, Reich zu dem der Buchhändler 
geäußert hatten, wollte Reimarus zum Vorteil des Publikums schreiben.?? Reimarus 
verwarf wie Reich das Subskriptionsmodell als ungeeignet und ging sodann auf die 
Nachdruckproblematik ein. Darf man ein Buch nicht übersetzen, abschreiben oder ab- 
drucken lassen, oder ist gar das Ausleihen verboten? frug er.'°° Reimarus argumentierte 
rein marktwirtschaftlich: Autoren als Selbstverleger wie Buchhändler seien Verkäufer, 
die den argen Concurrenten, den Nachdrucker ausbannen wollten, während das Publi- 


GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 129-131. 1668 hatte Leibniz eine Reform für den gelehrten Buchhandel und die 
Herausgabe der Zeitschrift über die aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen nach englischem 
und französischem Vorbild geplant; vgl. GOLDFRIEDRICH, Bd. 2, S. 33-39. 

> Zitat nach Bosse, Autorschaft, S. 37-40. 

9° REICH, Zufällige Gedanken, S. 3, 8 £. 

97 REICH, Zufällige Gedanken, S. 25, 28. Die Annahme von Vec, Weltverträge für Weltliteratur, S. 113, ein 
»Verrechtlichungsbedürfnis« für die internationale Anerkennung sei »in den wissenschaftlichen Lehrbüchern 
und Traktaten nicht auszumachen«, ist unscharf. Das Problem war so selbstverständlich, dass es keiner 
besonderen Erwähnung bedurfte. Dass in Zeiten der regelmäßigen Kriege und staatlich legitimierten 
Freibeuter internationale Verträge kaum praktische Bedeutung hatten, ist nicht erstaunlich. 

98 REICH, Zufällige Gedanken, S. 27. 

9% REIMARUS, Der Bücherverlag, S. 2. Auf dem Titelblatt steht der Grundsatz: »Audiatur et altera pars«. 

"0° REIMARUS, Der Bücherverlag, S. 19. 
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kum sich dieses verbitte, weil es die Käufer repräsentiere. Die gänzliche Aufhebung 
alles Mitwerbens würde viel größeres Übel stiften als die Missachtung der sozialen 
Pflichten von Rechtschaffenheit und Wohlwollen. Nur die Konkurrenz durch den Nach- 
drucker würde die Erstverleger daran hindern, bei beliebten Werken überhöhte Preise 
zu verlangen, oder sie veranlassen, schlechten und fehlerhaften Druck zu korrigieren. 

Wenn die Ausbreitung von Wissenschaften in einem Land gefördert werden solle, 
müssten die Bücher für den Käufer leicht und günstig zu erwerben sein.'?' So sei es 
den Holländern zu verdanken, dass die französischen Schriften überhaupt zu einem 
erschwinglichen Preis erhältlich seien und man sich nicht mit mangelhaften Überset- 
zungen begnügen müsse. Monopolpreise, hohe Transportkosten'°* oder ein schlechter 
Vertrieb des Verlegers in einer Region würden den Zugang zu den Werken verhindern 
— der Nachdruck leiste Abhilfe. Während Reich von einer Republik der Buchhändler 
sprach und damit den deutschsprachigen Raum als einen einheitlichen Absatzmarkt 
meinte, fragte Reimarus, ob eine Landesobrigkeit ihren Untertanen den Vorteil günsti- 
ger Bücher verwehren solle, um Monopolisten zu begünstigen. Die Erfahrung habe 
gezeigt, dass ein Monopol zu schlechter Ware und hohen Preisen führe. Wenn das Preis- 
Leistungs-Verhältnis stimme, sei kein zusätzliches Recht erforderlich: »Gute Waare für 
einen billigen Preis zu liefern ist das beste Privilegium.«'°? 

Die besonderen Kosten, die der Verleger als Folge des Erstdrucks hätte,'°* würden 
durch die Möglichkeit, als erster liefern zu können, und durch ein größeres Vertrauen 
der Käufer ausgeglichen. Reimarus kam zu dem Ergebnis, der Schaden, den ein Ver- 
leger durch den Konkurrenten erleide, liege darin, dass er sein Buch nicht viel teurer 
verkaufen könne als der Nachdrucker. Nur in einer Hinsicht habe er keine Antwort, 
nämlich wie seine Mitschriftsteller hohe Honorare erhalten könnten." 


"9% KnIGGE, Bücher-Nachdruck., S. 24, stellte die günstigen Preise in den Vordergrund: »/[...] sollte 
Der darum nicht schreiben, weil er ahndet, sein Verleger werde ihm einige Thaler weniger für den Bogen 
bieten, aus Furcht vor dem Nachdrucke? Gewiß nicht! auch lehret uns die Erfahrung, daß, seit dem die 
Nachdrucker-Bübery im Gange ist, sogar mehr und bessere Werke in Teutschland erschienen sind, als vorher; 
wovon aber freylich die Ursache nicht in dem Nachdrucke selber liegt. Von einer andern Seite hindert [...] 
der Nachdrucker den Buchhändler, auf seine Waare einen willkürlich übertrieben Preis zu setzen, und das ist 
der Vorteil für den Käufer. Die höchst wohlfeilen Nachdrücke bringen Bücher, die ausserdem nur von reichen 
Leuten gekauft und gelesen werden würden, in die Hände ärmerer Classen, und befördern also die Cultur.« 

"9° WILCKE, Der gerechtfertigte Nachdrucker, S. 10, schrieb, dass er unter Berücksichtigung der Trans- 
portkosten nach Wien mit dem Verkauf der Bücher der Leipziger Verleger Verlust erleiden würde. Die 
Transportkosten würden ı7 Prozent betragen, die Leipziger Buchhändler hätten ihm aber nur einen 
Buchhandelsnachlass von 16 Prozent eingeräumt. Tatsächlich dürfte die Höhe der Transportkosten weit 
übertrieben gewesen sein und eher ein Viertel dessen betragen haben, was Wilcke angab. 

‘93 REIMARUS, Der Bücherverlag, S. 29. 

'%* Ohne das Honorar des Autors sind die Kosten des Verlegers und des Nachdruckers bei gleicher 
Qualität praktisch gleich, vgl. KRAUSE, Büchernachdruck (1783), S. 420. WILCKE, Der gerechtfertigte 
Nachdrucker, S. 23. 

"05 REIMARUS, Der Bücherverlag, S. 32. Tatsächlich verdienten die Autoren mit Urheberrecht nicht mehr. 
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Die Argumentation Reimarus’ mit seiner antimonopolistischen Haltung ist zunächst 
durchaus schlüssig, fordert er doch den Wettbewerb zwischen den Verlegern, also den- 
jenigen, die eine austauschbare Leistung erbringen. Er argumentiert ökonomisch nach 
marktwirtschaftlichen Prinzipien: Wer die bessere Leistung erbringt oder günstiger 
anbietet, dem gebührt der Erfolg.'°° Allerdings scheint unter diesen Bedingungen für 
denjenigen, der die einzigartige Leistung erbringt, das ist der Autor, kein Honorar mög- 
lich. Die beim Publikum erfolgreichen Autoren, von deren Werken mehrere Auflagen 
abgesetzt wurden, bekamen ebenfalls ein nach Druckbogen bemessenes Honorar, und 
der Verleger musste hoffen, dass er die Kosten für das Honorar durch den zeitlichen 
Vorsprung gegenüber dem Nachdrucker erlöste. 


6.2.2 Internalisierung externer Effekte 


Reich antwortete im gleichen Jahr auf Reimarus und brachte die Vorstellung der füh- 
renden Verleger, wie es ihrer Meinung nach sein sollte, zum Ausdruck. Der innere 
Wert eines Buchs sei der Geist des Verfassers; das Produkt des Geistes sei »eine Waare, 
als jede materielle mit Händen verarbeitete«'” und damit auch eigentumsfähig. Die- 
ses Eigentum könne der Verleger vom Autor erwerben. Es sei schon zu Zeiten der 
Griechen und Römer so gewesen, die Handschriften erwarben, handschriftlich haben 
kopieren lassen und die Bücher verkauft hätten; »und wenn von einem Privatus eines 
abgeschrieben worden, so war der Schade nicht so groß als jetzt bey einem Nachdrucke, 
wo der Nachdrucker in kurzem viele tausend verfertigen und in der Welt zerstreuen kann.« 
Bilder dürfe man kopieren, eine neue Maschine nachbauen, weil diese ihren Wert nicht 
verlören, wenn hunderttausend Kopien davon gemacht würden. Bei einem Buchhänd- 
ler hingegen läge der Vorteil des einen Buchs auf der Menge der Exemplare, »die alle 
Eins und dasselbe sind.«'°® Sofern der Nachdruck nicht unterbunden werde, könne der 
Autor nicht entlohnt werden und neue, verbesserte Auflagen seien nicht möglich, da 
hierfür der Autor eine Bezahlung erwarte, die aber angesichts des Nachdrucks nicht 
geleistet werden könne.'°? 

Das von Reich genannte Entgelt für verbesserte oder vermehrte Auflagen war der 
erste Ansatzpunkt für den Wandel der Honorierung vom pauschalen Verkauf aller 


Wieland erhielt um 1785 ein Bogenhonorar von 15 Taler. 16 Taler, die Theodor Fontane rund 90 Jahre 
später bei einem um ein Vielfaches größeren Absatzmarkt bekam, waren gewiss nicht mehr. Um 1800 
erhielt ein lyrischer Autor vielleicht fünf Taler für einen Bogen, mit Urheberrecht ab 1850 überhaupt kein 
Honorar mehr. 

'°° Wie der Nachdruck die Verleger zu einem möglichst wirtschaftlichen Handeln zwingt, beschrieb 
bspw. KnIGGE, Bücher-Nachdruck., S. 20 ff. 

‘77 REICH, Der Bücher-Verlag, S. 4. 

108 ReıcH, Der Bücher-Verlag, S. 8-12. 

"99 REICH, Der Bücher-Verlag, S. 17. 
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Rechte hin zur Honorierung einzelner Auflagen. Wenn die Autoren Verbesserungen 
oder Ergänzungen an neuen Auflagen vornahmen, so war dies mit Arbeit des Autors 
verbunden, die gesondert honoriert wurde. Ein besonderes Honorar für unveränderte 
Neuauflagen war Mitte des 18. Jahrhunderts der Ausnahmefall und beruhte oft auf 
einer unverbindlichen Anerkennung seitens des Verlegers.'° 

Zacharias Becker, dessen NOTH- UND HÜLFBÜCHLEIN äußerst erfolgreich bis in die 
armen Schichten auf dem Land verbreitet war und oft nachgedruckt wurde, führte 
1789 aus, dass es bei jedem anderen Handel üblich sei, dass die bessere Ware für einen 
höheren Preis veräußert werde und der Staat diesen Anspruch schütze. Dies sei jedoch 
im Buchhandel anders, denn dort sei für den Autor der herkömmliche, gleichförmige 
Bogenpreis ohne Rücksicht auf den inneren Wert eines Buchs maßgeblich, so dass das 
gute und das schlechte Buch gleich bezahlt werde. Im Buchhandel könne die bessere 
Ware am verhältnismäßig höheren Absatz erkannt werden. Es sei Aufgabe des Staates, 
dafür zu sorgen, dass der Schriftsteller und sein Zessionar den wahren Wert der Ware 
erhielten und der Nachdruck verboten werde." Für den Schriftsteller bedeutete die 
Bezahlung des wahren Wertes eine Beteiligung am Erfolg - also am Absatz des Werkes 
- in der einfachsten Konstellation ein Neuauflagenhonorar."” 


6.2.3 Das natürliche Monopol des lebenden Autors 


Pütter veröffentlichte 1774 im Auftrag von Reich"? eine umfangreiche Arbeit zu dem 
Problem des Nachdrucks, die Argumente von Reich aufgriff, aber auch zahlreiche 
Informationen zur damaligen Geschichte und Lage des Buchhandels bot. Er unterschied 
zwar zwischen dem »materiellen und geistigen Eigenthume«,"* aber die Autorenrechte 


"° STEINER, Autorenhonorar, S. 183-187. Die Autoren profitierten in diesem Fall nicht vom guten Absatz 
und litten nicht unter schlechten Verkaufszahlen. Dementsprechend gering war die Beteiligung der 
Autoren am Nachdruckstreit. Der Wunsch nach einer finanziellen Beteiligung am Erfolg hat sich im 
prALR niedergeschlagen, da dort die Rechtsverhältnisse zwischen dem Verleger und dem Autor im 
Hinblick auf den unveränderten Nachdruck und die Neuausgabe getrennt und mit unterschiedlichen 
Rechtsfolgen geregelt wurden (Iıı $ ı011 f. ALR). 

"BECKER, Eigenthumsrecht an Geisteswerken. Beckers Werk wurde allerdings im dritten Jahr nach 
Erscheinen bereits in der elften vom Autor autorisierten Auflage gedruckt; GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, $. 288. 

'” Für erfolgreiche Autoren stellte neben der am Absatz eines Werkes orientierten Honorierung die 
Gesamtauflage (gesammelte Werke), die als eine Neuausgabe eingestuft wurde, eine weitere Verwer- 
tungsmöglichkeit für ihr Werk dar. Die Gesamtausgaben galten nicht als unerlaubter Nachdruck der 
Einzelausgaben, auch wenn der erste Verleger alle Werke eines Autors vorher einzeln in seinem Verlag 
übernommen hatte. Wenn der Autor einem anderen Verleger das Recht zum Druck der Gesamtausgabe 
einräumte, war jedoch dieser möglicherweise gegenüber dem ersten Verleger schadensersatzpflichtig, vgl. 
STEINER, Autorenhonorar, S. 56, und das dort zitierte Urteil des sächsischen Oberappelationsgerichts 1795 
über die Gesamtausgabe der Werke Wielands. 

"3 Fn. 130 bei Bosse, Autorschaft, S. 168. 

"4 Krause, Büchernachdruck (1783), S. 415. 
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waren nicht Anlass für die Schrift, sondern die Wettbewerbsbegrenzung durch ein 
Verlagsrecht. Pütter ging von der Verlagsfreiheit aus: Jeder könne im Rahmen der 
Zensur das drucken, was ihm zu drucken beliebt. Er unterschied zwei Gattungen 
des gelehrten Grundstoffs,"? einmal den, zu dem jeder aus natürlicher Freiheit einen 
gleichen Zugang hat, und anderseits den, bei dem ein besonderer Vertrag notwendig 
sei, um ein Recht daran zu erwerben."® 

Dies seien einmal die Handschriften alter Werke, die einer rechtmäßig im Besitz 
hat und an denen »ein jeder aus gleicher natürlicher Freyheit ein solches Werk in Druck 
zu geben gleich nahe berechtigt ist«."” Allerdings muss der Verleger dabei auf eine 
Handschrift zurückgreifen und darf nicht das bereits gedruckte Exemplar des Werkes 
eines anderen verwenden.'? Genauso seien Werke frei, die ein jeder »ohne des anderen 
Abschrift zu gebrauchen, verfertigen kann«, etwa Kalender oder Sammlungen von Texten 
bereits verstorbener Schriftsteller, sowie öffentliche Urkunden, Gesetze, Staatsschriften 
etc."? Anders würde es sich hingegen mit den Werken verhalten, die ein Gelehrter neu 
ausgearbeitet habe und die das erste Mal in Druck kommen. Diese seien »unstreitig 
ein wahres Eigenthum ihres Verfassers, so wie jeder das, was seiner Geschicklichkeit und 
seinem Fleiß sein Daseyn zu danken hat, als sein Eigenthum ansehen kann«.'”° An einem 
solchen Werk könne sich niemand ein Recht anmaßen, es sei denn mit Einwilligung 


"5 Deshalb sprach Krause, Büchernachdruck (1783), S. 415, auch davon, dass Pütter zwischen dem 
materiellen und dem geistigen Eigentum unterscheide. Allerdings vermengten sich in Pütters Schrift 
später wieder das geistige und das körperliche Eigentum. 

46 PüTTER, Büchernachdruck, S. 41. 

47 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 20. 

48 PürTTer, Büchernachdruck, S. 21. Diese Auffassung erinnert an die in $$ 70 f. UrhG geregelten 
Leistungsschutzrechte, indem das Kopieren (Neusetzen) eines gedruckten Exemplars für unzulässig 
erklärt wird, weil wissenschaftliche Arbeit mit der Aufbereitung einer Handschrift verbunden war. Die 
Aufbereitung eines Textes der klassischen Antike war - wenn die Arbeit gut sein sollte - angesichts der 
schwierigen Quellenlage eine mühsame und große Kenntnisse fordernde Aufgabe. Es mussten eine oder - 
als Folge der Fehler, die sich beim Abschreiben eingeschlichen hatten - mehrere Handschriften gefunden 
werden, die dann von Kastigatoren aufbereitet wurden; vgl. Kap, Bd. 1, S. 309-311, der allerdings auch 
darauf hinweist, dass mit den Fortschritten der Reformation die auf den korrekten Text verwandte größere 
Sorgfalt nicht mehr anzutreffen war. 

"9 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 24; ebenso Thurneysen (1738); REHBINDER, Schweizer Urheberrecht, 
S. 69. 

2° PÜTTER, Büchernachdruck, S. 25. Diese Äußerungen Pütters werden als ein bedeutender naturrecht- 
licher Ansatz für das Urheberrecht eingestuft (vgl. etwa SCHACK, Urheber- und Urhebervertragsrecht, 
S. 56, Rn. 99), wobei wir auch hier wieder die schwache Argumentation erkennen. Angesichts eines rund 
zweihundert Seiten langen Textes hätte man bei dieser entscheidenden Frage durchaus mehr erwartet, als 
einen Absatz mit einer bloßen Behauptung. PÜTTER, Büchernachdruck, S. 27, 42 f., gab in seinem Beitrag 
die wesentlichen Ausführungen der englischen Buchhändler wieder, die ihm vermutlich als Blaupause 
dienten. Es wäre erstaunlich, wenn Pütter von den international tätigen Verlegern, wie etwa Reich, mit 
der Argumentationslinie, die die Londoner Verleger vertraten und in Schriften verbreitet hatten, nicht 
vertraut gemacht worden wäre. In der Vorrede wies er darauf hin, dass er nicht abgewartet hätte, wie das 
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des Verfassers, dessen Erben oder derjenigen, die das Recht am Werk erworben hätten. 
Die Autoren oder Erben könnten die Veröffentlichung unterbinden, das Werk selbst 
veröffentlichen oder das Eigentum an der Schrift auf andere, den Verleger, übertragen, 
der daran ein Verlagsrecht erwerbe, das verkehrsfähig und vererbbar sei. 

Pütter knüpfte an das Manuskript an, das der Verleger, wenn er das Buch als erster 
auf den Markt bringen wollte, auf jeden Fall benötigte. Mit Abschluss des Vertrages 
zum Kauf des Manuskripts erwerbe der Verleger jedoch nicht nur das Eigentum am 
körperlichen Manuskript, sondern auch ein Ausschließungsrecht gegen Dritte am 
Text.'”' Das Eigentum am Manuskript gehe auf den Verleger über, der zugleich das 
Verlagsrecht erwerbe.'”” Pütter verglich das Drucken mit anderen Fabriken, etwa der 
Tuchherstellung. So wie der Tuchhersteller den Rohstoff Wolle erwerben müsse, um 
eine Ware anbieten zu können, müsse der Verleger andere Rohstoffe (wozu auch der 
Text, das Manuskript, gehört) erwerben, welches der geistige Rohstoff sei, aus dem ein 
Druck entstehe.'”? Das natürliche Monopol sollte durch eine rechtliche Konstruktion 
bestehen bleiben, auch wenn es in der Wirklichkeit mit der Veröffentlichung endete. 


6.2.4 Mischkalkulation 


Nachdem Pütter mit dem Erwerb des Manuskripts vom Verfasser ein wohlerworbenes 
Verlagsrecht begründet hatte, war die Frage des Nachdruckverbotes zu klären. Hierzu 
legte Pütter dar, dass das Verlegen angesichts unbekannter Absatzzahlen insbesondere 
bei unbekannten Autoren fast jedesmal ein Hasardcontract, ein erlaubtes Glücksspiel, 
sei. Unter 1000 Werken sei kaum eines, das der Verfasser selbst verlegen würde. Wenn 
jeder frei nachdrucken könne, wäre jeder Originaldruck so gefährlich, dass sich »unter 
hunderten nicht einer dazu verstehen würde.«'** 

Durch den drohenden Nachdruck würden die Buchpreise sich erhöhen. weil der 
Verleger die Stückzahl der Auflage mit der Folge deutlich höherer Stückkosten redu- 


britische Parlament auf die Petition der Buchhändler nach der Entscheidung Donaldson v. Becket reagiert 
habe. 

'"* PÜTTER, Büchernachdruck, S. 49 f. 

'”* PÜTTER, Büchernachdruck, S. 23. Aufgrund dieser Verknüpfung von Manuskript mit dem Verlags- 
recht entsteht der Eindruck, Pütter habe nicht zwischen dem Recht am Manuskript und dem geistigen 
Eigentum unterschieden. 

3 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 54; REICH, Der Bücher-Verlag, S. 10. Das »Werk ist nicht nur Produkt, 
sondern« zugleich »ein Produktionsmittel, das dem Verlag zur Vervielfältigung dient«, umschreibt Bosse, 
Autorschaft, S. 141, den Sachverhalt. 

4 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 31. 1709 argumentierten die britischen Buchhändler (Anonym, Rea- 
sons 1709) ebenso und 2004 schreiben die Wirtschaftswissenschaftler JAFFE/LERNER, Innovation and Its 
Discontents, S. 40 f., im Hinblick auf das Patentrecht praktisch das Gleiche: Wenn jederzeit die Herstellung 
von Generika erlaubt sei, wäre die Entwicklung neuer Arzneimittel zu risikoreich: »So nobody would 
undertake such development. And expensive new drugs are better than no new drugs.« 
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ziere. Weil der Nachdruck drohe, so die Argumentation etwa bei Pütter, Bertuch oder 
Becker,” druckten die Verleger nur kleine Auflagen mit hohen Stückkosten. Sie müss- 
ten versuchen, diese Bücher möglichst schnell abzusetzen, um ihren Debit zu erhöhen, 
wie man damals sagte. Werde einem Verleger jeder zehnte Artikel nachgedruckt, so 
müsse er den Verlust durch Erhöhung der Preise bei den anderen neun Titeln wieder 
erwirtschaften.'?° Der Verleger habe den Nachteil, dass er nicht wisse, ob er die erste 
Auflage absetzen könne oder ob er auf so vielen Exemplaren sitzen bleibe, dass nicht 
einmal die Kosten erwirtschaftet würden. Der Originalverleger müsse Verluste bei 
den Büchern, die sich schlecht verkaufen, mit den Gewinnen der Bücher, die sich gut 
verkaufen, ausgleichen.'”” Becker'*® sprach von einem Zirkel: Die Bücher seien teuer, 
weil nachgedruckt werde. Es werde nachgedruckt, weil die Originale teuer seien. 

Dem Argument, der Nachdrucker könne die Ware billiger liefern, begegnete Pütter 
mit dem Argument, dass auch der Hehler günstiger anbieten könne.'”” Der Nach- 
drucker bezahle den Verfasser nicht, hätte keinen Aufwand mit der Korrektur des 
Manuskripts, verwende nicht so gutes Papier etc. und könne demnach das Produkt 
günstiger anbieten.'° Nachdrucker hätten ein deutlich geringeres Risiko, da sie nur 
solche Werke druckten, bei denen aufgrund der Erfahrungen des ersten Verlegers der 
Absatz weitgehend gesichert sei." Pütter entkräftet also das Argument von Reimarus, 
der nur ein konkretes Werk des Verlegers mit dem des Nachdruckers verglich. Die von 
Reimarus in den Raum gestellte Gleichung Buch gleich Buch gelte für die Buchhändler 
nicht, weil man den gesamten Katalog der vom Erstverleger veröffentlichten Werke 
mit dem des Nachdruckers vergleichen müsse. 

Höhere Fixkosten für Honorare und editorische Arbeiten erhöhen die Produktions- 
kosten des Originalverlegers. Der Nachdrucker vermeide jedes Marktrisiko, da er gezielt 


5 BERTUCH, Bücherpreise, S. 191. Das gleiche Argument findet sich bei PÜTTER, Beyträge zum Teutschen 
Staats- und Fürstenrechte, 1777, Göttingen (nach Fritz Machlup - Vorwort - in Prosı, Ökonomische Theorie 
des Buches, S. 10) sowie BECKER, Eigenthumsrecht an Geisteswerken, S. 57. Vgl. auch GOLDFRIEDRICH, Bd. 
3, S. 92. Zustimmend TIETZEL, Literaturökonomik, S. 100, der mit rührendem Optimismus meint, das 
Monopol (Urheberrecht), nicht der Wettbewerb, würde zu günstigeren Büchern führen. 

126 KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. ı91. 

7 Soauch REıcH, Der Bücher-Verlag, S. 17 f, TIETZEL, Literaturökonomik, S. 41. WILCKE, Der gerechtfertig- 
te Nachdrucker, S. 24, hält dem entgegen, dass nach der damals gängigen Praxis ein Verleger üblicherweise 
bereits die Hälfte der ersten Auflage auf der Leipziger Messe an andere Buchhändler verkauft habe, bevor 
überhaupt ein Leser das Buch in den Händen halte. Damit habe der Verleger bei den üblichen Kosten der 
Herstellung bereits Gewinn erwirtschaftet. 

28 BECKER, Eigenthumsrecht an Geisteswerken, S. 151. 

9 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 39. 

° So schon Zedlers Lexikon, Bd. 23, Sp. 69. Die Kosten der Korrektoren haben in etwa o,ı bis 0,5 Taler 
je Bogen betragen, vgl. STEINER, Autorenhonorar, S. 270. 

3" Laut DARNTON, Wissenschaft des Raudrucks, S. 20 f., betrieben die von ihm untersuchten Nachdrucker 
aus Neuchätel, einem seit 1707 unter preußischer Herrschaft stehenden Fürstentum in der Schweiz, in 
Frankreich regelrecht Marktforschung, welches Buch nachgedruckt werden sollte und welches nicht. 
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nur die Markterfolge nachdrucke, so Tietzel:'?* »Beide Effekte zusammengenommen 


versetzten einen Nachdrucker, der sein Geschäft ungestraft betreiben kann, in eine sehr 
vorteilhafte Situation.« Er könne von vornherein eine hohe Auflage einplanen und so in 
der Regel billiger anbieten als der Originalverleger. Angesichts dieser sehr vorteilhaften 
Situation der Nachdrucker liegt es auf der Hand, dass sie erhebliche Gewinne erwirt- 
schaften mussten, während die Originalverleger stets vom Ruin bedroht waren. Nicht 
in das Bild der vom Nachdruck gebeutelten Originalverleger passt allerdings, dass die 
Inhaberin des von Reich geleiteten Verlags Weidemann eine Erbschaft hinterließ, die 
rund 2000 Jahreseinkommen eines Arbeitnehmers entsprach, oder dass Göschen nach 
rund zehn Jahren Selbständigkeit (1797) einen Landsitz erwarb.'? Der Originalverleger 
Reimer verzeichnete in Zeiten der französischen Besetzung und des stark behinderten 
Buchhandels in einem Jahr Privatausgaben von 3500 oder 3700 Taler.'?* Das war mehr, 
als ein einfacher Arbeitnehmer in seinem Leben verdiente. Die meisten Nachdrucker 
waren kleine Verleger, die sich mit den geringen Gewinnen der Billigausgaben über 
Wasser hielten und deren Bücher über Hausierer, Kolporteure, Landpfarrer oder Lehrer 
genau die Bevölkerungsschichten erreichten, die ohne den Nachdruck sich nie ein Buch 
hätten leisten können. Sicher, auch Trattner oder Schmieder verdienten glänzend. Aber 
wieviel entfiel bei Trattner wirklich auf Nachdrucke? Trattner leitete eine ausgezeich- 
nete und große Druckerei, lieferte - teils privilegiert - Schulbücher, Gesangbücher, 
Bibeln; er war Hofdrucker und Originalverleger. 

Als Beleg für die Verteuerung infolge des Nachdrucks führt Tietzel an, dass um 1800 
die höchsten Buchpreise zu verzeichnen gewesen seien." Der Vorteil der Eindämmung 
des Nachdrucks soll sich beispielsweise in Göschens Ausgabe von Wielands Werken 
gezeigt haben, deren billigste Ausgabe jeder Handlungsdiener erwerben können sollte: 


»* 'TIETZEL, Literaturökonomik, S. 158. Die Behauptung, es seien gezielt nur die Markterfolge nachge- 


druckt worden, ist zweifelhaft. Goethes GÖTZ voN BERLICHINGEN war kein Markterfolg, Goethe selbst 
ein unbekannter Autor. Erst die Nachdrucke haben Goethe bekannt gemacht und erheblich zu seiner 
Popularität beigetragen. 

»3 FüsseL, Verlagsgeschichte, S. 103. 

134 REIMER, Passion & Kalkül, S. 31. 

35 'TIETZEL, Literaturökonomik, S. 98, unter Hinweis auf GOLDFRIEDRICH, Bd. 3, S. 96. Die hohen 
Preise betrafen nur die Originalausgaben. Zeigte sich ein Nachdruck, wurde auch der Preis für die 
Originalausgabe in der Regel zügig und deutlich gesenkt. Auch der Ablauf war anders. Die Leipziger 
Verleger hatten ihre Durchschnittspreise von vier bis fünf Groschen für ein Alphabet um 1760, also noch 
vor Beginn des Nachdruckzeitalters, auf 16 gr. vervierfacht. Um 1785 verlangten sie dann 24 bis 36 gr.; vgl. 
WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 75 f. Bei den blanken Bogenpreisen wird oft übersehen, 
dass zu den billigen Büchern auch die entsprechende Qualität gehörte. GOETHE, Dichtung und Wahrheit, 
Tl. ı. ı. Buch, beschrieb die Bücher, die er in seiner Jugend auf Märkten kaufte als »auf das schrecklichste 
Löschpapier fast unleserlich gedruckt«. Die teureren Bücher wurden auf höherwertigem Papier und mit 
besseren Lettern gedruckt und mit Kupferstichen und Vignetten - des Guten möglicherweise zuviel - 
geschmückt; vgl. KIRCHHOFF, Buchhandel Bd. 2, S. 188. 
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Erst jetzt, »in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts« habe sich jeder Bürger Bücher 
leisten können."3° Allerdings stimmen Tietzels Angaben nicht mit der Wirklichkeit 
überein. Tatsächlich waren bereits 1797, also mitten in der Nachdruckzeit, 25 Bände 
der Gesamtausgabe veröffentlicht. Solche »wohlfeilen« Ausgaben wurden von Göschen 
schon vor 1790 gedruckt, aber erst angeboten, wenn sich ein Nachdruck abzeichne- 
te.'7’ Nicht das Urheberrecht war die Ursache für die günstigen Volksausgaben der 
Originalverleger, sondern der drohende Nachdruck. Was sollte die Originalverleger 
hindern, mit dem Ausschließlichkeitsrecht weiterhin auf ihren Gewinn zu schauen 
oder sogar die Preise noch weiter zu erhöhen? Wieso sollte das Nachdruckverbot 
überhaupt zu günstigeren Preisen führen, wenn sich doch die teuren Ausgaben mit 
höheren Gewinnen verkaufen ließen? Es liegt offen zutage, dass die Originalverleger 
das Verbot wollten, damit sie bei ihrer Preisgestaltung nicht durch den Konkurrenten 
unter Druck gesetzt wurden, wohl kaum, um die Preise herabzusetzen. Daran hinderte 
der Nachdruck sie nicht. 

Die Folge eines freien Nachdrucks, so Pütter weiter, wäre, dass eben die Verlage, die 
den weiteren Fortgang der Gelehrsamkeit durch den Druck neuer Werke beförderten, 
unmöglich bestehen könnten,'3® - im Gegensatz zu denjenigen, die Kalender und 
Gesangbücher und dergleichen druckten.'3? 

Nicht zu beanstanden sei hingegen der Nachdruck, wenn er dem rechtmäßigen 
Verleger keinen Nachteil zufüge. Das sei dann der Fall, wenn der Nachdruck dort 
erfolge, wo der Verleger nicht mit Absatz rechnen könne (Pütter nannte das Beispiel 
Ausland). In diesem Fall könne der Nachdruck aus löblicher Absicht geschehen, um ein 
fremdes Buch auch in anderen Gegenden bekannt und nützlich zu machen.'*° Krause 
setzte sich mit der Argumentation Pütters auseinander und kritisierte die Inkonsequenz. 
So sei nicht nachvollziehbar, wieso der Nachdruck ausländischer Werke nicht verboten 


36 "TIETZEL, Literaturökonomik, S. 101. 


7 Die »Reserve-Ausgabe« für die ersten Bände der Gotheausgabe Göschens, wie sie Bertuch bezeichnete, 
musste günstig sein, sollte aber nicht öffentlich angekündigt und mindestens ein Jahr zurückgehalten 
werden; vgl. Füsse, Verlagsgeschichte, S. 108 f. Noch 1817 schrieb Göschen, dass Müllners KönIG YNGURD 
in einer Auflage von 4000 Exemplaren zur Hälfte auf Schreibpapier, die andere Hälfte »in engerem Druck 
zur Steuerung des Nachdrucks« herausgegeben werde (zit. nach FÜsseı, Verlagsgeschichte, S. 172). Die von 
Tietzel angeführten billigen Reclamausgaben der Klassiker - sie kosteten teils nur das Dreißigste der 
Originalausgaben - kamen auch erst auf den Markt, als 1867 die Rechte abgelaufen waren. Cotta, Inhaber 
nahezu aller Rechte an den bedeutenden Klassikern, wurden in dieser Zeit hohe Preise und unkorrekter 
Druck vorgeworfen; vgl. zum Klassikerjahr WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 130-135. 

138 So auch REıcH, Der Bücher-Verlag, S. 24. 

9 KRAUSE, Büchernachdruck (1783), S. 488, hält dem entgegen, dass trotz Nachdrucks die Anzahl der 
veröffentlichten Werke gestiegen sei. 

4° PÜTTER, Büchernachdruck, S. 40; ebenso bereits Thurneysen (1738), vgl. REHBINDER, Schweizer 
Urheberrecht, S. 69. Die Nachdruckgegner unter den Verlegern druckten selbst ausländische Werke nach. 
Vgl. zum internationalen Nachdruck dieser Zeit HEINZMANN, Appell, S. 236-239. 
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sei. Wenn der Nachdruck Diebstahl sein sollte, müsse das selbstverständlich auch für 
Werke aus anderen Staaten gelten. Auch I ı1 $ 1026 prALR erlaubte den Nachdruck von 
Werken »ausländischer Schriftsteller, welche außerhalb des Deutschen Reich oder der 
Königlichen Staaten in einer fremden Sprache schreiben, und deren Verleger weder 
die Frankfurter noch die Leipziger Messe besuchen, [...] insofern der Verleger kein 
hiesiges Privilegium erhalten hat.« Pütter begründete die Erlaubnis zum Nachdruck 
ausländischer Schriften mit einem Wiedervergeltungsrecht, da in den ausländischen 
Staaten die deutschen Titel ebenfalls nachgedruckt wurden. Krause konterte mit dem 
Argument, dass das eine Unrecht nicht mit dem anderen Unrecht gerechtfertigt werden 
könne. Der Nachdruck inländischer Schriften sei zum Verbrechen, der Nachdruck 
ausländischer Schriften zum Verdienst erklärt worden.'* 


6.2.5 Monopol oder Marktmacht 


Schließlich führe das Verlagsrecht auch nicht zu einer Monopolstellung des Verle- 
gers. Nur wenn ein Verleger mit Büchern überhaupt oder mit Büchern einer gewissen 
Gattung unter Ausschluss aller anderen Handel treiben könne, würde ein Monopol 
vorliegen. Pütter verglich Bücher mit anderen Waren wie Salz, Tabak oder Fayencen, 
bei denen der Eigentümer am jeweiligen körperlichen Gegenstand zwar ein Ausschließ- 
lichkeitsrecht und juristisches Monopol habe, das jedoch nicht zu Marktmacht führe, 
da aus Sicht des Publikums Substitute - das Salz oder der Tabak des Konkurrenten - 
verfügbar seien oder angeboten werden dürften. 

Einzelne Werke seien keine Gattung, sondern individualisierte Produkte. Wettbe- 
werb - zum Vorteil des Publikums, welches »durch Concurrenz mehrerer Verkäufer 
einen billigeren Preis erhalten wird« - würde weiterhin bestehen, da das freie Nacheifern 
erlaubt sei und jeder Verleger versuchen könne, beispielsweise neben der Büschinger 
ERDBESCHREIBUNG eine weitere Erdbeschreibung zu verlegen. Diese zweite Erdbeschrei- 
bung dürfe sich mit dem gleichen Sujet beschäftigen, jedoch kein gelehrter Diebstahl 


sein.'*? 


141 


Krause, Büchernachdruck (1783), S. 422. KRAUSE, Nachdruck (1817), wies darauf hin, dass Ehlers, 
Wieland oder Pütter keine Einwände gegen den Nachdruck ausländischer Schriften erhoben hätten - es 
sei legitime Piraterie. Das prALR, das nassauische Gesetz über den Buchhandel und die Pressefreiheit 
(1814) oder die Niederlande hätten den Nachdruck ausländischer Schriften für rechtmäßig erklärt. 

'# PÜTTER, Büchernachdruck, S. 54. NEUE ERDBESCHREIBUNG (11 Tle., 1754-92) galt in ganz Europa 
als herausragendes Werk, das gerade nicht seinesgleichen hatte. Inwieweit die Bücher aus der gleichen 
Gattung aus Sicht des Publikums als austauschbar oder substituierbar angesehen werden, wurde von 
Pütter nicht weiter erörtert und darf bei einigen Titeln bezweifelt werden. Bei manchen Werken muss 
man realistischerweise davon ausgehen, dass die Substitutionselastizität gering ist und sie sich nicht durch 
andere ersetzen lassen. Davon zu trennen ist die Frage, ob sich die Substituierbarkeit tatsächlich auf die 
Preise auswirkte. 
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Die Begründung für das Verlagsrecht, das billigere Bücher, mehr Novitäten und besser 
honorierte Autoren versprach, hatte noch einige logische Mängel, die alsbald aufgedeckt 
wurden. Die wesentlichen Einwände waren die unklare Herleitung des Verlagsrechts, 
die Ungleichbehandlung unterschiedlicher geistiger Leistungen sowie das Problem, 
dass aus der Natur der Sache auf eine Ausschließbarkeit geschlossen wurde, die bei 
einmal veröffentlichten Texten tatsächlich nicht gegeben ist. 


1. Verleger sind in erster Linie Händler, die verschiedene Leistungen einkaufen 
(Autor, Drucker und Grafiker) und die Ware Buch verkaufen. Ihre Leistung ist 
zwar nicht vollständig austauschbar, jedoch zeichnen sich die erfolgreichen Ver- 
leger durch allgemeine Unternehmereigenschaften aus, also durch besonderes 
geschäftliches Geschick, Hartnäckigkeit, Risikobereitschaft, oft auch Glück usf. 
Dies sind die typischen Eigenschaften der erfolgreichen Verleger, wie sie schon 
die Fugger par excellence in die Praxis umgesetzt hatten, indem sie zuerst im 
Tuchgewerbe, später in den Bergwerken mit zahllosen Einzel- und Kleinunter- 
nehmern zusammenarbeiteten. Es widersprach der Vernunft und der juristischen 
Logik, dass die Verleger ein originäres Ausschließlichkeitsrecht außerhalb der un- 
ter besonderen Bedingungen erteilten Privilegien zugeordnet bekommen sollten. 
Man musste also beim Autor ansetzen. 


2. Ging man vom Autor aus, war der Charakter des Ausschließlichkeitsrechts zu 
klären. Es bot sich die Möglichkeit an, dem Autor ein unübertragbares aus- 
schließliches Recht einzuräumen, so dass dieser vertraglich einzelne Verleger zur 
Vervielfältigung berechtigen konnte. Die Alternative war die Konstruktion eines 
immateriellen Eigentums oder eigentumsähnlichen Rechts mit absoluter und 
dinglicher Wirkung, das, vom Urheber gelöst, als Handelsgut frei übertragen 
werden konnte. 


3. Schließlich stellte sich die Frage nach der Reichweite des Verbotsrechts. Sollte es 
jedem Verleger (oder Autor im Selbstverlag) freigestellt werden, ein vergleichba- 
res Werk wie Büschingers Erdbeschreibung auf den Markt zu bringen? Wann 
liegt eine unzulässige Kopie, ein gelehrter Diebstahl, vor? Von Krause wurden 
die drucktechnisch kopierbaren bildenden Künste, Gemälde und Kupferstiche, 
sowie Erfindungen angeführt, die seiner Meinung nach vergleichbare Charakte- 
ristika aufwiesen. Wie bei der Zulässigkeit des Nachdrucks ausländischer Werke 
sei es auch bei diesen Objekten inkonsequent, wenn das Kopieren erlaubt sei, 
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bei Büchern hingegen nicht, denn in beiden Fällen beruhe die verkaufte Kopie 
auf dem geistigen Grundstoff des originären Urhebers.'* 


Neben das utilitaristische (oder naturrechtliche) Argument trat bei Pütter der Verkauf 
unter einer Bedingung. Wenn der Verleger ein Exemplar veräußert, geschehe dies unter 
der stillschweigenden Bedingung, dass nicht nachgedruckt werde. Zwar könne auch das 
Verlagsrecht als solches übertragen werden, jedoch würde sich aus den Vereinbarungen 
der Parteien bei Verkauf eines einzelnen Exemplars konkludent ergeben, dass in diesem 
Fall das Verlagsrecht nicht übertragen werde. Dies sei schon am Preis zu erkennen.'** 
Vom Autor erwarb der Verleger das Verlagsrecht (Vervielfältigung und Verbreitung), 
das sämtliche Rechte an einem Werk umfassen oder vertraglich beschränkt sein konnte. 
Der Verleger verkaufte hingegen einen Abdruck. Das Verlagsrecht mit Wirkung inter 
omnes sollte durch einen Vertrag zwischen dem Autor und dem Verleger (inter partes) 
erschaffen werden. Die vertragliche Konstruktion stellte jedoch die Absolutheit des 
Rechts zur Disposition. Auch die Verbindung mit der Handschrift war nicht über- 
zeugend (sorgte aber in der späteren Literatur für Verwirrung), denn in dem einen 
Fall erwarb der Verleger vom Autor die Handschrift zum Druck (rechtmäßig), im 
anderen der Nachdrucker vom Verleger ein Druckexemplar (ebenfalls rechtmäßig).'* 
Allgemein galt aber der Grundsatz, dass jeder, der die Verfügungsgewalt über einen Ge- 
genstand innehatte, den Gegenstand frei vervielfältigen konnte.'*° Dementsprechend 
wurde gefragt, wie es um diese vertragliche Bedingung oder den stillschweigenden 
Vorbehalt stehe, es dürfe nicht nachgedruckt werden. Was gehen den Käufer eines 
Buchs die ihm überhaupt nicht bekannten Abreden zwischen dem Autor des Buchs 
und dem Verleger an? Der Käufer erwirbt das Buch wie jede andere Ware. Des Käufers 
Verbindlichkeit endet mit Bezahlung der Ware.'”’ Wenn dem Autor keine besondere 
Rolle zugeordnet wurde, konnte die Argumentation nicht schlüssig sein.'* 


"#8 KRAUSE, Büchernachdruck (1783), S. 425 f. 

"44 PÜTTER, Büchernachdruck, S. 44; REICH, Der Bücher-Verlag, S. 7. 

5 CGELLA, Vom Büchernachdruck, $. 86 f., konstruiert auch einige Fälle, bspw. den Verlust des Ma- 
nuskripts oder eine weitere Auflage durch einen anderen Buchhändler, in denen das Recht nicht dem 
Manuskript folgt (beziehungsweise mit diesem untergeht). 

146 BRAUER, Erläuterungen Bd. 1, S. 466. 

47 Krause, Büchernachdruck (1783), S. 406. Wenn bei der Übertragung des Eigentums am Exemplar 
Bedingungen aufgestellt werden, so handelt es sich um einen geheimen Vorbehalt, der ohne Wirkung ist 
gegenüber dem willentlich Erklärten. Außerdem hatte der Erstverleger das Recht zur Vervielfältigung 
inne. Es lag also kein Erwerb vom Nichtberechtigten vor. Es konnte nicht gelingen, das Verlagsrecht 
nachzuweisen, indem man von der Abtretung eines beschränkten Nutzungsrechts ausgeht, denn dazu 
musste das ausschließliche Nutzungsrecht existieren. 

148 Krause, Büchernachdruck (1783), S. 406. Diese Schwäche kritisiert auch Cella. Es werde kein dingli- 
ches Recht übertragen. Der Vertrag sei entscheidend. Nach Cella erwarb der Verleger nur ein Recht zum 
Drucken und zur Verwertung der Drucke. 
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Nach Pütter lieferte Feder 1780 den nächsten Ansatz,'* der die Grundzüge des 
aktuell geltenden Rechts vorzeichnete. Feder legte dar, dass ein originäres Verlagsrecht 
sich nicht begründen ließ,'°° denn den rechtmäßigen Verleger und den Nachdrucker 
unterscheiden nur die vertraglichen Beziehungen zum Autor. Das Verlagsrecht muss 
sich also auf den mit dem Urheber des Werkes abgeschlossenen Vertrag gründen." 
Die logische Konsequenz war, dass das Autorenrecht und die Urheber zum Mittelpunkt 
wurden und das Verlagsrecht nur von den Autoren abgeleitet sein konnte (auch wenn es 
um den Wettbewerb der Verleger ging).'* Er ging vom Eigentum des Autors am Werk 
aus, das dieser vollständig oder teilweise übertragen könne.” Das Eigentum setze sich 
aus verschiedenen Bestandteilen zusammen, der »Inbegriff aller physisch und rechtlich 
möglichen Arten des Gebrauchs«, die er als eine abstrakte Menge M, bestehend aus a, b, 
©... z, bezeichnete. Wenn der Eigentümer nunmehr sein Eigentum auf einen anderen 
überträgt, sich aber den Bestandteil Y vorbehält, so erlange der Erwerber das Y nicht, 
kann es auch nicht auf einen Dritten übertragen und der Eigentümer des Y könne 
allen anderen den Gebrauch des Y untersagen.'* So könne der Verfasser festlegen, 
inwieweit er einem anderen den Gebrauch gestatte; er behält das Kontrollrecht über 
den Druck, indem er beispielsweise die Auflage und Stückzahl bestimme.'” Der Autor 
hatte also die Möglichkeit, ein noch undefiniertes Etwas, das Y, zu behalten, und wenn 
der Verleger im Hinblick auf die Nutzungsrechte beschränkt war, so galt das auch 
gegenüber jedem Dritten.° Im Hinblick auf die Käufer eines Exemplars kam dieselbe, 
schon von Reich und Pütter dargestellte Methode, »das Prinzip der unvollständigen 
Veräußerung«", zur Anwendung: Der Verleger veräußere das Werkstück, nicht aber 
sein Verlagsrecht. Aus dem vom Autor »abgeleiteten Eigenthum« des Verlegers könne 
für Dritte kein Recht zum Nachdruck erwachsen."® 


49 FEDER, Neuer Versuch einer Darstellung, FEDER, Verlagseigenthum. 

5° BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 187, vgl. aber Krause, Büchernachdruck (1783), S. 408, der die Schwächen 
Feders im Hinblick auf das Verlagsrecht darlegt. 

5" Damit wurde die bereits in den Vereinigten Punkten aufgegriffene Unterscheidung wieder aktuell. 
Sie wurde 1815 von bedeutenden Verlegern übernommen; vgl. KOTZEBUE, Denkschrift, S. 4. 

5° CORNISH, Authors in Law, S. 4; BAPPERT, Wege, $. 98, sagt, »die Zuerkennung des geistigen ‚Eigentums‘ 
[...] war die notwendige Folge, wohl kaum die nächstliegende Absicht der Konstruktion des ‚geistigen 
Eigentums‘.« 

3 Bosse, Autorschaft, S. 52; GIESEKE, Privileg, S. 166. 

54 FEDER, Neuer Versuch einer Darstellung, S. 9 f. Feder hat dargelegt, dass der Autor aus dem Bündel der 
Rechte, die mit dem Werk zusammenhängen, sich einige vorbehalte, in der Regel die Zahl der Exemplare 
der ersten Auflage, die Neuauflage und das Honorar. Wenn nun der Verleger ein Exemplar veräußert, so 
kann er Rechte, die er nicht erworben hat, auch nicht weitergeben. Es würde sich um den Erwerb von 
einem Nichtberechtigten handeln. 

55 FEDER, Neuer Versuch einer Darstellung, S. 11. 

156 FEDER, Neuer Versuch einer Darstellung, S. 16. 

»7 Bosse, Autorschaft, S. 51. 

158 FEDER, Neuer Versuch einer Darstellung, S. 21-23. 
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Der Staat dürfe das originär dem Autor zustehende Verbietungsrecht nicht zum Vor- 
teil der Gesellschaft begrenzen. Wenn der Staat das - unabhängig von einem positiven 
Gesetz als bestehend angenommene - Recht begrenze, so sei dies eine Enteignung, 
»zum Vortheil des Ganzen« (Aufopferungsanspruch), und es müsse »dem vermuthlichen 
Grundvertrag und der Gerechtigkeit gemäß« der »Schaden des Einzelnen aus dem Ge- 
meinschaftlichen« vergütet werden.'? Der Staat hatte die Pflicht, das Eigentum an den 
Werken in Form eines Ausschließlichkeitsrechts zu schützen, denn ohne ein solches 
Recht könnten Nachdrucker das Eigentum des Autors verletzen, ohne gegen ein Gesetz 
zu verstoßen. 

Martin Ehlers, Philosophieprofessor wie Feder, unterteilte zwischen den Gedan- 
ken und den Bedingungen, unter denen Besitz und Gebrauch der Gedanken einem 
anderen überlassen werden. Ehlers ging vom Verfasser aus, der unter bestimmten Be- 
dingungen den Besitz an seinen Gedanken übertrage: »Welche Einschränkung von dem 
Gedankenbesitzer aber auch gemacht seyn mag: so muß derjenige, der sie auf gedachte 
Art annimmt, den desfalls getroffenen Vertrag getreu erfüllen, wenn er nicht das Eigen- 
thumsrecht desjenigen kränken will, von dem er die Gedanken bekommen hat.«'°° Die 
Gedanken selbst, so Ehlers, könnten nicht übertragen werden.'°' Einem Verleger werde 
nicht das Eigentum am Buch übertragen, sondern nur schuldrechtlich vom Autor die 
Befugnis eingeräumt, das Buch zu drucken und den sich daraus ergebenden Nutzen zu 
ziehen. Mehr würde der Verleger auch nicht brauchen, so Cella.'°” Der Besitzer eines 
Exemplars bekomme hingegen nur das Recht auf den Gebrauch (usum) dieses einen 
Exemplars (ohne Kopiermöglichkeit) eingeräumt. Nach Cella war das Recht des Autors 
unbefristet, jedoch hatte der Landesherr die Möglichkeit, im Interesse des Publikums 
das Recht zu befristen. Er verwies dabei auf das Statute of Anne. Der Verleger erhält 
somit nur ein Nutzungs- und Verwertungsrecht, das aber als Verlagsrecht, beruhend auf 
dem Vertrag mit dem Autor, dingliche Wirkung entfalten kann (aber vom Eigentum 
am Buch zu unterscheiden ist). 

Dieses Ergebnis, die rechtliche Konstruktion, entspricht den Grundzügen des gel- 
tenden Urheberrechts, das dem Rechtsinhaber die Befugnis zur ausschließlichen Ver- 
wertung einräumt ($ 15 UrhG), ihm die Möglichkeit gibt, neben der eigenen Verwer- 
tung Dritten ein Nutzungsrecht am Werk einzuräumen ($ 31 UrhG), so dass es der 
Allgemeinheit zugänglich gemacht werden kann, ohne dass der Rechtsinhaber sein 
Ausschließlichkeitsrecht verliert. 


9 FEDER, Verlagseigenthum, S. 234. 


EHLERS, Unzulässigkeit des Büchernachdrucks, S. 28. 

Boss£, Autorschaft, S. 52; GIESEKE, Privileg, S. 167. 

CELLA, Vom Büchernachdruck, S. 87. Den Text von Cella findet man teilweise wörtlich wieder in 
FLÖRKE, Oeconomischen Encyclopädie. Bd. 99, S. 709 ff., der selbst großzügig abschrieb, aber gegen den 
Nachdruck votierte. 
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Die preußische Gesetzgebung übernahm im Allgemeinen Landrecht diese logischen 
Schritte nicht, sondern orientierte sich mit dem Verlagsrecht an den Druckerordnun- 
gen. Der unrechtmäßige Nachdruck wurde unter Strafe gestellt.‘ Gegenstand der 
zivilrechtlichen Regelung waren an sich nicht die Rechte an den Werken, sondern der 
Verlagsvertrag, mit dem der Urheber das Werk dem Verleger zur mechanischen Verviel- 
fältigung überließ. Er war hierzu praktisch gezwungen, denn II 20 $ 1297 c prALR sah 
vor, dass ein Verfasser »für eigne Rechnung gedruckten Schriften zwar durch sich selbst, 
oder auch durch Andere verkaufen« darf, jedoch »nicht in einem öffentlichen Laden, 
und an Orten, wo Buchhändler sind, [auch] nicht durch Buchbinder«. Der Verleger 
erlangte das Verlagsrecht, die Befugnis, eine Schrift durch Druck zu vervielfältigen und 
sie auf den Messen, unter die Buchhändler und sonst ausschließlich abzusetzen, durch 
einen Vertrag mit dem Verfasser (111 $$ 996 f. prALR.). 

Das Gesetz blieb mit der Anknüpfung an den Vertrag noch im persönlichen Bereich 
und traf keine eindeutige sachliche Regelung im Hinblick auf das abstrakte Werk. Das 
Nachdruckverbot setzte ein rechtmäßig erworbenes Verlagsrecht voraus, entstand also 
eigentlich erst durch den Vertrag.'°* Welche Rechtsposition der Autor vorher hatte, 
blieb offen. Allerdings war dies in der Praxis zumeist unproblematisch, denn ohne 
Vordruck konnte es auch keinen Nachdruck geben. 

Es wurden Bestimmungen über den Anlass zur Zahlung eines Honorars in einem 
typischen Verlagsvertrag getroffen und unterschieden zwischen 


® einer neuen Auflage des bereits veröffentlichten Werkes (1 ıı $ 1011 prALR), also 
dem Neudruck des gleichen Textes, und 


® einer neuen Ausgabe, das ist das Herausgeben eines veränderten Werkes (Iıı $ 
1012 prALR). 


Soweit der Verleger mit dem Verfasser keine Stückzahlen für eine Auflage vereinbart 
hatte, konnte der Verleger auch ohne ausdrückliche Einwilligung des Autors neue 
Auflagen veranstalten, I ıı $ 1013 prALR. Der Autor war daran gehindert, das gleiche 
Werk im Selbstverlag oder bei einem anderen Verleger auf den Markt zu bringen. 
Waren Stückzahlen vereinbart worden, war selbstverständlich der Vertrag maßgeblich. 
Die Unterscheidung zwischen Auflage und Ausgabe und deren Rechtsfolgen war aber 
problematisch, weil sie noch eng mit dem Buch verknüpft war.’ 


"83 111$ 1036 i.V. m. II 20, $$1294-1295 ALR. Vgl. hierzu OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, S. 13 £. 

164 (PREUSSEN), Gutachten, S. 17; HITZIG, Gesetz 1837, S. 37. 

"5 War ein einzelnes Werk und das gleiche Werk als Bestandteil einer Gesamtausgabe Nachdruck? Vgl. 
hierzu auch den Streit um die Gesamtausgabe der Werke Wielands, STEINER, Autorenhonorar, S. 56. 
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Der erste Verleger durfte »niemals eine neue Ausgabe machen, ohne mit dem Schrift- 
steller einen neuen Vertrag darüber geschlossen zu haben.«'°° Allerdings durfte auch 
der Schriftsteller keine neue Ausgabe veranlassen, solange der erste Verleger seine 
rechtmäßig hergestellte Exemplare noch nicht abgesetzt hatte (I ı1 $$ 1017 f. ALR). Der 
erste Verleger erhielt also einen Absatzschutz für seine Druckerzeugnisse, während der 
Autor bis zu deren Absatz gehindert war, die gleiche oder eine geänderte Fassung durch 
einen anderen Verleger auf den Markt bringen zu lassen. Jedoch konnte der Verleger 
sich nicht darauf berufen, die neue Ausgabe gleiche in weiten Teilen der von ihm 
gedruckten vorhergehenden Ausgabe und deshalb dürfte der Autor keine veränderte 
Ausgabe bei einem anderen Verleger veröffentlichen lassen. Eine durchaus bedeutsame 
Regelung, nachdem die Verleger oft mit dem ewigen Verlagseigentum argumentierten, 
der einen Rechtsverlust des Autors implizierte. Schließlich erwarben Verleger, die eine 
neue Ausgabe eines Werks herausbrachten, ein originäres Nachdruckverbot, wenn kein 
anderweitiges Verlagsrechts mehr bestand (I ı1 $$ 1029-1032 prALR). 

Auch wenn dem Allgemeinen Landrecht in der Urheberrechtsentwicklung kein so 
hoher Stellenwert zugeordnet wird, so bestätigte die Regelung zum unveränderten 
Nachdruck doch die Abkehr von der Theorie des eigentümlichen Verlagsrechts, denn 
wenn zwischen dem Verleger und dem Autor eine begrenzte Stückzahl vereinbart 
wurde, so erwarb der Verleger nur noch ein begrenztes Verwertungsrecht. Nachdem 
der Verleger die vertraglich eingeräumte Möglichkeit ausgenutzt hatte, konnte der 
Autor erneut über die Verwertung des Werkes entscheiden. Die im Allgemeinen Land- 
recht vorgezeichnete Möglichkeit, zusätzliche Honorarzahlungen für Neuauflagen und 
Neuausgaben zu vereinbaren, war aber bereits zuvor in der Vertragspraxis regelmä- 
Big umgesetzt worden. Verbesserungen und Ergänzungen zum ursprünglichen Text 
(Neuausgaben) wurden zusätzlich entgolten.'°” Die Regelung spiegelt zwei Verläufe: 
den Übergang von den aus monarchischer Gnade gewährten Privilegien zum gesetz- 
lich garantierten Recht sowie das langsame Abrücken von der durch die Staatsraison 
bestimmten Ordnung zu abstrakten sachlichen Rechten. 

In einigen Bundesstaaten traten nach dem Ende des Heiligen Römischen Reichs zu- 
nächst unter französischem Einfluss den Nachdruck untersagende Regelungen in Kraft. 
Sie unterschieden sich und ließen keine konkrete Richtung erkennen. Ein Beispiel fin- 
det sich im bayerischen Strafgesetzbuch (1813), das ebenso wie die Regelungen in Baden 
(1810) und Nassau (1814) in den Zeiten französischer Besetzung erlassen wurde. Teil I 
Art. 397 des bay. Strafgesetzbuches bestimmte: » Wer ein Werk der Wissenschaft oder 
Kunst ohne Einwilligung seines Urhebers, dessen Erben oder Anderer, welche die Rechte 
des Urhebers erlangt haben, durch Vervielfältigung mittelst Druckes, oder auf andere 


166 Ähnlich $ 1168 des österr. ABGB ı811. Das Recht des Verfassers, dass ohne seine Zuziehung keine 
neue Ausgabe veranstaltet werden durfte, ging im prALR nicht auf die Erben über. 
167 STEINER, Autorenhonorar, S. 188-196. 
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Weise dem Publikum bekannt macht, ohne dasselbe zu eigenthümlicher Form verarbeitet 
zu haben, wird nebst dem Schadensersaze, nach den in den einzelnen Druckprivilegien, 
oder in deren Ermangelung, nach den in den Polizeigesezen enthaltenen Bestimmungen 
bestraft.«'°® Interessant scheint auf den ersten Blick die Wendung: »ohne dasselbe zu 
eigenthümlicher Form verarbeitet zu haben« zu sein, denn bislang wurde immer von 
einem eigentümlichen Recht gesprochen, nicht von der Form. Die Formulierung bleibt 
allerdings auch dann unklar, wenn man die Motive zu dieser Bestimmung liest. Nach 
den Motiven!“ sollte der Nachdruck nur dann strafbar sein, wenn dabei ein Betrug (es 
wurde ein falscher Verleger genannt) oder eine Entwendung (das Manuskript wurde 
gestohlen) stattgefunden habe. Wer ein Buch unter seinem Namen oder ohne Namen 
nachdruckte, konnte nach dieser Vorschrift nicht bestraft werden.'’° Es handelte sich 
also - im Gegensatz zum badischen Recht - nicht um eine Regelung, die man näher mit 
dem Urheberrecht in Verbindung bringen kann.'”' Die meisten deutschen Staaten, die 
französisches Recht übernommen hatten, setzten dieses nach der Niederlage der fran- 
zösische Armee wieder außer Kraft. Der Code Civil blieb aber noch in der Bearbeitung 
Brauers im Badischen Landrecht oder den Frankreich zugeordneten Departements 
links des Rheins in Kraft.” 

Bevor einheitliche Gesetze in Deutschland in Kraft treten konnten, musste Napoleon 
Deutschland überrennen, den Duodezstaaten ein Ende bereiten und die deutsche Nati- 
on entdeckt werden. Im Rahmen des Wiener Kongresses wurde mit Unterzeichnung der 
Deutschen Bundesakte am 8. Juni 1815 der Deutsche Bund gegründet. Damit reduzierte 
sich die Zahl der Mitglieder von ehemals über 300 Staaten (und Freie und Reichsstädte) 
auf 39.7? Einige bedeutende Buchhändler forderten 1814 in einer Denkschrift an den 
Wiener Kongress, die im wesentlichen die zuvor dargestellten Argumente von Pütter, 
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Wortlaut bei HıTzısG, Gesetz 1837, S. 6. 

‘69 Der Text der Motive ist abgedruckt bei HırzıG, Gesetz 1837, S. 7 f. 

7° HITZIG, Gesetz 1837, S. 12, der das bayerische Gesetz heftig kritisierte, zitierte ein bayerisches Beru- 
fungsurteil von 1835, nach dem kein Nachdruck vorliege, weil bei dem einem Buch Teile weggelassen und 
bei dem anderen Buch ein anderes Format gewählt worden sei. 

'° HITZIG, Gesetz 1837, S. 7 £. Sie fehlt folgerichtig bei OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, S. 29. 
Anders z. B. MOHNHAUPT, Rechtsdisziplin Urheberrecht, S. 134. 

"7? NEUMAYER, Rechtsvergleichung, 10. 

'73 Die Formulierungen waren monarchisch: »Der König von Großbritannien und Irland gehört als 
König von Hannover [...] dem Bund an.« Mitglieder des Bundes waren bei der Gründung 35 (am Ende 
nur noch 31) monarchische Staaten und vier Freie Städte. Nicht dazu gehörten die Provinzen Ost- und 
Westpreußen, Posen, Schleswig und Elsass-Lothringen, dagegen die deutschen Kronlande Österreichs, 
Liechtenstein und Luxemburg-Limburg. Während des Bestehens des Bundes sind folgende Gebietsverän- 
derungen eingetreten: Sachsen-Koburg erhielt einen Teil von Sachsen-Gotha mit der Stadt, aus einem 
andern Teil wurde Sachsen-Altenburg gebildet, während Sachsen-Hildburghausen in Sachsen-Meiningen 
aufging; die drei anhaltischen Länder wurden zu einem Herzogtum Anhalt vereinigt, und schließlich 
gingen die beiden Fürstentümer Hohenzollern in Preußen auf. 
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Linguet und Feder wiedergab, ein Reichsgesetz gegen den Nachdruck.'’* Und sie hatten 
teilweise Erfolg. Die Bundesakte mit nur 20 Artikeln war eine Rahmenvereinbarung, 
die im Laufe der folgenden Jahre ausgefüllt werden musste. 1815 wurde in Art. ı8 d der 
Wille bekundet, dass »die Bundesversammlung |. ..] sich bei ihrer ersten Zusammenkunft 
mit Abfassung gleichförmiger Verfügungen über die Pressefreiheit und die Sicherstellung 
der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Nachdruck beschäftigen« soll. Es war 
der einzige rein zivilrechtliche Gegenstand, den die Bundesakte der Bundesversamm- 
lung und der gesetzgebenden Gewalt des Bundes zuwies.'’° Zur Ausfüllung dieser 
Vorschrift wurde 1819 eine Regelung vorgeschlagen, die ein Verbot der 


Vervielfältigung der in den Staaten des deutschen Bundes erschienen Druck- 
schriften, musikalischen Werke, Landcharten und topographischen Zeichnungen, 
durch den Druck, sowie durch Kupferstecher-, Formschneider-, Steinschreiber- 
oder irgend eine andere ähnliche Kunst, ohne die Einwilligung ihrer Urheber, 
und derer, welcher von ihnen das Recht der öffentlichen Bekanntmachung und 
Veräußerung erlangt haben |[...] 


vorsah. Dieses »ausschließliche Recht der öffentlichen Bekanntmachung und Veräußerung 
eines Werkes« sollte sich wie die französische Regelung des Nationalkonvents aus dem 
Jahr 1793 auf zehn Jahre (oder fünfzehn Jahre bei einem Eigenverlag) nach dem Todestag 
des Autors erstrecken. Durch den Anknüpfungspunkt an den Tod des Autors sollte 
dem Verleger die Sicherheit gegeben werden, dass das Nachdruckverbot nicht durch 
den Tod des Autors wegfiel.'”° Das auch inhaltlich dem französischen Gesetz vom 
19. Juli 1793 nachgebildete Verbot setzte am Nachdruck bereits erschienener Drucke 
an. Wenn ein deutscher Autor sein Werk nicht in einem Staate des deutschen Bundes 
verlegen ließ, so konnte nach dem Wortlaut des Vorschlags das Werk in Deutschland 
nachgedruckt werden.'’” Aufgrund der Verknüpfung mit der Zensur kam es jedoch 
1819 nicht zu einer Verabschiedung einer Regelung. '® 

In der Zeit bis 1835 gab es wenige positive Regelungen,'’? einige Veröffentlichungen 
und auch Gerichtsentscheidungen zum Urheberrecht, die aber inhaltlich wenig Neues 
brachten und von den Schwierigkeiten mit dem Rechtsinstitut zeugen.'?° Diskutiert 
wurde neben dem Grund für das Nachdruckverbot die Dauer. Alle Mitgliedstaaten 


"74 KOTZEBUE, Denkschrift. KLÜBER, Acten des Wiener Congresses 4, S. 3-36. 

"3 Die Beschlüsse sind abgedruckt bei GIESEKE, Privileg, S. 236-245. Zu den Bemühungen bis 1825, vgl. 
ANONYM, Höhere Gesichtspunkte. 

176 KLOSTERMANN, Das Urheberrecht, S. 6. 

7 BESELER, Privatrecht Bd. ı (3. Aufl.), S. 321. 

8 Zur Rechtsentwicklung, vgl. HıTZıG, Gesetz 1837. 

79 In Österreich wurde bspw. der Druck und der Nachdruck von Büchern untersagt, die von der Zensur 
verbotenen waren; HITZIG, Gesetz 1837, $. 14. 

180 GIESEKE, Privileg, S. 206-223. 
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agierten zugleich noch mit Privilegien,'®' die weiterhin als eine alternative Regelungs- 
methode angesehen wurden, geistiges Eigentum zu schaffen. Um nur ein Beispiel zu 
nennen: DAs CoRPUS JURIS CIVILIS IN’S DEUTSCHE ÜBERSETZT erschien 1839 »mit 
königl. Sächs. allergnädigstem Privilegio«,'” während 1837 beschlossen war, dass die 
Mitglieder des deutschen Bundes ein exklusives Recht zur mechanischen Vervielfäl- 
tigung einführen mussten. Goethe erhielt zu seinen Lebzeiten, also vor 1837, für eine 
vollständige Ausgabe seiner Werke von allen 39 Staaten Privilegien.'®? $ 60 S. ı des 
Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Kom- 
positionen und dramatischen Werken (1870) zeigt diese Alternative deutlich auf (indem 
sie für die Zukunft untersagt wurde): »Die Ertheilung von Privilegien zum Schutze des 
Urheberrechts ist nicht mehr zulässig.« 

Zu den Ostermessen 1829 und 1830 vereinigten sich die führenden deutschen Musik- 
verleger und vereinbarten ein gegenseitiges Wettbewerbsverbot. Sie veröffentlichten 
ihre Kartellabsprache stolz: »Keiner der Herren Contrahenten, die gegenwärtige Acte un- 
terzeichnet haben, druckt dem andern Verlagseigenthum weder in einzelnen Exemplaren, 
gemischten Sammlungen noch in Gesammt-Ausgaben, mithin weder ganz noch theilweise 
nach.«'®* 1830 wurde unter anderem vereinbart, dass »die Melodie als ausschliessliches 
Eigenthum des Verlegers anerkannt [wird] und jedes Arrangement, das die Töne des 
Componisten wiedergibt und nur auf mechanischer Verarbeitung beruht«, als Nachdruck 
angesehen werde. »Variationen, Fantasien, Märsche, Tänze, Potpourris etc. über fremde 
Melodien, die geistige Thätigkeit und schöpferische Kraft erfordern«, sollten hingegen als 
selbständige Werke angesehen werden. Die Musikverleger trafen ferner Bestimmungen 
über den Vertrieb im Ausland sowie zum Nachdruck ausländischer Werke. Verstöße 
wurden mit einer Vertragsstrafe von 50 Louis dor belegt. Die Unsicherheit über die 
Frage nach den Rechten der Urheber führte die Rechtswissenschaft also weiterhin auf 
»schwankenden Boden«, wie es Kramer 1827 ausdrückte.'® 1824 fasste Neustetel den 
Stand über Recht an den geistigen Werken wie folgt zusammen: 


Daher ist die Wissenschaft in der Anwendung ihrer Grundsätze auf den Nach- 
druck noch nicht sonderlich weit gekommen; wenigstens die des positiven Rechts, 
während im Gebiete des philosophischen Rechts desto eifriger demselben ent- 
gegengearbeitet wurde. Die Gerichte indessen, auf das Positive beschränkt, und 
hier ohne zureichenden Grund für die Bestrafung des Nachdrucks gelassen, war- 
teten ruhig auf die langverheißenen legislativen Bestimmungen, und so hat sich 
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HiITzig, Gesetz 1837, S. 28 f, BossE, Autorschaft, S. 117 £. 

Herausgeber waren C. E. Otto, B. Schilling und C. FE. E. Sintenis, 1839, Leipzig bei Carl Focke. 
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die Ansicht verbreitet, der Nachdruck sey zwar moralisch, doch nicht juridisch 
unerlaubt.'°® 


Die preußischen Verleger konnten - in bloßen Zahlen - die größten Vorteile aus einem 
deutschlandweiten Verbot ziehen, wie man etwa der Statistik für das Jahr 1833 entneh- 
men kann. Zwar war Leipzig mit 886 neuen Titeln im Jahr 1833 weiterhin führender 
Verlagsort vor Berlin mit 553, Stuttgart mit 292 oder Wien mit 207. Jedoch erschien 
die größte Zahl der Bücher in Preußen: Rund ein Drittel der Bücher auf den Messen 
stammten aus Preußen, 20 % aus Sachsen und 14 % aus Bayern." Preußen wurde zur 
treibenden Kraft für den Erlass der Regelungen in den Mitgliedstaaten des Deutschen 
Bundes, und aus den Beratungen im Staatsrat 1836 wurde deutlich, dass eines der 
bedeutendsten Ziele das Verbot des Nachdrucks im innerdeutschen Ausland war.'*® 
Über bi- oder multilaterale Vereinbarungen konnte die Marktgröße und damit die von 
dem Ausschließlichkeitsrecht erfasste Kundschaft vergrößert werden. Preußen schloss 
1827-1829 zunächst bilaterale Verträge mit anderen Staaten, deren Ergebnisse jedoch 
kein gleichartiges Recht zeitigten, weder in der Art (es war ein Nebeneinander von 
Privilegien, Urheber- oder Verlagsrechten) noch bei der Dauer der Fristen.'?? Eine 
einheitliche Regelung erschien noch nicht verwirklichbar, jedoch sollte im Hinblick auf 
den Nachdruck zumindest die Ungleichbehandlung von In- und Ausländern beseitigt 
werden. Hamburg gewährte aber beispielsweise nur ausnahmsweise ein Privileg und 
teilte am 22. Oktober 1827 mit, dass die »beiden einzigen, seit langen Jahren ertheil- 
ten Privilegien fremden Unterthanen, nämlich dem Herrn Göthe und den Schillerschen 
Erben zugestanden« wurden. Die reiche Handelsstadt war sich nicht sicher, ob eine 
Beschränkung der Handelsfreiheit dem Willen der Bürgerschaft entsprach, erließ aber 
schließlich doch ein Gesetz.'%° Bis 1829 wurden Verträge mit den meisten Bundes- 
staaten geschlossen. Zu einem Abkommen mit Österreich kam es jedoch nicht.'?' Die 
Vereinbarungen galten auch nur im Verhältnis zu Preußen. 

Am 6. September 1832 wurde auf Bundesebene beschlossen, dass bei Anwendung 
der jeweiligen gesetzlichen Vorschriften zum Nachdruck der Unterschied zwischen 


186° NEUSTETEL, Nachdruck nach römischem Recht, S. ı f. Ähnliche etwa MoHt, Polizei-Wissenschaft, 


S. 271f., der den Stand wie folgt zusammenfasste: »Wenn nun aber auch der Versuch, eine Unrechtmäßigkeit 
des Nachdrucks schon aus allgemeinen Grundsätzen abzuleiten, mißglückt ist, so kann dieß natürlich den 
Staat nicht hindern, durch ein positives Gesetz das Interesse der beteiligten Privaten, und das noch wichtigere 
der Cultur zu schützen, und dem Entdecker nützlicher Gedanken oder angenehmer Formen von Gedanken 
eine National-Belohnung deßhalben zuzuerkennen.« 

187 WEBER, Historisch-statistisches Jahrbuch 1832 und 1833, S. 517 £. 
(PREUSSEN), Gutachten, S. 16-18. 
189 Bosse, Autorschaft, S. 116 ff. 
"9° WADLE, Preußens Initiative zum Schutz gegen Nachdruck, S. 314 f. 
Allg. Press-Zeitung 1841, S. 386; HıTzıG, Gesetz 1837, S. 26; WADLE, Preußens Initiative zum Schutz 
gegen Nachdruck, S. 313. 
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den eigenen Untertanen denen eines anderen Mitglieds des Bundes gegenseitig und 
im gesamten Umfang des Deutschen Bundes aufgehoben werden solle. Jedoch blieben 
auch einige Staaten beim Privilegiensystem, so dass der Nachdruck in einigen Gebieten 
grundsätzlich erlaubt war und sich dort konzentrierte.'?” 1834 wurde der Wille zum 
Verbot des Nachdrucks erneut bekundet.'?3 

Das Schlussprotokoll der Wiener Konferenzen vom 7. Juni 1834 enthielt eine Punkta- 
tion, wonach sämtliche Regierungen sich dahin vereinbart haben, dass der Nachdruck 
im ganzen Bundesgebiet zu verbieten und das schriftstellerische Eigentum nach gleich- 
förmigen Grundsätzen festzustellen und zu schützen sei.'?* Diese Regelung wurde 
unter dem 2. April 1835 einhellig zum Bundesbeschluss erhoben; ergänzend wurde im 
November des gleichen Jahres beschlossen, dass diese Regelung als positives Verbot zu 
verstehen sei.'”° Nach dem Erlass des Bundesbeschlusses 1835 konzentrierten sich für 
Preußen, politisch treibende Kraft für die Neugestaltung des Rechtsgebiets, die offenen 
Punkten auf drei Punkte:!96 


1. Die genaue Bestimmung der vom Recht erfassten Gegenstände, die nur mit 
Zustimmung eines Rechtsinhabers vervielfältigt werden dürfen. 


2. Die Feststellung des Zeitraums, für den das Recht bestehen soll, dies unterschie- 
den nach dem Urheber und den möglichen Rechtsnachfolgern. 


3. Die Folgen des Verstoßes gegen das Vervielfältigungsverbot sowohl in zivil- als 
auch in strafrechtlicher Hinsicht. 


Es ging zunächst um ein Verbot des Nachdrucks.'?” Kurz vor dem Inkrafttreten eines 
verbindlichen Bundesbeschlusses trat 1837 in Preußen das »Gesetz zum Schutz des 
Eigentums an Werken der Wissenschaft und Kunst gegen Nachdruck und Nachbildung« 
in Kraft. Es gilt als für den mitteleuropäischen Raum vorbildlich und übernahm eine 
Art Vorreiterrolle in Deutschland.'?® Der Staatsrat gab in seinem Gutachten zu dem 
Gesetz die Marschrichtung für die künftigen Regelungen bis in das 20. Jahrhundert 
hinein vor, die teilweise von der Rechtswissenschaft erst nach und nach erarbeitet 
wurden. Dies beruhte auch auf den Wechselwirkungen, denn die Juristen waren an das 


"9° (PREUSSEN), Gutachten, S. 14; EISENLOHR, Das literarisch-artistische Eigenthum, S. 19 £. 
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Abbildung 6.3: Censurlücken bei Heine: Französische Zustände (1833) 
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Gesetz gebunden (außerdem wurde die Achtung des Willens des Gesetzgebers zu einer 
Methode bei der Auslegung der Gesetze). 

Allerdings: Als Preußen das Gesetz erließ, wurde zugleich im Deutschen Bund die 
schärfste Zensur und Gesinnungskontrolle der Professoren, Lehrer, Geistlichen und Be- 
amten durchgeführt, die wegen moralischen Gebrechens ihres Amtes enthoben werden 
konnten. Aus heutiger Sicht modern denkende Personen hatten die Staatsverwaltung 
verlassen oder sind gegangen worden.'?? Es gab Zeitungsbeiträge, die nur aus Zen- 
surlücken bestanden und mit Fortsetzung folgt endeten, was bei den Lesern die Frage 
aufwarf, ob die Zensurlücken fortgesetzt werden sollten oder der Artikel (den die Leser 
nicht lesen durften). Teilweise wurde versucht, die zensierten Stellen in Bücher mit 
mehr als zwanzig Bogen einzuarbeiten, was aber in Österreich, Sachsen oder Preußen 
nicht möglich war, denn dort wurden diese Bücher ebenfalls zensiert. In Preußen hatte 
man bereits 1824 eine Regelung erlassen, nach der Zensoren persönlich entschädigungs- 
pflichtig waren, wenn eine von ihnen zugelassene Schrift später trotzdem verboten 
wurde. Wurde umgekehrt die Zensurmaßnahme von einem Richter als rechtswidrig 
eingestuft, konnte sie durch die Entscheidung der Gerichtsbehörde »weder bloßgestellt, 
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noch einem begründeten Entschädigungs-Anspruche ausgesetzt werden«.”°° So wurden 
die Zensoren beispielsweise am 29. Juli 1837 vom Ministerium des Inneren angewiesen, 
jede Druckschrift dahingehend zu untersuchen »ob dieselbe sich zur Verbreitung unter 
die niedere Volksklasse eigene«. Eine Kabinettsordre vom 6. August 1837 untersagte den 
Buchdruckern jegliche Andeutung von Censurlücken und legte den inländischen Buch- 
druckern auf, auch ihre im Ausland zu druckenden oder für das Ausland bestimmten 
Verlagserzeugnisse vor dem Druck der inländischen Zensur zu unterwerfen.”°' Dass 
höhere Preise die ärmeren Schichten am Kauf der Druckerzeugnisse hinderte, war 
bekannt. Allerdings gibt es keine Anzeichen, dass bei Erlass des Gesetzes daran gedacht 
wurde, der Flut an Veröffentlichungen, den billigen Schriften, die das Lesen zu einer 
Volksbeschäftigung gemacht hatten, und der Pest der Leihbibliotheken durch höhere 
Preise Herr zu werden. Der Staatsrat unterschätzte die nachteiligen Folgen des Mono- 
pols, die sich wenige Jahre später zeigten, und ging davon aus, dass die Verleger lieber 
viele Bücher billig als wenig Bücher teuer verkaufen würden. Das Gesetz sollte in erster 
Linie den geistigen Arbeitern und deren Familie, die im 19. Jahrhundert ihre soziale 
Stellung markant verbessert hatten, helfen. Manche, etwa Savigny, waren unmittelbar 
an der Formulierung des Gesetzes beteiligt und zugleich Autoren (und dass Savignys 
SYSTEM erfolgreich sein würde, war absehbar). 

Gesetzlich waren die Gebiete Zensur und Ausschließlichkeitsrecht eindeutig getrennt 
und wurden auch so behandelt (wenn auch Schrifteigenthum an den verbotenen Werken 
rechtlich ausgeschlossen war). Das Recht hatte den Charakter eines übertragbaren 
Handelsguts bekommen, das allerdings nur bei von der Zensur erlaubten Schriften 
oder Textabschnitten wirksam wurde, da nur diese mechanisch vervielfältigt werden 
durften. Das Gesetz aus dem Jahr 1837 schloss die Lücke, die das preußische Allgemeine 
Landrecht gelassen hatte. Mit dem Verlagsvertrag überließ der Urheber das Werk 
dem Verleger zur mechanischen Vervielfältigung. Dieser Vertrag war zwischen den 
Vertragschließenden wirksam. Jedoch entfalte das Verlagsrecht, so etwa Mittermaier, 
seine volle Bedeutung nur, wenn ein Gesetz bestimmt, dass niemand gegen den Willen 
des Urhebers ein Werk vervielfältigen darf. Erst durch die neuen Gesetze sei dieses 
Recht in Deutschland gewährt worden.”°” Max Lange, der erst 1864 zum Mitinhaber 
des Verlags Otto Spamers in Leipzig wurde, kritisierte hingegen 1858, dass mit dem 
literarischen Eigentum kein »volles juristisches Eigenthum« geschaffen wurde, sondern 
nur eine ausschließliche Vervielfältigungsbefugnis.”°? 

Das Gesetz war als Schriftsteller- und Künstlerrecht gedacht, ging vom literarischen 
oder artistischen Eigentum an Texten, Bildern, Objekten der bildenden Kunst und 
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Musik aus, für die differierende Regelungen galten. Es versprach Schutz gegen den 
Nachdruck. Der Charakter des Rechts wurde jedoch nicht genauer dargelegt, so dass 
es unterschiedliche Deutungen gab, die auf den schon im Grundsatz abweichenden 
Anschauungen über das Recht an sich beruhten. Es stellte aber den Autor, Verfasser, 
Urheber oder Künstler als Quelle des Rechts hin, während der Verleger in den Hin- 
tergrund rückte.”°* Der Staatsrat empfahl 1836 in Anlehnung an die britischen und 
französischen Gesetze eine moderne Regelung, nämlich »die Sicherung des geistigen 
Eigenthums an jeder literarischen oder artistischen Produktion gegen unbefugte Veröffent- 
lichung, Verbreitung und Nachbildung. «’°° Es war von dem Gedanken getragen, den 
Werken, die von Haus aus gewerblich reproduziert werden sollen und einen gewissen li- 
terarischen, künstlerischen oder artistischen Kern haben, ein exklusives Recht für eben 
diese Reproduktion zuzuordnen. Die Benutzung konnte dann zulässig sein, wenn die 
Parteien sich bei der typischen Verwertung nicht ins Gehege kamen. Bei den Beratun- 
gen stand (als eines der drei Hauptmomente) die genaue Bestimmung der Gegenstände, 
die nachgedruckt werden können, »die verschiedenen Druck- und Vervielfältigungs- 
Arten, [...] auf welche das Nachdrucks-Verboth zu erstrecken sey«, als erster Punkt auf 
dem Arbeitsprogramm. Dies betraf nicht nur die Produkte der Druckpressen, sondern 
auch die Aufführungen, bei denen man sich einerseits am französischen Vorbild, an- 
dererseits an dem typischen Geschäft mit Dramen und Musikwerken orientierte. Die 
Betreiber der Theater bezahlten die Autoren für ihre Libretti, Noten oder Manuskripte, 
so dass sie diese aufführen konnten, bis sie auf anderem Wege an die Vorlagen kamen. 
Die befugte Aufführung wurde an die Zustimmung des Rechtsinhabers gebunden. 
Das Gesetz ordnete das Recht zum Druck und zur mechanische Vervielfältigung ei- 
ner auch handschriftlichen Schrift, Predigt, Vorlesung, von Notenwerken, technischen 
Zeichnungen, Karten und Gemälden nur dem Urheber derselben oder dem von diesem 
Befugten zu. Zur Aufführung von Musikwerken »im Ganzen oder mit unwesentlichen 
Abkürzungen« bedurfte es der Zustimmung des Urhebers. Schließlich sollte bei der 
bildenden Kunst dem Inhaber des Rechts die Möglichkeit vorbehalten werden, die me- 
chanische und auch die bloß handwerkliche Kopie zu untersagen. Zugleich orientierte 
sich auch die Rechtsdauer nicht mehr an der Veröffentlichung, der Erteilung eines 
Privilegs oder einem anderen Ereignis, sondern am Leben des Urhebers. Den Erben 
(Rechtsinhabern bei einer Abtretung) kam das gleiche Recht für die Dauer von dreißig 
Jahren nach dem Tod des Urhebers zu. Schließlich konnte nunmehr auch der Verfasser 


?°4 WADLE, Geistiges Eigentum I, S. 176. Wie sich aus den einzelnen Beiträgen im Rahmen der Beratung 
ergibt, wurden zahlreiche Gedanken aus der Diskussion um den Nachdruck berücksichtigt; vgl. auch die 
bei Savigny genannten Autoren, namentlich Pütter, Kant, Fichte, Hegel, Kramer, Neustetel und Schmid. 
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eines Werks, nachdem er das Recht abgetreten hatte, selbst zum Nachdrucker seiner 
eigenen Arbeit werden.?°° 

Übersetzungen wurden nach $ 4 in drei Fallgruppen aufgeteilt, wobei diese das terri- 
toriale Verständnis zeigen. Wenn der Autor sein Werk in einer Sprache veröffentliche, 
so beabsichtige er nur Rechtsschutz für das Gebiet zu erlangen, in dem die Sprache 
gesprochen werde. In diesem Fall seien Übersetzungen ohne Zustimmung des Autors 
zulässig. Anders seien Werke zu beurteilen, die in einer toten Sprache verfasst wurden 
und solche, bei denen der Autor die Veröffentlichung in mehreren Sprachen vorgesehen 
hatte. 

Bemerkenswert ist die Begründung zu $ 20, der die Kompositionen betraf. Hier 
hatte man sich offenbar an der Vorlage des Musikverlegerkartells von 1830 orientiert. 
Nicht nur die mechanische Kopie des Werkes, sondern auch Arrangements für einzelne 
Instrumente und sonstige Bearbeitungen waren, sofern sie »nicht als eigenthümliche 
Composition beobachtet werden können«, an die Zustimmung des Komponisten gebun- 
den. Für das eine sei eine künstlerische oder originelle »Gabe eigener Composition« 
erforderlich, für das andere nur die handwerkliche »Kenntniß der Musik«.”” Bei dem 
Tatbestandsmerkmal Eigentümlichkeit ist die Gesetzesmechanik bei den typischen 
Druckwerken bemerkenswert: $ ı betraf das Recht (oder allgemeine Verbot), eine 
bereits herausgegebene Schrift ganz oder teilweise erneut abzudrucken, $ 3 den erst- 
maligen Druck von Manuskripten oder Reden, $ 19 die Reproduktion von Noten. 
Eigentümlichkeit war keine gesetzliche Voraussetzung für ein exklusives Recht an 
einem Werk. Vielmehr war die Eigentümlichkeit im Zusammenhang mit der Verwen- 
dung fremder Vorlagen bedeutsam, deren Übernahme als zulässig galt, sofern die 
Vorlage zu einem eigentümlichen Werk verarbeitet wurde. 

Für Bilder und Skulpturen galt eine den Kompositionen vergleichbare Regelung, 
jedoch mit besonderen Bestimmungen zu der Rechtsdauer. Dieser Bereich war insge- 


?°6 Vgl. Allgemeine Press-Zeitung 1841, S. 66. 
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gen? Man war sich zwar im Klaren darüber, was man verbieten wollte, da die Beteiligten (pr. Justizminister, 
pr. Handelsminister und Verleger) den möglichen Gegenstand eines Musikstücks erkannten und Bear- 
beitungen einer Oper als solche einstuften. Jedoch stellte sich die Frage, ob die Veröffentlichung von 
Bearbeitungen sich auch unter das Tatbestandsmerkmal Eigentum oder, da es sich um einen Sachverhalt 
nach dem prALR handelte, unter das Tatbestandsmerkmal Nachdruck subsumieren ließ. Das Gericht, 
dessen Urteil Anlass für die Korrespondenz mit dem Ministerium war, hatte nur die Identität der Drucke 
überprüft und nicht auf das Abhängigkeitsverhältnis der Bearbeitung abgestellt. 1831 wurde in einer 
Diskussion über eine Gesetzesrevision zum Ausdruck gebracht, dass man die Rechte der Verleger sichern 
wollte, ohne jedoch dem Publikum die veränderten Arrangements zu entziehen. 
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samt sehr diffizil,”°® da noch mehr als bei der Musik fließende Übergänge jeder Art 
denkbar sind. Kupferstiche von Gemälden waren an die Zustimmung des Malers ge- 
bunden, künstlerisch eigenständige Neubearbeitungen hingegen nicht. Erfasst werden 
müsse la »conception«, die künstlerische Idee der Gestaltung, die das geistige Eigentum 
ausmachen soll. Das Recht sei dem Künstler zuzusprechen, der gerade (oder auch) 
mit Vervielfältigungen, etwa Lithographien oder Stichen, Einnahmen erwirtschaften 
wolle. In diesem Fall sei das Bild dem Buch gleichzusetzen. Karten oder vergleichbare 
Zeichnungen ohne besonderen künstlerischen Zweck hatte man gleich den Schrift- 
werken zugeordnet ($ 18, sofern sie ihrem Hauptzweck nach nicht als Kunstwerke zu 
betrachten seien). Diese Teilung hatte durchaus ihre Berechtigung, wenn man sich die 
Preisentwicklung für Originale betrachtet (wenn es Millionen Kopien von Cezanne 
gibt, steigt der Wert der Originale, selbst wenn man mit den Kopien auch Einnahmen 
erwirtschaften kann). Bei den Kunstwerken erschließt sich einiges aus der Rechtsdauer. 
Solange das Original noch im Eigentum des Urhebers war, durften keine Kopien ange- 
fertigt werden. Wurde es veräußert, war eine Anzeige beim Kuratorium der Künste 
über den Vorbehalt des Rechts der Vervielfältigung notwendig, womit ein zehnjähriges 
ausschließliches Recht der Vervielfältigung konstituiert wurde.”°? Mit dem Verbot 
sollte der Künstler auch ein Mittel gegen seinen Ruf beeinträchtigende Kopien oder 
Nachbildungen seines Werkes, auch bei Einzelstücken, erhalten (damit waren keine 
genauen Kopien, sondern insbesondere schlechte Kopierversuche gemeint). Für die 
Industrie gab es in $ 25 eine interessante Ausnahme: Die Benutzung von Kunstwerken 
als Muster war für Industrie, Gewerbe und Handwerk zulässig. 

Durch den wenige Monate nach Erlass des preußischen Gesetzes gefassten Bundesbe- 
schluss vom 9. November 1837 wurde den Mitgliedern des Bundes die Verabschiedung 
von Bestimmungen vorgeschrieben, nach denen alle innerhalb des Bundesgebietes 
erscheinenden literarischen Erzeugnisse und Werke der Kunst für mindestens zehn 
Jahre vom Jahr des Erscheinens (für die bereits erschienenen Werke vom Tage des 
Beschlusses) an nur mit Einwilligung des Urhebers mechanisch vervielfältigt werden 
durften: 


Art. ı Literarische Erzeugnisse aller Art, sowie Werke der Kunst, sie mögen 
bereits veröffentlicht seyn oder nicht, dürfen ohne Einwilligung des Urhebers, 
sowie Desjenigen, welchem derselbe seine Rechte an dem Original übertragen 
hat, auf mechanischem Wege nicht vervielfältigt werden. 


Art.2 Das in Art. ı bezeichnete Recht des Urhebers oder dessen, der das Eigentum 


?°® Es gelang 1870 nicht (entgegen der Planung), diese in das Gesetz zu integrieren, so dass zuerst nur 


Schriftwerke, Abbildungen, musikalische Kompositionen und dramatische Werke im Reichsgesetz geregelt 
waren. Die Trennung blieb bis 1965 bestehen. 

°% Die Problematik wurde auch in Frankreich und Großbritannien diskutiert; vgl. RiDEAU, Artistic 
Property, S. 249-251; DEAZLEY, Fine Arts Copyright, S. 311-313. 
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des literarischen oder artistischen Werkes erworben hat, geht auf dessen Erben 
und Rechtsnachfolger über, und soll, insofern auf dem Werke der Herausgeber 
oder Verleger genannt ist, in sämtlichen Bundesstaaten mindestens während 
eines Zeitraumes von zehn Jahren anerkannt und geschützt werden.”'° 


Dieses Recht wurde durch einen Bundesbeschluss vom 22. April 1841 auch auf die mu- 
sikalischen?"' und dramatischen Werke in der Weise ausgedehnt, dass den Urhebern 
solcher Werke auf zehn Jahre nach der ersten vom Urheber genehmigten oder veran- 
stalteten Aufführung ein Verbietungsrecht gegen unbefugte Aufführungen eingeräumt 
wurde. 

Am 19. Juni 1845 wurde für alle Bundesstaaten beschlossen: Das durch den Art. 2 
des Beschlusses vom 9. November 1837 für mindestens zehn Jahre vom Erscheinen 
eines literarischen Erzeugnisses oder Werkes der Kunst an zugesicherte Verbot des 
Nachdrucks und jede andere unbefugte Vervielfältigung auf mechanischem Wege wird 
fortan innerhalb des ganzen deutschen Bundesgebietes für die Lebensdauer der Urheber 
solcher literarischer Erzeugnisse und Werke der Kunst, und auf dreißig Jahre nach 
dem Tod derselben gewährt.”'” Die zivil- und strafrechtlichen Folgen des Nachdrucks 
wurden genauer umschrieben und die Vernehmung Sachverständiger zur Ermittlung, 
wann ein Verstoß vorliegt, angeordnet. 

Auf der Grundlage dieser Bundesbeschlüsse wurden einzelne landesrechtliche Rege- 
lungen bezüglich des literarischen und künstlerischen Eigentums erlassen. In manchen 


?1° Die Dauer wurde mit Rücksicht auf Württemberg, das sechs Jahre vorgeschlagen hatte, bestimmt; 


Allg. Press-Zeitung 1841, Sp. 387. 

Offenbar gab es 1841 noch oft zahlreiche konkurrierende Ausgaben bestimmter Kompositionen; vgl. 
KAWOHL/KRETSCHMER, Abstraction and Registration, S. 215, m. w. Nachw. 

”? Die zeitliche Begrenzung war auch in den anderen Staaten üblich. Bis auf Mexiko, Venezuela und 
Guatemala (vgl. OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, S. 52) sahen die Regelungen stets ein nur zeitlich 
beschränktes Recht von fünf bis zu achtzig Jahren vor. In Großbritannien wurde das Statute of Anne 
mehrfach geändert, insbesondere durch die Parlamentsentscheidungen vom 29. Juli 1814, 9. September 
1835, 28. Juli 1838, ı. Juli 1842, 10. Mai 1844 (über das Recht der Ausländer) und 14. August 1850. Dort war 
das Recht auf sieben Jahre nach dem Tod des Verfassers, maximal jedoch 42 Jahre ab der Veröffentlichung 
begrenzt. In Frankreich gab es seit 1791 eine ganze Reihe von Gesetzen und Dekreten (die wichtigsten 
vom 19. Juli 1793, 5. Februar 1810, 9. Januar 1828, 8. und 29. April 1854), die das ausschließliche Recht der 
Schriftsteller, Komponisten etc., ihre Werke auf französischem Territorium vervielfältigen und verbreiten 
zu lassen, anerkannten. Die Rechte waren vererblich, aber zeitlich begrenzt (auf Lebenszeit für den Autor 
oder seine Witwe, dreißig Jahre für die Kinder und zehn Jahre für andere Erben ab dem Tod des Autors 
oder dessen Ehegatten). In Belgien dauerten die Rechte des Autors und seiner Rechtsnachfolger nach 
dem Gesetz vom 15. Januar 1817 (zugleich Grundlage des Niederländischen Rechts) und dem Dekret vom 
21. Oktober 1830 bis 20 Jahre, in Spanien (Gesetz vom 10. Juni 1847) bis 50 Jahre, in Portugal (Gesetz vom 
8. Juli 1851) und Sardinien (Dekret vom 5. Februar 1828) bis 30 Jahre, in Russland (Ukas vom 21. Januar 
1846) regelmäßig bis 25 Jahre nach dem Tode des Autors. In den Vereinigten Staaten galt das Bundesgesetz 
vom 3. Februar 1831, nach dem jeder Autor, welcher Bürger und Einwohner der Vereinigten Staaten ist, 
28 Jahre lang ab der Registrierung seines Werkes das ausschließliche Recht zu dessen Veröffentlichung, 
Vervielfältigung und Verkauf erhielt. 
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Tabelle 6.3: Nachdrucksregelungen im Deutschen Bund 


Österreich 
Preußen 


Bayern 
Sachsen 


Hannover 


Württemberg 


Baden 


Hessen-Kassel 
Hessen-Darmstadt 


Holstein und Lauenburg 
Luxemburg 


Sachsen-Weimar-Eisenach 
Sachsen-Meiningen-Hildburghausen 
Sachsen-Altenburg 
Sachsen-Coburg-Gotha 
Braunschweig 

Nassau 

Mecklenburg 

Oldenburg 

Anhalt 

Schwarzburg 
Hohenzollern-Sigmaringen 
Hohenzollern-Hechingen 
Lübeck 

Waldeck und Pyrmont 
Lippe-Detmold 


Lippe-Schaumburg 
Reuß 

Liechtenstein 
Hessen-Homburg 
Bremen und Frankfurt 
Hamburg 


Gesetz vom 19. 10. 1846 

ALR Teil I, Titel 11, $$ 996 ff. 1794 
Gesetz vom 11. 6. 1837 

Gesetz vom 20. 2. 1854 

Gesetz vom 15. 4. 1840 


Gesetz und Verordnung vom 22. 2. 1844 


Gesetz vom 27. 7. 1846 
Ausschreiben vom 10. 11. 1825 
Verordnung v. 13. 12. 1837 
Verordnung vom 13. August 1845 
Provisorisches Gesetz vom 22. 7. 1836 
Gesetz vom 17. 10. 1838 

Gesetz vom 24. 8. 1845 

Bad. Landrecht 1810 

Verordnung vom 17. 9. 1847 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Gesetz vom 23. 9. 1830 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Arrette vom 23. 9. 1814 

Gesetz vom 25.1. 1822 


Großherzoglicher Beschluss vom 13. 7. 1838 


Gesetz vom 11. 1. 1839 
Verordnung vom 27. Mai 1829 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Verordnung vom 18. 9. 1828 
Gesetz vom 10. 2. 1842 

Edikt vom 4. und 5. Mai 1814 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 


Verordnung vom 31. 7. 1841 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Verordnung vom 18. 12. 1827 
Bundesbeschluss 1837 


Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Bundesbeschluss 1837 
Bundesbeschlüsse 1837, 1841, 1845 
Beschlüsse vom 16. 3. 1838, 25. 11. 1847 
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Staaten wurden trotz des Bundesbeschlusses keine Regelungen erlassen, während an- 
dere das preußische Gesetz übernahmen oder die Bundesbeschlüsse für anwendbar 
erklärten. In Preußen wurde das genannte Gesetz vom ı1. Juni 1837 nebst Instruktion 
vom 15. Mai 1838 und ein Gesetz vom 20. Februar 1854 erlassen. In Österreich erschien 
ein umfassendes Gesetz am 19. Oktober 1846, welches später auch auf Ungarn, Sieben- 
bürgen und Krakau ausgedehnt wurde. Im Königreich Sachsen wurden alle früheren 
Bestimmungen aufgehoben und zu dem Bundesbeschluss ein umfassender Zusatz 
nebst Ausführungsverordnung vom 22. Februar 1844, diese nochmals erweitert durch 
ein Gesetz vom 20. Juli 1855, erlassen. In Württemberg wurde das Rescript vom 25. 
Februar 1815, das ein individuelles Verbotsrecht von Privilegien abhängig machte, auf- 
gehoben, und es traten die Gesetze vom 17. Oktober 1838 und 24. August 1845 in Kraft. 
Im Kurfürstentum Hessen trat das Gesetz vom 13. Juli 1846 und eine Verordnung vom 8. 
Februar 1855 in Kraft. In Sachsen-Weimar trat das mit dem preußischen Gesetz von 1837 
wörtlich übereinstimmende Gesetz vom 11. Januar 1839 mit Ausführungsbestimmungen 
vom 7. Februar 1845 in Kraft. Diese Regelungen wurden teilweise durch internationale 
Konventionen einzelner Staaten etwa mit Großbritannien, Frankreich oder Sardinien 
ergänzt.” Die unterschiedlichen Regelungen verdrängten den Nachdruck inländischer 
Schriften in die Illegalität, bedeuteten das »Ende des Nachdrucks und die Begründung 
der modernen Urheberrechtsgesetzgebung«.”'* 

1857 wurde vom Börsenverein der deutschen Buchhändler ein Vorschlag für ein 
einheitliches Gesetz für den gesamten Bund ausgearbeitet und von der Frankfurter 
Sachverständigenkommission beraten. 1864 wurde das Ergebnis als Gesetzesentwurf 
der Bundesversammlung überreicht, aber nicht umgesetzt.” Das bayerische Gesetz 
vom 28. Juni 1865 übernahm den Frankfurter Vorschlag weitgehend unverändert. Die 
Literaturkonvention mit Frankreich vom 24. März 1865 war Grund für die Verabschie- 
dung des bayerischen Gesetzes und führte zu einigen geringfügigen Anpassungen des 
Entwurfs an die Konvention. 

1866 siegt Preußens über Österreich im Deutschen Krieg. Dies führte zur kleindeut- 
schen Reichseinigung. Das deutsche Kaiserreich wurde am 18. Januar 1871 nach dem 
Sieg des Norddeutschen Bundes und der mit ihm verbündeten süddeutschen Staaten 
im Deutsch-Französischen Krieg gegründet. Auf kleindeutscher Grundlage, also ins- 
besondere ohne Österreich und unter der Herrschaft der preußischen Hohenzollern, 
wurde der erste deutsche Nationalstaat gegründet. Grundlage der weitere Entwicklung 
im Bereich des Urheberrechts war das auf dem 1870 in Kraft getretenen Gesetzes des 
Norddeutschen Bundes als Reichsgesetz betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken, 
Abbildungen, musikalischen Kompositionen und dramatischen Werken (1871). 


”3 Vgl. zu den Nachdrucken etwa Wurm, Ausländischer Nachdruck. 
>44 GOLDFRIEDRICH, Bd. 4, S. 166 (Kapitelüberschrift). 
”5 BESELER, Privatrecht Bd. 2. (4. Aufl.), S. 952. 
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Es beruhte auf dem preußischen Gesetz von 1837. Mit dem neuen Gesetz sollte, wie 
Dambach ausführte, das bisherige Recht aufrecht erhalten, gepflegt und kodifiziert 
werden »und diejenigen Fragen, die sich in der Praxis von dreißig Jahren als kontro- 
vers herausgestellt haben, legislativ« entschieden werden. Es ging um die Abrundung 
des Rechts (wie den Nachdruck von Zeitungsartikeln, Übersetzungen, ausländische 
Werke) und nicht mehr um grundsätzliche Fragen. Es sollen alle interessierten Kreise, 
worunter er die Urheber, Verleger und den Handel verstand, befragt worden sein.” 
Karl Braun kritisierte, dass praktisch nur der Börsenverein Einfluss genommen hätte. 
Die Mitglieder des Reichstags dürften sich »nicht einseitig als Vertrauensmänner der 
Verlagsbuchhändler auffassen.«”” Das Urheberrecht würde als Monopol hauptsäch- 
lich den Verlegern dienen, den freien Handel behindern und zu einer Preissteigerung 
führen. Für die Interessen der Urheber sprach der Abgeordnete Franz Duncker, Ver- 
lagsbuchhändler von Beruf. Er brachte unter anderem vor, dass die Autoren das Recht 
benötigten, damit sie Einnahmen mit ihren Werken erzielen könnten. Wenn Autoren 
trotzdem schlecht verdienten, sei das ihr Fehler, denn sie hätten ja bessere Verträge 
schließen können. 

Wie das »Autorenrecht philosophisch zu begründen sei, und wie es sich zum positi- 
ven Recht« verhalte, sei mit seinem Gesetzentwurf zum ab 1871 im Reich geltenden 
Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Kompositionen und drama- 
tischen Werken nicht geklärt.”"® Das Recht der mechanischen Vervielfältigung stehe 
allein dem Autor zu. Es sei ein positiv anerkanntes selbständiges, vererbliches und 
übertragbares Privatrecht. Verstöße gegen das Recht waren zivil- und strafrechtlich 
sanktioniert. Besondere Anforderungen an die geistige Leistung wurden nicht gestellt. 
Nach der Regierungsvorlage sollten Anzeigen, Festprogramme, Auktionskataloge und 
andere schriftstellerisch gehaltslose Schriften keine Werke im Sinne des Urheberrechts 
sein, was jedoch gestrichen wurde.”'? Wenn die Industrie Kunstwerke zu industriellen 
Zwecken nutzen wollte, hatte der Künstler (noch) keine Rechte, sofern »diese Benut- 
zung sich lediglich als eine Nachbildung des Kunstwerks« darstelle.””° Diese Abgrenzung 
ließ sich 1870 noch nicht klären. 1876 trat dann ergänzend das Gesetz für Werke der 
bildenden Kunst in Kraft. Diesen Gesetzen folgte 1901 das Gesetz betreffend das Urhe- 
berrecht an Werken der Literatur und der Tonkunst (LUG) sowie das Gesetz betreffend 
das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie (KUG) von 
1907. Das LUG und das KUG wurde schließlich durch das Gesetz über Urheberrecht 


”° Reichstag des Norddeutschen Bundes am 21. Feb. 1870, Stenographische Berichte über die Verhand- 
lungen des Reichstages des Norddeutschen Bundes. I. Legislatur-Periode, Session 1870, S. 27 f. 

7 Reichstag des Norddeutschen Bundes am 21. Feb. 1870, Stenographische Berichte über die Verhand- 
lungen des Reichstages des Norddeutschen Bundes. I. Legislatur-Periode, Session 1870, S. 29. 

218 DDAMBACH, Entwurf des Urheberrechts, S. 225. 

*9 KLOSTERMANN, Gesetz vom 11. Juni 1870, S. 78. 

°*° DAMBACH, Entwurf des Urheberrechts, S. 228. 
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und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz - UrhG) von 1965, in Kraft seit 1966, 
abgelöst. 

Erweitert wurden die Urheberrechte durch internationale Abkommen, die ausländi- 
sche Urheberrechte verbürgten:””' Das bedeutendste ist die Berner Übereinkunft von 
1886, der auch das Deutsche Reich neben Belgien, Frankreich, Italien, Spanien, die 
Schweiz, Tunesien und Großbritannien als Gründungsmitglied beigetreten sind und 
das 1887 in Kraft getreten ist. Durch das TRIPS-Abkommen wurden die wesentlichen 
Bestimmungen der Revidierten Berner Übereinkunft in die WTO integriert. Art. 2 
RBÜ sieht vor, dass die einem der Unterzeichnerstaaten angehörigen Urheber oder 
ihre Rechtsnachfolger genießen in den übrigen Ländern für ihre Werke (sowohl für die 
in einem der Verbandsländer veröffentlichten, als für die überhaupt nicht veröffentlich- 
ten), diejenigen Rechte genießen, welche die betreffenden Gesetze den inländischen 
Urhebern einräumen oder in Zukunft einräumen werden. 
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Während bis zum Ende des 18. Jahrhunderts die rechtliche Konstruktion des Urheber- 
rechts, konkret die Abkehr vom Verlagseigentum hin zum Urheber als ursprünglichem 
Rechtsinhaber, ausgearbeitet war, wurden im 19. Jahrhundert die Rechte einschließlich 
des Persönlichkeitsrechts und die juristische Dogmatik spezifiziert.””* Dieser Prozess 
war in Deutschland verflochten mit dem Wandel der Gesellschaft, des Rechts und der 


?*! Das Urheberrecht in Deutschland und Österreich wurde fortlaufend geändert, an neue Vorgaben der 
internationalen Entwicklung angepasst, der Revidierten Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst in der Pariser Fassung (RBU, 1971), dem Welturheberrechtsabkommen (WUA, 
1952), dem Rom Abkommen über den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern 
und der Sendeunternehmen (RA, 1961), dem Genfer Tonträgerabkommen zum Schutz der Hersteller von 
Tonträgern (GTA), dem Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights (TRIPS, 
1994), den beiden am 20.12.1996 auf der Diplomatischen Konferenz der World Intellectual Property Orga- 
nisation (WIPO) beschlossenen Verträgen WIPO Copyright Treaty (WCT) und WIPO Performances 
and Phonograms Treaty (WPPT), sowie verschiedenen EU-Richtlinien, z.B. der Richtlinie 91/250/EWG 
von 1991 über den urheberrechtlichen Schutz von Computerprogrammen, der Richtlinie 92/100/EWG 
von 1992 über das Vermiet- und Verleihrecht und der Richtlinie 96/9/EG von 1996 über den rechtlichen 
Schutz von Datenbanken. Neben dem UrhG sind in Deutschland noch zu nennen: Patentgesetz (PatG), 
Gesetz über den rechtlichen Schutz von Mustern und Modellen (Geschmacksmustergesetz - GeschmMG), 
Gebrauchmustergesetz (GebrMG), Sortenschutzgesetz (SortSchG) Gesetz über den Schutz der Topogra- 
phien von mikroelektronischen Halbleitererzeugnissen (Halbleiterschutzgesetz - HalblSchG), Gesetz über 
den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen (Markengesetz - MarkenG) und Gesetz betreffend 
das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie (Kunsturheberrechtsgesetz - 
KunstUrhG/KUG). 

= Den Verlauf der Gesetzgebung im 19 Jahrhundert stellt OsTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, 28 ff., 
dar, der allerdings mit seiner auf ein eigentumsgleiches Recht ausgerichteten Argumentation (vgl. etwa 
die unzutreffenden Ausführungen auf $. 46 zum Privilegienwesen) mit Vorsicht zu genießen ist. 
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Rechtswissenschaft, mit einem geänderten Verständnis von dem Staat, der Regierung 
oder dem Bürger. Der Einwohner wurde aus den vielen (oft Zwangs-)Gemeinschaften 
wie dem Stand, der Zunft oder dem Gut entlassen und zum staatsunmittelbaren Indivi- 
duum, das formal gleich, frei und rechtsfähig war. Die Änderungen bedeuteten eine 
Stärkung des Staates, da die Rechte der Stände, Zünfte, Gutsherren oder der Kirche 
beschnitten wurden. 

Preußen war bei den Reformen gegenüber den meisten mitteleuropäischen Staa- 
ten ein Nachzügler, der englische Liberalismus in nationalökonomischer Hinsicht 
das Vorbild. Nach der Katastrophe 1806/7 war es für die preußische Regierung eine 
zwingende Herausforderung, eine moderne Ordnung zu schaffen, die die Einwohner 
zu Staatsbürgern machte und die Wirtschaft in außergewöhnlichem Maße förderte. 
Keine leichte Aufgabe: Einerseits war der Staat auf die ihn tragenden Schichten wie 
etwa die Gutsherren und Zünfte angewiesen, die weiterhin auf ihren ständischen Son- 
derrechten beharrten, andererseits sollten genau diese Schichten durch noch nicht 
vorhandene staatsunmittelbare Wirtschaftsbürger ersetzt werden, was die Aufhebung 
der Sonderrechte und eine liberale Wirtschaftsverfassung voraussetzte. Man kann die 
Geschichte als einen Kampf der Klassen, der Religionen, der Geschlechter, der Rassen 
oder der Nationen auffassen; innerhalb der Gesellschaft kam es jedenfalls zu einer 
Ökonomisierung, die die persönliche Leistung in das Zentrum stellte. Die Möglichkei- 
ten des Fortkommens in der Gesellschaft hatten sich gewandelt, denn »das eigentliche 
Bürgertum, Geld und Geist,«’” übernahm mit mehr oder minder laut geäußertem 
Anspruch die Führung. Erst jetzt, nachdem die Trennung zwischen der städtischen 
Wirtschaft und dem Land endete, errangen das römische Recht und die am Handel 
und den Marktinteressen orientierte Organisation den absoluten Vorrang. Auch das 
Verbot des Nachdrucks, dessen Wurzeln in den städtischen Monopolen liegen und 
dessen Weiterentwicklung durch die Aufklärung gehemmt wurde, erlebte zeittypische 
Modernisierungen und wurde in ein allgemeines Gesetz überführt. Die Verwertung 
der geistigen Leistung war im 19. Jahrhundert zumeist an den Staat, die kapitalintensive 
Industrie oder den Wissenschaftsbetrieb gebunden. Das geistige Leistungspotential 
wurde als Wettbewerbsfaktor immer bedeutender, wobei mangels anderer, innerhalb 
einer angemessenen Zeitspanne prüfbarer Kriterien nach und nach vor allem ein mit 
Noten fein abgestuftes Schul- und Universitätssystem und andere Titel, Diplome oder 
Auszeichnungen sich als Maßstab etablierten. Im 19. Jahrhundert konnte der wissen- 
schaftliche Titel für die hervorgehobene Position entscheidend sein (wie überhaupt die 
wissenschaftliche Spezialisierung in großen Schritten voranschritt und Studien- und 
Forschungsschwerpunkte einzelner Disziplinen zu uneinheitlichen, oft unvereinbaren 
Blickwinkeln und Standpunkten führten). Die Bildungsberufe der geistigen Arbeiter 


°3 SPENGLER, Untergang des Abendlandes, S. 1003. 
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versprachen ein überdurchschnittliches Einkommen. Dem Bildungsbürgertum bo- 
ten sich auch Aufstiegschancen in der staatlichen Verwaltung. Nicht mehr der Adel, 
sondern insbesondere eine akademische Fach- oder Berufsausbildung sowie eine hu- 
manistische Bildung schufen die Möglichkeit, Ämter zu erlangen. Die Verbindung von 
Besitz und Bildung war die Qualifikation für die Zugehörigkeit zur oberen Schicht. 
Umgekehrt hatte die sogenannte Intelligenz bis zur Revolution 1848 außerhalb des 
Beamtenwesens keine nennenswerten politischen Mitspracherechte.”** 

Das zünftige Kleingewerbe verlor mit fortschreitender Industrialisierung und Ka- 
pitalisierung seinen Einfluss. Handwerker, Künstler oder Krämer gehörten wie das 
Dienstgesinde zu der niederen Schicht. Mit dem Machtverlust des Handwerks verloren 
die körperlichen Tätigen ihre Ausschließlichkeitsrechte, mit dem Machtgewinn der 
geistigen Tätigen gewannen diese neue Ausschließlichkeitsrechte hinzu. Während in 
den Zunft- und Gildezeiten die Städte mit den lokalen Monopolen agierten und so die 
Stadtbürger über die höheren Preise langfristig die ökonomischen Gewinner gegenüber 
den Bauern (und auch Grundherren) waren, erhob sich nun das Großbürgertum. Die 
Rechtsetzungsmacht des Kleingewerbes hatte auf der Autonomie der Städte beruht, 
in denen die Handwerker den Großteil der Bevölkerung ausmachten. Je mehr die Ge- 
sellschaft sich in eine wirtschaftlich freie Gesellschaft verwandelte, desto bedeutungs- 
und auch wertloser wurden die meisten Privilegien.””® Die »Bourgeoisie«, wie Marx 
und Engels das Bürgertum bezeichneten, drängte »alle vom Mittelalter her überlieferten 
Klassen in den Hintergrund.« An die Stelle der »zahllosen verbrieften und wohlerworbe- 
nen Freiheiten« trat die Handelsfreiheit, der Markt und der Wettbewerb.?”° Exklusive 
Vorrechte, nach denen der Berechtigte anderen den Betrieb eines Gewerbes untersagen 
oder sie beschränken konnten, wurden nach und nach beseitigt.’”” Dies jedoch nur 
teilweise. Die Dampfmaschine ebnete den Weg für die industrielle Produktion, die (nun 
nicht mehr nur im Buchmarkt) aufgrund fallender Grenzkosten und gänzlich anderen 
Kapazitätsgrenzen bei der Produktion nach einem möglichst effizienten und weiträu- 
migen (Eisenbahn) Absatzschutz für ihre Produkte suchte. Ausschließlichkeitsrechte 
tragen immer die Chance auf Marktmacht in sich, können deshalb den finanziellen 
Ertrag potenzieren und verbessern so die Wettbewerbslage des Inhabers. So bildeten 
sich Interessensgruppen, die die Bedeutung gerade ihrer Leistung hervorhoben, auf 
ihre missliche Lage, eingeengt zwischen dem Staat und dem Kapital, hinwiesen und auf 
entsprechende Rechte drängten. Der Handel und die industriellen Gewerbe gewannen 
»eine so riesenmäßige Ausdehnung, so daß sie, die sich früher anderen Verhältnissen unter- 


’*4 KOSELLECK, Preußen zwischen Reform und Revolution, S. 91-107. 


KOSELLECK, Preußen zwischen Reform und Revolution, S. 105. 
MARKX/ENGELS, Kommunistisches Manifest, S. 4 f. 
DERNBURG, Obligationenrecht, S. 943. 


225 
226 


227 


374 6 Das Buch, sein Geistiges 


ordnen mußten, [...] Geseze vorschreiben« konnten.?”® Der Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels wurde nach Inkrafttreten der Landesgesetze zum Nachdruckverbot zur 
treibenden Kraft auch im internationalen Bereich.” 

Nachdem der gesamte Grund und Boden aufgeteilt und im Laufe des 19. Jahrhun- 
derts das Untereigentum abgeschafft war, wurde ein Großteil der Bevölkerung zu nur 
noch vertraglich geduldeten Personen, deren Bleibemöglichkeit von der Fähigkeit, die 
Miete oder Pacht aufzubringen, abhing. Auch bei den anderen körperlichen Gütern 
reduzierte sich die Möglichkeit, diese zu erlangen im Wesentlichen auf den marktwirt- 
schaftlichen Vertrag (oder die Erbschaft), der vertragsfähige Individuen voraussetzt. 
Es verblieb jedoch der scheinbar unendliche Bereich der geistigen Güter, die noch 
nicht der Marktwirtschaft eingegliedert waren. In dieser »materialistischen Zeit« sah 
sich die Rechtswissenschaft aufgrund juristischer Logik gezwungen, für unkörperliche 
Gegenstände eine »intellectuelle Existenz anzuerkennen,« weil die materiellen Interessen 
sie dazu drängten. Man erblickte vor sich ein weites Gebiet »voll der schönsten realen 
Vortheile, welche aber lediglich um den Preis der Anerkennung einer idealen Existenz in 
vollen wissenschaftlichen Besitz genommen werden« konnte.”?° Die neuen Sonderrechte 
durften nicht mehr an die bloße spezifizierte Tätigkeit, das verknöcherte Zunftsystem, 
anknüpfen, sondern benötigten eine andere Form der Legitimation und Abgrenzung.??' 
Diese wurde in der geistigen Leistung gesehen. Ähnlich wie bei den Zünften war dies 
ein schleichender, zumeist unbeachteter und diffuser Hintergrundprozess, der eine 
neue Werteordnung schuf und damit auch eine andere wirtschaftliche Bewertung 
zuließ. Ein außerordentlicher Gewinn, der auf dem Zusammenwirken der durch die 
industrielle Produktion möglichen Skalenvorteile und dem durch ein Monopol gesi- 
cherten Absatz beruhte, wurde als gerechtfertigt, nach der aufkeimenden und mit der 
medialen Überzeugungsbildung erzeugten Gerechtigkeitsvorstellung als berechtigt, 
angesehen, sofern er sich auf eine geistigen Leistung zurückführen ließ. 


6.4.1 Wandelungen der juristischen Lehre 


Ende des 18. Jahrhunderts erlebte die als Naturrecht bezeichnete Methode einen Wech- 
sel, wobei die unterschiedlichen Abschnitte sich nicht klar voneinander abgrenzen 
lassen und fließende Übergänge aufweisen. Für das Recht bedeutete dies eine Vielzahl 
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v. ROTTECK, Allgemeine Geschichte. Bd. 10, S. 2. 

°?9 DAMBACH, Entwurf des Urheberrechts, S. 229; WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 182; 
BANDILLA, Urheberrecht im Kaiserreich, S. 24, 36. 

3° KUNTZE, Wendepunkt, S. 43 f. 
1833 schrieb beispielsweise MoHL, Polizei-Wissenschaft, S. 263, 276, dass angesichts der allgemeinen 
Vorteile des Wettbewerbs die einzige zulässigen Monopole das Nachdruckverbot sowie die Einführungs- 
und die Erfindungspatente seien (was inhaltlich der englischen Rechtsprechung und Gesetzgebung aus 
dem Jahr 1623 entsprach). 
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von Legitimationskrisen, die vor allem auf der individualistischen, späteren Natur- 
rechtslogik beruhten. Das Recht als nicht selbstverständliches oder naturgegebenes 
Mittel der Herrschaft, der Macht und des Zwangs wurde vollständig in Frage gestellt. 
Was gab beispielsweise einem Mitglied der Gesellschaft das Recht, eine Heiratserlaubnis 
zu erteilen oder zu verweigern, wenn die Heiratswilligen nur durch ihre Geburt in 
ihrer Freiheit beschränkt und dem fremden Willen unterworfen waren? 

Die Bezeichnung Naturrecht wurde für zwei gänzlich unterschiedliche Konzepte 
verwendet. Es war ein Wandel von der Betrachtung der Natur der Sache hin zu einem 
vor allem von Kant hervorgerufenen Vernunftrecht, in dem der Mensch zum Zweck des 
Rechts wurde. Dem Vernunftrecht folgte alsbald die historische Rechtsschule, die sich 
in die römisch-rechtliche Pandektenwissenschaft und eine germanische Schule spalte- 
te. 1812 gab es in Mitteleuropa drei große Gesetzbücher: Das preußische Allgemeine 
Landrecht, der französische Code Civil (1804) und das österreichische Allgemeine Bür- 
gerliche Gesetzbuch (ABGB). Das ABGB wurde mit dem Patent vom ı. Juni 1811 erlassen, 
»um den Bürgern volle Beruhigung über den gesicherten Genuß ihrer Privat-Rechte zu 
verschaffen, nicht nur nach den allgemeinen Grundsätzen der Gerechtigkeit, sondern 
auch nach den besonderen Verhältnissen der Einwohner bestimmt«. Der Gesetzestext 
wurde den Einwohnern der Habsburgermonarchie »in einer ihnen verständlichen Spra- 
che bekannt gemacht«, ein glücklicher Zustand für die Bevölkerung, wenn man die 
für die Allgemeinheit unverständliche Pandektenwissenschaft der deutschen Juristen 
betrachtet.”®* Es trat zum ı. Januar 1812 in Kraft und gilt in weiten Zügen noch heute. 
Unger”? veröffentlichte 1855 einen Aufsatz, der die Entwicklung der Rechtslehre in 
Österreich in der Zeit von 1800 bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts nachzeichnete. Nach 
Unger sollen sich im Zusammenhang mit der österreichischen Zivilrechtskodifikation 
in der Rechtswissenschaft und Rechtslehre drei Perioden unterscheiden lassen. Die 
erste Periode sei die Zeit, in der sich das Naturrecht durchgesetzt und schließlich zum 
Erlass des ABGB geführt hatte. Die zweite Periode begann mit der Kodifizierung der 
bürgerlichen Rechte im ABGB. Die Juristen hätten sich in der Lehre in erster Linie 
auf die Anwendung und Auslegung des Gesetzes konzentriert. Sie wurden anhand 
des Gesetzes ausgebildet, in dem sie das Alpha und das Omega erblickt hätten. Statt 
mit einer eigenen Theorie an das Gesetzbuch heranzugehen, wurde aus dem Gesetz- 
buch die Theorie gebildet. Es sei mechanisches Reproduzieren gewesen, fruchtlose 


3° Auch das prALR war in deutscher Sprache verfasst. Es sollte keine Geheimwissenschaft der Juristen 


sein. »Auf Meinungen der Rechtslehrer, oder ältere Aussprüche der Richter, soll, bey künftigen Entschei- 
dungen, keine Rücksicht genommen werden«, wie esin lı $ 6 prALR hieß. An die Stelle des Corps 
unnützer Advocaten sollten »geschickte Kaufleute, Fabricanten und Künstler« treten, von denen sich »der 
Staat mehr Nutzen zu versprechen hat«, wie Friedrich II. es 1780 anordnete; KOSELLECK, Preußen zwischen 
Reform und Revolution, S, 37. 

33 UINGER, Österreichisches Privatrecht 1, S. 635-650, = Schletter’s Jahrb. d. deutsch. Rechtswissenschaft 
I (1855), S. 353 ff. 
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Wortbeutelei, bei dem das Gesetz den Horizont vorgegeben habe. Die österreichische 
Rechtswissenschaft habe so sich zur bloßen Gesetzeskenntnis zurückgebildet, die keine 
kritische Würdigung des Gesetzes zuließ. Die Quellen des römischen Rechts seien 
kaum noch an den Universitäten gelehrt worden. Die Literatur habe eine unerquickli- 
che Periode durchlebt: »eine trockene kurzgefasste exegetische Glosse zu jedem Paragraph 
mit summarischer Angabe der Ansichten anderer Schriftsteller, darauf berechnet, das 
Studium so bequem und leicht als nur möglich zu machen«, darauf hätten sich nahezu 
alle österreichischen Wissenschaftler beschränkt.”* Es war die stofllich begrenzte Auf- 
gabe, den Sinn der Normen und Institute zu erfassen, zu erläutern und systematisch 
zu ordnen. In Deutschland hätte es hingegen zur gleichen Zeit erhebliche Fortschritte 
in der Rechtswissenschaft gegeben, etwa von Dabelows und Thibauts Interpretationen 
der Justinianischen Rechte zu der Pandektenwissenschaft Savignys und Puchtas.? 
In der dritten Periode ab 1848 sei das Naturrecht in seine Schranken zurückgewiesen 
worden. Das römische und deutsche Recht wurde zum Gegenstand des Studiums. Die 
in Preußen und Frankreich auf das Privatrecht angewandte rechtshistorische Methode 
wurde adaptiert und habe auch in Österreich den Sieg über die exegetische errungen. 
Für Warnkönig?° war die Entwicklung in Österreich hingegen selbstverständlich: Ist 
das Recht kodifiziert, erfolge die wissenschaftliche Erfassung und die systematische 
Kenntnis des Rechts vorzugsweise durch die Exegese. Liegt hingegen eine unendliche 
Mannigfaltigkeit einzelner Rechtssätze vor, müsse das Verfahren ein dogmatisches 
sein. 

Die erste Periode, die Zeit vor und kurz nach Erlass des ABGB, habe im Zeichen der 
Herrschaft des Naturrechts gestanden. Das römische Recht wurde nach dem damaligen 
Verständnis rezipiert. Die Juristen wurden in der Schule des gemeinen Rechts gebildet 
und hatten an der Kodifikation des ABGB mitgewirkt. Durch das ABGB wurden das 
gemeine Recht sowie einige weitere Gesetze außer Kraft gesetzt. Bei der Ausarbeitung 
der Regelungen wurde Wert aufein abgeschlossenes System gelegt. Es sollte erschöpfend 
für jeden denkbaren Streitfall eine juristische Lösung bieten und die freie richterliche 
Wertung weitgehend begrenzen. Die ersten Paragraphen schreiben vor, wie man das 


234 TUNGER, Österreichisches Privatrecht ı, S. 635 f., 640 f., 646. 

”35 1838 veröffentlichte Puchta sein Pandektenlehrbuch, 1839 Kierulff seine Theorie; 1841 erschien der 
erste Band von Savignys System, 1841 Puchtas Institutionen und 1844 Puchtas Pandekten. Savigny, der 1842 
von Friedrich Wilhelm IV. zum preußischen Großkanzler ernannt wurde, war wohl der einflussreichste 
deutsche Rechtswissenschaftler im 19. Jahrhundert. Die maßgeblich von ihm durchgesetzte historische 
Rechtsschule und Pandektenwissenschaft orientierten sich am römischen Recht, verbunden mit einem 
hohen Grad an Abstraktion und Systematik, der die Anwendung des Rechts praktisch den Juristen 
vorbehielt. Savignys politische Ansichten etwa im Hinblick auf die Leibeigenschaft, die Zensur, die Rechte 
der Juden oder sein frauenfeindliches Ehegesetz haben seinem Ruf als einer der bedeutendsten Juristen 
keinen Abbruch getan. Heine, der selbst Jura studierte, nannte Savigny einen süßlichen Troubadour der 
Pandekten und das Korpus Juris die Bibel des Egoismus. 

236 WARNKÖNIG, Juristische Encyclopädie, S. 86. 


6.4 Persönlichkeitsrecht und Immaterialgut 377 


Gesetz anzuwenden hat, und sehen eine enge Bindung an den Wortlaut vor. Nach $ 7 
ABGB muss, wenn ein Rechtsfall »weder aus den Worten, noch aus dem natürlichen 
Sinne eines Gesetzes« entschieden werden konnte, zunächst »auf ähnliche, in den 
Gesetzen bestimmt entschiedene Fälle, und auf die Gründe anderer damit verwandten 
Gesetze Rücksicht genommen werden. Bleibt der Rechtsfall noch zweifelhaft, so muß 
solcher mit Hinsicht auf die sorgfältig gesammelten und reiflich erwogenen Umstände 
nach den natürlichen Rechtsgrundsätzen entschieden werden.« Das Naturrecht war 
zur Schließung eventueller Gesetzeslücken, die auch nicht durch Analogien behoben 
werden konnten, anzuwenden.”?7 

Ab 1810 sah der österreichische Studienplan das Naturrecht als Zentrum der Ausbil- 
dung vor. Das Naturrecht jener Zeit (das nach der Theorie ohne Unterschied des Orts 
und der Zeit auf alle gleich anzuwenden war) sei ein vages, rein äußerliches Raisonne- 
ment über Dinge gewesen, deren innerstes Wesen der Schule fremd blieb, kritisierte 
Unger.3® Die naturrechtlichen Erörterungen wären aber notwendig gewesen, da das 
Individuum missachtet wurde, ein Befehl höheren Ortes Mitglieder der niedrigeren 
Stände ihrer Freiheit berauben konnte, Leibeigenschaft und verknöcherter Zunftgeist 
in der Blüte standen, das Recht also bloßes Produkt der beliebigen Willkür einer Person 
gewesen sei. Zu dieser Zeit flüchteten die Autoren, die den Sinn für Menschenwürde 
und Unabhängigkeit nicht verloren hätten, sich in einen idealen Naturzustand, in 
dem die angeborenen und unveräußerlichen Rechte dargestellt wurden, um darauf 
hinzuweisen, dass der Staat nicht berechtigt sei, diese Rechte dem Bürger zu entrei- 
ßen: »Den letzten Schutt des Mittelalters mit kräftiger Hand hinwegzuräumen, Luft und 
Licht für einen neuen geistigen Bau zu schaffen, das war die welthistorische Mission des 
Naturrechts.«”° Ähnlich wie Unger formulierte Bluntschli, der zugleich bedeutende 
Änderungen aufzählte: »Unsere Zeit hat viel mittelalterliches Recht weggeräumt und 
gröszeren Theiles wohl daran getan. Die gänzliche Aufhebung der Leibeigenschaft, die 
Ausbreitung des Privatrechtes über alle Stände, die Befreiung des Bodens von ewigen 
Lasten, die sorgfältige Ausscheidung des Privatrechtes und des öffentlichen Rechtes, die 
Beseitigung der letzten Ruinen des beide verbindenden Lehensrechtes, die noch störend 
der Bewegung der Gegenwart in dem Wege lagen, sind wirkliche Fortschritte in der Ent- 
wicklung der Privatwohlfahrt, welche das Privatrecht ordnet und schützt, ungeachtet die 


°37_ HÖPFNER, Naturrecht 5. Aufl., $ ı: Der unmittelbare praktische Nutzen der natürlichen Zwangsgesetze 
liege darin, dass man mit ihnen »Streitigkeiten unter Völkern und Regenten, auch unter den Mitgliedern 
eines Staates alsdann entscheiden kann, wann die bürgerlichen Gesetze von dem Fall schweigen. « 

238 UNGER, Österreichisches Privatrecht 1, S. 643 £. 

239 TNGER, Österreichisches Privatrecht ı, S, 645. Der »Schutt des Aberglaubens« war nach der Ansicht 
von HUFELAND, Grundsatz des Naturrechts, S. 1, jedenfalls in der Wissenschaft bereits 1785 fast vollständig 
fortgeschafft. 
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Reform nicht eine völlig reine gewesen und daher nicht frei geblieben ist von revolutionären 
Mängeln und reactionären Störungen. ’*° 

Das römische Recht bildete das Fundament der Debatte während des 19. Jahrhun- 
derts. Im klassischen Pandektensystem gab es das Personenrecht als eigenständigen 
Oberpunkt nicht, sondern nur die Abschnitte Allgemeiner Teil, Sachenrecht, Schuld- 
recht, Familienrecht und Erbrecht.”* Rechte an der eigenen Person hatten die Römer 
nicht entwickelt, und sie sprachen nur manchen Menschen Rechte zu.”** Nach der 
Rechtsanschauung in der klassischen römischen Zeit war eine Person (persona) ein 
Mensch. Jedoch umfasste der Begriff nicht die Rechtsfähigkeit (Persönlichkeit im ju- 
ristischen Sinne), was für jede Menschengruppe gesondert beantwortet wurde. Auch 
der Begriff status erfasste nicht die Rechtsfähigkeit. Der Status Libertatis unterschied 
zwischen den Freien und den Unfreien, der Status Civitatis über die Bürgerrechte und 
der Status Familiae über die Zugehörigkeit zu einer Familie (mit der Folge, dass der 
Hausherr die Rechte der Familienmitglieder auf sich vereinte). Sklaven waren unfrei, 
galten rechtlich als Sachen.” Hegel umschrieb dies wie folgt: Das »sogenannte« römi- 
sche Personenrecht stufte einen Menschen »erst mit einem gewissen Status« als Person 
ein. In den rechtlichen Bestimmungen sei die Persönlichkeit gegenüber der Sklaverei 
nur ein Zustand, der das »Recht an Sklaven, wozu ungefähr auch die Kinder gehören«, 
den Zustand »der Rechtlosigkeit (capitis diminutio) [und] die Familienverhältnisse« 
betreffe.”** Persönlichkeit sei ein Rechtsbegriff: Man sehe es dem einzelnen Menschen 
nicht an, so Gierke, »ob er Person ist oder nicht (z. B. Sklave)«.’* 

Auch im prALR spiegelte sich dieses Verständnis des rechtlichen Begriffs der Person: 
»Der Mensch wird, in so fern er gewisse Rechte in der bürgerlichen Gesellschaft genießt, 
eine Person genannt«, lautete 11 $ ı des prALR.”*° Der juristische Status aller Menschen 


4° BLUNTSCHLI, Privatrecht 2. Aufl., S. v. 


In den Lehrbüchern der Pandekten war das Personenrecht Bestandteil des Allgemeinen Teils und 
behandelte vor allem das Namensrecht und die Rechts- und Geschäftsfähigkeit der natürlichen und der 
im 19. Jahrhundert aufblühenden juristischen Personen. 

*#° KASER, Römisches Recht, S. 273. 
KAsER, Römisches Recht, S. 270-272. 
HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 120-122, $ 40. 
GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 268. 
Nach $ 15 des österreichischen ABGB beziehen die »Personen-Rechte« sich »theils auf persönliche 
Eigenschaften und Verhältnisse; theils gründen sie sich in dem Familien-Verhältnisse.« $ 16 ABGB 
bestimmte ferner, dass »jeder Mensch angeborne, schon durch die Vernunft einleuchtende Rechte habe« 
und daher als eine Person zu betrachten sei. Sklaverei oder Leibeigenschaft, und die Ausübung einer darauf 
sich beziehenden Macht, waren verboten. Dies waren Grundrechte, die sich in einem Gesetzbuch über die 
zivilrechtlichen Verhältnisse der Bürger fanden; dies nicht ohne Grund, wie die an das Grundeigentum 
geknüpfte Erbuntertänigkeit zeigt. Sklaverei gab es in Österreich nicht, und die Leibeigenschaft, genauer die 
Erbuntertänigkeit, wurde bereits 1781 unter Joseph II. aufgehoben. In Preußen wurde die Erbuntertänigkeit 
mit dem Oktoberedikt 1807 aufgehoben. 
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als Person, also als Mensch rechtsfähig zu sein und Rechte und Pflichte innehaben 
zu können, wurde in Deutschland nach der französischen Revolution immer drin- 
gender. Dem ständischen Denken, nach dem der eine Stand Rechte und Pflichten, 
der andere nur Pflichten hatte, wurde in der Aufklärung das Ende bereitet. Christof 
Martin Wieland ließ eine fiktive Königin Elisabeth - als Alternative zur Revolution 
- darlegen, es sei anerkannt, dass »der absoluteste Monarch Pflichten, das dienstbars- 
te aller Völker Rechte habe: aber worin diese Rechte und Pflichten eigentlich bestehen, 
wie weit sie sich erstrecken, in welchen Grenzlinien sie eingeschlossen sind, und was für 
Einrichtungen getroffen werden müssen, um dem Volke den vollen Genuß seiner Rechte 
zu verschaffen, und die Regenten zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten; darüber hat 
man sich immer mit verworrenen und schwankenden Vorstellungen beholfen; darüber 
ist sogar absichtlich und geflissentlich alle mögliche Dunkelheit verbreitet worden. |...] 
Die magischen Täuschungen, womit man bisher andere und sich selbst betrog, lassen sich 
nur in einem Nebel spielen, den die Vernunft endlich zerstreut hat ...«’* Im Sinne des 
Gesellschaftsvertrages (dessen fiktiver Inhalt nach vernünftigen Grundsätzen bestimmt 
wurde) war die Herrschaft des Monarchen zulässig und rechtmäßig, wenn er seine sich 
aus diesem Vertrag ergebenden Rechte und Pflichten beachtete.”* Die Legitimität der 
Herrschaft setzte deshalb die Wahrung der angeborenen Rechte voraus, deren Inhalt 
aber nicht genau bestimmt war. 

Im letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts gab es bereits viele neue kantianische 
Naturrechtssysteme, von denen man sich aber schon nach dem Ende der sogenannten 
(französischen) Fremdherrschaft ebenso wie von dem Code Civil (sieht man von Baden 
und den linksrheinischen Gebieten ab) wieder löste. Es wurden jedoch auch noch 
1830 und später”? Lehrbücher zum Naturrecht veröffentlicht, die in der typischen, in 
kurze Paragraphen aufgeteilten Darstellungsart eine aus heutiger Sicht ungeordnete 
Mischung von Philosophie, Geschichte, Pflichten- und Tugendlehre oder Rechtsan- 
wendung darstellten. Während Savigny als Quellen der Rechtserkenntnis (vorrangig 
römische) Gesetze, Gewohnheitsrecht, wissenschaftliches Recht, Edikte, Dekrete etc. 
aufführte, gehörten nach Hoffbauer”° zu den vorzüglichsten Hilfsquellen des Natur- 
rechts die politische Geschichte und die Kirchengeschichte, die Statistik, die Kenntnis 
der positiven Gesetze und die angewandte Pflichtenlehre. Diese Untersuchungen setz- 
ten zwangsläufig gewisse Annahmen (a priori) voraus, führten im Detail jedoch zu 
vollkommen willkürlichen Ergebnissen. 1857 übte Jhering wie viele andere aus der 
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damaligen dogmatisch-juristischen und zugleich elitären Warte harsche Kritik an 
den naturrechtlichen Erörterungen: Im Naturrecht habe sich »das Unvermögen« ge- 
brüstet, es sei eine unglaubliche »Summe von Oberflächlichkeit und Abgeschmacktheit« 
produziert worden, aus dem sich nur mit der Zeit ein Kern herausgebildet habe.”' 
Diese Kritik fußte auf dem gefestigten Fundament eines Systems, in dem sich die 
Juristen eine Repräsentativfunktion für das Volk (dem ähnlich wie der Nation nach 
der französischen Revolution ein eigenes Wesen zugeschrieben wurde) anmaßten und 
stellvertretend für das Volk das Recht ermittelten, so wie dies Savigny 1814 als eine 
Form der gesellschaftlichen Arbeitsteilung darstellte: Das Recht werde in dieser Ar- 
beitsteilung »ganz auf organische Weise, ohne eigentliche Willkühr und Absicht«, von 
den Juristen gefunden, geordnet und geformt.”°” Das Recht beruhe auf der »Aner- 
kennung des Volksrechtsbewußtseins durch die Rechtsverständigen als Repräsentanten 
des zum Sachverständigenstandpunkt erhobenen Volksbewußtseins«, so etwa Ortloff 
1861. Allerdings wandelte sich Jherings Einstellung: 1872 kritisierte er die »herrschen- 
de Savigny-Puchtasche Theorie«, die von der Entstehung des Rechts nur zu berichten 
wisse, dass die »Bildung des Rechts ganz so schmerzlos vor sich [gehe], wie die der Spra- 
che oder der Kunst«, und so den irreführenden Eindruck eines natürlichen Wachsens 
vermittle. Die Schaffung der Normen sei wie die Geltendmachung von Ansprüchen in 
Gerichtsverfahren ein heftiger Machtkampf.”°* Die ökonomischen Vorstellungen der 
(die privatrechtlichen Ansprüche im Prozess geltend machenden) Juristen haben auf- 
grund des Denkens in individuellen Ansprüchen allerdings eine rein auf individuellen 
Gewinn abzielende Bestimmung. Das in einem Rechtsverhältnis maßgebliche subjekti- 
ve Recht manifestiert sich als rechtlicher Anspruch auch erst, wenn es verletzt, bezweifelt 
oder bestritten wird.”°° Im Zustand der Unverletztheit ist das subjektive Recht jedoch 
nicht mehr als eine bloße Möglichkeit der praktischen Äußerung, indem im Zweifel der 
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Staat durch die Gerichtsorgane das gesetzte Recht durchsetzt.°5° Dementsprechend 


hatten die Römer das Recht als »das in Bewegung gesetzte, kämpfende, thätige« erfasst 
und »mit dem von dieser Thätigkeit hergenommenen Namen ‚actio'« bezeichnet.””” Wer 
sich auf das Recht beruft, ruft nach der Intervention des Staates, und die Rechtsfrage 
ist, ob es zum Eingreifen des Staates als Träger der öffentlichen Macht kommt und 
wie der Eingriff sich gestaltet.°°® Da der Rechtsanwendung die Formulierung der Nor- 
men vorausgeht, ist auch die Rechtsschöpfung Gegenstand widerstreitender Interessen. 
Diese Entwicklung ist auch auf die Debatten in den unterschiedlichen mit dem Erlass 
von Gesetzen befassten Gremien wie den Provinziallandtagen als Ständeversammlun- 
gen zurückzuführen, die diesen Kampf um das Recht offenlegten. Einzelne Gruppen 
dringen gegen den Widerstand anderer zur Verbesserung der eigenen Chancen im 
Rechtssystem auf die Durchsetzung ihres Willens.”°? Der Begriff Schutz von Interessen, 
der oft nur ein Euphemismus für eine Beschneidung der Handlungsmöglichkeiten und 
Chancen der Nichtgeschützten ist, trat immer öfter auch im Rahmen der rechtlichen 
Erörterungen auf. Dabei ist der im Zusammenhang mit dem Urheberrecht inflationär 
genutzte Begriff Schutz (Schutzdauer, -fähigkeit, -gegenstand, -recht etc.) ambivalenter 
Natur. Er suggeriert, der Schutz als eine rein positive Leistung sei ohne Verlust möglich, 
während aus Sicht der Allgemeinheit der angemessenere Begriff Verbot wäre. 
Langfristige Entwicklungen können nicht Gegenstand eines Rechtsstreites zwischen 
zwei Parteien sein. Jedoch kann das Recht die Tendenz der Entscheidungen beein- 
flussen, da diese unter Berücksichtigung der (geänderten) Rechtslage erfolgen. Die 
Normen können das Handeln manipulieren (wenn auch nicht in einem einfachen 
Subjekt-Objekt-Verhältnis) und so das zukünftige Geschehen beeinflussen. Sie wirken 
nicht nur im Zeitpunkt der Geltendmachung der Verletzung (im Prozess), sondern 
schon im Vorfeld, indem die dem Gesetz unterworfenen Rechtssubjekte das Gesetz in 
ihre Überlegungen einbeziehen. Es sind Handlungsanweisungen, die in einer Planung 
oder Entscheidungslage vor allem über die Vorstellung von den unterschiedlichen 
Folgen wirken, die sich aus der Beachtung, Verletzung oder Umgehung des Rechts 
ergeben. Eines der ersten Ziele bei der Strukturierung des Privatrechts durch die öffent- 
liche Macht sind die Herrschaft vermittelnden Eigentumsverhältnisse. Dabei ziehen die 
Beteiligten selbstverständlich ihre Interessen zu Rate und melden Ansprüche an (wenn 
auch selten im eigenen Namen oder »gruppenegoistisch«?°°, sondern aus vorgeblich 
anderen Gründen, die möglichst als zwingend dargestellt werden). Die Verleger waren 
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Musterbeispiele dieser Methode der Legitimation, weil sie vorgaben, im fremden Inter- 
esse zu handeln: Um den Verleger in die Lage zu versetzen, dem Autor Honorar für 
seine Leistung zu bezahlen, sei das Nachdruckverbot notwendig. Wenn die Autoren 
keine Einnahmen aus der Verwertung ihrer Werke erzielten, könnten sie keine nützli- 
chen Werke schaffen, da sie auf andere Art ihren Lebensunterhalt verdienen müssten. 
Das Urheberrecht sollte dem Autor die Möglichkeit geben, sein Werk wirtschaftlich zu 
verwerten, so dass er mit dem Schreiben Geld verdienen könne. Sie gaben für ihre mo- 
nopolistischen Interessen einen guten Grund, den Autor, an, und rechtfertigten damit 
ihre eigene Sache. Diese Rechtsschöpfung, so Jhering, sei kein harmloses Erkennen 
bereits vorgegebener Regeln. Vielmehr gebe es in dem Kampf um den Inhalt neuer 
Rechtsregeln ebenso Gewinner und Verlierer wie bei den auf den Normen beruhenden 
gerichtlichen Streitigkeiten. Das so zustande gekommene Gesetz wurde als bloßer 
Kompromiss der streitenden Kontrahenten entthront. War das erlassene Gesetz nur 
Ergebnis eines Machtkampfes zur Durchsetzung der individuellen Interessen, öffnete 
man der Beliebigkeit Tür und Tor, da die Rechtsschöpfung weder auf einem System 
noch auf bestimmten Werten beruhte. Es entbehrte jeder höheren Legitimation (außer- 
halb der staatlichen Autorität und Zwangsmechanik), die eine besondere Achtung des 
Gesetzes begründen konnte. Es galt, weil der Staat die Beachtung und Durchsetzung 
des Rechts garantierte. 

Mit dem anarchisch-naturrechtlichen Ansatz oder der historischen Rechtsschule 
hatte eine an Interessen ausgerichtete Rechtsschöpfung kaum Gemeinsamkeiten. Der 
Übergang von der naturrechtlichen zur historischen, römisch-rechtlich orientierten 
Rechtsschule vollzog sich in Deutschland innerhalb einiger Jahrzehnte. Als Thibaut 
angesichts der Buntscheckigkeit der Partikularrechte auch für Deutschland ein einheitli- 
ches Gesetz forderte, reagierte Savigny innerhalb kürzester Zeit. Savigny, die im Namen 
des Naturrechts zu tausenden Guillotinierten vor Augen, verurteilte das universelle 
Geltung beanspruchende, künstlich geschaffene Vernunftrecht und begründete die 
historische Rechtsschule. Abfällig äußerte er, dass »der Code in Deutschland eindrang, 
und krebsartig immer weiter fraß«.' Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts habe »sich 
durch ganz Europa ein völlig unerleuchteter Bildungstrieb geregt.« Im bürgerlichen Recht 
habe man Vollkommenbheit gefordert, die Rechtspflege habe eine »mechanische Sicher- 
heit gewähren sollen, indem der Richter, alles eigenen Urtheils überhoben, blos auf die 
buchstäbliche Anwendung beschränkt wäre.« Auch in der Rechtswissenschaft setzte 
sich trotz des wissenschaftlichen Ansatzes die gegenteilige in der Kunst und Literatur 
anzutreffenden historisch-romantische Methode der Rückbesinnung auf Volkstum und 
Geschichte durch. Das abstrakte Vernunftrecht der jüngeren Naturrechtsschule habe 
der historischen Entwicklung der Nation und Gesellschaft nicht hinreichend Rechnung 
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getragen. Alle historischen Eigentümlichkeiten sollten einer reinen Abstraktion Platz 
machen. Die nachteiligen Folgen seien nicht nur einzelnen »Irrlehrern zuzuschreiben: 
es war, nur mit sehr achtenswerten Ausnahmen, die Meynung der Völker.« Nunmehr, so 

Savigny, sei überall geschichtlicher Sinn erwacht, neben dem »jener bodenlose Hoch- 
muth keinen Raum« habe.”* Man könne nicht nur auf das Individuum abstellen. Der 
einzelne Mensch sei »zugleich zu denken als Glied einer Familie, eines Volkes, eines 

Staates; jedes Zeitalter eines Volkes als Fortsetzung und Entwicklung aller vergangenen 

Zeiten.«® Der »in allen Einzelnen gemeinschaftlich lebende Volksgeist« erzeuge das 

Recht, wobei dies aber nicht zu abstrakten Regeln führe; diese seien erst zu ermit- 
teln.?6* Insoweit begrüßte Gierke, einer der bekanntesten Gegner der romanistischen 

Rechtsschule, die historische Rechtsschule: Das Gemeinleben sei eine »organische Ein- 
heit«, »in welcher zwischen sämmtlichen Funktionen ein unlöslicher Zusammenhang 
und eine ununterbrochene Wechselwirkung« walte und auch das Recht sei durch die 

»sociale Existenz bedingt und bestimmt«. Deshalb trage »alles vorhandene Recht na- 
tionale Färbung«, und die historische Rechtsschule habe »treffend den Volksgeist für 
den Schöpfer des Rechts« erklärt.” In der Hegelschen Rechtsphilosophie objektiviert 

sich der Volksgeist in den Nationen; und es ging auf Hegel zurück, als Gierke davon 

sprach, dass der über Generationen fortwirkende nationale »Gesammigeist« alle »Einzel- 
geister als vorübergehende Momente« in sich enthalte.”°° Der rückschauend ermittelte 

Volksgeist wurde zur natürlichen und damit legitimen Quelle des Rechts im Sinne 

der historisch-romantischen Schule erklärt. Es wurde versucht, die in verschiedenen 

Rechtstraditionen anzutreffenden Gemeinsamkeiten zu ermitteln und daraus ein der 

Volksgemeinschaft eigenes Rechtsverständnis zu ermitteln, dies allerdings unabhängig 

von den jeweils herrschenden politischen Umständen. 

Eichhorn unterteilte das in den deutschen Ländern vorgefundene bürgerliche Recht 

in »zwei Grundbestandtheile«: römisches und germanisches Recht.” Die wissenschaft- 
liche Ausbildung des deutschen Privatrechts stünde aber noch auf einer niedrigen 
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Stufe. Es seien schriftliche und ungeschriebene partikuläre Rechte oder Sammlungen 
von Rechtssätzen, die nicht den Anspruch erheben würden, ein abgeschlossenes oder 
vollständiges System darzustellen. Außerdem präsentierte das deutsche Recht sich 
im Vergleich zu den unter dem oströmischen Kaiser Justinian zusammengestellten 
Sammlungen in einem unübersichtlichen und ungeordneten Zustand. Über diesen 
Rechtssätzen stünde als Folge des fehlenden Anspruchs auf Geschlossenheit und Voll- 
ständigkeit das gemeine Recht, dessen Hauptbestandteil das römische Recht sei. Die 
Germanisten betrachteten die Nebenfächer, das Füllen der Lücken, die das römische 
Recht gelassen hatte, als ihren Gestaltungsbereich.?°® Es sollte aber nicht nur für eine 
Lücke eine mehr oder minder gut passende Bestimmung gefunden werden, sondern 
vor allem durch Abstraktion eine allgemeingültige höhere Regel.’ Die zu schaffende 
Rechtsordnung sollte die Wirklichkeit erfassen, die dann in einzelne juristische be- 
deutsame und unbeachtliche Momente zerlegt wurde. Auf dieser Grundlage sollte der 
eigenständige juristische Organismus, ein in sich in sich widerspruchsfreies System, 
entstehen. 

Die historische Rechtsschule teilte sich in eine am römischen Recht orientierte ro- 
manistische und eine germanistisch-christliche Richtung auf. Bluntschli?7° wollte »die 
Rechtsgedanken, welche germanischen oder modernen Ursprungs [...] unser heutiges 
Privatrecht durchleuchten und beherrschen, in ihrem organischen Zusammenhang mit der 
Vergangenheit und der Rechtsordnung der Gegenwart so klar und bestimmt als möglich« 
darzustellen. Das moderne Recht solle sich nicht »wieder in die bescheidene Stellung 
einer Dienerin der edeln Matrone römische Jurisprudenz genannt zurückziehen.«’’' Dass 
der Gesetzgebung Justinians in Deutschland »officielle Geltung zugeschrieben worden ist, 
und wie noch heutzutage viele gelehrte Juristen das Corpus Juris zu betrachten pflegen«, 
hielt er »für eine der absurdesten Verirrungen und Verkehrtheiten.« Gierke?”’* verfolgte 
vier Jahrzehnte später mit seinem DEUTSCHEN PRIVATRECHT ein vergleichbares Ziel: 
»[Wl]eil Juristen das Rechtsleben beherrschen, trägt das deutsche Recht noch immer nicht 
die Krone, die ihm gebührt. Noch immer gilt es dem Richter und leider auch dem Gesetzge- 
ber als die dienende Maga, die der römischen Königin Gefolgschaft zu leisten und auch ihr 
ureigenes Gut zu Lehen aufzutragen hat.« Allerdings musste Gierke konsterniert feststel- 
len, dass die Deutschen »wie ein unabwendbares Schicksal in Kürze doch ein deutsches 
Gesetzbuch übermannen [werde], das mehr römisch als deutsch ist.« Gierke hoffte, dass 
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»kerndeutsches Recht [...] außerhalb seines Paragraphengeheges lebendig bleiben« werde. 
Als Jurist war Gierke jedoch gezwungen, die geltenden Gesetze zu beachten, konnte sie 
nicht als inexistent behandeln. Es verblieb insofern nur ein begrenzter Spielraum, in 
dem seine umfassenderen Vorstellungen in der Praxis fruchten konnten. 

Die Hervorhebung des Germanischen kann nicht, jedenfalls nicht nur, in einem 
nationalistischen Sinne gedeutet werden. Das Justinianische Recht betonte im Gegen- 
satz zum germanischen Recht viel stärker den souveränen Herrscher, die Trennung 
zwischen Staats- und Privatrecht, die im Heiligen Römischen Reich kaum existierte. 
Die zugrunde liegenden Ideen verloren erst im 20. Jahrhundert ihren idealistischen und 
humanistischen Zug. Es war ein Ausdruck der unterschiedlichen Grundanschauungen 
über die Aufgabe des Rechts.’””? So war Gierkes Verständnis des deutschen Rechts 
in hohem Maße von sozialen Vorstellungen geprägt und gab sich humaner als das 
sachliche römische Recht, das schon in den Zeiten der Römer die Selbstsucht nicht 
habe bändigen können: »Erkennen wir im Privatrecht nicht mehr das Individuum als 
Selbstzweck an, verkümmern wir seine Ordnungen zu Mitteln des Gesellschaftszweckes, 
so hat das Christentum umsonst den unvergleichlichen und unvergänglichen Wert jedes 
Menschendaseins offenbart und die Weltgeschichte vergeblich die Ideen der Freiheit und 
der Gerechtigkeit entwickelt!«?”* 

Das Recht wurde aber von beiden Richtungen als eine Art naturwüchsiger Organis- 
mus und Teil der Kultur einer Gemeinschaft aufgefasst. Die Vorstellung von einem 
organischen, lebenden und gedeihenden Recht war ein Grundmotiv der Rechtswis- 
senschaft des 19. Jahrhunderts. Hieraus resultierte auch die Forderung nach einem 
möglichst reibungslosen System, in dem die einzelnen Rechtsinstitute Funktionen 
übernehmen und zusammenwirken. Fremdkörper, die sich außerhalb des Organismus 
stellten, mussten beseitigt werden. 

Hegel, der mit Savigny in Berlin lehrte, lehnte lediglich historische Methode explizit 
ab: Es seien rein geschichtliche Bemühungen, die dem ideengeschichtlichen Ansatz 
Hegels nicht entsprachen. Man dürfe die Entwicklung aus historischen Gründen nicht 
mit dem Recht (das Hegel in einem absoluten Sinne verstand) verwechseln oder sie 
zu einer an und für sich gültigen Rechtfertigung ausdehnen. Rechtsbestimmungen 
könnten sich aufgrund der Umstände und anderer Rechtsinstitutionen als vollkommen 
gegründet und konsequent darstellen lassen und doch an und für sich unrechtlich und 
unvernünftig sein. Wer die historischen Rechtsbestimmungen in das Zentrum stelle, 
würde den Standpunkt verrücken und »die Frage nach der wahrhaften Rechtfertigung in 
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eine Rechtfertigung aus Umständen, Konsequenz aus Voraussetzungen, die für sich etwa 
ebensowenig taugen«, hinüberspielen und »überhaupt das Relative an die Stelle des Abso- 
luten, die äußerliche Erscheinung an die Stelle der Natur der Sache« setzen.” Tatsächlich 
lagen Hegel und Savigny aber nicht so weit auseinander, wie die Äußerungen nahelegen, 
da Hegel sich gegen ein rein historisch begründetes Recht, Savigny sich gegen reines 
Vernunftrecht wandte. Beide gingen davon aus, dass das Recht Teil des Volkslebens 
sei, für Savigny jedoch zusätzlich eine »Wissenschaft in den Händen der Juristen.«?7° So 
forderte Savigny beispielsweise »leitende Grundsätze«, um eine Abstraktion möglich zu 
machen, und eine dauernde Verbindung von Wissenschaft und Praxis für eine lebendi- 
ge, sich stets fortbildende Theorie. Die Zeit der Anwendung historischen Rechts sollte 
nur provisorischer Natur sein: »Der historische Stoff des Rechts, der uns jetzt überall 
hemmt, wird dann von uns durchdrungen seyn und uns bereichern. Wir werden dann 
ein eigenes, nationales Recht haben, und eine mächtig wirksame Sprache wird ihm nicht 
fehlen. Das Römische Recht können wir dann der Geschichte übergeben, und wir werden 
nicht blos eine schwache Nachahmung Römischer Bildung, sondern eine ganz eigene und 
neue Bildung haben.«°77 

Gierke, der das moderne germanische Recht dem antiken römischen Recht gegen- 
überstellte, behauptete, alsbald nach der Erfindung des Buchdrucks habe das Rechtsbe- 
wusstsein den Nachdruck »als eine dem Diebstahle oder Raube vergleichbare Handlung« 
empfunden. Es sei eine »feste Ueberzeugung« entstanden, der Nachdruck sei eine Rechts- 
verletzung. Da jedoch zu dieser Zeit bereits die »Herrschaft der gelehrten Jurisprudenz 
angebrochen war,« habe das den römischen Quellen »unbekannte Recht« (gemeint 
offenbar die Rechtsidee) sich nicht durchsetzen können.?”® Die Anhaltspunkte für 
ein entsprechendes besonderes Rechtsbewusstsein waren allerdings dürftig (Gierke 
widmete diesem Punkt auch nur einen Absatz). Pohlmann versuchte 1962 ganz in 
diesem Sinne die Existenz eines »höchst eigenpersönliche[n] Urheber-Selbstbewusst- 
seins« in der Privilegienzeitalter nachzuweisen, das mehr oder minder deutlich das 
Privilegienwesen durchwebt haben soll. Wider Erwarten zeigten »die Quellen, daß die 
Komponisten (wie die Autoren insgesamt) bereits in der Renaissance und lange, bevor 
die Rechtswissenschaft hierzu fähig war, sowohl urheberpersönlichkeits- wie zugleich 
urheberverwertungsrechtliche Vorstellungen zu entwickeln verstanden hatten.«?’? Diese 
Vorstellungen sollen in den Privilegienanträgen und Urkunden zum Ausdruck ge- 
kommen sein. Es sei ein immanent deutschrechtliches Rechtsempfinden gewesen, das 


75 HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 66 f. ($ 3). 
276 Savıcny, Vom Beruf unserer Zeit, S. 12. 
SavIGNY, Vom Beruf unserer Zeit, S. 133; ähnlich SavıGny, System Bd. 1, S. XXXI. 
GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 750 f. Die Lehre von den angeborenen Menschenrechten würde die 
»Rechtsidee« mit dem »Recht« verwechseln; GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 252. 
79 POHLMANN, Frühgeschichte, S. 259. 
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durch das materialistische römische Recht verdrängt worden sei, bis gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts das Persönlichkeitsrecht sich wieder habe durchsetzen können.°®° Diese 
Darstellung, wann, wo und von wem das erste Mal eine der eigenen Anschauungen 
entsprechende Meinung vertreten wurde, sagt mehr über die Anwender der Methode 
als über die Vergangenheit aus, denn die handelnden Menschen werden im Sinne des 
modernen Rechts interpretiert und verstanden. Die Suche nach einzelnen Fortschritten 
ist durchaus gerechtfertigt, um zu zeigen, wie das Gesetz geworden ist, jedoch wurde die 
Geschichtserzählung instrumentalisiert, um den überrechtlichen Gerechtigkeitsgehalt 
des Urheberrechts, der sich erst nach der gesetzlichen Regelung des Urheberrechts in 
dessen Legitimation bedeutsam niedergeschlagen hat,?®' zu untermauern. Sie ist ein 
Baustein der Legitimation des Urheberrechts (wie überhaupt viele Urheberrechtsge- 
schichten dem Zweck der Legende eines mythisch verklärten Kampfes für die gerechte 
Sache dienen). Anders lässt sich die Absurdität, dass noch heute beispielsweise Luther 
als ein Befürworter des Urheberrechts im Geiste dargestellt wird, kaum erklären. 

Zu den historischen Schulen kam ab der Mitte des Jahrhunderts eine von den Natur- 
wissenschaften entlehnte Methode. Die Typen und Formen der einzelnen Rechtsregeln 
wurden nicht mehr nur nebeneinander betrachtet. In einem Rechtsstreit beruht das 
Urteil auf einem Rechtsverhältnis zwischen den streitenden Parteien und wird nach 
den auf diesen Streit anwendbaren Rechtsnormen entschieden. Die einzelnen Normen 
entwickeln sich aus der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Typ eines Rechtsinstituts, 
hätten eine »tiefere Grundlage in der Anschauung des Rechtsinstituts«, von dem sie eine 
Ausprägung seien, und werden von diesem bestimmt. Die höheren Rechte (Rechts- 
institut) sollten schließlich zu einem organischen System verbunden werden, also so 
konstruiert sein, dass man sie »willkührlich combiniren« kann.”®” Klassifikationen und 
eine Hierarchie gab es zwar schon zuvor, jedoch wurden nunmehr juristische Grund- 
formen und eine feste Ordnung entwickelt, in die die zahllosen Ausprägungen der 
Grundtypen eingebunden waren. Die von Savigny geforderte juristische Systematik 
wurde weiter entwickelt: So wie man die Tiere in Insekten, Fische, Amphibien, Reptili- 
en, Säuger und Vögel, die Vögel wiederum in Laufvögel, Pinguine, Falken etc. aufteilte, 
wurden auch die teils noch zu definierenden Rechtsinstitute geordnet und deren Inhalt, 
Grenzen und Funktion im juristischen Räderwerk bestimmt. Die »Gesammtmasse des 
Rechts«, so Jhering 1857,”® erscheine »nicht mehr als ein System von Sätzen, Gedanken, 
sondern als ein Inbegriff von juristischen Existenzen, so zu sagen, lebenden Wesen, die- 
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POHLMANN, Frühgeschichte, S. 152 f. 
RıGAMOoNTI, Begriff und Theorie, S. 92-101; KAsTL, Persönlichkeitsrecht, S. 10. Die naturrechtliche Le- 
gitimation wurde nach dem 2. Weltkrieg dominant, und zwar mit der klassisch rechtspolitischen Intention 
des Naturrechts, der Einwirkung auf das UrhG 1965 im Interesse unterschiedlicher Interessensgruppen. 
282 SAVIGNY, System Bd. 1, S. 9 f. Allgemein KANT, KU, S. 179. 
28 THERING, Unsere Aufgabe, S. 10. 
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nenden Geistern.« Die Aufgabe der Juristen sei es, diesen juristischen Körper einer 
»naturhistorischen Untersuchung« zu unterziehen. So wie die Naturwissenschaftler etwa 
Schwefel in unterschiedlichen Aggregatzuständen oder in Verbindung mit anderen 
Stoffen betrachten und analysieren, müssten auch die juristischen Konstrukte wis- 
senschaftlich bearbeitet werden (als wären die aus bestimmten Zwecken erlassenen 
Normen Naturereignisse). Die »Eigenschaften und Kräfte« der juristischen Körper, »die 
Art, wie er entsteht und untergeht, die Lagen und Zustände, in die er gerathen kann, den 
Einfluß, den er dadurch erleidet, die Metamorphosen, deren er fähig ist«, sei zu ermitteln. 
Es müssten die Verbindungen und Konflikte mit anderen Instituten dargestellt und auf 
dieser Grundlage die »Natur«, seine »juristische Individualität wie in einem logischen 
Brennpunkt im Begriff« erfasst werden, »schließlich aber in derselben Weise, wie der 
Naturforscher die naturhistorischen Objecte classificirt, die sämmtlichen juristischen 
Körper in und zu einem System« zu ordnen. 

In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts wurde ein weiter Faktor bei der 
Begründung der Rechtsschöpfung relevant, auf den sich der für das Urheber- und 
Patentrecht einflussreiche Josef Kohler stützte. Er suchte die Rechtfertigung für das 
Urheberrecht weder im römischen Recht, noch in der Vernunft, sondern in einer un- 
bestimmten allgemeinen Gefühlslage.”®* Hatte nicht Kant bereits darauf hingewiesen, 
dass in einem gedachten Naturzustand die Annahme eines geltenden Naturrechts ver- 
nunftswidrig sei und dass die Anwendung bloßer Vernunft (solange man den einzelnen 
Menschen nicht als Zweck voraussetzt) zu keinem ethischen Prinzip führt? Kohler 
knüpfte ausdrücklich an Schopenhauer an,” der die Moral?*® als einziges ursprüng- 
liches Rechtsprinzip ansah: »Die reine Rechtslehre ist also ein Kapitel der Moral und 
bezieht sich direkt bloß auf das Thun, nicht auf das Leiden«, so Schopenhauer. Als 
Recht galt ihm die Negation des Unrechts. »Diesem zufolge ist der Begriff Unrecht 
der ursprüngliche und positive: der ihm entgegengesetzte des Rechts ist der abgeleitete 
und negative.«®’ Schopenhauer ging zuerst der Frage nach, was Unrecht sei, das er 
als »Einbruch in die Grenze fremder Willensbejahung«, etwa in Form von Gewalt, List 
oder Lüge umschrieb. Recht und Unrecht waren für Schopenhauer »bloß moralische 
Bestimmungen«, die nicht auf einem System beruhten. Auf dieser Grundlage verwarf 
Schopenhauer die Okkupationstheorie als ungerecht. Alles »ächte, d. h. moralische 
Eigenthumsrecht [gründet] ursprünglich einzig und allein auf Bearbeitung |...]; wie man 


284 KOHLER, Das Autorrecht, S. 17, 38-41. 

285 KOHLER, Patentrecht (1878), S. 1. 

28° In Zweifelsfragen sei die Gesinnung entscheidend. Vgl. auch JHERING, Zweck im Recht 2, S. 7-10, der 
sich gegen die auf Kant zurückgehende Trennung von Recht und Moral in eine (rechtlich bedeutsame) 
äußere Handlung und die innere Gesinnung wandte; dies mit eigenartiger Begründung: Reiner Egoismus, 
die Furcht vor der Kürzung des Lohnes, vor der Nichtabnahme eines Werkes oder vor Schädigung des 
Rufes allein genüge nicht als Garantie für eine gute Arbeit. 

>87 SCHOPENHAUER, Welt als Wille und Vorstellung, S. 440 ($ 62). 
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dies auch vor Kant ziemlich allgemein annahm«.?°® Eigentum zeichne sich dadurch aus, 
dass es »ohne Unrecht dem Menschen nicht genommen wird. [Es kann] nur dasjenige 
seyn, welches durch seine Kräfte bearbeitet ist«.”°® 1823 hatte Schmid bereits sich gegen 
die Trennung des Rechts von der Moral, dem »Rechten von dem Guten«, gewandt und 
dies mit der Arbeitstheorie verknüpft. Die Gesetzgebung stehe der »Natur nach unter 
der Herrschaft des Sittengesetzes« (und habe deshalb die Pflicht, ein Nachdruckverbot 
in Kraft zu setzen).’°° Der Grund für das Eigentum an den Dingen, die nicht unmit- 
telbar mit der »Persönlichkeit des Menschen« verknüpft seien, läge darin, dass man in 
»eine solche Sache durch die daran gewendete Arbeit gewissermaßen einen Theil seines 
Selbst hineingelegt« habe, das dort verharre, solange die Verbindung fortdaure. Indem 
ein äußerer Gegenstand verändert wird, werde man Eigentümer dieses Gegenstandes, 
solange die Veränderung dort noch vorhanden sei. Dieses Verhältnis lasse sich auch 
auf die Schriften anwenden, denn der Schriftsteller habe an seinen Werken »nichts als 
die Form, in welche er seine Gedanken eingekleidet«, die sein Eigentum seien und mit 
denen er nach seinem Belieben verfahren könne.””" 

Kohler orientierte sich einerseits an der instinktiven Erkenntnis, dem echten und 
unmittelbaren Rechtsgefühl einer Kultur und den Annahmen über die Billigkeit, ande- 
rerseits an der Natur der geistigen Werke. Das allgemeine Rechtsbewusstsein sei die 
Kraft, welche die Entwicklung des Rechts zu einer immer höheren Stufe getrieben habe. 
Das instinktiv gefühlte Prinzip und den im Verkehr lebenden Rechtsgedanken gelte es 
zu ermitteln, um daraus positive Rechtsnormen zu formen.??* Dass das Rechtsgefühl 
gegen den Nachdruck spreche, wurde mit einer Vielzahl missbilligender Äußerungen 
historischer Persönlichkeiten belegt, in denen die Nachdrucker als Räuber, Taugenichtse, 


288 SCHOPENHAUER, Welt als Wille und Vorstellung, S. 442, 444, 436 ($ 62). Kant vertrat überhaupt 
nicht die Okkupationstheorie. Es waren vielmehr Vertreter der Schule Kants, die die Möglichkeit von 
Eigentum »im sogenannten Naturzustande« annahmen. Sie folgerten aus Kants Anknüpfung an den Besitz, 
dass aus der Okkupation das Eigentum folge; WARNKÖNIG, Rechtsphilosphie als Naturlehre, S. 333. Dieser 
unzureichenden Interpretation folgte auch Schopenhauer: »Nur aus Kants Altersschwäche ist mir seine 
Rechtslehre, als eine sonderbare Verflechtung einander herbeiziehender Irrthümer, und auch dieses erklärlich, 
daß er das Eigenthumsrecht durch erste Besitzergreifung begründen will. Denn wie sollte doch die bloße 
Erklärung meines Willens, Andere vom Gebrauch einer Sache auszuschließen, sofort auch selbst ein Recht 
hierzu geben?« -SCHOPENHAUER, Welt als Wille und Vorstellung, S. 436 ($ 62). 

>39 SCHOPENHAUER, Welt als Wille und Vorstellung, S. 435 ($ 62). Für ihn konnte gerechtfertigtes Eigentum 
nur vorliegen, wenn der Gegenstand des Eigentums durch die Kräfte des Eigentümers bearbeitet wurde. 
Er lehnt ein auf Okkupation beruhendes Eigentum ab, weil dem sich auf den bloßen bisherigen Genuss 
berufenden Eigentumsanspruch mit viel besserem Recht entgegengehalten werden könne, dass der 
bisherige Nutznießer bereits so lange genossen habe: Es sei Recht, dass nunmehr auch andere genießen. 

”9° SCHMID, Büchernachdruck, S. 32-36. 

9% SCHMID, Büchernachdruck, S. 75-79. 

KOHLER, Das Autorrecht, S. 16-18, 38. JHERING, Zweck im Recht ı, S. 8-ı0, wies darauf hin, dass 
Instinkt auf die Erfahrung angewiesen sei. 
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Diebe etc. bezeichnet wurden.?23 Diese Methode darf deshalb nicht mit Hegel verknüpft 
werden, da dieser sich gegen den »Hauptsinn der Seichtigkeit, die Wissenschaft statt auf 
die Entwicklung des Gedankens und Begriffs, vielmehr auf die unmittelbare Wahrneh- 
mung und die zufällige Einbildung zu stellen«, wandte.’”* Genausowenig lässt sich diese 
Einstellung, die in den Gesetzen eine Art sittliche oder moralische Erziehungsanstalt 
sah, mit Kants freiheitlichem Ansatz verknüpfen, da dieser zwischen dem rechtlichen 
Zwang und den Tugendpflichten unterschied und jeden auf eine innere ethische Zweck- 
setzung gerichteten Zwang verwarf. Kohlers Vorgehen war nicht nur eine Kontradiktion 
zur naturrechtlichen Logik (die oft genug utilitaristischer Natur war), sondern auch 
zur wissenschaftlichen Methode, die Kohler anwandte, sobald es um rechtliche Fragen 
ging. So wird man bei der Rechtfertigung des Urheberrechts auf eine der Romantik 
eigenen Mischung aus Volksgeist, Moral und Instinkt, also auf irrationale Faktoren ver- 
wiesen, während die juristische Analyse auf höchstem rechtswissenschaftlichen Niveau 
stattfand. Kohler zog aus der moralischen Verurteilung des Nachdrucks die Schluss- 
folgerung, Schriftsteller hätten absolute Rechte, die eigentumsähnlich mit Wirkung 
gegenüber jedermann als Immaterialgüter zu schützen seien. 

Weil die Rechtsschöpfung durch das Richterrecht (oder die willkürliche Kabinettsor- 
der) nicht akzeptiert wurde und weil kein abgeschlossenes Rechtssystem existierte, kam 
es in Deutschland zu rechtswissenschaftlichen Diskussionen der unterschiedlichen 
Rechtsschulen auf einem - jedenfalls in Deutschland - bis dahin unbekannt hohen Ni- 
veau. Es gab erhebliche Differenzen über das der Rechtsschöpfung zugrundezulegende 
Material und die anzuwendende Methode der juristischen Wissenschaft. Es herrschte 
keine Einigkeit über den Untersuchungsgegenstand, keine Einigkeit über die Unter- 
suchungsmethode, keine Einigkeit über die Aufgabe des Rechts und genausowenig 
Einigkeit über die Aufgabe der Rechtswissenschaft. 

Die Entwicklung des Persönlichkeitsrechts fiel in die Zeit nach der Einführung des 
Urheberrechts in den einzelnen Bundesstaaten Deutschlands oder im Deutschen Reich. 
Allerdings dauerten in Deutschland die dogmatischen Auseinandersetzungen über 
den Nachdruck und das Autorrecht, wie die Regeln als Erinnerung an deren Ursprung 
genannt wurden, über den Zeitpunkt der Kodifizierung des Urheberrechts hinaus 
an. Die unterschiedlichen rechtswissenschaftlichen Grundlagen zeigen auch, dass es 
kein Urheberrecht überhaupt gab, sondern dass jedes Rechtsverständnis seine eigenen 
Vorstellungen vom Urheberrecht hatte und dass die allgemeinen Denkmethoden sich 
auch auf die Würdigung des Urheberrechts auswirkten. Dies wurde befördert durch die 
rechtswissenschaftliche Methodik, die vor allem Gesetze und juristische Logik kennt 
und die die Aneinanderreihung von differierenden Meinungen nicht voraussetzungslos 
beurteilt, sondern systemimmanent nach dem Gesetz und nach der juristischen Logik. 


>> Vgl. insb. KOHLER, Das Autorrecht, S. 38 f., 81-90. 
24 HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 50 (Vorrede). 
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Der Grund, wieso die juristische Wissenschaft bis dahin wenig zum Urheberrecht 
beitragen konnte, wurde wohl in Kants spitzzüngigem Alterswerk genannt: 


Der schriftgelehrte Jurist sucht die Gesetze der Sicherung des Mein und Dein 
[...] nicht in seiner Vernunft, sondern im öffentlich gegebenen und höchsten 
Orts sanctionirten Gesetzbuch. Den Beweis der Wahrheit und Rechtmäßigkeit 
derselben, ingleichen die Vertheidigung wider die dagegen gemachte Einwendung 
der Vernunft kann man billigerweise von ihm nicht fordern.’°° 


Was soll der Jurist, dessen Fachkenntnisse die Gesetze und Rechtsgrundsätze sind, 
sagen, wenn sich im Laufe einer Jahrzehnte andauernder Diskussion herausgestellt hat, 
dass sich nicht einfach durch spitzfindige Überlegungen ein geltendes Urheberrecht 
aus dem Nichts erschaffen lässt??% Erst nachdem das abstrakte Werk als Schutzgegen- 
stand anerkannt, der Gegenstand der Ansprüche und der Begriff Schrifteigentum oder 
Varianten davon durch die Gesetze vorgegeben war, setzte eine rechtsdogmatische 
und systematische Auseinandersetzung ein. Sie trug kaum Substantielles bei, sondern 
war wesentlich von dem Ziel getragen, die unübersichtliche Menge an Vorstellungen, 
Argumenten oder Interessen mit dem (noch diffusen) Ordnungsprinzip des Rechts in 
Einklang zu bringen. 

Bluntschli ordnete 1850 unter Berücksichtigung der Gesetzeslage”? das Urheber- 
recht dem Privatrecht, nicht dem Strafrecht zu, auch wenn die »Rechtsbildung« noch 
unentschieden sei (Nachdruck war strafbar).?°® Das Recht war nicht auf Schriftsteller 
oder Bücher begrenzt, sondern umfassender. Erfasst waren literarische, wissenschaftli- 
che und musikalische Werke, Übersetzungen, Vorlesungen, Predigten, Sammlungen, 
Produkte der bildenden Kunst, Skulpturen, Landkarten oder etwa Architektenpläne; 
nicht hingegen Reden von Parlamentsmitgliedern, Anwälten in Prozessen, Gesetze 
oder Urteile, da diese ihrer Bestimmung nach dem öffentlichen Leben und der Gemein- 
schaft angehörten.”®? Dies war nicht mehr der bloße Absatzschutz für Bücher, sondern 
konstituierte ein allgemeines Verbot für jedermann, abstrakt umschriebene Handlun- 
gen vorzunehmen, die in einem gewissen Zusammenhang mit den Arbeitsergebnissen 


?95 KANT, Streit der Facultäten, S. 24 f. 

298 »Immaterialgüterrechte wurden [...] in einem rechtlichen Vakuum etabliert. Wurde der Schutz nicht ein- 
geführt, blieb die entsprechende immaterielle Leistung ohne Sonderschutz«, wie JÄNICH, Geistiges Eigentum, 
S. 238, es zusammenfasst. 

977 BLUNTSCHLI, Privatrecht 2. Aufl.,S. 10, nennt das preußische Gesetze vom ı1. Juni 1837; das bayerische 
Gesetz zum Schutz des Eigentums an Erzeugnissen der Literatur und Kunst gegen Nachdruck vom 15. 
April 1840; die sächsischen Gesetze vom 22. Februar 1844, vom 27. Juli 1846 und vom 30. Juli 1855; das 
österreichische Gesetz vom 19. Oktober 1846; die Bundesbeschlüsse vom 9. November 1837, 22. April 1841, 
19. Juni 1845 und vom 6. November 1856. 

298 BLUNTSCHLI, Schrifteigenthum, S. 1, BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 208. 

= Vgl. hierzu insbesondere die ausführlichen Zitate aus RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 2 bei BLUNT- 
SCHLI, Schrifteigenthum, S. 10-14. 
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eines ausgewählten Personenkreises, den Urhebern, standen. Die Befreiung von dem 
Verbot wurde in den Gesetzen als Eigentum bezeichnet, und sie war als Handelsgut 
(übertragbar) ausgestaltet. 

1870 standen sich vor allem das bayerische Gesetz (1865) und das des Norddeutschen 
Bundes (1870) gegenüber, und es wurde darüber geklagt, dass zwar die »materielle 
Rechtseinheit« weitgehend geschaffen sei, jedoch eine Reihe von »geringfügigen Fragen« 
noch offen wäre, so dass »Schriftsteller, Künstler, Tonsetzer und Verleger in Nord- und 
Süddeutschland immer noch fünferlei verschiedene Gesetze und die dazu gehörenden 
Verordnungen bei Abschluß eines Verlagsvertrags« berücksichtigen müssten.?°® Ab 1872 
galt im Kaiserreich einheitliches Recht. 

Das geltende Recht war im Hinblick auf den konkreten Charakter des Urheber- 
rechts nicht festgelegt, tendierte aber zu einer analogen Anwendung der Regelungen 
zum Eigentum an körperlichen Gegenständen.?°' Es gab unterschiedliche Deutungen 
des nunmehr gesetzlich geregelten Ausschließlichkeitsrechts. So sah 1871 Dahn seine 
(als rechtsphilosophisch bezeichnete) Einordnung des Urheberrechts zu den höchst 
persönlichen Rechten noch in einem sehr schroffen Gegensatz zur »herrschenden 
Denkweise«,?°” wobei die herrschende Meinung noch unspezifisch war. Maßgeblichen 
Einfluss hatten zum Ende des 19. Jahrhunderts Josef Kohler und Otto von Gierke. 
»Das Urheberrecht ist ein Persönlichkeitsrecht, dessen Gegenstand ein Geisteswerk als 
Bestandtheil der eigenen Persönlichkeitssphäre bildet«,?° so Gierke, während Kohler 
das Verwertungsrecht betonte: »Das Kunstwerkrecht ist eine Beziehung des Berechtigten 
zum Kunstwerk, welche ihm die Alleinbefugnis gibt, das Kunstwerk |[...] gewerblich zu 
verwerten.«?°* Der Begriff geistiges Eigentum wurde hingegen aus der Rechtssprache 
eliminiert und die Unterzeichnung der Berner Übereinkunft verweigert, sollte dort von 
propriete die Rede sein.’ Stattdessen wurden die Regelungen in die neu geschaffenen 
Kategorien Persönlichkeitsrecht und Immaterialgüterrecht als subjektive und absolute 
Rechte eingeordnet. Ob es als Persönlichkeitsrecht eingestuft wurde, weil es sich auf 
eine persönliche Leistung bezog, weil sich in dem Arbeitsergebnis ein persönlicher Zug 
zeigen musste, weil das Werk Ausdruck der Persönlichkeit sein soll, weil das Werk in 
der Öffentlichkeit mit einer Person verbunden wurde, weil es nur die Person gab, die als 
sinnlich wahrnehmbarer Anknüpfungspunkt für das Recht in Betracht kam, weil eine 


300 Dann, Deutsche Gesetze über Urheberrecht, S. ı. Dabei wurde Österreich einbezogen, denn im 


Deutschen Reich galt - mit Ausnahme Bayerns - ab dem ı. Januar 1871 das Gesetz des Norddeutschen 
Bundes (auch in Hessen, Württemberg und Baden). 

3°° Zusammenfassung der strukturellen Unterschiede bei JÄnICH, Geistiges Eigentum, S. 349-352. 
Dann, Deutsche Gesetze über Urheberrecht, 11. 

?%% GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 756. 

394 KOHLER, Kunstwerkrecht, S. 52. Kohler bezeichnet das Autorrecht »als eine Art des Kunstwerkrechts«; 
KOHLER, Kunstwerk und Autorschutz, S. 7. 

305 RIGAMONTI, Begriff und Theorie, S. 46-58, m. w. Nachw. 
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Person mit dem Werk bekannt werden konnte oder weil nur einer Person das Recht 
zugesprochen werden sollte, die Kontrolle über das Werk ausüben zu können? — Dies 
blieb vage und rätselhaft. Es gab zu dieser Zeit keine Kriterien für das Persönlichkeits- 
recht. Es ließ sich jedenfalls kaum mit den Begriffen Eigentum, Besitz oder rechtliche 
Herrschaft über ein äußerliches Objekt, dem Recht der Sachen, erfassen. Vielmehr war 
zuerst der Begriff vorhanden, ohne dass Klarheit darüber herrschte, was überhaupt 
dessen Gegenstand sollte. Es ging aber nicht nur um »an und für sich unbedeutende 
Differenzen«, wie Gerber?°° meinte, sondern im Hinblick auf das Persönlichkeitsrecht 
um ein in dem System noch zu verankerndes Rechtsinstitut. 

Romanisten interessierten sich wenig für den eigenartig unsachlichen Fremdkörper. 
Aus dem herrschenden römisch-rechtlichen Verständnis wurde der Eigentumsbegriff 
für das Recht der Urheber kritisiert, denn er könne nur für körperliche Sachen, res cor- 
porales, genutzt werden. Der Begriff Eigentum wurde für das Rechtsinstitut zumeist?” 
nicht akzeptiert, jedoch die rechtlichen Prinzipien für Eigentum entsprechend auf das 
Urheberrecht als dingliches Recht an einem unkörperlichen Gegenstand angewandt.3°® 
Sie stellten es in den Grundzügen dem Eigentum an körperlichen Gegenständen gleich 
(ausschließliche Nutzungsbefugnis, übertragbar, vererblich, pfändbar etc.). Es entspre- 
che der Natur der geistigen Produktion, dass der Autor wie beijedem anderen Eigentum 
»das volle Rechte an seinem geistigen Produkte auf ewige Zeit hat.«°°° 

Verantwortlich für die persönlichkeitsrechtliche Komponente des Urheberrechts 
waren vor allem die deutschrechtlichen Juristen wie Bluntschli, Gareis oder Gierke. 
Allerdings war das Urheberrecht bei Maurenbrecher im Abschnitt über Forderungen 
aus widerrechtlichen Handlungen eingeordnet, während Franken es zu den absoluten 
Vermögensrechten zählte.?'° Mittermaier behandelte das Urheberrecht en passent im 
Rahmen des Verlagsvertrags als ein zweckmäßiges Instrument, um dem Autor höhere 
Einnahmen zu verschaffen. Walter ordnete das Recht an geistigen Werken im Abschnitt 
über die Sachen ein; ebenso Beseler, der es als sogenanntes geistiges Eigentum bezeichne- 
te und als Recht der Persönlichkeit bei den Sachenrechten behandelte. In der 4. Auflage 
(1885) wurde es hingegen zu den Spezialrechten gezählt." 
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GERBER, Rechte des Schriftstellers und Verlegers, S. 364. 

307 KLOSTERMANN, Geistiges Eigentum 1, und OSTERRIETH, Lehre vom Urheberrecht, waren Ausnahmen. 

30° KOHLER, Industrierecht, S. ız1: Die Theorie des geistigen Eigentums ging davon aus, dass »nicht nur 
körperliche, sondern auch geistige Dinge einer Beziehung fähig seien, welche mit der Eigenthumsbeziehung 
identisch wäre.« Es spräche nichts »gegen das Vorhandensein von Rechten an immateriellen Gütern, welche 
dem Eigenthum völlig gleich« seien. Auch in der Begründung des UrhG 1965 wurde dies festgehalten: Das 
»der Ausgestaltung des Eigentumsrechts an körperlichen Sachen entsprechende System der ausschließlichen 
Verwertungsrechte« sei »für das gesamte Rechtsgebiet der sog. Immaterialgüterrechte« typisch. 

3°9 DAMBACH, Entwurf des Urheberrechts, S. 230. 

319° SCHÄFER, Juristische Germanistik, S. 515. 

34 MITTERMAIER, Grundsätze Bd. 2, S. 76-80; WALTER, Privatrecht, S. 123; BESELER, Privatrecht Bd. ı (3. 
Aufl.), S. 319 ff.; BESELER, Privatrecht Bd. 2. (4. Aufl.), S. 952. 
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6.4.2 Naturrecht 


Kehren wir zur Ausgangslage vor der Jahrhundertwende, der Zeit des Naturrechts 
und den Erörterungen zum Nachdruck, zurück. Die aus heutiger Sicht oft als ein Weg 
dogmatischer Schwierigkeiten eingeordnete Entwicklung des Nachdruckverbotes in 
Deutschland erklärt sich aus einer anderen, freiheitlicheren Auffassung der damaligen 
Autoren. Von einem mangelnden Verständnis, wie man ein exklusives Nutzungsrecht 
zu konstruieren habe, kann man nicht ausgehen. Sicherlich vertrat gegen Ende des 18. 
Jahrhunderts wohl kaum jemand die in Deutschland nach dem 2. Weltkrieg propagierte 
Vorstellung, die Urheber schöpften aus nichts anderem als ihrem Wesen geistige Werke 
und müssten, weil das Werk Teil der Schöpferpersönlichkeit sein soll und ausschließlich 
dieser die Existenz verdanke, geistiges Eigentum zugesprochen bekommen.?'* Nur, 
wer mag es ihnen verdenken, dass sie sich lieber auf ihre Vernunft verließen? Die 
Rechtsordnung gab es, weil die Menschen in einer Gemeinschaft und in einer ständigen 
Wechselwirkung lebten. Die Gesetze dienten einer systematischen Verbindung dieser 
vernünftigen Wesen zu einer Gemeinschaft, in der jedes Glied nicht bloß Untertan, 
sondern zugleich freier Bürger ist. Der Grund des »Daseyns des Rechtes liegt,« wie 
Bauer es formulierte, in der »vernünftig-sinnliche[n] Natur des Menschen und [der] 
Notwendigkeit des Zusammenbestehens mit anderen Menschen.«°" 

Rechtmäßiges Eigentum, so Ehlers,?'* sei das, was die Vorhersehung der persönlichen 
menschlichen Natur gegeben habe, was jemand durch seine Kräfte hervorbringt, ohne 
dass er eines Dritten Eigentum raubt oder verletzt, was jemand sich aneignet, wenn 
die Sache zuvor herrenlos war, und was jemand vom rechtmäßigen Eigentümer durch 
Vertrag erwirbt. Ein Nachdruckverbot findet sich nicht darunter (auch wenn Ehlers es 
darlegen wollte). Die ausgeklügelten Denkmodelle mussten daran scheitern, dass die 
»Kunst des Gelderwerbs« ihre Grundlage nicht in der Natur hat,?’® und diese Motivation 
ließ sich trotz aller Rhetorik kaum verschleiern: Es werde weder ein »sachliches«, noch 
ein »persönliches Recht« verletzt, sondern nur der Wunsch nach höherem Gewinn 
missachtet, wie es 1831 in einem Lehrbuch zum Naturrecht hieß.3'° Sibeth, gewiss kein 
bekannter Autor in diesem Zusammenhang, stellte lapidar fest, dass der Nachdruck 
durch ein Gesetz verboten werden könnte. Die Frage sei jedoch, ob der Nachdruck »an 
und für sich nach den Principien des reinen Rechts unter den Menschen Unrecht sey?«? 
Das Vermögen, ein Ding zu vervielfältigen, hätten alle Menschen. Eine ausschließliche 
Befugnis zur Nutzung des Werks lasse sich nicht aus der Natur der Sache herleiten. 
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HUBMANN, Recht des schöpferischen Geistes, S. 57-61. 

BAUER, Lehrbuch des Naturrechts, S. 9. Bauer war ein Lehrer von Savigny. 
34 EHLERS, Unzulässigkeit des Büchernachdrucks, S. XXX (Vorrede). 

35 ARISTOTELES, Politik, S. 1256 b1-1257 aı. 

VON DROSTE-HÜLSHOFF, Naturrecht, S. 154-157. 

SIBETH, Beyträge zum Naturrecht, S. 42. 
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Der Geist des Buchs sei nicht Gegenstand des Handels oder des Vertrags. Den Geist 
des Buchs wolle sich der Käufer außerdem zu eigen machen. Wenn er diesen nicht 
erwerbe und bearbeiten oder wieder mitteilen dürfte, »so würde der Zweck des ganzen 
negotii verfehlt werden.« Die Aneignung und Vermittlung des Wissens beruht auf der 
Nutzung der Vorarbeiten, die, wenn sie nicht beherrscht werden, nur tote Buchstaben 
bleiben. Der Käufer muss sich also den Geist des Buchs aneignen können. Wenn nun 
jemand das fremde Werk als das seinige ausgebe, so verletze er kein Sachrecht des 
Autors, »sondern gewissermaßen mittelbar das persönliche Recht des Autors, oder: (da 
man hier eigentlich nicht sagen kann, daß er sein persönliches Zwangsrecht verletzt) 
vielmehr nur seine Vollkommenheit, daß man ihn als den alleinigen Erfinder respectiren 
müsse. Dies giebt aber eben so wenig, als wenn man einen weisen Mann nicht respektiren 
will, ein Zwangsrecht |... ]«3'® Man würde das Interesse des Autors oder Verlegers mit 
der ausschließlichen Befugnis verwechseln. Nicht das Eigentum, nur die Absicht werde 
durch den Nachdruck gleichsam verletzt. Aber einen absoluten Schutz von Absichten 
würde es nicht geben. 

Schließlich sei auch das Argument, man würde den Verleger durch Verkauf des 
gleichen Buchs mittelbar schädigen, zweifelhaft, wenn doch »eine anderweite mittelbare 
Schadenszufügung selbst nach der Moral erlaubt ist, so wie z. B. wenn ein neuer Hand- 
werker sich an einem Orte niederläßt, er den bereits wohnenden mittelbaren Schaden 
zufügt.« Es reduzierte sich auf eine Frage des Wettbewerbs. So brachte Sibeth die Hoff- 
nung zum Ausdruck, dass die Regierungen den Büchernachdruck verböten, jedoch 
zugleich darauf achten würden, »daß durch zu hohe Preise derselben die Verbreitung 
wissenschaftlicher und nützlicher Kenntnisse nicht gehemmt oder gar unterdrückt werden 
möge.«°? Preistaxen, die beispielsweise die Scholastiker des 16. Jahrhunderts als Hilfs- 
mittel gegen die nur nach Gewinn strebenden Kaufleute vorgeschlagen hatten, oder 
andere Methoden der Begrenzung des Preises ließen sich jedoch kaum durchsetzen.?”° 

Man sollte die geäußerten Schwierigkeiten und Bedenken als das nehmen, was sie 
waren, nämlich Zweifel an der Berechtigung des Nachdruckverbotes. Es ging nicht 
um eine relativ simple, seit Jahrhunderten oder Jahrtausenden bekannte Methode 
eines Ausschließlichkeitsrechts, sondern darum, wie dieses exklusive Recht mit den 
Grundwerten Freiheit und Gleichheit in Einklang gebracht werden konnte und ob 
es aus diesen Grundwerten hergeleitet werden kann. »Die Wissenschaft des Rechts 


3° SıBETH, Beyträge zum Naturrecht, S. 45 f. Zum Begriff des Zwangsrechts, vgl. HUFELAND, Grundsatz 
des Naturrechts, S. 44-55. 

#9 SIBETH, Beyträge zum Naturrecht, S. 49, 52. Krug, Schriftstellerei und Nachdruck, S. 70, meinte 
hingegen, Bücher seien als Handelsware »schon zu den Luxusartikeln zu rechnen«, da sie zum Leben nicht 
notwendig seien. Überhöhte Preise seien bei Luxusartikeln üblich. 

° Erst im 20. Jahrhundert erließ man wieder entsprechende Regelungen wie das Gesetz über Höchst- 
preise (4. August 1914), das Verbot des Wuchers in Art 152 der Weimarer Verfassung oder die Preistreiberei- 
Verordnung vom 13. Juli 1923. 
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löset also zum Behuf einer äusseren Gesetzgebung das Problem aus: welche äusseren 
Einschränkungen der Freyheit freyer Wesen durch andere sind praktisch zulässig?«”" Art 
4. der Declaration des Droits de ’Homme et du Citoyen definierte, dass die Freiheit darin 
besteht, »alles tun zu dürfen, was einem anderen nicht schadet«, und Art. 5 bestimmte, 
dass durch Gesetz nur solche Handlungen verboten werden dürfen, die der Gesellschaft 
schaden. Wenn die Freiheit das erste Recht ist und sie ihre Grenze an der Freiheit der 
anderen findet, wenn man mit seinem Eigentum alles machen darf, sofern man nicht 
in die Rechte eines anderen eingreift, stellt sich die Frage, wie der Autor oder Verleger 
einem anderen die an sich nicht bestehende Verbindlichkeit auferlegen kann, eine 
bestimmte Handlung zu unterlassen, die er nach seinem Willen und aus natürlicher 
Freiheit ausüben kann (ohne die Rechte des ersten zu verletzen). Sofern etwas nicht 
freiwillig geschieht, darf niemand - auch nicht der Staat - eine Person willkürlich 
zwingen, eine Handlung vorzunehmen oder zu unterlassen. 

Es ist der Kern des Vorbehalts des Gesetzes, dass Zwangsmittel rechtmäßig nur auf 
der Grundlage eines allgemeinen und gleichen Gesetzes ausgeübt werden dürfen. Im 
Rechtsstaat ist die Staatsgewalt begrenzt, und Beschränkungen der Freiheit der Bürger 
bedürfen einer rationalen Begründung. Das gilt auch für das Urheberrecht, denn indem 
der Staat dem einen Bürger ein Recht gewährt und ihm den staatlichen Zwangsapparat 
zur Seite stellt, beschränkt er mittelbar die Freiheit (auch) der an das Recht gebundenen 
(potentiellen) Nachdrucker. Die individuelle Absicht, die eigenmächtige Okkupation 
oder der singuläre Wille genügten für ein Recht nicht, denn das Naturrecht bestimmt, 
»in welchen Verhältnissen freie Menschen sich befinden sollen, so daß die äussere Freiheit 
des Einen mit der des anderen bestehen kann«.?”” Weil die Bürger in einer ständischen 
und monarchischen Ordnung für die Grundrechte Gleichheit, Freiheit und Eigentum 
kämpften, weil die Abschaffung des die Freiheit beschränkenden Systems an erster 
Stelle stand, ließen sich die freiheitsbeschränkende Regelungen des Urheberrechts 
mit den vernunftrechtlichen Werten der Aufklärung nicht begründen. Das subjektive 
Recht verschaffte vielmehr dem Rechtsinhaber zusätzliche Macht, indem es seinen 
Herrschaftsbereich über andere Mitglieder der Gesellschaft ausdehnte. Die Freiheit 
selbst ist jedoch kein Werk des Menschen, kein Produkt der nur Zwangsmittel an- 
drohenden Gesetze, sondern Wirkung der Natur. Das Recht kann demnach die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit überhaupt nicht befördern, denn die Gestaltung der Ver- 
hältnisse des einzelnen nach seinem Willen ist Teil der dem Menschen innewohnenden 
Handlungsfreiheit und nicht des Rechts (das dem naturrechtlich freien und gleichen 
Menschen nur äußerliche künstliche Schranken auferlegen kann). 

Erst in einem gedanklich zweiten Schritt kann das Recht die Freiheit unterstützen, 
indem es die nachteiligen Auswirkungen der Handlungen des einen auf den anderen 


9 SCHMID, Grundriß des Naturrechts, S. 12. 
3”? BENSEN, Staatslehre, S. 29; KAnT, KdV, S. 246-248. 
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verbietet. Die Vernunft forderte die Aufhebung des Naturzustandes, indem dem »na- 
türlichen Charakter des Menschen, der, selbstsüchtig und gewaltthätig, vielmehr auf die 
Zerstörung als auf Erhaltung der Gesellschaft zielt«,??® Grenzen gesetzt werden. Dieser 
Gewalt darf aber nur legitim ausgeübte Gewalt entgegengesetzt werden (rechtmäßig 
Gewalt über Personen und Sachen auszuüben, wie Pufendorf das subjektive Recht 
definierte). Das Recht gibt dem Rechtsinhaber Mittel an die Hand, seine Interessen 
zu sichern und durchzusetzen, indem es andere in der Entfaltung ihrer Freiheit und 
Persönlichkeit beschränkt. Es ist ein reziprokes Verhältnis, und dieses ist durch das 
Recht zu klären.?** Die Folge der nur negativen Bestimmung, dass die Freiheit erst bei 
unrechtmäßigen Beeinträchtigungen anderer ende, forderte eine positive Umschrei- 
bung der Rechte der anderen, denn anders lassen sich diese individuellen Freiräume 
(Sphären) kaum abgrenzen. Durch das Recht muss deshalb »die Sphäre des äußeren 
Freyheitsgebrauchs eines Jeden genau und für alle Fälle gültig bestimmt« und ihr eine 
»hinlängliche äußere Sicherung gegeben« werden.?” Und diese Abgrenzung ließ sich 
nicht nur an körperlichen Gegenständen oder dem eigenen Körper festmachen. Fichte 
stellte das heraus: »Jeder müßte ausschließlich und eigenthümlich seine Gränzen haben, 
innerhalb welcher alle Anderen ihn ungestört lassen sollen; eine Sphäre seines Handelns, 
welches man Eigenthum nennt.« Das Eigentum am Körper müsse lediglich gesichert 
werden (weil die Grenzen erkennbar sind), »das Eigenthum der Sphäre dagegen muß 
befohlen werden«.?”° Jeder müsse im Hinblick auf die Freiheit der anderen Mitglieder 
der Gemeinschaft »seine Freiheit, den Umfang seiner freien Handlungen« beschränken 
(nachteilige externe Effekte vermeiden).?”’ Sofern der einzelne sich innerhalb der zu 
bestimmenden Grenzen halte, trete kein Zwangsrecht ein. Eine Rechtsverletzung kön- 
ne nur gedacht werden, wenn »ein freies Wesen den Umfang seiner freien Handlungen 
soweit ausdehnt, dass dadurch eines anderen freien Wesens Rechte verletzt werden. «3*® 
Für ein Rechtssystem genüge es nicht, wenn man die Qualität der an sich unendlichen 
Freiheit bestimmt. Es müsse vielmehr auch die Quantität der Freiheit bestimmt werden. 


323 SCHILLER, Ästhetische Erziehung, S. 8; 3. Brief. 

3”4 Die Beschränkung der Freiheit ist, wie HEGEL, Philosophie der Geschichte, S. 42, es ausdrückte, 
»schlechthin die Bedingung, aus welcher die Befreiung hervorgeht, und Gesellschaft und Staat sind Zustände, 
in welchen die Freiheit vielmehr verwirklicht wird.« 

35 Krug, Aphorismen, S. 142. 

326 FıcHTE, System der Rechtslehre, S. 504; ähnlich Savıcny, System Bd. 1, S. 331 £., der von der durch das 
Recht zu schaffenden »unsichtbaren Gränze, innerhalb welcher das Daseyn, und die Wirksamkeit jedes 
Einzelnen einen sicheren, freien Raum gewinne«, sprach. 

37 FICHTE, Grundlage des Naturrechts (1796), S. 112. 

”® Fichte, Grundlage des Naturrechts (1796), S. 120. 
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6.4.3 Persönliches Recht (Kant) 


Eine besondere Verbindung zwischen dem Autor und seinem Werk konstruierte Kant 
über die Rede. Der literarische Diskurs des 17. und des 18. Jahrhunderts folgte noch den 
Regeln der Rede. Dem entsprach auch das weit verbreitete laute Lesen und Vorlesen in 
der häuslichen Gemeinschaft.?”® Der Umgang mit den Texten wurde mittels der klassi- 
schen Rhetorik, der Anwendung bestimmter Techniken der Überzeugung in der Rede, 
gelehrt: »In einem Buche als Schrift redet der Autor zu seinem Leser; und der, welcher sie 
gedruckt hat, redet durch seine Exemplare nicht für sich selbst, sondern ganz und gar im 
Namen des Verfassers«, so stellte Kant 1785 das Buch dar.?° In dem noch kommenden 
Idealismus wurde die Welt aus der Person heraus verstanden, deren Rezeption und 
produktiven Kräfte des Verstandes und der Vorstellung die »einzige Welt« formierten, 
die man als real bezeichnen konnte.3#' Sprache war für Wilhelm von Humboldt so 
wenig eine Sache wie der Geist. Man dürfe die Sprache nicht wie ein »todtes Erzeugtes, 
sondern weit mehr wie eine Erzeugung ansehen«.??” Es gebe eine »Einheit von Geist und 
Sprache«, so Jacob Grimm. Sprache sei kein »dem Geiste Fremdes, ihm Vorliegendes«, 
das er greifen könnte; »vielmehr entsteht sie einerseits erst mit dem Gedanken, und 
der Gedanke andererseits entwickelt sich erst durch die Verbindung der intellectuellen 
Thätigkeit mit dem Laut.« Die moderne Sprachlehre beruhe auf Humboldts Auffassung 
von der Sprache als »lebendiges, gegenwärtiges Sprechen« und der »Feststellung ihrer 
Identität mit dem Geiste«.??? Sie sei ein »in jedem Augenblicke Vorübergehendes«. Auch 
die Erhaltung durch die Schrift sei »nur unvollständige, mumienartige Aufbewahrung«, 
die erst durch den »lebendigen Vortrag zu versinnlichen« suche. Sprache sei »kein Werk«, 
sondern »eine Thätigkeit«.?°* Diese Auffassung widersprach vollkommen der Auffas- 
sung etwa des Buchhändlers Reich, denn nach ihm war der Text, wie jedes andere 
» materielle mit Händen verarbeitete« Ergebnis menschlicher Tätigkeit, »eine Waare«. 
Kant stellte fest, dass das Buch einerseits ein körperliches Kunstprodukt sei, an dem 
»ein Sachenrecht statthat«, andererseits sei das Buch auch eine Rede an das Publikum: 
Bücher seien »das stumme Werkzeug der Überbringung einer Rede des Autors ans Publi- 
cum.« Im Gegensatz zu einem Bild, das die symbolische Vorstellung einer Idee oder 
Begebenheit sei, werde die Rede selbst vollständig übertragen.?® Der Leser werde Besit- 


39 WITTMANN, Buchmarkt 18. und 19. Jahrhundert, S. 33 £.; ScHAD, Buchbesitz im Herzogtum Württem- 
berg, S. 74-76; SCHENDA, Volk ohne Buch, S. 465; STEPHENS, Literacy in England, S. 549; PFISTER, French 
Print Privileges System, S. 124. 

3° KAnT, Büchernachdruck, S. 80; KANT, KdU, S. 320: »redenden Künste«. 

33! SIMmMEL, Philosophie des Geldes, S. 110 f. 

VON HUMBOLDT, Kawi-Sprache, LV. 
GRIMM, Ursprung der Sprache, S. 61-64. 
VON HUMBOLDT, Kawi-Sprache, LVN. 
KANT, Büchernachdruck, S. 81. 
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zer der Rede, die der Verleger stellvertretend für den Autor halte. Die Vorstellung, eine 
Rede, einmal dem Publikum mitgeteilt, könnte einem gesonderten Recht unterliegen, 
fällt schwer. »Drucken ist nichts mehr, als öffentlich nacherzählen: Oeffentlich nacherzäh- 
len darf ich alles, was öffentlich gesagt worden« ist, beschrieb Knigge das Problem: »Die 
Gedanken eines Menschen können nur so lange sein Eigenthum seyn, als er sie entweder 
gar nicht, oder unter dem Siegel der Verschwiegenheit mittheilt.«?° 

Der Verleger könne im Hinblick auf das Werk nie mehr unternehmen, als das Ge- 
schäft des Autors zu betreiben. Dies geschehe durch ein Exemplar der Rede (Handschrift 
oder Druckwerk). Der Verleger »schafft zwar in seinem eigenen Namen das stumme 
Werkzeug der Überbringung einer Rede ans Publicum an: aber daß er gedachte Rede 
durch den Druck ins Publicum bringt, mithin daß er sich als denjenigen zeigt, durch den 
der Autor zu diesem redet, das kann er nur im Namen des andern thun.«°?’ Diese Rede 
dürfe der Verleger nur mit der Erlaubnis des Verfassers öffentlich nachsprechen (dru- 
cken). Hieraus ergab sich mittelbar die Rolle des Verlegers, der das aktive Sprachrohr, 
ein dem Willen des Autors unterworfenes Werkzeug war. Der Nachdrucker handele 
rechtswidrig, weil er das Geschäft des Autors ohne dessen Zustimmung betreibe. Diese 
Zustimmung könne sich nicht aus dem Eigentum an einer Sache - etwa dem Manu- 
skript oder einem Vordruck - ergeben, denn aus dem bloßen Eigentum fließe kein 
Anspruch gegen einen anderen auf eine Leistung, sondern allenfalls ein Anspruch auf 
Unterlassung. Der Nachdrucker erwarb also mit dem Kauf eines Buchs nicht das Recht, 
stellvertretend für die Autor zu handeln. Das »Recht zum Verlage« sei »ein persönliches 
bejahendes Recht« des Verlegers.#® Ein persönliches Recht im Sinne Kants war ein 
Anspruch gegenüber einem Dritten, eine schuldrechtliche Forderung: »Durch den 
Vertrag also erwerbe ich das Versprechen eines anderen (nicht das Versprochene), und 
doch kommt etwas zu meiner äußeren Habe hinzu; ich bin vermögender (locupletior) ge- 
worden, durch Erwerbung einer aktiven Obligation auf die Freiheit und das Vermögen des 
anderen. - Dieses mein Recht ist aber nur ein persönliches, nämlich gegen eine bestimmte 
physische Person und zwar auf ihre Kausalität (ihre Willkür) zu wirken, mir etwas zu 
leisten [...]«°°° Der Erwerb eines persönlichen Rechts konnte niemals ursprünglich 


336 KNIGGE, Bücher-Nachdruck., S. 43. BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 188, wies darauf hin, dass es für das 


Recht am Geistesprodukt keinen Unterschied machen dürfe, ob dieses als Rede vorgetragen werde oder 
in Schriftform verkörpert sei. 

37 KAnT, Büchernachdruck, S. 81. 

338 Kant, Büchernachdruck, S. 83. 

339 KANT, Metaphysik, S. 274. HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 100 ($ 40), wandte sich nicht gegen dieses 
Verständnis von vertraglichen Pflichten, wohl aber gegen den Begriff persönliches Recht: »Die persönlichen 
Rechte bei Kant sind die Rechte, die aus einem Vertrage entstehen, daß Ich etwas gebe, leiste - das ius ad 
rem im römischen Recht, das aus einer obligatio entspringt. Es ist allerdings nur eine Person, die aus einem 
Vertrage zu leisten hat, sowie auch nur eine Person, die das Recht an eine solche Leistung erwirbt, aber 
ein solches Recht kann man darum nicht ein persönliches nennen; jede Art von Rechten kommt nur einer 
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oder eigenmächtig erfolgen,’*° der Autor somit auch kein persönliches Recht an seinem 
Werk erwerben. 

Kant verstand unter dem Sachenrecht nicht bloß das Recht an einer Sache, sondern 
»den Inbegriff aller Gesetze, die das dingliche Mein und Dein betreffen«.°* Dies kam für 
Kant an äußeren Gegenständen in Betracht, bei denen Rivalität im Gebrauch vorliegt, 
also der Gebrauch des einen den Gebrauch des anderen lädiert. Insoweit vollzog Kant 
noch keine Begrenzung auf körperliche Gegenstände, denn auch bloße Ansprüche (die 
Willkür eines anderen zu einer bestimmten Tat) könnten das Meinige sein (das persön- 
liche Sachenrecht im Sinne des ABGB). Eigentum hingegen sei nur an körperlichen 
Sachen möglich.?** Er ordnete das Werk nicht in diese Kategorie ein und wandte sich 
damit gegen das Verlagseigentum. Wenn ein Autor sein Manuskript einem Verleger zur 
Veröffentlichung überlassen habe und sodann ohne Erben stürbe, so hätte der Verleger 
keineswegs das Recht, das Werk als sein Eigentum zu unterdrücken. Das Publikum 
könne vom Verleger vielmehr verlangen, dass der Verleger das Manuskript druckt 
oder herausgibt, denn er »besitzt die Handschrift nur unter der Bedingung, sie zu einem 
Geschäfte des Autors mit dem Publicum zu gebrauchen; diese Verbindlichkeit gegen das 
Publicum aber bleibt, wenn gleich die gegen den Verfasser durch dessen Tod aufgehört 
hat.«°® Aus der Vereinbarung folgte auch eine unspezifizierte Pflicht gegenüber dem 
Publikum. Es besaß, jedenfalls solange der Autor keine anderweitige Regelung getroffen 
hatte, einen Anspruch auf Zugang zu dem Werk. 

Jolly kritisierte, es handle sich um eine petitio principii, da Kant das Ausschließlich- 
keitsrecht voraussetze und nicht beweise.?** Allerdings übersah Jolly den wesentlichen 
Gesichtspunkt Kants, den er in der Abhandlung über den Nachdruck implizit voraus- 
setzte. Indem Kant an die Rede anknüpfte, wurde eine untrennbare Verknüpfung mit 
dem Redenden hergestellt. Die Rede ist kein Gegenstand, den eine andere Person in 
Besitz nehmen kann, da sie kein Äußeres, kein von der Person getrenntes Objekt ist 
und damit auch kein Eigentum sein kann.?# Die Frage nach dem Eigentum oder einem 
sonstigen Recht an der Rede stellt sich nicht, da die Rede immer mit dem Redenden 
verbunden und als »unveräußerliches Recht (ius personalissimum) durch jeden andern 
immer selbst zu reden« verstanden wurde.3*° Es war eine Fiktion, bei der die Rede mit 


Person zu, und objektiv ist ein Recht aus dem Vertrage nicht Recht an eine Person, sondern nur an ein ihr 
Äußerliches oder etwas von ihr zu Veräußerndes, immer an einer Sache.« 

34° KanT, Metaphysik, S. 270 ff., 290. 

3# KANT, Metaphysik, S. 261. 

34° KANT, Metaphysik, S. 245, 247 f., 270. 
KAnT, Büchernachdruck, S. 85. 
JoLty, Lehre vom Nachdruck, S. 23 f., 27. Nach Jolly war die einzig mögliche Quelle eines Verbots des 
Nachdrucks »das klare Rechtsbewußtsein des Volkes«. 

35 KAnT, Metaphysik, S. 245. 

346 Kant, Büchernachdruck, S. 86. 
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dem Redenden gleichgesetzt und die Wegnahme der Rede zu einem unmittelbar dem 
Redenden angetanen Unrecht erklärt wurde. Diese Fiktion, dass der Verleger physisch 
dem Autor zugeordnet wurde, wurde konsequent umgesetzt: »Ein Vertrag des Autors 
mit einem Verleger mit dem Vorbehalt, noch außer diesem einem andern den Verlag 
seines Werks erlauben zu dürfen, [sei] unmöglich. «°* 

Dies scheint eine gewisse Nähe zu der später entwickelten persönlichkeitsrecht- 
lichen Theorie zum Urheberrecht aufzuweisen, da dort teilweise das Werk als eine 
Art ideeller Bestandteil der Person aufgefasst wird. In vielen Abhandlungen wurde 
versucht, Kant ein entsprechendes Verständnis beizulegen, aber überzeugend ist dies 
nicht gelungen. Hätte Kant so ein grundlegenden Recht angenommen, hätte er dies 
klarer angesprochen. Karl Heinrich Gros beschäftigte sich beispielsweise ebenfalls, 
jedoch ohne urheberrechtlichen Einschlag (auf körperliche Sachen beschränkt), mit 
dem ursprünglichen Erwerb von Eigentum und stellte eine modifizierte Arbeitstheorie 
vor. Diese war eingebunden in ein bestimmtes Grundverständnis: Jeder Mensch könne 
fordern, dass er als Person anerkannt werde, denn davon hinge die rechtliche Existenz 
des Menschen als Inhaber von Rechten ab. Jede Person habe einen absoluten Wert, 
eine Würde. Dementsprechend habe der Mensch ein »angebohrnes Recht auf äußere 
Anerkennung der ihm zustehenden Menschenwürde. «3*° Für den Erwerb von Gütern 
leitete Gros einen allgemeinen Grundsatz her: Der Mensch konnte jede Sache durch 
Bearbeitung mit seiner Persönlichkeit verbinden.?*? Wenn der Mensch eine bislang 
herrenlose Sache bearbeite, verbinde er diese Sache mit seiner Tätigkeit »und dadurch 
mit sich selbst, so daß nunmehr die Sache von Anderen nicht mehr beliebig gebraucht 
werden kann, ohne eine Aeußerung fremder Thätigkeit zu verlezen, und auf diese Art dem 
Gesez der allgemeinen äußern Freyheit entgegen zu handeln.«°°° Die Verletzung eines 
Rechts sah Gros darin, dass die Ausübung eines Rechts durch die unbefugte Handlung 
eines anderer verhindert oder gestört werde; sie sei eine »Beleidigung der Person«.?" 
Gros behauptete also, dass bei der Bearbeitung einer Sache eine Verbindung mit der 
Person zustande käme, während Kant auf den Objektcharakter einer Sache abstellte. 

Kants Ansatz war anderer Natur. Die Wahrnehmung der Freiheit oder der Vernunft 


347 KAnNT, Büchernachdruck, S. 81. 

348° Gros, Lehrbuch 2. Aufl., S. 64. 

3% 1829 formulierte Gros, Lehrbuch 5. Aufl., S. 100, diese Verbindung mit der Person noch klarer: 
»Dadurch, dass der Occupant mit der Sache eine, auf irgend einen Zweck hindeutende Veränderung (For- 
mation, Verarbeitung oder Bearbeitung) vornimmt, entsteht eine, von der Dauer des Besitzes unabhängige, 
Verknüpfung der Sache mit seiner Persönlichkeit. Denn durch solche Handlung verbindet derselbe die Sache 
mit einem Producte seiner Thätigkeit und dadurch mit sich selbst, so dass nunmehr die Sache von anderen 
nicht beliebig gebraucht werden werden kann, ohne eine fremde Thätigkeit zu verletzen, d. h. ohne die 
Wirkung derselben zu vernichten oder für sich zu verwenden, und auf diese Art dem Gesetz der allgemeinen 
Freiheit entgegen zu handeln.« 

35° Gros, Lehrbuch 2. Aufl., S. 81 f. 

35° Gros, Lehrbuch 2. Aufl., S. 53. 
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und das Ergebnis davon musste nicht zwingend durch ein Recht geschützt werden. 
Vielmehr war die Frage, inwieweit die gegebene Freiheit durch Dritte (einschließlich 
dem Erlass von Gesetzen) beeinträchtigt werden dürfe. Er ging nicht davon aus, dass 
die Eigenschaften, die den Menschen vom Tier unterscheiden und zur Person machen 
(etwa Freiheit, Vernunft, Zurechnung von Handlungen), mit einem Rechtsobjekt ver- 
bunden sein müssten, sondern nur der Anlass für die Schaffung von Rechten seien. 
Ohne unmittelbare Herrschaft über ein von der Person getrenntes Objekt ließ sich 
weder das Ausschließlichkeitsrecht noch eine Verpflichtung Dritter, die tatsächlich 
nicht bestehende Ausschließlichkeit zu beachten, ableiten.?°* Hegel hatte ausgeführt, 
dass »die Persönlichkeit ein Recht an Sachen gibt und daher das persönliche Recht we- 
sentlich Sachenrecht ist - Sache im allgemeinen Sinne als das der Freiheit überhaupt 
Äußerliche, wozu auch mein Körper, mein Leben gehört. Dies Sachenrecht ist das Recht 
der Persönlichkeit als solcher.«°°? Dies fußte auf dem Verständnis, dass das Recht ein 
künstlich geschaffenes Normengefüge zur Regelung der Beziehungen der Menschen 
ist. Das Recht ist kein substantieller Gegenstand oder lebendes Wesen, sondern ein In- 
strumentarium, mit dem sich Ansprüche gegenüber anderen durchsetzen lassen. Diese 
Ansprüche würden sich, richtig verstanden, stets auf von der Person trennbare Objekte 
richten, nie auf die Persönlichkeit. Die Persönlichkeit an sich könne kein Gegenstand 
des Rechts sein, so Savigny;?°* und er ging noch weiter: Es sei etwas Ungehöriges, dass 
die natürliche geistige Fähigkeit des Menschen »mit diesen künstlichen Erweiterungen 
derselben in eben so überflüssiger als auch verwirrender Weise auf eine Linie gestellt 
und als gleichartig behandelt werden soll. Gegenstände, auf die der Wille einwirken 
kann, seien das Gebiet, auf dem das Recht Herrschaft verschaffen könne. Das seien 
insbesondere die unfreie Natur (Eigentum) und fremde Personen (Obligation), nicht 
jedoch die eigene Person, der eigene Wille oder die eigene Handlungsfreiheit.35° 

Das Recht wurde von Kant nicht auf Namensnennung und Integrität des Kommunika- 
tionsvorganges reduziert,’ sondern vor allem durch den engen Gegenstand begrenzt. 
Der Ansatz beschränkte sich auf die Besonderheit der (fingierten) körperlichen Verbin- 
dung und führte dazu, dass beispielsweise Bilder oder Skulpturen, die als ein Äußeres 
geschaffen werden, keinen Kopierschutz zugesprochen bekamen. Dass Kant dies mit 


35° MANDRY, Bayerisches Urheberrecht, S. 34, hat die fehlende natürliche oder körperliche Verbindung, 


die Kant als notwendig erachtete (und über das Reden konstruierte), zum Ausdruck gebracht: »Das 
‚Werk‘ [...] hat nicht blos keine körperliche, sondern überhaupt keine dem Urheber in der Art äußerlich 
gegenübertretende Existenz, daß eine eines rechtlichen Schutzes bedürftige und fähige Herrschaft über 
dasselbe möglich wäre.« 

3 HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 120-122, $ 40. 
SAvIGNY, Obligationenrecht Bd. 1,5. 4. 
SAVIGNY, System Bd. 1, S. 336. Vgl. Coing, Entwicklung der Persönlichkeitsrechte, S. 80 f. 
SAVIGNY, System Bd. 1, S. 334, 338. 
So aber WIELSCH, Zugangsregeln, S. 54. 
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Originalität, Persönlichkeit oder Genie verband, kann als ausgeschlossen bezeichnet 
werden. Zum einen fehlen diese Begriffe vollständig in diesem Zusammenhang, zum 
anderen hätte dies auch diametral zu den Thesen in der KRITIK DER URTEILSKRAFT 
gestanden. Ein Teil der schriftstellerischen Leistungen, konkret die »Rednerkunst (ars 
oratoria) |...] als Kunst, sich der Schwächen der Menschen zu seinen Absichten zu bedie- 
nen«, war ihm »gar keiner Achtung würdig« 3° Es war kein auch abstraktes Recht an 
dem Werk: Wer das Buch eines andern verändern (abkürzen, vermehren oder umar- 
beiten) und es unter dem Namen des Autors der Vorlage veröffentlichen würde, täte 
Unrecht. Im eigenen Namen hingegen dürfe die Bearbeitung veröffentlicht werden: »So 
ist die Umarbeitung in dem eigenen Namen des Herausgebers kein Nachdruck und also 
nicht unerlaubt.« So fasste Kant 1785 auch das Ergebnis zusammen: Andere Kunstwerke 
einschließlich Lithographien oder Stiche dürften nachgemacht werden, Textbücher 
hingegen nicht. Dies Verständnis beruht darauf, dass Kunstwerke als Arbeitsergebnisse 
(opera) letztlich unter den Begriff der Sachen fielen, während die Rede eine Handlung 
(operae) sei. Kunstwerke existieren unabhängig von der Person, Handlungen hingegen 
hätten »nur in einer Person ihr Dasein.«°° 

Kant unternahm - dies war nicht sein Anliegen und angesichts des ungeordneten 
Entwicklungstands des Zivilrechts auch kaum möglich - keinen Versuch, darzulegen, in 
welche juristische Kategorie sich die von ihm entwickelte Konstruktion einordnen ließe, 
oder die Rechtsfolgen im Detail darzulegen. Sie wird aber im Rahmen des Aufbaus 
der Metaphysik der Sitten deutlich. Er vertrat weder eine reine Okkupationstheorie 
(sie ließe sich: »auf keine Weise einsehen, noch durch Gründe darthun« )3°° noch die 
Arbeitstheorie, sondern unterschied zwischen dem Besitzschutz und dem Eigentum. 
Gegenstand eines natürlichen Rechtsverhältnisses könnten nur Objekte sein, über 
die ein Mensch verfügen kann und von deren Nutzung er andere ausschließen kann. 
Die natürliche Verbindung zwischen einer Person und einer Sache ist der Besitz, in 
dem der Besitzer nicht gestört werden darf. Er unterschied zwischen dem empirischen 
Titel der Erwerbung, also dem tatsächlichen Geschehen, und dem Vernunfttitel der 
Erwerbung. Zwar geschehe die ursprüngliche Erwerbung des Bodens durch einseitige 
Bemächtigung (occupatio), und der unmittelbare (der physische) Besitzer darf gegen 
seinen Willen nicht zwangsweise in seinem Besitz gestört werden.?“ Fällt jedoch die 
körperliche Verbindung mit der Person weg, muss ein anderes Prinzip - das ist das 
Recht, der Vernunfttitel des Erwerbs - verbindlich festlegen, dass das Objekt einer 
Person als Eigentum gehört.° Der Besitz sei nur provisorischer Natur, ein empirisches 
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® Kuanr, KdU, S. 328 f. (Fn). 

359 KAnrT, Büchernachdruck, S. 86 f. 
360 KanNT, Metaphysik, S. 263. 
KANT, Metaphysik, S. 245. 
KANT, Metaphysik, S. 247 f. 
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Ereignis, dass jemand etwas als das Seine ergriffen hat.?® Der in der Okkupation zum 
Ausdruck kommende einseitige individuelle Wille könne jedoch kein Recht und auch 
keine Berechtigung schaffen. Ein Einzelner »kann nicht jedermann eine Verbindlichkeit 
auflegen, die an sich zufällig ist, sondern dazu wird ein allseitiger, nicht zufällig, sondern 
a priori, mithin notwendig vereinigter und darum gesetzgebender Wille erfordert; denn 
nur nach diesem seinem Prinzip ist Übereinstimmung der freien Willkür eines jeden mit 
der Freiheit von jedermann, mithin ein Recht überhaupt und also auch ein äußeres Mein 
und Dein möglich.« 

Kant hatte ferner ausgeführt, »daß die erste Bearbeitung, Begrenzung oder überhaupt 
Formgebung eines Bodens keinen Titel der Erwerbung desselben« begründen könne, 
denn der Besitz des Unwesentlichen und Veränderbaren könne keinen Grund für den 
rechtlichen Besitz der Substanz abgeben.?°* Dabei bezog er sich auf die auf Aristoteles 
zurückgehende Unterscheidung zwischen dem Akzidens und der Substanz. In der ers- 
ten Analogie der Erfahrung, dem »Grundsatz der Beharrlichkeit der Substanz«, wird 
sein Verständnis deutlich: »Bei allen Veränderungen in der Welt bleibt die Substanz, 
und nur die Accidenzen wechseln.«3° Demnach konnte auch die bloße Bearbeitung 
(Formgebung) eines Gegenstands kein Eigentum an dem Gegenstand begründen. Dass 
im Bereich des geistigen Eigentums schließlich nur die konkrete Form (ohne jegliche 
körperliche Substanz) vom Verbotsrecht erfasst werden sollte, hatte Kant - an der zitier- 
ten Stelle ging es um Grund und Boden - nicht vorhergesehen. Im Naturzustand gab es 
nach Kant nur ein Recht, die Freiheit. Aufgrund dieser Freiheit durfte man Sachen in 
Besitz nehmen, solange man dadurch keinen anderen in seiner Freiheit beeinträchtigte 
(weil der andere die Sache bereits im unmittelbaren Besitz hatte). Dieser Besitzschutz 
war jedoch nur provisorischer Natur, denn sobald der unmittelbare Besitz aufgegeben 
wurde, konnten andere sich der Sache bemächtigen (dies geschah mangels eines Rechts 
weder rechtmäßig noch rechtswidrig). Ein beständiges Recht konnte es erst geben, 
wenn die bürgerliche Gesellschaft sich eine allgemeinverbindliche Regelung gegeben 
hatte, wem etwas als Eigentum (nicht bloß faktischer Besitz) zugeordnet wird: »Aber das 
austeilende Gesetz des Mein und Dein eines jeden am Boden kann nach dem Axiom der 
äußeren Freiheit nicht anders als aus einem ursprünglich und a priori vereinigten (der 
zu dieser Vereinbarung keinen rechtlichen Akt voraussetzt), mithin nur im bürgerlichen 
Zustande hervorgehen [...], der allein, was recht, was rechtlich und was Rechtens ist, 
bestimmt.«3°° Nur das Gesetz kann somit ein über das bloß provisorische Innehaben 


353 KanT, Metaphysik, S. 264. 

364 KANT, Metaphysik, S. 268 ($ 17). 

365 KAnT, KdV, S. 163 f. Aristoteles: Soll dem, der ein Feld bestellt, auch das Grundeigentum gehören 
oder nur die geernteten Früchte (Begrenzung auf das Arbeitsergebnis)? 

366 Kant, Metaphysik, S. 267. 
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(in Form des ungestörten Besitzes) hinausgehendes absolutes Eigentum schaffen; mit 
naturrechtlichen Begründungen war dies für Kant nicht möglich.” 

Kant lehnte Eigentum am geistigen Werk ab. Nach Kant hatten die Autoren kein 
geistiges Eigentum, die Verleger kein Verlagseigentum und die Nachdrucker kein Recht 
zum freien Nachdruck. Der Ansatz von Kant führte zwar zu einer wirtschaftlichen 
Verwertbarkeit eines Textes. Er führt aber nicht zu einer eigentumsähnlichen Gestal- 
tung und ließ sich nicht auf andere Gegenstände wie etwa Gemälde oder eine Oper 
ausweiten. Kant musste sich sehr verbiegen, der genauen Scheidung zwischen der Per- 
son, den persönlichen Fähigkeiten und dem Arbeitsergebnis ausweichen, und auf die 
merkwürdige Fiktion zurückgreifen, das Buch sei als Handlung des Autors zu deuten, 
um überhaupt ein bereits vom Gegenstand äußerst begrenztes Recht konstruieren zu 
können. Adaptionen, Plagiate, Umarbeitungen etc. waren vollständig zulässig, solange 
diese den wahren Urheber der Variationen (nicht der Vorlage) bezeichneten. Dieses 
Recht wurde von Kant nochmals begrenzt durch eine unklare Verbindlichkeit gegen 
das Publicum, dem Kant einen Anspruch auf das Werk zuordnen wollte. 


6.4.4 Das unveräußerliche Individuelle 


Wie willman nachweisen, dass man ein subjektives Recht an einem Gedanken hat? Da 
privilegierte oder monopolisierte Rechte nicht selbstverständlich sind, muss derjenige, 
der ein solches behauptet, dieses auch nachweisen. Allein die Neuheit eines Gedanken 
in einer bestimmten Kultur ist nicht ausreichend für das beanspruchte Ausschlussrecht, 
wie Wieland 1780 durch einen Vergleich belegte: »Setzen Sie einmal den Fall, ein Schuster 
zöge mit 2000 Paar Schuhen von seiner Fabrik bey einem Volke zu Markte, das noch 
nichts von Schuhen gewußt hätte - so ist natürlich, daß jedermann, der sich mit Schuhen 
versehen wollte, zu ihm kommen müßte, weil er der einzige wäre, der damit handelte.3°® 
Selbstverständlich könne aber jeder, der dazu in der Lage wäre, selbst Schuhe herstellen 
und verkaufen, ohne dass irgend jemand ihn als einen Dieb bezeichnen würde. Das 
Buch sei ebenso ein Gegenstand mit einer besonderen Form und könne wie auch der 
Schuh nachgemacht werden. 


367 Ejne moderne anmutende Variante stammt von BERGK, Philosophie des peinlichen Rechtes, S. 126. 
Verbrechen gegen bloß persönliche Rechte (weil das dingliche Objekt fehlt) seien Handlungen, mit denen 
jemand etwas im Namen eines anderen tue, wozu er keine Vollmacht habe. Hierzu würde auch der 
Büchernachdruck gehören. Es würde sich nicht um ein positives Recht handeln, nach dem man von 
einem Dritten ein Handeln fordern könne, sondern um ein negativ persönliches Recht. Alle persönlichen 
Rechte gingen aber »unmittelbar auf die Person« zurück, da sie mit dieser so verknüpft seien, dass kein 
anderer das Recht ohne Zustimmung der besonderen Person ausüben könne. Als weitere Beispiele dieser 
Verstöße gegen das persönliche Recht wurden von Bergk etwa das Nachmachen von Wechseln oder der 
Raub der Ehefrau genannt. Johann Heinrich Tieftrunk wiederholte die Theorie in seinem GRUNDRISS 
DER SITTENLEHRE (1803). 

368 WIELAND, Schreiben eines Nachdruckers, S. 271. 
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Die Frage, was konkret erfasst sein sollte, blieb bislang weitgehend offen, da im 
Zentrum des Streits der Nachdruck als Kopie stand. In der Regel wurde ohne genauere 
Definition vom literarischen Eigentum, dem Schrift- oder Verlagseigentum oder von 
den Rechten der Autoren gesprochen. Feder hatte diese Frage ausgeklammert und ein 
beim Autor verbleibendes Y eingeführt, das die Kontrollrechte des Autors begründe. 
Bei Reich finden wir den Hinweis, dass bei Schriften, die »keinen eigenthümlichen 
Verleger mehr haben« (etwa antike Schriften), zu dem aber in neuerer Zeit von einem 
Gelehrten Anmerkungen gemacht wurden, nur die alten Texte (nicht jedoch die An- 
merkungen) frei gedruckt werden könnten. Pütter hatte ausgeführt, dass die Autoren 
über den gleichen Gegenstand schreiben könnten, solange kein geistiger Diebstahl 
stattfindet.””° Diebstahl setzt Eigentum voraus, Eigentum, dessen Inhaber durch den 
Diebstahl nachteilig betroffen sein kann. 

Wenn man von Gedanken als Eigentum sprechen will, so müssen auch die grundle- 
genden Regeln für das Eigentum gelten. Eigentum oder ein vergleichbares Recht muss 
erkennbar und abgrenzbar sein. Dass jemand denkt, und was jemand denkt, kann nur 
derjenige, der denkt, feststellen. Man kann das Denken und Fühlen von außen nicht 
inhaltlich verfolgen, sondern nur selbst vollziehen und erleben.?”' Hegel bezeichnet 
dies als »inneres Eigenthum des Geistes«, wobei dieses geistige Eigentum erst in die 
Äußerlichkeit übergehen müsse, damit es unter die juristischen Bestimmungen des 
Eigentums fallen könne. So lange das Werk für Dritte nicht erkennbar ist, sei es für 
diese auch nicht existent. Die Gedanken müssen in irgend einer Form geäußert werden, 
zu einem Objekt der Gesellschaft werden, um überhaupt als Rechtsobjekt geeignet zu 
sein.?7? 

Der Gedanke als inneres Ereignis ist ein schwacher Ansatzpunkt für ein eigenständi- 
ges Recht. Dies allerdings nicht deshalb, weil die Gedanken Allgemeineigentum sind, 
sondern weil der Begriff Eigentum ein rechtliches und damit ein gesellschaftliches Ver- 
hältnis notwendig voraussetzt. Für Kant stellte sich die Frage, ob ein Inneres rechtliches 
Eigentum sein kann, gar nicht: 


Das rechtliche Meine [...] ist dasjenige, womit ich so verbunden bin, daß der 
Gebrauch, den ein anderer ohne meine Einwilligung von ihm machen möchte, 
mich lädieren würde. Die subjektive Bedingung der Möglichkeit des Gebrauchs 
überhaupt ist der Besitz. 
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REICH, Zufällige Gedanken, S. 29. 

PÜTTER, Büchernachdruck, S. 56. 

OTTE, Das Formale, das Soziale und das Subjektive, S. 223. 

HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 126, $ 43. Das geistige Eigentum in diesem Sinne ist kein juristisches 
Eigentum, sondern ein abstrakter Begriff. Von Hegel wurden mit dem inneren Eigentum die individuellen 
Fähigkeiten des Menschen, die erworben werden durch Wissenschaft, Bildung, Geschicklichkeit etc., 
umschrieben. 
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Etwas Äußeres aber würde nur dann das Meine sein, wenn ich annehmen darf, es 
sei möglich, daß ich durch den Gebrauch, den ein anderer von der Sache macht, 
in deren Besitz ich doch nicht bin, gleichwohl doch lädiert werden könne.?”? 


Der Mensch ist sein eigener Herr, aber nicht Eigentümer von sich selbst (geschweige 
denn, das Eigentum anderer Menschen).?”* Solange das Werk sich nur im Kopf einer 
Person befindet, stellt sich die Frage nach einem Eigentumsrecht nicht. Die bloße 
Existenz in den Gedanken erlaubt den geistigen Besitz. Jedoch kann es in den Gedanken 
nicht beeinträchtigt werden. Meine Gedanken sind mein, aber sie können nicht rechtlich 
Meines sein, denn dies setzt voraus, dass ein anderer von meinen Gedanken Gebrauch 
machen kann. Wenn einer dasselbe denkt wie ein anderer, ist dies kein Gebrauch des 
Gedanken des anderen, sondern des eigenen. Es ist auch nicht möglich, die Identität der 
Gedanken festzustellen, weil diese nicht in demselben Bewusstsein zusammengeführt 
werden können.?” 

Bevor der Gedanke überhaupt Gegenstand einer rechtlichen Betrachtung werden 
kann, muss der Denker diesen äußern. Und erst die Äußerung des Gedankens ist ein 
Äußeres, welches den rechtlichen Kategorien Mein und Dein zugänglich ist. Diese 
Äußerung muss »durch bestimmte Worte abgeschlossen sein, damit sie sich von andern 
unterscheide, und einen bestimmten Gegenstand bilde, welches nur dann geschehen kann, 
wenn sie durch diese und keine anderen Worte, die so und nicht anders aneinander 
gereiht sind, abgemarkt ist.«37° Eigentum muss abgegrenzt sein, damit andere erkennen 
können, wer etwas besitzt und wo dessen Rechte beginnen und enden.?77 

Umgekehrt stellte sich die Frage, wie man die Gedanken, die einer öffentlich ausru- 
fen oder drucken ließ, noch als die seinigen bezeichnen könne?3”® Wenn Gedanken 
mitgeteilt wurden, kann man sie dann noch beherrschen? Nach 18 $ 3 prALR galt der 
Grundsatz, dass Sachen kein Eigentum einzelner Personen sein können, wenn ihrer 
Natur nach niemand von deren Benutzung ausgeschlossen werden kann. Eine Rede 


373 KANT, Metaphysik, S. 245. Daraus darf man nicht folgern, dass Kant nur körperliche Gegenstände zum 
Vermögen rechnete. KAnT, Metaphysik, S. 271-274: »Der Besitz der Willkür eines anderen als Vermögen« 
zählte zu den äußeren Dingen, die in die Kategorie Mein und Dein eingeordnet werden können. Besitz 
der Willkür meinte die Möglichkeit, von einem anderen ein Tun fordern zu können. Durch einen Vertrag 
erwerbe man das Versprechen eines anderen, nicht das Versprochene. Gleichwohl sei man vermögender 
geworden, weil der Versprechende etwas von seiner Freiheit abgegeben und auf den anderen übertragen 
habe. Bei Hegel trat der Wille in das Zentrum. Eigentum könne der freie Wille begründen, eigentumsfähig 
seien alle äußere Sachen ohne Willen; HEGEL, Rechtsphilosophie, $$ 41-45. 

37% KANT, Metaphysik, S. 270. 

375 FREGE, Sinn und Bedeutung, S. 30. 

376 KRAMER, Rechte der Schriftsteller, S. 53. Yates brachte in seiner dissenting opinion in der Entscheidung 
Millar v. Taylor (1769) zum Ausdruck, dass Eigentum äußerlich erkennbare Grenzen benötige; vgl. Rose, 
Authors and Owners, S. 86 £. 

977 GELLER, Auflösung des Geistigen Eigentums, S. 273. 

378 WIELAND, Schreiben eines Nachdruckers, S. 271. 
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oder der Inhalt eines Druckexemplares wird vollständig übertragen. Ist der Gegen- 
stand des geistigen Werks einmal einem anderen zugänglich gemacht worden, kann 
die Übertragung nicht rückgängig gemacht werden. Man kann den Inhalt des Buchs 
nicht mehr zurücknehmen, weil er keine körperliche Dimension hat, die man in Besitz 
nehmen und beherrschen kann.?”? Sollen Studenten, die von ihrem Professor eine 
neue Lehre gehört haben, diese für sich behalten und nicht für sich selbst nutzen?3?° 
Weil der Gegenstand des geistigen Eigentums sich nicht abgrenzen lässt, kann man 
auch niemanden von der Nutzung ausschließen. Für das Eigentum an Geisteswerken 
mussten also besondere Regeln gelten. 

Die Fähigkeiten des Einzelnen sind nicht auf dasjenige beschränkt, was er aus sich 
hervorbringt. Lernen, Nachahmen oder Kopieren sind Grundlagen jedes gesellschaft- 
lichen Zusammenlebens und der Grund, weshalb nicht jede Generation wieder auf 
urzeitlichem Niveau von vorne beginnt, denn ohne die Übernahme fremder Leistungen 
sind ein Fortschritt und eine Entwicklung nicht denkbar. Die ersten Stätten der Wissen- 
schaft waren Orte, an denen der Austausch, die gegenseitige Anregung oder die Kritik 
in besonderem Maße gefördert wurden. Bei den Künsten gibt zumeist die Stilepoche 
den Grundton vor. Wissenschaft, Literatur, Musik, Kunst etc. zeichnen sich auch durch 
Repetition, Kombination, Verarbeitung oder Variation des vorhandenen Materials 
aus. Die meisten geistigen Leistungen beruhen auf der Rezeption und Adaption von 
Vorleistungen anderer. »Was macht also das Wesentliche eines Buchs aus? welches sind 
die wesentlichen Stücke auf denen das individuelle Eigenthum des Verfaßers an selbigem 
beruht?«3®! Diese Fragen stellte Johann Jakob Cella. Druck, Papier und Format seien 
kein wesentliches Unterscheidungszeichen eines Buches, denn der materielle Träger 
sei nur Beigabe des Druckers beziehungsweise Verlegers.3?? Das Buch als geistiges Werk 


37° Nach KnIGGE, Bücher-Nachdruck., S. 35 sind Weisheit, Wahrheit, Witz ebenso res communes, wie 
Meer und Luft. Durch die »Einkleidung der Wahrheiten« und durch die Gedanken könne man jedoch die 
allgemeinen geistigen Güter zu eigenen machen, mit denen man »schalten und walten« könne. Praktisch 
die gleiche Formulierung nutzte Lord Camden in Donaldson v. Beckett (17 Cobbett’s Parl. Hist., 953, 999: 
»If there be any thing in the world common to all mankind, science and learning are in their nature publice 
juris, and the ought to be free and general as air or water.« Die Beispiele Sonne, Meer und Luft finden 
sich bei GROTIUS, Freedom of the Seas, S. 20, (Kapitel 5): Was nicht okkupiert werden kann, könne kein 
Eigentum sein. Das Meer sei kein Eigentum der Portugiesen. Das Meer gehöre entweder niemanden (res 
nullius) oder es ist Gemeineigentum (res communis) oder öffentliches Eigentum (res publica). Eigentum 
beruhe auf der Okkupation. Was nicht besetzt worden sei, etwa durch die Inbesitznahme oder durch ein 
äußeres Zeichen, könne nicht als Eigentum bezeichnet werden. Die Luft oder das Meer können nicht 
appropriiert werden, weil sie nicht in Besitz genommen werden könnten und weil sie grenzenlos seien. 

380 Krause, Büchernachdruck (1783), S. 416. 

3% CEıra, Vom Büchernachdruck, S. 104. 

3%2 Cprra, Vom Büchernachdruck, S. 86. In Großbritannien wurde diese Frage im Rechtsstreit Pope v. 
Curll (1735) vom Richter ausführlich diskutiert, weil es um die Veröffentlichung eines Briefwechsels ging 
und sich die Frage stellte, wem das Recht an den beschriebenen Briefpapieren und am Inhalt der Briefe 
zustehe; vgl. PATTERSON, Perspective, S. 159, Fn. 30, und Rosg, Authors and Owners, S. 62-66. Richter 
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ist somit unabhängig vom Buch als körperlicher Gegenstand zu betrachten und nur in 
einer Handschrift oder einem Druckexemplar verkörpert, ohne dass diese gleichgesetzt 
werden könnten. Die individuelle Ausprägung, »die Anzahl einzelner Wahrheiten und 
Begebenheiten, daß sie in dieser und keiner andern Ordnung, in dieser Beweisart, in dieser 
Deutlichkeit oder Undeutlichkeit, in dieser Sprache vorgetragen sind«, seien die maßgeb- 
lichen Unterscheidungskritierien. Die in einem Buch enthaltenen Wahrheiten würden 
zwar ein philosophisches Buch von einem medizinischen, juristischen oder theolo- 
gischen unterscheiden, jedoch nicht zwingend von einem anderen philosophischen 
Werk. Das Eigentum daran beruhe »also nicht auf den darin vorgetragenen einzelnen 
Wahrheiten, sondern auf dem ganzen Inbegriff dieser Wahrheiten zusammen«, auf der 
Ordnung, in der sie aufeinander folgen, auf dem Vortrag, in den sie eingekleidet sind, 
und auf der Sprache, in der das Buch geschrieben ist.3# 

In dem BEWEIS DER ÜNRECHTMÄSSIGKEIT DES BÜCHERNACHDRUCKS behauptete 
Fichte ein unveräußerliches Recht des Urhebers an der Ausdrucksform seiner Gedan- 
ken. Dem Utilitarismus erteilte er am Ende des Beitrags in Parabelform eine zynische 
Absage. Ein positives Recht zum Nachdruck, das er als Konsequenz eines fehlenden 
Nachdruckverbotes annahm, sei nicht anzuerkennen. Fichtes Beitrag dürfte auf Kant 
zurückgehen, denn der Ausgangspunkt wie auch das Ergebnis glichen sich weitgehend. 
Kants Rede als Handlung einer Person ersetzte Fichte durch die physische Möglichkeit 
(was das Reden umfasste), etwas zu produzieren. Er wollte Reimarus widerlegen, der 
sich gegen ein beim Verfasser »bleibendes Eigentum« gewandt und ausgeführt hatte: 
»Die Rechtsgelehrten nehmen ihre Zuflucht zu einer metaphysischen Spitzfindigkeit, wenn 
sie sagen, das Geistes-Eigenthum (literary property) werde nicht mit der Materie des 
Buches dem Käufer übertragen.«°°* In der Fragestellung (Wird das Geistes-Eigenthum 
mit dem Buch übertragen?) wurzelte die logische Prämisse der Ausarbeitung. Während 
nach Kant nur eine Person eine Rede im eigenen Namen halten konnte, ging Fichte 


Hardwicke urteilte, dass der Kläger Pope nur Ansprüche im Hinblick auf die von ihm verfassten Briefe 
habe, jedoch nicht auf die von ihm empfangenen Briefe. 

33 CeıLa, Vom Büchernachdruck, S. 86. BLACKSTONE, Commentaries, S. 406, hat eine ähnliche Unter- 
scheidung eingeführt. Voraussetzung war die Annahme, durch Inbesitznahme von herrenlosen Gegenstän- 
den oder Arbeit könne Eigentum begründet werden. Bei literarischen Werken müsse man darauf achten, 
was den einen Text von dem anderen unterscheide. Da die gleichen Ideen unterschiedlichen Köpfen 
entsprungen sein können, sei der Gegenstand des Eigentums - mangels eines abgrenzbaren körperlichen 
Gegenstands - wie folgt zu ermitteln: »Now the identity of literary composition consists entirely in the 
sentiment and the language; the same conceptions, cloathed in the same words, must necessarily be the same 
composition.« 1776 hat CONDORCET, Fragments, S. 311, ausgeführt, dass die Ausschließlichkeitsrechte der 
Privilegien sich nicht auf die Gegenstände, Ideen, Wahrheiten, Ordnung, Beweise, Entwicklung oder 
Schlussfolgerungen erstreckten, sondern nur auf die Wörter, Ausdrücke oder Sätze. 

34 ReEımarus, Bücherverlag abermals erwogen, S. 384 f. Er bezieht auch viele seiner Argumente aus der 
Entscheidung Donaldson v. Becket. 
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Abbildung 6.4: Wesensmerkmale des Buchs nach Fichte 
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einen anderen Weg: Was kann eine Person reden (schreiben), wenn sie zuvor das Buch 
eines anderen studiert und verstanden hatte? 

Er behauptete einen Obersatz: »Wir behalten nothwendig das Eigenthum eines Dinges, 
dessen Zueignung durch einen Andern physisch unmöglich ist.«3® Fichte vollzog wie 
Feder eine gedankliche Subtraktion, indem von dem, was ein Buch ausmacht, dasjenige 
abgezogen wird, was auf den Verleger oder den Käufer übertragen wird. Das Werk sei 
jedenfalls bis zu seiner Veröffentlichung Eigentum des Urhebers. Er nannte Kant als 
Beispiel, dessen Gedanken »vor der Bekanntmachung seiner merkwürdigen Werke, und 
noch eine geraume Zeit nachher, sein ausschließendes Eigenthum [waren]; und kein Käufer 
bekam für das Geld, welches er für die Kritik der reinen Vernunft hingab, ihren Geist.«°° 
Werde nun das Werk in einem Buch veröffentlicht, könne man unterscheiden zwischen 
dem bedruckten Papier und dem Geistigen. Da man ein Buch nicht wegen des Papiers 
kaufe, müsse »man durch den Ankauf doch auch ein Recht auf sein Geistiges erhalten.« 
Gedanken könnten aber nicht einfach erworben werden. »Gedanken übergeben sich 
nicht von Hand in Hand, werden nicht durch klingende Münze bezahlt, und nicht dadurch 
unser, daß wir ein Buch, worin sie stehen, an uns nehmen, es nach Hause tragen, und in 
unserm Bücherschranke aufstellen.« Vielmehr müsse man das Buch lesen, seinen Inhalt 
»durchdenken, ihn von mehreren Seiten ansehen und so ihn in unsere Ideenverbindung 
aufnehmen.« 

Das Geistige wurde zweigeteilt: »in das Materielle, den Inhalt des Buchs, die Gedanken 
die es vorträgt; und in die Form dieser Gedanken, die Art wie, die Verbindung in welcher, 
die Wendungen und die Worte, mit denen es sie vorträgt.«°®” Das abgegrenzte körperliche 
Buch werde Eigentum des Erwerber. Der erlernbare und mit dem Verstand erfassbare 


385 FICHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 446. Dabei handelte es sich nur um ein postulier- 
tes Recht, denn als Urrecht kann Fichte es nicht verstanden haben. FICHTE, Grundlage des Naturrechts 
(1796), S. 112 ($ 9): »Es gibt keinen Stand der Urrechte und keine Urrechte des Menschen. [...] Ein Urrecht 
ist daher eine blosse Fiction ...«, die aus wissenschaftlichen Gründen als Denkfigur notwendig sei. 

386 FICHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 448. 

37 FicHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 447. 
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Inhalt, »dessen Eigenthum vermöge seiner geistigen Natur Vielen gemein sein kann, so 
daß doch jeder es ganz besitze, hört durch die Bekanntmachung eines Buchs freilich 
auf, ausschliessendes Eigenthum des ersten Herrn zu sein«, sondern werde »mit Vielen 
gemeinschaftliches Eigenthum. — Was aber schlechterdings nie jemand sich zueignen kann, 
weil dies physisch unmöglich bleibt, ist die Form dieser Gedanken, die Ideenverbindung, 
in der, und die Zeichen, mit denen sie vorgetragen werden.«3®° Dass zwei Menschen über 
einen Gegenstand das Gleiche dächten, sei nicht ausgeschlossen, dass dies jedoch in 
der identischen Form geschehe, sei »absolut unmöglich.« Kant unterschied in der kurz 
zuvor veröffentlichten KRITIK DER URTEILSKRAFT zwischen der Wissenschaft und der 
schönen Kunst: Man könne alles, was Newton vorgetragen hat, »gar wohl lernen; aber 
man kann nicht geistreich dichten lernen, so ausführlich auch alle Vorschriften für die 
Dichtkunst und so vortrefflich auch die Muster derselben sein mögen.« Zwischen dem 
größten Wissenschaftler und dem »mühseligsten Nachahmer und Lehrling« gebe es nur 
graduelle Unterschiede, während das künstlerische Genie einzigartig sei und seine 
Naturgabe mit seinem Tod unterginge.®° Die Veröffentlichung verwandele, so Fichte, 
ausschließliches Eigentum in Gemeineigentum (weil andere es reproduzieren können), 
aber nur soweit, wie eine physische Aneignung möglich sei: 


Da nun reine Ideen ohne sinnliche Bilder sich nicht einmal denken, vielweniger 
Andern darstellen lassen, so muß freilich jeder Schriftsteller seinen Gedanken 
eine gewisse Form geben, und kann ihnen keine andere geben als die seinige, weil 
er keine andere hat; aber er kann durch die Bekanntmachung seiner Gedanken 
gar nicht Willens sein, auch diese Form gemein zu machen: denn Niemand kann 
seine Gedanken sich zueignen, ohne dadurch daß er ihre Form verändere. Die 
letztere also bleibt auf immer sein ausschliessendes Eigenthum. 


Was nach dem Obersatz demnach beim Autor verbleibt, ist ein Bestandteil des Geisti- 
gen, das geistige Eigentum des Verfassers. Während bei Kant praktisch jeder Text mit 
dem Autor verknüpft war, trat bei Fichte ein Genie- oder Originalitätsgedanke hinzu, 
der damit den möglichen Gegenstand des ausschliessenden Eigentums im Vergleich 
zu Kant eingrenzte. Fichte bezeichnete als unveräußerliches Eigentum eine Art Ein- 
maligkeit’?° des Werkes, weil andere Personen Gleiches nicht geschaffen haben oder 


38° FıcHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 449 f. 


389 KANT, KAU, S. 308 f. 

39° Zur statistischen Einmaligkeit KUMMER, Das urheberrechtlich schützbare Werk, S. 30-35, der die 
tatsächliche Unmöglichkeit, dass ein Objekt (Text oder Tonfolge) auf der Welt nicht mehr als einmal 
vorhanden ist und je vorhanden sein wird, in den Vordergrund stellt. Dieser Vergleich zwischen dem 
einen Objekt und anderen vorhandenen oder möglichen Objekten anderer Urheber hat Eingang in die 
schweizerische höchstrichterliche Rechtsprechung gefunden (BGE 113 I 190, 197 fl.). 
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schaffen können. Plastisch drückte dies Kohler??' aus: Wer ein Bild von Rubens erwirbt, 
wird nicht dadurch ein zweiter Rubens. Wenn nur der besondere Urheber Quelle des 
konkreten Objekts sein kann, so handele es sich soweit um sein Eigentum, wie nur er 
es schaffen konnte. Man könne sich den Inhalt, die Gedanken eines Buchs aneignen, 
nicht jedoch die individuelle Form. 

Wenn Fichte vom unzuveräußernden Eigenthumsrecht sprach, so kann man auch 
sagen, dass der Autor sich dessen nicht entäußern kann. Er kann seine persönlichen 
Fähigkeiten nicht zu einem von seiner Person getrennten Objekt machen, so das 
dieses Können auch kein Objekt des Rechtsverkehrs werden kann. Der Urheber, so 
Fichte, könne nur die als »Nießbrauch« bezeichnete Befugnis übertragen, die in eine 
bestimmte Form gefassten Gedanken des Autors durch Druck (oder auf sonstige Art) 
zu vervielfältigen.?°” Die individuelle Unfähigkeit, ein Identisches aus sich heraus 
zu schaffen, seien Umstände, die ein Exklusivrecht in diesem Umfang rechtfertigen 
würden. Die Frage, wieso jedoch der Gegenstand Buch vom einen Verleger kopiert, vom 
anderen hingegen nicht kopiert werden darf, blieb damit völlig offen, denn physisch 
möglich war das Kopieren offensichtlich. Der Nachdrucker will sich weder die fremden 
Gedanken oder die fremde Form aneignen noch selbst als Urheber gerieren, sondern 
Bücher vertreiben, in denen das Werk fixiert ist.?”® Die unterschiedliche rechtliche 
Behandlung des berechtigten und des unberechtigten Verlegers hat nichts mit der 
Qualität des Werks zu tun, sondern ergibt sich aus dem Vertrag. Der Nachdrucker macht 
von seiner natürlichen Freiheit Gebrauch, so dass das Verbot, etwa aus Gründen der 
Sittlichkeit oder des allgemeinen Nutzens für die bürgerliche Gesellschaft, gleichwohl 
gesetzlich angeordnet werden muss.??* Die Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks 
hatte denn auch bei Fichte ihren Grund darin, dass der Nachdruck unmoralisch und 
ungerecht sei. 

Fichte erweiterte den Ansatz der physischen Möglichkeit auf andere körperliche 
Gegenstände (Musik wurde nicht genannt, also allenfalls in Form des Notendrucks 
erfasst).?°% Dabei unterschied er (unausgesprochen) zwischen der Art der Produktion: 
Ein Text wird nur im Geist eines Menschen verfasst und kann nur von diesem Geist 


39! KOHLER, Das Autorrecht, S. 35. Dies war von Fichte übernommen, der DiE HEILIGE NACHT von 


Correggio als Beispiel nutze. 

>”? Dies knüpft an das klassische Verständnis des Nießbrauchs im römischen Recht an, wonach dem 
Nießbraucher die Früchte einer Sache gehören, während die Substanz dem Eigentümer uneingeschränkt 
zu erhalten ist. »Usus fructus est ius alienis rebus utendi fruendi salva rerum substantia«, vgl. MAYER-MALY, 
Römisches Recht, 98 f. 

393 JoLLy, Lehre vom Nachdruck, S. 34. 

394 Krug, Schriftstellerei und Nachdruck, S. 3. 

95 Privilegien seien in den Fällen notwendig, in denen das körperliche Produkt mit viel Aufwand 
entwickelt wurde, jedoch leicht nachgemacht werden könne. In diesen Fällen sei es billig, wenn man die 
Möglichkeit schaffe, dass der Erfinder durch ein Privileg seine Entschädigung erhalte. Das Privileg sei 
aber aufzuheben, wenn dieser Zweck erreicht sei. 
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produziert werden (wenn er auch im Buch festgehalten wird). Bei ihm fallen für Dritte 
die Ideen und die sinnlichen Bilder zusammen. Wenn es sich nicht um ein reines 
Geistesprodukt (Text, Noten) handelt, sondern um die Bearbeitung von Widerstand 
leistenden Materialien wie Holz, Stein oder Farbe und um die Beherrschung der eige- 
nen Körperkräfte (etwa die Maltechnik) ging, lehnte Fichte ein exklusives Recht ab. 
Andere körperliche Produkte hätten (wie das Buch) etwas Materielles (Stahl, Holz) und 
etwas Geistiges (den »Begriff«, die Regel zur Herstellung des Produkts). Von diesem 
Geistigen könne man aber »nicht sagen, daß es eine dem Verfertiger eigenthümliche Form 
habe, weil es selbst ein Begriff einer bestimmten Form« sei.??° Wer in der Lage ist, eine 
Abbild von einem Gegenstand anzufertigen, habe die physische Möglichkeit und damit 
auch das Recht. Der abgebildete (kopierte) Gegenstand konnte ein Naturprodukt (ein 
Blumenstrauß), ein Nutzgegenstand (eine Maschine) oder ein Kunstwerk (Gemälde, 
Plastik) sein. Der Begriff der Formierung mag eine Rolle gespielt haben: Das Holz 
ist da, der Mensch formt einen Gegenstand, der ein Stuhl oder ein Kunstwerk (und 
trotzdem ein Stuhl) sein kann. Fichte traf keine Unterscheidung hinsichtlich der Art des 
Gegenstandes (Stuhl und Skulptur wiesen nur graduelle, keine absoluten Unterschiede 
auf).?°” Es gebe Abstufungen, und die Möglichkeit einer identischen Kopie nehme ab, 
»je mehr das Werk von der Form abhängt, welche wir uns nie eigen machen können.« 


Diesen Begriffen nun seine Form zu geben, muß man selbst Künstler, und zwar 
Künstler in dieser Kunst sein. Die Form des ersten Verfertigers wird man dem 
Körperlichen nie geben; aber es kömmt darauf nicht an, der Unterschied ist 
meistens ganz unbemerkbar, und oft wird der zweite Verfertiger ihm eine weit 
schönere geben.3?® 


Das Eigentümliche liege nicht in dem Begriff, dem verstandesmäßigen Erfassen des als 
Vorlage genutzten Gegenstandes, sondern in der individuellen physischen Fähigkeit zur 
Materialbearbeitung. Ideen, Konzeptionen, Gestaltungen, Motive, Sujets oder Hand- 
lungsstrukturen könnten verstandesmäßig erfasst und damit rechtmäßig übernommen 
werden. Wie soll man auch die unzähligen Bilder Madonna mit Kind unterscheiden? 
»Farben auftragen, Licht und Schatten, und ein Kind und eine junge Frau malen, kann 
jeder Pinsler«, jedoch führe das Kopieren durch die körperliche Bearbeitung zu einem 
anderen Werk. »Man kann folglich nicht nur das Eigenthum der Materie, sondern unter 
gewissen Bedingungen auch das des Begriffs, nach welchen sie bearbeitet ist, sich erwerben; 
und da man das Recht hat, sein Eigenthum auf jede beliebige Art zu benutzen, so hat 
man ohne Zweifel auch das, dies Kunstwerk nachzumachen.« So seien Kupferstiche von 


396 FICHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 464. 

397 Der Begriff Künstler wurde von Fichte, zumindest in FICHTE, Grundlage des Naturrechts (1796), S. 232, 
weit verstanden (im Sinne von Verarbeitung roher Materialien). 

398 FICHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 466. 
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Gemälden kein Nachdruck; auch das Nachstechen von existierenden Stichen verändere 
die Form und sei deshalb erlaubt.?°? Aufführungsrechte für Dramen oder Musik muss- 
ten ebenfalls ausgeschlossen bleiben, schon weil es für einen Komponisten physisch 
unmöglich ist, seine Oper aufzuführen, und jede Aufführung ihre individuelle Form 
hat. 

Die Synonomie war jedenfalls verführerisch und wurde vielfach aufgegriffen: Eigen- 
tümlichkeit, die »dem Verfertiger eigenthümliche Form« des Werks führt zu Eigentum 
an dem Werk. Die besondere Form, die nur das Individuum einem Werk geben kön- 
ne, soll als Unterscheidungskriterium verwendet werden. Die anderen oft genannten 
Begriffe wie Originalität, eigenpersönliche Schöpfung, Form oder Gestalt, persönliche 
Eigenart oder persönlicher Zug, individuell-schöpferische Prägung etc. sind Tautologi- 
en, die inhaltlich praktisch nicht abweichen. Das Sonderrecht soll nur für dasjenige 
gewährt werden, was der Urheber aus sich selbst hervorbringt und was von keinem 
anderen zugleich geschaffen werden kann; andere Rechtfertigungsgründe würden 
dem kontinentaleuropäischen Urheberrecht nicht zu Grunde liegen, so Peifer.*°° Es 
sind die individuellen und einzigartigen Ergebnisse von Geist, Genie und Talent der 
Künstler und Schriftsteller, »die Früchte ihres Nachdenkens und oft vieler durchwachter 
Nächte«.*°' Es handelt sich um Leistungen von Einzelgängern. Kollektivleistungen 
wie etwa der Bau von Kathedralen werden nicht erfasst (die Urheberrechtsgeschichte 
erachtet diese nicht einmal für erwähnenswert). Das Tatsächliche an sich, die Ideen, 
die Wahrheiten haben keinen individuellen Charakter, können als Fertigkeiten, Regeln 
oder Wissen angeeignet werden und dienen nicht als rechtlich relevantes Unterschei- 
dungsmerkmal. 

Fichtes Darstellung ist in das Urheberrecht eingeflossen, indem inhaltlich die Gedan- 
ken frei bleiben und »nur die konkrete Form, in welcher der Urheber seinen Gedanken 
zum Ausdruck gebracht hat«, der ausschließlichen Verfügungsgewalt des Autors unter- 
liegt.*°* Für das Entstehen des Rechts seien das äußere Dasein, das aber nicht fixiert 
sein musste (auch freie Reden etc. wurden erfasst), des Geisteserzeugnisses und dessen 
Eigenschaft als Geisteswerk erforderlich. Dabei käme es nicht auf eine Veröffentli- 
chungsabsicht oder die Eignung als Verlagsobjekt an, sondern nur, »ob es vermöge einer 
ihm eigenthümlichen Verbindung von Idee und Form als individualisiertes Ganzes er- 
scheint.«*° Diese Richtung des Urheberrechts blieb nicht auf Deutschland beschränkt, 
sondern hat Eingang in viele Rechtsordnungen gefunden, auch in Staaten des Common 


FICHTE, Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks, S. 468. 
PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 76-84. 
Reıch, Der Bücher-Verlag, S. 4. 
DREIER/NOLTE, Einführung, S. 42; REINBOTHE, Urheberrecht im Wandel, S. 371. KLOSTERMANN, 
Geistiges Eigentum ı, S. 20, folgerte, dass die Werke der Dichter fast vollständigen Schutz genössen, 
während die Arbeit der Gelehrten zum großen Teil Gemeingut werde. 

#3 GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 770. 
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Law.*°* Allerdings war man in Preußen bereits 1837 über Fichte hinausgegangen, indem 
etwa die Komposition oder der dem körperlichen Werk eigene Begriff zum Gegenstand 
eines Exklusivrechts werden konnten. 


6.4.5 Geistige Schöpfung und Recht (Exkurs) 


Absolute Rechte müssen erkennbar sein und benötigen klare Grenzen, denn sonst weiß 
niemand, ob er sich rechtswidrig verhält; der Eintritt der Rechtsfolgen wäre zufälliger 
Natur, und das Recht könnte seine normative Ordnungsfunktion nur unzureichend 
erfüllen. Wenn nicht jede Übernahme einer fremden Vorleistung verboten sein sollte, 
war eine objektiv prüfbare, gesetzmäßige Definition erforderlich. Theoretisch gibt es 
eine Vielzahl von Abgrenzungskriterien (etwa dass das Werk von jemandem mit Kunst- 
oder Wissenschaftsdiplom stammt oder dass ein Bild eine bestimmte Größe, eine Text 
eine Mindestlänge haben muss etc.). Da das Urheberrecht Geistiges zum Gegenstand 
hat, musste man aber vom Körperlichen abstrahieren,*° Kants oder Fichtes Unter- 
scheidung zwischen dem vom Geist geschaffenen Text und den Werken der bildenden 
Kunst verwerfen und bei allen Objekten den »Begriff« herausarbeiten. Es ging um zwei 
Punkte, nämlich einmal um die Frage, unter welchen Bedingungen ein Objekt rechtlich 
dazu qualifiziert ist, das Verbotsrecht auszulösen, und zweitens, welche anderen Ob- 
jekte oder Handlungen als verboten gelten. Die unterschiedlichen Werkarten wurden 
gleich behandelt, soweit man die nur auf ein Individuum zurückgehende Gestalt (die 
dem Verfertiger eigenthümliche Form) betonte. Darüberhinaus war eine Art Essenz des 
jeweiligen Werks gesondert zu ermitteln, da über die identische Kopie hinaus auch 
ähnliche Werke von dem Verbotsrecht erfasst sein sollten (etwa jedes Arrangement, das 
die Melodie wiedergibt). Es war das Ausmaß der Übereinstimmung oder Ungleichheit 
festzustellen: Fehlen Abweichungen von anderen Objekten, was durch einen Vergleich 


#94 „Copyright protects the form in which ideas are expressed, not the ideas themselves«, heißt es bei- 
spielsweise im wohl an die meisten moderneren Rechtsordnungen adressierten Report 2002 der von der 
britischen Regierung eingerichteten, international besetzten Commission on Intellectual Property Rights. 
BARTON et al., Integrating Intellectual Property Rights, S. 17. Für die Vereinigten Staaten US-Supreme Court, 
Baker v. Selden, 101 U.S. 99 (1879) sowie $ 102 (b) des Copyright Act 1976. 

#5 Mit dem Folgerecht wurden allerdings wieder körperliche Originale einbezogen. In Deutschland 
wurde eine entsprechende Bestimmung im UrhG 1965 ($ 26) aufgenommen. Als Originale von Kunstwerken 
im Sinne des Art. 2 der Richtlinie 2001/84/EG vom 27. September 2001 über das Folgerecht des Urhebers 
des Originals eines Kunstwerks gelten Werke der bildenden Künste wie Bilder, Collagen, Gemälde, 
Zeichnungen, Stiche, Bilddrucke, Lithographien, Plastiken, Tapisserien, Keramiken, Glasobjekte und 
Lichtbildwerke, soweit sie vom Künstler selbst geschaffen worden sind oder es sich um Exemplare handelt, 
die als Originale von Kunstwerken angesehen werden. Exemplare von unter diese Richtlinie fallenden 
Kunstwerken, die vom Künstler selbst oder unter seiner Leitung in begrenzter Auflage hergestellt wurden, 
gelten im Sinne dieser Richtlinie als Originale von Kunstwerken. Derartige Exemplare müssen in der 
Regel nummeriert, signiert oder vom Künstler auf andere Weise autorisiert sein. 
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ermittelt wird, ist das begutachtete Objekt ganz oder teilweise kopiert. Gibt es Abwei- 
chungen, kann es trotzdem kopiert, imitiert, mechanisch reproduziert, nachgebildet, 
nachgeäfft, nachgeahmt, integriert, zitiert, angelehnt, angeregt, inspiriert, kombiniert, 
abstrahiert oder eigenständig verarbeitet sein (graduelle Unterschiede). 

Als Schöpfungshöhe wird im geltenden deutschen Urheberrecht das Maß an Indivi- 
dualität, die persönliche geistige Schöpfung, in einem Produkt bezeichnet. Die Schöp- 
fungshöhe stellt als notwendige Bedingung die Untergrenze des Urheberrechts dar, 
denn sie entscheidet darüber, ob ein Werk im Sinne des Urheberrechts vorliegt. Um die 
juristische Qualität eines Werks zu erreichen, muss eine gewisse schöpferische Leistung, 
Individualität, Originalität oder Eigentümlichkeit vorhanden sein, die sich in Form 
einer gewissen Gestaltungs-, Werk- oder Schöpfungshöhe oder eines hinreichenden 
schöpferischen Eigentümlichkeitsgrades (wie auch immer der Begriff lautet) zeigen 
müsse. Die Werk muss »new and original« sein, eine Formulierung, die im britischen 
Gesetz von 1787 über das Verbot des Kopierens von Kattundrucken (für die Dauer von 
zwei Monaten) oder dem Sculpture Act 1814 verwandt wurde. Mangelnde Schöpfungs- 
höhe begründet dagegen Gemeinfreiheit. Wie hoch man nun die Messlatte legt, ob, 
so Schopenhauer, neun Zehntel der »immer höher steigenden Sündfluth« unnütz und 
schlecht, »gewissenlose Tintenklexerei« waren,*°° wurde unter dem Stichwort Schutz der 
kleinen Münze (desjenigen, was im Hinblick auf Genialität oder Individualität praktisch 
wertlos ist) diskutiert. Welchen Sinn ein besonderes Recht nur für die hohe Kultur 
haben soll, ist eine andere Frage.*°’ In dieser Zweiteilung eine kommt fragwürdige 
Diskriminierung zum Ausdruck, denn wenn tatsächlich die Persönlichkeit maßge- 
bend sein sollte, kann man die Begrenzung auf die anerkannt hohe oder gediegene 
Kultur kaum vermitteln, sondern muss die persönliche Ausdrucksform eines jeden 
akzeptieren. 

In der Begründung für das Urheberrecht bediente man sich jedenfalls der Geniebe- 
grifflichkeit oder nutzte gar eine Sprache religiösen Charakters wie: Das Kunstwerk ist 
»Darstellung einer Weltschöpfungsidee«; das »Wesen der Kunst« liege »nicht im Individuel- 
len, sondern in dem durch Einzelwesen erfaßten Ewigen«. Deshalb sei »ein Individuelles, 
welches das Ewige nicht berührt, nicht künstlerisch, auch wenn es ein ganz eigenarti- 
ges Gekritzel« enthalte.*°® Die herausragenden Künstler entsagten dem Klischee, dem 
Milieu, der Konvention und dem gesellschaftlichen Determinismus und schufen aus 
sich selbst einzigartige Werke. Ein Künstler, so Hegel,*°? »muß viel gesehen, viel gehört, 


406 SCHOPENHAUER, Parerga und Paralipomena II 2, S. 557 ($ 281). 

#7 Die Folgen eines Rechts (nur) für die Nationaldenkmäler hatte Jacob Grimm in seiner Rede zu 
Schillers Geburtstag kritisiert, nämlich dass das Volk zwar den größten Schund und sehr alte Werke, nicht 
jedoch Schillers Werke lesen konnte. 
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und viel in sich aufbewahrt haben, wie überhaupt die großen Individuen sich fast immer 
durch ein großes Gedächtnis auzuzeichnen pflegen.« Echte Originalität erweise sich aber 
»nur« dadurch, dass das Kunstwerk »als die eine eigene Schöpfung eines Geistes erscheint, 
der nichts von Außen her aufliest und zusammenflickt«. Die Eigentümlichkeit einer 
besonderen Person müsse, »ohne sie von innen oder außen her mit fremden Partikulari- 
täten zu vermischen«, vollständig mit dem Werk zusammenfallen. Nur dann gebe sie 
in dem gestalteten Gegenstand auch sich selbst in ihrer wahrsten Subjektivität. Hegels 
Anforderungen erfüllte jedoch nicht einmal Goethes GÖTZ von BERLICHINGEN. Und 
sie ließen sich nur auf dem begrenzten Feld der Form verwirklichen: »Keine Manier 
zu haben war von jeher die einzig große Manier, und in diesem Sinne allein sind Homer, 
Sophokles, Raffael, Shakespeare originell zu nennen.« Die neuen (jungen) Künstler und 
Autoren müssen, so Bourdieu, wenn sie zur Avantgarde gehören wollen, sich dem 
Postulat des Originellen und ständig Neuen nicht nur unterordnen, sondern es zur 
eigenen Sache erklären, da sie sich kaum auf andere Art einen Platz im Markt erobern 
können, der nicht bereits von den alten Meistern besetzt ist (neben denen sie kaum 
eine besondere Existenzberechtigung ihrer Kunst darlegen können). Die vorhandenen 
Arbeiten der arrivierten Künstler und Schriftsteller werden als veraltet (konventionell, 
rückständig, überholt, überlebt, unmodern, unzeitgemäß) dargestellt. Sie können ihre 
Selbständigkeit und Souveränität gegenüber dem Vorhandenen kaum überzeugender 
darlegen als durch die Konzentration auf ihre Person als sogenannter Schöpfer, denn 
weitere Erklärungen werden aufgrund der Einzigartigkeit des Individuums überflüssig. 
Umgekehrt verlangte die kritische Rezeption die persönliche Glaubwürdigkeit, dass die 
Texte eines Autors sich »in sein persönliches Leben, in seine gelebten Erfahrungen, in ihre 
wirkliche Geschichte« einfügen.*'° Eine vergleichbare Entwicklung vollzogen auch die 
Wissenschaften, deren übergreifendes Wesensmerkmal die Neuheit wurde (bei keiner 
genauen Separation wird von Pfusch oder Betrug gesprochen) und die oft alles, was nicht 
in einer neuen Iheorie mündet, als nicht neu und damit als »serviles Epigonenwerk« 
diskreditieren. Die Vorstellungen erinnern an Kants Taube, die im freien Flug die Luft 
teilt, deren Widerstand fühlt, und die sich denkt, dass ihr der Flug im luftleeren Raum 
noch viel besser gelingen werde. Dieses Verständnis steht im Widerstreit zu dem dem 
Menschen angeborenen »Nachahmungstrieb«. Er hat gegenüber »den übrigen lebenden 
Wesen« die größte Neigung zur Nachahmung und erwirbt »seine ersten Fertigkeiten 
durch Nachahmung. «*" Wo in einer Welt der Innovationen mit zahllosen Spezialisten 
eine Grenze zwischen den essentiellen ersten Fertigkeiten und dem hiervon trennbaren 
Besonderen verläuft, ob es diese bei dem typisch inkrementellen Vorgehen überhaupt 
gibt (und wie lange), und ab wann das Besondere verallgemeinert wird und werden 
muss, lässt sich nicht abstrakt bestimmen. Auf einer Skala von Null (jede Übernah- 


#9 FOUCAULT, Was ist ein Autor?, S. 251. 
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me ist verboten oder unmöglich) bis Eins (jede Übernahme ist erlaubt) kommt Null 
wohl der Pflanzenwelt nahe. Die Bedeutung der Überlieferung und Tradition wird 
etwa an den untersuchten Biographien einzelner Personen und der Frage, in wessen 
Schule ein Künstler oder Gelehrter gegangen ist, genauso deutlich wie bei den sich 
ablösenden Stilepochen und Moden (die es in der Wissenschaft genauso wie in der 
Kunst gibt), die das gemeinschaftliche Element der einzelnen Leistungen vor Augen 
führen. Das oft institutionalisierte Erlernen und Nachahmen ist eine nahezu unabding- 
bare Voraussetzung für die aktive Anwendung der geistigen Errungenschaften und 
deren Weiterentwicklung. Bei den typisch fließenden Übergängen ist die Nutzbarkeit 
und Zugänglichkeit zu den vorhandenen geistigen Leistungen Dritter Bedingung für 
die einzelnen Fortschritte. Es wird auch übersehen, dass die »aktive Aneignung und 
vollendete Beherrschung eines wissenschaftlichen Denkmodus [...] ebenso schwierig und 
ebenso wertvoll sind wie dessen ursprüngliche Erfindung (schwieriger und wertvoller 
jedenfalls als die falschen, nichtigen oder negativen Innovationen, wie sie die Suche nach 
Distinktion um jeden Preis hervorbringt).«*” 

Das Insistieren auf die individuelle Schöpfung (die eine eigene Schöpfung eines Geistes) 
beruht hauptsächlich auf der persönlichkeitsrechtlichen Legitimation des Urheber- 
rechts. Nachdem man alle anderen Ansätze bekämpft und als Denkfehler dargestellt 
hatte, die das wahre Recht des Urhebers verkannten, musste dieses Moment ein be- 
sonderes Gewicht bekommen. Der individuelle Ausdruck der Persönlichkeit wurde 
in der Theorie erfasst, indem man ihn zum Tatbestandsmerkmal erhob. Das Recht 
isoliert dasjenige, was auf die besondere Person zurückgeht von dem Allgemeinen, 
und nur das erste wird, weil es eine eigentümliche Schöpfung der Person sein soll, als 
rechtlich bedeutsam bezeichnet. Man entkleidete damit die Werke von allem Gemein- 
schaftlichen, konstruierte gleichsam eine Wagneroper ohne Viervierteltakt, Harmonik 
oder Romantik. Dieses Extrakt wurde als elementarer Gegenstand des Urheberrechts 
bestimmt, obwohl gerade die herausragenden Werke oft als Spiegel ihrer Zeit und 
Ausdruck des gesellschaftlichen Wesens gelten und somit das genaue Gegenteil dessen 
sind, wozu sie das Urheberrecht erklärt. 

Es wurde aber vernachlässigt, dass das Konzept des Originalen nicht dazu gedacht 
war oder gar mit dem Zweck entwickelt wurde, irgendwelche Rechte zu konstituieren. 
Die Konstruktion konnte angesichts der rechtstechnisch unergründlichen Persönlich- 
keit nur zu unbefriedigenden Ergebnissen führen, denn gerade die schöpferischen 
Genies sollen sich durch das Überschreiten hergebrachter Regeln auszeichnen. Für 
Kant gab es keine Prinzipien und »keine Wissenschaft des Schönen«, wie man das von 
einem Genie stammende Originelle erkennen könne. Die künstlerische Technik könne 
(und müsse) vermittelt werden, jedoch genüge das nicht. Was die originelle schöpferi- 
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sche Kunst ausmacht, könne »in keiner Formel abgefaßt zur Vorschrift dienen«, denn 
sonst wäre »das Urtheil über das Schöne nach Begriffen bestimmbar«, folglich erlernbar, 
und damit gerade keine originale Leistung.*' Das Genie schafft Neues, während die 
durchschnittliche unter Umständen handwerklich hochwertige Leistung sich an die 
bekannten Regeln der Kunst hält. Versucht man Kriterien für die originelle Leistung zu 
finden, wird man nur das Vorhandene als Maßstab nutzen können und damit gerade 
die regelwidrigen originellen Leistungen ausschließen, denn was seine Quelle nur in 
einer Person hat, lässt sich mit rechtlichen Normen nicht erfassen. 

Als Kriterium verbot sich der rein subjektive Maßstab des Ästhetischen. Unter den 
Menschen sei es so, dass »doch wenigstens jeder Bräutigam seine Braut - und zwar etwa 
sogar ausschließlich - schön findet«. Dass »der subjektive Geschmack für diese Schönheit 
keine feste Regel hat, kann man ein Glück für beide Theile nennen.«*'* Schon Aristoteles 
hatte festgestellt, dass nicht nur die Nachahmung der Wirklichkeit, sondern sogar die 
Darstellung von schrecklichen Begebenheiten oder Objekten, die man in Natura nur mit 
Widerwillen und Ekel betrachte, zugleich als Kunst aufgefasst werden.*" Es gibt keinen 
objektiven oder legitimen Maßstab für das Schöne, keine Kriterien für einen rechtmäßig 
richtigen Geschmack, da dieser in starkem Maße von den wechselnden Moden, von 
»der sozialen Verbreitung eines Tuns und Schätzens abhängig« ist.*"° Soll man statt dessen 
den Affekt des Betrachters ins Zentrum stellen, wechselnden Gemütsregungen, die 
ebenso irrational wie subjektiv sein können, oder gar die Wertschätzung? 


Ich stellte dir die Frage deshalb, [...] weil ich den Eindruck hatte, daß du dir nicht 
eben viel aus dem Gelde machest. Das ist aber meistens bei denen der Fall, die 
es nicht selbst erworben haben. Wer es selbst erwerben mußte, der schätzt es 
doppelt so hoch wie die anderen. Wie die Dichter ihre Werke und wie die Väter 
ihre Kinder lieben, so ereifern sich die, die ein Vermögen gemacht haben, für ihr 
Geld, weil es eben ihr Werk ist [...]*'7 


Die Frage, welche Bedingungen gelten sollen, zeichnet sich dadurch aus, dass die im 
Streitfall zur Entscheidung berufenen Richter überfordert sind, sobald sie auch nur 
eine Anforderung an das zu begutachtende Objekt stellen. Dies erschließt sich, wenn 
man sich die bildenden Künste vor Augen hält. Der 1890 verstorbene Vincent van Gogh 
verkaufte zu seinen Lebzeiten kaum Bilder. Seine Werke erfuhren keine Wertschätzung 
dergestalt, dass ein Zeitgenosse bereit gewesen wäre, einen Gegenwert in Form von 
Geld dafür auszugeben (für Kunstsachverständige war er ein Pfuscher), während heute 
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sich jedes Museum glücklich schätzt, wenn es eines seiner rund 800 Gemälde zu 
seinem Bestand zählen darf. Mit Urheberrecht lässt sich allerdings ein rückschauend 
attestiertes Versagen des Geschmacks, das sich durch den Kauf des Gewöhnlichen und 
Abgeschmackten und durch den Nichtkauf der herausragenden Werke äußert, nicht 
mehr korrigieren (auch nicht durch das eigenartige Folgerecht). Aber während van 
Gogh in der Hochzeit seiner Schaffensphase daran interessiert war, »der gegenwärtigen 
Malerei zu ihrem vollkommendsten Ausdruck zu verhelfen und sie auf eine Höhe zu 
bringen, die den erhabenen Gipfeln, welche die griechischen Bildhauer, die deutschen 
Musiker und die französischen Romanschriftsteller erreichten«,*'® machte im ersten 
Drittel des 20. Jahrhunderts die sogenannte (historische) Avantgarde es sich zur Aufgabe, 
ständig mit den Traditionen der Kunst der vergangen Jahrhunderte oder Jahrzehnte zu 
brechen und mittels neuer Kunst- und Bildvorstellungen, neuer Materialien, Medien, 
Techniken programmatische Werke zu schaffen.*'? Sie waren Teil der in der Romantik 
begonnenen »kollektiven Erfindung der heroischen Gestalt des kämpfenden Künstlers«, 
eines »Rebellen, dessen Originalität sich an dem Unverständnis bemifßt, dessen Opfer 
er ist, oder an dem Skandal, den er auslöst.«*°° Diese Werke sollen, im Gegensatz zu 
den kommerziellen Produkten, auch nur manchen Rezipienten zugänglich sein, und 
wurden erst zur Kunst, wenn sie von Kuratoren, Kunstsachverständigen oder Sammlern 
dazu erklärt wurden. Wie soll man justitiable Kriterien entwickeln und auf Objekte 
anwenden, wenn die Künstler sich bewusst den bekannten Kriterien entziehen, diese 
mit Bedacht als veraltet verwerfen? 

Die Künstler stellen nicht nur den Betrachter, sondern auch das Recht ständig auf 
eine Probe. Andy Warhol bearbeitete und verfremdete da Vinci, Tischbein, Botticelli 
oder Graff, während Richard Prince oder Sherrie Levine Bilder Dritter erneut ausstellen, 
es Appropriation Art nennen und auf die künstlerische Auswahl verweisen, die wie 
magischer Feenstaub ein neues Kunstwerk schafft. Ende der 1940er Jahre beschäftigten 
sich Künstler der New York School wie Robert Rauschenberg, Ad Reinhardt, Mark 
Rothko oder Frank Stella intensiv mit der Farbe Schwarz. Es entstand eine Anzahl von 
nahezu monochromen schwarzen Bildserien (Black Paintings), die heute Glanzstücke 
international bedeutender Sammlungen bilden. Allerdings gab es bereits das 1915 in 
Petersburg ausgestellte SCHWARZE QUADRAT von Kasimir Malewitsch. Sicher, man 
kann auch bei diesen Bildern gegenständliche Merkmale außerhalb des bloßen Formats 
feststellen: Der Farbauftrag hat eine Struktur, die Farben sind teils matt, teils glänzend, 
keine reine Schwärze etc. Aber eine Fotografie zeigt bei vielen dieser Bilder nur ein 
schwarzes Rechteck. Geht das Recht in solchen Fällen über das konkrete Objekt (als 
Sacheigentum) hinaus? Ist es ein Verstoß gegen das Urheberrecht, wenn man ein 
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schwarzes Rechteck abbildet und mit dem Namen Ad Reinhardt verbindet? Sind bloße 
Konzepte, Programme und Ideen nicht schutzfähig, wenn sie ihren Ausdruck nicht 
in einer besonderen Form finden, oder soll es doch auf die Intention ankommen (die 
sich in jedem Rechtsstreit entsprechend den Kriterien der Rechtsprechung behaupten 
lässt)? Marcel Duchamp reichte 1917 für die Jahresausstellung der Society of Independent 
Artists in New York ein Urinal ein, verbunden mit der Bitte, das Kunstwerk unter dem 
Titel FOUNTAIN auszustellen. Das Urinal, ein Industrieprodukt aus einem Sanitärladen, 
von Duchamp, der programmatisch erklärte, ein Alltagsgegenstand sei Kunst, weil er, 
der Künstler, ihn als object trouve ausgewählt habe, kann man urheberrechtlich nicht 
mehr fassen. Bei Duchamp gab es immerhin noch einen sinnlichen Gegenstand im 
formalen Kontext, während John Cage in einer Partitur drei Sätze Tacet - Schweigen - 
anordnete: Eine nicht genau bestimmte Anzahl von Musikern hat drei Sätze lang, von 
denen jeder eine nicht genauer bestimmte Zeit dauert, still zu sein. Nun ist Cages 433” 
nicht Nichts, denn das Nichts ist nicht denkbar (sonst wäre es ja etwas). Cage führt in 
einem Musikrahmen Nichtmusik auf, so wie Duchamp mit seinem Urinal in einem 
Kunstrahmen Nichtkunst ausstellen lassen wollte (heute können allerdings industrielle 
Objekte wie ein Urinal selbst urheberrechtliche Werke sein). 

Die meisten Abhandlungen beschäftigen sich mangels eindeutiger Charakterisierun- 
gen eher damit, was das urheberrechtliche Werk nicht ist. Es soll kein durchschnittliches 
Alltagswerk, kein Ergebnis bloßer handwerklicher Tätigkeit sein. Der für die persönlich- 
keitsrechtliche Legitimation des Urheberrechts maßgebliche Begriff der persönlichen 
Schöpfung wurde bis beute nicht präzisierend gefasst, so dass in den Gesetzen im Prin- 
zip nur Leerformeln enthalten sind. Welche sachlichen Kriterien angewandt werden 
sollen, ob bei neuen Werken alte Kriterien angewandt werden können und inwiefern 
diese dann noch Ansprüchen an Objektivität oder Rechtssicherheit genügen, ist ein 
Mysterium, weil die Bewertung überhaupt keine Eigenschaft des Objekts betrifft (im 
Gegensatz etwa zur seiner Abmessung oder Zusammensetzung). Das urheberrechtliche 
Werk ist Menschenwerk, stammt von einer Person, die kein rein nützliches Zweckobjekt 
(das bei gleichem außerhalb des Objekts liegenden Erfolg durch ein anderes ersetzt wer- 
den kann) geschaffen hatte. Weitergehende Einschränkungen wurden kaum gemacht. 
Wieso ein umgepflügter Acker mit seinen zufälligen, einzigartigen und im Detail oft 
bizarren Formen kein urheberrechtliches Werk verkörpern soll, ergibt sich nicht aus 
den Kriterien, die an das Werk gestellt werden. Wird die umgepflügte Ackerscholle in 
einem Kunstrahmen präsentiert, wandelt sich vermutlich das Urteil, so dass äußere 
Umstände oder die geäußerte oder spekulativ vermutete Intention und nicht das Ob- 
jekt entscheiden. Erwägungsgrund ıı der Richtlinie 2001/29/EG zur Harmonisierung 
bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der In- 
formationsgesellschaft fordert eine rigorose und wirksame Regelung zum Schutz der 
Urheberrechte und verwandten Schutzrechte. Es sei eines der wichtigsten Instrumente, 
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um die notwendigen Mittel für das kulturelle Schaffen in Europa zu garantieren und 
die Unabhängigkeit und Würde der Urheber und ausübenden Künstler zu wahren. Der 
EuGH hat hieraus im Ergebnis geschlossen: Nur das Schutzniveau muss hoch sein, nicht 
das Niveau des Geschützten. Selbst in kurzen Folgen von einigen Worten könne man 
(was im Einzelfall anhand der Wortfolgen zu ermitteln ist) die Originalität der geistigen 
Schöpfung erkennen, die damit das Exklusivrecht an der Wortfolge begründen.*" Je 
großzügiger das Exklusivrecht verteilt wird, desto häufiger sind auch die Grenzfälle, in 
denen der Eintritt der Rechtsfolgen zufälliger Natur ist. Dieser Zufälligkeit scheint man 
entkommen zu wollen, indem das Recht für praktisch die gesamte »qualifizierte mensch- 
liche Kommunikation« und nahezu jede sinnlich wahrnehmbare Lebensäußerungen 
mit irgendeiner geistigen Besonderheit gewährt wird.*””* Die kleinen Variationen und 
Modifikationen (oft genug erzwungene oder zufällige Abweichungen) werden vom 
Urheberrecht folglich ebenso erfasst wie Mätzchen, Larifari oder jedes andere Gekritzel. 

Formal wurde die Forderung nach einem persönlichen Zug aufrecht erhalten, jedoch 
sind Abweichungen oder Variationen oft lediglich durch das urheberrechtliche Verbot 
erzwungen, weil Kopieren, Nachahmen oder Plagiieren untersagt ist, zumindest gering- 
geschätzt wird. Mit Persönlichkeit oder Individualität, einer gewollt eigentümlichen 
Form, sind diese Variationen also nicht unbedingt verbunden, gleichwohl mit einem 
exklusiven Recht. Für Computerprogramme wird entsprechend den EU-rechtlichen 
Vorgaben eine eigene geistige Schöpfung gefordert, während $ 2 Abs. 2 UrhG eine 
persönliche geistige Schöpfung fordert. Da diese merkmalsarmen Definitionen bereits 
im Ansatz vollkommen unklar sind, war abzusehen, dass die Rechtsprechung für unter- 
schiedliche Werkkategorieren zusätzlich unterschiedliche Anforderungen aufstellt und 
eine eigene Kasuistik entwickelt. Weil das Gesetz einen Anwendungsbereich haben 
muss, wurde auch ein Anwendungsbereich gefunden. So werden in der Musik, Literatur 
oder Kunst geringe Anforderungen gestellt, damit etwas als ein Ausschließlichkeitsrecht 
konstituierendes Werk qualifiziert wird. Wissenschaftlichen Werke müssen hingegen 
eine hohe Hürde überspringen. Texte, die lediglich in der üblichen Fachsprache for- 
muliert wurden, bleiben gemeinfrei (zugleich ist es oft eine beachtliche Leistung, ein 
Universitätsstudium wert, wenn jemand die Ergebnisse überhaupt nachvollziehen und 
wiedergeben kann). Werke der angewandten Kunst haben höhere Voraussetzungen, 


# EuGH. Urt. v. 16. Juli 2009, Rs. C-5/08 - Verfahren Infopaq International A/S gegen Danske Dagblades 
Forening - Randnrn. 37-39, 47-48, 51. 

#2 Schricker/Loewenheim in: SCHRICKER etal., Urheberrecht (1987), Einl. RdNr. 5-7; $ 2 RdNr. 4-19; 
HUBMANN, Urheber- und Verlagsrecht, S. 43. Hinzugekommen sind außerdem die sogenannten Leis- 
tungsschutzrechte für Lichtbilder, Aufnahmen von ausübenden Künstlern wie Sänger oder Schauspieler, 
Tonträger, Filme, Datenbanken etc., bei denen es allein auf das Tätigwerden mit einem bestimmten Ergeb- 
nis ankommt. Auch hier gibt es merkwürdige Rechtsfolgen: Wer einem Passanten seinen Fotoapparat 
überreicht und ihn bittet, ob er eine Aufnahme von einem macht, darf die Fotografie ohne Zustimmung 
des Passanten, die man deshalb fingieren muss, nicht seinen Freunden zeigen. 
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während Zeichnungen, Pläne, Skizzen, andere Darstellungen technischer oder wis- 
senschaftlicher Natur oder Fotografien nur geringe Anforderungen erfüllen müssen. 
Dabei sind die Übergänge von der einen Kategorie zur anderen fließend. Gehören 
Grafiken mit Texten in den Bereich der angewandten Kunst, zur Werbung, zu den 
literarischen Texten oder den bildenden Künsten, und was ist überhaupt bei einer Oper, 
einer Pantomime oder einem Film geschützt? 

Man gewährt zwangsläufig, um einige der umstrittenen Beispiele aus dem 19. Jahr- 
hundert zu nennen,*” Koch- und Adressbüchern, Wohnungsanzeigern, Ranglisten, 
der Betriebsanleitung für Dampfkessel oder dem Fahrplan den Status: eigentümliche 
Schöpfung aus nichts anderem als dem inneren Wesen des Urhebers. Im Recht wurde 
der in der Kunstwelt als revolutionär geltende Gedanke von Joseph Beuys praktiziert: 
Jeder Mensch ist ein potentieller Künstler. Weil es keine Kriterien gibt und das Recht 
sich indifferent gegenüber der individuellen Besonderheit verhält, fehlt jeder nachvoll- 
ziehbare, rational anwendbare Maßstab. Da die Bewertung dem Objekt nicht anhaftet, 
kann sie sich nur aus Relationen ergeben, was aber bestenfalls die Feststellung einer 
Einzigartigkeit erlaubt. Durch den Ansatz wird die Besonderheit zum Gegenstand 
des Allgemeinen erklärt und damit das genaue Gegenteil bewirkt. Die Verallgemei- 
nerung egalisiert die individuelle Besonderheit und führt somit zur Aufhebung der 
Besonderheit. Der Kontrast, einerseits das hymnenhafte Preisen der einzigartigen urhe- 
berrechtlichen Schöpfung und andererseits das Fehlen besonderer Anforderung an das 
zu begutachtende Objekt (das zugleich der gewöhnlichste Gebrauchsgegenstand wie 
eine Sparbüchse oder eine Lärmschutzwand sein kann), provoziert dementsprechend 
ständigen Widerspruch. Kontradiktorische Urteile sind unvermeidbar, denn in der 
Begründung berief man sich auf die genialen Nationaldenkmäler, mit dem rechts- 
technischen Tatbestandsmerkmal der persönlichen Schöpfung ließ sich hingegen nur 
feststellen, dass das Werk in irgend einer Form von dem vorhandenen (oder bekann- 
ten) Material abweichen, also andersartig sein muss. Man gelangt nur zu dem banalen 
Befund, dass es Unterschiede gibt, und dies erfüllen auch die Werke der »seichte[n] 
Köpfe«, die glauben, »daß sie nicht besser zeigen können, sie wären aufblühende Genies, 
als wenn sie sich vom Schulzwange aller Regeln lossagen« und originalen »Unsinn« pro- 
duzieren.*** Eine auch nur befriedigende Lösung ist angesichts der Konzeption kaum 
vorstellbar, denn man versucht gesetzmäßig etwas zu erfassen, was »in keiner Formel 
abgefaßt zur Vorschrift dienen«, kann. 


#3 KLOSTERMANN, Gesetz vom 11. Juni 1870, S. 78; KOHLER, Das Autorrecht, S. 289. Beispiele aus der 
neueren Rechtsprechung, zum Großteil des BGH, bei OHLy, Urheberrecht als Wirtschaftsrecht, S. 150: 
AOK-Merkblätter, Bedienungsanleitungen für Motorsägen, Kinderstühle, Gebrauchsmusik, Stadtpläne 
oder eine Sparbüchse in Hundeform. 

#4 KAnT, KAU, S. 308-310. 


424 6 Das Buch, sein Geistiges 


6.4.6 Ehrverletzung 


Nachdem es nicht gelungen war, das Nachdruckverbot unter den allgemeinen Begriff 
des Eigentums einzuordnen und im Zivilrecht zu verankern, suchte Neustetel 1824 die 
Lösung im Strafrecht und dort nicht im Vermögensrecht.*” Es sei ein unbestreitbares 
Recht jeder Person, seine Gedanken überhaupt zu äußern und anderen mitzuteilen 
(oder zu schweigen). Der unerlaubte Nachdruck eines bereits erschienenen Werks sei 
eine rechtswidrige Beleidigung, die die Ehre oder Persönlichkeit des Verfassers tief 
verletze.*?° Der rechtliche Ehrbegriff war in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
in das ständische Verständnis eingebunden. Der Oberschicht, der Nobilität und den 
höheren Staatsdienern war eine andere Art der Ehre zu erweisen als den niederen 
Schichten, und zwischen den Schichten galten jeweils eigene Maßstäbe (auch wenn 
den Gerichten die Unterscheidung der Stände mangels handfester justitiabler Kriterien 
kaum noch gelang).*”” In Deutschland wurde zu dieser Zeit nach Mitteln gesucht, 
der persönlichen Rache bei Ehrverletzungen (Satisfaktion) Einhalt zu gebieten, da 
Selbstjustiz dem staatlichen Gewaltmonopol widersprach. Rache diene dazu, sich am 
Leiden des Feindes zu ergötzen, während der gesetzliche Zwang nur zum Schutze der 
Rechte rechtmäßig sei.*?® Weil der Staat die Möglichkeiten der Bürger zur Durchset- 
zung der eigenen Interessen beschränkte, musste der Staat eine Alternative anbieten. 
Der Mensch erwarb mit Eintritt in den Staat »ein Recht auf den unumschränkten 
Schutz aller seiner Rechte«,*”? der Staat hatte umgekehrt die entsprechende Pflicht. 
Er verwies sie auf den reglementierten Rechtsweg. Der Staat tritt hierzu mit seinen 
Zwangsmittel dem Berechtigten zur Seite und erweitert so die Herrschaftsmacht des 
Berechtigten über andere Personen, indem auch der an sich vollkommen Machtlose 
mit Hilfe des Staates einen anderen zu einem Tun oder Unterlassen zwingen kann. 
Allerdings ließ sich dieser nahezu unvermeidbare Zusammenhang nicht einfach als 
Schutz vor Rechtsbeeinträchtigungen darstellen, denn zuvor musste geklärt werden, 
was überhaupt Gegenstand der Rechte war und welche Güter betroffen waren. Ein 
zivilrechtlich durchsetzbarer Anspruch konnte sich nicht auf die bloße Behauptung 
stützten, der Schädiger habe dem Geschädigten persönlich ein zu bestrafendes Unrecht 
angetan. Auch im zivilrechtlichen Bereich wurde dies umgesetzt: Aus Beleidigungen 
ergab sich kein Schadensersatzanspruch, da dies Privatstrafen seien.*?° 

Es gab jedoch die Rechtsmeinung, es sei eine Beleidigung, wenn man jemandem 


WADLE, Geistiges Eigentum 1, S. 129-144; VOGEL, Urheberrechtsgeschichte, S. 155. 

NEUSTETEL, Nachdruck nach römischem Recht, S. 26 f., 82. 

KOSELLECK, Preußen zwischen Reform und Revolution, S. 97-101. 

#8 Gros, Lehrbuch 2. Aufl., S. 61. 

HARSCHER V. ALMENDINGEN, Grundzüge, $. 160. 

Vgl. etwa die preußische Kabinettsordre vom ı. Februar 1811, mit der die Il 20 $$ 584, 586 bis. 606 
prALR aufgehoben wurden, weil die staatliche Strafe hinreichende Genugtuung verschaffe: In allen Injuri- 
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das Seinige entziehe, ihn in dem Gebrauch störe oder sich eine Disposition darüber 
anmaße. Jede dolose Verletzung der Persönlichkeit sei nach römischem Recht zugleich 
als eine Injurie angesehen worden.*3' Der römische Begriff injuria war ungleich weiter 
als die bloße Ehrverletzung zur Zeit Neustetels.*#” Im weiteren Sinn wurde von der 
Injuria jede Widerrechtlichkeit erfasst, im engerem Sinn die vorsätzliche Verletzung 
der Persönlichkeit. Dies konnte mittelbar geschehen, indem ein Recht einer Person 
verletzt wurde, oder unmittelbar, indem, ohne ein sonstiges Recht zu verletzen, die 
andere Person in der Ehre gekränkt oder der gute Ruf verletzt wurde. 

Für die Bestimmung des Ehrbegriffs war oft die politische oder gesellschaftliche 
Bedeutung gerade der von keinem besonderen Recht erfassten Umstände maßgeblich, 
die aber mit einer besonderen Anerkennung oder Missbilligung verbunden waren. Bei 
den Römern war er eng an den Staat, Ämter und Militärdienst geknüpft. Im Hochmit- 
telalter erwarb man Ehre durch Treue oder ritterliche Furchtlosigkeit. Der romantische 
Ehrbegriff stand wegen seiner Unbestimmtheit im Gegensatz zu den früheren zwar 
variierenden, aber doch vergleichsweise fest umrissenen Auffassungen. Diese Ehre, so 
Hegel,#? kämpfe für die persönliche Selbständigkeit und nicht für »ein Gemeinwesen 
und für den Ruf der Rechtschaffenheit in demselben oder der Rechtlichkeit im Kreise 
des privaten Lebens; sie streitet im Gegenteil nur für die Anerkennung und die abstrakte 
Unverletzlichkeit des einzelnen Subjekts.« Eine Verletzung der Ehre betreffe keinen 
»sachlichen realen Wert«, sondern die Persönlichkeit als solche und deren Vorstellung 
von sich selbst, den Wert, den das Subjekt sich selbst zuschreibe. Diese Ehre mache eine 
»Grundbestimmung in der romantischen Welt aus« und habe die Voraussetzung, dass der 
Mensch »nur sich selbst in seiner rein persönlichen Selbständigkeit und absoluten Geltung 
zur Existenz bringe. Die Ehre kann nun den mannigfaltigsten Inhalt haben. Denn alles, 
was ich bin, was ich tue, was mir von anderen angetan wird, gehört auch meiner Ehre 
an.« Mit der Ehre sei die Vorstellung des Individuums verbunden, welchen Anschein 
es in der Gesellschaft erwecken will. Es schaffe sich dabei »willkürliche Zwecke« und 
mache »sich sich dadurch bei sich und anderen zu dem verbindlich, wozu an sich keine 
Verbindlichkeit und Notwendigkeit statthat.« Der »Mann von Ehre« denke bei allen 
Dingen »immer zuerst an sich selbst« und nicht, ob etwas an und für sich recht sei oder 
nicht (die Literaturfigur des Byronschen Helden etwa verfolgt nur die eigenen, keine 
höheren Ziele). Inhalt der Ehre könne das »Sittliche und Notwendige oder das Zufäl- 
lige und Bedeutungslose« sein. Männer hätten beispielsweise ein eigenes Verständnis 
über die Tugend der Frauen entwickelt und dies zum Gegenstand ihrer eigenen Ehre 


ensachen sei nur auf die gegen den Beleidiger verwirkte Strafe, jedoch auf keine sonstige Privatgenugtuung 
zu erkennen. 
#1 HÖPFNER, Naturrecht 5. Aufl., S. 33; v. WÄCHTER, Verlagsrecht Bd. ı, S. 99. 
Vgl. etwa VON FEUERBACH/MITTERMAIER, Peinliches Recht, S. 248-256. 
43 Alle Zitate HEGEL, Ästhetik 2, S. 172-177. 
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gemacht (Zulässigkeit des Ehrenmords). Im Duell wegen Nichtigkeiten stand die Ehre 
höher als das Leben. Dieser Mangel an tieferem Inhalt trete besonders hervor, »wenn 
die Spitzfindigkeit der Reflexion an sich selbst Zufälliges und Unbedeutendes, das mit dem 
Subjekt in Berührung steht,« zur persönlichen Ehre rechnen würde. Bei der Verletzung 
käme es deshalb nicht auf den Inhalt an, worin jemand sich verletzt fühle, denn das, 
»was negiert wird, betrifft die Persönlichkeit«, die eben diesen Inhalt zu dem ihrigen 
gemacht hat und sich in diesem »ideellen unendlichen Punkt« für angegriffen erachte. 
Neustetel begab sich also auf ein schwammiges Terrain: Durch die unbestimmte 
Ehre konnte jede Schandtat zugleich eine Ehrentat sein, denn was zur Ehre gereicht, 
war nur noch einem individuellen Maßstab unterworfen, der keine Kritik Dritter dul- 
dete. Dass die Notwendigkeit bestand, jedem einen gewissen Freiraum zu verschaffen, 
war in der Iheorie (die Wirklichkeit des 19. Jahrhunderts zeigte angesichts des un- 
bewältigten Bevölkerungswachstums ein anderes Gesicht) anerkannt. Die Frage war 
aber, wie weit sich diese vor Einmischungen Dritter geschützte »Sphäre des äußeren 
Freyheitsgebrauchs«** oder »des Handelns«*° ausdehnte, ob das Recht sich über die 
»Erwerbssphäre«*° hinaus auf eine zu schützende Persönlichkeitssphäre erstrecken sollte. 
Das Recht durfte an sich nur begrenzte Mittel bieten; Ansprüche der individuellen 
Persönlichkeit können aber wie die Ehre unendlich sein. Ein absolutes subjektives Per- 
sönlichkeitsrecht würde aufgrund der abstrakten Tatbestandsauffassung (im Gegensatz 
zum engen Anwendungsbereich der legal rule des Common Law) jeder Persönlichkeit 
einen unabgrenzbares Feld möglicher zivilrechtlicher Ansprüche eröffnen, demgegen- 
über das sonstige geschriebene Zivilrecht nur als eine Art lex specialis anmutet. Für 
Savigny war klar, dass die »Unverletzlichkeit der Person allerdings der letzte Grund« für 
ein subjektives Recht sei. Es seien vielmehr einzelne Rechtsinstitute, konkrete Tatbe- 
stände und begrenzte Mittel, als Ausgangspunkt für die Sicherung »jener natürlichen 
Macht des Menschen über sich selbst gegen fremde Einmischung« zu suchen.* Neus- 
tetel verband hingegen einen in juristischer Hinsicht unbrauchbaren, weil uferlosen 
Ehrbegriff mit Kants Beitrag zum Nachdruck (dass der Nachdrucker sich »das dem 
Verfasser ausschließlich zustehende Recht der Bekanntmachung seiner Geisteserzeugnis- 
se« anmaße). Wie der Nachdruck allerdings beleidigenden Charakter haben konnte 
- schließlich musste sich Beleidigung (wenn man sie in engerem Sinne versteht) aus 
dem verbreiteten Werk ergeben, und dessen Urheber war ja nicht der Nachdrucker, 
sondern der angeblich Beleidigte selbst -, blieb bei Neustetel ungeklärt. Der preußische 
Staatsrat sah dies ausnahmsweise als möglich an, wenn Autoren sich von ihren früheren 
Ansichten losgesagt hatten. Es gebe Fälle, in denen durch eine erneute Veröffentlichung 


#34 Krug, Aphorismen, S. 142. 
#5 FICHTE, System der Rechtslehre, S. 504. 
#6 BÖHMERT, Erfindungspatente, S. 28. 


#7 SavIGnY, System Bd. 1, S. 336 f. 
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»die inneren Gesinnungen der Autoren auf das Empfindlichste kompromittirt worden« 
seien. %° 

Obwohl es Neustetel angeblich nicht um das geschmälerte Honorar ging, seien 
in kleinem Umfang, der nicht das Ausmaß des Buchhandels annehme, Abschriften 
erlaubt, #° so dass es bei Licht betrachtet doch um die Zahlung des Ehrensolds ging, der 
die Beleidigung offenbar vollständig kompensierte. So interpretierte dies auch Gans,**° 
wenn auch bezogen auf die Aufführung von Schauspielen. In Frankreich konnten 
Bühnen, wenn ein Stück gedruckt und bereits andernorts aufgeführt war, das Stück 
ebenfalls aufführen, ohne den Autor um Erlaubnis fragen zu müssen. Sie mussten dem 
Autor aber eine Quote (tantieme) der Einnahmen jeder Vorstellung bezahlen. Durch 
die Annahme, der Autor werde gegen die Aufführung keine Einwendungen haben, 
wenn ihm bestimmte Geldeinkünfte aus der Vorstellung nicht entzogen würden, war 
zugleich »die Injurie gehoben«. 


6.4.7 Persönliches Recht (Bluntschli) 


Johann Caspar Bluntschlis Darstellung war eine Synthese aus den verschiedenen Geset- 
zen, wobei er teilweise auch auf die britischen oder französischen Regelungen Bezug 
nahm. Sie enthält mehrere Grundsätze, die das Verständnis des deutschen Urheber- 
rechts prägten oder noch prägen. Bluntschli ging von der Annahme aus, die Urheber 
würden die Rechte nur so weit übertragen, wie dies für den Vertragszweck notwendig 
sei.**' Seine Argumentation erweckt den Eindruck einer Reaktion auf den Aufsehen 
erregenden Prozess zwischen dem Theologen Heinrich Eberhard Gottlob Paulus und 
Friedrich Wilhelm Joseph Schelling.*** Schelling hatte seit 1809 kaum noch Nennens- 
wertes veröffentlicht und lehrte weitgehend unbeachtet in Bayern. 1833 hatte er in einem 


#9 (PREUSSEN), Gutachten, S. 25. 


439 NEUSTETEL, Nachdruck nach römischem Recht, S. 58. 
449 Gans, Revision der pr. Gesetzgebung, S. 384. 
BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 206-208, Die Zweckübertragungslehre folgerte er aus einer Auslegung 
des bayerischen Gesetzes 1840, dessen Art. ı Abs. 3 bestimmte, dass für jede neue Auflage die Zustimmung 
des Rechtsinhabers erforderlich ist, sofern die Vertragsparteien keine andere Bestimmung getroffen 
haben. Das Rückrufrecht ergab sich aus einer Vertragsverletzung: »Würde der Verleger das Werk nicht 
oder ungehörig veröffentlichen, so steht dem Autor nicht bloss aus dem Verlagscontract eine Klage auf 
das Interesse zu, sondern auch in schweren Fällen die Befugniss, das Autorrecht wieder an sich zu ziehen 
und darüber neu zu verfügen.« Die Zulässigkeit der Privatkopie war mittelbar im preußischen Gesetz 
1837 geregelt, da das Recht nur den Druck, eine andere mechanische Vervielfältigung ($ ı) und die 
öffentliche Aufführung dramatischer oder musikalischer Werke erfasste ($ 32). Privates Abschreiben, 
Vorlesen oder private Vorstellungen von Schauspielen oder Musikwerken waren nicht in den Katalog der 
erlaubnispflichtigen Handlungen aufgenommen worden. Entgelt für Privatkopien, das heute über die 
Verwertungsgesellschaften eingetrieben werden soll, war nicht vorgesehen. 

## Allg. Ztg. München, 14. Dez. 1843, $. 2735; Hitzig, Kritische Jahrbücher für deutsche Rechtswissen- 
schaft, Band 6, 1844, $. 934-937. 
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Zeitungsartikel angedeutet, das Identitätssystem von Hegel sei nur der negative Teil 
des Systems. Die bloße Anspielung, dass bei Hegel der positive Teil fehle, führte bereits 
zu Auseinandersetzungen. Worum es sich bei dem positiven Teil handeln sollte, blieb 
jedoch nebulös. Die von Schelling in München gelesene Lehre wurde unter anderem 
deshalb nicht publiziert, »weil Schelling gegen ein solches Unternehmen immer den 
Mangel des authentischen, durch ihn selbst beglaubigten Ursprungs einwende könnte.« 
Eine Würdigung oder Kritik sollte warten, bis Schelling selbst »endlich Schwarz auf 
Weiß sich hervor wagen« werde.** 1841 berief ihn Friedrich Wilhelm IV. als Professor 
nach Berlin, wo er den Hegelianismus durch eine christliche Philosophie ablösen sollte. 
Schelling kündigte an, über den positiven Teil zu lesen. Von diesen Vorlesungen gab es 
einige Zusammenfassungen, jedoch keinen Text von Schelling. 1843 publizierte Paulus 
ohne Schellings Erlaubnis die endlich offenbar gewordene positive Philosophie der Of- 
fenbarung oder Entstehungsgeschichte, wörtlicher Text, Beurtheilung und Berichtigung 
der v. Schellingschen Entdeckungen über Philosophie überhaupt, Mythologie und Offen- 
barung des dogmatischen Christenthums im Berliner Wintercursus von 1841-42 (wie es 
auf dem Titelblatt hieß), um diese der allgemeinen Prüfung vorzulegen.*** Dies blieb 
nicht ohne Folgen: »Paulus hat ihn [Schelling] offen vor aller Welt angegriffen, er hat die 
stärksten Beschuldigungen gegen sein System erhoben, aber er hat zu einem ehrlichen, 
wissenschaftlichen Kampfe den Handschuh hingeworfen. Und was ist die Antwort des 
Berliner Philosophen? Eine Appellation an die Polizei, eine Klage bei den Gerichten aller 
32 Bundesstaaten.«*" Schelling rief den Staat um Hilfe an, damit dieser die von ihm 
nicht zugestandene Veröffentlichung unterbinde. Seine Klage wurde in der Literatur 
wiederum als Bestätigung der Authentizität der Mitschrift gewertet, da Schelling den 
von Paulus verbreiteten Text als Nachdruck bezeichnete. Die Meinungen über die Ver- 
öffentlichung gingen weit auseinander. Teils wurde es begrüßt, dass die gefährlichen 
Irrlehren Schellings endlich veröffentlicht wurden, da er »sich durch schlaue Ausflüchte 
jeder Blosstellung« entzogen habe, während andere**° Paulus als gemeinen Dieb be- 
zeichneten. 1842 hatte Paulus in einer anonym veröffentlichten Schrift, die im Untertitel 
als Kritik an dem »neuesten Reaktionsversuch gegen die freie Philosophie« bezeichnet 
war, darauf hingewiesen, dass die Publikation der gesammelten Werke des verstorbenen 
Hegel, »besonders der Vorlesungen«, eine »unermeßliche Wirkung« zeitigte.**7 Eduard 
Gans, der schon zu Lebzeiten Hegels teilweise an dessen Stelle die Vorlesungen in 
der Berliner Universität hielt, sah im vom Autor nicht erlaubten Druck ein doppeltes 


443 ANONYM, Enthüllte Geheimlehre, S. 18. 
#4 PauLus, Philosophie der Offenbarung. 
#5 Jahrbücher der Gegenwart Nr. 89, Dezember 1843, $. 354. 
Namentlich der Literaturkritiker Wolfgang Menzel und Eduard Hitzig, Jurist, Autor und ehemaliges 
Mitglied des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler, der das Buch Hırzıg, Gesetz 1837, S. 2, praktisch 
dem Börsenverein widmete. 

#7 Pauus, Schelling und die Offenbarung, 5.7. 


446 


6.4 Persönlichkeitsrecht und Immaterialgut 429 


Unrecht: Einerseits werde dem Eigentümer der rechtmäßige Gewinn entzogen, an- 
dererseits maße sich der Nachdrucker die Entscheidung über die Publikation an, die 
allein dem Verfasser oder dem von ihm eingesetzten Verleger zustehen würde.*** Dies 
hinderte Gans nicht im Geringsten, ab 1835 Vorlesungsmitschriften in Verbindung mit 
einer, wie es ausdrücklich in der Vorrede zur PHILOSOPHIE DER GESCHICHTE heißt, 
»von Hegel im Jahre 1830 begonnenen Ausarbeitung, die, wenn sie auch nicht gerade 
zum Drucke bestimmt war«, als vom Urheber nicht erlaubten Druck herauszugeben 
und zu veröffentlichen.**? Gans hatte das unbestreitbare Recht Hegels dem anderen 
Interesse geopfert. Der Unterschied, wieso die Veröffentlichungen der Vorlesungen 
Hegels nicht angegriffen, sondern begeistert aufgenommen wurden, während die Ver- 
öffentlichung der Vorlesung Schellings sowohl Empörung wie Zustimmung hervorrief, 
scheint nicht in dem Tatbestand zu liegen, dass vom Urheberrecht erfasste Texte ohne 
Erlaubnis des Urhebers veröffentlicht wurden, sondern darin, dass die Veröffentli- 
chung der Vorlesungen Hegels diesem zur Ehre gereichen sollte, während Paulus vor 
allem eine Bloßstellung oder Entlarvung Schellings im Auge hatte. Das Stadtgericht 
in Darmstadt und die Criminalgerichte in Berlin oder Leipzig sahen jedenfalls in der 
Veröffentlichung von Paulus keinen verbotenen Nachdruck. Eine eigennützige oder 
gewinnsüchtige Absicht sei Paulus nicht zuzutrauen, und es sei auch kein Schaden 
Schellings ersichtlich, da die Veröffentlichung dem Absatz eines eigenen Werkes keinen 
Abbruch tun werde. Vielmehr habe Paulus aus wissenschaftlichen Gründen gehandelt. 
Es handele sich um ein eigenständiges Werk, das auf eine möglichst wortgetreue Wie- 
dergabe von Schellings Äußerungen nicht verzichten konnte, weil das Vorhaben eine 
»möglichst genaue Kenntniß der kritisierten Lehren bei den Lesern der Kritik bedingte«.*° 
Bluntschli erwähnte diesen Disput um Paulus nicht ausdrücklich, jedoch gewinnt man 
den Eindruck, er wolle die seiner Meinung ans Licht getretenen Lücken schließen. 
Bluntschlis Ansatz entsprach der damals bereits überholten älteren naturrechtlichen 
Methode, die das natürliche Monopol eines unveröffentlichten Werks betont hatte. Für 
Bluntschli war die Zeit bis zur ersten vom Autor erlaubten Publizierung von erheblicher 
Bedeutung, denn zu dieser Zeit habe nur der Autor die Möglichkeit und das Recht, 
über die Art und Zeit der Veröffentlichung des Werkes zu entscheiden. »Das Werk als 
Geistesproduct, gehört zunächst dem Autor an, der es erzeugt hat, nicht als eine körperli- 
che Sache, - das ist das Werk nicht -, sondern als eine Offenbarung und ein Ausdruck 
seines persönlichen Geistes.« Der Autor bleibe auch während seiner Lebenszeit »Herr 


#9 Gans, Revision der pr. Gesetzgebung, S. 382. Vgl. auch Gans’ Kritik zu Neustetels Werk in Literatur- 


Blatt Nr. 93, 22. 11. 1825, $. 375 f. Erneut abgedruckt in Gans, Vermischte Schriften, S. 311-317. 

#9 Gans in: HEGEL, Philosophie der Geschichte, S. XXVIIL f. (Vorrede). Hegels erste Auflage der GRUND- 
LINIEN DER PHILOSOPHIE DES RECHTS wurde, nachdem dieser 1831 überraschend an Cholera verstorben 
war, von Hörern der Vorlesung erweitert. Die Rechtsphilosophie Hegels wurde von Eduard Gans aufgrund 
von Kollegnachschriften um ca. 200 Zusätze erweitert. 

#° Allgemeine Preßzeitung, 27. 12. 1844 (Nr. 104), S. 413-416. 
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seiner Mittheilungen an das Publicum«, selbst wenn sich durch die Veröffentlichung des 
Werks zugleich die Natur des Rechts ändere.*°' Zwischen dem Autor und seinem Werk 
bestehe ein natürlicher Zusammenhang wie zwischen einem Schöpfer und seinem 
Geschöpf mit der Folge, dass der Autor am Werk ein natürliches Recht habe. Wenn 
jemand ein Werk ohne Zustimmung des Autors veröffentliche, würde er gegen die- 
ses Recht verstoßen (unabhängig von der Frage, ob der Autor einen wirtschaftlichen 
Schaden erleide). Niemand habe das Recht, den Autor gegen seinen Willen öffentlich 
zum Publikum reden zu lassen, denn dies würde ein Stück seiner Persönlichkeit, seines 
Namens und seiner Autorenehre preisgeben. Bluntschli behandelte dementsprechend 
literarische Werke und Briefe praktisch gleich, denn in »beiden Fällen wird der Autor 
wider seinen Willen dem Publicum in seinem Werke vorgeführt«.?” Dass Briefe einen 
vollständig anderen Zweck haben als zur Veröffentlichung bestimmte Texte, hatte für 
Bluntschli keine besondere Bedeutung, obwohl bereits Jacobi*°° geklärt hatte, dass es 
insoweit nicht auf die Urheberschaft ankommt: Wenn der Inhalt der Korrespondenz 
einen vertraulichen Umgang voraussetze, dürfe man nicht einmal seine eigenen Brie- 
fe veröffentlichen, sei also nicht einmal Herr über von einem selbst verfasste Texte. 
Ausschlaggebend für den sittlichen Verstoß, wie Jacobi es einordnete, war nicht die 
Urheberschaft, sondern die Intimität oder Vertraulichkeit der Mitteilung, die Trennung 
der Intimsphäre von der Öffentlichkeit. Es war schon längst ausdiskutiert, dass mit 
der Veröffentlichung das entscheidende Moment dieser Begründung entfiel (und sich 
zumeist in das Gegenteil wandelt); und die juristischen Schwierigkeiten setzten auch 
erst nach der Veröffentlichung ein. Die Begründung Bluntschlis bezog sich gar nicht auf 
den Gegenstand des Urheberrechts, sondern auf die Vertraulichkeit und Achtung der 
Privatsphäre. Ob es sich um Werke im Sinne des Urheberrechts oder andere persönliche 
Umstände handelte, war belanglos. 

Das Bild, das sich die Gesellschaft von einer Person macht, ist wesentlich davon 
abhängig, welchen sinnlich wahrnehmbaren Eindruck sie erweckt. Der Mensch wird 
mit seinem Tun und Unterlassen, dem für andere erkennbaren Sein der Person, in 
Verbindung gebracht und danach beurteilt. Er soll deshalb als Person das Bestim- 
mungsrecht haben, von welchen äußerlichen Umständen sein Bild in der Öffentlichkeit 


#5 BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 193 f. Dies stand im Gegensatz etwa zu Klopstocks Feststellung, dass 


die Autoren »nur dem Scheine nach«, die Buchhändler hingegen die wirklichen Eigentümer seien. Daran 
hat sich durch die gesetzlichen Regelung nichts geändert; sie hat vielmehr die Position der Verleger 
gesichert. In der Regel hat der Autor dem Verleger »nach der Natur des Geschäftes das ausschließliche 
Recht« übertragen, so dass dem Autor nur die Befugnis verblieb, Veränderungen vorzunehmen; vgl. etwa 
BESELER, Privatrecht Bd. 2. (4. Aufl.), S. 963. 

#%* BLUNTSCHLIL Schrifteigenthum, $. 16; BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 204 f. 

#3 JAcoBI, Briefe, S. 3. Allerdings veröffentlichte Jacobi in dem schmalen Bändchen selbst einen Brief- 
wechsel, was er als eine Form von Notwehr rechtfertigte. 
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geprägt wird und von welchen nicht.*#* Die Unterscheidung zwischen den vom Urhe- 
berrecht erfassten und mit Bedacht veröffentlichten Werken und anderen Attributen, 
aus denen sich die Wertung Dritter über die Person ergab, ließ sich jedoch auf diese 
Art nicht begründen. Wer nur auf den Ausdruck der Persönlichkeit abstellt, kann die 
urheberrechtliche Begrenzung auf die Ergebnisse wissenschaftlicher, literarischer oder 
künstlerischer Tätigkeit nicht begründen. Einigen Menschen wird die Fähigkeit zuge- 
standen, ihrer Individualität durch Verwendung bestimmter Formen einen Ausdruck 
zu verleihen, der als genuin, original und unverfälscht akzeptiert wird, während andere 
in dieser Beziehung als bloße Gewächse erscheinen. Das Recht des Schriftstellers als 
Person ist aber etwas anderes als das Recht an der Schrift (das auch nicht das Werk ist). 
Das Ansehen einer Person in der Öffentlichkeit ist nicht nur bei Urhebern von Belang. 
Genausowenig beruht es ausschließlich auf den vom Urheberrecht erfassten Werken. 
Es gibt neben den urheberrechtlichen Werken zahllose Umstände, die die Persönlich- 
keit offenbaren, denn sie liegt in dem gesamten Tun des Menschen, mit dem er sein 
Wünschen und Wollen, die egoistischen und hässlichen Zwecke wie die großen Ziele, 
zu verwirklichen sucht. Selbst wenn jemand völlig unauffällig und konformistisch 
erscheint, sagt das in aller Regel mehr über die Persönlichkeit aus als die persönliche 
Formulierung eines Reiseführers. In der Regel verhält es sich umgekehrt: Gerade nicht 
unter das Urheberrecht fallende Umstände, etwa beschämend oder peinlich bewertete 
Sachverhalte, Geheimnisse etc., sollen nicht in die Öffentlichkeit getragen werden. 
Die Publizierung der urheberrechtlichen Werke, sie war nach Bluntschli sogar eine 
Hauptpflicht der Verleger und ein Hauptanliegen der Urheber,®° erfolgt zumeist mit 
dem Ziel, möglichst oft zur Kenntnis genommen zu werden. Der erhoffte Ruhm als 
Folge der medialen Selbstdarstellung ist ein Grund für die Veröffentlichung der Werke 
(und nicht die Herabwürdigung der eigenen Person). 

Bluntschli bezog sich mehrfach auf das einflussreiche Werk TRAITE DES DROITS 
D’AUTEURS des französischen Juristen Renouard, der wiederum Kants Abhandlung 
über die UNRECHTMÄSSIGKEIT DES BÜCHERNACHDRUCKS wiedergab und interpretierte 
(obwohl Kant keinen Eingang in die französischen Gesetze gefunden habe).*5° Kant 
gebühre der Verdienst, so Bluntschli, als erster mit Entschiedenheit auf die persönliche 
Natur des Autorrechts hingewiesen zu haben.®7 Allerdings wich Bluntschlis Verständ- 


#54 DERNBURG, Obligationenrecht, S. 947 £. 

#5 BLUNTSCHLI, Gesetzbuch Zürich, S. 506; s. a. KLOSTERMANN, Geistiges Eigentum ı, S. 307; v. PÜTT- 
LINGEN, Musicalisches Autorrecht, S. 55. 

456 RENOUARD, Droits dauteurs. Bd. 1, 253-261. 

#7 BLUNTSCHLI, Schrifteigenthum, S. 7. BAPPERT, Wege, S. 272, oder HUBMANNn, Urheber- und Verlagsrecht, 
S. 20, meinen, Kant habe als erster trotz der juristischen » Unzulänglichkeit« als »wahren Kern den Gedanken 
vom Persönlichkeitsrecht des Autors« aufgezeigt. Dies ist eine gewagte Parallele, denn Kant sah im Buch eine 
buchstäbliche Verkörperung einer Rede des Autors und kein abstraktes Persönlichkeitsrecht. Die Ansicht, 
Kant habe mit dem Ausdruck »persönliches Recht« ein »ausschließliches Recht an einem unkörperlichen 
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nis des Ausdrucks persönliches Recht von dem Kants ab. Für Kant war der Verleger 
Inhaber des persönlichen Rechts, das einen Anspruch gegen eine Person (den Autor) 
zum Gegenstand hatte; bei Bluntschli handelte es sich um ein vollständig andersartiges 
persönliches Recht. Es wurde als neuartige Rechtsfigur eingeordnet.*® 

Während also im Gesetz das, was die Autoren hervorgebracht haben, als Eigenthum 
bezeichnet wurde, rückte bei Bluntschli ein persönliches Recht des Urhebers in den 
Vordergrund, das nicht als Sachenrecht anzusehen sei. Die Anwendung des Eigentums- 
begriffes würde auf »unüberwindliche Schwierigkeiten« stoßen.*°? Dem »Begriff des 
Schrifteigenthumes« kamen nach Zachariae*°° zwei Bedeutungen zu, eine faktische 
und eine juristische. Es gebe keinen Zweifel, dass der Autor de facto Eigentümer seines 
Werkes sei, denn es sei das Erzeugnis seines Geistes. Jedoch könne man hieraus nicht 
schließen, dass ihm auch de jure ausschließlich das Recht zustehe, die Schrift zu ver- 
vielfältigen. Wenn ein anderer die Schrift vervielfältige, würde sie selbst bei falscher 
Autorenangabe nicht ihren tatsächlichen Verfasser verlieren, denn diese »geschichtli- 
che Thatsache«*°' kann das Recht nicht manipulieren. Die essentielle Unterscheidung 
zwischen dem Werk und den in Kraft gesetzten rechtlichen Regelungen erlaubte eine 
Prüfung der Wirkungen des Rechts. Bluntschli hingegen vermengte die tatsächlichen 
Umstände und das Recht oder setzte das Werk und das Urheberrecht deckungsgleich 
(diese Gleichsetzung vom Tatsächlichen mit den Normen ist zwar oft, schon aufgrund 
der gleichen Wörter, anzutreffen, wirkt jedoch im Zusammenhang mit der Untersu- 
chung des Rechts verwirrend). Eine Analyse und Bewertung der Wirklichkeit sollte 
in das Recht transformiert werden, was umgekehrt eine genaue Analyse des Rechts 
verhinderte. Das Recht des Autors unterscheide sich vom Eigentum, weil das Recht des 
Autors »immer auf die bestimmte individuelle Person des Autors zurückweise, von der 
es sich nie völlig losmachen« könne.*° Es wurde als ein Recht einer bestimmten Person 
an einem bestimmten Geistesprodukt verstanden, das nicht nur von der besonderen 


Gegenstand bezeichnen« wollen, ist unzutreffend. Ein persönliches Recht im Sinne Kants war das Recht, von 
einer anderen Person eine Leistung fordern zu können, und kein urheberrechtliches Ausschließlichkeits- 
oder Persönlichkeitsrecht im heutigen Verständnis. 

458 BISENLOHR, Das literarisch-artistische Eigenthum, S. 42. GERBER, Rechte des Schriftstellers und Verle- 
gers, S. 363, bezeichnete Bluntschlis Anschauung als eine »neue Richtung der Literatur«, da einerseits das 
geistige (literarische) Eigentum verworfen, andererseits aber nicht darauf verzichtet werde, ein ursprüng- 
liches Recht des Autors zu konstruieren. 1839 schrieb WARNKÖNIG, Rechtsphilosphie als Naturlehre, S. 365, 
unter Bezugnahme auf das badische Landrecht, Foucher und Renouard: »Das Schrifteigentum wird daher 
auch in der Regel als ein persönliches behandelt, obgleich man es auch erblich machen kann.« 

#9 BLUNTSCHLL Schrifteigenthum, S. 2. 

460 ZACHARIAE, Vierzig Bücher. Bd. 4, S. 186 f. Für Zachariae war es keine Frage des Eigentums, sondern 
eine Interessensabwägung, ob das Gesetz das Eigentum an den einzelnen Exemplaren einer Schrift im 
Interesse des Autors so beschränken sollte, dass nur der Autor zur Vervielfältigung berechtigt sei. 

491 GERBER, Rechte des Schriftstellers und Verlegers, S. 366. 

462 BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 188 f. 
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Person stammte, sondern mit dieser (de facto und folglich auch de jure) auf Dauer 
verbunden war. Anders als bei Gros,*% nach dem in jeder Tätigkeit eine Offenbarung 
der Person lag und die Verknüpfung zwischen der Sache und der Persönlichkeit sich auf 
jede zweckgerichtete Änderung äußerer Umstände erstreckte, kam bei Bluntschli eine 
wertende Beurteilung hinzu. Nur dann, wenn das Werk »als ein eigenes des Urhebers« 
angesehen werden könnte, wenn, bezogen auf Sammlungen, diese »von einer eigent- 
hümlichen Geistesarbeit des Urhebers Zeugniss geben«, dann würden sie Gegenstand 
des Autorrechts sein.*°* Es war eine eingängig formulierte Argumentation, die darüber 
hinweg ging, dass sämtliche Aspekte keinen besonderen Zusammenhang mit dem 
Urheberrecht aufwiesen und kaum das Ausschließlichkeitsrecht begründen konnten. 

Bluntschli verengte außerdem die Nutzungsmöglichkeiten des Eigentums: »Der Ei- 
genthümer will die Sache für sich haben, der Autor will im Gegentheil sein Werk dem 
Publicum mittheilen, aber nur in geordneter Weise und so, dass dabei seine Autorschaft 
gewürdigt werde«.*° Das ist die typische Haltung eines jeden Kaufmanns, der seine 
Ware ebensowenig für sich haben will. Und jeder Gewerbetreibende hegt den Wunsch, 
dass die Kundschaft in geordneter Weise (was nichts anderes heißt, als bei ihm) ihren 
Bedarf deckt, und zwar so, dass dabei seine Leistung gewürdigt wird. Bluntschli er- 
kannte zwar, dass das Urheberrecht in der Praxis darauf abzielt, das Marktgeschehen 
zu beeinflussen, zog jedoch keine Konsequenzen für die juristische Bewertung. Der 
wirtschaftliche Vorteil, der sich aus dem Werk ziehen ließe, war ein nebensächlicher 
Reflex auf die Möglichkeit, Dritten die Verbreitung zu untersagen oder - unentgeltlich 
oder gegen Entgelt - zu gestatten. Dies sei zwar der praktisch wichtigste Gesichtspunkt, 
habe jedoch kaum juristische Bedeutung, denn der Vermögenswert könne auch, etwa 
wenn der Autor sein Recht auf einen Verleger ohne Honoraransprüche übertrage, erst 
in der Person des Verlegers entstehen. Der Kern des Autorenrechts würde in diesem 
Fall trotzdem beim Autor verbleiben.*° Welchen konkreten Gegenstand dieser un- 
veräußerliche Kern haben soll? Hierzu fehlen Ausführungen. Später im Text heißt es 
lapidar, dass das Autorrecht übertragbar sei. Damit ergab sich die einzige rechtlich 
bedeutsame Verbindung mit dem Autor aus der inhaltlich leeren Regelung, dass die 
Dauer des Rechts mit dem Leben und Tod des Autors verbunden war.* Insoweit argu- 
mentierte Bluntschli wieder wirtschaftlich: Für den Autor soll es unmöglich sein, bei 
der ungewissen Lebensdauer durch einen Vertrag vom Verleger den ihm gebührenden 
Vermögenswert zu erhalten. Deshalb werde die Persönlichkeit noch über den Tod 
hinaus so geehrt, dass seiner Familie oder seinen Erben noch eine Generation lang 


483 Gros, Lehrbuch 6. Aufl., S. 55. 
BLUNTScHLI, Privatrecht, S. 195. 
BLUNTscHLI, Privatrecht, S. 189. 
BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 192 f., 202. 
BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 202. 
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»der Fortgenuss des Autorrechts zugesichert wird.«*°® Eine Dauer von dreißig Jahren 
über die Lebenszeit des Autors hinaus sei angemessen, zum einen, weil aufgrund der 
Ungewissheit des Todeszeitpunkts der stets drohende Fristablauf die wirtschaftliche 
Verwertungsmöglichkeit reduziere, zum anderen, weil nach einer Generation die Er- 
innerung an die Person des Autors verblasse. War das Werk veröffentlicht, begrenzte 
Bluntschli den persönlichen Aspekt vor allem auf ein Interesse der Künstler an der 
Unterbindung von Entstellungen: »Gerade ausgezeichnete Künstler werden es - ganz 
abgesehen von allen Rücksichten des Honorars - als eine Kränkung ihrer Künstlerehre 
empfinden, wenn ihre Bilder durch schlechte Lithographien in unwürdiger Gestalt ver- 
vielfältigt und veröffentlicht werden.«*° Die Verbreitung könne jedoch der Ehre nur 
zuträglich sein, wie etwa Wächter Bluntschli entgegenhielt.*° In einer idealisierten 
Welt kann man zwar annehmen, dass mit dem Recht nur noch gute Kopien gegen Entgelt 
verbreitet werden, jedoch wird durch den Nachdruck gerade die besondere Qualität 
des Werkes bezeugt. Die von den Autoren und Künstlern gewünschte Verbreitung des 
Werks wird nicht durch die Aufopferung dessen erreicht, was gesichert werden soll. 

Künstler müssten es jedenfalls hinnehmen, dass nach einiger Zeit, 30 Jahre nach 
ihrem Tod, ihre Werke gemeinfrei werden. Bluntschli argumentierte wie Le Chapelier: 
Durch die Veröffentlichung werde das Werk zugleich Gemeingut des Publikums, das 
ebenfalls an den Gedanken »Rechte« erwerbe, so dass die »Rechte der Gemeinschaft« 
zu berücksichtigen seien. »Aufgabe der Gesetzgebung und Jurisprudenz ist es daher, die 
beiderseitigen Rechte des Autors und des Publicums an dem veröffentlichten Werke richtig 
auseinanderzusetzen.«*”' 


6.4.8 Konstruktion und Abstraktion 


Das persönliche Recht wurde nicht als ein rein ökonomisches Zweckrecht verstanden, 
dessen Ausdruck der entweder quantitativ auf Geld oder auf eine konkrete Sache oder 
Leistung begrenzte marktwirtschaftliche Vertrag ist. Die allgemeine Entwicklung kon- 
zentrierte sich aber genau auf diese rein sachlichen Rechte. Gesetzliche Regelungen 
wurden mit dem Ziel verabschiedet, rechtspositivistisch und vollständig (lückenlos) 
die möglichen Streitigkeiten zu regeln. Damit die Rechtsordnung sich unter dieser 
Prämisse überhaupt entwerfen ließ, mussten die Rechtsinstitute vollkommen abstrakt 
und losgelöst von jeder Tradition begriffen werden.*’” Aus den ehemals naturrechtli- 
chen Betrachtungen, in denen es um substantielle Verhältnisse und die individuellen 


468 BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 194. 


BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 197; ebenso (PREUSSEN), Gutachten, S. 29. 

v. WÄCHTER, Verlagsrecht Bd. 1, S. 92. 

BLUNTSCHLI, Privatrecht, S. 193. 

Der BGB-Entwurf wurde noch im 19. Jahrhundert von Japan nahezu unverändert übernommen. 
Die historische Rechtsschule mag angetreten sein, der Entwicklung der Nation und Gesellschaft bei der 
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Lebensumstände ging, wurden abstrakte, wissenschaftlich definierte Kategorien.*7? 
Es entsprach dem rechtswissenschaftlichen Interesse, die Rechtsordnung auf wenige 
elementare Prinzipien zu begrenzen, aus denen sich das System erschloss. Der Richter 
musste, wie Kant die Subsumtion als Methode der Urteilsfindung beschrieb, in der 
Lage sein, »das Besondere als enthalten unter dem Allgemeinen zu denken«, denn wenn 
»das Allgemeine (die Regel, das Prinzip, das Gesetz) gegeben« ist, so sei die Urteilskraft, 
»welche das Besondere darunter subsumiert, [...] bestimmend.« Sie habe es dann »nicht 
nötig, für sich selbst auf ein Gesetz zu denken, um das Besondere in der Natur dem 
Allgemeinen unterordnen zu können.«*’* Das Ergebnis waren Gesetze, die abstrakte 
einfache Tatbestände und Rechtssätze aufwiesen, aus denen der Inhalt des Rechts mit 
juristischer Logik gewonnen wurde. Das Geschehen des Alltags wurde in einzelne 
abgegrenzte Momente aufgeteilt und das Recht zunächst auf einige Rechtsinstitute wie 
die Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die Willenserklärung, den Vertrag oder das blanke 
Sacheigentum reduziert, denen allgemeingültiger Charakter zugesprochen wurde. Die 
Vertragsfreiheit erstreckte sich auf Objekte des Marktes, in erster Linie auf Grundstücke, 
Sachen und die Dienstleistungen, während die persönlichen Rechte vor allem durch 
den Ehe- und Familienstatus bedingt waren. Die elementaren Bausteine ließen sich 
miteinander kombinieren, so dass ein geschlossenes System entstand, das für alle Strei- 
tigkeiten unter Privaten erschöpfend sein und keine weiteren Rechtsinstitute zulassen 
sollte.*7> 

Das Gesetz musste ausnahmslos in allen Fällen zur Anwendung kommen. Das Recht 
bestimmte, welche Umstände von Bedeutung waren und welche nicht, indem jede 
Handlung entweder Rechtsfolgen zeitigte oder als ein belangloses (für das Recht nicht 


Gestaltung der Gesetze Rechnung zu tragen; das atomistisch-mechanische Schlussergebnis, wie Gierke es 
öfters bezeichnete, war das genaue Gegenteil davon. 

#3 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 647 f. ı. Halbbd. Kap. 7 $ 8: Die »rein fachjuristische Logik, die 
Juristische ‚Konstruktion‘ der Tatbestände des Lebens an der Hand abstrakter ‚Rechtssätze‘ und unter der 
beherrschenden Maxime: daß dasjenige, was der Jurist nach Maßgabe der durch wissenschaftliche Arbeit 
ermittelten ‚Prinzipien‘ nicht ‚denken‘ könne, auch rechtlich nicht existiere,« führe »unvermeidlich« dazu, 
dass »die ‚Erwartungen‘ der privaten Rechtsinteressenten auf das gründlichste« enttäuscht werden, denn die 
Erwartungen seien »an dem ökonomischen oder fast utilitaristischen praktischen ‚Sinn‘ eines Rechtssatzes 
orientiert; dieser aber ist, rechtslogisch angesehen, irrational.« 

#74 KANT, KdU, S. 179. 

#75 Das bürgerliche Gesetzbuch sollte - im Gegensatz zum germanischen Recht - einen abgeschlossenen 
Katalog der dinglichen Rechte darstellen. Im übrigen galt die Vertragsfreiheit. Absolute übertragbare 
Rechtspositionen in dem System waren auf ein einziges Stammrecht, das Eigentum und vom Eigentum 
abgeleitete Rechte, reduziert worden. Bis auf die Familie wurden praktisch alle persönlichen Beziehungen 
aus dem BGB eliminiert (es sei denn, sie waren Folge eines Vertrags). Die besonderen Gebiete waren neben 
partikularrechtlichen Regelungen vor allem Reichsgesetze wie das Handels-, Wechsel-, Gesellschafts-, 
Urheber-, Marken-, Patent- oder Musterschutzrecht. Allerdings galt es 1895 noch als selbstverständlich, 
»daß das Eherecht für Mann und Frau, das Elternrecht für Vater und Mutter eine unterschiedliche Stellung 
begründet.« Vgl. GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 380. 
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existierendes) Geschehen angesehen wurde. Persönliche Sonderrechte, die auf besonde- 
ren persönlichen Umständen, der Geburt, dem Beruf, individueller Rechtsetzung oder 
dem verliehenen Privileg beruhten, wurden weitgehend beseitigt, da sie der modernen 
Abstraktionsmethode widersprachen. Der Ausgangspunkt des die Personen zumindest 
gedanklich einbeziehenden Rechtsverhältnisses ist hinter die absoluten Rechte zurückge- 
drängt worden. Übrig blieben, so Gierke, »nur das freie und gleiche Individuum und der 
omnipotente mechanische Staat, der jeder Gemeinschaft entledigte Einzelne und die aus 
Gemeinschaft der Menschen in den leeren Raum emporgehobenene Allgemeinheit auf dem 
Kampfplatz« des Rechts.*7° Für den privatrechtlichen Rahmen bedeutete dies das Ver- 
mögensrecht und die Familie.*77 Die »buntscheckigen Feudalbande, die den Menschen 
an seinen natürlichen Vorgesetzten knüpften,« wurden aufgehoben, und als einziges 
»Band zwischen Mensch und Mensch« blieb »das nackte Interesse, [...] die gefühllose 
‚baare Zahlung‘«*® An die Stelle der persönlichen Rechte trat eine formale Gleichheit 
ohne Ansehen der Person. Diese Entwicklung, die Beseitigung der besonderen Rechte, 
war mit der Expansion des Marktes in räumlicher wie qualitativer Hinsicht verbunden. 
Die Ausdehnung des Marktes, die jedes Hindernis des Absatzes als Beschränkung der 
Warenverkehrsfreiheit und damit der Erwerbschancen auffasst, wird von den insoweit 
nahezu standardisierten Formulierungen in zahlreichen Richtlinien der Europäischen 
Union erfasst: Die Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen Regelungen hinsichtlich 
der gewerblichen Nutzung von ... sind einem reibungslosen Funktionieren des Binnen- 
marktes in diesem Bereich nicht förderlich. Diese Situation wirkt sich nachteilig auf die 
Freizügigkeit im Binnenmarkt aus und behindert die Entstehung eines Umfelds, das den 
Wettbewerb begünstigt. Aufgehoben wurden die den Markt behindernden Rechte, neu 
geschaffen wurden vor allem Rechte im Wirtschaftsinteresse. 

Die dinglichen oder Sachenrechte als absolute Rechtspositionen trugen ihre Bezeich- 
nung noch von ihrem ursprünglichen Sinn als Rechte an Dingen oder Sachen (ius 
in re). Im Rahmen der Rechtsschöpfung waren jedoch die Interessen kaum auf den 


476 GIERKE, Aufgabe des Privatrechts, S. 9. GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 26-29, kritisierte allgemein die 
Begrenztheit der Gesetzgebung. Diese könne sich nicht nur auf ein individualistisches Privatrecht und 
ein Staatsrecht beschränken, sondern müsse die soziale Natur des Menschen einbeziehen und auch ein 
Sozialrecht schaffen. 

#7 SAvIGNY, System Bd. 1, S. 386-390, Diese grundlegende Abstraktion wurde juristisch nochmals 
aufgeteilt. Vermögen wurde als geldwerte Rechtsposition eines Individuums verstanden, also Vermögen 
im Sinne von geldwertem rechtlichen Können oder als geldwerte Herrschaft über Sachen oder Personen. 
Dieses rechtliche Können endete mit dem Tod des Individuums. Das Erbrecht als Folge der letzten Verfü- 
gung über das individuelle Vermögen war kein Vermögensrecht im eigentlichen Sinne (die letztwillige 
Verfügung war hingegen Ausdruck des rechtlichen Könnens). Das Erbrecht führte also zur unmittelbaren 
Begründung neuer dinglicher Vermögenspositionen. Hinzu kam die Unterscheidung zwischen den gegen 
alle wirkenden Rechten (dingliche Rechte und Erbrecht) und den nur zwischen einzelnen Individuen 
wirkenden Rechten (Familienrecht und Obligationen). 

478 MARX/ENGELS, Kommunistisches Manifest, S. 5. 
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Gegenstand des Rechts gerichtet als vielmehr auf die Möglichkeiten des Marktes und 
des Gewinns. Wie in den Stadtwirtschaften des ausgehenden Mittelalters wurde, kaum 
dass sich ein freier Markt andeutete, diese Entwicklung mit aller Macht hintertrieben. 
Die Unternehmer versuchten, den freien Markt wieder zu beseitigen, dies mit den 
Mitteln des Marktes, also vor allem auf der Grundlage der modernen Sonderrechte. 
Ob der Gewinn auf einem körperlichen Gegenstand, einer Dienstleistung oder einem 
bloßen Recht beruhte, war belanglos. $ ı des Patentgesetzes vom 25. Mai 1877 bestimm- 
te beispielsweise, dass Patente für Erfindungen erteilt werden, die eine »gewerbliche 
Verwerthung« gestatten. Alle nicht gewerblich nutzbaren Vorleistungen konnten im 
gewerblichen Interesse unentgeltlich genutzt werden, so bedeutsam sie auch gewesen 
sein mögen. Die bis heute gültige Trennung mag man vor- oder nachteilhaft anse- 
hen, die Beschränkung auf die gewerbliche Nutzung ergab sich jedenfalls nicht aus 
dem Gegenstand der geistigen Tätigkeit. Die meisten der neu geschaffenen absoluten 
Rechte gehören in die Gruppe des geistigen Eigentums. Die Normen sahen vor, dass 
mehr oder minder genau umrissene Handlungsmöglichkeiten, die andere ohne das 
Verbotsrecht aus ihrer natürlichen Freiheit hätten wahrnehmen können, einer Person 
vorbehalten blieben. Wie bei den Zünften (allerdings national, mit dem Ziel weltweit) 
wurden abstrakt umschriebene Tätigkeitsgebiete aufgeteilt und einzelnen Unterneh- 
men als Erwerbschancen zugeordnet. Durch das Ausschließlichkeitsrecht insoweit 
Ausgeschlossene wurden auf exklusive Angebote am Markt verwiesen (auf dem sie die 
Wahrnehmung der Freiheit unter Umständen gegen Entgelt ablösen konnten), wobei 
auf diesen Märkten mit zumeist neuen Produkten die Preisbildung nicht unter den für 
den Großteil maßgeblichen Wettbewerbsbedingungen erfolgte. 

Allerdings mussten diese Rechtsinstitute möglichst einfach sein und wiesen unter 
Umständen nur noch eine lose Verbindung zu der Zielsetzung auf, die man eigentlich 
verfolgen wollte.*7? So haben beispielsweise die gewonnene Kundschaft und der gute 
Ruf für Unternehmen einen erheblichen ökonomischen Stellenwert. Sie lassen sich je- 
doch nicht von einem sachlich abgrenzbaren Recht erfassen.*?° Es ist kaum vorstellbar, 
dass der gute Ruf Gegenstand eines Rechts wird, weil dann Dritte angehalten werden 
müssten, regelmäßig voll des Lobes über den Rechtsinhaber zu sein. Stattdessen wur- 
den diese rechtlich und gegenständlich kaum greifbaren Umstände, die für den Absatz 
der Waren von Bedeutung waren, mittelbar über das Warenzeichen erfasst. Es hatte 
zunächst gegenüber der Firma »nur noch eine untergeordnete Bedeutung«.*°” Der Kunde 


#79 Bei den Leistungsschutzrechten ist dieser Wunsch nach einem einfachen Tatbestand ebenso deutlich. 
So gilt bei einer Fotografie oder einer Tonaufnahme das Drücken des Aufnahmeknopfes als die schützens- 
werte Leistung, dessen Ergebnis nicht ohne Erlaubnis des Leistenden kopiert werden darf. Hinsichtlich 
der Fotografie war dies schon im Gesetz vom 10. Januar 1876 vorgesehen. 

480 WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 260 f, Halbbd. ı, Kap. II $ 2. 

# ENDEMAnNn, Handelsrecht, S. 99; GOLDSCHMIDT, Handelsrecht, S. 647 f.; Reichstagsprotokolle 1874/75 
Bd. 3 S. 633 f. 
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war nicht daran interessiert, ein Produkt zu erwerben, die ein bestimmtes Zeichen trug, 
denn seine Nachfrage war auf die konkrete Ware gerichtet. Wenn durch die falsche 
Bezeichnung beim Kunden ein Irrtum über die Herkunft des Artikels entstand, konnte 
dies ein Betrug sein, aber nur, sofern das Produkt schlechter war als diejenigen, die 
üblicherweise mit dem Warenzeichen versehen waren. Anspruchsinhaber war der be- 
trogene Kunde, nicht derjenige, der das Warenzeichen bislang benutzt hatte.*%” Dieser 
hatte im allgemeinen Konkurrenzlauf um den Absatz der Ware verloren, ohne sich weh- 
ren zu können. Sobald Marke zum Gegenstand des Rechts wurde, kristallisierten sich 
in der Marke die gewonnene Kundschaft, die Kenntnis des Kunden über die Qualität 
der Ware eines Herstellers oder der oft mühsam erworbene gute Ruf eines Gewerbetrei- 
benden. Dass dies auch ökonomische Vorteile hatte, weil die Kunden nicht jede Ware 
einzeln untersuchen mussten, sondern sich auf das Unterscheidungszeichen und die 
damit verbundenen Vorstellungen über die Qualität der Ware verlassen konnten, soll 
nicht bestritten werden. Jedoch führte dies auch dazu, dass das ursprünglich an sich 
belanglose Markenzeichen absoluten Charakter zugesprochen bekam, Unternehmen 
finanzielle Mittel in Markenpolitik investierten und schließlich die Marke zu einem 
handelbaren Rechtsgut wurde. 

Es kam faktisch zu einer vollkommenen Umkehrung: Die Sonderrechte ruhten nun- 
mehr auf den Sachen, und der Status der Person in der Gesellschaft ergab sich aus 
der Quantität und Qualität der von dem Individuum appropriierten Sachen. Auch 
das Urheberrecht folgte diesem sachlichen und sachenrechtlichen Verständnis. Der 
rechtliche Status Urheber war an einen juristischen Werkbegriff geknüpft, denn als 
Urheber galt die Person, die ein sachliches Objekt geschaffen hatte, das unter den 
Werkbegriff zu subsumieren war. Mit dem Schwinden der Bedeutung der persönlichen 
Rechte, mit der juristischen Aufhebung der individuellen Unterschiede im Interesse 
der Gleichheit, traten die verbleibenden exklusiven Rechte in den Vordergrund, die das 
ökonomische Geschehen bestimmten. Ununterscheidbare Dinge gelten als identisch; 
und wenn das Recht nur noch einige Unterscheidungskriterien übrig ließ, bekamen 
diese eine überragende Bedeutung. Sie bildeten über der primären elementaren Wirk- 
lichkeit eine zweite Ordnung (werden zu den Schatten an der Höhlenwand, die allein 
Grundlage des rechtlichen Urteils über das schattenwerfende Geschehen sind), die 
gesellschaftliche Regelmäßigkeiten schafft, denen sich der machtlose Einzelne so wenig 
entziehen kann wie etwa dem Jahreszeitenwechsel (auch wenn die einzelnen Schicksale 
nicht einheitlich verlaufen). Die sachlichen Sonderrechte, deren drückende Übermacht 
neue Brüche in der Gesellschaft zwischen den Habenichtsen, die zu Beginn der Indus- 
trialisierung nur ihre in höchstem Maße austauschbare Arbeitskraft zu Markte tragen 


#% Vgl. Motive zum Erlass eines Gesetzes zum Schutz von Warenbezeichnungen in: Verhandlungen der 


Kammer der Abgeordneten des Königreichs Württemberg in den Jahren 1858 bis 1861, Erster Beilagenband, 
1861, Metzler, Stuttgart, S. 3058-3060. 
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konnten, und dem Großbürgertum auslösten, registrierte Marx im Titel seines Haupt- 
werks: Das KapITaL. Die sachlichen Rechte, im Rahmen der allgemeinen Vertrags- 
und Verfügungsfreiheit geldwerte Handelsobjekte, waren am Ende des Jahrhunderts 
allein bestimmend und als praktisch pflichtenfreie Herrschaftsrechte konstruiert. Dass 
die individuelle Herrschaft über die sachlichen Güter an sich nur akzeptabel war, wenn 
die Sachherrschaft sich auch auf die Sachsubstanz beschränkte, also nicht darüber 
hinaus wirkte, wurde selten erörtert, von den Juristen praktisch gar nicht. Die sozia- 
len Verwerfungen, die sich aus der ökonomischen Herrschaft dieser Rechte ergaben, 
wurden vielmehr nahezu ausschließlich entweder auf der Ebene des Vertragsrechts 
verhandelt (indem die Vertragsfreiheit eingeschränkt wurde*®) oder in irgend einer 
Form vergemeinschaftet. Bei dem als reines Herrschaftsrecht verstandenen Eigentum 
beschränkt nur der Wettbewerb die aus der alleinigen Verfügungsbefugnis fließende 
Macht auf die Sachsubstanz.*** Eine über die Sachsubstanz hinausgehende Macht in 
Form von Marktmacht zeigte sich in seltenen Konstellationen, sollte aber insbesondere 
dann in höchstem Maße bedenklich stimmen, wenn eine große Nachfrage und feh- 
lender Wettbewerb aufeinandertrafen. Wettbewerb begrenzt die individuelle Macht, 
vermindert den Herrschaftsbereich der Sonderrechte und verhindert, dass einzelne 
ihren Willen ohne Berücksichtigung der Konkurrenten durchsetzen können. Wettbe- 
werb zwingt zum Teilen und ist ein notwendiges Mittel, um die Macht Einzelner im 
Interesse der Gemeinschaft einzuschränken und sozialverträglicher zu machen. 

Mit fortschreitender Verwissenschaftlichung kam es zu einer langwährenden dog- 
matischen Auseinandersetzung über die juristische Deutung des Urheberrechts, die 
mehr und mehr um die gesetzlichen Tatbestände kreiste. Manche Theorien mögen 
aus dem Interesse der Wissenschaftler, »sich geltend zu machen [und] etwas Neues 
zu Markte bringen«,* veröffentlicht worden sein, jedoch war dies auch ein Prozess, 
der die Rechtsschöpfung wieder dem Einfluss der Interessenten entzog und spezifisch 
juristische Belange systematischer und wissenschaftlicher Natur betonte. Die unmit- 
telbar am Urheberrecht interessierten Kreise, es waren weniger die Urheber, sondern 
vielmehr die Verleger und der Handel (der Börsenverein des Deutschen Buchhandels 
hatte die Vorlage für das Gesetz formuliert), wurden vor Erlass des Gesetzes 1870 zwar 
zu Rate gezogen, jedoch konnten sie allenfalls marginal auf den wissenschaftlichen 
Diskurs einwirken. Die Rechtfertigung für das Ausschließlichkeitsrecht wurde ab 1850 


43 6138 BGB (vom 18. August 1896), $$ 302a-f des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich (Gesetz 
vom 24. Mai 1880). Art. 152 der Weimarer Verfassung sah Vertragsfreiheit vor. Wucher war verboten und 
Rechtsgeschäfte, die gegen die guten Sitten verstoßen, nichtig. 

#* Ein Beispiel: Es ist ein über die Sachsubstanz hinausgehender Unterschied, ob jemandem ein durch- 
schnittliches Grundstück mit einem städtischen Garten gehört oder das Grundstück mit dem einzigen 
Stadttor. 

485 SCHOPENHAUER, Parerga und Paralipomena II 2, S. 550 f.; $ 273. In der AUSGABE LETZTER HAND 
fehlt dieser Abschnitt. Ähnlich für die Rechtswissenschaft SavıGnYy, System Bd. 1, S. XXII. 
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allerdings kaum noch diskutiert. Kohler wollte 1880 gegen das Argument, dass ein 
Autorrecht überhaupt nicht existiere, offensiv vorgehen. Er wandte sich dabei vor allem 
gegen Gerber, *?° der festgestellt hatte, dass das Urheberrecht eine Kunstkonstruktion 
sei. Es gebe kein ursprüngliches, selbständiges subjektives Recht des Autors.*® Das 
Urheberrecht könne aus dem Nichts entstehen, etwa indem jemand einen Gedanken 
äußert, und wieder untergehen, etwa, weil niemand die Äußerung gehört hat. Er spielte 
damit auf die Tatsache an, dass der Gegenstand des Rechts nicht das Werk ist. Man 
könne deshalb nur von einer Reflexwirkung sprechen, weil das Recht auf Handlungen 
Dritter im Zusammenhang mit dem Werk reagiere. Dies ist jedoch eine Eigenschaft 
aller Rechtsinstrumente, denn sie sind erst bei einer Verletzung von praktischem Inter- 
esse. Es sei deshalb ein subjektives Recht, kritisierte Kohler, weil das Gesetz individuelle 
Interessen schütze.*°® Auch immaterielle Güter könnten »Gegenstand exklusiver Aus- 
beute« (rechtliche Herrschaft) und damit »Gegenstand eines auf diese exklusive Ausbeute 
gerichteten Rechtes« sein.*?? Er ging dabei allerdings von einem juristischen, keinem 
wirtschaftlichen Gutbegriff aus. 

Dem Urheber standen die ausschließlichen »Nutzungsrechte« zu, »sein geistiges Pro- 
duct zu veröffentlichen, zu verwerthen und zu vervielfältigen«.*?° Den Interessen Dritter, 
so v. Püttlingen, sei Rechnung getragen durch die zeitliche Befristung sowie durch 
die Möglichkeit, ein fremdes Werk zu verarbeiten und zu nutzen, sofern die Ergebnis- 
se »sich als selbständige Geistesproducte darstellen«. Mandry hatte 1867 die zentralen 
Aspekte der Diskussion getrennt: 


So ist in der Lehre vom Schrifteigenthume das Vermögensinteresse des Urhebers 
- das Interesse, die regelmäßig und unmittelbar aus dem Werke sich ergebende 
pekuniäre Ausbeute ausschließlich für sich zu haben - als das allein maßgebende 
Motiv zum Ausdruck gekommen; während in der Theorie des persönlichen Autor- 
rechtes die anderweitigen Interessen, welche der Urheber und gerade der Urheber 
an der Ausschließungsbefugniß hat - in Rücksicht auf Autorehre und Autorname 
das Ob? Wann? und Wie? des Erscheinens, in Rücksicht auf die Verbesserung des 
Werkes das Erscheinen einer weiteren Auflage u. f. f. ausschließlich bestimmen 
zu können, - sich Geltung zu verschaffen suchen. In Wirklichkeit aber ist es nicht 
das eine oder das andere dieser Interessen, sondern sind es alle diese Interessen 
nebeneinander, denen durch das Nachdruckverbot Anerkennung verschafft und 
Schutz gewährt wird.*?' 


#6 KOHLER, Das Autorrecht, S. 4. 


GERBER, Rechte des Schriftstellers und Verlegers, s. 364. 
KOHLER, Das Autorrecht, S. 57-59. 

439 KOHLER, Das Autorrecht, S. 66, 68-70. 

49° x. PÜTTLINGEN, Musicalisches Autorrecht, S. 5-7. 
MANDRY, Bayerisches Urheberrecht, S. 36. 
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Man hatte sich bereits angewöhnt, bei den vermögensrechtlichen Interessen die die 
Argumentation störenden Verleger nur noch selten in Erscheinung treten zu lassen. 
»[DJass in den bei weitem meisten Fällen die vermögensrechtlichen Interessen« betrof- 
fen waren, stand außer Frage.*”” Der Gegenstand des vermögensrechtlichen Teils des 
Urheberrechts (Nutzungsrecht) ist nicht die Nutzung des Werks, denn dies ist auch 
ohne exklusives Recht möglich. Er betrifft nicht das an sich unendlich verfügbare ab- 
strakte Werk, sondern die endliche Gegenleistung, also die Zuordnung und Verteilung 
der in der Marktwirtschaft durch Geld vermittelten Zahlungsbereitschaft der nur in 
begrenzter Zahl vorhandenen potentiellen Vertragspartner. Über die Chance auf die 
Gegenleistung der an der Nutzung interessierten Kunden und deren Höhe wird gestrit- 
ten: Wie hoch fällt diese aus und wer bekommt welchen Anteil davon? Urheberrecht 
schien über Jahrhunderte in erster Linie eine Frage des Preises und der Verteilung der 
Erlöse zu sein (der Nachdrucker bezahlte den Autor nicht). Auf beides, also auf den 
Preis wie auf die Verteilung des Umsatzes (das ist der Preis für die Leistung der Urhe- 
ber, Verleger und des Handels), hat das Urheberrecht ganz entscheidenden Einfluss; 
allerdings auch in der Konsequenz, dass der Einzelne sich dem Marktgeschehen nicht 
wirklich (etwa durch Vertragsverhandlungen) entziehen kann, selbst wenn es keinen 
angeordneten Zwang gibt. Zu der langfristigen Entwicklung des Preises, der sich aus 
einer Aggregation einer Vielzahl von Einzelentscheidungen der Marktteilnehmer ergibt 
und aufgrund veränderter allgemeiner Umstände stets neu justiert werden kann, kann 
die Rechtswissenschaft aber mit ihrer auf einen konkreten Rechtsstreit gerichteten, 
damit stets statischen Methode wenig beitragen. Mit dem juristischen Handwerkszeug 
lassen sich keine brillanten Ausführungen zum Preis machen, denn der Preis ist nicht 
Gegenstand des Gesetzes und fällt außerhalb des Anwendungsbereichs der Rechts- 
wissenschaft. Auch wenn Luther es den Kaufleuten noch streitig machen wollte, der 
Hauptspruch: »Ich mag meine Ware so teuer geben, als ich kann und will; es ist mein 
Recht« hat sich durchgesetzt. Das Privatrecht überließ die Preisbestimmung der freien 
Vereinbarung der Parteien.*”? Daher konnte die wissenschaftliche Methode nur wenig 
zu diesem substantiellen Aspekt des Urheberrechts beitragen und beschränkte sich oft 
auf die Erkenntnis, dass der Preis Verhandlungssache sei. Damit konnte korrigierend 
auf das Vertragsergebnis nur bei einer gestörten Verhandlung (Täuschung, Irrtum etc.) 
oder Fehlern des Vertragsschlusses eingewirkt werden; ein gerechter Preis war rechtlich 
inexistent. 

Das Verständnis vom Urheberrecht beruhte auf der Präsumtion, die konkrete Aus- 
gestaltung des Urheberrechts nütze dem Urheber auch in materieller Hinsicht. Diese 
Überlegungen bewegten sich auf dem rührseligen Niveau: Werk = (kein) Urheberrecht = 
(kein) Monopol = (kein) voller Ertrag. Eine genauere Untersuchung dieses Punkts wurde 


#? DAMBACH, Bemerkungen, S, 55. 


#3 DERNBURG, Obligationenrecht, S. 363. 
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nicht einmal in Betracht gezogen. Es war ein blindes Vertrauen auf den Markt und 
eine Ignoranz über Zusammenwirken des Rechts mit den Mächten des Marktes. Man 
war durchaus bemüht, diesen Institutionen »eine möglichst unerschütterliche Rechts- 
basis zu geben« und die »einseitige gewerbliche Ausbeutung der Geistesarbeit« durch 
Reproduktion der Erzeugnisse entweder als geistiges Eigentum oder als »ein Eingriff in 
die berechtigte Erwerbssphäre des Autors und als eine Störung der naturgemässen Ord- 
nung der Wirthschaftsgemeinschaft zu betrachten«, welches ein »staatliches Einschreiten« 
erfordere,*** jedoch führte dies dazu, dass die für die Praxis erklärtermaßen neben- 
sächlichen persönlichen Aspekte aus rechtlicher Sicht zu Hauptsache wurden. Die 
Rechtswissenschaft wandte sich der Natur des Rechts zu. 

Die Bedeutung für das Einkommen des Rechtsinhabers müsse nicht heißen, dass das 
Gesetz nicht auch dann gelte, wenn »es sich lediglich um persönliche Interessen« handelte, 
so der an der Gesetzgebung beteiligte Dambach.*” Das Gesetz vom ı1. Juni 1870 sollte 
jedenfalls »gegen jede unbefugte Vervielfältigung seines Geisteserzeugnisses [...] schüt- 
zen«, gleichgültig, »ob der Autor in seinem Vermögen oder seinen persönlichen Interessen 
geschädigt« wurde.*° Er wandte sich insbesondere gegen den Verfechter des geistigen 
Eigentums Rudolf Klostermann, der aus dem Umstand, dass nur die mechanische 
Vervielfältigung ohne Zustimmung verboten war, folgerte, dass es ein Vermögensrecht 
sei.*9” Man könne das Urheberrecht nicht als bloßes Vermögensrecht ansehen, *® da 
dies die persönlichen Interessen des Urhebers wie Ehre, Ruhm und die wissenschaftli- 
chen und künstlerischen Belange außer Acht ließe. Dementsprechend soll das Recht 
dem Inhaber den möglichen Gewinn, die Durchführung der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Absichten und die Teilhabe an Ruhm und Ehre sichern.*?? 

In der juristischen Diskussion traten nunmehr neue Problematiken in den Vor- 
dergrund, die auf unterschiedlichen Ebenen ansetzten. Diese Fragestellungen kamen 
nicht im Zusammenhang mit dem einfachen Kopieren auf, denn das war durch das 


#94 BÖHMERT, Erfindungspatente, S. 30 f. zu den Patenten. Viktor Böhmert wunderte sich, wieso der 
Verein der deutschen Ingenieure, eine Interessensvereinigung, sich bei der Forderung für Patente auf 
die Philosophie berief: »Wenn wir sagen, der Erfinder habe ein Recht auf ein Erfindungspatent, so stehen 
wir damit nicht auf dem Boden des positiven Rechts, sondern auf dem Boden der Rechtsphilosophie. Wir 
sprechen damit aus, dass der Staat aus rechtsphilosophischen Gründen das geistige Eigenthum des Erfinders 
schützen soll.« 

#95 DAMBACH, Bemerkungen, S, 56. 

496 DDAMBACH, Bemerkungen, S. 55. 

497 KLOSTERMANN, Gesetz vom 11. Juni 1870, S. 77 f. Dass ein Autor insbesondere bei einem nicht 
gedruckten Werk auch ein hohes persönliches Interesse daran haben könne, dass es nicht veröffentlicht 
oder verbreitet werde, sei zwar möglich. Dies beruhe jedoch auf einem anderen Rechtsgrund als dem 
Urheberrecht. 

48 Ob überhaupt eine pekuniäre Absicht vorliege, sei von untergeordneter Bedeutung; so (PREUSSEN), 
Gutachten, S. 25. 

#9 GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 706, 758 f. 
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geltende Recht geklärt. Es waren sekundäre Probleme, die erst in den Fokus geraten 
konnten, nachdem das primäre Ziel eines Kopierverbots durchgesetzt war. Es ging 
um die Randbereiche, die Grenzfälle und vor allem um das Ausloten der Reichweite 
der Verbotsbefugnisse des Rechtsinhabers. Die möglichen Probleme wurden in juristi- 
scher Manier seziert, und je mehr die Rechtsnormen an Gestalt gewannen, desto mehr 
konnte die juristische Logik zum Zuge kommen. Um ein geschlossenes System für alle 
Lebenslagen zu entwickeln, wurden von verschiedenen Standpunkten aus alle denkba- 
ren Fallgestaltungen durchleuchtet. Es sollte geklärt werden, welche Handlungen im 
Zusammenhang mit den Werken noch zulässig sind, ohne dass man vom Rechtsinha- 
ber eine Erlaubnis benötigte. Zur juristischen Klärungen war eine vollständige Abkehr 
von den typischen Themen notwendig, die den Diskurs in der Zeit der Aufklärung 
beherrschten. Erörtert wurden die Gegenstände, die Entstehung, der Untergang, die 
Übertragung, die Aufteilung, die Rechtsnachfolge, der Inhalt oder die Beschränkungen 
des Urheberrechts, etwa »ob der Dichter aus dem Romane eines anderen Autors einen 
Operntext verfassen darf; ob es dem Maler freisteht, nach einer Statue die Zeichnung zu 
seinem Gemälde zu entwerfen, oder umgekehrt dem Bildhauer seine Bildsäule einem 
Gemälde nachzuformen.«°°° Wie lang darf ein Zitat sein und ist dies davon abhängig, 
ob das Original in einer Zeitung, einem Buch oder in einer Rede publiziert wurde?°°' 
Wie stellt sich die Rechtslage dar, wenn jemand ein Gedicht von Grillparzer unter Ver- 
wendung einer Melodie von Beethoven vertont? Wenn der Urheber einem Verleger ein 
begrenztes Recht übertragen hat, etwa den Druck von 1000 Exemplaren, kann dann ein 
Gläubiger dieses Recht pfänden und eine unbegrenzte Anzahl an Exemplaren drucken 
lassen? Kann das Recht des Urhebers an einem unveröffentlichten Werk gepfändet 
werden? 

In manchen Konstellationen zeigte sich, dass man die Vorstellung vom Eigentum 
nicht einfach übertragen konnte, da dies mit dem abstrakt definierten Werk zu sys- 
temwidrigen Überschneidungen geführt hätte. Wenn Zitate unter das Urheberrecht 
fielen, fielen auch unvollendete Werke darunter.°°” Einem Handwerker durfte man 
ohne Frage die unvollendete Leistung, etwa den unfertigen Schrank, pfänden. Sollte ein 
Gläubiger aber auch einem Komponisten die ersten drei Sätze einer noch unvollendeten 
Symphonie pfänden können und diese aufführen lassen? Und wäre der Komponist 
dann noch berechtigt, die Symphonie ohne Zustimmung des Erwerbers zu vollenden 
(oder muss er eine Erlaubnis von dem neuen Inhaber für die Nutzung der Rechte an 
dem gepfändeten Teil einholen)? Die Rechte dienten ferner dem Wettbewerbshandeln 


>°° . PÜTTLINGEN, Musicalisches Autorrecht, S. IV. 


Der »Abdruck einzelner Artikel aus Zeitschriften und anderen öffentlichen Blättern« war nach $7 
des Gesetzes 1870 bei nachrichtlichen Beiträgen erlaubt. 

>? g 4 des Gesetzes 1870 bestimmte, es mache »keinen Unterschied, ob das Schriftwerk ganz oder nur 
theilweise vervielfältigt wird«. 
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der Urheber. Dem Wissenschaftler etwa, der sich gegen ein Plagiat wehrt, geht es nicht 
unbedingt um die Sache an sich, also die zutreffende Verbreitung der wissenschatftli- 
chen Erkenntnis,” sondern um die Würdigung seiner Person als Quelle der geistigen 
Leistung. Er legt Wert darauf, dass die vorteilhaften Folgen der Veröffentlichung aufihn 
und nicht den Plagiator zurückfallen. Auf diese nur exemplarisch genannten und nicht 
eindeutig durch das Gesetz geklärten Sachverhalte wurden die juristischen Methoden 
der Argumentation angewandt (die zumeist römische Bezeichnungen trugen wie das 
argumentum a fortiori, das argumentum e contrario, das argumentum a maiori ad minus 
oder umgekehrt das argumentum a minori ad maius). 

Neben die Untersuchung der Interessen trat die Gestaltung der Rechtsordnung, die 
die Erfüllung eigener Prämissen forderte. Es musste das noch ungeklärte Verhältnis 
zum positiven Recht?°* aufgeschlüsselt werden. Für die Wissenschaftler war es ein Pro- 
blem, wenn das Urheberrecht von »dem Nexus des sonstigen Rechtsorganismus« getrennt 
als eine »Sonderexistenz«°° angesehen wurde. Bei der Gestaltung des Rechts wurde 
das Recht (oder die Vorstellung von der allgemeinen Rechtsordnung) auf sich selbst 
angewandt und aus sich selbst heraus legitimiert. Die »bestimmende Urtheilskraft«, wie 
Kant allgemein die Beurteilung des mannigfaltigen tatsächlichen Geschehens nach 
einem gegebenen System, also auch die richterliche Tätigkeit, nannte, subsumiere »nur 
unter gegebenen Gesetzen, oder Begriffen, als Principien« und sei deshalb »auch keiner 
Gefahr ihrer eigenen Antinomie und keinem Widerstreit ihrer Principien ausgesetzt.«°°° 
Für die Rechtsschöpfung ergab sich hieraus die Aufgabe, keinen Widerstreit der Prinzi- 
pien in den Gesetzen zuzulassen, sonst wären die Rechtsanwender gezwungen, sich 
ihre eigenen Regeln zur Entscheidung von Streitigkeiten zu schaffen. Widersprüch- 
lichen Normen fehlt das Gesetzesmäßige, da das Gesetz sich selbst aufhebt. Gab es 
innere Widersprüche konnten die elementaren Rechte und deren absoluter Geltungs- 
anspruch in eine Legitimationskrise geraten, denn wenn die allgemeinen rechtlichen 
Bestimmungen für ein bestimmtes Rechtsinstitut in einem besonderen Bereich nicht 
galten, besaßen sie nicht die juristisch-logische Absolutheit und waren auch in anderen 
Bereichen angreifbar. Das Urheberrecht musste sich widerspruchsfrei in das System 
einordnen lassen, so dass die allgemeinen Prinzipien des Zivilrechts auch für das Son- 
derrechtsgebiet galten.°”” Dies war von erheblicher Bedeutung, denn auch wenn in 
der juristischen Diskussion keine nennenswerten neuen Ideen zutage gefördert wur- 


°3 Selbstverständlich kann auch das Interesse an einer zutreffenden Wiedergabe bestehen, wie sie etwa 
in den Bücherflüchen zum Ausdruck kamen, die die Verfälschung des heiligen Worts als Frevel ansahen 
oder Änderungen am Gesetzeswortlaut in Kopien unterbinden wollten. 

504 DAMBACH, Entwurf des Urheberrechts, S. 225. 
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den, hatte das Ein- und Unterordnen in das organisch verstandene Gesamtsystem 
bedeutende Folgen für das Verständnis des Urheberrechts. 

Die Systematisierung der Rechte diente in einem ersten Schritt dazu, die vorge- 
fundene Menge an Normen in eine hierarchische Ordnung zu bringen. Dabei wurde 
nach unterschiedlichen Gesichtspunkten sortiert, indem etwa auf die Beteiligung des 
Staates oder ein Über- und Unterordnungsverhältnis abgestellt wurde und so das Pri- 
vatrecht vom Staatsrecht geschieden wurde. »Rechte, welche substantielle Verhältnisse, 
wie Familie und Staat, zu ihrer Voraussetzung haben«, wurden von den allgemeinen 
Bestimmungen, die jedes Individuum betrafen, getrennt.5°® Beim Urheberrecht ging es 
zunächst um die Frage, ob es dem Straf- oder dem Privatrecht zugeordnet werden sollte. 
Im nächsten Schritt emanzipierte sich die Rechtswissenschaft weiter vom Gesetzestext. 
Wie viele andere lehnte auch Max Lange den gesetzlichen Begriff des literarischen 
oder artistischen Eigentums ab. Das literarische Eigentum könne »weder Gegenstand 
noch Grund, weder Natur noch Schutz mit echtem Eigenthum gemein haben«.?°? Die 
Gegenstände des römisch-rechtlichen Eigentums und des Urheberrechts waren nicht 
von gleicher Natur. Das Urheberrecht hatte kein greifbares Objekt, das Besitz oder 
Herrschaft erlaubte. Herrschaft über ein Objekt wurde aber als wesentlicher Bestandteil 
eines Rechts verstanden. Auch die Obligation war eine »Herrschaft über eine fremde 
Person«, die im Hinblick auf bestimmte Handlungen auf ihre Freiheit verzichtet und 
sich insoweit, also stets beschränkt, dem Willen des Rechtsinhabers unterwirft.'° Es 
kam kein Herausgabeanspruch in Betracht. Mangels Objekts konnte das geistige Ei- 
gentum nicht herrenlos werden. Ein Dritter konnte an einem derelinquierten Werk, 
sofern die Eigentumsaufgabe überhaupt als möglich angesehen wurde, kein Eigentum 
erwerben. Wenn es ein dem Eigentum an körperlichen Sachen gleichgestelltes Recht 
sein sollte, durfte es nicht zeitlich beschränkt sein?" und musste sich vollständig von 
der Person des Urhebers lösen lassen. Urheberrecht ist kein echtes Eigentum, lautete 
das Diktum. Was allerdings echtes Eigentum war, schließlich handelt es sich um einen 
Rechtsbegriff, der vielen Definitionen zugänglich ist, war auch unklar. Insbesondere das 
Grundeigentum war ein vielschichtiges, teils mit weit über die Sachherrschaft hinausge- 
henden Befugnissen verknüpftes Instrument. Die Patrimonialgerichtsbarkeit etwa war 
an den Grundbesitz gebunden und in Bayern, Preußen oder Sachsen kaum ein Jahr- 
zehnt vor Langes Feststellung abgeschafft worden oder in Holstein noch in Kraft. Man 
konnte nicht einfach den Grund veräußern und die Gerichtsbarkeit des Grundherrn 
behalten. Trotz dieser Differenzen gingen viele Juristen von dem römisch-rechtlichen 


508 HEGEL, Rechtsphilosophie, S. 120-122, $ 40; SAVIGNY, System Bd. 1,S. 25 -28. 
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Eigentumsbegriff aus, so wie auch andere Erscheinungsformen des Zusammenlebens 
unter festgefügte Oberbegriffe subsumiert wurden (mit der Folge, dass die nicht den 
normativen Vorgaben entsprechenden Handlungen im Sinne des Gesetzes interpretiert 
wurden). 

1859 begann Gerber seine Untersuchung über die Natur des Autorrechts mit dem 
Hinweis, dass »die frühere Theorie die Rechte des Schriftstellers als ein Eigenthum am 
geistigen Inhalte seines Werks, oder nach Anderen wenigstens als ein Eigenthum an der 
Form der in einer literarischen Arbeiten niedergelegten Gedanken formuliert« habe. Es 
sei jedoch ein ärmlicher Notbehelf, »wenn man einen Vermögensschutz ganz besonderer 
und individueller Art mit der vagen Formel eines entarteten Eigenthumsbegriffs« um- 
schriebe, was nicht von einem vollen »Bewußtsein des scharfen juristischen Begriffes von 
Eigenthum« zeuge. Der Begriff des geistigen Eigentums werde »hie und da noch verthei- 
digt«, jedoch eher aus Bequemlichkeit, weil »ein anderer allgemein gültiger technischer 
Ausdruck noch nicht gefunden« war.'” Ob es im Gesetz Eigentum genannt werde, sei 
gleichgültig, da die tatsächliche Gestalt des Rechts, nicht die Bezeichnung, maßgeblich 
sei. 

Umgekehrt stieß Bluntschli mit dem persönlichen Recht zunächst auf Unverständ- 
nis. Die juristischen Kategorien persönliches Recht oder Persönlichkeitsrecht, und wel- 
che Ideen hinter diesen Bezeichnungen standen, waren verschwommen. Der Begriff 
persönliches Recht wurde in unterschiedlichen Konstellationen benutzt und konnte 
abweichende Voraussetzungen und Folgen haben.°'3 Wirft man einen Blick in die Ab- 
schnitte, die von Bluntschli dem Personenrecht zugeordnet wurden, finden sich dort 
die Rechtsfähigkeit der natürlichen und juristischen Personen, die Staatsangehörig- 
keit, die (abzuschaffenden) Unterschiede der Stände und Berufsklassen, konfessionelle 
Rechte, die Ehre und eben das Autorrecht. Die Gesamtheit aller wesentlichen und 
juristisch bedeutsamen Eigenarten der unter das Personenrecht fallenden Rechte ließ 
keine äußere Ordnung feststellen. Es war nicht ersichtlich, was das Urheberrecht dazu 
qualifizierte, in diese Sammlung ungleichartiger Institute eingeordnet zu werden. Es 
war eine »höchst bunte und gemischte Gesellschaft«, eine Kategorie, in die man die 
Rechte einordnete, »die man in dem von den Römern überkommenen Schema nicht 
unterzubringen wusste.<'* 

Beseler,’® um eine weitere Stimme aus der Zeit vor 1870 zu nennen, behandelte 
das Urheberrecht im Abschnitt über das Sachenrecht unter der Überschrift »Das s. g. 
geistige Eigenthum (Urheberrecht)«. Das »Urheberrecht« werde gewöhnlich »Autorrecht« 


5’? GERBER, Rechte des Schriftstellers und Verlegers, S. 359 f. 
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genannt, sei aber zugleich als »geistiges Eigenthum« bezeichnet worden, das man dann 
in »ein literarisches und artistisches Eigenthum« unterteilt habe. Jedoch ließe sich der 
Begriff Eigentum nur auf Sachen anwenden, auch wenn man von einem Eigentum 
an Forderungen spreche. Damit sei aber nur die Herrschaft über das Recht gemeint, 
während das Recht selbst nicht zum Eigentum werde. Die Rechtswissenschaft müsse 
daher von der Verwendung des Begriffs geistiges Eigentum absehen und den Begriff 
des Autorrechts in seiner Selbständigkeit erfassen. Das Recht werde an literarischen 
Erzeugnissen gewährt, sofern »sich in ihnen eine individuelle geistige Arbeit erkennen 
läßt.« Auch bei den Kunstwerken sei nicht die Originalität des Gedankens oder der 
Konzeption entscheidend, sondern die Selbständigkeit der Formgebung. Das Autor- 
recht enthalte eine ausschließliche Befugnis des Urhebers und sei deshalb »ein Recht der 
Persönlichkeit«, das sich, sofern es Anspruch auf den Gewinn aus der Veröffentlichung 
gewährt, als ein »Vermögensrecht« darstellt, auch wenn die vermögensrechtliche Seite 
nicht entscheidend sei und nicht die »Natur des Rechts« bestimme. 

1876 kritisierte Gareis die Gestaltlosigkeit des von Kant, Renouard und Bluntschli 
entwickelten Persönlichkeitsrechts in der juristischen Praxis, dessen Begriff schärfer 
gefasst werden müsse (was Kant und Renouard hier zu suchen haben, wird nicht 
erklärt).5'° Es gab inzwischen das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, mu- 
sikalischen Kompositionen und dramatischen Aufführungen (Reichsgesetz 11. Juni 
1870), an Werken der bildenden Künste (Reichsgesetz 9. Januar 1876), den Schutz der 
Fotografien gegen unbefugte Nachbildungen (Reichsgesetz 10. Januar 1876), das Urhe- 
berrecht an Mustern und Modellen (Reichsgesetz ı1. Januar 1876) sowie partikuläre 
Patentgesetze, die alle, so Gareis, »unter einen gemeinsamen Gesichtspunkt« fielen.?”7 
In einigen Beziehungen käme es einem »Subjekte, welches sich individuell bethätigt, 
gerade darauf an, daß die Authenticität des Resultates seiner Bethätigung anerkannt und 
geschützt werde, das Individuum als Autor einer Leistung geltend folgeweise alle aus 
dieser individuellen Leistung resultierenden Folgen (Erfolge) für den Urheber derselben 
wirklich auf jenes Individuum zurückgelenkt werden.« Aus dieser Perspektive seien Na- 
mensrecht, Urheberrecht, Patent-, Muster- und Modellschutz zu sehen.5'® Es handele 
sich neben den Sachenrechten, dem Schuld- und Familienrecht um eine besondere 
Art von Rechten. Sie hätten mit den dinglichen Rechten gemein, dass sie gegenüber 
jedermann als Verpflichtung zur Unterlassung von Beeinträchtigungen wirkten, jedoch 
keine positive Handlungspflicht begründeten. Den Begriff Recht der Persönlichkeit 
lehnt er als nichtssagend ab, da damit das Recht der Person, die Rechtsfähigkeit oder die 
Rechte an der eigenen Person verbunden wurden. Gareis bevorzugte die Bezeichnung 
Individualrechte. Sie hätten ihre Existenz darin, dass Rechtssubjekte die Anerkennung 
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ihrer Individualität, ihrer Tätigkeit als Individuen und Anerkennung der Beherrschung 
ihres Individuellen verlangten. 

Lange, Gerber, Beseler oder Gareis waren nur einige der Autoren, die das Rechtsin- 
stitut, dessen Eigenschaften, und die rechtlichen Mechanismen definieren, konturieren 
und in axiomatische Konstruktionen einordnen wollten. Es war nicht klar, welche 
Aspekte als wesenhaft eingestuft werden sollten und ob man nach der Entstehung, dem 
Gegenstand oder den Wirkungen des Rechts oder etwa den Interessen der Rechtsinha- 
ber sortieren sollte. So gelangte das Urheberrecht mal in die Klasse der kaum legitimier- 
ten Monopole, mal zu den elementaren Rechten wie denen auf Leben und Freiheit.’”° 
Der sich scheinbar endlos hinziehende Streit über die Natur des Urheberrechts und 
die daraus resultierende richtige Bezeichnung wurde mit großer Ernsthaftigkeit aus- 
gefochten. Das soll nicht heißen, die Überlegung beispielsweise im Zusammenhang 
mit dem Verleihen oder Verkaufen von Werkexemplaren und den Verbotsbefugnis- 
sen des Rechtsinhabers seien einfach gelagert, sondern dass sie eine Konsequenz des 
geschaffenen Systems waren. Es ging nicht mehr um die Sache an sich, also etwa das 
Schreiben, Drucken, Verkaufen, Kaufen und Rezipieren von Büchern, sondern um 
Abstraktion, Konstruktion und Reduktion in einem von juristischer Logik bestimmten 
Ordnungsprinzip. Die Differenzen beruhten wesentlich auf dem dogmatischen Ziel, 
dass das eine zum anderen passen sollte und der Fremdkörper Urheberrecht nicht das 
System in Frage stellen konnte. 

Wie beim Eigentum und den davon abgeleiteten dinglichen Rechten sollte für jede 
rechtliche Verbindung zwischen einem Objekt und dem Rechtsinhaber ein Stamm- 
oder höheres Recht und ein Ausdruck, der zur Bezeichnung der besonderen Beziehung 
geeignet erschien, gefunden werden. Gierke etwa unterschied drei Rechtstypen im 
Privatrecht: (i) Persönlichkeitsrechte, (ii) Sachenrechte und (iii) persönliche Rechte 
(Obligationen als Rechte über die Persönlichkeitssphäre einer anderen Person).°” In 
eine dieser Kategorien sollte das Urheberrecht eingeordnet werden und zwar ausschließ- 
lich entweder in die eine oder in die andere. Gierkes Vorstellung fand jedoch keinen 
Anklang im BGB. Das Persönlichkeitsrecht im modernen Sinne war zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts »dem geltenden bürgerlichen Rechte fremd«°”* und im herrschenden Sys- 


9 GARrEISs, Autorrechte, S. 198 f. 

>?° Diese systematische Einordnung war für die Interessenten eine willkommene Gelegenheit, dem 
Urheberrecht in toto eine rechtsphilosophische Fundierung zuzuschreiben und es auf eine Stufe mit den 
in der Aufklärung entwickelten Menschenrechten zu stellen, obwohl es kaum Gemeinsamkeiten mit den 
in der Aufklärung aufgestellten Zielen Freiheit und Gleichheit aufwies (diese vielmehr negierte). 

5?" GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 260. 
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tem der Rechtstypen (noch) nicht existent. Dieses in hohem Maße komplexe Verfahren 
war ein Wechselspiel. Es wurde versucht, das mannigfaltige Geschehen in einer Gesell- 
schaft und die Interessen vollständig zu erfassen und zu abstrahieren, um diese dann 
wieder auf einige elementare Umstände zusammenzuschmelzen. Da die vollständige 
Integration aller für die einzelnen Personen relevanten Umstände in abstrakte Normen 
ein Ding der Unmöglichkeit ist, kam es zu einer Art Destillation, einem Verfahren 
zur Trennung der juristisch relevanten Faktoren von den für bedeutungslos erklärten 
Umständen. Die das System störenden Momente der Realität wurden als für den Ju- 
risten belanglos ausgeschlossen. So wie man etwa für das Vertragsrecht persönliche 
Aspekte wie das Geschlecht, die Religion, die soziale Lage oder die Zugehörigkeit zu 
einem Stand Schritt für Schritt für irrelevant erklärte, wurden an sich bedeutsamen 
Aspekte im Zusammenhang mit der geistigen Tätigkeit als für den Rechtsanwender 
inexistent eingestuft, auch wenn diese dadurch nicht weniger bedeutsam sind. Das er- 
mittelte Substrat wurde sodann auf Übereinstimmung mit dem Gesetzeswortlaut, dem 
allgemeinen Rechtssystem und den Grundsätzen der juristischen Logik hin überprüft. 
Schließlich mussten die Tatbestände so formuliert werden, dass sie den Grundsätzen 
von allgemeinen und gleichen Rechten genügten. 

Kohler löste die Problematik Natur des Rechts pragmatisch. Sowohl bei dem Tatbe- 
stand wie bei den Rechtsfolgen der beiden als essentiell identifizierten Regelungsberei- 
che gebe es Unterschiede; und die einzelnen Ansprüche könnten ihr eigenes Schicksal 
haben. Bei manchen Schriften könnten die Voraussetzungen für ein urheberrechtli- 
ches Werk nicht erfüllt sein. Trotzdem habe der Verfasser die aus dem Individualrecht 
herrührenden Rechte in Bezug auf die Schrift (etwa Wahrung der Vertraulichkeit). 
Ferner könne ein Autor beispielsweise auf das Nachdruckverbot verzichten, gleich- 
wohl das Recht behalten, sich gegen Entstellung zu wehren.” Er systematisierte die 


net. Die Ausformulierung der aus dieser Klasse von Rechten entspringenden Ansprüche erfolgte erst nach 
der Zeit des Nationalsozialismus. Es war in diesen Beiträgen von der Anerkennung, der Achtung, der Gel- 
tung oder dem Erfassen der ideellen Persönlichkeit die Rede. Geschützt werden soll die freie Betätigung 
des Willens, die Entfaltung der Persönlichkeit, die Persönlichkeitssphäre oder die Geheimnissphäre. Es 
wird beschrieben als das Recht der Gesamtheit der persönlichen Güter oder der höchsten menschlichen 
Güter. Beleidigung, Recht am Bild Verstorbener, Veröffentlichung von Briefen und anderen Information 
über Personen, misslungene und vereitelte Pläne, Missachtung der Persönlichkeit, Gefährdung des Kre- 
dits, verletzte Eitelkeiten, bösartige Intrigen, Steuerung der medialen Selbstinszenierung etc., — einen 
abgrenzbaren Inhalt des Persönlichkeitsrechts gibt es praktisch nicht; BGHZ 24, 72, 78. Die typischen 
Gegenstände des Persönlichkeitsrechts sind keine absoluten Rechte, da dem mit dem Persönlichkeitsrecht 
verfolgten Zweck stets eine Interessensabwägung zugrunde liegt. 

5?3 KOHLER, Das Autorrecht, S. 154 f. Das Reichsgericht, RGZ 69, 401 (1901), hat das Veröffentlichungsver- 
bot für Briefe hingegen davon abhängig gemacht, ob diese die urheberrechtlich erforderliche individuelle 
Formprägung aufweisen. Im 20. Jahrhundert verselbständigten sich Bestandteile des ursprünglich im Rah- 
men des Urheberrechts entwickelten Persönlichkeitsrechts und führen zu einem urheberrechtsähnlichen 
Schutz, ohne dass es auf die Existenz eines Werks im Sinne des Urheberrechts noch ankam. BGHZ 13, 334, 
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unterschiedlichen Ausprägungen und zerlegte das Urheberrecht in zwei ungleichartige 
Rechte, von denen das Immaterialgüterrecht vermögensrechtlichen, das Individualrecht 
personenrechtlichen Gehalt zugesprochen bekam. 

Das Immaterialgüterrecht (als Monopol) sei zwar vom Eigentum zu differenzieren, 
da das Eigentum ein Recht an körperlichen Gütern sei. Geistige Leistungen seien jedoch 
auch Güter und könnten, insoweit dem Eigentum vergleichbar, »Gegenstand eines sie 
beherrschenden Alleinrechts« sein.°”* 

Das Individualrecht sei ein Recht, welches die Gesamtheit der persönlichen Güter, die 
Körper- und Geisteskräfte, die integere Nutzung und den integeren Genuss dieser Güter 
einschließe.’” Es soll sich um Güter handeln, deren Genuss ein Recht des jeweiligen 
Rechtssubjekts sei. Sie seien zwar Bestandteil einer Person (also des Rechtssubjekts), 
aber auch Rechte. Die Verletzung dieser Güter führe zu Ansprüchen des Rechtsinhabers 
gegen den Verletzer. Führte die Verletzung von Gütern zu Rechtsfolgen, war auch ein 
verletztes Recht notwendig. Diese Rechte könnten grundsätzlich nicht vererbt werden, 
da die Güter als Teil der Person und folglich auch die daran geknüpften Rechte mit dem 
Tode untergingen. Das badische Landrecht hatte das Nachdruckverbot mit dem Tod 
des Urhebers enden lassen (soweit ersichtlich, blieb diese stringente Umsetzung aber 
eine einsame Ausnahme). Dieses an sich durch das Leben des Rechtsinhabers zeitlich 
begrenzte Individualrecht umfasse im Hinblick auf Schrift- und andere Kunstwerke 
insbesondere das Recht, über das Ob der Veröffentlichung zu entscheiden, sowie die 
Möglichkeit, gegen unerlaubte Entstellung, Änderungen, Zusätze oder Auslassungen 
vorzugehen.5?° 

Die begriffliche Definition des Persönlichkeitsrechts durch Gierke entsprach in etwa 
derjenigen Kohlers (Individualrecht). Er wandte sich jedoch dagegen, dass (das Patent- 
und) das Urheberrecht in ein Individual- und ein Immaterialgüterrecht zerrissen wird. 
Dies würde dem geltenden Recht widersprechen, das »in gleicher Weise die idealen und 
materiellen Interessen« des Schöpfers erfasse. Für Gierke waren diese Rechte (Namen-, 
Zeichen-, Urheber- und Patentrecht) »nur Ausflüsse von Persönlichkeitsrechten«. Er 
ging von einem allgemeinen Persönlichkeitsrecht aus, das die Rechte an der eigenen 
Person umfasse. Es seien Rechte, »die ihrem Subjekte die Herrschaft über einen Bestandt- 


338 £.: »Jede sprachliche Festlegung eines bestimmten Gedankeninhalts ist, und zwar auch dann, wenn der 
Festlegungsform eine Urheberschutzfähigkeit nicht zugebilligt werden kann, Ausfluß der Persönlichkeit des 
Verfassers. Daraus folgt, daß grundsätzlich dem Verfasser allein die Befugnis zusteht, darüber zu entscheiden, 
ob und in welcher Form seine Aufzeichnungen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden; denn jeder 
unter Namensnennung erfolgenden Veröffentlichung von Aufzeichnungen eines noch lebenden Menschen 
wird von der Allgemeinheit mit Recht eine entsprechende Willensrichtung des Verfassers entnommen.« 

5?4 KOHLER, Das Autorrecht, S. 66 f. KOHLER, Industrierecht, S. 167. Er verwarf damit die Unterscheidung 
zwischen der tatsächlichen Leistung einer Person und dem Ergebnis der Leistung. 

°°5 KOHLER, Das Autorrecht, S. 129. 

526 KOHLER, Das Autorrecht, S. 151-155. 
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heil der eigenen Persönlichkeitssphäre gewährleisten.«°” Die Rechtsordnung habe zu 
gewährleisten, dass ein Anspruch besteht, »als Person zu gelten.«°”® Jeder Mensch sei 
eine Lebenseinheit und habe eine sinnlich nicht wahrnehmbare Persönlichkeit, die ein 
»dieser unsichtbaren und nur aus ihren Wirkungen erschlossenen Einheit« beigelegtes 
Attribut sei.°”° Das für andere wahrnehmbare Dasein der Person offenbart nur Bruch- 
stücke der Persönlichkeit. Damit die Persönlichkeit sich entfalten kann, benötigt sie 
einen nur dem eigenen Willen unterliegenden Herrschaftsbereich über die für Dritte 
erkennbaren Wirkungen der Persönlichkeit. Auch wenn Gierke es im Zusammen- 
hang mit dem Urheberrecht nicht ansprach, so soll das Recht gegenüber den anderen 
Mitgliedern der Gesellschaft eine unsichtbare Grenze schaffen, innerhalb derer, wie 
Savigny es ausdrückte, »das Daseyn und die Wirksamkeit jedes Einzelnen einen sicheren, 
freien Raum« fände.??° Das Persönlichkeitsrecht soll dem »Berechtigten den Genuß 
eines persönlichen Gutes oder die Bethätigung einer persönlichen Kraft allen anderen 
Personen gegenüber gewährleisten«.°?' Objekt des Persönlichkeitsrechts sei jeweils ein 
Bestandteil der eigenen Persönlichkeitssphäre, über das es eine Herrschaft und die 
Macht zur Untersagung fremder Eingriffe zusprechen soll.? 

Der Persönlichkeitssphäre seien auch die urheberrechtlichen Werke zuzurechnen. 
Im Hinblick auf die Rechtsfolgen war es eine Variante der Idee, aus dem natürlichen 
Monopol bei der Produktion folge zwingend ein rechtliches Monopol bei der Verviel- 
fältigung, dies begründet mit dem Gleichlauf von der Person mit dem besonderen 
Arbeitsergebnis. Es war Ausdruck des Gedankens, das Recht könne die Besonder- 
heit eines Individuums schützen oder gar ihre Distinktion befördern, indem man in 
ein allgemeines Gesetz das Tatbestandsmerkmal Persönlichkeit, Originalität oder ein 
vergleichbares Wort aufnimmt. Das geistige Werk wurde als eine Offenbarung des 
persönlichen Geistes beschrieben, das auf einer individuellen geistigen Schöpfungstat 
beruhe und seine Wurzeln nicht in der äußeren Güterwelt, sondern in der geistigen 
Welt einer bestimmten Person habe. Durch das Ausschließlichkeitsrecht werde die (im 


>” GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 702 f. 


GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 703. 

>29 GIERKE, Menschliche Verbände, S. 17 £. 

53° SAvIGNY, System Bd. 1, 5. 331 f. 

3! GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 702. KOHLER, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, Bd. 3, S. 51, beschrieb es 
als ein Recht, das sicherstellen solle, dass »die Persönlichkeit in ihrem Sein und ihrer Selbstentwicklung« 
die »ungestörte Ruhe und individuelle Initiative« habe, die nötig sind, »damit das Einzelwesen sein Ziel 
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erreichen kann«. 

53° GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 260, 702. Der Kreis der Persönlichkeitsrechte war bei Gierke allerdings 
sehr weit gezogen und wurde in der Praxis nie in diesem Umfang aufgefasst. Neben der Freiheit, der Ehre, 
dem Leib und Leben zählten etwa auch die Bestimmungen zum unlauteren Wettbewerb, Bannrechte, 
Wohnsitzrechte, die Zugehörigkeit zu einem Berufsstand, dem Adel oder einem Glaubensbekenntnis dazu. 
Persönlichkeitsrechte konnten nach Gierke auch mit einem Grundstück oder einem Geschäftsbetrieb 
verknüpft sein. 
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Werk verkörperte) Persönlichkeit dem Zugriff und dem (möglicherweise nachteiligen) 
Einfluss der Allgemeinheit entzogen und nur dem Willen des Rechtsinhabers unter- 
worfen.°? Da es sich um ein mit der bestimmten Person verbundenes Recht handele, 
sei das Urheberrecht der Substanz nach nicht übertragbar; nur die Ausübungsrechte 
könnten übertragen werden (welche Substanz ein Recht noch hat, das nicht ausgeübt 
werden kann, blieb unklar). Inhalt des Urheberrechts sei eine dem Urheber vorbe- 
haltene Herrschaft über das Geisteswerk (Werkherrschaft), wobei sich die Herrschaft 
durch den objektiven Bestand des Werkes und die subjektive Verknüpfung mit dem 
Urheber ergebe. Die subjektive Verbindung äußere sich insbesondere im Recht zur 
Veröffentlichung und der Möglichkeit, Änderungen an dem Werk zu untersagen.’?* 

Während Kohler vor allem dem Muster, wo ein Recht, da muss auch ein Gut sein, 
folgte (und mit der Konzeption eines Immaterialguts systemimmanente Widersprüche 
hinsichtlich der Befristung der Rechtsdauer provozierte), ergab sich für Gierke die per- 
sönlichkeitsrechtliche Begründung eher aus dem Gesetz (oder umgekehrt: das Gesetz 
wurde entsprechend der Begründung verstanden). Das geistige Werk sei jedenfalls 
nur insoweit Objekt des Urheberrechts, »als es Persönlichkeitsgut seines Schöpfers ist 
und bleibt«. Nur auf diese Art ließe sich die gegenständliche Beschränkung und die 
Befristung erklären.’ Die Einordnung als Persönlichkeitsrecht diente also auch der 
Begrenzung des Rechts. Weil es so eng mit der Person verbunden war, sollte gegen- 
ständlich nur dasjenige erfasst werden, was sich auf die Person zurückführen ließ, und 
es galt nur so lange, wie der Zusammenhang mit der Person nachvollziehbar war (in der 
Regel die dem Schöpfer nahestehenden Erben). Mit dieser systematischen Einordnung 
ließ sich die tatbestandsmäßige Beschränkung auf Werke, die einen persönlichen Zug 
verkörpern (unabhängig von einer eventuellen Neuheit), und das zeitliche Ende des 
Rechts erklären. Es war eine rechtsdogmatisch überzeugendere Begründung für die 
Frist als die anderen Argumente, die auf eine fiktive Widmung des Urhebers zugunsten 
der Gesellschaft, auf das Aufgehen des Werks im allgemeinen Kulturleben oder gar auf 
eigene Rechte des Publikums am Werk abstellten. 

Die zwei normativen Grundtypen des Urheberrechts ergaben sich schließlich auch 
aus dem Wortlaut des LUG (1901). Im Hinblick auf das Individual- oder Persönlich- 
keitsrecht bestimmten die $$ 18, 23 und 24 LUG ein Verbotsrecht bei Sinnentstellung 


533 Insofern erscheint es konsequent, dass man 1907 zu den urheberrechtlichen Verboten im KUG auch 
ein Recht am eigenen Bild integrierte: Nicht nur die von einer Person geschaffenen Kunstwerke, sondern 
auch Bildnisse der Personen selbst dürfen grundsätzlich nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet 
oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Das Recht am eigenen Bild war im Urheberrecht insofern 
systemfremd, da das Urheberrecht an sich ein Recht an geschaffenen Werken ist. Wenn man aber nicht 
das Werk, sondern die nur teilweise erkennbare Persönlichkeit als Ausgangspunkt nimmt, kann es auch 
die körperliche (sichtbare) Persönlichkeit erfassen. 

534 GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 805. 

535 GIERKE, Allgemeiner Teil, S. 759, 762-765. 
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und Änderung sowie das Erfordernis der Quellenangabe. $ ı1 Abs. ı LUG erfasste 
das zentrale Recht des Urhebers: »Der Urheber hat die ausschließliche Befugniß, das 
Werk zu vervielfältigen und gewerbsmäßig zu verbreiten; die ausschließliche Befug- 
niß erstreckt sich nicht auf das Verleihen. Der Urheber ist ferner, solange nicht der 
wesentliche Inhalt des Werkes öffentlich mitgetheilt ist, ausschließlich zu einer solchen 
Mittheilung befugt.« In Deutschland setzte sich im 20. Jahrhundert eine Synthese durch, 
die das Persönlichkeits- und das Vermögensrecht als zwei funktionale Bestandteile des 
einheitlich verstandenen Urheberrechts auffasst. Im Urhebergesetz von 1965 hat das 
Persönlichkeitsrecht seinen ausdrücklichen Niederschlag gefunden. Es dient »sowohl 
dem Schutz der ideellen als auch der materiellen Interessen des Urhebers«, wie es als 
nahezu wörtliches Zitat Gierkes in der amtlichen Begründung zu $ ıı UrhG heißt. 
Die beiden »Wurzeln des Urheberrechts«5?° und die aus dem Urhebergesetz fließenden 
Befugnisse wurden zum einheitlichen (monistischen) Recht des Urhebers. In der Praxis 
lassen sich die Rechte jedoch wieder aufspalten. Der individualrechtliche Teil gilt als 
vererblich; es kann aber nicht rechtsgeschäftlich über ihn verfügt werden. Übertragbar 
sind hingegen die (positiv als Verwertungs- oder Nutzungsrechte umschriebenen) Ver- 
bietungsbefugnisse bei der Verbreitung, die der Erwerber auch gegenüber dem Urheber 
geltend machen (und so diesem die Weitergabe seines eigenen Werks verbieten) kann. 


6.4.9 Extension und Virtualität 


Nachdem man andere rationale Ansätze verworfen hatte, beruhte die Legitimation der 
Rechtsinstitute entscheidend darauf, dass ein in sich widerspruchsfreies System, das 
formal Gleichheit vor dem Gesetz und Richter sowie Eigentum und Freiheit bewahrte, 
als logisch einzig denkbare Lösung in Betracht kam. Die Rechtfertigung für einzelne 
Normen ergab sich aus dem System, in das sie sich einfügen mussten. Durch eine 
konsequente Konstruktion und die Anwendung des Rechts auf die Rechtsschöpfung 
ließen die Normen, die oft genug als bloßes Ergebnisses eines Kampfes einzelner Interes- 
sensgruppen erschienen, sich rechtswissenschaftlich als gerechtfertigt darstellen. Diese 
in höchstem Maße komplexe Aufgabe erforderte, dass das mannigfaltige Geschehen 
unter möglichst wenige Rechte subsumiert werden kann. Den höheren Regeln und 
absoluten Rechten musste in dem hierarchisch strukturierten System unantastbarer 
Charakter zugesprochen werden, denn wenn sie nicht diese unbedingte Geltung hatten, 
waren sie in Frage gestellt. 

Die absoluten Rechte wurden als ein Feld des freien Willens und als insoweit einge- 
schränkte Freiheit Dritter verstanden, die ein abgegrenztes Herrschaftsgebiet schufen, 
innerhalb dessen nur der Wille des Rechtsinhabers maßgeblich war. Er musste keinen 


53° ULMER, Urheber- und Verlagsrecht, S. 116. 
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anderen Willen dulden.’” Andere Rechte durften keinen Vorrang haben. Nach dem 
Prinzip, dass die Freiheit ihre Grenzen erst dort fände, wo die Rechte Dritter betroffen 
waren, wurden auch die anderen absoluten Rechte verstanden (die damit das noch 
an der Gemeinschaft orientierte Rechtsverhältnis ablösten). Die mit dem Eigentum 
zusammenhängenden Befugnisse waren grundsätzlich unbeschränkt. Das Grundprin- 
zip lautete: Der Eigentümer einer Sache kann mit der Sache nach Belieben verfahren 
und andere von jeder Einwirkung ausschließen, soweit nicht das Gesetz oder Rechte 
Dritter entgegenstehen. Die Absolutheit der Rechte trägt in sich die »Vermuthung für 
Schrankenlosigkeit und stempelt die Beschränkungen zu Singularitäten«.°° 

Dieser gesetzliche Schutz war eine Umschreibung für die Verteilung und Zuord- 
nung der vorhandenen Güter und Chancen auf Individuen. Lücken im Schutz der 
absoluten Rechte waren als Umgehungsmöglichkeiten möglichst zu schließen. Man 
konnte das Eigentum nicht im Namen der Freiheit, der Persönlichkeit oder Bedürf- 
tigkeit angreifen. Es gab keine Schnittmenge, sondern nur Berührungspunkte (wobei 
die genauen Grenzlinien der einzelnen Institute durch Wissenschaft und Rechtspre- 
chung zu bestimmen waren). Im Kontrast zur Aufklärung waren die Vorzeichen jedoch 
umgekehrt. Nunmehr ging es nicht mehr darum, der Freiheit den größtmöglichen 
Spielraum einzuräumen, sondern um den Schutz von Interessen an den Gütern und 
Chancen gegen die anbrandende Freiheit. Das atomistisch-mechanische Schlussergeb- 
nis duldete keine Kränkung durch naturrechtlichen oder englischen Utilitarismus 
(the Principle of Utility als Grundlage der Principles of Morals and Legislation, so Jeremy 
Bentham 1789) und ließ keinen Platz mehr für über das Individualrecht hinausgehende 
Gerechtskeitserwägungen. 

Die Rechte an den Sachen wurden absolut gesetzt, waren aber begrenzt auf den 
konkreten körperlichen Gegenstand. Sie fanden ihre Grenze an den Rechten ande- 
rer, die ebenso abgegrenzt waren. Allerdings musste die Möglichkeit des Kopierens 
eines Gegenstands (im weiteren Sinne) unter bestimmten Umständen aus den an sich 
schrankenlosen Nutzungsmöglichkeiten, die mit dem Eigentum verbunden waren, 
ausgeschieden werden. Geistiges Eigentum ist kein Eigentum, oder genauer gesagt: 
Der Gegenstand des geistigen Eigentums ist ein anderer als der des Eigentums. Objekt 
des geistigen Eigentums sind abstrakt beschriebene Möglichkeiten, deren Verbreitung, 
Verwirklichung oder Konkretisierung das Gesetz dem Rechtsinhaber des sogenannten 
Immaterialguts vorbehält. Der Begriff Immaterialgut an sich ist nahezu vollständig 
merkmalsfrei, kann nur negativ als etwas Unkörperliches bestimmt werden. Im Zu- 


>37 Gab es mehrere Berechtigte, führte dies zu einer Gemeinschaft oder Gesellschaft, bei der auch ein 
Jahrhundert nach Erlass des BGB die rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit der Willensbildung und 
der Zuordnung der Güter als teilweise ungeklärt zu bezeichnen ist. 

538 GIERKE, Aufgabe des Privatrechts, S. 20 

539 GIERKE, Menschliche Verbände, S. ı2 (allgemein zum Zivilrecht). 
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sammenhang mit dem geistigen Eigentum ist er eine Umschreibung eines wertenden 
Vorgangs: der Vergleich zwischen zwei Objekten oder der Abgleich einer abstrakten 
Beschreibung mit einem Objekt. Man kann es auch als eine juristisch definierte Metho- 
de der Abstraktion zur Bestimmung des Ausmaßes der Gleichartigkeit bezeichnen. Ein 
Immaterialgut kann in allen möglichen Objekten, in Handlungen oder Verfahren jeder 
Art und jeden Alters verwirklicht sein, deren Besonderheit keine geistige oder persön- 
liche Leistung erfordert. Würde man geistiges Eigentum für in bereits existierenden 
Objekten verkörperte Immaterialgüter gewähren, würden diese zu illegalen Gegenstän- 
den und der Eigentümer damit enteignet, weil seine Sache als Verletzungsobjekt für 
rechtswidrig erklärt wird. Hieraus folgte, dass geistiges Eigentum im Grundsatz nur 
für Neues gewährt werden konnte (das dann Immaterialgut bezeichnet wurde). 
Jedoch sollte nicht jedes vom bereits Vorhandenen abweichende Objekt zu einem 
exklusiven Auschließlichkeitsrecht über die Abweichung oder Variation führen. Im 
Urheberrecht wurde ein qualifizierteres Tatbestandsmerkmal als die bloße Neuheit 
gewählt: die eine eigene Schöpfung eines Geistes. Da das Urheberrecht nur das Ergebnis 
der Schöpfungstat erfasst, also Werke, die ihren Ursprung nicht in der äußerlichen Welt 
haben, konnte das dem einzelnen gewährte Recht theoretisch nicht in Konflikt mit 
anderen Rechtspositionen geraten. In der virtuellen Welt der geistigen Schöpfungen 
ist Platz für unzählige Werke, die sich allesamt nicht überschneiden können, weil sie 
ausschließlich auf die besondere Persönlichkeit zurückgehen. Was übrig bleibt, wenn 
man von einem Werk alles, was der Urheber »aus der Natur, dem Gemeingut oder 
dem geistigen Gut anderer«°*° entnommen hat, lässt sich zwar kaum sinnvoll erfassen. 
Jedoch ist es unter dieser Prämisse unmöglich, dass man mit der Gewährung eines 
exklusiven Rechts einem anderen etwas entzog, was dieser schon vorher hatte.* Die 
Konzeption erlaubte eine klare Trennung der absoluten Rechte (Leben, Leib, Freiheit, 
Eigentum, geistiges Eigentum) voneinander; die Abgrenzung der Werke von den ge- 
meinfreien geistigen Leistungen musste jedoch zu einer Grauzone führen. Es gibt 
einerseits einen großen Bestand an gesicherten Verbotsrechten vor allem gegen die 
reine Kopie der klassischen urheberrechtlichen Werke, allerdings auch eine Unzahl an 
Grenzfällen, in denen unklar ist, ob eine Handlung rechtswidrig ist oder nicht. So sind 


4° PEIFER, Individualität im Zivilrecht, S. 76. 


Für ein Verlagseigentum blieb in diesem System zunächst kein Platz. Im 20. Jahrhundert konnten 
jedoch einzelne Branchen wieder ein originäres Sonderrecht unter der Bezeichnung Leistungsschutz- 
recht (etwa für Tonträgerhersteller und Filmproduzenten) vergleichsweise widerstandslos durchsetzen. 
Die Buchverleger mussten sich jedoch mit dem vom Autor abgeleiteten Recht begnügen. Die Leistungs- 
schutzrechte sind auch für die Beziehung zwischen Urheber, Künstler und Verleger (Produzenten) von 
Bedeutung. Sie führen dazu, dass etwa ein Musiker seine Aufnahme nur gemeinsam mit dem Unterneh- 
mer verwerten kann (auch wenn er alle Rechte an seiner Leistung behält), es sei denn, er erwirbt das 
Leistungsschutzrecht des Tonträgerherstellers. 
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heute beispielsweise viele industriell hergestellte Produkte zugleich Designobjekte, die 
stets auch urheberrechtliche Werke sein können. 

Die entwickelte Abgrenzung der einzelnen Rechtsinstitute und die persönlichkeits- 
rechtliche Fundierung des Urheberrechts offenbaren sich als eine rechtstechnische 
Meisterleistung. Die gefundene Konstruktion begründet eine nicht mehr angreifbare 
Position, die eine juristische Unantastbarkeit der Rechte in sich trägt. Es ist unmöglich, 
dass Rechte Dritter dem Urheberrecht entgegenstehen. Folglich war das Urheberrecht 
an sich vollkommen schrankenlos zu gewähren. Eine Einschränkung des absoluten 
Charakters musste als systemwidrige Ausnahme ausdrücklich angeordnet werden und 
kam als Sonderfall auch nur ausnahmsweise zur Anwendung. Aus dem begrenzten 
Nachdruckverbot wurde ein rechtlich geschütztes Werk. Man konnte mit reinem Gewis- 
sen sagen: Das ist das Meinige. Ich kann die Nutzung der von mir geschaffenen Werke 
selbst bestimmen. Jede Nutzung gegen meinen Willen geschieht ohne Anrecht. Für eine 
Nutzung durch Dritte blieben nur die Möglichkeiten gesetzlich definierter Ausnahmen 
oder vom Willen getragene vertragliche Gestaltungen. Dies führte zum vollständigen 
Gegenteil dessen, was etwa Wieland dargestellt hatte: Ein Volk betrachte »den ganzen 
Schatz von Erfahrung, Wissenschaft und Kunst, den das gegenwärtige Jahrhundert von 
allen vergangenen geerbt und durch eigenen Fleiß so ansehnlich vermehrt hat, als ein 
eben so gemeines Eigenthum der Menschheit, wie Luft und Sonnenlicht; und jede Unter- 
nehmung gegen die Freiheit, nach eignem Belieben aus diesen Gemeinquellen zu schöpfen, 
ist in seinen Augen eine tyrannische Anmaßung gegen das unverlierbarste Naturrecht 
eines vernünftigen Wesens.«°** Die nach eigenem Belieben nutzbaren Gemeinquellen 
wurden trockengelegt. 

Jede Verminderung der absoluten Rechte gilt als eine unstatthafte Enteignung des 
staatlich garantierten Rechts; alle Ausnahmen erscheinen als eine Beschneidung des 
Rechts des Rechtsinhabers. Angriffe auf diese Position lassen sich rechtsdogmatisch 
kaum anders begründen, als durch die wenig einleuchtende und dem Willensprin- 
zip widersprechende Argumentation, das anonyme Publikum, der Verbraucher oder 
andere an der Nutzung Interessierte hätten auch Rechte an dem Werk. Von der ge- 
danklichen Basis aus lassen sich Rechtsänderungen nur noch als Erweiterung der 
Verbotsbefugnisse begründen; dies gilt auch für internationale Verträge, die allenfalls 
einen Minimalumfang der Befugnisse, jedoch keine Höchstgrenzen unterhalb des 
vorhandenen Bestandes festlegen können. Jede Missachtung des Rechts gilt zugleich 
als eine Schaden verursachende Rechtsverletzung. Es wurde mit einer bemerkenswert 
unlogischen Selbstverständlichkeit von einem Schaden gesprochen, dem Rechtsin- 
haber bei Verletzung der Rechtsregeln ein mehr oder minder plausibel berechneter 
Schadensersatz zugesprochen, so als könnte das Immaterialgut einen Schaden erleiden. 
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Beim Urheberrecht geht es aber nicht um einen Schaden an einem (immateriellen) 
Gut, sondern um die Verletzung einer exklusiven Zuordnung von Chancen. 

Ausdrucksform dieses Verständnisses ist das ubiquitäre Immaterialgut. Da es keinen 
konkreten Gegenstand, sondern nur einen virtuellen Charakter hat, kann es theoretisch 
überall gleichzeitig sein. Es ist ubiquitär, allgegenwärtig, also maßlos und hat keine 
Grenze, die ihm Halt gebietet. Es kann in der Welt des Rechts auf keinerlei Wider- 
stand stoßen und durchdringt alles. Schon $ 11 LUG (1901) musste bestimmen, dass 
die ausschließliche Befugnis des Rechtsinhabers sich nicht auf das Verleihen eines 
Werks erstreckt. In der Begründung zum UrhG 1965 wurde festgehalten, dass »bei 
einer mehrfachen Nutzung eines Werkes jeder einzelne Nutzungsvorgang der erneuten 
Zustimmung des Urhebers« bedürfe. Jeder registrierbare Umgang mit einem Werk kann 
so als eine kostenpflichtige Nutzung gestaltet werden. Lediglich der »rezeptive Genuß 
des Werkes durch Lesen, Hören oder Anschauen« sollte nicht »dem Recht des Urhebers« 
unterworfen sein. Wer jedoch in einer Schulaufführung YELLOW SUBMARINE mit ver- 
fremdetem Text darbietet, dem drohen zivilrechtliche Folgen und der Staatsanwalt. Im 
Grundsatz ist es bereits rechtswidrig, wenn ein Liebesgedicht rezitiert wird oder eine 
Neunjährige dem siebenjährigen Bruder unter der Bettdecke eine Geschichte vorliest, 
denn jede sinnlich wahrnehmbare Kopie ist zugleich eine Nutzung des Immaterialguts, 
da dieser Vorgang rechtstechnisch zu einer Ware und damit zu einem gesonderten 
Marktobjekt erklärt wurde. Das Urheberrecht separiert mit seiner ideell ins Unendliche 
ausgedehnten Schutzsphäre zugleich den Menschen im Begriff von seiner Realität und 
Kultur und reduziert ihn zu einem jeder Gemeinschaft enthobenen Wesen (mit dem 
Ziel, ihn zum zahlenden Konsumenten zu machen), so wie auch die Urheber als Schöp- 
fer unbeeinflusst von Geschichte und Gesellschaft über ihrer Lebenswirklichkeit zu 
schweben scheinen. Die Konstruktion, strenggenommen, war nur deshalb akzeptabel, 
weil sie nicht vollständig zur Entfaltung gebracht wurde und das Recht in der Praxis 
hauptsächlich in den typischen Wettbewerbsrelationen eingesetzt wurde, also als Mittel 
gegen Plagiate im Wissenschafts-, Literatur- und Kunstbetrieb oder zum Verbot von 
Konkurrenzprodukten im gewerblichen Bereich. 

Die virtuelle Natur eines absoluten Rechts ohne konkretes Objekt schuf zugleich 
ein äußerst flexibles juristisches Werkzeug. Die Immaterialgüter (Werke) selbst lassen 
sich in zahllose gedachte Splitter aufteilen. Die Frage, ob ein substantieller Teil des 
Werks betroffen ist, führt zu Abgrenzungsschwierigkeiten und Rechtsunsicherheit, die 
mangels Ansprüchen Dritter zugunsten des Rechtsinhabers entschieden wurde, wenn 
der Splitter als Immaterialgut eingestuft wird. Folglich ist beispielsweise bereits die 
Wiedergabe einzelner Absätze eines Texts als Nutzung der fremden Leistung aufzufas- 
sen (und insofern die gesetzliche Schranke des Zitatrechts erforderlich). Ein weiterer 
Aspekt betraf die Art der Nutzung. Einem Komponisten etwa müsse daran gelegen 
sein, dass die Aufführung seiner Komposition die »Erfordernisse zur tadellosen Exe- 
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cution seines Werkes« erfülle, da der Großteil der Konsumenten nur auf diesem Wege 
Bekanntschaft mit dem Werk und dem Urheber und dessen Fähigkeiten machen würde. 
Änderungen müsse deshalb der Urheber untersagen können,’# der dadurch auch die 
Interpretationsfreiheit der darbietenden Künstler einschränken und eine mechanische 
Reproduktion fordern konnte (Theater- oder Orchesterproben, selbst das Vorsprechen 
bei einer Schauspielschule, sind bereits urheberrechtlich relevante Vorgänge). Schließ- 
lich wurden nicht nur identische Kopien (oder Splitter davon) erfasst, sondern anhand 
des wertenden Vergleichs ermittelt, inwieweit eine bloße Ähnlichkeit (auch einzelner 
Splitter) in einem anderen Objekt bereits als eine dem Rechtsinhaber vorbehaltene 
Nutzung anzusehen ist. Die Rechte dehnten sich also nicht nur maßlos im Raum (und 
immer mehr in der Zeit), sondern auch im Hinblick auf die Reichweite des Verbots 
aus. Der Rechtsinhaber kann die vielfältigen Verbotsrechte (Differenzierungen nach 
Absatzgebiet, Vertriebsart, Format, Verkaufsart etc. sind in den Verlagsverträgen üblich, 
hinzu kommen etwa das Verfilmungsrecht, Senderecht, Nutzung in der Werbung etc.) 
selbst ausüben oder über sie verfügen, denn in der Welt der geistigen Schöpfungen 
ist nicht nur Platz für unzählige Werke, sondern auch für bis ins Kleinste abgestufte 
Rechte an jeder einzelnen Nutzungsmöglichkeit des Werks (oder Teilen davon), die 
somit individuellen Vertragsgestaltungen zugänglich ist. 

Das rechtliche Fundament des 19. Jahrhunderts gilt bis heute und die aktuelle Debatte 
um das Urheberrecht gelangt inhaltlich kaum über dasjenige hinaus, was gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts bereits ausgearbeitet war. In der Folgezeit wurde das wissenschaft- 
liche Instrumentarium zwar verfeinert, jedoch ohne dass den grundlegenden Erwä- 
gungen essentiell Neues hinzugefügt wurde. Die ökonomischen Annahmen stammen 
aus einer Zeit vor Adam Smith und wurden bis heute nicht revidiert. Die Erfahrungen, 
die über Jahrhunderte mit Monopolen gemacht wurden, nämlich dass sie vor allem 
von den gerade am Markt führenden Unternehmen für ihre Belange gefordert, jedoch 
von den Neueinsteigern bekämpft wurden und insofern auf lange Frist eher Stillstand 
denn Fortentwicklung versprachen, wurden missachtet. Mit dem Immaterialgut hat 
die Rechtswissenschaft eine begriffliche Manipulation gefunden, das Monopol legitim 
in den Dienst der die Marktmacht nutzenden ökonomischen Interessen zu stellen. 
Die Honorierung der Urheber, die Distribution, der Zugang zu den Werken und die 
Möglichkeiten zu deren Nutzung wurden mit der Einführung des Urheberrechts in 
eine andersartige rationale Kosten-Nutzen-Rechnung eingebunden. Allerdings setzte 
diese Kalkulation zumeist erst auf der gewerblichen Ebene ein (das Patentrecht hat 
dies bereits im Tatbestand vorweggenommen). Jedoch offenbaren sich die schon bei 
der juristischen Aufteilung und Zuordnung der Chancen erkennbaren Mängel des 
urheberrechtlichen Verständnisses und dessen konkreten Umsetzung, das wesentlich 
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darauf basiert, Produktion, Distribution, Rezeption und das gewährte (unbegrenzt 
teilbare) Recht als verschmolzene untrennbare Einheit aufzufassen, erst im Laufe der 
Zeit in aller Deutlichkeit. Dabei ist man mit den üblichen Schwierigkeiten konfrontiert, 
die stets mit neuen Wahrnehmungsmustern verbunden zu sein scheinen, nämlich 
das dasjenige, was sich erst in dem Kampf um die Bewertungshoheit durchgesetzt 
und etabliert hat, teilweise schon allein aufgrund dieses Kampfes und der benutzten 
Mittel als sakrosant erklärt, und gegen Neuerungen, die die Deutungshoheit in Frage 
stellen, verteidigt wird (hier stehen die von der konkreten Gestaltung profitierenden 
Interessenten natürlich an erster Stelle, denn sie haben ihre Position mit Hilfe dieser 
Regelungen erreicht). 

Die Gestaltung konnte aber nur dann ihren Zweck erfüllen, wenn die ungeprüften 
Annahmen über den durch das Urheberrecht beeinflussten Markt sich erfüllen. Die 
Entwicklung eines Markts ist nicht nur in die allgemeine Entwicklung eingebunden, 
sondern beruht oft auf einer Reihe von an sich unmerklichen Änderungen, einer Viel- 
zahl von Entscheidungen der einzelnen Teilnehmer am besonderen Marktgeschehen. 
Entscheidungen der Geschäftsplanung fallen bei Abwesenheit der Sonderrechte, die 
sich auf Angebot und Nachfrage auswirken (sollen), anders aus als mit dem Recht. Die 
kleinen Schritte können je nach Gestaltung der (rein virtuellen) Rechte variieren, von 
den Sonderrechten ständig in eine bestimmte Richtung gelenkt werden und führen 
zu einer steten, in kleinen Schritten vollzogenen Änderung der Marktverhältnisse, die 
zugleich schonungslos die Stärken und Schwächen des Systems zutagefördern. Dieser 
Änderung stehen kaum rechtliche Steuerungsinstrumente zur Seite, da diese nur auf 
die Abweichung von den üblichen Umständen reagieren. Es handelt sich nicht um 
einen Fall lediglich fehlender Verhandlungsmacht des einzelnen Autors, denn auch 
der Verleger ist an die allgemeinen Marktverhältnisse gebunden und kann sich dem 
allgemeinen Preisgefüge nur in sehr beschränkten Ausmaß entziehen. Die rechtlichen 
Eingriffe beschränken sich darauf, bei außergewöhnlichen Abweichungen vom aktuel- 
len Stand einen Vertrag für unwirksam zu erklären oder anzupassen, ohne Rücksicht 
auf die die Bewegung des Markts verursachenden Sonderrechte zu nehmen. Die zur 
Korrektur einer Fehlentwicklung des Marktes und der unbillig erscheinenden Ergeb- 
nisse auserkorenen Instrumente sind wenig wirksam, weil sie nur auf der vertraglichen 
Ebene ansetzen. Sie sanktionieren unlautere Geschäftsmethoden, persönliches Fehlver- 
halten oder gewähren bei einer unvorhergesehenen Entwicklung ausnahmsweise eine 
Anpassung der Vertragsbedingungen. 

Man kann sich aber nicht nur aufrechtliche Aspekte der Vertragsgerechtigkeit im Sin- 
ne eines formal ordentlichen Vertragsschlusses und des lauteren Handels beschränken. 
Das Recht kann durch eine neu geschaffene Ordnung das Handeln anders struktu- 
rieren; rechtliche Urteile sind jedoch nur statischer und situationsbedingter Natur. 
Sie beschränken sich auf die Auswirkungen in der konkreten Beziehung, ohne zu 
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fragen, wie es zu einer bestimmten Situation gekommen ist, deren Bedingungen oft 
außerhalb des konkreten Rechtsverhältnisses, vielfach in der nicht mehr änderbaren 
Vergangenheit liegen. Selbst wenn man den Schutz der Interessen als einen Ausgleich der 
bestehenden Interessen auffasst, wird die Gesellschaft doch nur als stillstehend verstan- 
den. Der Ansatz bietet keine Gewähr für eine angemessene intertemporale Regelung, 
in der nicht nur die aktuellen Gruppen, sondern auch nachwachsende Mitglieder der 
Gesellschaft hinreichend berücksichtigt werden. Die Ergebnisse der geistigen Tätigkeit 
unterliegen aber einer besonderen Art des gemeinschaftlichen Austauschs, der von dem 
Tausch der konkreten körperlichen Güter vollkommen abweicht: Vorleistungen aus der 
Vergangenheit werden adaptiert und die eigenen Ergebnisse der Zukunft übereignet. 
Sie sind deshalb in einer ganz besonderen Art in die Entwicklung der Gemeinschaft 
eingebunden. 

Weil die persönlichkeitsrechtliche Theorie den Markt nicht beachtet oder integriert, 
überantwortetet sie das eigentumsähnlich gestaltete Monopolrecht dem freien Spiel 
der Kräfte des Marktes. In dieser Hinsicht ist diese Theorie eine Bankrotterklärung, 
denn für die Marktinteressenten ist die Legitimation der Sonderrechte vollkommen 
belanglos, und der Markt existiert selbstverständlich auch dann, wenn man ihn in der 
juristischen Betrachtung missachtet und er bei den Rechtsurteilen kein bedeutsamer 
Faktor ist. Es waltet deshalb eine besondere Art von Wirtschaftsliberalismus, nämlich 
in der Form des städtischen oder merkantilistischen Monopolmodells. Die vielfach 
erhobene Forderung, dem Urheber sei durch das Monopol der volle Ertrag seiner 
persönlichen Leistung zuzuordnen, ist in einer Tausch- und Marktwirtschaft aber 
ebenso sinnlos wie illusorisch. Das Urheberrecht gewährt auch kein Recht auf irgend 
eine Vergütung in irgend einer bestimmten Höhe. Dies war für die Frage der Gestaltung 
des Rechts ohne Bedeutung. Es ging nicht um den substantiellen Gehalt eines rechtlich 
generierten Ertrags der Urheber, sondern um die Absolutheit und Unanfechtbarkeit 
der elementaren Rechtsgrundsätze. 
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XVII. Titul. 

Die monopolia und schädliche auff und fürkäuff 
belangend. 

$ 1. Wiewol die monopolia/ betriegliche/ gefehr- 
liche und ungebürliche fürkäuff/ nit allein in gemei- 
nen geschriebnen Rechten/ sonder auch in gemach- 
ten und publicirten Reichsabschieden/ bey grossen 
peenen und straffen/ als verlust aller haab und gü- 
ter/ und verweißung des Landts verbotten/ So ist 
doch solchen satzungen/ abschieden und verbott/ 
biß anher mit gebürlicher und schüldiger vollnzie- 
hung/ gar nit nachkommen noch gelebt worden/ 
sonder seind in kurtzen jaren etwa viele grosse ge- 
sellschafft in kauffmanns geschefften/ auch etliche 
sonderbare personen/ hantierer und kauflleut im 
Reich auffgestanden/ die allerley wahren und kauff- 
manns güter/ auch wein/ korn und anders derglei- 
chen/ von den höchsten biß auf die geringsten (in 
welchen sie dann in den Landen hin und wider gu- 
te kundtschafften und verwarnus haben/ sonder- 
lich wann die wahren verderben/ oder sonst in auff- 
schlag kommen/ und ehe die andere kauflleut sol- 
ches gewahr werden) in ire handt und gewalt al- 
lein zubringen understehn/ auff und fürkauff da- 
mit zu treiben/ und denselben wahren einen wehrt 
nach irem willen und gefallen zusetzen/ oder dem 
käuffer/ oder dem verkäufffer/ anzudingen/ solche 
wahren niemandts dann inen zukaufen zugeben/ 
oder zubehalten/ oder daß er/ der verkäuffer/ sie 
nit näher/ oder anders geben wöll/ dann wie mit 
ime uberkommen/ fügen damit dem heiligen Reich/ 
und allen Ständen desselben mercklichen schaden/ 
wider obvermelte gemeine geschriebene Recht/ und 
alle Ehrbarkeit zu. 

$ 2. Hierauff haben wir zu fürderung gemeines 
nutzes/ und der notturfft nach/ verordnet und ge- 
setzt/ und thun das hiemit ernstlich/ und wöllen/ 
daß solche schädliche handthierungen/ auff/ und 
fürkäuff/ und derhalben gemachte geding/ verei- 


nigung/ und pact/ hinfüro verbotten/ und absein/ 
und die hinfüro niemandts weder durch sich selbst/ 
noch andere treiben/ oder uben soll/ Welche aber 
hierwider solches thun würden/ dero haab und gü- 
ter sollen confiscirt, und der Obrigkeit jegliches orts/ 
so peinliche straff derendts hat/ verfallen sein/ auch 
dieselben gesellschafften/ kauffleut und handtierer/ 
hinfüro durch kein Obrigkeit im Reich vergleitet/ 
sie auch desselben nit fehig sein/ mit was worten/ 
meynung oder clausul solche gelait gegeben werden. 

$ 3. Doch sol hierdurch niemands verpotten 
sein/ sich mit jemandts in gesellschafft zuthun/ ge- 
wahren zukauffen/ und zuverhandtieren/ allein daß 
solches obbestimpter satzung/ ordnung und verbott 
zuwider/ nit geübt/ noch gebraucht werde. 

$ 4 Es sol auch ein jede Obrigkeit in irem Gepiet 
mit ernst und fleiß bestellen/ und darob sein/ damit 
diese vorgesetzte Ordnung gestracks gehalten/ und 
derselben gelebt werde. 

$ 5. Und wo die durch einigen/ wer der wäre/ 
uber tretten/ derselb soll durch dieselben Obrig- 
keit/ da solche verbrechen geschehen/ innhalt die- 
ser Ordnung/ bei verlierung seiner haab und güter/ 
und verweisung deß Lands/ unnachlässig gestrafft 
werden. 

Der XXXV. Titul. 

Von Buchtruckern Schmähschrifften schmähli- 
chen Gemähls/ Gedichten und Anschlägen 

$ 1. Wiewol auff vilen hiervor gehaltnen Reichs- 
tägen/ weyland unsere loblichen vorfahren/ sich 
mit Churfürsten/ Fürsten und Ständen deß heiligen 
Reichs/ und der abwesenden Pottschaften/ verei- 
niget/ und verglichen/ auch satzung und ordnung 
im truck außgehen und verkündigen lassen haben/ 
daß in allen Truckereyen/ auch bey allen Buchfüh- 
rern und handlern/ mit ernstem fleiß versehung 
gethan/ daß hinfüro nichts neuwes/ so Obrigkeit 
wegen/ nit ersehen/ Insonderheit aber daß keine 
schmäschrifften/ gemälds/ oder dergleichen/ we- 
der offentlich/ noch haimlich gedicht/ getruckt und 
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fail gehabt werden sollen/ Wie dann dieselben ab- 
schied/ sonderlich aber der in Anno etc. siebentzig 
zu Speyer auffgericht worden ist/ ferner mitbringen/ 
So befinden wir doch/ daß ob denselben satzungen 
gar nichts gehalten/ sondern daß solche schmäliche 
Bücher/ schrifften/ gemälts/ und gemächts je lenger 
je mehr gedicht/ getruckt/ gemacht/ fail gehabt und 
ausgebrait werden. 


$.2. Wenn wir nun zu pflantzung und erhaltung 
Christlicher lieb und einigkeit/ und verhütung unru- 
he/ und weiterung/ so darauß ervolgen möcht/ uns 
schuldig erkennen/ in dem gebürlichen einsehens 
zu thun/ So setzen und ordnen Wir/ auch hiermit 
ernstlich gebietendt/ daß hinfüro alle Buchdrucker/ 
verleger/ oder händler/ wo und an welchen Orten 
die im heiligen Reich gesessen seyn/ bey niderle- 
gung ihres handtwercks/ auch einer schweren peen/ 
nach ermessigung irer ordentlichen Oberkeit/ un- 
nachläßig zu bezahlen/ keine Bücher/ klain oder 
groß/ wie die namen haben möchten/ in truck auß- 
gehen lassen sollen/ dieselben seyen dann zuvor 
durch ir ordentliche Oberkait eines jeden orts/ oder 
ire darzu verordneten/ besichtiget und der Lehr 
der Christlichen Kirchen/ deßgleichen den auffge- 
richten Reichs abschieden gemeß befunden/ darzu 
daß sie nit auffrührisch/ oder schmählich/ es tref- 
fe gleich hohe und nidere Stände/ gemaine/ oder 
sondere Personen an/ und deßhalb approbirt/ und 
zugelassen. Bey gleicher peen sollen auch alle obbe- 
melte Buchtrucker/ verleger und händler schüldig/ 
und verpflicht seyn/ in allen Büchern/ so sie also 
mit zulassen der Oberkeit hinfüro trucken werden/ 
den Authorem, oder dichter deß Buchs/ auch seinen 
deß truckers namen/ deßgleichen die Statt oder das 
ort/ da es getruckt worden/ unterschiedlich/ und 
mit namen zubenennen/ und zuvermelden. 


$. 3. Und setzen/ ordnen und wöllen wir/ daß 
alle und jede Oberkaiten/ uns und dem heiligen Rö- 
mischen Reich underworffen/ ernstlich eynsehens 
thun/ und verschaffen sollen/ daß nit allein dem/ 
wie obgemelt/ treuwlich nachkommen/ und gelebt 
werde/ sonder daß auch nichts/ so der Christlichen 
allgemeinen Lehr/ und zu Augspurg auffgerichten 
Religionsfrieden ungemeß und widerwertig/ oder 
zu unruhe und weiterung ursach geben/ noch auch 
keine Famoßbücher/ oder schrifften/ es habe der Au- 
thor seinen Namen darunder gesetzt/ oder nit/ deß- 
gleichen auch nichts schmälichs/ oder pasquilisch/ 
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oder in andrer weiß/ wie das namen haben/ und in 
was schein das beschehen möcht/ gedicht/ geschrie- 
ben/ in truck bracht/ gemalet/ geschnitzt/ gegossen/ 
oder gemacht/ sonder wo solche und dergleichen 
bücher/ schrifften/ gemälde/ abgüß/ geschnitz und 
gemächts/ in truck oder sonst vorhanden wären/ 
oder künfftiglich außgiengen/ und an tag kommen/ 
daß dieselbe nit fail gehabt/ gekaufft/ umbgetragen/ 
noch außgebrait/ sonder den verkäuffern genom- 
men/ und so viel immer möglich/ untergetruckt 
werden/ Und soll nit allein der Verkauffer/ oder 
Failhaber/ sonder auch der kauffer/ und andere/ 
bey denen solche Bücher/ Schmächschrifften/ oder 
gemäldes/ pasquils oder andere weiß/ sie seyen ge- 
schrieben/ gemalet/ oder getruckt/ befunden/ ge- 
fenglich angenommen/ gütlich/ oder wo es die not- 
turfft erfordert/ peinlich/ wo ihme solche Bücher/ 
gemäldes oder Schrifft herkommen/ gefragt/ und so 
der Author, oder ein ander/ wer der were/ von dem 
er/ der gefangen/ solliche Schrifft/ gemäld/ oder 
bücher uberkommen/ under derselben Oberkeit 
gesessen/ der soll alsbald auch gefenglich eyngezo- 
gen/ Were er aber under einer andern Herrschafft 
wonhafftig/ derselben soll solcher alsbald durch die 
Oberkeit/ da der erst fail/ oder innhaber solcher 
schrifften betretten/ angezeigt/ die abermals/ wie 
vorlaut handeln/ und dem also lang vorgeschrie- 
bener maß nachgefraget/ und nachgegangen/ bis 
der recht Author befunden/ der alsdann sampt den 
jenigen/ so es also umb getragen/ fail gehabt oder 
sonst außgeben/ vermög der recht/ und je nach ge- 
legenheit und gestalt der sachen/ darumb andren 
zum abschewlichen Exempel/ mit sonderm ernst 
gestrafft werden. 


$. 4. Wo auch einige Oberkeit/ wer die were/ 
oder wie sie namen haben möchte/ in erkündigung 
solcher ding/ oder so es ir angezeigt/ darinnen fahr- 
lässig handlen/ und nit straffen würde/ alsdann wöl- 
len wir entweder selbst/ wider dieselbige/ auch den 
Dichter/ Trucker oder die buchführer/ händler und 
verkauffer/ ernstlich straff fürnemmen lassen/ oder 
aber soll unser Kayserlichen Fiscal Ampts wegen/ 
dargegen auffgebührliche Straff procedirn und hand- 
len/ welche straff nach gelegenheit/ und gestalt der 
achen unser Kayserlich Cammergericht zu setzen 
und zu moderirn macht/ und befelch haben soll. 


$. 5. Doch/ wo vor dieser Zeit etwann derglei- 
chen bücher/ gemälds/ oder schrifften hinder einen 
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kommen/ und also hinder ihme blieben weren/ 
der soll darumb nit gefahrt werden/ aber dannocht 
schuldig seyn/ so er die befinde/ dieselbige nicht 
weiter außzubraiten/ zu verschencken/ oder zu ver- 
kauffen/ und also vorige schmach wider zu erneu- 
wern/ sonder allweg zu thun/ oder dermassen zu- 
verwaren/ daß sie niemands zu schmach reichen 
und gelangen mögen. 


$. 6. Und damit solchem allem desto steiffer und 
eigentlicher nachgesetzt/ und dergleichen Famoß- 
bücher/ schrifft oder gemälds/ umb so viel mehr 
vermitten werde/ So ordnen und setzen wir nach- 
mals/ daß im gantzen Römischen Reich die Buchtru- 
ckereyen an keinen anderen örtern/ dann in den 
Stätten/ da Churfürsten/ und Fürsten ire gewöhn- 
liche Hoffhaltungen haben/ oder da Universitates 
seyen/ oder in ansehnlichen Reichsstätten verstat- 
tet/ Aber sonsten alle winckeltruckereyen gestracks 
abgeschafft werden sollen/ Deßgleichen soll auch 
kein Buchtrucker zugelassen werden/ der nit zu for- 
derst von seiner Oberkeit/ darunter er häußlich sit- 
zet/ darzu redlich/ erbar/ und aller dings tauglich er- 
kennt/ auch darselbst mit sonderlichem leiblichem 
Aydt beladen ist/ in seinem trucken sich obberürten 
jetzigen und künfftigen Reichsabschieden gemeß zu 
erzeigen/ und sich aller lästerlichen und schmäch- 
lichen bücher/ gemälds und gedicht/ gentzlich zu 
enthalten. 


$. 7. Wann wir auch berichtet worden seind/ 
daß in etlichen Landen dieser brauch/ oder viel 
mehr mißbrauch eingerissen/ da dem glaubiger auff 
sein angesinnen von seinem schuldener/ oder bür- 
gen nit bezahlt wirdt/ daß er derent wegen dieselbi- 
gen mit schendlichem gemäld/ und brieffen/ offent- 
lich anschlagen/ schelten/ beschreyen/ und verüffen 
lasset/ Dieweil aber sollich angeschlagen allen er- 
barn sitten zuwider/ darzu gantz ärgerlich/ auch 
viel zancks/ und böses verursacht/ darumb es ja in 
keinem gebiet/ darinn recht und billichkeit adminis- 
trirt werden kan/ zuverstatten/ So wollen wir dassel- 
big anschlagen/ auch solche geding und pacta den 
verschreibungen einzuverleiben/ hiemitt gäntzlich 
verbotten/ und auffgehaben/ auch allen und jeden 
Oberkeiten in irem gebiet/ mit ernstlicher straff/ ge- 
gen den jenigen/ so hernach deß anschlagens sich 
gebrauchen würden/ zu verfahren befohlen haben. 
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Nürnberger Druckerordnung 1673 (Auszug) 

[Ziffer ı betrifft die Wahl von zwei für die Durch- 
führung der Verordnung Verantwortlichen aus der 
Reihe der Drucker und Ziffer 2 die Zensur] 

Zum Dritten/ wann sie alte Bücher wieder neu 
wollen auflegen/ sollen sie solche/ gleich den Neu- 
en/ zusamt der Auction oder änderung/ ebenmässig 
der ordentlichen Censur untergeben/ und der Er- 
laubnus zum Druck/ erwarten. 

Zum Vierten/ sollen alle zur Censur gegebene 
Materien/ in einem halben Jahr/ nach derselben 
erlangung/ zudrucken angefangen/ und damit fort- 
gesetzt/ auch sowol von der Ersten/ als nachfolgen- 
den Auflagen/ in gemeiner Stadt Bibliothec/ ohne 
Unterscheid der Formaten/ es mögen solche groß 
oder klein seyn/ auch viel oder wenig Bögen in sich 
begreifen/ geliefert werden; widrigen falls einem 
anderen Buchdrucker dieselbe zudrucken unver- 
wehret seyn. Und sollen die hiesigen Buchhändler 
und Verleger hinführo ihre Bücher oder Calender/ 
ausser dieser Stadt Gebiet/ bey empfindlicher Straf- 
fe/ drucken zulassen nicht macht haben. 

Da sie aber von denen Druckereyen allhier oder 
zu Altdorff/ nicht gefertigt werden könnten: sollen 
sie dasselbe bey Eines Wol-Edlen Hochweisen Raths 
Verordneten/ anzeigen/ und/ nach dero befindung/ 
die erlaubnus/ sich fremder Druckereyen hierinnen 
zugebrauchen/ erwarten. 

Zum Fünften/ weiln/ des Nachdruckens halben/ 
viel Ungelegenheit und Klagen verursachet worden; 
Als sollen sich die Buchdrucker und Verleger/ alles 
Nachdruckens/ sowol privilegierter - als unprivile- 
gierter Materien enthalten/ wie auch des Vortheils/ 
daß sie andere Format nehmen/ die Figuren und 
Kupfer in etwas ändern/ oder Neue verfertigen las- 
sen/ einen anderen Titul und Namen des Autoris 
gebrauchen/ neue und andere Summaria machen/ 
Scholia und anders darzu thun/ noch dergleichen 
vorzunehmen/ einem Fremden anlaß geben: Alles 
bey Straff eines Guldens von jedem Bogen/ confis- 
cierung der Exemplarien/ und abtrag des ersten Ver- 
legers hierdurch verursachten Schadens. 

Würde Sechstens aber einer zu solchen verbotte- 
nen Nachdruck ein Privilegium subreptitie ausbrin- 
gen/ solle ihme doch dasselbe hiesigen Orts nichts 
vortragen/ noch dem ersten Verleger/ an fernerer 
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Auflegung des Buchs/ hinderlich seyn: und sollen 
solche zur Ungebühr nachgedruckte Bücher/ unge- 
achtet/ ob sie in ihrer vorigen/ oder veränderten 
Beschaffenheit/ herauskommen/ von andern Orten 
nicht hierhero gebracht/ noch verkaufft werden/ 
bey Vermeidung der im obigen $. gesetzten Straff. 

Im Fall Siebendens aber der erste Drucker/ das 
Buch/ auf begehren des Autoris/ nicht wider aufle- 
gen/ und ein anderer Buchdrucker sich hierzu er- 
bietig machen wolte/ solte es ihme zwar zudrucken 
zugelassen seyn/ doch soll er sich mit dem ersten 
Drucker/ der noch übrig habenden Exemplarien 
halben/ billichen Dingen nach/ vergleichen/ die ge- 
meine Materien/ als Evangelien/ Psalter/ Catechis- 
mus/ Namenbüchlein/ und dergleichen sogenante 
Schulbücher betreffend/ sollen von keinem Buch- 
drucker/ weder mit mehr- oder minderung/ noch 
bedruckung einiger Lieder oder dergleichen/ eige- 
nen Willens verfahren: sondern jedes gelassen wer- 
den/ wie es ist; es wäre dann/ daß/ auf gutbefinden/ 
Ein Wol-Edler Magistrat dieser Stadt/ darbey eine 
Aenderunghaben und anbefehlen wolte/ oder auch/ 
wann fremde Bürcher/ allhier wider von neuem auf- 
gelegt werden/ die Autores solche selbst ändern/ auf 
welchen Fall jedoch der Buchdrucker oder Verle- 
ger/ solches dem Herrn Obristen Kirchen-Pfleger 
zuvörderst anzeigen/ und der Censur erwarten sol- 
le. 

Es ist auch Achtens auf der Buchführer mehr- 
mahln einkommene Klag/ wegen des Bucher feyl- 
habens am Marckt/ Ref/ Schrägen und Bäncken/ 
bei Einem Wol-Edlen/ Hochweisen Rath verlassen 
und decretirt worden/ nicht allein denen Buchbin- 
dern insgemein/ sondern auch allen anderen sol- 
ches abzuschaffen/ und es allein in den gewöhnli- 
chen Messen und zur Freyhungs-Zeit zuzulassen 
und zuverstatten; dargegen sollen die Buchführer 
schuldig seyn/ die Buchbinder mit dem Binderlohn 
nicht allzuhart und wider die Billigkeit zupressen/ 
sondern mit dem Lohn zuhalten/ daß sie bleiben 
können. 

Sie sollen auch/ bey Straff zehen Gulden/ hinfü- 
ro kein Buch an auswendigen Orten/ sondern allein 
bey hiesigen Meistern/ binden lassen. 

Damit sich auch Neuntens/ die Druckereyen 
nicht überhäuffen/ sollen derselben bey hiesiger 
Stadt/ mehr nicht/ als die anjetzo sich befindliche 
Sieben/ samt denen zu Altdorff bey der Universität 
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angerichteten zweyen Druckereyen hinfüro zuge- 
lassen werden. 

Die weiteren Bestimmungen waren typisch für 
Zünfte, etwa Vorrang der Stadtbürger, Begrenzung 
der Zahl der Lehrlinge in Abhängigkeit von der Zahl 
der Pressen, Gleichheit von Lohn und Kost, Gesellen- 
abschied, wöchentliche Abgaben (Büchsengeld) in Hö- 
he von acht Pfennig für jede Presse und vier Pfennig 
für jeden Gesellen, Lehrzeiten, Regelungen zum Ar- 
beitsverhältnis der Gesellen, Verhaltensregeln (kein 
Spielen, kein Trinken, Heimkehr mit den Feyerglo- 
cken), Faßnachtsgeld in Höhe von einem Reichsthaler 
für einen verheirateten, einem Gulden für den unver- 
heirateten Gesellen, Verbot des Zuschusses, Begren- 
zung der Kosten für die Gesellenprüfung auf zwölf 
oder sechzehn Reichsthaler etc. 


Vereinigte Punkte 1669 


Eine Zusammenstellung aus der neuen Ordnung und 
Artikel für Buchhändler, Buchdrucker und Buchbin- 
der, welche vom Reichstag zu Regensburg bestätigt 
werden sollen« (Lect. in Sen.: den 8. Aprilis 1669) 
und dem von sämtlichen Frankfurter Buchhändlern, 
mit Ausnahme von Kaspar Wächtler und Gottfried 
Seyler, unterzeichneten Übereinkommen vom 2. Sep- 
tember 1669, den »Vereinigten Punkten«: 
Buchtrucker. Kein Buchtrucker soll einiges 
Buch, welches Er für sich trucket und verleget, ver- 
stechen, sondern selbige eintzig oder Pallenweise, 
jedoch in billigem Preiß, an Buchhändler, gegen 
Gelt, alß gut er kann und mag verkauffen. 
Deßgleichen sollen sie die Zahl der Aufflage, so 
Buchhändler bey Ihnen trucken laßen, völlig lief- 
fern, Kein einziges Exemplar, ohne des Verlegers 
consens, vor jemant zuschießen, weder vor dem Au- 
thor selbst oder sonsten vor jemanden, sondern es 
sollen alle übrige Exemplaria, so aus den Zuschuß 
Büchern Können und mögen ergänzet werden, ne- 
benst den Defecten gegen einer discretion gleicher 
maßen dem Verläger einzuhändigen schuldig sein, 
und also Kein einzig Exemplar weder vor sich noch 
die Gesellen zurückbehalten, und da einiger darwie- 
der handeln solte, soll Er von Einem Hochl. Magis- 
trat der Statt, alwo Er sich befindet und geseßen, 
nicht allein hochsträfflich angesehen, sondern auch 
seines Ehrlichen Nahmens entsezet und Keine tru- 
ckerey mehr zu führen tüchtig geachtet werden. 
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Buchbinder. Die Buchbinder sollen Keine Bü- 
cher verlegen oder trucken laßen, sondern bey 
Ihrem Band bleiben, welche aber nebenst Ihrem 
Handwerckh einen Laden haben, die sollen schul- 
dig sein, die rohe Materien von den Buchhändlern 
zu kauffen. 

Kunsthändler vnd Formschneider. Den Kunst- 
händlern und Formschneidern mag wohl erlaubet 
werden, daß sie solche Bücher, welche Kunstsachen 
oder nothwendige Kupffer, oder Holtz-figuren, er- 
fordern, verlegen vnd trucken lassen, jedoch daß sie 
solche gleich den Buchtruckern nicht verstechen, 
sondern in billichem Preiß verkauffen. 

So viel die Kupfferstecher betrifft, sollen sie bey 
ihrer Kupffer-Truckerey nicht anderst, alß mit eint- 
zelen Kupfferstücken, oder gantzen Bilder- und fi- 
gur Büchern handeln, Getruckte Bücher aber zu 
verlegen und damit zu handeln, ihnen allerdings 
verwehret sein. 

Gelährte Geist- und Weltliche. Was Gelehrte, 
so wohl Geist- alß weltliche betrifft, und Bücher 
auff ihre Uncosten, (mehrern Gewins und eigenen 
Nutzens halben, als dem gemeinen Wesen damit zu 
dienen) verlegen und trucken lassen, sollen nicht 
mehr, wie bißhero, wenig oder viel, selbsten oder 
auch durch andere beym Handel außgeschlossene 
Personen, ihre Bücher verkauffen, oder verkauffen 
lassen; doch soll ihnen nicht gewehret oder verbot- 
ten sein Ihre eigene Schrifften und Wercke, auff 
ihren Uncosten trucken zu lassen, wofern Sie die- 
selbige Bücher eintzel oder Pallenweiß in billichem 
Preis verkauffen, aber mit andern Büchern zu hand- 
len und in frembde Handlungen sich einzumischen, 
wie bißhero geschehen, soll Ihnen allerdings verbot- 
ten und ganz und gar nicht gestattet werden. 

Buchhandlungsverderber. Alle die übrige, so 
weder vom Buchhandel, Buchtruckern oder Buch- 
bindern herkommen, auch keine Kunsthändler, 
Kupfferstecher, oder Formenschneyder, sondern 
von andern Handwerckern sich abthun, und mit 
Büchern zu handeln sich unterstehen, sollen gäntz- 
lich cassiret werden und zu der Buchhandlung nicht 
gelassen werden. 

Lehr Jungen, Diener, und Buchhändlers Söh- 
ne. Was die Lehr Jungen betreffen thut, so sollen 
selbige, welche nicht fünff biß sechs Jahr, nach deß 
annehmenden Knaben auff sich habendem alter, je- 
doch nicht unter fünff Jahren, bey einem rechten 
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Buchhändler, alß ein Jung seine Zeit und Lehr-Jahr 
außgestanden, und nachgehend, zum wenigsten 2 
Jahr alß ein Diener gedienet, denen solle nicht zu- 
gelassen werden den Buch-Handel zuführen; 

Was aber Buchhändlers Söhne sind, sollen nicht 
verbunden sein, nothwendig bey andern die die 
Handlung zu lernen; 

Ebenmäßig mögen und Können der Buchhänd- 
ler hinterlaßene Wittiben und Töchter respective Ih- 
re Männer, Successores und Erben, ob sie sich schon 
an andere dem Buchhandel nicht zugethane Perso- 
nen verheurathen, wie auch diejenige, auff welche 
eine Handlung durch Successionem vel universalem 
vel Singularem zukombt, plenissimo Jure die Hand- 
lung fortführen und die Ihrige continuiren. Aber 
Buchtrucker, Buchbinder und Künstler, welche ins 
Künfftige neben Ihrer Kunst und Handwerckh ein 
Sortiment von Büchern haben wollen, sollen ver- 
bunden sein, Ihre Söhne, so zur Zeit der erlangten 
Ordnung vor Keine Handlungsdiener Können pas- 
sirt werden, bey einem Buchhändler zum wenigsten 
für einen Lehrjungen in Dienst zu thun, woferne 
derselbe mit der Zeit einen Buchhandel zu führen 
gesinnet, auch nach verflossenen Lehr Jahren 2 Jahr 
in der frembde bey Buchhändlern sich auffhalten. 

Juden. Weilen die Juden ohne schew mit Bü- 
chern, so wohl Geist- alß weltlichen, nicht ohne 
der Christen höchsten Despect, handeln, auch nach 
abgang eines und deß andern Buchs dasselbe wie- 
der (doch unter frembden Nahmen) aufflegen las- 
sen, und die nötigste Vncosten, welche die Buch- 
händler anwenden müßen, erspahren, und sehr viel 
verfälschte Editiones herfür bringen, also daß dem 
gemeinen Wesen durch solche übel getruckte Bü- 
cher leicht eine Verwirrung veruhrsacht wird, und 
also ein vnwiederbringlicher Schaden entstehet, der 
Buchhandel auch an sich selbsten in großen De- 
spect gesetzet wird, alß soll ihnen durch auß, ferner 
mit Büchern zu handlen und trucken zu laßen nicht 
vergünstigt, sondern bey willkührlicher Strafe hie- 
mit außtrücklich benommen und verbotten sein, 
welche aber nothhalber Bücher an schulden, oder 
underpfand an Zahlung, annehmen müssen, die sol- 
len den ordentlichen weg des Rechtens brauchen, 
solche außklagen und öffentlich subhastiren, und 
im geringsten nicht under der Hand stückweiß ver- 
handeln und verkauffen, auch sollen Sie von denen 
Büchern, so albereit in Ihren Händen sind, eine 
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ordentliche und auffrichtige Specification uns zu- 
stellen 

Nachtruckung alter Bücher. Damit aber auch 
kein Buchführer künfftiger Zeit dem andern mit 
dem schändlichen Nachtrucken fernern Schaden 
zufügen möge, soll keiner kein getrucktes Buch 
aufs newe verlegen, oder trucken lassen, Er habe 
sich dann zuvor mit den Jenigen Erben verglichen, 
so das Buch vorhin verlegt gehabt, und deßwegen 
auff begebenden fall glaubwürdig zu bescheinen 
schuldig sein solle, daß Ihme von den rechten Ey- 
genthumbs Herren solches zu verlegen, seye cedirt 
worden. Damit nun manniglichen so mit Büchern 
handeln oder damit umbgehen, Kund möge gethan 
werden, daß sie sich vor Schaden fürzusehen, und 
vngelegenheit zu hüten haben, sind vorige Ordnun- 
gen und Articul auff bevorstehendem Reichstag zu 
Regenspurg angenommen, selbige steet und fest zu 
halten bewilliget und confirmiret worden. 

Dafern aber ein Buch in 10 biß 20 Jahren geman- 
gelt, die rechtmäßige Erben nicht zur Hand oder 
bekant, und jemand solches Buch wieder zu trucken 
und auffzulegen vorhabens, mag es wohl mit dieser 
condition geschehen, daß, woferne das Buch ver- 
fertiget, und die rechtmäßige Erben sich alßdann 
angeben solten, soll der Verleger schuldig sein, den- 
selben einen billigen recompens davor zu thun, oder 
Ihnen solches gegen erstattung seiner angewende- 
ten Außlagen und Unkosten nebenst einem Recom- 
pens vor seine gehabte mühe und außgelegte gelder 
zu überlaßen. 

Nachtrucken neuer Bücher. Nicht weniger sol- 
le es einigen Buchhändlern erlaubt sein, einiges 
Buch, daß Ein, Zwo, oder mehrmahl getruckt wor- 
den von dem Authore, ist er noch am leben, abzu- 
handlen, soferne denen Ersten Verlegern solches 
versprochen, sondern alle Contracte, so die Ersten 
Verleger mit denen Authoribus, wegen aufllegung 
derer Bücher, gemachet und geschlossen, sollen al- 
lerseits unverbrüchlich gehalten werden, und nie- 
mant befugt sein, denselben zuwieder sich einzu- 
mischen oder solche wercke auff art und weiß, wie 
die auch außgesonnen werden mögten, an sich zu 
bringen. 

Weilen wir auß allerunderthänigsten gehorsamb, 
so wir Ihrer Kays. Maytt. schuldig, alle Privilegia, 
so dieselbe an Außländische und außer dem Römi- 
schen Reich geseßene, ertheilen, allergebührlichst 
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respectiren und denenselben gehorsambst nachgele- 
ben müßen, hingegen aber sehen und erfahren, daß 
dergleichen Außländische diejenige Privilegia, so 
unß von Ihrer Kays. Maytt. ertheilet werden, nicht 
achten, sondern zu Ihrer Kays. Maytt. alß höchs- 
tem Oberhaupt höchsten verunehrung und unserm 
großen schaden darwieder handlen; AIß ist unse- 
re nothringende Pitt, hierin diese nachtrückliche 
Verordnung thun und ergehen zu laßen, daß, so 
Künfftig darwieder gehandelt werden solte, wir Uns 
unseres schadens halber gegen die thäter so wohlan 
Person alß Ihrem gutt, wo sie im Römischen Reich 
zu betretten, erholen mögen, damit jedermann bey 
seinem erlangten Privilegio sicher sein möge. 


Bücher-Auctiones. Nachdeme die Bücher Auc- 
tiones zur Meßzeit sehr schädlich und bey den Buch- 
händlern in Teutschland niemals üblichen gewesen, 
in dem diejenige, so die andern wegen außgenom- 
mener Bücher (Zahlung) zu thun schuldig, solches 
gelt mehrentheils bey den Auctionen anwenden 
und außgeben, hingegen Ihren rechtmässigen Cre- 
ditoren welche Ihre Rechnung darauff gestelt gehabt 
Ihre schuldforderung einzunehmen, entweder gar 
nichts oder aber sehr wenig auff abschlag bezah- 
len, dadurch dann leichtlich eine ohngelegenheit 
entstehen Kann, alß sollen solche Bücher Auctio- 
nes zur Meßzeit nicht allein allerdings gäntzlich 
abgeschafft, sondern es sollen diejenigen, so umb 
solcher Auction erlaubnus anhalten, mit einer wil- 
kührlichen straff angesehen und bey andern recht- 
mäßigen Buchhändlern nicht geduldet werden. 


Tax der Bücher. Die Tax der Bücher betreffend, 
weil von vielen Buchhändlern schon vor etlichen 
Jahren, neben alhiesigem Löbl. Magistrat ist gründ- 
lich deduciret worden, daß ein Tax zu machen nicht 
practicirlich, der Freyheit der Meß nachtheilig, alß 
läst mans nochmals darbey bewenden. 


Schlüßlichen contestiren wir daß gar nicht un- 
sere meinung durch vorgesetzte puncta diejenige, 
so bißhero zum Buchhandel Kommen und darin- 
nen albereit würcklich seind, davon zu tringen und 
außzustoßen, sondern nur dahin zu sehen, wie ins 
Künfftige die abusus mögten verhindert werden. 


Preußisches Allgemeines Landrecht 
Erneuerung eines Privilegs (1771) 


Privileg des bayerischen Kurfürsten vom 4. April 1771 
für die zweite Auflage (die erste war 1753 erschienen) 
des CoDEX JURIS BAVARICI JUDICIARI: 


Von Gottes Gnaden Wir Maximilian Joseph in 
Ober- und Niederbaiern, auch der obern Pfalz Her- 
zog, Pfalzgraf bey Rhein, des heil. Röm. Reichs Erz- 
truchseß, und Churfürst, Landgraf zu Leuchtenberg 
etc. etc. Bekennen offentlich mit diesem Brief, und 
thun kund männiglich, wasmassen Uns Unsers Hof- 
und Landschaftsbuchdruckers Johann Jacob Vöt- 
ters nachgelassenen Wittib und Erben in München 
unterthänigst zu vernehmen gegeben, welcherge- 
stalten das von Uns ihnen ertheilte Privilegium Im- 
pressorium auf den Codicem Judiciarium & Cri- 
minalem una cum notis in Folio & 8vo. mit heu- 
rigen Jahr wirklich exspirirt, und dahero Uns sel- 
be gehorsamst belangt haben, um Wir sothannes 
exspirirtes Privilegium solchergestalten wieder zu 
bestättigen, zu erneuern, und weiters zu erstreken 
gnädigst geruhen möchten, damit sich künftighin 
niemand unterstehen solte, berührte zweyte Edition 
des Codicis Judiciarii [...] nachzudrucken; Da Wir 
nun erstangezogene Bitte gnädigst angesehen, und 
solchemnach berührt Vötterischen Wittib und Er- 
ben die besondere Gnade gethan, daß sie von nun 
an in die weitere zehen Jahre diese mehrbesagte 
zweyte Edition des Codicis Judiciarii [...] in offe- 
nen Druck ausgehen, hin- und wieder ausgeben, feil 
haben, und verkaufen lassen, solche aber jemand 
anderer in Unserem Churfürstenthum und Landen 
nicht nachdrucken därfe; Als gebiethen Wir all- und 
jeden Unseren aufgestelten Obrigkeiten und Beam- 
ten hiemit ernstlich, keinen in unseren Churlanden 
zu Baiern, dann dem Herzogthum der obern Pfalz 
angesessenen Buchdruckeren, Buchhandleren und 
Buchbinderen zu gestatten, daß sie noch jemand 
anderer oftbemeldten Codicem Judiciarium |[...] 
weder in dem schon gedruckten noch einem an- 
dern Format nachzudrucken, oder nachgedruck- 
ter zu distrahiren, und zu verkaufen, weniger die 
ausländische darmit in ermeldt unsere Churlande 
zu Baiern dann der obern Pfalz hierin zu handeln 
sich unterfangen sollen, und dieses bey Vermeidung 
Unserer höchsten Ungnad nebst Verworchung ei- 
niger Geldstraf von einhundert Ducaten, wovon 
die Helfte Unserer Hofkammer, die andere Helfte 
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aber mehrerwehnten Verlegeren zukommen solle, 
dann auch bey Verliehrung derselben Nachdruck, 
welchen oftmentionirte Vötterische Wittib und Er- 
ben mit Hilf und Zuthun eines jeden Orts Obrigkeit 
gegen Vorweisung dieser Unser gnädigsten Verord- 
nung und ertheilten Privilegii, wo man dergleichen 
finden wird, alsogleich aus eigenem Gewalt ohne 
Verhinderung männiglich zu sich nehmen, und dar- 
mit nach Gefallen handeln und thun mögen: Doch 
solle anderen zur Nachricht und Wahrnung dieses 
Unser churfürstl. Privilegium in berührten Codice 
Judiciario & Criminali vorangedruckt werden. 
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Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten 
vom 5. Februar 1794 (Auszug) 

Erster Theil - Achter Titel 

Vom Eigenthum Begriff. 

$. ı. Eigenthümer heißt derjenige, welcher befugt 
ist, über die Substanz einer Sache, oder eines Rechts, 
mit Ausschließung Anderer, aus eigner Macht, durch 
sich selbst, oder durch einen Dritten, zu verfügen. 
Gegenstand des Eigenthums. 

$. 2. Alles, was einen ausschließenden Nutzen 
gewähren kann, ist ein Gegenstand des Eigenthums. 

$. 3. Sachen, von deren Benutzung, ihrer Natur 
nach, niemand ausgeschlossen werden kann, kön- 
nen kein Eigenthum einzelner Personen werden. 

$. 4. Ein Gleiches gilt von Sachen, welche durch 
die Gesetze des Staats vom gemeinen Verkehr aus- 
genommen sind. 

$.5. Daß eine Sache, die an sich ein Gegenstand 
des Eigenthums seyn kann, vom gemeinen Privat- 
verkehr ausgenommen sey, wird nicht vermuthet. 

Personen, welche Eigenthum erwerben können. 
[2 

Von den unter dem Eigenthume begriffenen Rech- 
ten. 

$. 9. Zum vollen Eigenthume gehört das Recht, 
die Sache zu besitzen, zu gebrauchen, und sich der- 
selben zu begeben. 

$. 10. Das Recht, über die Substanz der Sache zu 
verfügen, wird Proprietät genannt. 

$. 11. Das Recht, eine Sache zu seinem Vortheil 
zu gebrauchen, heißt das Nutzungsrecht. 
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$. ı2. Das zum Eigenthum gehörende Nutzungs- 
recht erstreckt sich auf alle Vortheile, welche die 
Sache gewähren kann. 

$. 13. Der Eigenthümer ist von dem Gebrauche 
seiner Sache, so weit es die Gesetze nicht ausdrück- 
lich verordnen, niemanden Rechenschaft zu geben 
schuldig. 

Einteilungen des Eigenthums. |...] 

Grundsätze von dem getheilten und eingeschränk- 
ten Eigenthume. |...) 

$. 25. Einschränkungen des Eigenthums müssen 
also durch Natur, Gesetze, oder Willenserklärungen 
bestimmt seyn. 

$. 26. Jeder Gebrauch des Eigenthums ist daher 
erlaubt und rechtmäßig, durch welchen weder wohl- 
erworbne Rechte eines Andern gekränkt, noch die 
m den Gesetzen des Staats vorgeschriebnen Schran- 
ken überschritten werden. 

$. 27. Niemand darf sein Eigenthum zur Krän- 
kung oder Beschädigung Andrer mißbrauchen. 

$. 28. Mißbrauch heißt ein solcher Gebrauch des 
Eigenthums, welcher vermöge seiner Natur nur die 
Kränkung eines Andern zur Absicht haben kann. 


Erster Theil - Eilfter Titel 

Von den Titeln zur Erwerbung des Eigent- 
hums, welche sich in Verträgen unter Lebendi- 
gen gründen 

Achter Abschnitt 

Von Verträgen; wodurch Sachen gegen Handlun- 
gen, oder Handlungen gegen Handlungen verspro- 
chen werden 

7) Verlagsverträge. 

$. 996. Das Verlagsrecht besteht in der Befug- 
niß, eine Schrift durch den Druck zu vervielfältigen, 
und sie auf den Messen, unter die Buchhändler und 
sonst, ausschließend abzusetzen. 

$. 997. Nicht bloß Bücher, sondern auch Land- 
charten, Kupferstiche, topographische Zeichnun- 
gen, und musikalische Compositionen, sind ein Ge- 
genstand des Verlagsrechtes. 

$. 998. In der Regel erlangt der Buchhändler das 
Verlagsrecht nur durch einen mit dem Verfasser 
darüber geschlossenen schriftlichen Vertrag. 

$. 999. Ist dergleichen schriftlicher Vertrag nicht 
errichtet, die Handschrift jedoch von dem Schrift- 
steller abgeliefert worden: so gilt die mündliche Ab- 
rede zwar in Ansehung des dem Verfasser verspro- 
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chenen Honorarii; in allen übrigen Stücken aber 
sind die Verhältnisse beyder Theile lediglich nach 
den gesetzlichen Vorschriften zu beurtheilen. 

$. 1000. Der Verfasser ist schuldig, den schriftli- 
chen Vertrag durch Lieferung der Handschrift zu 
gehöriger Zeit zu erfüllen. 

$. 1001. Thut er dieses nicht, so kann der Verleger 
von dem Vertrage wieder abgehn. 

$. 1002. Ist die Zeit, wenn die Handschrift ge- 
liefert werden soll, im Vertrage nicht bestimmt, so 
wird angenommen, daß dieselbe dergestalt geliefert 
werden solle, damit der Verleger die Schrift noch 
auf die nächste Leipziger Messe bringen könne. 

$. 1003. Erhellet aus der Größe und dem Umfan- 
ge des Werks, oder aus der kurzen Zwischenzeit bis 
zur Messe, oder aus andern Umständen, daß dem 
Schriftsteller eine längere Zeit gestattet seyn sollen, 
so hängt die nähere im Contrakte nicht enthaltene 
Bestimmung von dem Schriftsteller ab. 

$. 1004. Doch kann derselbe von dem Verleger 
angehalten werden, eine gewisse Zeit zu bestimmen, 
oder sich den Rücktritt von dem Contrakte gefallen 
zu lassen. 

$. 1005. Ereignen sich Umstände oder Hindernis- 
se, welche den Verfasser veranlassen, das verspro- 
chene Werk gar nicht herauszugeben, so kann er 
von dem Vertrage zurücktreten. 

$. 1006. Er muß aber dem Verleger den Schaden 
ersetzen, welcher demselben aus den zum Abdrucke 
etwa schon getroffenen, und durch den Rücktritt 
unnutz werdenden Anstalten, wirklich entsteht. 

$. 1007. Giebt aber der Schriftsteller das einem 
Verleger versprochene Werk innerhalb Jahresfrist 
nach dem Rücktritte, ohne Vorwissen und Einwil- 
ligung desselben, in einem andern Verlage, oder 
auf eigene Rechnung heraus, so muß er dem ersten 
Verleger auch für den entgangenen Gewinn gerecht 
werden. 

$. 1008. Findet der Schriftsteller nöthig, in Anse- 
hung des Umfangs, oder der Einrichtung des Werks, 
Veränderungen noch vor dem Drucke zu machen, 
so hat der Verleger die Wahl, sich dieselben gefallen 
zu lassen, oder von dem Vertrage wieder abzuge- 
hen. 

$.1009. Macht aber der Schriftsteller dergleichen 
Veränderungen nach bereits angefangenem Drucke, 
ohne die Einwilligung des Verlegers, so haftet er 
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dem Verleger für allen daraus entstehenden Scha- 
den. 

$. 1010. Wegen der Fälle, wo die Erfüllung des 
Verlagsvertrages einem oder dem andern Theile un- 
möglich wird, hat es bey den Vorschriften des $. 879. 
sqg. sein Bewenden. 

$. 1011. Wenn ein neuer unveränderter Abdruck 
einer Schrift in eben demselben Formate veranlaßt 
wird, so heißt solches eine neue Auflage. 

$. 1012. Wenn aber eine Schrift in verändertem 
Formate, oder mit Veränderungen im Inhalte, von 
neuem gedruckt wird, so wird solches eine neue 
Ausgabe genannt. 

$. 1013. Ist im Verlagsvertrage die Zahl der Ex- 
emplare der ersten Auflage nicht bestimmt, so steht 
es dem Verleger frey, auch ohne ausdrückliche Ein- 
willigung des Verfassers, neue Auflagen zu veran- 
stalten. 

$. 1014. Ist aber die Zahl bestimmt, so muß der 
Verleger, wenn er eine neue Auflage machen will, 
sich darüber mit dem Schriftsteller oder dessen Er- 
ben anderweit abfinden. 

$. 1015. Können die Parteyen sich darüber nicht 
vereinigen, so dient die Hälfte des für die erste Auf- 
lage gezahlten Honorarii zum Maaßstabe. 

$. 1016. Hingegen erstreckt sich das Verlagsrecht 
in der Regel, und wenn nicht in dem geschlossenen 
schriftlichen Vertrage ein Anderes verabredet ist, 
nur auf die erste Ausgabe des Werks, mit Inbegriff 
aller fernern Theile und Fortsetzungen desselben. 

$. 1017. Der erste Verleger kann also niemals eine 
neue Ausgabe machen, ohne mit dem Schriftsteller 
einen neuen Vertrag darüber geschlossen zu haben. 

$. 1018. Dagegen kann auch der Schriftsteller kei- 
ne neue Ausgabe veranstalten, so lange der erste 
Verleger die von ihm nach $. 1013.1014. rechtmäßig 
veranstalteten Auflagen noch nicht abgesetzt hat. 

$.1019. Können Verfasser und Buchhändler sich 
wegen der neuen Ausgabe nicht vereinigen, so muß 
ersterer, wenn er dieselbe in einem andern Verlage 
herausgeben will, zuvörderst dem vorigen Verleger 
alle noch vorräthige Exemplare der ersten Ausgabe, 
gegen baare Bezahlung des Buchhändler-Preises, 
abnehmen. 

$.1020. Das Recht des Verfassers, daß ohne seine 
Zuziehung keine neue Ausgabe veranstaltet werden 
darf, geht, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich 
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und schriftlich verabredet worden, auf seine Erben 
nicht über. 

$. 1021. Vorstehende Einschränkungen des Ver- 
lagsrechts zum Besten des Schriftstellers fallen 
weg, wenn der Buchhändler die Ausarbeitung ei- 
nes Werks nach einer von ihm gefaßten Idee dem 
Schriftsteller zuerst übertragen, und dieser die Aus- 
führung ohne besondern schriftlichen Vorbehalt 
übernommen; oder wenn der Buchhändler mehre- 
re Verfasser, zur Ausführung einer solchen Idee, als 
Mitarbeiter angestellt hat. 

$. 1022. In diesen Fällen gebührt das volle Ver- 
lagsrecht vom Anfange an dem Buchhändler, und 
der oder die Verfasser können sich auf fernere Aufla- 
gen und Ausgaben weiter kein Recht anmaaßen, als 
was ihnen in dem schriftlichen Vertrage ausdrück- 
lich vorbehalten ist. 

$. 1023. Anmerkungen zu Büchern, worauf ein 
Anderer das Verlagsrecht hat, besonders abzudru- 
cken, ist erlaubt. Mit dem Werke selbst aber kön- 
nen dergleichen Anmerkungen, ohne Einwilligung 
des Verfassers und seines Verlegers, nicht gedruckt, 
noch in den Königlichen Landen verkauft werden. 

$. 1024. Niemand darf, ohne Einwilligung des 
Verfassers und seines Verlegers, einzelne gedruckte 
Schriften in ganze Sammlungen aufnehmen, oder 
Auszüge daraus besonders drucken lassen. 

$.1025. Wohl aber können Auszüge aus Schriften 
in andre Werke oder Sammlungen aufgenommen 
werden. 

$. 1026. Neue Ausgaben ausländischer Schriftstel- 
ler, welche außerhalb des Deutschen Reichs, oder 
der Königlichen Staaten, in einer fremden Sprache 
schreiben, und deren Verleger weder die Frankfur- 
ther noch die Leipziger Messe besuchen, können 
nachgedruckt werden, in so fern der Verleger dar- 
über kein hiesiges Privilegium erhalten hat. 

$. 1027. Uebersetzungen sind in Beziehung auf 
das Verlagsrecht für neue Schriften zu achten. 

$. 1028. Das Veranstalten einer neuen Ueberset- 
zung durch einen andern Uebersetzer ist kein Nach- 
druck der vorigen. 

$. 1029. Wenn keine Buchhandlung, welche auf 
die neue Ausgabe eines Buchs ein Verlagsrecht hat, 
mehr vorhanden, und auch das Recht des Schrift- 
stellers nach $. 1020. erloschen ist, so steht jedem 
frey, eine neue Ausgabe des Werks zu veranstalten. 

$. 1030. Sind jedoch in diesem Falle noch Kinder 
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des ersten Grads von dem Verfasser vorhanden, so 
muß der neue Verleger, wegen der zu veranstalten- 
den neuen Ausgabe, mit diesen sich abfinden. 

$. 1031. Uebrigens gilt zwischen diesem neuen 
Verleger, und dem Schriftsteller, welcher die neue 
Ausgabe besorgt, alles das, was bey neuen Werken 
verordnet ist. 

$. 1032. Auch der Nachdruck solcher Ausgaben 
ist unter eben den Umständen unerlaubt, unter wel- 
chen der Nachdruck eines neuen Werks nach obi- 
gen Vorschriften nicht statt findet. 

$. 1033. In so fern auswärtige Staaten den Nach- 
druck zum Schaden hiesiger Verleger gestatten, soll 
letzteren gegen die Verleger in jenen Staaten ein 
Gleiches erlaubt werden. 

$. 1034. Wer Bücher und Werke, deren Nach- 
druck nach vorstehenden Grundsätzen unerlaubt 
ist, dennoch nachdruckt, muß den rechtmäßigen 
Verleger entschädigen. 

$. 1035. Diese Entschädigung besteht in dem Ei- 
satze des Honorarii, welches der rechtmäßige Ver- 
leger dem Verfasser bezahlt hat, und der mehrern 
Kosten, welche derselbe wegen bessern Drucks und 
Papiers, gegen den Nachdruck gerechnet, auf die 
rechtmäßige Auflage verwendet hat. 

$. 1036. Uebrigens sollen unerlaubte Nachdrücke 
in hiesige Lande, bey Vermeidung der Confiskation, 
nicht eingeführt, und unbefugte Nachdrucker nach 
näherer Bestimmung des Criminalrechts ernstlich 
bestraft werden. (Th. I. Tit. XX. Abschn. XV.) 


Zweyter Theil- Zwanzigster Titel. 

Von den Verbrechen und deren Strafen. ($$. ı- 
1577) 

Fünfzehnter Abschnitt 

Von Beschädigungen des Vermögens durch straf- 
baren Eigennutz und Betrug 

I. Verbotener Eigennutz. 

6) Büchernachdruck. 


$. 1294. Bücher, auf welche ein Königlicher Un- 
terthan das Verlagsrecht hat, soll niemand nachdru- 
cken. 

$. 1295. Hat der rechtmäßige Verleger ein aus- 
drückliches Privilegium erhalten: so hat der Nach- 
drucker eines Buchs, welchem ein solches Privilegi- 
um vorgedruckt, oder dessen Inhalt auf oder hinter 
dem Titelblatte bemerkt ist, die in dem Privilegio 
angedrohete Strafe verwirkt. 

$. 1296. a) Findet die Strafe aus einem beson- 
dern Privilegio nicht statt: so solldennoch der Nach- 
druck auf den Antrag des rechtmäßigen Verlegers 
confiscirt, und zum Verkauf unbrauchbar gemacht; 
oder dem Verleger, wenn er es verlangt, überlassen 
werden. 

$. 1296. b) Es muß aber, in diesem letztern Falle, 
der rechtmäßige Verleger, wenn er den Nachdruck 
übernehmen will, die von dem Nachdrucker dar- 
auf verwendeten Auslagen demselben auf die zu 
leistende Entschädigung anrechnen, oder so weit 
sie dazu nicht erforderlich sind, an die Strafcasse 
herausgeben. 

$. 1297. a) So weit der Nachdruck selbst verbo- 
ten ist, darf auch niemand, bey gleicher Strafe, mit 
auswärts nachgedruckten Büchern Handel treiben. 

$. 1297. b) Buchbinder dürfen des Handels mit 
ungebundenen Büchern, und bloß gehefteten Schrif- 
ten, bey Strafe der Confiscation des Werks, und des 
für schon verkaufte Exemplare gelöseten Werths, 
sich nicht anmaßen. 

$. 1297. c) Ein Verfasser kann seine für eigne 
Rechnung gedruckten Schriften zwar durch sich 
selbst, oder auch durch Andere verkaufen; es darf 
aber dergleichen Verkauf nicht in einem öffentli- 
chen Laden, und an Orten, wo Buchhändler sind, 
nicht durch Buchbinder geschehen. 

$. 1297. d) Uebertretungen dieser Vorschrift wer- 
den ebenfalls mit der Strafe der Confiscation nach 
$. 1297. b) geahndet. 
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